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Vorwort. 
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Im Leben eines Volkes pflegt eine Begebenheit aus 
der andern zu folgen, eine ununterbrochene Kette bildend. 
Zu ſorgen iſt nur, daß Störungen vermieden und ausgeglichen 
werden, wenn neue Glieder fi an die alten ſchließen. Ein 
ſtetes Meberjchauen der legteren ift dadurch bebingt. Dennod) 
wird jo bald vergeffen, was erft in jüngfter Zeit gefchah. Wie 
Wenige erinnern in Heſſen fich der denkwürdigen Ereigniffe 
von 1815 und 1816, und doch fchließen fie den Keim 
des Kampfes in ſich, der ſeitdem und bis zur Stunde dad 
Land bewegt. Ein jüngered Gefchlecht, das frifch in Den- 
jelben eintritt, findet Faum den Weg, fih in dem rüdmwärtd 
liegenden Gebiete umzuſehn, obwohl ver Kampfplag noch 
‚ der nämlidhe ift, auf dem mur die Stellung fich geändert 
hat. Dorthin möchte ich ven Blif nun lenlen, um feſten 
Fußes vorwaͤrts gehn zu können. 
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Es iſt schwer die Zeit zu befchreibeu, in ver man 
felbft gelebt, felbft zum Theil gewirfet hat; nicht leicht laͤßt 
dabei die Unparteilichkeit fich wahren, die erforderlich für 
den Gefchichtfchreiber if. Für. deſſen künftiges Werk aber 
einen Beitrag durch Zufammenftellung erlebter Thatfachen zu 
liefern, dad mag ſchon ald Beruf eined Zeitgenoffen gelten; 
wird e8 doch ein Zeugnig davon fein, in melchem Lichte 
biefem die Greignifje erfehienen find und die Veranlaffung 
geben, daß ein Anderer fie nach feiner Weife ſchildere. Bei 
folhem Unternehmen Habe ich eignen Urtheils möglichft 
mich enthalten, ſelten ſolches durchblicken, meift Die 
Thatſachen felbft nur reden laſſen, befcheide mich jedoch, 
daß aus ber äußern Form eine Critik derjelben deſſenunge— 
achtet durchſchimmern könne. Dafür aber glaube ich bür— 
gen zu können, daß ich mit Genauigkeit berichtete; vielleicht 
nicht vollſtaͤndig genug, oder mit Verkennung des richtigen 
Zuſammenhanges, aber was ich erzähle, wenn ich es nicht 
ſelbſt bloß als Vermuthung binftelle, ift ficher wahr. Min- 
deſtens fehlt .e8 mir. dafür an Belegen nicht; einen folchen 
würde ich für. ein jedes meiner Worte bringen fönnen; es 
ift die Menge verfelben zu groß, ald daß ich fie einzeln 
anzuführen vermocht, hätte. ine allgemeine Ueberficht be- 
nußter Quellen venfe ich dem Schluffe anzuhängen. 

Den Stoff, ver ſich mir darbot, wußte ich Faum zu 
bewältigen; bald fürdte ich, zu Vieles, zu Unbedeutendes 
gejchrieben zu haben, bald meine, id), nicht genug darin 
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gethan zu haben. Der Grund liegt zum Theil in dem 
Zweck der Arbeit. Auf der Oberfläche des bürgerlichen 
Lebens in Kurheffen herftreifend und feine Beziehungen 
zu audern Staaten berührend, wollte ich ven Streit 
um ſtaatsrechtliche Principien, der dieſes Land jeit 
dem Freiheitskriege durchzuckt hat, mit den. wiberftreitenven 
Anſichten über Regierung und Verwaltung veö- 
jelben, zur EFlareren Anſchauung bringen, hoffend, daß 
wenn ein Gleiche in allen teutjchen Ländern gejchieht, 
eine Worbereitung für die Staatengefchichte Teutſchlands 
geſchaffen werden Fönne Die, umfaßte Periode zerfällt 
in verjchiedene Abjchnitte; den bi8 zum Jahre 1832 reichen- 
den glaube ich als hiſtoriſch abgefchloffen betrachten zu dürfen. 
In der jpäteren Epoche ift jehmwieriger zu fcheiven, was der 
Gegenwart, was der Vergangenheit gehört; ganz beſonders 
gilt dad von dem legten, mit 1837 beginnenden, Abjchnitte. 
Da kommt fo Manches vor, was geringfügig ausfieht, und 
doch zu Großartigem fich entfalten kann; da ſcheint Anderes 
wieder von MWichtigfeit zu fein, ohne die Folgen nach ſich 
zu ziehn, die davon erwartet werden. Soll aber auf die 
Fortbildung der Einzelnheiten, die bier ſich zutrugen, eine 
genauere. Kenntniß derfelben von Einfluß werben, jo mußte 
jegt deren Befchreibung, faft zur Specialgefchichte der Land- 
tage geworben, fich anders geftalten, als wenn fie von 
jemanden in Zufunft wiederholt wird. Dabei war Die Schil- 
derung politifcher Charactere, auch Lebender, nicht zu um— 
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gehen; ſie laſſen ſich nicht von den Begebenheiten des Tages 
trennen, und — ſeine Leute ſoll man kennen; ich habe mich 
aber bemüht, dieſelbe auf die eignen Worte der handelnden 
Perfonen zu bejchränfen, gefehlt nur werde ich haben, wenn 
ih von Manchem zu Weniged oder in Bruchftücen berichtet 
haben folltee Habe ich etwa mid) felbft und mein engftes 
Heimathäland in zu vortheilhafter Kärbung gezeichnet, fo wird 
des Menfchen Eigenliebe das erflären; doch nicht? gebe ich 
fieber, als mich felbft, dem Urtheile ver Mitwelt, wie ber 
Nachwelt Preis. 
Caſſel, ven 6. Auli 1850. 


E. W. Wippermann. 
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Kurheſſen 


ſeit dem Freiheitskriege. 


» 

„Schreibt, Nachkommen, ins Denfbucy, daß nie 
noch ein Fall war, wo freie biftorijche Publicität 
geſchadet habe, und nie noch wieber ein Fall war, 
wo unterbrüdte Publicität auch nur fcheinbar ge- 
nüßt hätte.“ Spittler. 
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Kampf zwifchen Alt und Neu. 
1813 — 1815. 
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Mehr ald ein halbes Jahrtauſend lang hatte die Dynaftie 
Heinrih3 von Brabant ihre Herrfchaft in Heſſen befeftigt. Ein 
Zweig derfelben war in Heflen-Eafjel durch den Erwerb der Kur- 
würde zu Föniglichen Ehren im Jahre 1803 gelangt. Und doch 
genügten die Ereigniffe einer Nacht, um all feine Macht zu brechen. 
Marſchall Mortier durchzog mit ſechs Tauſend Franzoſen das Land 
und erſchien vor der Hauptſtadt am 31. October 1806. Anderen 
Tages war dem Kurfürſten kaum die Flucht noch möglich. Er 
begab ſich nach Itzehoe in Holſtein, dann nach Prag, nachdem er 
verfügt hatte, daß die Soldaten ſeiner Armee in ihre Cantons auf 
Urlaub zu entlaſſen ſeien. Alles ergab ſich dem franzöſiſchen General 
ohne Schwertſchlag, ohne den Berfuch einer Gegenwehr. Wo das 
möglih war, da mußten — fo follte man denken — loder die 
Bande der Staatöverwaltung fein, durch welche Fürft und Volk 
mit einander verfnüpft werden. 

Wahrhaft klaͤglich ift Das Bild, welches von derfelben „Heflen 
vor dem 1. November 1806“ gab, vieleicht übertrieben. Doch Alles 
war wie verblendet, Alles fühlte eine ängftliche Beflemmung, wie 
bei einem auffteigenden Wetter, von dem man Verderben ahnet, 
unfehlbar drohend in Bolge furchtſamen Schwanfens, halber Maaß- 
= 1* 
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regeln; immer finſterer wurde der Horizont, immer höher ſtieg bie 
fraftlofe Angft, bis endlic das Gebäude zufammen ftürzte, das die 
alten morjch gewordenen Säulen nicht mehr tragen wollten. Das 
wird von dem felbit zugegeben, Der t⸗Heſſen in ſeiner wahren 
Geſtalt“ ſchilderte. 4 

Aus kurheſſiſchen fe: Im Bereis mit andern teutfchen 
Gebietötheilen, bildete der Frieden von Tilſit dad Königreich Weft- 
phalen. An die Spike d En ſich Hieronymus Bonaparte, 
Napoleond Bruder, am 1 December 1807, und es wurde ihm 
gehuldigt. Fruchtlos fuchte nach anderthalb Jahren zu Eger in 
Böhmen der vertriebene Kurfürft ein Truppencorps zu werben; 
ohne Wirkung blieb feine gleichzeitige Proclamation an die Bewohner 
des Heffenlandes; ed mißlang hier Dörnbergs Verſuch, eine Er— 
hebung des Bolfed gegen die weftphäliiche Regierung hervorzurufen. 
Das heffiiche Fürftenthum Hanau war dem Großherzogthum Frank— 
furt zugefallen; doch vier Aemter davon, mit der Saline Nauheim, 
famen an Darmftadt. Die Niedergraffchaft Katzenellnbogen blieb 
unter franzöſiſcher Verwaltung. 

Sp hart die Kriege drüdten, in welde die Staaten des 
Rheinbundes verwidelt wurden, es geſchah dennoch viel zur Aus— 
bildung der inneren Xandesverwaltung. Die Conftitution Weſt— 
phalens fprach die Gleichheit aller Unterthanen vor dem Geſetze 
aus, hob vie Privilegien von orporationen, Städten, Fami- 
lien und Berfonen auf, zog Alle gleichmäßig zur Steuer heran, 
ficherte freie Ausübung des Gottesdienſtes allen Religions» 
gefelfchaften, verordnete die Abſchaffung der Leibeigenfchaft, führte 
ein Decimaljyftem für Münzen, Maaße und Gewichte einz ftatt 
der alten Landftände wurden neue Stände gefchaffen, gewählt 
aus den ©rundeigenthümern, ven Kaufleuten und Fabricanten, 
den Gelehrten und andern Bürgern, die fi um den Staat verdient 
gemacht hatten; Samilienräthen wurde die Beforgung der vormund- 
fhaftlihen Angelegenheiten anvertraut; das gerichtliche Verfahren 
war öffentlich nach neuen Proceßordnungen, mit Gefchwornen in 
peinlichen Fällen; eine teutiche Weberfegung des Code Napoleon 
wurde das. bürgerliche Geſetzbuch; der Lehndverband und die Reals 
laften wurden ablösbar erklärt; die Pflicht zum Militairdienft traf 
alle Claſſen der Staatsbürger; die Juftizpflege wurde von der 
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Landeöverwaltung getrennt und die Collegialität der Vermwaltungs- 
behörden durch die Wirffamfeit einzelner Beamten erfegt, denen 
aufgetragen ward, ihren Untergebenen, ftatt Weifungen im gebiete- 
rifhen Zone, den Geift und die Beweggründe der Berordnungen,- 
deren Vollziehung ihnen anvertraut fei, in väterlichen Mittheilungen 
zu enthüllen. Unter den Miniftern und Staatsräthen fanden ſich 
teutfche Männer von ausgezeichnetem Namen, Johannes von Müller, 
Leift, Wolfradt, von Dohm, Wigleben, Schmidt-Phifeldek, Bülow, 
Martens, Bocholg, VBiederfee und andere mehr; Israel Jacobſohn 
ſtand an der Spitze eines israelitiſchen Conſiſtoriums. 

Die Finanzen des Königreichs Weſtphalen waren in bedrängten 
Verhaltniſſen; die Hälfte aller Domainen war dem Kaiſer Napoleon 
zu Belohnungen für die Dfficiere feiner Armee vorbehalten; an 
zwei Millionen. Thaler gingen jährlich aus dem Lande; Einquar— 
tirungdlaften und Kriegscontributionen, mit andern Steuern von 
mancherlei Art, lagen ſchwer auf den Unterthanen; Anleihen wur« 
den erzwungen, die Staatsſchulden auf ein Dritttheil ihres Nenn- 
werthes redneirt; doch zeigte ſich Erwerb vielerwärts, am meiften 
in Gaffel, der Refidenzftadt, Hier verdrängte frangöftfches Theater 
das teutfche Schaufpiel. 

Nicht ſechs Jahre beftand diefes Reich, als es wieder zerfiel. 
Ruffifche Truppen erfchienen vorübergehend, der weftphälifchen Re- 
gierung feindlih, Ende September 1813, und Fehrten nach der 
Schlacht bei Leipzig in das Land zurüd. Ihre Generale erinnerten 
die Unterthanen an den fhuldigen Gehorfam gegen die ihnen vor: 
gefegten Behörden und gaben diefen die Weifung, ihre Amtöver- 
richtungen fortzufegen. Auch Feldmarſchall Schwarzenberg, Ober— 
befehlshaber der verbündeten Armee, erklärte es für eine irrige 
Meinung, ald ob mit deren Einrüden in das Königreich Weſtphalen 
defien Berfaffung aufgelöfet und den Königlich weſtphaͤliſcher Seits 
angeſtellten Behörden und Beamten der Gehorſam zu verweigern ſei. 

Die Staaten des Großherzogs von Frankfurt wurden von der 
verbündeten öſtreichiſch-baierſchen Armee, welche bei Hanau ſchlug, 
in Beſitz genommen, nach deſſen Erklärung, daß ſeine Miſſton als 
beendigt anzuſehen ſei, in Sequeſter geſtellt, und, mit den iſenbur⸗ 
giſchen Landen, dem Generalgouvernement des Prinzen von Hom— 
burg untergeben. Schaumburg beſetzte der Kronprinz von Schweden 
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und ordnete eine eigene Regierungscommiffion für die Verwaltung 
diefed8 Landes an. Der König von Weftphalen ließ erklären, daß 
er ſich durch den Drang der Zeitumftände veranlaßt finde, ſich von 
feinen Staaten zu entfernen, und begab darauf ſich nach Frankreich. 
Diefem Staate wurde dad rechte Rheinufer und damit Kaßenelln- 
bogen entzogen. Ein ruffiicher Obrift blieb Kommandant von Eaflel. 
Hier erfhien Wilhelm, Kurprinz von Heffen, mit lebhafter Freude 
empfangen, und mahnte die Heſſen, zum Eintritt in die Reihen 
der Streiter für Teutichlands Ehre und Unabhängigkeit bereit zu 
fein, fo bald fein Water fie dazu aufrufen würde, 

Kurfürft Wilhelm fam am 21. November nad) Eaffel; groß 
war der Zubel, ihn zu fehn; durch Menfchenhände wurde fein 
Wagen in die Stadt gezogen, mit wahrhafter Herzlichfeit feine 
Gemalin, feine Enkel und deren Mutter empfangen. Der ruffifche 
Stadtcommandant begleitete zu Pferd den Wagen verfelben. Nach 
einem Befehle ded Kurfürften vom 22. November follten die am 
1. Rovember 1806 in die Kantons beurlaubten Regimenter in ihren 
zulegt gehabten Garnifonsplägen ſogleich fich einftellen. Alle damals 
mitgenommenen Montirungdftüde, Armaturs und Lederwerf wird mit- 
gebracht, — fo lautete die Drdre eines Generals. Die Chefs der einzel- 
nen, damals beftandenen Regimenter verlangten von deren Mannfchaft, 
bei größter Strafe ſich alsbald in die alten Stundquartiere zu begeben 
und beim Regiment zu melden. Brigademajor von Menfing, eines 
Schloſſers Sohn aus Rinteln, der 1809 mit Dörnberg in Ber- 
bindung ftand, forderte im Hauptquartier zu Caſſel ſämmtliche Offi— 
ciere der Infanterie und Cavallerie, welche wieder angeftellt zu fein 
wünſchten, auf, fich beiihm zu melden und befchäftigte fich in des 
Kurprinzen Auftrage mit der Organifation eines freiwilligen Jäger: 
corps, beftimmt, zu ftreiten für die große Sache Teutſchlands und 
des Fürften der Heſſen, welches hauptfächlich aus dem Adel, den 
Schriftfäffigen, den Bürgern und Landleuten von Bildung und 
Vermögen formirt werden follte. Jedem, der in diefes Corps ein- 
tritt, wurden vorzügliche Anſprüche auf dereinftige Verforgung im 
Staate zugefagt. Die Kurfürftin, die Kurprinzeffin und ihre Töchter 
gründeten einen Frauenverein, deffen Zwed war, zu Beiträgen für 
Equipirung unbemittelter Freiwilligen aufzuforden, die reichlich ein- 
gingen; der Kurfürft ſchenkte taufend Friedrichsb’or. Am 25. No— 
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vember begab derſelbe ſich mit dem Kurprinzen nach Frankfurt, wo 
die Kaiſer von Rußland und Oeſtreich, die Könige von Preußen 
und Würtemberg verſammelt waren.. Beide beſuchten von dort aus 
Hanau; fie Fehrten am 7. December nach Caſſel zurüd, wo immer 
noch Baron von Raten rufiifcher Commandant der Stadt war. 

In Frankfurt hatte der Kurfürft, der 2,500,000 Gulden zu 
den Kriegsfoften beizutragen veriprah, am 2. December 1813 mit 
dem Kaijer von Deftreich für fi) und Namens feiner Verbündeten 
einen Vertrag geſchloſſen. Hiernach trat derfelbe von dieſem Augen» 
blide an in denjenigen Theil feiner Beftgungen wieder ein, wel- 
her mit dem Königreih Weitphalen und dem Großherzogthum 
Frankfurt vereinigt gewejen war, nebft Katzenellnbogen und den 
Salinen von Nauheim. Der Kurfürft verpflichtete fich in dieſem 
Vertrage, die Stände feines Landes in die Eonftitutionen und Pris 
vilegien wieder einzufegen, deren fie 1805 genofien, ohne daß des— 
halb Jemand ſich den allgemeinen Laften entziehen könne. 

Nun erft ſprach Wilhelm I. ald Regent wieder zu den Heffen, 
Eine Verkündigung des Kurfürften an fein Volk erfchien am 12. 
December 1813: „Zerbrochen find durch die fiegreichen Waffen der 
gegen Frankreich verbündeten Mächte die Feſſeln, welche feit lieben 
Jahren Euch, meine geliebten Unterthanen, brüdten. Der Befig 
meiner gewaltfam entriffenen Staaten ift mir wieder eingeräumt 
und durch feierliche Tractaten gefichert. Daß ihr gern unter meine 
Führung zurüdfehrt, dafür bürgt mir die den biederen Heffen immer 
eigen geweſene treue Anhänglihfeit an ihr Regentenhaus.“ Das 
waren die Worte des Kurfürften, mit denen der Aufruf zur Bolls 
endung des heiligen Kampfes für Teutfchlands Unabhängigfeit ein- 
geleitet wurde. Dabei war die vertrauensvolle Erwartung aus— 
gefprochen, daß die Unterthanen alle Abgaben, Lieferungen und 
Laften unweigerlich tragen und, bis die fremdartigen Einrichtungen 
vertilgt, die alte vaterländifche Verfaſſung wieder hergeftellt fei, den 
vorläufig beibehaltenen oder angeftellten Obrigfeiten und Beamten 
Folge feiften würden. Geit dem nämlichen Tage bedienten dieſe 
ich des Furfürftlichen Titeld und bald darauf verließ der ruffifche 
Gommandant die Stadt Eaffel, um zu einer anderen Beftimmung 
abzugeben. Es murde die zum Militärdient nöthige Mannfchaft 
von 17 bis 45 Jahren ausgehoben ; duch blieben davon die Schrift 
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fäffigen oder die Söhne derer befreit, welche nach ber vor 1807 
beftandenen Einrichtung vermöge ihres höheren Ranges einem pri: 
vilegirten Gerichtöftande unterworfen geweſen waren, aud die Be— 
wohner gewiffer Städte, welche hüherhin vom Kriegsdienite eri- 
mirt waren. Damit aber gebildeten jungen Männern, welche, von 
Vaterlandsliebe befeelt, freiwillig die Waffen ergreifen wollen , die 
Gelegenheit verfchafft werde, auf eine ihrer Erziehung angemefjene 
Weiſe unter die Zahl der Vaterlandsvertheidiger zu treten, erriche 
tete das Kriegscollegium Sügercompagnien, zu welchen die jungen 
Leute, die vorhin (vor 1807) fehriftfäfiig waren, fo wie die Söhne 
angefehener Kaufleute, Babricanten und reicher Barticuliers zuge 
laffen wurden, Sie erhielten die Zuficherung, daß in der Behand- 
lung, ſelbſt ‚bei Straffäßfen, billige Rüdficht auf ihre Verhältniffe 
genommen werben folle. So trat zuerft wieder der Standesunter- 
fchied hervor; von diefem follte die Pflicht der Waterlandeverthei- 
digung abhängig fein. Don dem Kurprinzen, als commandirendem 
General des Furheffifchen Armeecorps, wurden fpäter alle diejenigen, 
welche den patriotifchen Antrieb fühlen, dem Vaterlande in dem 
Corps der Freiwilligen zu dienen, ſich bid zu einem beftimmten 
Tage zu melden, aufgefordert, nach deſſen Ablauf fie zu gewärtigen 
haben follten, als Soldaten zur Linie oder zur Landivehr gezogen 
zu werben. So wieder wurde Zwang zum Dienen ‚und patrioti- 
fher Eifer in Berbindung gebradt. Starf war der Zudrang zu 
den Freiwilligen; die Zahl ihrer Kompagnien mußte vermehrt wers 
den. Man drängte fi überhaupt zum Kriegsdienfte. Nur die 
Leute, die bei der weftphälifchen Artillerie geltanden hatten, blieben 
in bedeutender Zahl aus; diefe follten aber nun geholt und ala 
Widerſpenſtige beftraft werden. Die Dfffciere ded Landes wurden 
aufgefordert, fich zu melden, um mit Rüdjicht auf ihre ehemalige 
Anciennetät fo viel möglich nad) ihren Graden angeftellt zu werden, 
Unbeachtet blieben demnach die militärifchen Grade, zu denen ſich 
Jemand nach 1806 durch Muth, Tapferkeit und Talent empors 
geſchwungen hatte. So gefchah es, daß ein Mann wie Dch8, der 
Bürgerfohn aus einem arerbautreibenden Lanpdjtädtchen, der ale 
gemeinet Soldat in das Militair eingetreten, aber ſchon vor 1806 
ald Brigadechef der leichten Truppen in den Adelſtand erhoben 
war, dann ald Divifiond-General bei den weftphälifchen Truppen 
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commandirte, und als General-Gapitain der Garden functionirte, 
diefer ſtets rühmlichſt ausgezeichnete Officer, der feit 40 Jahren 
in zwei Welttheilen bei allen Feldzügen gefochten hatte, daß Adam 
Ludwig von Ochs, vergebens feine Dienſte anbot. 

Dagegen wurde die bisherige Grundfteuer und die auf den 
Gewerben ruhende Batentfteuer, nebft den auf beide Steuergattuns 
gen ausgefchriebenen Zulagscentimen einftweilen für fortdauernd 
erklärt, ald notwendig zur Errichtung und Unterhaltung des vater- 
ländifhen Armeecorps, durch welches Teutſchlands Unabhängigfeit 
fichergeftellt werben folle. 

Am legten Tage des Jahres 1813 erfolgte die Aufhebung 
aller Titel, Würden, Orden und Standeserhöhungen, die während ver 
feindlichen Befegung der kurheſſiſchen Lande verliehen waren. So 
endete diefed Jahr, — unter lautem Jubel über des Kurfürften 
Rückkehr, der in Städten und Dörfern ununterbrochen fortdauerte, 
— mit dem Beginn von Beftrebungen, in alte Formen eine ver 
jüngte, vielbewegte Zeit zurüdzuführen. 

Den Geift der Unordnung und Wiverfeglichfeit gegen obrig« 
feitliche Befehle, der fich ftarf zu Anfang des Jahres 1814 in 
mehreren Gegenden zeigte, verfuchte man durch Hinweifung auf bie 
Zuficherung zu befihwichtigen, daß alle Fremdartige vertilgt 
werden folle, welches während einer fchmachvollen Zeit aufge‘ 
drungen ſei. Die Mahl» und Schlachtfteuer wurde abgefehafft, und 
zu feften Preiſen das Brennholz den Untertyanen mit Befeitigung 
der, unter der weftphälifchen Regierung üblich gewordenen, Holz 
verfteigerungen aus‘ den Staatswaldungen verabfolgt, zwei Maaß— 
regeln, die man allgemein mit Freude begrüßte. Auch der Salz 
preis wurde ermäßigt, die Stempelabgabe gemildert, die Confum- 
tionöfteuer mit veränderten Tarifen und Formen beibehalten; tod) 
war fie, gleich Holz- und Stempeltare, höher ald 1806; es blieb 
auch bei der Perſonalſteuer, jedoch, mit einer andern, die Rang- 
ordnung berüdfichtigenden, Claffification des Dienerperfonalse. Die 
sahlreiche Dienerfchaft erhielt neue Anftellungspatente und mußte 
dafür beträchtliche Taren zahlen, an vierzigtaufend Gulden in we- 
nigen Monaten. Das Wegegeld wurde in der bisherigen Höhe 
forterhoben ; Abgaben, zum Vortheile der PBoftanftalt eingeführt, 
blieben im Gebraude. Daneben lebten Steuern, die vor 1807 für 
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beſondere Zwecke beſtanden hatten, wieder, auf, wie die zur Unter⸗ 
haltung der Straf- und Kranfenanftalten. Unter den mannich— 
fachſten Namen, ald: Schuggeld, Baufuhrgeld, Fam eine Menge 
fonftiger Leiftungen zur Erhebung, welche die weftphälifche Regie: 
rung abgefchafft hatte. Die Zinscoupond der weitphäliichen Staats- 
fhuld durften nicht mehr ald Zahlung von den öffentlichen Gaffen 
angenommen werben; diefer Schuld war aljo die Anerfennung ver: 
jagt. Lediglich die altheffifche Schuld blieb anerkannt, jedoch nur 
in dem von der weftphälifhen Regierung auf ein Drittheil ihres 
Nennwerthes reducirten Betrage. Zu ihrer Verzinfung follte die 
Perfonalfteuer dienen, die man deshalb mit dem Namen einer 
Landesfchuldenfteuer belegte. Die weftphälifchen Scheidemünzen foll- 
ten nicht mehr curfiren, Das Decimalfyftem mußte, auch im 
Rechnungsweſen, wieder aufgegeben werden. Bon den rüdjtän- 
digen Abgaben, welde die weftphälifchen Behörden ausgefchrieben 
hatten, wurden die Grundfteuern bis zum Frieden gefriftet, die 
andern beigetrieben. | 

Napoleons Geſetzbuch trat außer Wirffamfeit, ebenfo die neuen 
Proceßordnungen; an deren Stelle famen die vor dem 1. Noven- 
ber 1806 beftandenen Vorfchriften der römiichen, longobarbifchen, 
teutfchen, canonifchen Rechte, mit allen den particularrechtlichen Ver⸗ 
jhiedenheiten, die fich in den einzelnen Beſtandtheilen des Landes 
Geltung zu verfchaffen gewußt hatten, und doch war ſchon im 
Jahre 1805, weil man das Bedürfniß einer einheitlichen Geſetz— 
gebung empfunden hatte, eine Gommiffion von acht Räthen bes 
auftragt, ein vollftändiges Gefegbuch für die gefammten Kurlande, 
unter dem Titel eines codicis electoralis-Hassiaci Wilhelmini, 
zu verfaffen, dabei das preußifche Landrecht zum Mufter zu nehmen 
und ſich die Beförderung dieſes Gefchäfts auf das Eifrigfte ange» 
legen fein zu laffen. Set aber wurde der privilegirte Gerichts— 
ftand für höher geftellte Perſonen zurüdgeführt, auch in Betreff der 
vormundfcaftlihen Angelegenheiten; die Familienräthe mußten 
weichen, ald dem teutichen Geifte und Sinne nicht entfprechend. 
Die Volljährigkeit wurde vom 2iten Jahre wieder auf das zurück— 
gelegte 25te Lebensjahr geftellt ; Viele, die volljährig gewelen waren, 
fielen in die Minderjährigfeit und unter eine Vormundſchaft zurüd. 
In Hinfiht der Hypothefen und der Verträge über den Erwerb 
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von Grundeigenthum Fehrte_die alte Einrichtung wieder, eine jeden- 
falls beſſere ald die weftphälifche, freilich aber mit allen den Män— 
geln, von denen auch fie nicht frei gewefen war. 

Die Batrimonialgerichtsbarfeit blieb aufgehoben, nur zu Gunften 
einer apanagirten Linie des Fürftenhaufes wurde fie wieder einge 
führt. Man fah Zuftiz und Verwaltung faft durchgängig wieder 
in’einer Behörde verfchmolzen. Mehr als dreimonatliche Freiheits— 
ſtrafe erfannte der Regent felbft; die Gerichte hatten dabei nur ein 
Gutachten. Enticheidungsgründe durften nicht mehr gegeben wer- 
den, fo wenig in Civil- als in Griminalprocefien. Alle in der 
fiebenjährigen Periode weftphälifcher Negierung vorgenommenen 
Vertußerungen der Kammergüter wurden als Schmälerungen bed 
Staatseigenthums zum Nachteil des rechtmäßigen Regenten für 
nichtig erklärt; auch die Vererbleihungen folcher Güter; eben fo bie 
Adlöfungen der Kammergefälle an Zinfen, Zehnten und Dienften. 
Die Kammerbehörde erhielt die Anmweifung, ſich in den Beſttz dieſer 
Güter zu fegen, ohne auf den Widerfprudy des Inhabers zu achten; 
unzuläffig folle e8 fein, dagegen fich durch die Einrede des bezahl- 
ten Kaufgeldes oder nüßhicher Verwendungen zu fügen. “Die 
ftattgefundene Alodificirung, der Lehne wurde für nichtig erklärt; 
daffelbe Schidfal erlitten alle Verpfändungen und fonftigen Ber: 
fügungen, welche über die allodificirten Güter von deren Befigern 
getroffen waren, Die Wiederverleihung heimgefallener Lehen, die 
von den weitphälifchen Behörden. ausgegangen war, wurde umges 
ftoßen. Der Lehnhof follte ven Beſitz diefer Güter ergreifen, uns 
angefehen des Widerfpruch8 der Inhaber. Man fah das Lehns- 
weſen ganz in die Lage zurücverfegt, in der e8 fih am 1. Novems 
ber 1806 befunden hatte. Selbft die veräußerten Mobilien, die 
fi) in den fürftlichen Gebäuden befunden hatten, mußten innerhalb 
furzer Friſt zurüdgebradht werden; die Säumigen erwartete harte 
Strafe; durh Hausſuchung follten die Effecten erforfcht werden. 
Dagegen zug man die von den weftphälifchen Behörden gemachten 
Ermwerbungen und aufgeführten Gebäude- an fich, felbft die von 
Sranzofen erworbenen ‘Brivatbefigungen; der Bruder des Kurfürften 
erhielt dad Haus eines Franzofen zum Gefchenf, dem es erft nad) 
30 Zahren von den ©erichten wieder zuerfannt worden ift. Die 
Gräfin Hefienftein hatte einen ihr vom Kurfürften geſchenkten Landfig 
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dem Könige von Weftphalen verfauft; auch diefer wurde in Beſitz 
genommen und nochmald der Gräfin Heffenftein geſchenkt. Die 
aufgehobenen adelichen Stifter traten‘ von Neuem ind Leben, die 
gefhehene Veräußerung ihrer Güter wurde für ungültig erflärt; 
die Käufer mußten fie laffen ohne Erfaß des bezahlten Kaufgeldes. 
Die Beamten, welche den weftphälifchen Behörden wegen Erhebung 
öffentlicher Gelder baare Cautionen gemacht hatten, erhielten dieſe 
nicht wieder. 

Die Gemeindeverfaffung fehrte in den früheren Stand zurüd; 
von den Rathömitgliedern verlangte man nur, daß fie im Schreiben 
und Rechnen erfahren feien; fie mußten bei der Regierung in Bor: 
Ichlag gebracht werden, ohne ein Recht der Gemeinden, fie feldft 
einzufegen; der Rath wählte den Bürgermeifter unter Leitung eines 
Staatöbeamten. Diefe Wahl bedurfte landesherrlicher Beftätigung; 
die Feftitellung des demfelben aus dem Gemeindeärar zu bezahlenden 
Gehaltes hing vom Willen des Landesherrn ab. Die Verfaffung 
der Gemeinden machte hiemit feinen Rüdfchritt in der Freiheit der 
Bewegung, die denfelben bis dahin eingeräumt war, aber geringer 
wurde bei der Gemeindeverwaltung die Zahl der Männer von 
größerer Einficht und Fähigkeit. Die bisher in Function gewefenen 
Commünemaire follten regelmäßig von den Gemeindeämtern ausdges 
fchloffen jein. 

Die Leiter und Lenfer der Staatöverwaltung waren die Räthe, 
welhe dem Kurfürften nad) ‘Prag gefolgt waren, Regierungsrath 
von Schmerfeld, jebt zum Geheimenftaatsminifter und Präſidenten 
der Regierung ernannt, und Geheimercabinetsfecretair von Schminfe; 
Geheimefriegsrath und Kriegszahlamtsdirector Buderus von Carls— 
haufen war befonderd vertraut mit den Geldangelegenheiten des 
Kurfürften; ale drei, jüngft geadelt, wurden reiche Leute; dazu Fam, 
als Geheimerftaatsminifter und Kammerpräfident, der Oberjäger: 
meifter von Wißleben, deſſen Name ftetd einen guten Klang hatte, 
fo wie der Geheimereferendarius und eheimelandfecretarius 
Rommel, der immer in hoher Achtung ftand. Geheimerftaats- 
minifter Graf von Keller, früher in preußifchen Dienften, dann 
Minifter des Großherzogs von Frankfurt, wurde, wohl nicht ohne 
Preußens Einfluß, Wilhelms I. außerordentlicher Gefandte bei den 
verbündeten Mächten und begab fich in deren Hauptquartier. Sein 
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Legationdfecretäg war Jacob Grimm, „der vorhin beim Kriegseolle⸗ 
gium geftandene Secretariatsaccefift Grimm.” Das war die Bes 
zeichnung, die man dem berühmten Grimm bei der ihm im diplo- 
matifchen Fache zu Theil gewordenen Ernennung beilegte. Man 
ließ es unbeachtet, daß er Jahre lang Bibliothefar und Staats: 
ratheauditor zu Caſſel geweſen war. Aber fo wurden bei der 
neuen Aemterbejegung alle Berfonen nad) dem Titel bezeichnet, der 
am 1. November 1806 ihnen beigelegt gewefen war. Die da- 
zwifchen liegende Zeit follte auf foldye Weiſe aus der Weltgefchichte 
verwifcht werden. In diefem Sinne wurden penftonirte Beamte 
wieder dienfttücdhtig, und Männer, die 1806 in den Staatsdienft 
noch nicht aufgenommen gewefen waren, mußten als &leven in 
den BVorbereitungsdienft. eintreten, oder wurden ganz entfernt, wenn 
fie nicht aus altheſſiſchen Provinzen ftammten; Tribunalräthe ließ 
man nur ald Affeffore: ohne Stimmredht und ohne Befoldung bei 
den Richtercollegien zu. Die feit 1806 an die Univerfität Mar: 
burg berufenen Lehrer wurden nochmals zu Profeſſoren ernannt; 
- Advocaten durften die Prarid nicht mehr betreiben, wenn fie nicht 
von Neuem ihnen geftattet wurde. Der Präſident eined Tribunals 
war wieder, wie im Jahre 1806, Juſtizrath, ein Titel für 
“ jüngere Mitglieder der Collegien. Der ältefte Rath des höchſten 
Gerichtshofes mußte die Stelle eines unteren Localbeamten ein» 
nehmen, die er vorhin beffeivet hatte. Und doc hatte der Kur- 
fürft im Auguft 1807 dem Minifterium zu Caſſel von Itzehoe 
aus > eröffnet, was die der Dienerfchaft zugemuthete Dienftver- 
pflichtung betreffe, fo müffe er folche gejchehen laſſen, es fei den 
Dienern befannt zu maden, wie er ed ihnen lediglich überlafje, 
was fie thun wollten, indem es ihm in der Lage, worin er augen« 
bliklich fich befinde, unmöglich fei, für ihr Unterfommen zu forgen, 

Das Alles gefhah unter fortgefegten Rüftungen zum Striege. 
Der Kurfürft Hatte fich im Bertrage vom 2. December 1813 vers 
pflichtet, 12,000 Mann Linientruppen und eben fo viel Landwehr 
zu ftellen. Es wurde ein mobile® Armeecorps unter dem Gom- 
mando des Kurprinzen errichtet, vier Negimenter Linientruppen, 
drei Landwehrregimenter, ein Zägerbataillon, außer den freiwilligen 
Sägern und einem freiwilligen PBionierdetachement, zwei Gavallerie- 
tegimenter, ein Artilleriecorpe. Mitte Januars 1814 waren bie 
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Dfficiere für diefe Truppen ernannt. Vorſchriftsmäßig wurde von 
den Kanzeln gepredigt, wie ed jeded biederen Teutſchen heilige 
Pflicht fei, aus DBaterlandsliebe fi freiwillig an die Reihen der 
Streiter anzufchliegen und Antheil an dem edlen Kampfe zu nehmen, 
welcher dem teutfchen Baterlande Freiheit und Unabhängigkeit vom 
fremden Soche, Sicherheit des Eigenthums, Bamilienruhe und 
Bürgerglüd wieder fchenfen werde. Die unter der Friegstüchtigen 
Mannfchaft herrichende Furcht, auch nach geendigtem Feldzuge im 
Militairdienfte zurüdgehalten zu werden, ließ man für einen Irr— 
wahn erflären, indem die Aushebungen einzig dahin gerichtet feien, 
in Bereinigung mit den verbiindeten Mächten dem teutfchen Vater— 
lande Ruhe und Selbftändigfeit für die Zufunft zu fichern. Der 
größte Theil derer, welche fi dem Kriegsdienſte weihen, fol, — 
fo wurde verfprochen, — wenn jener Zwed erreicht ift, zu feinen 
friedlichen Hütten und Familien zurüdfehren fönnen. Die Sol: 
daten der mobilen Armee würden mit ihren Weibern und Kindern 
von den laufenden Steuern befreit. Da e8 an Waffen, befonders 
an Büchfen, fehlte, fuchte man fie zu borgen, erhielt auch manche 
zum Gefchenf. Dazu fam ein Verbot der Ausfuhr aller zur Ars 
mirung und Equipirung der Soldaten dienlichen Gegenftände. Im 
Januar konnten zwei Colonnen der Truppen an den Rhein ab» 
gehen, fie bildeten das vierte teutfche Armeecorpd unter Blüchers 
Befehlen; fie zogen aus von Eaffel, nad) feierlihem Gottesdienſte 
. unter freiem Himmel, bei dem Oeläute aller Gtoden, 

Mit Kogebued Kreuzfahrern wurde dafelbit das teutiche Schau— 
ſpiel wieder eröffnet. 

In der Mitte Februars ftanden die heſſiſchen Truppen vor 
den Feftungen Thionville, Luremburg und Saarlouis, unter den 
Generalen von Dörnberg und von Müller, der 1806 mit dem 
Kurfürften das Land verlaffen hatte. Der ganze Generalſtab be- 
- ftand aus Dfficieren, die nicht in weitphäliiche Deilitairdienfte ge— 
treten waren. Es wurde der Orden vom eifernen Helm zur Aus— 
zeichnung im Kampfe für Teutſchlands Freiheit und Selbftändigfeit 
geftiftet. 

Die dritte Colonne des hefliichen Armeecorps, 9000 Mann 
ftark, mit dem Kurprinzgen ald commandirenden General, zog am 
2. März 1814 aus dem. Lande; Standarten und Bahnen, von der 
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Kurfürſtin geſtickt, von der Kurprinzeſſin gemalt, waren zuvor in 
der Kirche geweiht. Kleinere Truppenabtheilungen rückten ſpäter 
nad, hauptſächlich Landwehr. Für die Ausrüſtung der Landwehr— 
männer mit den kleinen Montirungsſtücken ſorgte theils die Kriegs— 
caſſe auf Anordnung des Kurfürſten, der dadurch einen abermaligen 
Beweis ſeiner Huld dem Lande geben wollte, theils die Freigebig— 
keit der Bevölkerung. Nachdem für die erſten Gaben zu dieſem 
Zwecke das patriotiſche Benehmen der Grafſchaf Schaumburg öffent— 
lich belobt war, folgten Alle nach, die Miniſter zuerſt, und ſelbſt 
die Dienſtmägde in den Dörfern opferten ihre Groſchen. 

Als die Truppen der verbündeten Kriegsheere in großen 
Maſſen durch das Land marſchirten, mußten dieſe auf Koſten der 
Unterthanen verpflegt werden; Kriegsfuhren waren in bedeutender 
Zahl zu leiſten. Selbſt die Pächter der Domainen mußten zur 
Hälfte ſolche Kriegslaſten tragen. Eben dieſe Leiſtungen aber 
wurden den verbündeten Mächten auf den vom Kurfürſten über— 
nommenen Beitrag zu den Kriegskoſten von 2,500,000 Gulden in 
Rehnung gebracht (©. 7.). Bon eigenen Truppen blieben im 
Lande ein Cavallerieregiment, zwei Negimenter Garde und ein 
Linienregiment Infanterie. Das waren meiftens die Veteranen 
von 1806, in der damaligen Kleidung, mit Zopf und Puder. 

Auch der Landfturm wurde aufgeboten, am 3. April 1814, 
gegliedert in Kameradfchaften, Fähnlein und Banner, mit Waibeln, 
Feldhauptleuten und Feldobriften; biß zum 60. Jahre war Seber, 
ohne Unterfchiev des Ranges, Standes und Vermögens, Mitglied 
des Landſturms und verbunden, bei eintretender Gefahr ſich per- 
fönlic zum Schuge des Vaterlandes zu ftellen. 

So ftand ed, ald die Nachricht der Einnahme von Paris er- 
ſchollz in allen Kirchen des Landes wurde das Te-Deum gefungen. 
Die Truppen fehrten im Juli in die Heimath zurück. Der Kur- 
fürft hatte ihnen feine Zufriedenheit zu erfennen gegeben, der Kur: 
prinz ihnen procamirt, daß fie Danf im Baterlande zu hoffen 
hätten. Den Freiwilligen gab die Hauptftadt ein Feſt. Die Lands 
wehr durfte zu ihren Familien zurüdfehren, mußte aber bereit 
bleiben, fich wieder zu verfammeln. Nun lief wegen Verabſchiedung 
der Soldaten eine große Anzahl von Bittfchriften ein; doch wurde 
folhe nur in dringenden Fällen zugeftanden; die Mehrzahl mußte 
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fih mit einem Urlaube begnügen, bis es möglich ſei, fle durch ent: 
behrliche junge Leute: zu erfegen. Zu dem Ende follten aber erft Can— 
tonsliften angefertigt werden, deren Koften den Gemeindecaffen zur 
Laft fielen. Die Namen der Ritter vom eifernen Helme wurden 
in den Kirchen der Gemeinden, aus deren Mitte fie ftammten, an 
eine Tafel geichrieben. 

Bald darauf reifte der Kurprinz nah Pyrmont und Berlin, 
der Kurfürft nad den Bädern von Nenndorf, deren anmuthige 
Umgebung feine Schöpfung war. Hieher auch begab fi die 
Reichsgräfin Heffenftein, eine reich gewordene Dame, ded Kurfürften 
Freundin, deren Sohn fein Flügeladjutant wurde. Durch einen Aufs 
flag auf das Salz war ihm und feinen Gefchwiltern eine Rente 
gefichert. Aus vorhandenen Eapitalien wurde eine Cabinetscaſſe gebils 
"det. An das Publicum erging dagegen ein Aufruf, freiwillige Anlehn 
je eher je lieber der Kriegscaſſe zu leiften, weil wegen der Koften, 
welche die Zufammenziehung der Truppen erfordert habe, Die herrfihaft: 
lichen Caſſen in großer Geldverlegenheit fein, und ſchleunige, kräftige 
Hülfe bedürften, folche von den VBaterlandsfreunden erwarteten. In 
Verbindung damit mochte e8 ftehen, daß Buderus von Earlöhaufen der 
Direetion des Kriegscollegium enthoben und zum Präfidenten der 
Rentcammer in Hanau beftellt, Juſtizrath Rivalier aber zum Ge— 
heimenreferendarius und Geheimenfriegsfeeretair bei der Geheimen 
Kriegscanzlei ernannt wurde. Daneben Famen Zweifel an dem 
Fortbeftehen der Landftände auf; es wurde jedoch über deren 
Fortdauer die ausdrüdlichfte Zuficherung des Kurfürften durch ein 
Ausjchreiben der Behörden ertheilt, mit der Erflärung, daß näch— 
ftend ein Landtag berufen werden würde, Zunächft aber nahmen 
die allgemeinen teutfchen Angelegenheiten die Thätigfeit in Ans 
ſpruch. Graf Keller ging als hefftfcher Gefandte zum Congreß in 
Wien, mit ihm Jacob Grimm. Lepel, ver mit in Prag gemwefen 
war, trat als zweiter Bevollmächtigter in Wien auf. Bald darauf 
begab fidy auch perfönlich der Kurfürft nebft dem Kurprinzen dahin, 
und traf dafelbit am 30. September 1814 ein. 

Hannover erwarb die Königsfrone, den Titel eines Kurfürften 
des heiligen römifchen Reichs aufgebend. Neben diefem Titel hatte 
Kurfürft Wilhelm fich feit 1814 fouverainer Landgraf von Heffen 
genannt. Daß auch er der Königswürde nachgetrachtet, jedoch Feine 
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Willfährigkeit bei dem Congreß gefunden habe, wurde von Caſſel 
aus in öffentlichen Blättern beſtritten. Auf eine Hinneigung dazu 
deutet vielleicht die Verhandlung mit Preußen vom Auguſt 1806 wegen 
Errichtung einer Conföderation des nördlichen Teutſchlands, nach 
welcher die Annahme höherer Titel und Würden einer weiteren 
Berathung vorbehalten blieb. 

Schon mit dem Ablaufe Octobers verließ der Kurfürſt und 
ſein Sohn die teutſche Kaiſerſtadt. Zwar ſollten den 1. No— 
vember die eigentlichen Congreßverhandlungen beginnen; allein 
Heſſen ſah ſich davon mit den andern kleineren Staaten ausge— 
ſchloſſen. Kräftig proteſtirte Baden für ſich dagegen; Kurheſſen 
ſtellte ſich zu gleichem Zwecke an die Spitze des Vereins von Für— 
ſten und freien Städten, welcher am 14. November 1814 darauf 
beharrte, daß das, allen teutſchen Volksſtämmen zuſtehende, 
Recht der Bundesconſtituirung auch von den Regierungen aller 
ausgeübt werde, der ein gemeinſames Oberhaupt für die teutſche Staa— 
tenverbindung mit der Kaiſerwürde hergeſtellt ſehen wollte, ſich zu 
Einſchränkungen der Souverainetät ſowohl im Innern der Staaten 
als im Werhältniß gegen Auswärtige bereit .erflärte, auch einver» 
fanden damit war, daß aller und jeder Willführ, wie im Ganzen 
durch die Bundesverfaffung, fo in allen teutfchen Staaten durch 
landftändifche Berfaffungen vorgebeugt und den Ständen ale 
Recht eingeräumt werde: die Einwilligung bei neu zu erlaffen: 
den Randesgefegen, die Berwilligung und Regulirung fämmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothwendigen Abgaben, die Mitaufficht über 
die Bermwendung der Steuern fowie die Beſchwerdeführung, ins— 
befondere bei einer Malverfation der Staatsdiener und bei ſich er- 
gebenden Mißbräuchen jeder Art. 

Badend Großherzog erflärte im December dem Wiener Con: 
greß, daß er ſich entichloffen habe, eine ftändifche Verfaſſung, 
die feinen Unterthanen diefe Rechte gewähre, dem Geifte des 
Zeitalter8 angemefjen, in feinen Staaten einzuführen. Und am 
27. December 1814 wurde in Heſſen ein engerer Landtag auf 
den 1. März 1815 zufammenberufen, um mit den Ständen 
über die wichtigften LandessAngelegenheiten zu berathen. Dem 
Stande der Bauern räumte der Kurfürft das Recht ein, zu dieſem 
Landtage Deputirte zu fenden, weil bei den veränderten Zeitvers 
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hältniffen die Gründe weggefallen feien, welche in vergangenen 
Jahrhunderten denfelben ald Leibeigene von jedem Antheil an land» 
fhaftlichen Verhandlungen ausfchlofien. Zugleich aber wurden die 
Frohnden und Dienfte, nah dem Maapftabe, wie fie 1806 geleiftet 
waren, wieder eingeführt; die Berfiherung, daß dabei der Flor des 
Aderbaues berüdfichtigt werden follte, hatte feine practifche Be— 
deutung, Mit dem neuen Jahre wurde hinfichtlid der directen 
Steuern die Berfaffung von 1806 wieder hergeftellt, für milde 
Stiftungen, Kirchen, Geiftlihe und Schullehrer die frühere Abgas 
benfreiheit beibehalten, die bei Erbleihen vertragsmäßig zugeficherte 
Befreiung von Steuern ferner zugeftanden. Alle anderen Eorporationen 
und Unterthanen follten zur Concurrenz herangezogen werden, wenn 
fie auch 1806 eine Immunität genoffen hätten, weil die Gefeße aller 
Art, wenn ein günftiger Erfolg fie begleiten foll, den Zeiten und Sitten 
angepaßt werden müßten und ed einer der eriten Grundfäße einer ver; 
nünftigen Staatdadminiftration, eines gerechten Abgabenſyſtems fei, 
daß gleiche Laften mit gleichen Schultern getragen werden. Did) 
waren die Befiger der ehemaligen eremten Güter nur zu zwei 
Drittheilen der für 1814 angefegten weftphälifchen Grundfteuer 
herangezogen, mit NRüdjiht auf die befonderen Berpflich- 
tungen, die vielen derfelben ald Bafallen oblägen, auch mit Rüd- 
fiht auf die Uebereilung und Ungerechtigkeit, die nicht ſelten 
dem für jene Güter gefertigten Steweranfchlag vorzuwerfen fei. Die 
weftphälifche Perfonalfteuer follte als Landesfchuldentilgungsfteuer, 
ohne Anerkennung irgend einer Steuerfreiheit, auch für 1815 er- 
hoben, die Zwedmmäßigfeit des Anfchlags jedoch geprüft werben. 
Alle übrigen Abgaben, welche ein fiebenjähriger Despotismus auf- 
gelegt babe, wurden als der ehrwürdigen Verfaffung des Staates 
fremd, gänzlich abgefhafft und aufgehoben. Das konnten nur die 
Zulagsheller fein, welche die weftphälif.he Regierung für vorüber: 
gehende Zwede auf Grund» und Gewerbfteuer gelegt hatte. 

Das abgelaufene Jahr hatte Alles in ein altes ausgefahrenes 
Gleis zurüdgebracht, vom Neuem das nur beibehalten, was das Volk 
unangenehm berührte. Doc mit Wärme gab daffelbe fortwährend 
eine Anhänglicpfeit an die Fürftenfamilie fund; bei jeder Gelegen- 
heit zeigte fich diefes, auch am 18. October, ald, nach E. M. Arndt’s 
Vorſchlage, Breudenfeuer zum Himmel loderten und des Kurfürften 


Lob der heffiiche Dichter erndtete, der gefungen hatte: „in Herzens» 
eintracht baltet euch zufammen; weh euch, wenn diefe Feuer nicht 
mehr flammen!", auch am Jahrestage der Rüdfehr des Kurfür- 
ften, wo auf der Forftwiefe vor Caſſel vom Volke eine junge Eiche 
in den Boden gepflanzt wurde, der das Blut der Hingerichteten 
eingefogen hatte, von denen zu früh an eine Ummälzung des poli— 
tiichen Zuftandes von Teutfchland gedacht war. 

Für Förderung des Nativnalwohlitandes hatte wenig noch ge- 
fheben können; der Kriegszuftand hinderte Das; die Behörden, 
vielgliedrig geftaltet, faft für jeden einzelnen Geſchäftszweig eine 
befondere Commifftou, waren mit ihrer eigenen Organifation bes 
Ihäftigt; die nämlichen Perſonen fungirten bei mehreren Behörden 
und doch fehlte ed an einer Einheit in der Verwaltung ; die Lan— 
descollegien fanden unter einander nicht in derjenigen nothwendigen 
Berbindung, durch welihe die Förderung der Landeswohlfahrt be- 
dingt wird; ihre Präftdenten hießen Minifter und hatten als folche 
ju repräfentiren, aber es ‚mangelte doch an einem wahren Mini- 
fterium; es bejtand zwar ein Geheimerrath, aber nur die Geheimen 
Referendare, einer für die Lands, einer für die Kriegscanzlei, hatten 
den Vortrag bei dem Regenten, Rommel für Eivisfachen, Rivalier 
für Militair-Angelegenheiten; auf diefen Vortrag pflegten die lan» 
deöherrlichen Befchlüffe zu erfolgen. ontrafignatur eines Mini— 
fter8 erſchien als eine Zufälligfeit, bald war fie vorhanden, bald 
fehlte fie. Der Aderbau vermochte nicht aufzublühen; Seuchen 
herrfchten unter Nindvieh und Pferden. Die Induftrie blieb ge— 
lähmt, auch dad Leinengewerbe, der bedeutendfte Zweig derfelben; 
bloß die während der feindlichen Decupation in Abgang gefommene 
Garn- und Haspelvifitation war vom Commerciencollegium wieder 
eingeführt worden. Der Betrieb gewiffer Gewerbe war von der 
Einlöfung einer Conceffion abhängig gemacht. Der Handel ſtockte 
noch; der Markt, den er innerhalb der Landesgrängen eingenom— 
men hatte, verengte ſich auf ein Viertheil feines bisherigen Rau— 
med. Mit dem Glanze, den die Föniglihe Hofhaltung entfaltet 
hatte, entging mancher Erwerböjweig der Hauptftadt des Landes. 
Mannigfach wurden die Gefinnungen verfehievener PBerfonen, als 
gewefener Freunde der Franzoſen, verdächtigt, bis endlich die offene 
Erklärung erfolgte, es folle auf ſolche Anklagen nicht weiter geach— 
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tet werden. Bagabunden und Diebeögefindel beeinträchtigten bie 
öffentliche Sicherheit; e8 wurde ein Landesſicherheitscommando ge— 
ichaffen, der Keim der nachherigen Gensd'armerie. Manger übers 
nahm die Polizeidirection in der Refivdenz. 

Die Gerichte mußten zwilchen neuen und erneuerten alten 
Geſetzen ſich durchwinden; der Caſſationshof verfchwand; ed wurde 
eine befondere Commiſſion niedergefegt, um die nody unerledigten 
Gaffationsfachen abzuurtheilen. Schenf von Schweinsberg, aus 
Heffens Älteftem Adel, früher Geheimerath in naffauifchen Dieniten, 
wurde Präſident ded Oberappellationdgerichts, eine glüdliche Wahl. 
Appellationsrath Duyfing erneuerte den. Verſuch, Annalen der Geſetz⸗ 
gebung, Rechtsgelehrſamkeit und Rechtspflege in den kurheſſiſchen 
Landen herauszugeben, allein ed fanden diefelben fo wenige: Abneh- 
mer, daß die Druckkoſten nicht beitritten werden konnten. Xeander 
van EB, Eatholifcher Pfarrer und Profeffor der Theologie, der 
das neue Teftament überfegt hatte, wirkte, nicht ohne Anfeindung, 
eifrig für die Verbreitung der Bibel. Strieders heſſiſche Gelehr- 
tengejchichte, ein bändereiched Werk, war ind Stoden gerathen ; 
Wachler fuchte deſſen Fortfegung zu. beginnen. Sonſt war. die 
Litteratur fpärlih und beichäftigte ſich weſentlich nur mit den 
Folgen, die an die Staatsummwälzung ſich fuüpften. 

So eine Flugſchrift des weitphälifchen Finanzminiſters Mals 
chus über die Rechte der Gläubiger ded Königreichs Weſtphalen. 
Selbit betheiligt ald Käufer fäcularifirten Kloftergutes bei Hildes- 
heim, überreichte er diefelbe dem Wiener Congreſſe; er wollte die 
weitphäliichen Domainenverfäufe, Belehnungen und Allodificationen 
aufrecht erhalten, die für Dienfte bewilligten Benftonen bezahlt, die 
gezwungenen Anleihen berichtigt, die Kautionen der Beamten eritattet 
fehn. Das veranlaßte Kurhefien, dem Congreß eine Denkfchrift zu 
übergeben. Hiernad) war Kurheflen 1806 ein neutraler Staat, 
von franzöſiſchen Truppen räuberifch überfallen, ohne daß diefer 
hoftile Zuftand zwilchen Heſſens Fürften und Frankreichs Beherrfcher 
durch einen Frieden beendigt worden fei, der weftphälifche Staats: 
haushalt ein raffinirtes Plünderungsfyftem, der Kurfürft, momentan 
in das Privatleben zurüdgetreten, doc) unabhängiger Souverain 
geblieben, im Jahre 1809 an dem Kriege zwifchen Deiterreich und 
Frankreich durch die Stellung eined Truppencorps activ betheiligt 
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geweſen, jure postliminii in feine Staaten zurückgekehrt, das 
Land von ihm wieder erobert, fein Feind jure belli vertrieben, 
der Krieg Fein Hemmniß für die Wirfungen des Eigenthums gewefen, 
das Kammergut unveräußerlich geblieben, die. Verordnung wegen 
der Lchen und veräußerten Domainen (S. 11) ein Ausfpruch 
der Gerechtigkeit, eine Wiederholung der Sanctionen, die nach dem 
Bölferrechte ftetd in Anmwendnng gebracht feien. Die heffifchen 
Activcapitalien, waren mit Erlaß eines Theiles der Schuld, von 
der weſtphäliſchen Regierung oder, nach einem Vertrage mit dieſer, 
von Napoleon eingezogen. So hatten gezahlt Medlenburg-Strelig, 
Waldeck, Iſenburg, Dettingen-Wallerftein, Löwenftein-Werthheim, 
Naffau-Ufingen und Andere. Die heififche Denkfchrift wollte hierin 
feine volftändige Zahlung an den rechtmäßigen Gläubiger er- 
blifen und vom Gongreß eine Entfheidung nad) den Grundfägen 
des weftphälifchen Friedens Art. IV. $. 47 getroffen fehn, wonad) 
nur der Beweis eined angewandten Äußeren Zwangs zur vollftäns 
digen Zahlung den Schuldner befreien fol. ine Entfchließung 
des Eongreffed erfolgte nit. Die Regierung des Großherzogthums 
Frankfurt hatte Domainen des Fürſtenthums Hanau mit einer 
Rente von 31,740 Franken einer Geſellſchaft von Banquierd in 
der Stadt Frankfurt verfauft, von denen erft ein Fünftheil des 
Kaufgelded mit 134,392 Franken bezahlt war. Sie wurden diefer 
Güter entfeßt und fuchten Schuß beim Congrefje, verlangten Ers 
fattung des gezahlten Capitals nebit Zinfen. Das hatte der Kurs 
fürft im Bertrage vom 2. December 1813 rüdfichtlid der vom 
Großherzogthum Frankfurt bewirften Domainenverfäufe zugefagt. 
Es mußten ihnen 313,083 5. 58 &r. gezahlt werden, da die 
Gongreßacte $. 41 beftimmte, daß die Käufer diefer Domainen 
deren Befig nicht aufzugeben brauchten, ehe ihnen das bezahlte 
Kaufgeld erftattet fei. 

Die nämliche Beftimmung war in einen Bertrag zwifchen 
Deftreich und Baiern vom April 1815 aufgenommen, wonad bie 
heffifchen Befigungen von Hanau mit Nachbarländern an Baiern 
übergehn ſollten. Kurheffen, von foldem Plan unterrichtet, vers 
wahrte fich fchon im März dagegen bei Oeſtreich, Preußen und 
Großbrittanien, hauptſächlich bewogen durch den großen Werth, den 
die jegige Zeit den deutlichen Zeichen einer aufrichtigen Anhäng- 


— 22 — 


lichkeit gibt, durch welche treue Unterthanen die väterliche Liebe 
ihres alten Beherrſchers (ancien souverain) belohnen. Die an— 
deren betheiligten Regierungen proteftirten nachher ebenfalld und 
der Vertrag wurde nicht in die Gongreßacte aufgenommen; nur 
deren 41. Artikel ift daraus entlehnt. Kurheſſen forderte zugleich) 
die vier Hanauer Aemter zurüd, die, 14,000 Seelen ftarf, an 
Hefien-Darmftadt gelangt waren, ohne dieſen Zweck zu erreichen, 
obwohl Darmftadt ſich zur Rückgabe gegen Entfihädigung in einem 
Bertrage mit den verbündeten Mächten am 23. November 1813 
verpflichtet hatte. 

Mit Darmftadt entftanden anßerdem Rangftreitigfeiten; bei 
Unterfihriften machten diefe fich geltend. Abwechjelung im Vorrang 
war zwifchen beiden heffifchen Linien feit ihrer Trennung nad 
Philipp des Großmüthigen Tode üblich gewefen, beftimmt dur) 
Lebensalter und Regierungdantritt der beiderfeitigen Regenten; bleis 
benden Borzug nahm Heffen-Eaffel fich mit dem Erwerb der Kur: 
würde; der Landgraf von Heffen-Darmftadt wollte durch die 1806 
angenommene, der Kurwürde wenigftend gleiche, großberzogliche 
Würde volle föniglihe Ehren und dadurd Anfpruch auf den Vor—⸗ 
fig vor Caſſel wegen der größeren Zahl feiner Unterthanen erlangt 
haben, begmügte fich jedoch mit den Alternativsgerechtfamen. Sad): 
fen-Weimard Regent nahm mit der großherzoglicden Würde den 
Titel einer königlihen Hoheit anz der Kurfürft von Heſſen-Caſſel 
folgte nach und erflärte dem Congreſſe, daß er dieſes Prädicat 
mit der Beibehaltung des Furfürftlichen Titeld verbinden wolle, 
auch das Epitheton des Allerdurchlauchtigſten und Allfergnädigften, 
um allen den bisherigen Föniglichen Ehren der Kurhäufer nachthei— 
ligen Mißdeutungen zuvorzufommen, jchägend jedes Andenken an 
die alte Verfaſſung des großen teutfchen Vaterlandes. Für viefes 
gemeinfchaftliche große Vaterland hielt Heffen Holſteins Wiedervers 
einigung erwünfcht, wichtig eine enge Verbindung Teutfchlands mit 
den Niederlanden; aber über den Vorzug, der Holftein und Luxem— 
burg aus Rüdfiht auf die Königswürde ihrer Beherrfcher zu Theil 
wurde, war der Kurfürft empfindlich, er, der noch allein den ehr» 
würdigen Eurfürftlichen Namen aus [honungswürdiger Anhänglichfeit 
am die alte Verfaffung führe, nachdem er vorher zum Lohne feiner 
Treue fieben Jahre lang feiner unvergrößerten Rande beraubt geivefen 
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ſei. Gagern erklärte dabei Luremburgs Gleichgültigkeit und Nach— 
giebigkeit, um zu bethätigen, daß man ſich mit erheblicheren Dingen 
als den Rang zu beſchäftigen habe. Das Ergebniß dieſer Zwiſtig— 
keiten war, daß jedem ſein Recht in Hinſicht des Ranges von 
Teutſchlands Fürſten vorbehalten wurde. 

Vereint mit mehren derſelben hat, wie behauptet wird, Heſſen 
gegen eine Verbindung des Königreichs Sachſen mit Preußen pro— 
teſtiren wollen; doch wird, halbamtlich, beſtritten, daß ein ſolcher 
Schritt von dieſer Seite wirklich unternommen ſei. Den Mediati— 
ſirten wollte Heſſen vier Curiatſtimmen in der Bundesverſammlung 
zugeſtanden ſehn, wünſchte überhaupt für dieſelben einen größeren 
Umfang von Befugniſſen und eine genaue Beſtimmung der höchſten 
Regierungsrechte, die ihnen entzogen bleiben ſollten. Auch für 
Erhaltung einer mittelalterlichen Stiftung, der Reichsburg Fried— 
berg, intereſſirte ſich Heſſen-Caſſel, unbeſchadet der Darmſtädter 
Souverainetätsrechte. An den Verhandlungen über die Rheinſchiff— 
fahrtsacte nahm Heſſen keinen Theil; es hatte erwartet, wegen 
ſeiner kleinen Uferſtrecke dazu eingeladen zu werden und verwahrte 
ſich gegen die Nachtheile, die aus der unterbliebenen Einladung 
entſpringen könnten, hielt aber das Ergebniß der Verhandlung für 
den allgemeinen Verkehr Teutſchlands nützlich, und unterzeichnete 
als Mainuferſtaat die Acte über die Schifffahrt auf den Nebenflüffen 
des Nheind, obwohl e8 auch in die deshalbigen Verhandlungen 
fi) thätig nicht einmifchte. | | 

Dagegen war ed Heffen, welches, gemeinfchaftlich mit. den ſäch— 
fifchen Herzogthümern, Naffau und Darmftadt, zuerft gegen Deftreich 
und Preußen die Idee ausſprach, Mainz, ftatt e8 einer Macht 
zu übergeben, als Waffenplag und Feſtung des ganzen Fünftigen 
teutfchen Bundes zu betrachten. Heſſen unterftügte auch beharrlic) 
den Borfchlag, in der Bundesacte den Ständen, außer den bereits 
erworbenen Gerechtfamen, die Mitberathung bei allgemeinen geſetz— 
fichen Verfügungen , die Bewilligung der Steuern und die gemein 
ſchaftliche Vefchwerdeführung bei dem Landesherrn zu fichern, ober 
mindeftend darin die Erhaltung der althergebrachten landftändifchen 
Gerechtfame und binnen Jahresfrift die Einführung ähnlicher in den 
Staaten, wo feine landftändifchen Verfaſſungen beftänden, zu bes 
dingen, 
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Mit den teutſchen Fürſten und freien Städten, welche ſich, 
um Teutſchlands Unabhängigkeit zu ſichern, im Jahre 1815 von 
Neuem zu einer Militairleiſtung bei Oeſtreich und Preußen bereit 
zeigten, drang auch Heſſen darauf, daß den teutſchen Staatsbürgern 
eine freie geordnete Verfaſſung durch Ertheilung gehöriger ſtaats— 
bürgerlicher Rechte geſichert werde. Es verpflichtete ſich, in dem 
abermaligen Feldzuge 7500 Mann zu ſtellen, die es freiwillig auf 
12000 Mann zu ſteigern verſprach; ſein Geſandter mahnte bei dieſer 
Gelegenheit dringend zur Einigkeit, zu unſchädlichen Gefälligkeiten 
gegen die zwei größten teutſchen Höfe, ſo abgeneigt er auch der 
Gewährung ſtaatsrechtlicher Vorzüge für die von dem Mörder 
teutfcher Wohlfahrt, dem Feinde aller gefeglichen Regierung erſchaffe— 
nen föniglichen Kronen in Teutſchland fei. 


Sieg des Alten 
1815 und 1816. 





„Butes Volt! Selbft jene schöne rubenolle 
Stleichförmigkeit deiner älteren und neueren Ge⸗ 
ſchichte entzieht dem allgemeinen regen Patriotie- 
mus eine Nahrung, die mancher biedere und minder 
aufgeflärte Boltsftamm reichlich genug in feiner 


Geſchichte finden kann," 
Spittler Gefchichte des Fürſtenthums 


Hannover, 


Es war am 1. März 1815, ald Napoleon von Elba aus in 
Frankreich landete. Das ahnete der Kurfürft nicht, ald er am 
nämlichen Tage, von den Prinzen des Haufes umgeben, die Rede 
hielt, mit der er feierlich die Verſammlung des heſſiſchen Landtags 
eröffnete. Soldy ein perfönliches Auftreten des Fürften war vor 
1806 lange nicht mehr gebräuchlich gewefen ; ed machte einen guten 
Eindrud auf die Landftände. Im Jahre 1764 waren die Prälaten 
und Ritter in voller Zahl mit einem Deputirten von jeder der 
landtagsfähigen Städte verfammelt gewefen; damals wurde zur 
Bezahlung der während des fiebenjährigen Krieges gemachten Schuld 
eine Steuer auf 36 Jahr bewilligt, von den Zahlungsterminen 
Petris und Martinifteuer genannt, die durch ftändifche Einnehmer 
erhoben wurde; der Landtagsabſchied beitimmte, daß ein engerer 
Ausfhuß der Stände, aud einer gewiffen Zahl: von Deputirten 
aller Stände, fo lange die Steuerbewilligung dauern würde, folg- 
ih bis 1800, alle ſechs Jahre zufammenberufen werden ſollte, um 
Erinnerungen gegen die Rechnungen über jene Steuererhebung zu 
machen und andere des Landes Wohlfahrt betreffende Sachen in 
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Vortrag zu bringen. In folcher Weife war ein engerer Landtag 
zulegt 1798 und dann noch einmal 1807, in Abwejenheit des Kur: 
fürften, vor dem Regierungsantritt des Königs von Weftphalen ver: 
fammelt gewefen, Prälaten und Ritter in einer Curie vereinigt. 
So auch wurden fie wieder berufen, mit Beziehung auf den Land- 
tagsabichied von 1764. 

Unter dem Präſidium des Erbmarſchalls, Freiherrn von Ried— 
efel, ftanden, in Gurien gefondert, die Ritter zufammt den Prälaten 
und die Städte; als neue Curie famen die Bauern Hinzu. Der 
PBrälaten waren zwei, ein Vorſteher der Stifter, die zur Unter: 
ftügung ritterfchaftlicher Familien aus vormaligem Kloftergut beftimmt 
find, und. der Prorector der Univerfität Marburg, Profeffor Robert. 
Der teutfche Orden war im Rheinbunde durd) Napoleon unterbrüdt 
und nicht wieder hergeftelt, die Drdensballey Heflen Fonnte daher 
nicht, wie früher, auf dem Landtage vertreten werden. Bier ehe— 
malige Klöfter, feit dev Reformation zu milden Zweden beftimmt, 
waren vordem mit Heffen-Darmftadt gemeinfchaftli, und ebenfalls 
durch einen ihrer Vorfteher unter den Landftänden zu erfcheinen 
berechtigt. Die Gemeinfchaft war vertragäieife zwifchen der darm- 
ftädter und der weftphälifchen Regierung aufgelößt; der letzteren 
fielen zwei jener Klöfter, beide jetzt Irrenanſtalten, zu; deren Vor— 
fteher Fonnten nur als Staatsbeamte angefehen werden und erfchienen 
ebenfalls nicht auf dem Landtage. Die Ritter hatten fünf Depus 
tirte; ebenfo viele die Bauern, gewählt durch die Drtövoriteher, 
unter Leitung von Staatsbeamten; die Städte acht, von den Mas 
giftraten gewählt, unter diefen ein Deputirter der Grafſchaft Kagen- 
ellnbogen. Dem Fürftenthum Hanau hatte es von je her an einer - 
Landedvertretung gefehlt, ebenfo den 1802 erworbenen mainzifchen 
Armtern. Die Grafichaft Schaumburg hatte einen befondern Land- 
tag. Zur Verhandlung mit den Ständen war der Minifter von 
Schmerfeld, ein gutgefinnter Mann, doch vorzugsweife wohl nur 
ded Geremonield wegen, auderfehn, und der Geheime Regierungs— 
rath Johannes Haffenpflug, leßterer mehr, um die Geſchäfte zu 
beforgen. Alle Berhandlungen wurden durch Correspondenz mit 
diefen Commiſſaren gepflogen, denen dielelbe jedesmal eine Depu— 
tation der Stände überbradhte. Diefe prüften alsbald die Voll» 
machten und theilten folche der Landtagscommiffion mit, welche 
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dagegen Ausftelungen machte, für deren Berichtigung die Stände 
forgten. Das aber geſchah im Laufe der Verhandlungen, nachdem 
biefe ſchon Monate lang im Gange gewefen waren Die Erörte- 
rungen über den 2egitimationdpunct hinderten nicht die Theilnahme 
der betreffenden Deputirten an den Eißungen. Der Behauptung 
der Landtagscommiffion, daß allein ihr gegenüber der Legitimationss 
punct berichtigt zu werden brauche, daß die Stände felbft folchen 
nicht zu erörtern hätten, widerfprachen dieſe. 

„Am Abend meines Lebens wird es mir eine große Beruhigung 
gewähren, wenn die Refultate diefer Verſammlung dahin führen, 
das Glück und Wohl meiner getreuen Unterthanen nicht bloß für 
jest, fondern für immer durch fefte und unumftößliche Beftimmungen 
dauerhaft zu gründen und zu fichern.“ So ſprach in der Thron- 
rede der Kurfürft. Diefe Worte ließen auf die Abficht fchließen, 
eine neue Landeöverfaffung mit den Landftänden zu verabreden. 
Auch die Stände hielten eine, das ganze Vaterland umfaffende, 
auf ein richtiges Repräfentativfyftem gegründete, der Erfahrung der 
Zeit entfprechende Landesconftitution für das zuverläffigfte Mittel 
zur Beförderung des Staatswohle. Sie fragten, ob der Entwurf 
dazu ihnen zur Prüfung vorgelegt werden würde, oder vb fie ſol— 
chen zur Genehmigung überreichen follten. 

Die Landtagscommiffion entgegnete am 18. März 1815, daß 
die Abfaffung einer Landesconftitution beruhen müffe, bis die Be— 
ſchlüſſe des Wiener Congreffed über die ftändifche Verfaffung in 
den föderativen teutſchen Staaten befannt geworden fein; dann 
follte wegen einer vollftändigen, den Sitten, Gefegen und Einrich- 
tungen des Volkes angemeffenen, die bürgerliche Freiheit für 
immer fichernden Landesconftitution mit den Ständen das Nähere 
berathen werden. Die Landtagscommiffton beftritt aber, daß eine 
folche als beabfichtigt in der Thronrede angedeutet fei; dieſe ſollte 
vielmehr nur dahin gezielt haben, die feit Jahrhunderten fortdauern— 
ven Differenzen über die ungleiche Beranfchlagung der fteuerbaren 
Objecte in den ritterfchaftlichen und landſchaftlichen Gataftern und 
über die Goncurrenz der ritterfchaftlihen und fonftigen Freigüter 
zur Aufbringuing der monatlichen Contribution in friedlichem Eins 
verftänpniffe zu enden, damit nicht die ganze Laft davon bloß auf 
Bürgern und Bauern ruhe. Erſteres zielte darauf hin, eine Spaltung 
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zwiſchen den verſchiedenen Ständen herbeizuführen; Letzteres war bes 
reits geſchehen; denn die Verordnung vom 27. December 1814 erkannte 
feine Steuerbefreiung mehr an. Nur ohne diefe follten, was den Rit- 
tern fchmerzlich fein Eonnte, die Stände mit den Rechten von 1805 
nad) dem Bertrage vom 2. December 1813 wieder hergeftellt wer: 
den, welcher von Neuem einen Staatöverband unter Kurfürft Wil- 
beim in das Leben rief. Die Stände inzwifchen beruhigten fidy 
nicht bei der VBertröftung auf den Wiener Gongreß; fie wollten 
wenigftend die erftien Grundlagen einer Gonftitution alsbald feft- 
geftellt fehn, ohne daß viefes von Außern Greigniffen und Verfü— 
gungen abhängig bliebe. Soldye Grundlagen fand man in den 
Rechten, welche Stände nad der dem Wiener Congreß am 16. 
November 1814 übergebenen Erflärung haben follten (©. 17), 
weiter aber nody in einer gänzlichen Trennung des vorhandenen 
und zu ermwerbenden Staatövermögend vom ‘Privatvermögen des 
Regenten und in ber Errichtung einer allgemeinen Staatdcaffe unter 
Mitauffidht der Stände ALS Folge davon betrachteten es die 
Stände, daß jährlich die notwendigen Staatdaudgaben einem ftän- 
diſchen Ausichuffe vorgelegt würden und daß genau beftimmt werde, 
was in die allgemeine Staatscaſſe fließen ſolle. Dahin rechneten 
fie nicht nur alle directen und indirecten Steuern, fondern auch 
das Auffommen aus den Regalien und Domainen, überhaupt Alles, 
was nicht zu dem SPBrivatvermögen des Negenten gehöre. Die 
Stände verlangten eine Zuficherung, daß nach ſolchen Grundlagen 
die neue Landedconftitution mit dem Anfange des Jahres 1816 
eintreten folle. Die Landtagscommiffton glaubte jedoch, inrich- 
tungen, welche dad Wohl eined Staated dauernd begründen ſoll— 
ten, bedürften einer fefteren und ficheren Grundlage, als bei dem 
Mangel einer allgemeinen Berfaffung Teutfchlands vorhanden fei; 
bis diefe beftimmmt fei, müſſe auch die nähere Feftfegung einer va- 
terländifchen Bonftkution ausgefegt bleiben. Doc war die Bes 
merfung hinzugefügt, daß der kurheſſiſchen Berfaffung Beftimmun- 
gen gegeben werden follten, die auf den liberalften Grundſätzen 
beruheten. 

Sn der engften Verbindung mit diefen Verhandlungen ftand 
die Erörterung über die einzige ‘PBropofition, die bei Beginn des 
Landtags an die Stände in dem nämlichen Momente gelangte, als 


Schmerfeld die Verfiherung gab, dab es des. Kurfürften einziger 
Wunjd) fei, ale Wunden zu heilen, welche eine fiebenjährige Occu⸗ 
pation dem Lande gefchlagen hätte. Dieſe Propofition forderte 
namens ded Kurfürften mehr als vier Millionen Thaler, die er 
für dad Land vorgefchoffen habe; ungefähr die Hälfte davon follte 
aus der Zeit vor 1806 herrühren, das Uebrige beftand in Koften, 
die durch Aufftellung und Unterhaltung des Truppencorps während 
des jüngiten Feldzuges, einſchließlich der im Lande gebliebenen 
Garden, Schweizer und Leibhufaren, erwachfen waren, nebit 
74000 Thlr. Auslagen, welche von der Domanialverwaltung für 
die Verpflegung fremder Truppen aufgewendet fein; die zur Kriegs 
caffe vom December 1813 bis Ende December 1814 aus den fon- 
ſtigen Eafjen mit ungefähr einer halben Million Thalern einge: 
zahlten Beträge waren an der Forderung ſchon abgezogen. Das 
neben war hervorgehoben, daß der Kurfürft den Gedanfen entfernt 
habe, das Land um eine Unterftügung wegen des auf Millionen 
zu berechnenden Schadens anzufehn, den er durch den im Fahr 1811 
Statt gefundenen ‚Brand des Schloſſes in Eaffel und die Entwen- 
dung ded Hof und Schloßmobiliard an Silber, Leinen, Gemälden 
und anderen Gegenſtänden erlitten habe. Die Stänvde verlangten, 
vor einer Erklärung auf diefe Anforderung, Feſtſtellung der zum 
Stuatövermögen ded Regenten gehörigen Objecte für immer, offene 
Darlegung der daraus fließenden Einkünfte, Einficht der Rechnun- 
gen über den Staatöhaushalt, um zu prüfen, ob ein durch neue 
Auflagen zu dedended Defieit vorhanden fei. Sie drangen auf 
eine unbedingte Aufrichtigfeit und Offenheit in allen Landesange- 
(egenheiten, als das einzige und wahre Palladium der teutfihen, 
durch den blutigften Kampf errungenen Freiheit, als Gewährleijterin 
gegen Mißgriffe und Eingriffe der Gewalthaber im Staate; fie nannten 
bei diefer Gelegenheit, nad) Roberts Anleitung, aber in völliger 
Unanimität, den Regenten und die Stände, die Repräfentanten des 
Volks, die vereint zu wandeln beftimmt feien und beide erit ale 
ein Ganzes die Repräfentation des Staats ausmachten; fie folgerten 
daraus, Daß nicht ausſchließlich von Seiten des Negenten und der 
namens deſſelben regierenden Behörden, bloß nach deren Einfichten 
und Richtungen, vielmehr daneben auch von Seiten des Bolfes 
und der Regierten gewirkt werden müſſe; fie erkannten hierin die— 
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jenigen Grundſätze, auf welche die Verhandlung jenes Landtags 
und jeder künftigen Lundesverfammlung zu bauen ſei. Verfaßt 
wurden die deßhalbigen, der Landiagsfommiffion übergebenen, Er- 
flärungen von dem ©eheimeraty von Dalwigf, Präſidenten des 
naffauischen Oberappellutionsgerichts, "früheren Cammergerichtsaſſeſſor. 
Schon war Alles genehmigt, «ld die Eurien der Städte und der 
Bauern wegen der Wichtigkeit der Grundſätze eine nochmolige uns 
befangene Prüfung wünfchten, fie erklärten aber fodann, bei der 
eriten Abftimmung unwandelbar bleiben zu wollen. Prälaten und 
Ritter eröffneten den Städtern und Bauern, daß fie diefe ihre 
Standhaftigfeit mit Wohlgefalen aufgenommen hätten. Den 
Tag darauf verlautete, daß Napoleon von Elba entflohen fei, ohne 
daß man wife, wohin er ſich gewendet habe. Die Landtagdcoms- 
miſſion fand es nicht geeignet, die aus der Lehre ded allgemeinen 
Staatsrechts abgezogenen Begriffe von Staatsvermögen auf teutjche 
Reichsländer zu übertragen; fie nannte das fremde Pflanzen, die 
auf dem heimifiten Boden wenig Gedeihen finden fönnen, weil die 
bloße Theorie Feine Rüdficht da verdiene, wo, wie in Heflen, das 
Verhältniß dur die Berfaffung bereits feftitehe Die Stände er- 
innerten zwar daran, daß dad allgemeine Staatsrecht nothwendig 
das Fundament einer jeden befonderen Staatöverfaffung fein müfle, 
und daß mit deſſen Grundfägen das vaterländifche Staatsrecht voll- 
fommen übereinftimme, da die Seltitellung des Staatövermögend 
allezeit ein Gegenftand landftändifcher Defiderien gewefen fei. Die 
Landiagscommiffton aber wollte dad Kammergut ald ein unver- 
äußerlices Fideicommißvermögen des fürftlichen Haufed darftellen, 
woraus der Hofitaat des Landesfürften, die Witthümer, die Apa— 
nagen der nachgebornen Prinzen, die Befoldung der Eivildiener- 
ſchaft und Ähnliche öffentlihe Ausgaben zu beftreiten fein, ohne 
daß Ddafjelbe irgend einer landftändifchen Mitwirkung unterworfen 
wäre. Als die Sphäre, worin ſich das jtändifte Mitwirfungs- 
recht bewegt, wurden die zur Kriegscaſſe fließenden Steuern be— 
zeichnet, indem dieſes ver Gegenfland fei, binfichtlid deſſen der 
Landesfürſt mit den Ständen zu Rathe zu gehen habe. Zweck fol- 
her Berathung follte die Frage fein, wie die der Kriegscaffe ob- 
liegenden Laften oder andere Staatdausgaben, 3. B. die Unter 
haltung des Wegebaus auf eine den Nahrungsftand der Unterthanen 


am meiften fihonende Art durch Steuern beftritten werben mögen, 
fo daß den Ständen eine Entfchließung darüber, ob überhaupt ders 
gleichen Steuern zu bewilligen feien, gänzlich abgefprochen wurde. 
Selbft eine Erforfchung der bei der Kriegscaffe verwalteten Capi— 
talien wurde den Ständen nicht eingeräumt, um controli— 
rend zu berechnen, was nah ihrem Dafürhalten durch zu vers 
wiligende Steuern vom Lande aufzubringen fei, weil jene Eupi« 
talien theild aus dem Bermögen beftänden, welches dem fürftlichen 
Haufe dur Erbfihaft und Vermählung zugefallen fei, theild durch 
die Subfidien entftanden wären, die in Staatöverträgen mit frem— 
den Mächten dem Landesfürften verfichert feien. Diefe Eapitalien 
wurden als gering dargeftellt; durch die Raubfucht der Ufurputoren 
ſollten fie faft gänzlich dahingefchwunden fein (S. 21). Dod) 
wurde verfichert, daß die noch disponibelen Refte zum Beften des 
Landes und zur Erleichterung der Unterthanen verwendet, aud) 
Beranftaltungen wegen deren geficherter Adminiftration und Er- 
haltung getroffen werden follten, ohne den Ständen geftatten zu. 
wollen, andere Auffdylüffe darüber zu verlangen. Jeder Verſuch 
diefer Art wurde vielmehr als ein Weberfchreiten der Schranken 
ihrer verfaffungsmäßigen Zuftändigfeit bezeichnet. 

Schon im Jahre 1786 hatten die Landftände behauptet, daß 
die im 17. Jahrhundert entftandene Kriegscaffe eine Staatscaffe fei; 
die Cammercaſſe nannten fie die ältere Staatöcaffe, die, wenn fie 
für Militairzwede Ausgaben beftritten habe, einen Erfag dafür nicht 
verlangen könne. Damals, bei dem Tode ded Landgrafen Briedrich, 
Baters des Kurfürften Wilhelm J., kamen aud; die Eıpitalien der 
Kriegscaffe nicht zur Theilung unter feine Erben; ein Gutachten 
Pütterd, und ein zweited von drei heffiichen Staatsbeamten abge- 
faßt, war von gleiden Anfichten ausgegangen. Im Jahre 1798 
erflärten daher die Etände, e8 wäre die Krigscaffe anerfannter 
Maapen eine Staatscaffe, welche durch die mit der Krone Eng— 
land gefchlofjenen Subfidientractaten und die Tapferkeit der heifi- 
hen Krieger die anjehnlichften Zuſchüſſe erhalten habe. Und jest 
erwiderten fie, wenn die Kriegscaſſe ald wahres Staatdeigenthum 
anerfannt werde, wobei die Mitwirfung der Stände eintrete, ſo 
feien auch alle Erjperniffe und Zuflüffe derfelben als unverkenn— 
bares Staatövermögen zu betrachten. Dahin rechneten fie nament- 
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lich die von der Krone England bezahlten und durch das Blut der 
braven Hefjen erworbenen Subfidien. Die hierdurch fowohl im 
Stammcapital ald im Zinfengenuß gewonnenen Beträge fchägte 
man auf 22 Millionen Thaler. Auch von der Cammercaſſe mit 
den dahin fliegenden Domanialrevenüen und indirecten Steuern be- 
haupteten die Stände, daß ſolche ungezweifelt zum Staatsvermögen 
gehöre; fie erblidten Anerkennung dieſes Grundfages in den eignen 
Erflärungen der Regierung über die Zwede, zu deren Erfüllung - 
jene Caſſe bejtimmt jei, da ja die Givilviener Staatsdiener feien, 
eine Staatscaſſe alfo diejenige Eaffe fein müſſe, aus der fie ihre 
Befoldung erhielten. Sie bezogen fid) dabei auf Reichögefege und 
reihscammergerichtliche Erfenntniffe. Sie beharrten deshalb, ehe 
fie auf die Bewilligung der geforderten vier Millionen Thaler ein: 
gehn wollten, auf einer Darlegung ded Staatövermögend, fowohl 
der Kriegscaſſe ald der Gammercaffe, legterer durch einen Etat ihrer 
Revenuen, der daraus fich ergebenden Ueberſchüſſe und der davon 
gebildeten Capitalien. Die Stände erinnerten daran, daß durch 
eine folche offene Darlegung des Staatsvermögens der Wahn wider- 
legt werden könne, ald ob die öffentlichen Gelder den Staatscaffen 
entzogen und in die Gabinetöcaffe (S. 16) abgeliefeit würden. 
Sie hielten eine ſolche Widerlegung gerade in jener Zeit befonders 
nothwendig, glaubten, daß gerade die damaligen politiichen Ver— 
hältnifje, wo unerwartet der Welteroberer auf franzöfifhem Boden 
erfchienen fei, dad größte Einverftändnig in der Denf- und Hand: 
lungsweije, die engfte Harmonie zwilchen dem Regenten und dem 
Volke, eine offene auf geläuterten Grundjägen beruhende Regierungs— 
methode erheijchten. Sie erklärten unummunden, daß die Gewiſ— 
fenhaftigfeit ded Kurfürften durch üble, das Gemeinwohl des Va— 
terlandes verrüdende, Rathſchläge zum offenbaren Nachtheile des 
Staated und der Regierten übereilt worden ſei. Mit Freimuth 
fprach fi der Erbmarfchall aus. Hierauf erfolgte ein Verzicht auf 
den Erſatz der Vorſchüſſe, die bis zum Ende des Jahres 1806 dem 
Lande geleijtet feien (S. 29); und den Ständen wurde angezeigt, 
daß fie von den Kräften des Staatdvermögens unterrichtet werden 
follten, nicht aus Verpflichtung, fondern aus landesväterlicher Huld 
und Zutrauen, damit den Ständen die Ueberzeugung gewährt werde, 
daß der Fall vorhanden fei, wo der Kriegscaffe mit ausreichenden 
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Berwilligungen an die Hand gegangen werden müſſe. Das ver- 
dankte man dem Minifter Schmerfeld. Doch legten die Stände 
Verwahrung dagegen ein, fich folchen Aufihluß aus Gunſt ertheilen 
zu laſſen; fie wollten darin nur die Erfüllung ihrer gerechten, auf, 
die Natur der Sache und jede ftaatsrechtliche Verfaſſung gegründeten 
Bitte erbliden. Sie eröffneten dies der Landtagscommiffion. Die 
Stände fpracdhen Feine Danffagung aus für den Verzicht auf die 
geltend gemachte Forderung, aber fie fanden darin den überzeugend» 
fen Beweis von der Gerechtigfeitäliebe ihres Regenten, welche fie 
ſtets als eine der erften Fürftentugenden verehren würden. Es 
erblidten alfo die Stände in jenem Verzicht nur die Zurüdnahme 
eined Anſpruchs, den fie nicht für begründet anfahn. Napoleon 
hatte nämlich am 5. Januar 1807 eine Kriegäfteuer von ſechs Mil 
livnen Sranfen und zu deren Bezahlung die alsbaldige Abtragung 
der Eapitalien verlangt, welche vie Einwohner des Landes dem 
Kurfürften fchuldeten. Demgemäß follte die aus dem fiebenjährigen 
Kriege herrührende Schuld des Landes getilgt werden (S. 23), 
die damals noch 1,174,794 Thlr. ftart war. Das konnte nur 
dur) ein Zwangsanlehn gefchehn. Der Kurfürft genehmigte ein 
ſolches am 16. März 1807 von Rendsburg aus, wo er in biefer 
Zeit ſich aufhielt. Nun nahmen die Stände ein Anlehn von 
1,389,733 Thlr. auf und ſtellten darüber Obligationen aus. Die 
weitphälifche Regierung erklärte diefen Betrag für eine Schuld des 
Reiches, gab darüber neue BVerbriefungen (litt. D.), reducirte foldhe 
aber auf den dritten Theil ihres Nennwerthes. Hierbei beließ es der 
Kurfürft 1814, beftimmte zur Zinszahlung die aus der weftphäli- 
ſchen Periode beibehaltene Perfonalfteuer, ließ daneben die Petrk- 
und Martinifteuer von 1845 an weiter für die Kriegscaffe zur 
Erhebung bringen. Dennod war in feinem Namen bei Beginn 
des Landtags die alte Forderung aus dem fiebenjährigen Kriege 
gegen dad Lund wiederholt worden. Schon ehe jener Verzicht auf 
die fu geftaltete Sorderung erfolgte, hatten die Stände fid) mit der 
Stage befchäftigt, ob die im Jahre 1807 contrahirte Schuld auf 
den vollen Nennwert) wieder herzuſtellen fei, Meinungdverfchieden- 
beit herrfchte mur darüber, vb die Anerkennung der Obligationen 
im vollen Werthe ſich auf alle Inhaber verfelben over bloß auf 
deren erfte Erwerber, welche fie noch befäßen, nicht auf die Käufer 
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der ſchon redueirten ausdehnen ſolle. Man neigte ſich zu einer 
Anerkennung in beſchränkterer Weiſe mittelſt Ausſtellung neuer Obli- 
gationen. Das machte thatſächliche Ermittelungen nöthig. Dieſe 
beſorgte eine beſondere Comité der Stände unter dem Vorſitz der 
Landtagscommiffton. Dazu ſchien ein Buchhalter erforderlidy; die 
Mahl der Stände fiel auf Wöhler, damals Advocat, der gewünfcht 
hatte, die Stelle eines Landſyndicus zu erhalten, falls ein folder 
bleibend angenommen werden würde. Behuf Darlegung des Staats— 
vermögend wurde den Ständen eine Ueberficht von ehemald in dem 
Belaufe von 21 Millionen Thalern bezogenen Subfidiengelvern und 
ihrer Verwendung mitgetheilt, indem dabei rühmend die Borficht 
hervorgehoben wurde, durd) welde die, mitteljt ſolcher Subſidien 
gewonnenen, Gapitalien im Jahre 1806 gerettet feien, weil ed da— 
durch dem Kurfürften möglich geworden fei, wieder unter feinen 
Unterthanen aufzutreten, ohne für feinen und feiner Familie Unter: 
halt in fieben traurigen Jahren dem Lande irgend eine Anforderung 
zumuthen zu müflen. Die Verbriefungen über diefe Gapitalien 
follten zur Sicherftelung der für die neuern Kriegs-Ausrüſtungen 
unter fehr läftigen Bedingungen erborgten Gapitalien größtentheils 
verpfändet fein, doch wurde Geneigtheit gezeigt, von den Zinfen 
den Unterthanen Unterftügung zu geben. Den Ständen aber ger 
nügte die ertheilte Declaration des Staatövermögend bei Weiten 
nicht. Obwohl am 2. Mai 1815 eine fpeciellere, in dad Detail 
gehende, Nachweiſung über dad Vermögen, bei dem Drange der das 
maligen Umftände, von der Regierung nicht zuläfiig gehalten wurde, 
wollten die Stände zunächft doch wiflen, was es für Verbriefungen feien, 
in denen das angegebene Staatsvermögen beitehe und wo folche 
verpfändet feien. Das aber wurde aus dem Grunde verweigert, 
weil ed für die Stände fein Intereſſe habe, zu willen, wer Die 
Schuldner wären und an wen die VBerbriefungen verpfändet feien. 
Sie waren der Gabinetscaffe verpfündet; zu Deren Gunſten hatte 
die Kriegscaſſe Schuldicheine über 1'/, Millionen Thaler ausgeftellt 
und verzinfete diefer jene Summe. Die Stände erflärten, fie rech- 
neten auf die Zufage, daß nicht allein das angegebene Vermögen von 
4'/, Millionen Thalern als fortbeftehend angenommen, fundern auch 
dad noch anzugebende durd eine Fare Rechnung gezeigt und 
bei defien endlicher Feititellung entweder die dazu gehörigen Ca— 
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pitalien der Staatscaſſe förmlich überwieſen, oder derſelben ein 
jährlicher feſt zu beſtimmender Jutereſſenzufluß geſichert werde. 
Die Bedürfniſſe der verfloſſenen Zeit hielten fie durch das als vor 
handen declarirte Staatövermögen vollfommen gededt, und damit 
war das Begehren abgelehnt, diejenigen Vorſchüſſe aufzubringen, 
auf deren Erſatz noch nicht verzichtet war (S. 29, 3%. Die hier 
unter begriffenen Armaturkoften fahen die Stände zwar als eine 
Laft des Landes an, welche geeignet fey, das Staatövermögen zu 
mindern, aber fie hatten mancherlei Ausftellungen gegen ven Betrag, 
wollten anch wifjen, wie hoch fi die zur Ausrüftung der Truppen 
eingelieferten freiwilligen Beiträge beliefen, (S. 6.) und nur die, 
jenige Summe anerfennen, die nad) einer vorgängigen Monirung 
ver deöhalbigen Rechnung fich als richtig ergeben würde. Der 
Kurfürft war einer foldhen Prüfung Seitens der Stände niemals 
entgegen gewefen. Er hatte die Lundtagscommiffare ſchon vor 
Eröffnung des Landtags beauftragt, den Ständen die Berechnun- 
gen über die aufgewendeten Armirungsfoften und andere das Land 
betreffende Schulden ad inspiciendum et monendum vorlegen zu 
laffen und auf die etwaigen monita die Rothdurft zu wahren. 
Doch erhielten die Stände den gewünfchten Auffchlug von der 
Landtagscommiſſion nicht. Sie wollten von allen Arten der 
Steuern und öffentlichen Abgaben, von deren Ertrag, Beſtimmung 
und Verwendung vollftändig unterrichtet fein, weil fie ohne hie 
genauefte Kenntniß der ganzen Steuerverfaffung ihrem großen Ber 
rufe fein Genüge leiften, nicht die etwaigen Bedürfniſſe zum Beften 
des Staates in jenem Fritifchen Zeitpunete bemeſſen, den fo fehr 
belafteten Unterthanen nicht ein möglichft- erträgliche® Roos zu Theil 
werden laffen und bei denfelben nicht das volle Zutrauen erweden . 
fünnten, welches der -Hauptgrundpfeiler des Staates und feines 
Regenten ſei. Die Landtagscommiffion nahm ed dagegen ale 
ein ausſchließlich landesfürſtliches Hoheitd- und Regierungsrecht 
in Anfpruch, den MUnterthanen ein möglichft erträgliches Loos 
u Theil werden zu laflen, wobei zugleich die mit andern Mächten 
geichloffenen Bündniffe in Erwägung gezogen werden müßten. 
Deshalb lehnte fie die begehrte Mitteilung über die Steuer 
verhältniffe ab. Die Stände aber erblidten hierin eine folche 
Difierenz der Anfichten und Gefinnungen, daß fie ihre Anwefenheit 
3* 
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überhaupt für unnütz erklärten, da fie über Abgaben der Unter: 
thanen nicht zu urtheilen vermögten, ehe fie über die Einnahme 
des. Staated vollftändige Notiz erlangt hätten und fich deshalb be, 
rechtigt erachteten, danad) zu frugen, fowohl was erhoben werde, 
als auch ob ſolches mit ftändifcher Einwilligung gefchehe. Erft 
auf diefe Erklärung wurde die Mittheilung der gewünfchten Nach— 
richten zugefagt. Indeſſen war bei den Landftänden der höchfte 
Grad der Verſtimmung rege geworden, fowohl wegen des Ber: 
lauf8 der Verhandlungen über Feftftelung des Staatdvermögeng, 
ald wegen des Erfolgs, den das Verlangen nad einer Landescon- 
ftitution gehabt hatte, zwei Angelegenheiten, die auf dem Landtage 
ftetö innig mit einander verwebt blieben. Ablehnende Antworten 
auf einige andere Anträge der Stände fteigerten ihr Mißbehagen 
noch mehr. Dazu Fam die Furcht, daß mit Entlaffung der Stände 
zur Herbeifchaffung von Geld, welches dieſe nicht bemilligen woll 
ten, ein Anlehn von den Unterthanen erzwungen werden möchte, 
da die Eapitalien der Kriegscaffe auf die Cabinetscaffe übertragen 
fein follten. Es verbreitete fich die Meinung, daß bei Verwaltung 
der letzteren Garlshaufen, unter dem Schuge der Gräfin Heſſen— 
ftein, die Staatdcapitalien in Gemeinichaft mit dem Haufe Roth: 
fchild zu eignem Gewinn benuge. Das Volk glaubte des Fürften 
Herz von feinen Klagen durch Carlshauſen abgezogen; er hatte 
einen Haß auf fich geladen, den die Scheiben feiner Fenfter ſchon 
empfunden hatten. Die Stände fahen das Land der Willführ 
preiögegeben, fie meinten, daß jeder Verſuch gemacht werden müffe, 
um dafjelbe aus diefem verfaffungslofen Zuftande heraus zu ziehn, 
der um fo gefährlicher fei, da er die Rechte des Negenten nicht 
minder als die Verpflichtungen der Negierten in Frage ftelle. Es 
herrfchte nur eine Stimme darüber, daß der legte Ausweg, diefes 
Ziel zu erreichen, die endliche Zuflucht zu den alliirten Mächten 
fei. Verfchieden waren die Meinungen allein darüber, ob bei diefen 
durch eine Deputation der Landftände Beſchwerde geführt werden 
folle, und die dadurch erwachfenden Koften auf die landftändifche 
Hauscafie (S. 44.) anzuweifen feien, oder ob man fich an die in 
Caſſel accreditirten Gefandten der betreffenden Höfe wenden folle. 
Der legtere Weg wurde geeigneter befunden, nachdem mit den Ge— 
fandten von Deftreich und Preußen Rüdfprache genommen war, 
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ohne daß diefe ihre Vermittlung ablehnten. Doch wurde vorerft 
beſchloſſen, noch einmal ald Ultimatum, mit Hinweifung auf bie 
Zufludt, die den Ständen übrig bleiben dürfte, die vollftändige 
Herftelung der alten Berfaffung bis zu einer neuen Landescon- 
ftitution zu fordern. 

Man bezog fich dabei auf den Bertrag vom 2. Dechr. 1813, 
wonach die Stände mit den Privilegien wieder hergeftelt werden 
follten, welche fie im Jahre 1805 gehabt hätten; man erbat Er- 
hörung vom landeöväterlihen Herzen des Kurfürften, erflärte aber, 
wenn andere Rathichläge dafjelbe ihnen verfchlöffen, gegen dieſe die 
Gerechtigkeit da fuchen zu müffen, „wo fich zu dem, was fie anfprä- 
hen, verbindlich gemacht fei.” Erwiedert wurde den Ständen, 
daß ihre verfaffungsmäßige Thätigkeit fich auf das ſtändiſche Mit- 
wirfungsrecht bei der Verwilligung allgemeiner und durchgehender 
Auflagen befchränfe, weshalb fie beveutet wurden, fich mit den 
Mitteln zur Aufbringung der Koften, die zur Unterhaltung des 
Militaird aufgewendet feien und noch aufgewendet werden müßten, 
fowie mit der Reguliruug der Landesfchulden zu befchäftigen. Miß- 
billigt wurden ihre Aeußerungen, welche Zweifel gegen die Recht: 
mäßigfeit ded in Kurheſſen beftehenden öffentlichen Zuftandes ers 
tegten und die Eintracht zwifchen Fürft und Volk ftörten. Dabei 
wurde bemerkt, zur Beſchwerde geeignet fei fo wenig die noch nicht 
erfolgte, vom Banernftande ohnehin mißbilligte, Herftelung der 
Patrimonialjurisbietion, die von Rüdfichten abhänge, welde in 
bie Staatsverhältniffe und das Wohl der Unterthanen eingriffen, 
als die Concurrenz der Rittergüter zu der Contribution und ben 
andern Staatölaften, da die im Vertrage vom 2. Dec. 1813 u 
geficherte Erneuerung der ftändifchen Einrichtungen von 1805 mit 
der Clauſel verfehn fei, daß Niemand fich dieferhalb ven gemeinen 
Laften folle entziehn Fönnen. Das traf die Rittercurie, Die ver 
geblih darauf gedrungen Hatte, daß bie Patrimonialjurisbietion 
von Neuem eingeführt werden möge, und fid) am eifrigften und 
räftigften für jenes Ultimatum intereffirt hatte. Die Stände aber 
gaben ihre Verwunderung darüber zu erkennen, daß ihnen Störung 
der Eintracht zwifhen Fürft und Wolf, fomit revolutionaire, mit 
ihrer Beſtimmung unvereinbarliche Gefinnungen vorgeworfen wer— 
den fönnten, da fie es ja gewefen feien, welche Vertrauen zwi⸗ 


[hen Fürft und Bolf und defien Repräfentanten in ihrer erften 
Declaration ald ihr höchſtes Anliegen zu erkennen gegeben hätten; 
fie glaubten, wohl fragen zu dürfen, wer zwifchen dem Fürften 
und dem Volke die Eintracht ftöre, fie oder diejenigen, bie ihnen 
fein Vertrauen entziehen, ſich zwifchen ihn und fie ftelen. Sie 
beflagten, daß bis bahin ihre Mitwirkung auf Berwilligung von 
Abgaben eingefchränft fein fole, daß fie nach der heſſiſchen Ver— 
faffung zur Zeit nicht den Antheil an der Gefeggebung hätten, 
ben jede zweckmäßige Gonftitution den Volfsrepräfentanten gewäh- 
ren folle; fie erflärten offen die Nichtachtung der Reclamation wohl 
hergebrachter, in der Verfafjung gegründeter Rechte für Berlegungen 
von Rechten, die in der alten Reichöverfaffung Schuß gefunden hätten, 
und ſolchen ohne Zweifel in dem fünftigen teutfchen Föderativſyſtem 
finden würden. Als Nechtöverlegungen bezeichneten fie die hintan- 
gefegte Mitwirfung der Stände bei den getroffenen Steuereinrich- 
tungen aller Art, die beibehaltene weſtphäliſche PBerfonalfteuer, bie 
verfafiungswidrige Erhebung der Petri» und Martiniftener, die 
ohne ihre Einwilligung erhöhte indirecte Abgabe an Chauffee- 
geld, Zöllen, Forft-, Poſt- und Stempeltaren, bie Erhebung der 
Rückſtände an weftphälifchen Steuern, die Erhöhung der Trank: 
fteuer (Confumtionsabgabe) und Branntweinbrennzinfen, den Man: 
gel ftändifcher Dbereinnehmer (S. 25), ftändifchen Berfonals bei 
dem Brandverfiherungsinftitute und eines dritten Dbervorftehers 
der Stifter, Mit diefer vom Erbmarſchall verfaßten Erklärung 
erneuerten fie ihren vorigen Antrag. Die Regierung erwiederte 
einfach, daß dieſe Gegenftände ald Mangel der öffentlichen Staats» 
einrichtung nicht angefehen werden könnten. Die Ritter für ſich 
waren noch weiter gegangen, obwohl die Städte dringend baten, 
einen folcden Schritt zu unterlaffen, der leicht ein übles Licht auf 
die biöher von den Ständen geäußerten uneigennüßigen und das 
allgemeine Befte bezweckenden Grundfäge werfen könnte. Nichts 
defto weniger begehrten die Ritter wiederholt die Herftellung der 
Patrimonialgerichtöbarfeit, mit der fie beliehen feien; fie erklärten, 
ſich nicht belehnen zu laffen und Feine Lchnbriefe auzunehmen, falle 
fie nicht bei jenem Lehnftüce gefhügt würden. Für fie hätte es, 
fagten fie, des gerühmten Zufages im dem Vertrage vom 2. Des 
cember 1813, daß Niemand den öffentlichen Laften ſich entziehn 
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ſolle, nicht bedurft, da der heflifche Adel fich niemals denſelben 
entzogen habe; aber fie beichränften jene Vertragsbeftimmung auf 
die Fälle einer befonderen allgemeinen Noth, verlangten Erem- 
tion, weil dem größeren Gutsbeſitzer fein Stand, befonders auch 
die Erziehung feiner Kinder zum Dienfte des Staates, weit mehr 
Aufwand auflege ald Anderen, während er fein Gut bei weitem 
nicht fo vortheilhaft benuge ald derjenige, der Feine oder wenige 
fremde Hülfe dabei bedürfe; fie erflärten ſich zwar geneigt, dem 
aus dem Revolutiondichwindel entfprungenen, unter der ufurpato- 
rifchen Regierung benugten Zeitgeifte nachzugeben, aber fie mein: 
ten, daß dies nur mittelft einer neuen Gonftitution, verfaffungs- 
mäßig, und mit ihrer freien Einwilligung gefchehen fünne, Bis 
dahin reclamirten fie die Befreiung von Mecife, Licent und Wege- 
geld, fowie von der mit zwei Drittheilen” aus der weftphälifchen 
Regierungszeit her beibehaltenen Grundfteuer. Hier fprachen die 
Ritter Grundfäge aus, von denen es fehwer fällt, fie in Einflang 
mit dem hohen Grad von Freiſinn zu bringen, von welchem fie 
fonft alle ihre Schritte auf jenem Landtage leiten ließen, fie, die 
offenbar die Führer und Leiter aller Eurien damals waren, unter 
denen fie fortwährend ein völliges Einverftändniß zu erhalten be: 
firebt waren. Nur einmal entftand eine Differenz, die ſich im 
Grundfage nicht ausglich. Bei der Frage, ob die Obligationen 
über die altheffiihe Schuld, welche von der weftphälifchen Regie: 
rung auf ein Drittheit veducirt war, durchgängig oder nur theil- 
weife im vollen Nennwerthe anzuerfennen fein (S. 33), entftahd in 
der Rittercurie Stimmengleichheit; die beiden andeten Burien waren 
einig, die Städte vermöge Stimmenmehrheit, die Bauern nad) 
Einhelligfeit der Stimmen; Städte und Batiern behaupteten, daß 
fonach durch Majorität der Curien ein Landtagsbefchluß zu Stande 
gefommen fei. Das wollten die Ritter nicht gelten laſſen; nach 
ihrer Meinung war nichts befchloffen, wenn nicht alle Curien einig 
wären. Bon Anfang ded Landtags an hatte man übrigens bei 
manchen Gelegenheiten zur Berathung umd Nbftimmung Plenar: 
verfammmlungen aller Gurien für zwedmäßig gehalten. Man traf 
auch jegt den Ausweg, in einer Plenarverfammlung aller Curien 
fopfweife zu ftimmen und fo eine Stimmenmehrheit im Plenum 
gelten zu lafien; aber beider Seits verwahrte man ſich, da dieſes 
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Verfahren feine Richtſchnur für andere Fälle abgeben folle. Durch 
das Hinzutreten der Bauern war der Standpunct, den Ritter und 
Landfchaft vor 1806 gegen einander einnahmen, wefentlich verrüdt. 
Das gab Veranlaffung, daß die Ritter eine weitere Beſchwerde in 
der Art fanden, wie die Buuern an den Landtagsverhandlungen 
Theil nahmen. Schon im Anfange des Landtags hatten die 
Ritter, — und damit fiimmten die Städte überein, — Ausßitel- 
lungen gegen die Legitimation der Deputirten vom Bauernftande 
gemacht, weil nicht erhelle, daß die, Gemeinden der verſchiedenen 
Diftriete durch den Drtsbeamten zufammenberufen feien, und aus 
ihrer Mitte eine gewiffe Zahl von Wahlmännern gewählt hätten, 
von denen die auf dem Landtage erfchienenen Individuen zu ihren 
Deputirten und Stellvertretern ermächtigt feien, obwohl dieſes Er- 
forderniffe wären, die einer legalen Nepräfentation nothwendig vors 
angehn müßten; fie wollten aber diefe Mängel überfehn, bis über 
die Modification der bisherigen Verfaffung und über die Verein: 
barlichfeit des, im Widerſpruch mit der letzteren, der Ritterfchaft 
und der Landſchaft beigefellten, neuen Standes mit dieſem definitiv 
entfchieden fein würde. Seht nun fanden die Ritter eine Incon— 
venienz in dem Entſtehen einer dritten Curie durch Einführung 
eines neuen Standed. Sie gaben zu, daß der VBauernftand der 
zahlreichfte, vielleicht der verdientefte um den Staat fei, fie erfannten 
es an, daß derfelbe billig in einer guten Verfaffung repräfentirt 
werde, aber fie waren der Anfiht, daß in jedem Repräfentativ- 
foftem ein dritter Stand, überhaupt mehr ald zwei Kammern, eine 
höchft nachtheilige Form fei, indem man dadurch zu der Frage, die 
fhon den vormaligen Reichdtag in Verlegenheit gefegt habe, hin— 
geführt würde, ob zwei Stände den dritten überftimmen fönnten. 
Cie äußerten die Beforgniß, daß eine Regierung verfucht werden 
fönne, eine folhe Berfaffung ald ein Mittel zu gebrauchen, um, 
ftatt des ihr erfprießlichen Gleichgewichts der Stände, aus deren 
Trennung und aus dem Mißtrauen unter denfelben Vortheile zu 
ziehen, während fie durch den Berluft des Vertrauens Aller den 
meiften Nachtheil davon empfinden würde. Deshalb verlangten 
fie die Aufrechthaltung zweier Gurien und begehrten, daß die 
Bauern mit den Städten in einer Eurie vereinigt werden follten. 
Deſſenungeachtet blieb der Hauptfache nach ftetd auf dem Land- 
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tage das gute Einvernehmen aller Ständemitglieder bewahrt. Als 
ein Deputirter der Landfchaft geftorben war, begleiteten auch 
die Ritter zu Fuß in Uniform mit Trauerflor die Leiche zum 
Grabe. 

Der Ritereurie eröffnete die Regierung, daß die Zulaffung des 
Bauernftandes zur Mitberathung über die mit den Ständen ver- 
faffungsmäßig abzuhandelnden Gegenftände ein reiner Ausfluß der 
Hoheitsrechte ſei; bei der Verſchiedenheit des unter den Ständen 
herrſchenden Intereſſe müfle e&, wie jeder Curie, fo auch dem 
Bauernftande unverwehrt fein, Specialdefiverien an den Landes: 
herren gelangen zu laffen. Unter Hinweifung auf das Benehmen 
der Städte, welche ebenfalld die Patrimonialgerichtsbarfeit verloren 
hatten, ohne deren Herftellung zu begehren, wurde der darauf ges 
richtete Antrag der Rittercurie abgelehnt. Doc, geftand die Re— 
gierung den vorbinnigen Patrimonialgerichtsheren die Hälfte der 
Geldftrafen wegen der in ihren Waldungen begangenen Foritfrevel 
zu und vereinfachte das gerichtliche Verfahren wegen Beitreibung 
gutöherrlicher Gefälle. Es ging der Rittercurie die Regierungs; 
erklärung zu, daß die bi8 zum Jahre 1806 ftattgehabte Befreiung 
der Rittergüter von der ordinairen Gontribution ſich keineswegs 
auf einen unmiderruflihen Redtstitel füge, fondern allein auf 
einem Beſitzſtande beruhe, in welchem fie der Landfchaft gegenüber 
geſchützt ſei, bis diefe eine Verpflichtung der Nitterfchaft zur Gons 
tributiondconeurreng in dem bei den Reichögerichten anhängig ges 
machten Rechtöftreite dargethban habe, daß aber bei der veränderten 
öffentlichen Lage der Dinge dieſer Zuftand der Sache augenfällig 
nidyt fortdauern fönne. ine Revifton der Gatafter wurde zwar 
für nöthig erklärt, damit in der Beranfchlagung der fteuer- 
baren Objecte feine Prägravation ftattfinde, den Ständen felbft aber 
die Schuld beigemeſſen, daß diefe Reviſion noch nicht habe gefchehen 
fönnen, weil fie der zu diefem Behufe gemachten Anforderung vom 
18. März 1815 noch nicht entfprochen hätten (©. 27.). Bis 
definitiv die Goncurrenz der Prälaten und Ritter zu den Staate- 
laften und öffentlichen Abgaben regulirt fei, folle die Entſchließung 
über die reclamirte Immunität von Aecife, Licent und Wegegeld 
ausgefegt bleiben. 

Die Ritter wandten dagegen ein, die Reviſion der Gatafter, 
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an deren Vornahme erinnert ſei, eigne ſich nicht wohl für einen 
Landtag, ſondern könne mit beſſerem und ſchnellerem Erfolge durch 
eine gemeinſchaftliche Comite bewirkt werden. Noch einmal forder— 
ten ſie die Patrimonialgerichtsbarkeit und behielten ſich vor, eine 
andere Art der Vertretung des Bauernſtandes in der neuen Con— 
ftitntion zu beantragen. 

So ftanden die Dinge, ald der Gedanke auffam, eine An— 
näherung an die Regierung durch perfönliche, theild vertrauliche, 
theild officielle Verhandlung einer landſtändiſchen Deputation mit 
den Landtagscommiffaren zu erreichen. Man mochte dabei auf die 
Mitwirkung des Minifterd von Schmerfeld hoffen, um ein günftiges 
Ziel zu erreihen Man entjchloß fi, mittelft eined Anlehens 
400,000 Thaler aufzubringen, um damit der Kriegscaffe für Die 
laufenden Bebürfniffe zu Hülfe zu kommen und die ohne Ber: 
willigung feit 1813 erhobenen Steuern bis Ende 1815 zu fancs 
tioniren, wenn dagegen die Zuficherung gegeben werde, daß die 
neue Landesconftitution nach den von den Ständen angedeuteten 
Grundzügen mit Anfang ded Jahres 1816 in das Leben treten 
fole. Die Landtagscommiffion erklärte, es folle in dem Land— 
tagsabjchiede verfihert werden, daß für Kurheffen die 
liberalfte Gonftitution erfolgen folle, fo bald die Refultate der teut- 
ſchen Eonftitution erfchienen fein würden und ſprach 800,000 Thlr. 
an, um die Forderungen ded Kurfürften zu erledigen. Haſſenpflug 
drohte dabei mit Auflöfung des Landtags, Veröffentlichung der Ver; 
handlungen zur Rechtfertigung dieſes Schrittes und Erhebung von Ab: 
gaben ohne ftändifche Berwilligung. Zu derfelben Zeit trat der Sohn 
diefes Mannes, Hans Daniel Ludwig, ein Süngling, den man 
vor Kurzem nocd in altteutfcher Tracht, mit teutſchem Schwert 
umgürtet, ald Senior von Studentenverbindungen gefehen hatte, 
als Aſſeſſor in den Juftizfenat des Regierungscollegium, dem fein 
Bater angehörte. Die Stände zögerten mit einer weiteren Erklä— 
rung in Erwartung von Nachrichten aus Wien über das Ergebniß 
des Bongrefied, auf die man am 22. Juni 1815 täglich rechnen 
zu können glaubte. Da lief die Nachricht von der Schlacht bei 
Waaterloo ein. Am Tage vor der kirchlichen Siegesfeier wurden 
die Stände an ihre Entſchließung wegen Erfaß der Armaturfoften 
erinnert, Hiervon wollten die Stände nichts mehr wiſſen, hielten 


un RR u 
fie für hinlänglich gedeckt; die Ritter wollten Alles abbrechen und 
ſelbſt eine Entlafjung des Landtags fordern; aber Robert meinte, 
es ſei Fein Dpfer zu groß, wenn man damit dem Lande eine vortheil- 
hafte Eonftitution zu verfchaffen vermöge; nicht minder wünfchten 
Städte und Bauern einen nocmaligen Verſuch zur Einigung mit 
der Regierung. Die teutfche Bundesacte war damals fchon befannt. 
Weil diefe feiner Lamdesconititution vorgreife, dad Land aber ohne 
eine zwedmäßige Verfaſſung nicht beftehn fönne, wurde noch ein— 
mul gebeten, mit ven Grundlinien einer folchen das Land zu be- 
glüden. Der Erbmarjchall erklärte zugleich im Auftrage der Stände 
confidentiell dem Minifter von Schmerfeld, daß, falls jenem An- 
trage wilfahrt würde, bie Stände bereit wären, ein anftändiges 
Dpfer zu bringen; Schmerfeld fragte nad) der Größe dieſes Opfers. 
Es geſchah dad am 28. Juni 1815. Am felbigen Tage über: 
nahmen die Stände Die Garantie für die Schulden des Kurprinzen, 
die diefer nicht zu deden vermogte, mit 300,000 Thlr., und vers 
fprachen die Zinfen davon mit 16,000 Thlr. jährlich zu bezahlen, 
bis fie der Kurprinz dur anfallendes Privatvermögen erjegen fünne, 
was der Kurfürft genehmigte. Gerade um diefe Zeit war Buderus 
von Garlöhaufen zu Caſſel eingetroffen; er hatte in die Hanauer 
Zeitung einrüden laffen, daß den Ständen frei geftellt worden fei, 
nach Belieben Perfonen zu wählen, um die Weberzgeugung von der 
Richtigkeit der Namens des Kurfürften gemachten Forderungen 
(S. 39) aus den Driginalrechnungen und ihren Belegen zu neh— 
men. Die Stände hatten den Drud ihrer Verhandlungen. befchlof- 
fen, weil fie verpflichtet feien, ihren Committenten Kenntniß davon 
zu ertheilen, died jedoch einftweilen verfchoben, vielleicht um nicht 
die noch ſchwebenden Berhandlungen zu förenz jett aber wollten 
fie durch eine amtliche, von ihnen unterjchriebene Bekanntmachung 
in der @affeler Zeitung erklären, daß die Angabe in der Hanauer 
durchgängig der Wahrheit zumider ſei. Rivalier als Cenſor ver- 
binderte deren Aufnahme. Doch erſchien fie in der Frankfurter 
Oberpofamtö-Zeitung. Das war dem Kurfürften mißrällig. Am 
1. Zuli 1815 wurden die Stände aufgefordert, fid) wegen biefer 
einfeitigen Bekanntmachung, zu. der fie nicht berechtigt feien, ftand- 
haft zu rechtfertigen; fie erwiederten, daß jeder Mann von Ehre 
befugt und verpflichtet fei, Unmwahrheiten auf eben demſelben Wege 
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als ſolche zu rügen, auf dem ſie gekommen ſeien. Am nämlichen 
Tage wurde der Landtag auf unbeſtimmte Zeit vertagt; man ſuchte 
den Grund in jenem Zeitungsartikel. Schmerfeld erklärte in Haſ— 
ſenpflugs Gegenwart, er ſei nicht Schuld an dem widrigen Aus— 
gange des Landtags. Deſſen waren von ihm die Stände überzeugt. 
Nach dem Vertagungsacte ſprachen dieſe noch die Zuverſicht aus, 
daß der Regent bald möglichſt ſie wieder verſammeln werde, um 
eine neue Verfaſſung unter ihrer Mitwirkung eintreten zu laſſen. Sie 
erklärten zugleich, daß die beſtehenden Steuern während des Jahres 
1815 fort erhoben werden könnten; beharrten aber darauf, daß für 
das Jahr 1816 keine anderen als verwilligte Steuern erhoben würden. 
Veranlaſſung zu dieſem Schritte gab ein Mitglied der Rittercurie, 
der Geheimerath von der Malsburg. Die Stände, bewogen durch 
die verfaſſungsloſe Lage des kurheſſiſchen Staates, beſchloſſen ferner, 
ehe ſie ſich trennten, bei dem bevorſtehenden allgemeinen teutſchen 
Bundestage einen Agenten anzuſtellen, um die Grundlinien einer 
dem Vaterlande angemeffenen Gonftitution zu erwirfen. Zu bie 
fem Agenten ward der Erbmarfchall, der würtembergifche Geheimes 
rath Riedefel Freiherr zu Eifenbach, erwählt und mit einer Boll: 
macht zu jenem Zwecke verfehen. Zu feiner Echadloshaltung wurde 
das landftändifcdhe Hausvermögen verpfändet, ein Gapitalftod, ber 
ſich durch die Zinfen für die Vermiethung des landftändifchen, feit 
1814 vom Kurpringen bewohnten, Haufed gebildet hatte und unter 
landftändifcher Verwaltung ftand. Nod am 2., 3. und 4. Zuli 
1815 nahmen die Landftände verfchievene Verhandlungen vor, 
wählten einen Ausfhuß, um während ihrer Abwefenheit die Ge- 
genftände zu behandeln, über die fchon abgeftimmt war, und Alles 
zu bearbeiten, was fich auf die Negulirung der Landesfchulden be— 
zieht, mit Vorbehalt einer Genehmigung der gefammten Stände. 
So endete der erfte Abfchnitt diefes Landtags, deſſen Mit— 
glieder ftetd von der feurigften Liebe zum Vaterlande befeelt waren, 
mit unbeugfamer Gonfequenz das Ziel zu erreichen fuchten, das fie 
ſich vorgeftect hatten und eine ungemein umfichtige Thätigfeit in 
der Erforfchung aller Mängel der Staatöverwaltung wie in Vor: 
fhlägen zu deren Verbefferung an den Tag legten. Ritter und 
Prälaten zeichneten fich am meiften aus; Fräftig wurden fie von 
den übrigen Eurien unterftügt, Merkwürdig war dabei der Tact, 
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mit welchem die Bauern, die zum erften Male an landftändifchen 
Verhandlungen Theil nahmen, die Anträge der übrigen Curien 
auffaßten, die Rüdfichten, die das allgemeine Landesintereſſe er- 
heifchte, zu würdigen wußten und daneben die befondere Stellung 
ihred Standes wahrten. Für Erörterung zweier Angelegenheiten, 
weldye durch die ufurpirte Macht aus ihrer vorigen Richtung heraus— 
geriffen fein follten, bot die Regierung den Anlaß, für die bürger- 
liche Verfafiung der Juden und für dad Zunftwefen. In Betreff des 
legteren wurde jedoch fpäter ihr Gutachten unnöthig erklärt; über 
erftere ein foldyes zu ertheilen, unterliegen die Landflände. Bon 
diefen aber waren die mannigfachften Gegenftände angeregt. 

Erbprinz Friedrich, nachheriger Landgraf, des Kurfürften Vater - 
(S. 31), hatte‘ 1754, als er fich zum römiſch-katholiſchen Glauben 
befannte, die Verſicherung gegeben, daß nur Anhänger der reformirten 
Eonfeffton bei Befegung der Staatdämter berüdfichtigt werben follten. 
Die Ritter wünfchten diefed bei dem onfiftorium ferner beachtet 
zu fehen, hielten bei anderen Dienftzweigen die Aufhebung des 
Religionsunterfchiedes nöthig; Städte und Bauern wollten jedoch 
vorher das Refultat ded Wiener Congreſſes abivarten, indem fie 
glaubten, daß die teutfche Bundesacte Beftimmungen darüber ents 
halten würde. | 

Man drang auf Verbefferung der Gefängniffe und der mangel: 
haften Berwaltung der Bolicei, wollte die Theilnahme von Militair- 
perfonen an den Berhandlungen der PBoliceicommiffton und jede 
Strafgewalt diefer Behörde entfernt willen; die Juſtiz allein follte 
ftrafen dürfen. Bon der Regierung aber wurde dem Anfinnen der 
Stände wegen der definitiven Errichtung eines Landesſicherheitscorps 
von 200 Mann mit Befoldungen, beffer wie die für das Militair, 
als überflüffig und zu Eoftipielig widerfprodden. Das ftehende Heer 
wollten die Stände im Frieden auf 5000 Mann eingefchränft, bie 
ungemefjene Dienftzeit auf 5 bis 8 Jahre firirt, während des Ur- 
laubs die Soldaten der Eivilobrigkeit unterworfen fehn. Die Bauern 
wünfchten auch Zuläffigfeit der Stellvertretung, von der jedoch die 
. Städte verberbliche Mißbräuche befürchteten. Cine den Geſchäfts— 
gang der Staatsverwaltung erleichternde Territorialeintheilung kam 
ebenfalls in Antrag, Bornämlich aber fehnte man fih nach einem 
in foftematifcher Ordnung und teutfcher Sprache abgefaßten allge 
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meinen Geſetzbuche, deſſen Entbehrung für den fühlbarſten aller 
Mängel in der Juſtizverwaltung angeſehn wurde; man wünſchte 
eine Commiſſion von fünf Verſonen, die ein ſolches ausarbeiten 
jollte, mit Benugung der Mufter, die Deftreihd, Preußens und 
Frankreichs Gefegbücher lieferten; man erwartete davon größere Bol: 
fommenheit, wenn ed zunächſt ald Entwurf gedruckt würde, um 
die Stimme des Bublicum darüber zu hören. Auch eine neue bür— 
gerliche Proceßordnung wurde für nöthig erachtet; man erfannte in 
diefem Betracht die Vorzüge der weftphälifchen vor der heffifchen 
Einrichtung an, ohne jene für die vorzüglichtte aller Proceßordnungen 
zu erachten; man beftritt die Bedenflichkeiten, die gegen einen münd- 
lichen Vortrag. der Parteien und Anwälte hin und wieder gehegt 
würden; man hielt die Mittheilung von Entfcheidungsgründen durch 
die Gerichte nöthig; für das Haupterfordernig einer guten Juſtiz— 
verwaltung wurde aber deren Trennung von der Verwaltung und 
eine reichliche Befoldung des Juſtizperſonals erklärt. Auch die Ab— 
faffung eines allgemeinen peinlichen Gefegbuches Fam zur Sprache, 
ebenfo eine Revifion der peinlichen Gerichtsordnung. Die Bifitation 
der unteren Gerichte wollte man jährlich, die der oberen in jedem 
dritten Jahre vorgenommen wiſſen. Für die Befeßung des Ober: 
appellationsgerichts forderte man die Beobachtung alles deſſen, was 
bei Befegung ded Reichdfammergerichts, an defien Stelle daffelbe 
getreten fei, üblich gewefen wäre, namentlich das Präſentationsrecht 
der Landitände, Mitwirkung derfelben bei der VBifitation und genaue 
Prüfung der Adpiranten.- Man begehrte endlich Aufhebung ver 
Sporteln bei den unteren, Verminderung bei den oberen Gerichten, 
Beſeitigung der Eivilgerichtöbarkeit des Conſiſtorium, des Kriegs— 
colfegium , des Hofgerichtd und mancher anderen befonderen Gerichtö- 
ftellen, Ueberweifung der Betätigung von Berträgen über Grund- 
eigenihum der Schriftfäfftgen an die Untergerichte. Malsburg ift es, 
dem die Ehre gebührt, folche durchgreifende Verbefferungen der heffifchen 
ZJuftizpflege angeregt zu haben, um für Diefelbe das biöher verdiente 
Lob, eine der beften in Teutſchlaud zu fein, für immer zu erhalten. 
Ale erfannten das Bedürfniß einer Reform in der Juftigpflege ; Die Frei- 
herrn von Heydwolf, Dallwigk, Rau zu Holzhaufen unterftügten eifrig 
jene Vorſchläge, vorzugsweiſe in: Beziehung auf die Strafrechtöpflege 
und,die Schöpfung eines auch in dieſer unabhängigen Richterſtandes 


Mit lebhaften Farben fihilderte Robert den traurigen Zuftand der 
Unterrichtsanftalten, den er als die Urfache anfah, warum der Bewohner 
des heflifchen Landes im Verhältniſſe zu feines Gleichen in anderen 
teutfchen Staaten auf einer niederen Stufe geiftiger und fittlicyer 
Eultur ftehe. Er verlaugte ftaatsrechtlihe Bildung aller Claſſen 
von Staatöbürgern; er deutete den Weg an, diefe zu erreichen und 
mit allgemeinem Beifall wurden feine Vorfchläge von den Land» 
ftinden aufgenommen, von diefen der Regierung empfohlen. Mit 
ihm vereint drangen die Städte darauf, daß die Zulaffung zur 
Landesuniverfität von Fähigkeiten, Worfeuntniffen und fittlichem 
Betragen, nicht mehr, wie bisher, von der Rangorbuung der Eltern 

abhängig gemacht werden möge, Einer Ausdehnung der Handels- 
freiheit, einer Erleichterung der Ausfuhr inländifcher Erzeugniffe 
einer Aufhebung der Binnenzölle, einer Ermäßigung des Licenttarifs 
und der Accife wurde das Wort geredet. Auf die unter dem Ge— 
finde eingeriffene Sittenlofigkeit, auf die Nothwendigkeit einer Revi— 
fion der Fenerordnungen, wie der Maaßregeln zur Berhütung des 
Ertrinfend wurde aufmerfjam gemadt. Für die Srrenanftalten, die 
nur zur Verwahrung der Geifteöfranfen dienten, wurde eine, auf 
deren Heilung abzwedende, ärztlihe Behandlung gewünfct. 

Ermäßigung der Holzpreife in den Staatswaldungen erreichten 
die Bauern auf ihren Antrag; ohne Erfolg blieb dagegen ihr Defi- 
derium wegen gleichmäßiger Vertheilung ver dem Staate zu leiftenden 
Dienfte (Landfolgen) mittelit Gewährung einer Vergütung für die— 
jelben, wegen Abſchaffung aller ungemefjenen gutöherrlichen Frohn—⸗ 
ben, die man als Leibeigenfchaft bezeichnete, wegen Ablöfung ver 
gemeſſenen Dienſtpflicht, wie der Zind- und Zehntpflicht nach gefeg- 
lich feitzuftellenden Grundſätzen. Die unter landftändiicder Garantie 
im Jahre 1767 gegründete Beuerverficherungsanftalt follte fiatuten- 
mäßig durd) vier vom Landesherrn zu beftellende Beamten, deu 
Bürgermeifter von Caſſel, ald Chef der Städtecurie, und zwei 
ritterfchaftlihe innehmer (S. 25) verwaltet werden, welche zur 
gleich die Beiträge. für Die Anftalt zu erheben hatten, Diefe waren 
verdrängt, die Verwaltung fand unter fieben vom Landesherrn ers 
nannten, aus jener Gafle befolpeten Beamten, die daneben andere 
Stellen im Staatsdienſte befleideten. Auf Ermäßigung diefer Zahl, 
auf vollftändige Herftellung des alten verfaffungsmäßigen Zur 
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ftandes drangen die Stände vergebens; doch wurden auf ihr Begeh- 
ren die Rechnungen über die Caſſe ihnen vorgelegt, um Dagegen 
Erinnerungen zu ftellen. Kurz, ed war faum ein Zweig ber feit 
1813 neu gefchaffenen Staatöverwaltung, für den man nicht Aende— 
rungen und Verbefferungen nothwendig, nüßlich, mindeftend wüns 
ſchenswerth gehalten hätte. 

War ed die Beftimmung des Jahres 1814 geweſen, faft alles 
bis dahin Beftandene umzuwälzen und auf einen verſchwundenen 
Standpunkt zurüdzuführen, fo machte fich fchon im Jahre 1815 
das Beftreben Luft, viele der Inftitutionen, wenn auch mit Mo- 
dalitäten, wieder eingeführt zu fehen, unter denen man fieben Jahre 
fang gelebt hatte; von den Älteren Einrichtungen dagegen. fehnte 
man fich gerade- nad) denen, die 1814 nicht wieder aufgefrifcht 
waren. Man muß fehr unbehaglidy fich gefühlt haben, daß fo 
umfaffende Pläne in einer Periode erörtert werden Fonnten, 
wo man hinlänglih ſich mit den Vorbereitungen zu beſchäftigen 
hatte, um den mächtigen Äußeren Feind von den Graͤnzen des 
teutſchen Vaterlandes abzuhalten, deſſen Staaten leicht durch ihn 
noch einmal den ſtärkſten Erſchütterungen hätten ausgeſetzt werden 
können. 

Als die Nachricht von Napoleons Einzuge in Paris erſcholl, 
wurden die Ritter von einer Deputation der Städte und Bauern 
begrüßt, mit dem Vorſchlage, die kräftigſten Maaßregeln zur 
Landesvertheidigung zu nehmen; die Stände baten einſtimmig 
die Regierung, hierfür die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, 
10,000 Mann, halb Landwehr, zu den verbündeten Truppen 
zu ftellen, den Landfturm zu organifiren und über alle fremden oder 
einheimifchen gefährlichen PBerfonen zu wachen, da ed an fremden 
Aufwieglern nicht fehlen werde und felbft der vaterländifche Boden 
nicht von Menfchen rein fei, die vielleicht ihr Heil in neuen Um- 
wälzungen fuchten, wenigftend durch unüberlegte Aeußerungen zu 
Gunften des Feindes die gute Stimmung der Unterthanen unter— 
graben möchten. Der Kurfürft danfte für die patriotifchen Ge— 
finnungen der Stände mit der Erklärung, daß für des Landes 
Eicherheit nad) Außen und im Innern die nöthigen Maaßregeln 
ergriffen fein. Es wurde regelmäßig allen aus Sranfreich kommen— 
den Berfonen der Eintritt in das Land verweigert; Päſſe ertheilte 
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man nicht zur Reife dahin. Wer durch Neden oder Handlungen 
Anhänglichfeit an Napoleon Bonaparte oder die in Heffen beftans 
dene ufurpatorifhe Herrfhaft und Theilnahme an deren Sache 
zeigen würde, fullte ald der Sicherheit des Staates gefährlich, vers 
haftet und ald Verbrecher nah den Geſetzen behandelt werben. 
Otto von der Malsburg, früher Ehrenftallmeifter des Königs von 
Weftphalen, von diefem in den Grafenftand erhoben, wurde in 
Haft genommen. Er hatte, faft unwillführli, den Ausbruch 
von Dörnbergd Jnfurrectionsverfuchen angezeigt. Sein Oheim, 
der General von Gohr, vermittelte die Freilaffung, die fich in eine 
Verbannung auf feine Güter und bier in eine polizeiliche Webers 
wahung umwandelte. Aehnliches Schidfal hatte Auguft von 
Zrott, der früher ald Präfect des Werradepartementd von der 
Theilnahme an jenen Infurrectiondverfuchen abgemahnt hatte, Würs 
tembergd nachheriger ©efandter am Bundestage, wie am fur: 
beffifhen Hofe. Die Regierung erflärte einem von den Ständen 
zu entwerfenden Plane über die Organifation des Landfturms ent 
gegenfehen zu wollen. Diefe drangen auf Ausgleichung der Kriegs— 
laften, um PBrägravation der einen Gegend des Landes vor der 
anderen zu verhüten; fie hielten, damit man fich des allgemeinen 
Zutrauend defto gewiffer verfichern möge, die Errichtung einer 
ſtändiſchen Commiffton zur Erhebung und Vertheilung der für 
jenen Zwed zu gewährenden Entfchädigungsgelder mit einer durch) 
den Drud zu veröffentlichenden Verwendungsnachweiſung zweckmäßig. 
Auf eine ſolche ſtändiſche Wirffamfeit wollte die Regierung nicht 
eingehen, räumte jedoch den Ständen ein, daß einige Glieder aus 
ihrer Mitte an den Gefchäften der ſchon beftehenden Truppenver- 
pflegungscommifjton Theil nehmen Fönnten, welde dafür forgen 
ſolle, vaß bei den Kriegdlaften fein Ort vor dem anderen prä 
gravirt werde. Das genügte den Ständen, namentlich den Bauern 
nicht, welche die Verwaltung des Verpflegungsfonds für die Dis- 
pofition der Landftände reclamirten. Hierzu wollten die Stände 
die noch forterhobene weftphälifche Berfonalfteuer benutzt fehen, 
weil fie noch feine verfaffungsmäßige Beitimmung erhalten habe. 
Dies aber gab Die Regierung nicht zu; fie verlangte vielmehr die 
Bewilligung einer neuen zweimonatlichen Steuer zur Verpflegung 
der durch das Land marfchirenden verbündeten Truppen. Das hielt 
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man für einen unerträglichen neuen Drud, beſonders von Seiten 
der Bauerneurie; diefe wollte hierzu die Rüdftände derjenigen 
Truppenverpflegungöfteuer verwendet fehen, welche die weftphäliiche 
Regierung audgefchrieben, die heſſiſche aber mit der größten Strenge 
beigetrieben hatte. Die Regierung dagegen forderte die Landftände 
zur Niederfegung einer befonderen Commiffion wegen Ausgleihung 
der Koften auf, welche noch für die Verpflegung der fremden 
Truppen rüdftändig feien, die in den Jahren 1810 bis 1813 durch 
das Land marfchirt waren. Unbefümmert um dieſe Berwirrung 
zogen Ruffen, Preußen, Deftreicher und andere Heereshaufen, nad) 
Sranfreich hin, dur das heffifhe Land und wollten hier von den 
Unterthanen verföftigt werden. Unvermeidliche Auslagen, welche 
für diefen Zwed von den Behörden zu beftreiten gewefen waren, 
wurden mit 35,000 Thaler aud den bei den Gerichten deponirten 
Geldern entnommen, den Ständen aber angemuthet,. fchleunigft für 
den Erfag dieſes Betrages zu forgen. Zur Verpflegung fremder 
Truppen war im Jahre 1814 ein Theil der vorhandenen Domanial- 
früchte verwendet worden; dafür wurden gleichzeitig von den Stäns 
den 20,000 Thaler begehrt. Dazu follten noch ungeheure Bor: 
räthe an Lebensmitteln, Bourage und anderen Kriegöbedürfniffen 
nach Coblenz und Biebridy geliefert werden. In Folge von Vers 
trägen, die in Wien gejchloffen waren, wurden diefe durch preußifche 
und ruffiihe Commiſſare gefordert; deren Beſchaffung erheifchte 
eine halbe Million Thaler, plöglidy und im erften Augenblid mehr 
wie 100,000 Thaler. Der Kurfürft erflärte, das ganze Gefchäft 
lediglich den Ständen überlaffen, jedoch von den Domainen Bei: 
trag leiften zu wollen. Borbehaltlih ihrer Hauptgrundfäge wegen 
Darlegung einer vollftändigen Lleberficht des Staatseinfommend 
(S. 32.) zeigten die Stände fich bereit, die nöthigen Maaßregeln 
ergreifen zu wollen, um dem augenblidlichen Erforberniffe abzu- 
helfen. Sie beriefen Banquierd in die Ständeverfammlung, um 
mit diefen ein Darlehn von 100,000 Thaler abzufchließen. Durch 
eine ftändifche Bekanntmachung vom 31. Mai 1815, die Feine 
Anfechtung erlitt, erging in der Zeitung ein Aufruf an Alle, welche 
Accorde wegen Lieferungen abjchließen wollten, bei der Berfamm- 
lung der Landftände fich zu melden. Ju den. Accorden ftellten die 
Stände die Bedingung, daß alle Artikel im Lande gefauft werden 
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müßten, zugleich ſendeten ſie Commiſſare nach Coblenz, um das 
Lieferungsgeſchäft zu erledigen, aus ihrer Mitte Carl von Eſchwege, 
der, 1809 in Dörnbergd Infurrection verwidelt, zum Tode verurs 
theilt, durd den König von Weftplialen aber begnabigt war. 
Daneben festen ſich die Stände in unmittelbaren, fchriftlichen 
Rapport mit der Oberrentcammer und mit dem preußifchen Ge— 
fandten in Gaffel; aus anderer Urſache geſchah ein Gleiches mit 
dem Steuercollegium und mit dem Kriegädepartement. 

Zur @quipirung der eigenen Truppen hob bie Regierung 
Pferde im Lande aus, die aber nicht bezahlt wurden; die Stände 
beftanden auf Bezahlung der ‘Pferde; die Regierung erklärte, diefe 
aus eigner Bewegung befchloffen zu haben, wollte aber von den 
Ständen wiffen, wie die dazu erforderlichen 37,000 Thaler aufzus 
bringen ſeien; treu dem einmal befolgten Syſteme begehiten bie 
Stände aud hier erjt Aufklärung über das Staatövermögen und 
den status exigentiae; einftweilen verwiejen fie in dieſer Beziehung 
ebenfalls auf die forterhobene weftphälifche Perfonalfteuer. Diefe 
war von der Regierung zur Berzinfung der altheſſiſchen Schuld 
beitimmt worden (©. 33.); dennoch war das Auffommen jener 
Steuer, theilweife wenigſtens, zur Kriegscaffe gezogen, mit Auss 
fegung der Zingzahlung. Das hieß in den Augen der Stände den 
Credit ded Landes völlig untergraben; doch wurde nachher die 
Berzinfung der alten Schuld aus der Petri- und Martinifteuer 
bewirft; endlich wurde auch die Bezahlung der Pferde und der 
Kriegslieferungen aus dem Ertrage der weitphälifchen ‘Berfonalfteuer 
zugefihert. Dem, nad der Vertagung bleibenden, Ausſchuß er- 
« theilten die Stände die Inftruction, zur Beftreitung der SKoften 
für die Coblenzer Lieferungen Anweifungen auf die Gaffen zu ers 
theilen, nöthigenfals auch Geld aufzunehmen. 

Hierzu aber kam es nicht; die glüdliche Wendung, welche der 
Krieg in Franfreich genommen hatte und der bald folgende Friedens- 
fhluß erlaubte die Einftellung der Lieferungen. An den Waffen- 
thaten der verbündeten Mächte hatten auch Kurheſſens Truppen 
Antheil genommen, die zum Theil wieder and Freiwilligen beftan- 
den, welche in abgefonderten Schwadronen bei den Gavallerie- 
regimentern dienten. In der Mitte Aprils 1815 begaben bie 
Truppen fih auf ven Marſch unter dem Oberbefehl des Generals 
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Engelhard, bei welchem Steuber als Volontair mit Capitainsrange 
angeſtellt wurde. Als ſie die kurheſſiſche Gränze verlaſſen hatten, 
wurde die monatliche Löhnung der Soldaten von 2'/, Thaler um 
15/, Thaler gekürzt. Nach der Schlacht bei Waterloo rüdten die 
heffifchen Truppen auf franzöfiihem Boden vor, befegten die Städte 
Carignan und Mouzon, nahmen durch Capitulation die Feftung 
Sedan; lieferten in der Nähe von Montmedy ein Gefecht, bei 
welchem einige Leute verwundet wurden und ftürmten Eharleville 
mit einem Verluſt von drei Todten und elf Verwundeten; Ober— 
fäger Willius erftieg zuerft die Mauer und wurde zum Lieutenant 
erhoben. Graf Heſſenſtein aber brachte den hier eroberten Adler 
nach Caffel, wo bderfelbe als Trophäe im Zeughaus aufgeftellt 
wurde. Die Avantgarde des heſſiſchen Corps zog fid, als Baris 
genommen war, nach Rheims und Laon, Mezierd blodirend. Einen 
Ausfall der Befagung ſchlug es zurück, nicht ohne Verluſt an 
DOfficieren und Mannſchaft; endlich capitulirte der Pla und über- 
gab Gefhüg und Munition. Auch Medy-Bas wurde von den 
Hefien am 15. September erftürmt; Blücher belobte die Truppen 
ihrer Tapferkeit wegen. Zu Haus war inzwifchen der Tandfturm 
organiftrt, in den Städten verfah eine Bürgermiliz den Militair- 
dienft. Als nach dem Friedensfchluffe die Truppen in das Land zu: 
rückkehrten, empfing fie danffagend der Kurfürft, und bewilligte den- 
felben eine Gratification von mehr ald 20,000 Thaler. Der preu= 
fifchen Armee, zu deren zweiten Corps die Furheffiichen Truppen 
zählten, war eine Cabinetsordre verfündigt, welche einen zwei— 
monatlihen Sold ald Gratification verſprach. Darauf hofften 
nun auch die Heffen vom zweiten preußifchen Armeecorpo. Auf 
Fürfprache des Generalintendanten Ribbentrop erhielten fie in jener 
Summe eine monatliche Löhnung. England hatte feit dem 1. April 
1815 auf jeden Kopf eines Corps von 7500 Mann für den 
Dienft eines Jahres 11 Pfund 2 Schilling Subſidien bis einen 
Monat nad) dem Friedensichluß gezahlt, was zu 70000 Pfund 
Sterling berechnet wurde. Von der franzöftfchen Kriegscontribution 
erhielt Kurheffen 5,103,559 Francs 73 Cents. Bon Paris trafen 
auch die Kunſtſchätze wieder in Caſſel ein, Die von den Franzoſen 
aus der dafigen Bilvdergalferie und aus dem Mufeum in ihre 
Hauptftadt gebracht waren. Carlshauſen hatte fich dahin begeben. 
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„Heil meinem Volke“ war die Inſchrift im Eichenkranze über dem 
Portale der kurfürſtlichen Wohnung bei der Illumination am 
18. October. Vierzehn Tage ſpäter wurde zur Verpflegung der 
fremden, aus dem Felde heimkehrenden Truppen, die durch Heſſen 
zogen, ald neue Abgabe ein dreimonatlicher Betrag der Contribu— 
tion und der Landesfchuldenfteuer (weftphälifchen Perſonalſteuer) 
ausgefchrieben, ohne Zulaffung einer Befreiung; damit follten, 
neben Beichaffung der Fourage, die Bewohner der Ortfchaften an 
den Militairftraßen für die Verpflegung der einquartirten Militairs 
perfonen entſchädigt, werden. Ä 

Das gab zu den ärgften Zerwürfniffen mit der —— 
Anlaß, als die Stände am 15. Februar 1816, vermöge einer, vier 
Wochen vorher erfolgten, Einberufung wieder zuſammen getreten 
waren, bei der Verhinderung des Erbmarſchalls unter dem Präſi— 
dium Des Freiberrn von Heydwolff, Obervorftehers der ‚Stifter. 
Schon früher waren bei dem während der Vertagung gebliebenen 
Ausſchuſſe eine Menge Beſchwerden gegen die neue Steuer erhos 
ben worden, aud von 800 Bürgern der Hauptftadbt. Niemand 
hatte als Entihädigung mehr erhalten, als die zwangsweiſe beis 
getriebene Steuerquote betrug. Selbft die Unterthanen, welche am 
meiften durch Cinquartirung gedrückt waren, mußten zu dieſer Aus— 
gleichungsfteuer zahlen, obwohl fie faft allgemein auf ihren mit 
der Steuer demnächſt zu deckenden Entfhädigungsanfpruch verzichtet 
hatten. Gehäffig war zudem die Steueranforderung, weil fie von 
den Ständen nicht bewilligt war. Zweimal hatte jener Ausſchuß 
dagegen bei der Landtaysfommiffion reclamirt, und Schmerfeld 
wußte von der ganzen Angelegenheit nichts. Der erfte Schritt der 
neu verfammelten Stände war eine Fräftige Beſchwerde gegen jene 
Steuererhebung. Sie ging vom Freiheren von Efchwege aus 
(S. 51). Die Stände fprachen es als den heißeften Wunſch 
ihres Herzend aus, es möge die Landtagsfommilfton von Neuem 
in ihnen den Glauben beftärfen, daß die Repräfentanten des Fürs 
fen und die des Landes nur einen Zweck, die Sorge für deffen 
wahres Befte und für die Erhaltung derjenigen Rechte haben, 
welche durch einen gemeinfhaftlihen Vertrag weder auf- 
gehoben, noch geſchwächt feien. Sie forderten Aufhebung der, 
nicht allein ohne Bewilligung, fogar ohne Mitwiffen der nur vers 
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tagten Stände angeordneten, Steuer, auch Erſtattung der erhobe⸗ 
nen Beträge ſammt den Executionskoſten; ſie erklärten, ſo feſt ſie 
auch entſchloſſen ſeien, das Intereſſe ihres Regenten ſtets zu be— 
fördern, fo binde fie doch die feierlichſte Verpflichtung, dieſem nies 
mals das des Staates aufzuopfern. Der Erfolg war, daß auf 
den Erſatz der von der Domanialverwaltung für die Verpflegung 
der fremden Truppen verwendeten Gelder und Fruchtvorräthe aus 
dem Ertrage der gedachten Steuer verzichtet wurde. Nochmals 
mißbilligten die Stände die fortwährende Steuererhebung als eine 
verfaſſungswidrige Verfahrungsart, welche ihre, Aufmerkſamkeit um 
ſo mehr erregte, da ſie in dem Augenblick geſchah, wo das Für— 
ſtenwort die ſtändiſche Genehmigung als den Maaßſtab aller Laſten 
und Steuern verbürgte, welche den Unterthanen zu Theil werden 
können (S. 66). Von allen Orten liefen Klagen über die Härte 
der Steuer bei der ſchon ſo gedrückten Lage des Landes ein. Die 
Regierung aber erklärte, es ſei bei der Steuer nichts weiter be— 
zweckt, als die Einquartirungslaſt auf das ganze Land nach den 
Kräften eines jeden Unterthanen zu vertheilen und den Druck des 
Krieges nicht allein auf die an der Heerſtraße liegenden Gemein— 
den fallen zu laſſen, wozu die neue Steuererhebung das einzig 
mögliche Mittel geweſen ſei, weil die von den Ständen dazu be— 
zeichnete Perſonalſteuer ſchon erſchöpft wäre. Sie behauptete, daß 
bloß die bisher von der Contribution exemt geweſenen Perſonen 
die Zahlung verweigerten und die Siſtirung der Steuer, da dieſe 
ſchon vielfach erhoben ſei, nur eine Begünſtigung der ſäumigen 
Zahler fein würde; fie wollte aber den Unterthanen ein Drittheil 
nachlaſſen, defien Betrag mit 40,000 Thlr. auf die Cammercaffe 
und auf die frangöfifche Kriegscontribution übernehmen. Das wurde 
auch alsbald als eine dem Lande erzeigte Wohlthat von der Re- 
gierung öffentlich mit der Aufforderung verfündigt, die rückſtändigen 
zwei Drittheile einzuzahlen. Die Stände aber widerfprachen der 
Zuläffigfeit einer folden Bekanntmachung in einer Angelegenheit, 
worüber die Unterhandlungen noch nicht gefchlofien wären. Shre 
Hülfe wurde auch gegen die ermäßigte Steuererhebung durch die 
Bürgerfchaft von Caſſel in Anfpruch genommen, welde erklärte, 
wohl zu willen, daß die Koften für die Verpflegung der durchmar— 
fhirenden Truppen von den allüürten Mächten bezahlt würden. Die 
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Stände hielten den Nachlaß von 40,000 Thlr. für eine Täuſchung, 
weil gleichzeitig eben fo ‚viel an Armaturkoften gefordert wurde; 
durch den Nachlaß war nad ihrer Meinung nichts für die der 
Steuer abgehende verfaffungsmäßige Form gewonnen, an die fie 
fi) unabweislih glaubten halten zu müſſen; fie befchwerten fidh 
über eine gänzliche Verwirrung in den Steuerverhältniffen, indem 
die Stenern, wie e8 mit der PBerfonalfteuer gefchehen fei, zu ans 
dern Zwecken verwendet würden, als wozu fie felbft. diefelben be- 
ftimmt hätten, wodurch allein deren Unzulänglichfeit zur Erfüllung 
diefer Zwecke herbeigeführt fei. Sie beriefen fich darauf, daß bie 
zwiſchen dem NRegenten und dem Bolfe durch feine Repräfentanten 
errichteten Landtagsabfchiede als öffentlihe Landesverträge in Kraft 
beftänden, daß fie den durch diefelben feftgeftellten Rechtszuſtand aller 
Elaffen in alle Wege zu erhalten fuchen würden, daß hiernach das 
wefentlichfte, in Heffen noch nie beftrittene, Recht der Stände ihre 
Einwilligung zu Steuern ſei; fie hielten ſich daher hinlänglich ge- 
rechtfertigt, wenn fie ohne Rüdhalt erklärten, daß fie nie darauf 
eingehen würden, die verfaffungsmäßig geſchehenen und zu beftimm- 
ten Zwecken angewieſenen Verwilligungen zu anderen, zumal auf 
gar Feiner Verwilligung beruhenden, Zweden verwenden zu laflen, 
wodurch die Verfaffung überhaupt zerrüttet werde und in den Land» . 
ftänden, bei fold) verfaffungswidriger Handlungsweife, nur ver Schat» 
ten einer Bolfsrepräfentation übrig bleiben würde. Dabei erklärten 
die Stände, daß die unterlaffene Zahlung der Steuer nicht Saums 
feligfeit in der Erfüllung einer Verpflichtung, fondern die Verwei— 
gerung einer verfaffungswidrigen Anforderung fei, wozu jeded In⸗ 
dividuum berechtigt wäre. ben deshalb fanden fie in der Sifli- 
rung der Abgaben Feine Begünftigung derer, welche die Entrichtung 
derfelben unterlaffen hatten; fie begehrten aber wiederholt Erfag 
der erhobenen Beträge und baten, dadurd dem Lande einmal einen 
Beweis der gerechten Achtung vor Verträgen zu geben, welche dafs 
felbe allein gegen Willkühr ſchützen könne. Efchwege, Maldburg 
und Robert waren ed, die fich bei diefem Anlafje am Fräftigften 
der Ianpdftändifchen Rechte annahmen. 

Der Kurfürft war empfindlich über die minder ehrerbietige 
Weile, in welder die Stände ihre Defiderien vorgetragen hatten, 
war befremdet, daß die Stände dem Gedanfen an eine verfafjungs- 
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widrige Maafregel Raum gegeben hatten, zumal es denfelben Doc 
nicht habe entgehen fönnen, daß dergleichen außerordentliche Bälle 
und Greigniffe nie zur Confequenz gezogen werden dürften. “Die 
Landtagskommiſſion erflärte, daß ed ja die Stände felbft geweſen 
feien, welche die Nothwendigkeit angeregt hätten, eine Ausgleihung 
der Kriegölaften herbeizuführen (S. 49, erinnerte daran, daß fie 
der Einladung, Mitglieder zur Theilnahme an den Operationen 
der Truppenverpflegungs-Commiffion. in Vorſchlag zu bringen, nicht 
gefolgt wären, daß fie der Propofition einer zweimonatlichen 
Steuererhebung durch das Verlangen von Berivendungsnadhweis 
fungen ausgemwichen feien und daß daher Fein anderes Mittel übrig 
geblieben fei, al8 die neue Steuer anzuordnen, um die von den 
Ständen felbft bevorwortete Verbindlichkeit zu erfüllen; doch wurde 
verfprochen, daß den Ständen die vollftändige Rechnung über bie 
Einnahme an Berpflegungsfteuer und wie ſolche verwendet worden, 
vorgelegt werden folle, die Entſchädigung aber, die von den alliirten 
Mädıten für die Durcdhmäriche der Truppen würden gewährt wer: 
den, dem Landesfchuldentilgungs-Fonds zufließen ſollten. Doch die 
Stände beharrten ‚Dabei, daß die erhobene Verpflegungsſteuer zurüds 
gegeben werden müſſe, weil dieſelbe in der veranlagten Art und 
Weiſe keineswegs von ihnen verwilligt fei, wenn fie gleich darauf 
aufmerffam ‚gemacht hätten, daß eine Ausgleichung der Kriegslaften 
nothwendig fei und gemügende Mittel, diefes zu bemerfftelligen,, in 
den übrigen: Steuern dargeboten” hätten. Haft, der Bürgermeifter 
von Marburg, war ed, der dieled Mal die Rechtfertigung der 
Stände vorzugsweife übernahm. Schmerfeld zeigte ſich geneigt, 
die Ausgleichung der Kriegslaften durch die von den verbündeten 
Mächten dafür zu zahlenden Beträge, mit Siftirung der Verpfle— 
gungöfteuer, bewirken zu laffen, indem hierbei der Kurfürft Fein pers 
förtliches Intereffe hätte. Die Stände richteten deshalb daranf 
einen befonderen Antrag. Dennoch eröffnete die Landtagscommiffion, 
daß die Erhebung der Verpflegungsfteuer nicht fiftirt werden Fönne, 
hingegen bei Verwendung der von den alliirten Mächten für die 
Verpflegung der durchmarſchirenden Truppen eingehenden Gelder 
vorzüglich auf diejenigen Rüdficht genommen werden folle, welde 
zu ‘jener Steuer beizutragen hätten. So zogen ſich die Verhand- 
lungen durch den ganzen Landtag hindurch, bis endlich die Stände 
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erflärten, fie müßten, weil ihre Trennung fo nahe bevorftehe, ihre 
- Rechte für die Zukunft fich vorbehalten. : 
Es war das aber nicht das Einzige, was die Stände glaub- 
ten ald eine Berfaffungswidrigfeit rügen zu müffen. Die zur Til 
gung der alten Schuld beftimmte Petri» und Martinifteuer war 
ftatt deffen zur Ausrüftung und Unterhaltung des Armeecorps und 
zur Berichtigung der apitalien verwendet, die für biefen Zwed 
aufgenommen fein follten. Die indirecten Steuern und die „Re: 
galiens Abgaben“ waren gefteigert. Die 1814 ausgehobenen Pferde 
waren nicht bezahlt, obwohl dazu die Berfonalfteuer beftimmt- wor⸗ 
den war. Die im Jahre 1815 ausgehobenen Pferde waren eben 
fo wenig bezahlt, und dennoch waren fie wieder verfauft, zum 
Theil in den kurfürſtlichen Marftall gezogen, zum Zwed ihrer Be 
zahlung fogar eine außerordentliche Contribution in Niederheſſen 
ausgefchrieben. Der Contract mit denen, welche Lieferungen nad) 
Coblenz übernommen hatten, war unerfüllt gelaffen. Dem wäh— 
rend der Bertagung gebliebenen. Iandftändifchen Ausfchuffe waren 
die Mittel zu deren Befriedigung zufolge des Berichts vorenthalten, 
den derfelbe über feine Gefchäftsthätigfeit der Ständeverfammlung 
erftattete. Die Eontribution beftand in einem für jede Gemeinde 
feftftehenden Quantum, ed war jedoch üblich), mehr zu erheben; 
der Ueberfchuß blieb den Gemeinden; jegt war derfelbe zur Kriegs— 
caffe gezogen. Die Steuererheber waren fonft von den Gemeinden 
beſtellt, jegt wurden fie von den Staatöbehörden eingefest. Auch 
für Die früher eremt Gewefenen waren zwei Drittheile ber 
weftphälifeben. Grundfteuer für 1816 forterhoben. Dies Alles 
machten die Stände, in Verbindung mit der Berpflegungsfteuer, zu 
einer unzertrennbaren Beſchwerde, weil fie darin einen Berftoß 
gegen die Landesverfaffung und zugleich eine Gefährdung des Lan- 
descrebitd erblidten. Die Bauern wollten Anfangs der Befchwerde 
nicht beitreten, fo weit fie die Befteuerung der Exemten betreffe, 
weil fie allgemeine Stenerbarfeit verlangten. Allein auf die 
Erklärung der Ritter, daß die Bauern nicht den richtigen Gefidhts- 
punct aufgefaßt hätten, indem durch den Widerfpruch gegen jene 
Befteuerung nicht die Steuerfreiheit bezwedt, fondern nur für Auf 
rechthaltung des Grundfages geftritten werde, daß dad Gouverne- 
ment ohne ftändifche Bewilligung feine Steuer ausſchreiben könne, 
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traten auch die Bauern der Beſchwerde bei. Die Regierung ver- 
ſprach, die ausgehobenen Pferde aus dem durch deren Verkauf er- 
(öfeten Geldern und aus der franzöſiſchen Kriegscontribution zu 
zahlen, fobald diefe eingehen werde, auch hinfichtlich der Contribu⸗ 
tionsüberfchüffe ſowie hinfichtlih der Ernennung von Steuererhe- 
bern den Zuftand von 1806 wieder herftellen zu wollen. Hinficht- 
lich ber übrigen Beichwerdepuncte gab fie ausweichende Antworten. 
Die Bezahlung der Pferde unterblieb dennoch; ed mußten die 
Stände daran das Kriegscollegium nochmals mahnen. Die Städte 
klagten über Steigerung der Grund» und Gewerbfteuer, über Her 
anziehung zu Landfolgedienften, obwohl fie die Befreiung von fol 
chen Dienften durch UWebernahme eines größeren Contributions- 
quantum erworben hätten. 

Die Nitter an der Schwalm fragten bei dem Landtag nach, 
welche Steuern bewilligt fein, indem fie, außer folden, zur Zahlung 
eigenmächtig und willführlicher Weile ausgefchriebener Steuern fid) 
nicht verftehn fünnten. Sie erhielten die Antwort, daß nur Petri» 
und Martinifteuer zu dem urfprünglich verwilligten Zwed noch fort: 
beftehe, eine neue Steuerbewilligung aber überall nicht gefchehen 
fei. Die Stände wendeten fi an dad Steuercollegium mit dem 
Antrage, der in Feiner Weife zu rechtfertigenden Einziehung anderer 
Abgaben Einhalt zu thun, Aus den verfdjiedenften Theilen des 
Landes gelangten in mancherlei Form an den Landtag Anträge auf 
Befeitigung der übermäßigen Steuererhebungen, die traurigften Schil- 
derungen über die Verarmung des Landes enthaltend. Sie wurden 
der Kandtagecommijfion mitgetheilt, blieben aber ohne Erfolg. Da 
ericholl der Nothruf von den Bauern an der Diemel, unter denen 
Schomburg, Devolph, Wilke lebten. „Wir hätten gar nicht ges 
fprochen,, wenn's zu tragen wäre, aber es iſt zu arg und es thut 
uns leid, daß unfer guter Landesfürft bei den Leuten im Lande an 
Liebe verliert, weil er böfen Rathgebern dad Haus nicht verbietet. 
Darum bitten wir unfere Deputirten, daß fie frei die Wahrheit 
fagen und nicht hinter dem Berge halten, denn wir meinen’d ehrlich 
mit Fürft und Vaterland und wünfchen, daß die alte Ordnung im 
Lande und die alte Liebe zum Fürften wieder fommen möge” Das 
ift die Flägliche Stimme des ganzen Landes, welches nad, Errettung 
feufzt, fügten die Stände hinzu, Wie Ernft Morig Arndt dem 
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Neftor der teutfchen Fürften den Dank des Vaterlandes für die Ber: 
ordnung vom 27. December 1814 darbrachte, fo hatten auch jene 
Bauern 1815 am Neujahrstage durch eine zahlreiche Depntation 
dem Kurfürften für die Wohlthat gedankt, daß der Landmann zur 
Selbftändigfeit und wahren Menfchenwürbde durch die Verleihung 
des Rechts erhoben fei, gleich anderen freien Ständen fi auf dem 
Landtage durch Abgeordnete vertreten zu laſſen. Jetzt begehrten diefe 
Bauern in fehriftlicher Vorftelung von ihren Deputirten, ind Reine 
zu bringen, was von Heſſens vielem Gelde dem Lande umd was 
dem Landesfürften gehöre, zu unterfuchen, in welche Caſſe die vielen 
Abgaben. fließen und wozu fie verwendet werden, Mittel und Wege 
aufzufinden, wodurd die Abgaben auf einen erträglichen Fuß geſetzt 
werden fönnen und dahin zu fehn, daß eine feite Verfaſſung dem 
Lande möge gegeben werben, nad welcher ohne Genehmigung der 
Landftände nichts darf aufgelegt werden. „Ihrem Verlangen“, fo 
ſprachen die Stände, „ſteht die Gerechtigfeit zur Seite, welcher die 
gebührende Huldigung wohl auf einen Augenblick verfagt, aber durch 
feine Maaßregel entzogen werden kann.“ 

Die Landtagscommiffton inquirirte nach dem Verfaffer der Ein» 
gabe. Als solchen gaben die Bauern den Gantor zu Gotts— 
büren im Rheinhardswalde an; der war eben geftorben. Es 
wurde die Nachricht verbreitet, die Bauern hätten die- Borftellung 
unterfchrieben, ohne den Inhalt eingefehn und geprüft zu haben. 
Dem widerfprachen diefelben in einer an den Landtag gerichteten 
neuen Eingabe, welche in der nämlichen, fo eigenthümlich Fräftigen 
Sprache, wie die erfte Vorftellung gehalten war. „So dumm find 
wir nicht, daß wir den Inhalt diefer Borftellung nicht hätten begreifen 
ſollen. Wir wiſſen recht gut, wo uns der Schuh drüdt und fehen 
wohl ein, daß und auf die Art am beiten geholfen werden fann, 
wie in der Vorftellung angegeben ift.“ 

Der Kurfürft ließ eine Unterfuhung über die Klagen ber 
Bauern an der Diemel einleiten; in deren Folge wurde mancher 
Mißbrauch in der Verwaltung abgeftellt, der Willführ und Eigen: 
macht der Beamten Gränzen gefest, die vom Jahr 1813 noch rüds 
fändige Steuer, mit Ausnahme der Grundfteuer, erlaffen, eine 
Verbeſſerung der Ehauffeen verfügt, eine Verwandlung der unge: 
mefienen Dienfte in gemefjene in Ausficht geftellt und das bisher 
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beobachtete Syftem, wonach den Denuntianten ein Antheil an den 
Strafen geftattet wurde, gänzlich abgeſchafft. Dafür danften die 
Stände dem Kurfürften durch eine Deputation, Der Kurfürft ftellte 
jene Anordnungen ald den Beweis dar, wie gern er den Befchwers 
den der Unterthanen abhelfen wolle und erflärte, das Andere würde 
auch fertig werden, wenn die neu acquirirten Lande erft organifirt 
wären. 

Dad deutete auf eine neue Landesverfaffung und ihre Auss 
Dehnung auf neue Gebdietötheile. 

Das zum Großherzogthum Frankfurt gehörig geivefene Depar: 
tement Fulda, ein Theil vom ehemaligen Bisthume. dieſes Namens, 
war nebft den Befigungen des. vormaligen reichdunmittelbaren Adels 
zu Mansbach, Buchenau, Wehrda und Lengsfeld durch die Wiener 
Eongreßacte an Preußen gelangt, mit der Beftimmung, daß die 
Diener des Großherzogd nach den Grundfägen des Reichd:Depus 
tationsbefchluffese vom 25. Februar 1803 $. 59 behandelt werben 
follten. Für eine folde Beitimmung hatte Heſſen ſich lebhaft bei 
den Gongrefverhandlungen intereffirt. Hannover hatte ſich durch 
einen Bertrag vom 29. Mai 1815 verbunden, an Preußen den auf 
dem rechten Elbufer liegenden Theil von Lauenburg abzutreten. 
Preußen verpflichtete fi dagegen, den Kurfürften von Heſſen zu 
bewegen, daß er Hannover die drei ehemals hoyaiſchen und biep- 
holziſchen Aemter Ucht, Freudenberg und Auburg oder Wagenfeld 
und den Theil, den der Kurfürft von der Graffchaft Schaumburg 
befaß , nebft der Herrichaft Pleffe und Neuengleihen überlaffe. 
Doch war fhon im März 1815 amtlich das Gerücht von einer 
- Abtretung der Grafihaft Schaumburg für unbegründet erklärt, weil 
der Kurfürft fich nicht entfchließen würde, gegen neue Unterfhanen 
eine der gefchloffenen Provinzen feiner Staaten abzutreten, deren 
Einwohner insgefammt durd bewährte Treue und Anhänglichfeit 
an fein Fürftenhaus feit Jahrhunderten gefettet wären. Schaumburg 
war, nad) dem Wudfterben feines Grafengefchlechtd, feit dem weſt— 
phälifchen Frieden unter die Furbraunfchweigiichen, lippefchen und 
heffifchen Fürftenhäufer vertheilt. Für Hannover mußte es wünfchenss 
werth fein, mit dem fchon bejeffenen Antheile den heffifchen zu ver- 
binden; in diefem meigte damals fich die Stimmung des Volkes 
wohl mehr einer Wiedervereinigung mit den hannoverfchen Aemtern 
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von Schaumburg, als einer ferneren Verbindung mit Heſſen zu, 
von dem das Land geographiſch getrennt war und, wegen des 
Mangel einer Incorporation, nur wenig materielle WVortheile bei 
der bloßen PBerfonalunion der, Regenten haben konnte. Aber es 
war eine Provinz, die weit mehr Ertrag lieferte, als ihre Ver— 
waltung koſtete. Heſſen verftand fich nicht zu deren Abtretung, und 
Preußen ſah fich deshalb genöthigt, durch einen Vertrag vom 
29. Sept. 1815 Hannover andere Entſchädigungslande im Eichs— 
felde zu überweifen; nur die in der Verwaltung mit Schaumburg 
verbundenen hoyaiſchen Aemter nebjt Pleffe und Neuengleichen wurden 
Preußen überlaffen, von dem fie an Hannover übergingen. Dagegen 
wurde an Preußen außerdem die Grafichaft Kagenellnbogen abges 
treten, an Sachſen-Weimar die Stadt Bacha mit den Aemtern 
Frauenfee, Wölfershaufen und Lengsfeld nebft einem Theile der 
Aemter Kreuzberg und Friedewald. Als Entſchädigung erhielt Heffen 
einen Theil des ehemaligen Departements Fulda nebft den ritter- 
fhaftlichen Gerichten. Die legteren betrachtete Heffen nicht als 
Entfchädigungslande, fondern wollte binfichtlich ihrer den durch 
friegerifche Ereigniffe wieder verlorenen Befig ergreifen. Die Reichs» 
ritter im Ganton der Rhön und Werra hatten ſich nämlich, nad) 
Auflöfung des Reiches, vor November 1806 der heſſiſchen Oberhoheit 
unterworfen. Als Entfhädigung war demnach nur der an Heffen 
fallende Theil des Departements Fulda anzufehn. Sollte hierdurd 
nicht das reine Einkommen wieder gewährt werben, welches Heffen 
durch feine Abtretungen verlor, fo verfprad Preußen das annoch 
Mangelnde an Land und Leuten in contiguo’ von Heffen zuzulegen. 
Preußen behielt ſich zwei Militairftraßen durch Heffen vor, geftand 
Heften eine folche durch fein Land zu. Deftreich hatte das zum 
Departement Fulda gehörige Amt Weiherd an Baiern zugefagt ; 
deshalb wurde gegen diefen Bezirk von Defterreich das Amt Sals 
münfter nebft Uerzel, Sannerz und dem Huttenfchen Grunde ein- 
getaufcht. Alle neuen Erwerbungen vereinigte der Kurfürft unter 
dem Namen eined Großherzogthums Fulda mit feinen übrigen Staa- 
ten. Schon feit Abſchluß der teutſchen Bundesacte hatte der Kurfürft 
feinen Titel geändert; ernannte ſich nicht mehr: des heiligen römi— 
ſchen Reiches Kurfürft, fouverainer Landgraf zu Heffen, er brauchte 
feitdvem die Bezeichnung: Kurfürft und fouverainer Landgraf zu 
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Heflen. Seht fügte er noch Hinzu: Großherzog von Fulda, Den 
Bewohnern dieſes Großherzogthumsd verfpracdh der Kurfürft, in ihre 
Hütten Frieden und häuslichen Wohlftand zurüdzuführen, ihre Reli- 
gion, ihre kirchlichen und Schulanftalten, rein chriftliche Denkungs— 
und Handlungsart auch unter ihnen (den Katholifen) zu ſchützen 
und zu pflegen, unpartelifche Gerechtigfeit bei ihnen verwalten zu 
laffen, ihrem Fleiße und ihrer Induftrie Hülfsquellen zu eröffnen. 
Die Behörden wurden daſelbſt organifirt, für verfchiedene Zweige 
der Verwaltung wurden neue Ordnungen getroffen; eine Forſtlehr— 
anftalt trat in Fulda unter der Leitung des Forftmeifterd Hartig ins 
Leben; mit einigen Aenderungen wurde die fuldaiſche Proceßordnung 
von 1804 beibehalten, die unteren Gerichte wurden jedoch an die 
hanauifche bis dahin verwielen, daß für fämmtliche Staaten eine 
neue gleichförmige SBroceßordnung eingeführt werden fünne. 

Die von Kurheſſen abgetretene Graffchaft Kapenellnbogen nebft 
Pleſſe und Neuengleichen hatte zu demjenigen vierten Theile des 
Landes gehört, welcher bei Einführung der Primogenitur in ber 
heffen-caffelfchen Fürftenlinie den nachgebornen Söhnen des Land— 
grafen Morig im 17. Jahrhundert unter dem Namen der rotens 
burger Quart ald Paragium eingeräumt war. Der dadurch apa— 
nagirte Zandgraf zu Heffen-Rotenburg follte ald Entſchädigung für 
die Berlufte, die er durch jene Abtretungen erlitt, Domainen und 
grundherrlicye Rechte innerhalb der kurheſſiſchen Staaten erhalten, 
um dieſelben mit eben den Befugniffen und Verpflichtungen zu bes 
figen, welche hausvertragsmäßig in Rüdjicht der rotenburger Quart 
zuftehen und. obliegen. Die Entihädigungsfumme, die folcherge- 
ftalt zu gewähren war, wurde zu 50,000 Thaler Rente angenonı- 
men und der Kurfürft verfprach deshalb dem Landgrafen von Roten- 
burg Güter für eine halbe Million Thaler zu verjchaffen. Bei ges 
nauerer Liquidation ergab fi indeß, daß eine Rente von 55,000 Thlr. 
gewährt werden müfle- Der Kurprinz hatte von der Krone Preu— 
Ben die Herrihaft Ratibor in Schlefien nebjt den Stiftsgütern in 
Rauden für 543,500 Thaler gekauft. Diefe Summe war uoch 
nicht gezahlt, konnte aber bis zu 500,000 Thaler, in preußifchen 
Staatsſchuldſcheinen nad) dem Nominalwerthe abgetragen werden, 
obwohl deren Cours nur 70 pCt. war. Außerdem hafteten 
500,000 Thaler Schulden auf Ratibor. Dieje Bejigungen Faufte 
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der Landgraf von Rotenburg als freies Allodium dem Kurpringen 
ab. Der Kurfürft bezahlte dad Kaufgeld. Er gab 251,487 Thlr. 
14 Gr. baar, 150,000 Thlr. in preußifchen Obligationen, 10,000 Thlr, 
in wittgenfteinifhen Obligationen, 88,000 Thaler in englifch-preus 
fifhen Obligationen, ale zum Nominalwerth berechnet; ferner 
226,000 Gulden, welde die Eabinetöcafje bei dem Handelshauſe 
Goldſchmidt in Eaffel deponirt hatte, eine Schuldverfchreibung des 
Staatdcanzlerd Fürft Hardenberg über 217,148 Thaler 10 Gar. 
eine Schuldverfihreibung des preußifchen Minifterd Haugwitz über 
105,000 Thaler und eine Schuldverfchreibung des. Fürften von 
Sayn Wittgenftein über 318,409 Thaler 2 Gyr. 6 Heller. Mit 
folhen Papieren wurde Preußen das Kaufgeld für Ratibor und 
Rauden bezahlt. Es wurden diefe Befigungen nicht zu dem Para— 
gium des Landgrafen von Rotenburg geſchlagen; im Gegentheil 
wurde demfelben auch die dazu gehörige im preußifchen Gebiete bes 
legene Ganerbfchaft Treffurt entzogen, indem fie für Allodium bes 
Landgräfen erflärt wurde. Eben fo erhielt der Landgraf für die 
ihm nach dem Reichsdeputationsſchluß vom 25. Februar 1803 ger 
bührende, auf die Rheinfcifffahrtsoctroi angewiefene, Rente von 
12,500 Thaler ein Capital von 312,500 Thaler als freies Allo- 
dium; eine Schuld von 45,500 Thaler erließ ihm der Kurfürft. 
Solchergeftalt follte diefer fowohl, als der Xandgraf von Rotenburg 
wegen der Abiretungen an Preußen vollſtändig entfhädigt fein. 
Dem Lepterem überwied Preußen daneben nody eine Allodialherr: 
haft von 20,000 Thaler Einkommen im Stifte Corvey. Für 
diefen war offenbarer Gewinn aus den Gebietsabtretungen hervors 
gegangen, deren Bermittler Louis von Hänlein, Preußens Ge; 
fandter in Gaffel, war. Der hefliihe Staat hat durch den Erwerb 
von Fulda wohl nur den Vortheil erreicht, feine alten Provinzen 
mit dem YFürftenthum Hanau in ein zufammenhängendes Ganze zu 
bringen , ohne wahren Erjag für feine Abtretungen zu erhalten. 
Es waren died nicht die einzigen Beftgveränderungen, die ſich in 
Heſſen zutrugen. Heſſen-Caſſel hatte noch Die vier Hanauer 
Aemter zu erwarten, die an Darmftadt übergegangen waren; es er- 
hielt jegt Dorheim zurüd, nicht die übrigen; an deren Statt gab 
ihm Darmftadt, frei von allen Schulden, aber mit beträchtlich ge: 
ringerem Revenuenertrag, die Drte Großauheim, Großfrogenburg 
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und Oberrodenbach, nebft halb Praunheim und einen Theil des 
ifenburger Landes. Die Grafen von Ifenburg-Meerholz, Wächters- 
bad und Büdingen waren während des Nheinbundes mediatifirt 
und dem Fürften von Sfenburg-Birftein als ihrem Souverän unters 
worfen. Das gefammte ifenburger Land, von den verbündeten 
Truppen eingenommen, wurde 1813 unter dad Generalgouverne- 
ment ded Großherzogthums Frankfurt geftellt; die Fürftin von 
Iſenburg erwirkte die Aufhebung diefer Abhängigkeit am 15. Febr. 
- 1815; Sfenburg trat dem Vereine der fouverainen Fürften bei, der 
-fih am Congreß zu Wien gebildet hatte, (S. 17.) Die Grafen 
von Iſenburg befchwerten fih bei dem Wiener Congreſſe über bie 
Souverainetätömißbräuche des Fürften von Iſenburg und baten, fie 
unter den Schug eined anderen Staates zu ftellen. Nun follte 
das Fürftenthum Sfenburg, nad Bertrag zwifchen Deftreih und 
Baiern, durch Tegteren Staat mit vollen Souverainetätd- und Eigen» 
thumsrechten befeffen werden. Dagegen proteftirte die Fürftin von 
Iſenburg und berief fih auf den erjten Barifer Frieden, wonach die 
Staaten Teutfchlands unabhängig fein follten. Am 10. Juni 1815 
erflärte der Gefandte Iſenburgs in Wien, dem teutfchen Bunde und 
dem Grundvertrage defjelben beizutreten. Doch war jhon Tags 
zuvor durch die Wiener Gongreßacte das Fürftenthum Iſenburg 
unter die Souverainetät ded Kaiſers von Deftreidy geftellt, gegen 
die ed in dem Berhältniffe ftehen follte, welches die teutfchen Bun— 
desacte für. die mebiatifirten Staaten regeln würde. So wurde ein 
Rheinbunds - Staat mebiatifirt, dem während des Bundes früher 
reihöunmittelbar gewefene Grafen unterworfen worden waren. 
In Folge der verſchiedenen Austaufhungen gingen fpäter die Be- 
figungen des Fürften und der Grafen von Iſenburg an Heffen« 
Darmftadtd volle Souverainetät über (possedera en toute sou- 
verainete) und Darmftadt trat davon an Kurheſſen fieben Aemter 
ab. Die Beziehungen der Grafen von Iſenburg gegenüber dem 
Fürften von Sfenburg follten wieder auf den Fuß geftellt werden, 
auf dem fie vor dem Rheinbunde geftanden hatten, alle Rechte der 
Souverainetät jedoch ausfhließlih dem Kurfüriten und dem Groß- 
herzoge von Heſſen zuftehen. Nun nahm der Kurfürft auch den 

Titel eines Fürften von Iſenburg an. 
Auf die fo erworbenen Gebietötheile wurde bei den Verhand- 
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lungen über die neue Landesconftitution Rüdficht genommen. Sie 
folte auch das Großherzogthum Fulda nad) dem Entwurfe umfaf- 
fen, der durch Schmerfeld, Malsburg, Schenf zu Schweinsberg 
und den Geheimen Regierungsrath von Porbeck ausgearbeitet war. 
Der Kurfürft wünfchte anerfannt zu fehn, daß er aus eigner Be— 
wegung bei Verfündigung einer folchen Verfaffung gehandelt habe; 
deshalb wurde durh Malöburg der Entwurf den Ständen nur 
vertraulich mitgetheilt. Nach dieſem Entwurfe, der Iſenburgs 
noch nicht erwähnte, bildeten alle damaligen Gebietstheile Kur— 
heſſens nebft allen Fünftigen Grwerbungen ein untheilbares 
Ganze mit monarchifcher Negierungsform, für welches eine land» 
ſtaͤndiſche Verfaffung eingeführt werden und die Repräfentation ein« 
jelner Provinzen durch befondere Landftände aufhören fol. Eben 
fo folfen die befonderen Repräfentationen der Prälaten und Ritter, 
der Städte und Bauern, zur Vermeidung alled Anlaffes zum Zivies 
fpalt der Stände, aufhören, indem fortan jeder Landtags-Deputirte 
die Unterthanen ohne Unterfchied ihres Standes repräfentirt. Die 
drei vornehmften Geiftlichen der drei chriftlichen Confeſſionen follen 
von Amtswegen Landtags-Deputirte fein, ebenfo der Bürgermeifter 
von Gaffel; durch Wahl aber treten zwei aus den Prälaten, 
fieben aus den Rittern, acht aus den Stadtbewohnern und neun 
aus den übrigen Unterthanen ein. Die Wahl gefchieht auf ſechs Jahre, 
ed fei denn, daß der Landesherr früher die ftändifhe Verfammlung 
auflöfet. Die Deputirten müffen 25 Jahre alt fein und haben fich 
zu einer der drei chriftlichen Eonfeffionen zu befennen. Sie haben ihre 
Meinung nad) eigner-Weberzeugung zu äußern, fie find verpflichtet, 
für Aufbringung aller ordentlidden und außerordentlihen Staats— 
bedürfniſſe durch Verwilligung von Steuern und Abgaben zu for 
gen. Sie dürfen einen jeden Staatsbeamten, welcher fid einer 
Nebertretung der Gonftitution, einer Malverfation oder Concuſſion 
fhuldig macht, anklagen. Ohne Zuftimmung der Stände kann fein 
das Steuerwefen betreffendes, auch fein die Eigenthumsrechte, die 
perfönfiche oder die Gewerbefreiheit befchränfendes Gefeg gegeben 
werden. Dagegen fönnen Verordnungen, welche zur Bollftrefung 
oder zur Erläuterung ſchon beftehender Gefege oder zur Verhü— 
tung der bei Betreibung der Gewerbe ſich ergebenden Unterfchleife 
abzwecken und überhaupt vorübergehende Verfügungen, auch ohne 
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die Stände darüber zu hören, vorläufig erlaffen werden. Die Zu- 
fammenberufung der Stände muß wenigftend alle ſechs Jahre ge- 
heben, ift aber jedesmal nöthig, wenn ein Landesherr mit Tode 
abgeht; dann darf der Tag der Zufammenfunft nicht länger ale 
einen Monat nad dem Todestage ausgefegt werden. Der Regent 
faun die Sigung vertagen, auch den Landtag auflöfen, ift jedoch 
verbunden, fogleich mit der Auflöfung die Wahl neuer Deputirten 
zu verorbnen. Den Ständen wird vor jeder Steuerverwilligung 
die Nothwendigfeit derfelben nachgewieſen. Zu dem Ende find fie 
mit ihren Einwendungen gegen die Etats der Einnahmen und Aus- 
gaben zu hören. Das Stautseinfommen befteht in den Regalien, 
den Staatsdomainen und den Staatscapitalien, welche ſich von 
nun an in beiden Hauptcaffen vorfinden, oder noch dahin abgege- 
ben werden. Zur Feftfegung aller directen und indirecten Steuern 
ift die Einwilligung der Stände nothwendig. Ohne ſolche find 
weder die Erheber zur Einforderung berechtigt, noch die Pflichtigen 
zum Abtrag fehuldig. Ehe eine neue Steuer gefordert werben fann, 
ift die Verwendung der früher verwilligten zu den beftimmten 
Zweden den Ständen durd Vorlegung der Rechnungen nachzu— 
weifen. Kein Grundeigenthbum kann fteuerfrei fein, alle Eremtio- 
nen, aud die der Domainen, der Kirchen und Schulgüter und 
anderen wohlthätigen Anftalten find aufgehoben. Dieſen Anftalten, 
deögleichen den Pfarreien, Kirden und Schulen wird Erfag für den 
Verluſt geleiftet. Die bisher eremten Güter follen nach einem 
billigen Verhältniſſe mit Contribution belegt werden; es foll nur 
eine Gattung von Grundfteuer fein. Die Verbindlichkeit zum 
Kriegsdienſte erftredt ohne Ausnahme fich über alle Elaffen der 
Unterthanen. Niemand kann feinem ordentliben Richter ent- 
zogen werden, der Verhaftete muß binnen 48 Stunden verhört 
und von der Anfchuldigung in Kenntniß gefegt werden. Die Bers 
waltung der Juftiz ſoll gänzlid von der Adminiftration getrennt 
werden. Alle Urtheile werden von den ©erichten ausgefprodyen 
und follen die Entjcheidungsgründe enthalten. Wird vom Mini: 
fterium einftimmig eine Strafe zu gelind gefunden, fo fann fie 
nach dem von einem anderen Juftizcollegium eingeholten Gutachten 
geichärft werden. Die privilegirten Gerichtöftände follen vermindert 
werden. Es joll ein neues allgemeines bürgerliches und ein neues 
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allgemeines peinliches Geſetzbuch, auch eine neue Proceßorbnung ent- 
worfen, deren Abfaffung möglichft befchleunigt und damit ſchon im Jahre 
1816 der Anfang gemacht werden. Die Landesfchuldentilgungss 
Caſſe fteht unter der Dberaufficht des NRegenten, welcher zu dem 
Ende zwei Commiffarien anordnet; den Landftänden aber wird die 
Verwaltung und Anftellung des dabei nöthigen Perſonals mit Bor- 
behalt der landesherrlichen Beftätigung überlaffen, Die Rechnung 
wird auf dem verfammelten Landtage den Landtagsdeputirten abge: 
legt. Jeder Regent gelobt glei nad) dem Antritt feiner Regie 
rung die Befolgung der Eonftitution und ftelt darüber eine fehrift- 
liche Verfiherung aus. Wenderungen der Konftitution können vom 
Regenten nur mit Zuftimmung der Stände vorgenommen werben. 
Das find die Grundzüge dieſes Conſtitutionsentwurfes. Nach einem 
beigefügten Wahlgefeg wählen unter Leitung der Bürgermeifter alle 
Hausväter einer Stadt einen, 25 Jahre alten, Repräfentunten ; die 
Stadtrepräfentanten wählen einen Deputirten, der in einer der wäh» 
lenden Städte wohnen muß. Die Hausväter eines Dorfes wählen 
unter der Leitung ded Drtsvorfteherd einen Dorförepräfentanten; 
unter Zeitung des Juftizbeamten wählen die Dorfsrepräfentanten 
eines Amtes aus diefem Bezirke einen, 25 Jahre alten, Amtöreprä- 
fentanten, welcher monatli einen Thaler Grundfteuer entrichtet; 
die Amtsrepräfentanten eined der neun Kreife, in welche das Land 
getheilt werden follte, wählen unter Leitung eihes Juſtizbeamten 
aus dem Kreife einen Deputirten. Wer an diefer Wahl Theil 
genommen hat, kann nicht bei der Wahl der Ritter und Stadtbe- 
wohner, oder umgefehrt zugezogen werden. Nadı einer ebenfalls 
entworfenen Gefchäftsordnung war der Erbmarfchall Präfident der 
Stände, ein Bicepräfident wird gewählt und vom Negenten ber 
flätigt; ein Syndicus fol in der Regel beftändiger Referendar fein 
und alle ſchriftlichen Aufjäge entwerfen, ein Secretar das Protocol 
führen. 

Schmerfeld war der Meinung, daß die Conftitution Feiner 
Discuſſion unterworfen werden fönnte, indem darin der Kurfürft 
den Ständen mehr Recht eingeräumt habe, als fie fonft gehabt 
hätten; er hielt es für räthlich, dieſelbe anzunehmen, weil leicht 
eine Alled vereitelnde Veränderung dazwiſchen kommen könne, war 
aber bereit, Bemerkungen entgegen zu nehmen, die vielleicht zu 
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Berbefferungen Anlaß gäben. Die Bauern gingen mit ihren Be- 
merfungen voran, mit wenigen, aber entſchieden wirffamen; die 
Nitter folgten nach, zulegt die Städte; Haft war dabei ihr Führer; 
dann berathichlagten die Ritter über die Bemerfungen der Städte 
und Bauern, diefe über die Bemerfungen jener. Dallwigk lieferte 
darauf eine volljtändige Begutachtung ded Entwurfs; endlich bes 
rathſchlagten die verftiedenen Eurien gemeinjchaftlib und einigten 
fi) über die zu machenden Bemerkungen, welche Malsburg ver- 
traulih dem Minifter von Schmerfeld mittheilte.e Alle Eurien 
hatten für die neue Berfaffung die Form eined Vertrages 
zwiſchen den Ständen und dem Regenten für nöthig gehalten, weil 
fie dadurch den Regierungsnachfolger fefter gebunden erachteten. 
Wenn erft von der Gelobung die Fefthaltung abhängen fol, fagten 
die Bauern, dann gehts wie mit den Gapitulationen bei den Kai: 
jerwahlen. Die Städte, welche die Anficht hatten, daß wohler- 
worbene und dur Landtagsabſchiede verficherte Rechte der Etände 
mitteljt der Conftitution aufgegeben würden, hatten als unerläßlich 
die Anordnung gewollt, daß der Nachfolger vermöge diefer Con— 
ftitution und durch diefelbe fuccedire, erjt nach deren Angelobung 
Regent werde. Letzteres war auch Dallwigks Meinung; auch er 
glaubte, daß, wo landſtändiſche Verfaffung eriftire, eine Staats— 
conftitution als Vertrag zwifchen dem Regenten und den Kegierten 
publicirt, nicht als Geſetz aufgedrungen werden müffe Drei Jahre 
fpäter hat er das für einen Fehler erflärt. Anftoß fand man an 
dem Ausdruck: Landesherr; man wollte das Oberhaupt des Staates 
den Regenten nennen; „Landes“ ift jeßt zu befchränft, „Herr“ 
aber unrichtig, hatte Robert erflärt. Die Angelobung der Ver— 
faffung follte der Huldigung vorangehen, die deshalbige Verfidherung 
den Ständen audgeftellt, die Aufrechthaltung der Conftitution in 
den Huldigungs- und Dienfteid aufgenommen werden. Plenar— 
verfammlungen der Stände wollte man nad) Malsburgs Vorfchlage 
nur in allgemeinen, alle Volksclaſſen betreffenden Angelegenheiten ; 
bei Angelegenheiten, welche das befondere Sntereffe der Prälaten 
und Nitterfchaft, oder der Städte oder des dritten Standes be- 
treffen, follte in Curien berathfchlagt werden und die betheiligte 
Eurie allein mit der Regierung verhandeln. Dallwigf war es, der 
zwei Kammern gewünſcht hatte, eine Herrenbanf für die Prinzen 


des Haufes, die Prälaten und die Ritter, eine Kammer der Deputirs 
ten für die Städte und Landbewohner. Er nannte dies aber felbft 
einen frommen Wunſch; in der abgefonderten Stellung des Adels er- 
blidte er eine größere Stüge gegen Souveränetätswillführ, dagegen in 
einer Kammer einen Reichötag, wo der erecutiven Gewalt oder dem 
Regenten, nach Willführ zu handeln, der freiefte Spielraum gegeben 
werde. Geiftliche als ſolche wollte man nicht unter die Landtages 
deputirten aufnehmen, ftatt deffen einen Deputirten aus den ers 
lauchten Güterbefigern, unter denen man die, dem Lande zufallens 
den, mebiatifirten Fürften und Grafen von Sfenburg verftand, und 
zwei aus dem aigefeffenen nidyt ritterfchaftlichen Adel. Nah dem 
Entwurf der Gonftitution wählte leßterer mit den Dorfbewohnern; 
die Stände wollten denfelben den Rittern und Prälaten beizäblen, 
biefen alfo zwölf Deputirte, den Städten zehn und eben ſo viele 
den Bauern geben. Inſtructionen für die Deputirten ſollten zuge— 
laſſen bleiben, weil ohne ſolche — das war der Ausſpruch von 
Haſt — der Deputirte bei einer weniger gewiſſenhaften Regierung 
im Fall eines Widerſpruchs mit deren Intereſſe in individuell un— 
angenehme Lagen verſetzt werden könne. Man hielt es zuträglic, 
alle drei Jahre die Hälfte der Deputirten neu zu wählen. Die 
Erläuterung der Geſetze, die Hemmung der Handelsfreiheit wollte 
man der Verordnung entzogen ſehn. Von Seiten der Bauern war 
die Zuſtimmung der Stände zu allen Arten der Geſetze gewünſcht, 
eine Verordnung nur im Falle der Eile, vorbehaltlich nachträglicher 
landſtändiſcher Genehmigung, ſtatthaft erachtet, für die Stände das 
Recht zur Einficht der Acten während der Unterfuchung gegen einen 
Staat3diener angefprochen, Die Abfchaffung aller Leibeigenſchaft ver- 
langt. Man begehrte, in die Conftitution die Verficherung aufzu— 
nehmen, daß auf die Anträge der Stände, welche die Handels: 
und Gewerböfreiheit betreffen, eine vorzügliche Rüdkficht genommen 
werden müſſe. Auf jeden Antrag der Stände verlangte man eine 
Refolution, vor dem Schluß der Ständeverfammlung ertheilt. Die 
Bauern hatten auch die Angabe der Gründe dabei gefordert. Es 
fol nur eine allgemeine, unter der Mitaufficht der Stände ftehende, 
Staatscaffe fein. Diefe Aufſicht fol durch einen beftändigen Aus— 
ſchuß von drei Mitgliedern geführt werben, der fich durch Einficht 
der Rechnungen von der Einnahme und daß ſolche ad destinatos 
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usus verwendet ſei, überzeugen muß. Alle drei Jahre wünfcht 
man Berufung der Stände, nach einer Vertagung oder Auflöfung 
aber fchon innerhalb Jahresfriſt. Selbft im Falle der Auflöfung 
fol, wie die Ritter vorfchlugen, nur die Hälfte der Depntirten 
neu zu wählen fein, die andere Hälfte ihre Eigenfchaft beibehalten. 
Vertagung ohne ftändiihe Zuftimmung und Auflöfung wollten bie 
Bauern nur in dem Falle einräumen, wenn der Landtag über einen 
Monat gedauert habe. Die Städte hatten im Grunde jeder Auf 
löfung widerfprochen, da nad ihrer Anficht dadurch Fein Deputirter 
feine Eigenfchaft verlieren ſollte. Sonft ftehe es, fagten fie, in 
der Willführ des Regenten, jede feinem Intereſſe entgegenwirfende 
Landtagsdeputation zu fprengen, die Folgen ihres gemeinichaftlichen 
Etrebend zu vereiteln und dieſes fo lange zu wiederholen, bis bie 
MWählenden ermüden. Die Aufhebung der Senerfreiheit wollten 
die Stände nad dem Antrage der Städte auch auf die indireeten 
Steuern ausdehnen, Entihädigung für den Verluft von Steuer- 
freiheiten auch denjenigen gewähren, die diefe Freiheit als Befols 
dung genofien haben. Die Befiger der bisher erimirten Güter 
follten zu den indirecten Steuern in dem nämlichen Verhältniffe, 
wie zur Orundfteuer beitragen, diefe aber nad) einerlei Grundfägen 
im ganzen Staate erhoben werben. Letzteres hatten die Ritter ge= 
wollt. Robert widerfprach einer Befteuerung der Domainen und 
Kirchen- ıc. Güter, weil jene unmittelbar, dieſe mittelbar zur Be— 
ftreitung der Stuatsbedürfniffe mit allen ihren Ginfünften dienen 
müßten. Man wollte auch nach dem Vorſchlage der Städte Tren⸗ 
nung der peinlichen Rechtöpflege von der bürgerlichen, und feine 
Schärfung der Straferfenntniffe oder doch eine ſolche nur vermöge 
eined von einem auswärtigen Rechtscollegium zu ertheilenden Er- 
kenntniſſes. Städte und Bauern begehrten die Befeitigung aller 
privilegisten Gerichtöftände, weil fonft feine raſche und unpartheiifche 
Rechtspflege möglich fei. Die Aufhebung der Gerichtöbarfeit des 
Eo:fiftorium, des Hofgerichts und des Kriegscollegium, mit Aus- 
nahme der Militainverbrechen, wollten alle Stände in der Eonftitu- 
tion ausgeſprochen fehen. 

Für die möglichft zu befchleunigende und ſchon im Jahre 1816 
zu beginnende Entwerfung der Gefepbücher begehrte man eine die“ 
ſem Geſchäft ausſchließlich gewidmete Commiſſion. Die Bauern 
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hatten gemeint: „auf dem Ende beruhts”, und wollten die Bes 
ſtimmung zugefügt haben: „binnen zwei Jahren ſolls beendigt fein.“ 
Auf völlige Preßfreiheit drangen die Bauern, die Ritter feßten 
hinzu: mit Verantwortlichfeit des Verfaffers und Verlegers nebft 
einem Verbot ded Nahdruds. Jeder Minifter fol innerhalb feines 
Wirkungsfreifes verantwortlich jein und mit feiner Stelle feine an+ 
bere verbinden können. Jeder Militair, und Givilftaatsdiener foll 
eine durch das Geſetz beftimmte, dem Dienfte angemeffene Befoldung 
und eine hiernach zu regulirende Penſion im Ball des Alters, der 
Schwächlichkeit vder einer langen Dienftzeit beziehn. Der allge 
meinen Wehrpflicht waren die Ritter entgegen. Das führte zu dem 
Vorfchlage der Stände, in die Gonftitution die Anordnung aufs 
zunehmen: „Die Söhne ded Vaterlandes follen zu brauchbaren 
Staatöbürgern. gebildet und hierdurch eben fo wohl für den 
Aderbau, die Gewerbe, Künfte und Wiffenfchaften, als für 
die Sicherheit ded Staated geforgt werden.” In Bezug auf das 
Wahlgeſetz ftellten die Stände die Forderung auf, daß die Repräfen- 
tanten der Städte, von denen die Landtagswahl bewirft werden 
fol, aus den Magiftratsgliedern zu wählen fein, befchränften alfo 
hierdurch wefentlich, auf das Verlangen der Städtecurie, die Freiheit 
der Wahl, von der der Entwurf ſich hatte leiten laffen. Mit der 
Wahlordnung ward eine neue Territorialmittheilung in Verbindung 
gebracht. Im Anfehung der Gefchäftsordnung wollten die Stände 
feine Beftätigung ded Vicepräſidenten durch den Regenten für zu- 
läffig erachten. Die Städte hatten auch die Wahl des Präſidenten 
für die Stände in Anfprud) genommen. Bon der Ständeverſamm— 
lung felbft follen ihre Dfficialen, ald Syndicus und Gecretariuß, 
angenommen und entlaffen werben, von diefer fol auch ihr Gehalt 
beftimmt werden. Nebft andern war Advocat Engelhard bereit, das 
Syndicat oder Secretariat zu übernehmen; ebenfo Schwarzenberg, der, 
feit Dörnbergs Infurrection gegen die weſtphäliſche Regierung, unter 
dem Herzoge von Dels gekämpft hatte und nad dem Frieden, ſchwer 
verwundet, aus Portugal und Spanien als Dfficier der englifchen 
Legion zurüdgefehrt war, um im Baterlande ald Advokat aufzutreten. 

Außer jenen landftänpifhen Bemerkungen zu dem onfti- 
tutionsentwurfe und feinen Anhängen war noch eine übrig, die für 
die wichtigfte gehalten und deshalb in perfönlichen Conferenzen mit 
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der Landtagecommiffton erörtert wurde; fie betraf die Feftftellung 
der Quellen für das Staatdeinfommen, Die Stände wollten die 
Verpflichtung übernehmen, die Staatsbedürfniffe durch Steuern zu 
deden, fo weit dazu die ordentlihen Staatseinfünfte nicht ausreichten, 
aber fie begehrten genaue Feftfegung deſſen, was hierzu gerechnet 
werden folle. Ihrer Meinung nad) lautete der Eonftitutiondentwurf 
zu unbeftimmt, wenn dad Staatdeinfommen in den Regalien, den 
Staatsdomainen und den Staatscapitalien beftehn foll, welche ſich 
von nun an bei den beiden Hauptcaffen vorfinden oder noch dahin 
abgegeben werden. Eie wußten nicht, in wie weit die bedeutenden 
vorhandenen Gapitalien wirklich noch bei der Kriegs» und Kammercaffe, 
oder jet bei der Eabinetöcaffe verwaltet wurden (E. 32), und befürdy« 
teten, es möchten inerigibele Gapitalien an die erfteren abgegeben 
werden. Die Verhandlung hierüber ging wieder, wie im Sabre 
1815, Hand in Hand mit den Erörterungen über die dem Land» 
tage nad) deffen Vertagung gemachte einzige Propoſition, nämlich 
(neben Regulirung der Landesfhulden) die im Jahre 1814 aufges 
wendeten Armaturfoften zu deden (S. 29). Die Stände waren 
einig, daß einer Erklärung hierüber die Bemerkungen zum Confti- 
tutiondentwurfe vorangehn müßten. Sie wollten jene Armaturfoften 
nach Abzug der im Jahre 1816 gezogenen Subfidien und französ 
fifhen Gontributionen nebft Bekleidungsgeldern mit den zur Staats- 
verwaltung abzugebenden Capitalien deden, begehrten die Gonftituirung 
eined fideicommiffarifchen Grundvermögens, beftehend aus den 
Schlöffern, Parks und fonftigen unftreitigen Beftandtheilen des 
Chatoulvermögens nebft den der abinetöcaffe vorzubehaltenden 
Gapitalien, wodurd alle Bedürfniffe des Furfürftlichen Hofes, ein- 
fhlieglih der Ausgaben für Bauten, ohne ftändifche Concurrenʒ 
beſtritten werden ſollten; fie verlangten zu dem Ende eine Ermitte— 
lung des gefammten vorhandenen apitalbeftandes. Died war die 
Gruudlage, auf welche perfönliche Verhandlungen eingeleitet wurden. 
Haffenpflug erklärte, daß mit ſolchen Vorſchlägen die monarchiſche 
Berfaffung aufgehoben, der Thron umgeftürzt werde, die Stände 
ald Feinde des Baterlandes handelten; er beftand auf einer Tilgung 
der Armaturfoften dur Erhöhung der Grund, Confumtions- und 
Perfonalfteuer. Die Stände überlegten, ob man fich zu einer billi— 
gen Aufopferung unter dem Titel: don gratuit entfchließen ſolle, 
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wenn dem Lande die Conſtitution mit Aufnahme der von den 
Ständen dazu gemachten Bemerkungen gegeben würde, oder ob man 
ſich wegen der Armaturkoſten von 1814 und 1815 in Abrechnung 
auf die Subſidien, franzöſiſchen Kriegscontributionen u. ſ. w. ein— 
laſſen wolle. Die Ritter entſchieden ſich für Letzteres. Nur Dall« 
wigk war damit nicht einverſtanden, er meinte, was er im Jahre 
1819 vergeſſen zu haben ſcheint, es drehe ſich Alles darum, ob die 
Stände die neue Staatsconſtitution mit einer gewiſſen Summe er— 
kaufen wollten, und machte Vorſchläge, wie dies geſchehen könne, 
ohne in eine ſcrupulöſe Eruirung des Staatsvermögens ſich einzu—⸗ 
laſſen. Die Städte und Bauern wollten die Sache dilatoriſch be— 
handelt ſehen, bis man wiſſe, ob die Bemerkungen zur Conſtitution 
berückſichtigt würden; dann wollten fie die Armaturkoſten von 1814 
übernehmen und auch die von 1815, wofür noch nichts ange— 
ſprochen war. Nun erklärten die Stände, auf die Armaturkoſten 
von 1814 und 1815 gegen die durch die Kräfte der Söhne des 
Baterlanded erworbenen außerordentlihen Kriegseinfünfte und 
ſämmtliche in die Kriegdcaffe gefloffenen Steuern abrechnen zu 
wollen; fie erbaten fi) zu dem Ende die Vorlegung der Rechnun- 
gen über diefe Ausgaben und Einnahmen, ihre Anfprüce auf 
nähere Darlegung des Staatövermögens fi) vorbehaltend. Die 
Landtagscommilfton erinnerte daran, daß ein Erfag von Armatur: 
foften aus dem Jahre 1815 gar nicht angefprochen fei, die Rech: 
nungen aber, die man verlangt habe, noch nicht aufgeftellt feien, 
und begehrte eine Verlängerung der Gonfumtionsfteuer auf 10 Jahre, 
und eine außerordentliche dreimonatliche Grundfteuer für 6 Jahre, 
mit Befteuerung der eremten Güter nach dein im catastro civico 
beftehenden Bonitirungdgrundfägen. Die Städte hielten eine Ber: 
wiligung von Steuern für eine längere Reihe von Jahren den 
Grundfägen der neuen Gonftitution widerfprechend und wollten, 
bis jene Rechnungen aufgeftellt feien, eine Berichtigung der gefors 
derten Armaturfoften anſtehen laffen. Die Bauern wollten ſich auf 
feinen Fall zu neuen Steuerbewilligungen verftehen, weil. es ihnen 
an überzeugenden Beweiſen von wirklicher Nothwendigfeit dazu 
fehle. In der Rittercurie wurde tiber die zu ergreifenden Maaß- 
regeln gefchwanft, an Deftreihd und Preußens Vermittlung, an 
eine Klage gegen den Kurfürften vor einem Aufträgalgerichte, an 
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ein gerichtliches Berfahren gegen Garlöhaufen gedacht; doch ent- 
fchloffen ſich die Ritter, Schritte zur Annäherung, namentlich in 
Privatunterhandlungen mit Echmerfeld, zu thun, auf deſſen Recht— 
lichfeit man vertrauensvoll zählte. Sie wollten nicht mehr auf 
dem fhon 1815 zu 4'/, Millionen Thalern declarirten Staatöver- 
mögen beftehen, wollten ſich mit drei Millionen Thalern begnügen, 
aber diefe nicht zur Staatdcaffe, fondern zur Randesfchuldencafie 
ziehen und fo jenen Betrag für Ober» und Niederheffen allein 
fihern, ohne daß davon den übrigen Landestheilen etwas zu Gute 
gefommen fein würde. Endlich vereinigten fi; die Stände zu ber 
Erflärung, einer weiteren Berechnung des Staatövermögend ents 
fagen zu wollen, wenn der Kurfürft, um die Bedürfniffe des Fur: 
fürftlihen Haufes und Hofes zu beftreiten, ein beftimmtes Fidei⸗ 
commißvermögen bilde, vier Millionen Thaler in die unter land- 
ftändifcher Verwaltung ftehende Landesfchuldencaffe zahle, die für 
1816 ohne Bewilligung erhobenen Steuern erftatten laffe, allen 
aus der Vergangenheit herrührenden (Geld) Anfprüden an das 
Land entfage, und mit dem Jahre 1817 die durch Uebereinkunft 
zwifchen Regenten und Ständen vertragsweije zu verfaflende Eon- 
ftitution auf erfolgte Zuftimmung der zur Landftandfchaft Hinzutres 
tenden Provinzen, unter Gewährleiftung zweier teutfchen Mächte, 
in MWirkfamfeit treten laffe, mit dem Bemerfen, daß fie, wenn dieſe 
Anträge abgewiefen würden, die Vermittelung der allerhöchften 
Verbündeten in Borfchlag bringen müßten. . Bei der darauf fi 
fund gebenden Stimmung ded Hofes beforgte man wieder eine 
Vertagumg des Landtags und nahm in Weberlegung, ob es nicht 
rathfam fei, auf diefen Fall einige Deputirte zu ernennen, die eine 
Miffion nad Frankfurt an die zu eröffnende Bundeöverfammlung 
übernähmen und das Intereſſe des Landes wahrten., Die Ritter 
billigten dieſe Maafregel, richteten zur Vertretung der Stände bei 
dem Bundestage ihr Augenmerk auf Dallwigf, Baumbach, den 
Gomthur des teutfchen Ordens, und Porbeck, (5. 65.) der gar 
nicht Mitglied der Ständeverfammlung war. Für dieſe entwarfen 
fie eine förmliche Inftruction über das zu beobachtende Verhalten, 
vorzugsweife auf Erzielung einer Deftreih, Preußen und Hannover 
zu übertragenden Wufträgalinftanz gerichtet, um Herftelung ver 
Berfaffung von 1805 und Seftftellung des Staatsvermögens zu er» 
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langen. Doch die Bauern widerſprachen einſtimmig dem Plane, 
die Städte ebenſo durch Stimmenmehrheit. 

Die öffentlichen Blätter Kurheffens hatten nie ein Wort über den 
Landtag aufgenommen, jetzt wurde darin faft amtlich den Nachrichten 
über eine angeblich vorfeiende neue ftändifche Verfaffung widerſprochen. 
Dagegen ertfchloß ſich der Kurfürft, den Erfag der im Yahre 
1814 aufgewendeten Armaturkoften vom Lande „dermalen“ nicht 
verlangen zu wollen, wodurch der Gegenftand für den „dermaligen“ 
Landtag feine volftändige Erledigung erhalten habe; er hob die 
weitphälifche Perfonalfteuer auf, beftimmte zur Schuldentilgung 
wieder die auf Grundbefig und Gewerben ruhende Petri- und 
Martinifteuer, zu der jedoch auch die Gapitaliften und Befoldeten 
herangezogen werben follten, daneben aber die Steuer von den 
früherhin eremt gewefenen Gütern, die nach bewirfter Echuldentil- 
gung, glei der Gontribution, zur Kriegscaffe fließen fole. Dabei 
ließ der Kurfürft den Ständen eröffnen, er könne nicht geftatten, 
daß, gegen die in Zeutfchland allgemein anerfannten Grundfäge, 
bie eremten Güter länger von dem Beitrage zur orbinairen Con» 
tribution befreit blieben, indem die Veranlagung derſelben nad 
dem im catastro civico angenommenen Principien die Rüdfichten 
der Billigleit erfchöpiten, die allerdings Hierbei zur Norm dienen 
müßten. Den Unwillen des Kurfürften erregte es, daß die Stände 
die Gewährleiftung der Gonftitution durch zwei teutfche Mächte 
gefordert hatten, weil dies ein Mißtrauen in das Gerechtigkeitsge— 
fühl der Regierung fege und nad den Erfahrungen der Gefchichte 
jolhe Garantien nachtheilige Folgen im Verhältniß zwifchen Fürften 
und Ständen hätten, da fie die Gelegenheit zur Einmifchung frem— 
der Gouvernements in die inneren Landesangelegenheiten herbei» 
führen, den Saamen zu inneren Gährungen und Reibungen aus— 
freuen und die Unabhängigfeit ded Staates gefährden. Der Kur- 
fürft nannte es eine bittere Erfahrung, daß die Stände durch ihre 
Anträge, ihre Berufung auf die Vermittelung der allerhöchft 
Berbündeten einen Zuftand in dem kurheſſiſchen Staate eintreten 
laffen wollten, wodurch deſſen Unabhängigfeit gefährdet werde, 
während dod ein jeder unabhängige Staat, fei er auch noch fo 
mindermächtig, ed zu feiner Nationalehre zähle, nicht zu geftatten, 
daß fremde Mächte fich in feine inneren Angelegenheiten mifchen. 
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Die Landtagseommiffion machte den Ständen den Vorwurf einer 
Neigung zur Umkehrung der bis jegt in Heflen beftandenen Ber: 
faffung, erflärte die Bildung eined Hausvermögend für eine aus 
der weftphälifchen Eonftitution entlehnte Idee vom Kronfchage und 
von Krondomainen, welche im Widerfpruche mit der Verfaſſung 
des Furhefifchen Staats und der urjprünglichen Beftimmung der 
Cammergüter ftehe, gab die verlangte Verwaltung der bei der Kriegö- 
und Cammercaſſe ftehenden Gapitalien durch die Landesfchuldencafie 
für eine Anmaaßung aus, der in Feiner Weife Statt gegeben werden 
könne, bielt die Ertheilung einer Eonftitution durch den Regenten 
nicht für einen Gegenftand, worüber vorerft zu tractiren ftehe. 
Partielle Stände einzelner Provinzen durften fih, nad dem Aus» 
fpruche der Landtagscommiffton, nicht ihrem Regenten gegenüber 
ftellen, nicht mit ihm handeln, nicht verlangen, daß er zur Schmä- 
lerung der Regierungsrechte ein Mehresd einräumen folle, als das 
Intereſſe des Staates und die Handhabung der Gerechtigkeit er- 
heiſche. Sie erklärte, e8 werde der Landeöherr den fteigenden Ans 
maaßungen der Stände, deren verfafjungsridrige Anträge bisher 
mit Nachſicht aufgenommen feien, ein Ziel zu fegen wiffen. Die 
Stände glaubten hierin Haffenpflugs Worte wieder zu erfennen; 
fie erwiederten, daß er des öffentlichen Zutrauens gänzlich ermangle, 
daß fie ihn, während fie vor fo manchem anderen Staatsbeamten 
die höchite Achtung hegten, am wenigften gern ald Vermittler ihrer 
Angelegenheiten bei dem Negenten auftreten fehen und erneuerten 
ihre früheren Anträge, indem fie die Hoffnung ausdrüdten, die 
Gewährung dieſes gerechten Anſpruches gefichert zu feben, wenn 
dem Achten Freunde des Waterlandes, der an der Spitze der Land: 
tagscommillion ftehe, ein Mann zugeordnet werden würde, in dem 
diefe Eigenfchaft ebenfo aligemein anerkannt fei. Die Berufuug 
auf die Gewährleiftung zweier teutfichen Mächte hatte übrigens Ro— 
bert nie gebilligt; auch Dallwigf tadelte fie, nicht freilich damals, 
fondern fpäter, als er die beſte Gewährleiftung für eine Gonftitution 
in den Landftänden und in einem guten, durch die Jahrbücher der 
Geſchichte, wie die Schule der Erfahrung gebildeten Regenten mit 
einfichtsvollen Miniftern erblidte. Die Stände aber rechtfertigten 
jene Berufung durch die Bezugnahme auf Preußens Abftimmungen 
bei dem Wiener Congreffe, wie dur Weimars Beiſpiel, das die 
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Sicherſtellung feiner Verfaffung dem teutfchen Bunde übertragen 
wolle. Schmerfeld hatte auf jeinen Wunfd und unter des Kur— 
fürften Vorwiſſen eine perfönliche Gonferenz mit den Ständen ohne 
Beifein Haffenpflugs; er wollte den Kurfürften zur Ueberweifung 
eined Staatövermögend, wenn auch nicht von 4 Millionen Thalern, 
und zur Bildung eines Hausvermögend disponiren, wenn nur nicht 
verlangt werde, daß, außer jener Summe, 'alle8 Uebrige mit Fidei- 
commißeigenfchaft belegt werde. Das lag nicht in der Abficht der 
Stände, eben fo wenig wollten fie auf allen ihren Bemerkungen 
zur Gonftitution bebarren. | 

Uber ed Fonnte Scymerfeld feinen Zwed nicht erreichen; der 
Kurfürft wollte auf die Anträge der Stände nicht eingehen. Rom— 
mel (S. 12) verficherte einft, die Konftitution fei fchon gedrudt 
gewefen, doch es habe der Kurfürft felbft alle Eremplare derfelben 
verbrannt, Wegen einer bevorftehenden Reife deſſelben wurde ber 
Schluß ded Landtags auf den 10. Mai 1816 angekündigt. An 
diefem Tage rejervirten die Stände, bei unterbliebener Deitination 
eines erbetenen Theiled vom Staatdvermögen, ihre Anſprüche auf 
den ganzen Betrag und Umfang deffelben, behielten fih die Ve— 
rechnungen über die Staatdeinnahmen und Ausgaben von 1813 
bis 1815 vor und erklärten, feine weitere Steuer bewilligt zu haben, 
ald die Eontribution (Grund- und Gewerbfteuer) und die indirecten 
Steuern nah dem Fuße von 1805, fo mie die Perfonals und 
halbe Eremtenfteuer (S. 81) zur Verzinfung und Amortifation der 
Landesſchulden. Sie beklagten dabei, daß ihnen, deren Beruf es 
fei, gemeinfchaftlih mit den Comiffarien des Fürften zu berathen, 
was dem Lande und den Unterthanen gut und zuträglich fei, nur 
das traurige Loos beichteden worden wäre, gegen bie zurüdgeblies 
benen Refte der ufurpatorifchen Zeit und gegen den anwachſenden 
Drud der Unterthanen Borftellungen zu machen, während alle 
Gegenftände, durch weldye das Wohl des Staates und der Nachruhm 
des Kurfürften für ewige Zeiten fejtbegründet werben follte, unbes 
rüdfichtigt und unerledigt geblieben feien. „Diefe Enthörung et- 
füllt die Herzen der getreuen Unterthanen um fo mehr mit Kummer 
und den bangften Sorgen für die Zukunft, da die heſſiſchen An- 
nalen noch feinen Landtag aufzumeifen vermögen, defjen Refultate 
nach fiebenmonatlicher vaftlojer Arbeit fo wenig erwünjdt und 
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fruchtbringend waren, als gerade den gegenwärtigen." Das waren 
die legten Worte der Stände von 1816, Sn ihrer Blenarverfammlung 
erfchien eine Deputation der Bürgerfchaft von Caſſel und brachte eine 
zahlreich unterfchriebene Dankadreſſe; an deren Spige ftand der Kauf- 
mann Willius, der Vater des Oberjägerd, der zuerft im Sturm bie 
Mauern von Charlesville erftiegen hatte (S. 52). „So groß die Leiden 
Hefiens find, fo ſchwer find die Pflichten, die feinen Vertretern 
obliegen. Nichts aber ift größer, ald der Ruhm, weile und offen, 
beharrlich, Hug und rüdfichtslos fie erfüllt zu haben. Möge ver 
Herrfcher des Weltalls das Herz unferes Regenten lenken, damit 
er dad Flehen feines Volkes höre, das unter feiner Leitung ein 
ſeltenes Glüd genießen fönnte, damit er die Wunden heile, unter 
deren Schmerzen es bisher feufzte und an weldyen felbft der gefun- 
defte Staatöförper endlich verbluten muß. Wir alle, unfere Kinder 
und unfere Kindes-Kinder, werden danfbar und liebevoll die Na— 
men der Edeliten des Volkes nennen und fo ihnen ein, in aller 
Herzen fortlebendes, der verheerenden Gewalt der Zeiten troßendes 
Denkmal errichten.” So fpraden die Bürger von Eaffel, Die 
Stände wurden zur Abſchiedsaudienz befchieden, vom Kurfürften 
in den huldvolliten Ausdrüden entlaffen und damit war der 
Eongreß beendigt. So war ed damals üblih, den Landtag 
zu benennen. Ein Landtagsreceß wurde nicht verfaßt. Das war 
noch niemald vorgefommen. Cinmal, im dreißigjährigen Kriege, 
hatten die Ritter den Landtag vor deſſen Schluffe verlaffen „und 
mußte der Abfchied mit den. Städten allein gemadjt werden.“ 
Die Regulirung der Schuldverhältniffe fahen die Stände als 
dad einzige Refultat ihrer Verhandlungen von 1815 und 1816 an. 
Neigten fie in jenem Jahre fich mehr zu einer nur theilweifen 
Herftellung der von der weftphälifchen Regierung redurirten Obli- 
gationen (litt. D.) auf den Nominalwertb, fo führten fie jegt dieſe 
Maafregel im vollften Umfange aus. Das fchien Haffenpflug 
nicht genehm zu fein; er wollte die Entſchließung der Landftände 
von einer Genehmigung des Kurfürften abhängig machen, welche 
jene ſchon in des legteren Erklärung aus Rendsburg (S. 33) fan- 
den. Es wurde den Ständen vorgefchlagen, den Zinsfuß wenig- 
ftend zu reduciren, doc) fie erflärten dieſes für eine eben fo ver- 
haßte und den Credit des Landes geführdende Handlung als die 
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Reduction ded Capitalbetrages; für Beibehaltung der verfprochenen 
Zinfen wollten fie die nämlichen rechtlichen Grundfäge, wie für 
den Gapitalbetrag, gelten laffen. Die Stände hatten befchlojjen, 
weil fie ihren Committenten Redyenfchaft über ihr Verhalten ſchul⸗ 
dig feien, den Hauptinhalt ihrer Verhandlungen in zwanglofen 
Heften unter der Kedaction einer aus den drei Eurien gewählten 
Comite, mit Verwendung von Koften ans der ftändifhen Haus- 
caffe (S. 44) in fo vielen Eremplaren druden zu laffen, als für 
fie und ihre Committenten erforderlich fei, und zwar ohne davon 
der Landtagscommiffion zuvor Nachricht zu geben, was fie für unnö— 
thig erflärten. Das erfte, im Manufeript den Plenum vorgelefene 
Heft enthielt die förmliche Benachrichtigung an das Bublicum, daß 
zufolge eines Befchluffes der Landftände die Obligationen litt. D. 
nunmehr nach ihrem urfprünglichen Nennwerthe bezahlt würden. 
Die Landtagscommiffion wollte von den Ständen wiffen, ob mit 
ihrem Borwiffen die öffentliche Bekanntmachung der Landtagsver- 
bandlungen und diefer Nachricht an das Publicum erfolgt fei und 
wie fie fi) dazu ohne des Landesherrn Genehmigung befugt erach- 
ten mögen. Die Stände erflärten, daß die Veröffentlichung mit ihrem 
Borwiffen gefchehen fei, um ihre Committenten von dem Zuftande 
der Dinge zu benachrichtigen. Da wurde der fernere Abdrud der 
Landtagsverhandlungen ohne landesherrliche Erlaubnig unterfagt. 
Die Stände ließen aber dennoch die weiteren Verhandlungen bis 
zum Schluß des Landtags abdruden. Sie nahmen die von Mortier 
1806 aus der Depofitencafie „geraubten” Gelder, nachdem fie fich, 
um über deren Betrag Gewißheit zu erlangen, an die Oberrent- 
cammer gewendet hatten, mit 23775 Thlr. und die des Krieges 
wegen von den Städten Marburg, Eaffel, Eſchwege und Hersfelo 
mit 78637 Thlr. contrahirten Schulden unter die Landesſchuld auf; 
fie ftellten deren Hauptbetrag auf ungefähr 1,400,000 Thlr. feft, 
außer dem garantirten Betrage der Furprinzlichen Schuld von 
800,000 Thlr. Sie überlegten, ob und in wie weit ein Gleiches 
auch mit einem verhältnigmäßigen Theile der Obligationen (litt. A.) 
über dad von der weftphälifchen Regierung aufgenommene Zwangd- 
anlehn gefchehn folle, und erfuchten fruchtlos die Landtagscommiffton, 
die fhon erklärt hatte, daß Helen fo wenig diefe Obligationen, als 
die Schulden der weſtphäliſchen Regierung für Lieferungen und 
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Handwerföleiftungen zu vertreten habe, vorläufig das Publicum 
zur Einlieferung jener Obligationen aufzufordern. Sie empfahlen 
die Befriedigung der weftphälifchen Gautionaire aus den bis Ende 
1815 mit ungefähr 100,000 Thlr. erhobenen weftphälifchen Eins 
nahmerüdjtänden, auf die fie denfelben ein Separationsrecht ein» 
räumten, was die Regierung nicht zugab. Sie befchloffen, über bie 
anerfannte Schuld neue Berbriefungen auszufertigen und ließen diefe 
dur ein Mitglied aus jeder Curie, ald lanpftändifchen Ausſchuß, 
volziehn. Die Regierung hatte von den Ständen die Ausmittelung 
des Fonds zur Bezahlung ver Zinfen und zur fucceffiven Tilgung 
der Schulden verlangt. Sie proponirte den Ständen zu biefem 
Zwede den vom Steuercollegium entworfenen Plan einer Kopffteuer 
nah Claſſen mit Ausſchluß der Gapitaliften. Nah dem Range 
waren die Staats- und Hofdiener in Elaffen eingetheilt; den näm— 
lichen Claſſen waren die Grundbefiger und Gewerbtreibenden nad) 
der Größe der Summe, welche fie ald folche zu fteuern hatten, 
beigejellt; für jede Claſſe war ein Abgabenfag beftimmt; diefer follte 
vom Hausherren für jeden Kopf der Familie, einfchließlicy der Dienft- 
boten, bezahlt werden. Die Stände hielten die Erklärung darüber 
für eine zu umfaffende Arbeit, als daß fie ſich dabei auf einen 
beengten Zeitraum befchränfen Fönnten. Sie bewilligten daher, um 
den Credit des Landes aufrecht zu erhalten, proviſoriſch für 1816 
die weftphälifche Perfonalfteuer und zwei Dritttheile der Steuer für 
die eremten Güter; die Regierung nahm darauf den Vorfchlag der 
Kopfiteuer ganz zurüd, indem der Kurfürft zur Schuldentilgung 
die Petri- und Martinifteuer mit Heranziehung der Eapitaliften und 
Befoldeten verwenden wolle. Gegen diefe Ausdehnung jener Steuer 
ohne zuvor eingeholte landſtändiſche Bewilligung proteftirten Die 
Städte, weil dadurd) die heiligiten, feit Jahrhunderten anerfannten 
Rechte der Stände mit Füßen getreten und ein Zuftand gänzlich) 
gefegloier Willführ herbeigeführt würde. Die Stände beharrten 
bei ihrer früheren Erklärung, fie befchloffen im Plenum, mit Auf: 
hebung der Petri- und Martinifteuer für jenen Zwed die weftphä- 
liſche PBerfonalfteuer und zwei Dritttheile der Grundſteuer für die 
ehemals eremt gewefenen Güter während des Jahres 1816 beizu- 
behalten. Damit war jedoch Efchwege nicht einverftanden. Er 
[hlug den Rittern eine Einfommenfteuer nach dem Mufter der 
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engliſchen vor; dieſe blieben aber bei dem gefaßten Beſchluſſe, weil 
ſie, wenn ſie jetzt, die alte Grundſteuerfreiheit reclamiren würden, 
eine Spaltung unter den Ständen befürchteten, die doch auf alle 
mögliche Weiſe verhindert werden müßte. Die Städte erklärten die 
Einfommenfteuer für eine gehäſſige Abgabe, weil bei deren Beran- 
fagung zu tief in dad Innere der Familienverhältniffe einge: 
drungen werben müſſe. Sie beitanden auf Vollziehung des 
Plenarbeſchluſſes. Eſchwege machte einen neuer Vorſchlag, er 
wollte die Befolveten und Gapitaliften mit 2 Procent ihres Ein: 
kommens befteuern, daneben die Petri- und Martinifieuer zur Schuls 
dentilgung beibehalten; die Beſitzer ritterfhaftliher Güter follten 
die letztere anderthalbfach zu mehrer Gleichſtellung mit der Land» 
(haft zahlen, für welche deren Veranlagung härter als vie der 
Ritter war, aber es follten die Ritter wegen jener Uebernahme einer 
halben Petri» und Martinijteuer, für fie auf ungefähr 7000 Thlr. bes 
rechnet, zu feiner anderen ditecten Steuer Caljo auch nicht zu jener 
Eapitale und Befoldungsfterter) herangezogen werden. Das billigte 
die Rittercurie; Städte und Bauern lehnten aber dagegen fich auf 
und verkängten, daß es bei dem einmal gefaßten Plenarbefchluffe 
fein Bewenden habe. Und die Ritter einigten fich ebenfalls damit, 
Nachher würden Berechnungen angeftellt und man glaubte zu fin— 
den, daß auf dieſe Weile mehr einfonmen werde, ald zur Berzins 
fung der Schuld und zu dem auf 40,000 Thke. jährlich beitimmten 
Gapitalabttage neben den VBerwaltungsfoften nöthig ſei. Das gab 
Beranlafjung, daß mit alffeitiger Mebereinftimmung, ftatt zwei Drit- 
theiten der Steuer für die eremt geweſenen Gikter, mur die Hälfte 
derfelben „ neben der weitphälifchen Perſonalſteuer, proviforiich für 
das Jahr 1846 bewilligt wurde, unter Befeitigung der Petri- und 
Maxtinifteuer, indem die Stände fich vorbehielten, einen definitiven 
Plan wegen Verzinfung und Tilgung der Schuld feſtzuſtellen. Sie be- 
dungen fich dabei, daß hinfichtlich ver Erhebung und ver Aunahme ver 
Hebungsbeamten die Berfaffung von 1806 wieder bergeftellt, die 
Hauptcaffe, unter des Landesheren Aufficht, lediglich von den 
Ständen abhänge und für diefelbe das vorhandene Berfonal zwar 
beibehalten, jedoch ven Ständen dahin verpflichtet werde, den Schul: 
denfonds nur zu jeinem „gebeiligten Zwecke“ zu verwenden und 
einer ſtäändiſchen Deputation alle drei Monate die Einnahme und 
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Ausgabe vorzulegen, jährlich aber derſelben Rechnung abzulegen, 
dieſe auch bei jedem Landtage den verſammelten Ständen zur Re— 
viſion mitzutheilen. Das Alles genehmigte die Regierung am 8. Mai 
1816, genehmigte namentlich, daß neben der Hälfte der, im 
verfloſſenen Jahre zu zwei Drittheilen entrichteten, exemten 
Etenern eine dem Tarif von 1816 angemeſſene Steuer unter dem 
Namen Landesſchuldenſteuer proviforifh bis zum zufünftigen für 
alle Brovinzen des Kurftaates zufammenzuberufenden Landtage ers 
hoben werde. Die Stände wählten für die Leitung der Schulden- 
caffe einen Ausſchuß, Malsburg aus den Rittern, den Bürgers 
meiiter von Eaffel, und einen Dritten aus den Bauern; fie inftruirten 
diefe, das Caſſenperſonal auf eine zu entwerfende Dienftanweifung 
zu verpflichten, dahin zu fehen, daß aus der Eaffe feine ihr fremde Aus— 
gabe und Feine Ausgabe ohne einen von ihnen zu ertheilenven, vom 
lande&herrlichen Commiſſar zu vifirenden, Zahlungsbefehl beftritten 
werde. Zu bdiefem landesherrlidien Commiffar wurde Kopp, der 
Director des Steuercollegiums, ernannt. Der aber erklärte den Ständen, 
ed fei unmöglich, proviforifh die Landesfihuldenfteuer nad) dem 
alten Zarif zu erheben, weil ed dazu an den nöthigen Heberoflen 
fehle, während dergleichen in Bereitfchaft feien, um die vom Eteuers 
collegium projectirt gewefene Kopffteuer au erheben. Zu Johanni 
mußten die Zinfen bezahlt werden. Da famen die Stände am 
10. Mai 1816 überein, proviforifch diefe Steuer, mit einigen 
Aenderungen, der Erhebung zum Grunde zu legenz ſie nannten 
das einen durd die Beichaffenheit der Umftände ihnen abgedruns 
genen Beſchluß. ine landesherrlidye Verordnung vom 16. Mai 
ſchrieb hiernach die Landesfchuldenfteuer unter Bezugnahme auf 
die landſtändiſche Werwilligung für Nieder» und Oberheſſen 
aus. Die Stände hatten am 20. Februar Nachweiſung 
über das Einfommen und die Verwendung aller Intraden bie 
Ende 1815, einſchließlich aller direeten und indirecten Steuern fo 
wie fonftiger Abgaben, begehrt. Schmerfeld wandte ein, daß darunter 
auch die Domanialeinfünfte begriffen feien, Über welche die Etände 
noch nie hätten Rechnung fordern können; er beforgte, es würde 
dem Kurfürften mißfällig fein, gleich bei dem Beginn des Landtugs 
ſolche Aniprüce zu vernehmen. Die Stände befihränften diefe auf 
das Einfommen an Steuern, einfchlieglich ver aus den weftphälis 
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ſchen Zeiten gebliebenen Ruͤckſtände. Die Nachweiſungen wurden 
zugefagt, jedoch erit am 8. Mui den Ständen vorgelegt. Es ergab 
fih, daß von der Petri- und Martiniſtener fo wie von der Per- 
fonalfteuer. noch 85,000 Thlr. vorräthig waren, ungerechnet einen 
ver Kriegscaffe daraus geleiiteten Vorſchuß von 30,000 Thaler. 
Beide Summen forderten nun am 10. Mai die Stände zur Lan- 
desſchuldencaſſe. Damit hätten die Johanni-Zinfen bezahlt werden 
fönnen. 

Manche Wünfche waren auch während diefer zweiten Periode 
des Landtags fruchtlos laut geworden; die Ritter fprachen alte 
Privilegien an; auch die Städte wollten jegt Erneuerung ihrer 
Gerichtsbarkeit, Befeitigung der Binnenzölle, Aufhebung der Erport⸗ 
feuer für die Landesproducre, Ermäßigung des Chauſſeegeldes, Ab- 
ſchaffung der Stationsgelder, Verminderung des Militaird und das 
Einhalten einer beftimmten apitulationszeit für daſſelbe. Kein 
Eolvat hatte bis dahin auf den Abfchied Anſpruch; er mußte der 
Fahne folgen, fo lange: ed gefiel, war den Stodfchlägen, mit: 
unter in empörender Weiſe, ausgeſetzt. Es gab LUlnterofficiere 
von mehr ald zwanzigiäßriger Dienftzeit, die ohne Penſion ent- 
laffen waren. Die Gefammtheit der Subalternofficiere fchilderte 
den Ständen ihre Noth; der Staabscapitain und der Premier: 
lieutenant erhielt 19 Thlr., der Secondlieutenant 15 Thlr. monat: 
lihen Gehalt und Feiner von ihnen Penſion im Falle eintretender 
Dienftuntsuglichkett. “Die Stände empfahlen mit Wärme deren 
traurige Lage der Landtagscommifiten. Auf Schmerfelds Wunſch 
nahmen fie iedoch ihren Antrag zurüd, meil der Kurfürft ohnehin 
das traurige Loos der Officiere verbeffern wolle, wovon diefe durch die 
Stände benachrichtigt wurden. » Der Kurfürft hatte gewollt, e8 follten 
die Stände den Officieren deren Vorftellung als nicht an den Landtag 
gehörig zurüdgeben ; deſſen weigerten fich aber die Stände. Ein Eapi- 
tain und ein Lieutenant wurden nun „Andern zum warnenden Bei- 
ſpiele“ caffirt und zu Feftungsftrafe verurtheilt. Die Regimenter 
mußten die Standquartiere wechfeln; drei Dfficere hatten fi von 
den Gameraden abgefondert; ihnen wurde Beförderung zu Theil. 
Alle Officiere, jeder für fich, verlangten hierauf den Abſchied. Un- 
gern fahen das die Gemeinen. Der Abfchied wurde vorenthalten. 

"Die Käufer der durd) die weftphälifche Regierung in Nieder- und 
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Oberheſſen veräußerten Domainen (S. 11. 21) hatten im Vertrauen 
auf die Gerechtigkeit ihres Erwerbstitels ſich einem von der Re— 
gierung und der Dberrenteammer abzufafenden Gutachten unters 
werfen wollen, deshalb den Kurfürjten gebeten, ein. ſolches einzu⸗ 
fordern und hiernach fie zu behandeln; fie hatten gebeten, fie im 
Befige ihrer Erwerbungen zu belaffen, bis der Bundestag über 
ihre Angelegenheit eine Entfcheivung getroffen haben würde, Beide 
Anträge erfuhren Zurüdweifung Sie nahmen die Verwendung det 
Stände in Anſpruch. Dieſe hielten ſich verpflichten, in jedem Falle 
ihr Fürwort eintreten zu laflen, wo von Handhabung der Gerech— 
tigfeit die Rede fei, und fprachen die Hoffnung aus, es werde der 
Kurfürft gegen einen beträchtlichen Theil guter Unterthanen, die 
zu Grunde gehen würden, wenn jie ihres erworbenen Beſitzes ent» 
fegt werden follten, feine auf bloße Thathandlungen gegrümbete 
Borjchritte zulaffen, fondern die Domainenfäufer bei ihrem Befig 
fügen, bis darüber eine endliche Maaßregel genommen fein 
werde. Docd wurde den Ständen eriwiedert, der Kurfürft habe 
in diefer Hinficht fo gehandelt, wie ed die Aufrechthaltung feiner 
(andeäherrlihen Rechte gegen die vom ufurpatorifchen Gouver« 
nement in Anſehung der Kammergüter unternommenen Beein« 
trächtigungen erfordere und richte ſich dabei mach. den im gfeichem 
Falle mit ihm fish befindenden Staaten von Hannover und Braun 
ſchweig. 

Die Bauern drangen wiederholt ohne Erfolg auf die Ablös—⸗ 
barkeit der gutsherrlichen Laften, mit der die übrigen Curien ſich 
einverjtanden exflärt hatten. Vergeblich fuchten die Stände die 
Herftellung des verfaffungsmägigen Zuftandes hinſichtlich einer 
Leitung der Feuerverficherungsauftalt zu erlangen; fie fügten fi 
darin, der Negierung zwei Ritter. zu bezeichnen, die der Dirertion 
jener Anftalt als Mitglieder, außer dem Bürgermeiiter von Caſſel, 
zugeordnet wurden. Der öffentliche Unterricht wurde in Berathung 
genommen; man wollte unter der Leitung eined Stubiendirectord 
die Aufſicht auf die unteren Schulen den Gymnaſien, die Aufficht 
über diefe der Uuiverfität Marburg übertragen. Die financiell be- 
drängte Lage der legteren kam in Betrachtung; die Curie der 
Städte wünfchte deren Verbeſſerung durch die infünfte der 
von der weftphälifchen Regierung aufgehoberen Univerfität Rin- 
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teln. Das war nicht im Einflange mit den Anträgen der ſchaum⸗ 
burger Landſtände. 
Diefe hatten um die Berfammlung eines Landtags im Anfange 
bed Jahres 1815 gebeten. Darauf wurden biefelben zum 15. April 
1815 einberufen, unter Zugiehung von Abgeordneten ded Bauern- 
ſtandes. Münchhauſen, Hammerftein und anfünglid Ditfurth, nad) 
deffen Tode Landesberg erichienen, ald gewählt von den Rittern 
und Fränleinftiftern, auch von den Städten zwei und von den 
Bauern zwei Deputirte. Die erfte Prälatur der Grafſchaft Schaum- 
burg war dad Klofter Möflenbed, das im 16. Jahrhundert ſich 
nah Lutherd Grundfägen reformirte und fi in eine, fpäterhin 
untergegangene, 2ehranftalt ummanbelte, dann aber zur Domaine 
gezogen wurde. Als Vertreter diefer Prälatur trat anfänglich ein 
Dbercammerrath bei dem Landtage auf, fpäter nicht mehr. Die 
Stände hielten. ed mit der landftändifchen NRepräfentation unver: 
träglich, daß eine Gorporation, die als folhe nicht mehr befteht, 
nody vertreten werde, hielten auch die Ausübung der Landftand» 
fchaft von Seiten des Regenten (ald Domaineninhaber, durch einen 
Cameraldeamten) dem Begriff einer Repräfentation der Unter: 
thanen nicht entfprechend und begehrten, daß die Repräfentation 
von Möllenbeck gänzlich wegfalle. Doc, wurde gegen das Ende 
des Landtags die vorläufige Beibehaltung der alten Verfaſſung 
verordnet. Die Zuziehung der Bauern zur Landſtandſchaft war 
„von deu übrigen Etänden mit Vergnügen anerkannt.“ Es war 
in der Grafſchaft Schaumburg üblich, daß auch zwifchen den Land» 
tagen ein ritterfcbaftlicher und kandfchaftlicher Deputirter das land— 
ftändifche Imtereffe zu wahren und namentlich darüber jchriftliche 
Abftimmungen von Seiten der einzelnen zur Landftandfchaft bevedh- 
tigten Berfonen und. Corporationen einzuziehen hatte. Die Bauern 
ſtellten das Defiderium, daß Vorftände des Banernftandes für land» 
ftändifche Berhältniffe beſtimmt werden mödten, damit dieſe von 
den ritter- und Jandfchaftlichen Deputirten beiden, außer den Land— 
tagen vorkommenden, Zandedangelegenheiten, gleich PBrälaten, Ritter: 
(haft und Städten, zugezogen werden Eönnten. Dem entfprechend, 
wurde, mit des Landesherrn Genehmigung, feſtgeſetzt, daß zu biejer 
beftändigen Repräfentation des Bauernftandes drei landſtändiſche 
Borfteher von den Drtsvorgefepten erwählt werden folten. Der 
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beftändige Landſyndicus führte die Protocolle des Landtags. Als 
landesherrliche Commiſſare handelten der Regierungspräſident von 
Meyerfeld und der Regierungsrath Wiederhold, der Verdienſte um 
die Grafſchaft Schaumburg im Jahre 1807 durch ſein Benehmen 
gegen die damals dort herrſchende Interimsverwaltung von Gobert 
Siccard ſich erworben hatte. Die einzige Propoſition, welche dieſe 
Commiſſarien dem Landtage zu machen hatten, beſtand in der Auf— 
forderung, dem Kurfürſten eine, dem ſehr beträchtlichen außerordent- 
lichen Koftenaufwande für Ausräftung eines bedeutenden Armee- 
corps angemeſſene, Summe zu bewilligen und anzubieten, indem- der 
Kurfürft nicht zweifle, daß die Stände durch patriotifche Anftren- 
gungen fich auszuzeichnen beeifert fein würden. Die Stände wünſch— 
ten, daß die Erörterung hierüber biß nach beemdigtem Kriege aus: 
gefegt werden möge und bewilligten bis zu deffen Ende die Fort 
erhebung der weftphälifchen PBerfonalfteuer und der meftphälifchen 
Grundſteuer für die früherhin eremt geweſenen Güter, fo wie bie 
Einfünfte der im Jahre 1810 aufgehobenen Univerfität Rinteln. 
Damit begnügte fid die Regierung nicht, Mit dem ‚Bemerfen, 
daß diefe Einkünfte zur. Verbefferung ver. Univerfität Marburg 
vnd zur Errichtung eined Gymnafium in Rinteln auserfehen fein, 
erflärte fie, daß fie ein beftimmted Anerbieten der Stände über. 
einen zu den Kriegskoſten zu leiftenden Beitrag erwarte; fie legte 
zugleich das Verzeichniß der nämlichen Armaturkoften vor, deren 
vollftändiger Erfaß von den Ständen für Nieder- und Oberheffen 
begehrt war. Diefen wurde der ganze Betrag der Armatur 
foften abgefordert, in Schaumburg das Anerbieten einer dem— 
‚felben angemefjenen Summe erwartet... Run begannen die. ſchaum— 
burger Stände ab» und zuzurechnen. Nach ihrem Urtheile konnte 
es nicht die Abficht des Landesherrn fein, den Unterthanen allein 
die Koften der Befreiung von der Ufurpation aufjulegen, der viel- 
‚mehr dazu ebenfalls beizutragen habe, fowohl aus Liebe zu feinen 
Unterthanen, al& wegen feined fehr bedeutenden ntereffe bei 
MWiedererlangung ‚feiner Staaten und feines Privateigenthums, da 
ja für ihn Alles, Beftgungen und Gapitale, auf dem Spiele ge: 
ftanden hätte. Sie wollten auch die Lieferungen, die von. den 
Domainen, des Krieges wegen, gemacht fein, nicht ald eine Laft 
des Landes anfehen, weil fonft ähnliche Koften der einzelnen Lan» 
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desunterthanen mit aufgerechnet werden müßten. Auf die wirffid) 
ald Landeslaſt anzuerfennende Summe brachten fie mehre Leiftun- 
gen der Grafjchaft Schaumburg, ald den Scheffelſchatz, die Reve— 
nuen der aufgehobenen Fräufeinftifter bis zu ihrer Wiederherftellung, 
die Einfünfte der Univerfität u. f. w. in Zurechnung. Doch damit wurs 
den fie zu einer allgemeinen Landedaudgleiihung verwiefen. Diefen 
Grundſatz einer Ausgleihung mit (Alt) Heſſen beftritten die 
Stände; „denn,“ fagten fie, „die Orafichaft ift nicht Heffen incor; 
porirt, fie wird von dem Kurfürften von Heffen ald Grafen von 
Schaumburg regiert, die zufällige Einheit der-Perfon des Negens 
ten fann die verfchiedenen Staaten zur Theilnahme an eines jeden 
befonderen Laſten nicht verpflichten.“ _ Sie widerfpradyen deshalb 
einer Berwendung der Nintler Univerfitätörevenuen in Marburg, 
überhaupt außerhalb der Grafihaft Schaumburg; fie ſahen, weil 
der Kurfürft die Staatshandlungen der weftphäliichen Regierung 
für fich nicht als verbindlich anerfennen wolle, jenen felbft als 
denjenigen an, von welchem, wegen der unterbliebenen Herftellung 
der Univerfität, dieſe poſitiv aufgehoben fei; fie behaupteten die 
Befugniß, auf Erhaltung der Univerfität und Verwendung der 
‚Einfünfte für diefelbe, zu beftehen, da ihnen dieſes als- Pflicht 
durch die Etiftungdurfunde, fo wie dur ein Schreiben des Fürften 
Ernft zu Holftein und Schaumburg an den Kaifer auferlegt ſei; 
fie verlangten, wenn. die Univerfität ſich nicht herſtellen laffe, unter 
landftändifcher Gewähr, die Verwendung aller ihrer Revenuen, 
aus vormaligem Kloſtergut herrührend, für das zu errichtende 
Gymnafium und für die VBerbefferung der Schullehrerftellen. Ebens 
fo reclamirten fie auf den Grund eines ‘Privilegium von 1596, 
wodurdy der Graf von Schaumburg ver Landfchaft verfichert hatte, 
das Klofter in Obernfirchen zu Gute der Landichaft in esse zu 
erhälten und nicht zu den Cammergütern zu ziehen, deſſen ſämmt— 
liche Revenuen für das, von der weftphälifchen Regierung unter: 
drüdte, jedoch nachher wieder hergeftellte Fräuleinftift Obernfirchen. 
Letzteres gelang, erftered nur-in fehr geringem Maaße; von den 
Univerfitätseinfünften wurden dem Gomnaftum in Rinteln 3700 Thlr. 
zugefichert, 6000 Thaler der Univerfität Marburg zugewen- 
det, fo diefer „mit einer Philipp des Großmüthigen und Wils 
heim des Gerechten würdigen Bürforge und Preigebigfeit eine 


ebenfo glänzende als fichere Exiſtenz gegeben”, der bebeutendere 
Reſt der Rintler Univerfitätörevenuen wurde zum Cammergute ge 
zogen. Die Stände legten Verwahrung hiergegen ein. Darauf 
wurden alle Berhandlungen über den Beitrag zu den Armaturkoften 
und über die von den Ständen darauf in Zurechnung zu bringen: 
den Summen vom Landesherrn fiftirt; die Stände erflärten, fie 
zweifelten nicht, daß aud) fünftig die Forderung, rückſichtlich der 
bedeutenden Zurechnungen des Landes, nicht weiter zur Sprache ges 
bracht werde. 

Im Laufe des Landtags Hatten die Schaumburger Stände 
vielfache Anträge geftellt, jedoch darauf entweder gar feine Ant- 
‚wort erhalten, oder eine ſolche, welche die Erledigung ber Sache 
verfchob, oder eine ablehmende, ohne Angabe von Gründen. Die 
Stände hegten das Bemwußtfein, daß das Rand das Recht habe, 
von ihnen eine wirffame Verwendung für die Anwendung ber 
Mittel zur Herftelung des MWohlftandes und für bie möglichfte 
Erleichterung won den Folgen des Krieged zu fordern; fie waren 
mit Beforgniffen erfüllt, wie die DBerantwortlichkeit gegen Das 
Land, weldes fie repräfentirten, gededt, der feſte Wille, nad 
gemeinfamer Ueberzeugung dieſem müglich zu werben, ausgeführt, 
zugleich aber die Gefahr vermieden werden fönnte, das Mer 
trauen des Megenten ganz, vielleicht auf immer, gu verlieren. 
Sie glaubten bei dem Kurfürften Bertrauen zu Landftänden 
überhaupt zu vermiſſen und Dielten diefen Mangel für bie 
wefentlichite Urfahe der Kälte, womit ihre Anträge aufgenommen 
wurden. Sie verfannten aber nicht, daß fein Verhältniß weniger 
Schein vertrage, ald das landftändifche, wenn das Weſen dabei 
nicht leiden fol. Sie baten deshalb um die Erlaubniß, eine De- 
putation an den Kurfürften abfenden zu Dürfen, um dem Regenten 
die Bedrückung der Unterthanen durch einfeitig erhöhte Befteuerung 
vorzutragen und ihn anzugehn, daß die Stände über feine Abſich— 
ten in Anfebung der Staatöverwaltung überhaupt und der won 
den Ständen gemachten Anträge nicht länger iu Ungewißheit ges 
laffen würden. Die Borftelung, welche dieſe Bitte enthielt, wurde 
dem Kurfürften nicht vorgelegt. Die Landtagscommiffion vermit- 
telte, daß fie von den Ständen zurüdgenommen werbe, nachdem 
am 10. Mai 1816, an demjelben Tage, an welchem die zu Caſſel 


verfammelten Stände zur Abſchiedsaudienz gerufen wurben, bie 
Landtagscommiſſion perfönlich verfchiedene Entichliegungen des Re- 
genten auf die Anträge der Etände mitgetheilt hatte. Als jene 
Zurüdnahme erfolgt war, wurde den Ständen das Ende des Land- 
tags auf den 31. Mai angekündigt. Dagegen proteftirten bie 
Stände, weil die Geſchäfte noch nicht beendigt und ihre Anträge 
nicht erledigt feien. Sie erklärten, die Randtage wären biöher nicht 
aus Rüdficht auf ihre Dauer, fondern mittelft Erledigung der Ger 
fhäfte beendigt worden; fie beantragten daher Fortfegung des 
Landtags bis zur Beendigung der Geſchäfte. Darüber fonnte bie 
zum 31. Mai eine Entfchließung des Kurfürften nicht mehr ans» 
fangen 5; die Randtagseommiffion mußte an jenem Tage eine Echlup- 
conferenz halten. Die Stände erklärten aber, wenn auch aus un— 
defannten Urfachen ihre Wirffamfeit fuspendirt werben folle, fo 
hielten fie doch ihre Vollmachten nicht für erlofchen; fie wiederhol- 
ten den Antrag auf Bortfegung des Landtags bis zur Beendigung 
der Geſchäfte. Das verſprach die Landtagsceommiffton dem Regen» 
ten zur Gewährung zu empfehlen, und wirklich waren nad 14 
Tagen die Stände wieder zur Erledigung der bereits eingeleiteten 
Gegenftände verfammelt. Erſt am 12. Mai 1817 wurbe ber 
Landtagsabfihied errichtet, von den Ständen und der Landtagscom- 
miffion unterzeichnet, dann vom Negenten genehmigt und ratificirt. 

Die Schulden der Grafihaft Schaumburg waren nicht von 
Bedeutung, beliefen ſich etwa auf 30,000 Thlr.; entitanden im 
Jahre 1807, waren auch fie zu einer weftphälifchen Reichsſchuld 
(litt. P.) umgewandelt, als foldye aber auf ein Dritttheil des Nenn» 
werthes redutirt. Die Schaumburger Landſtände beftanden nicht 
bloß auf Herftelung des urfprünglichen Werthes, fondern aud) auf 
Nachzahlung der feit der Reduction mit zwei Dritttheilen unber 
richtigt gebliebenen Zinfen, weil die Reduction eine Gewalthandlung 
gewejen fei, durch welche die Verpflichtung des Landes als Schuld: 
ner nie aufgehört habe. Doc, widerfprah die Regierung, weil 
hierin gleiche Grundfäge in den kurheſſiſchen Staaten beobachtet 
werben müßten und bei der (alt) heſſiſchen Schuld feine folche 
Nachzahlung Statt finde. Wie rücfichtlih der legteren, fo hatte 
auch ritckfichtlich der ſchaumburger Schuld der Kurfürft die weft: 
phälifche Perſonalſteuer beibehalten. Diefe hatte in der Grafichaft 
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Schaumburg während der Jahre 1814 und 1815 einen reinen 
Ueberfchuß geliefert, der fidh auf die Hälfte des ganzen Echulbbes 
trages belaufen konnte. Den Ueberſchuß verlangten die Stände 
zur Echuldentilgung, doch erhielten fie die Antwort, daß ihr Ber: 
fangen beruhen müffe. Zur Berzinfung und Tilgung der Schul— 
den beftimmten fie nun ald Marimum jährlich ein Stenerfinplum 
nach, einem alten Matrieularfuße, weldyer, auf dem Grundbefig 
rubend, 3588?/, Thlr. aufbringt, und, fo oft. dieſer Betrag gehoben 
wurde, weiter eine Eteuer von fonftigem Einkommen, die zu ?/, 
pCt. des legteren im Ganzen angelchlagen, jedoch nad) Claſſen 
von den Cinzelnen erhoben wurde. Zu einer diefer Claſſen hatte 
jeder Pflichtige fich felbft zu befennen; der ‚gefammte Bonds bildete 
eine Caſſe, die ansfchließliches Eigenthum der Grafſchaſt Echaum- 
burg fein folte, unter die Verwaltung eined Staatsbeamten 
und eines ftändifchen Deputirten gefteflt, die nur beide: in Gemein- 
fhaft Zahlungsanweifungen gültig ertheilen Fonnten, und jährlich 
einen Bedürfnißetat aufzuftellen hatten. Deſſen Einficht, ebenfo die 
der Rechnungen, ftand jedem von Prälaten und Ritterfchaft, fo wie 
der Städte und der Repräfentanten des Bauernftandes frei. So war die 
Adminiftration von den Landftinden geregelt, die auch den ‘Plan 
für die Einfommenfteuer entworfen hatten. Beides wurde im Land— 
tagsabſchiede allerfeitd fanctionirt. Dieſer räumte aud) den Stän- 
den, ald althergebracht, eine Wirkfamkeit wieder bei Ausführung der 
Ufer: und Wegebauten ein. Die legteren wurden üblicher Weife 
durch Dienfte der Untertanen bewerfitelligt; nur die Ritter zahlten 
ſtatt deſſen einen feften Geldbetrag, Vergeblich wünfshten . die 
Stände, daß alle diefe Dienfte in einen feftftehenden jährlichen 
Geldbetrag umgewandelt und die Chauffeebauten an Unternehmer 
in Accord gegeben werden mögten. Doc) erfolgte auf ihren Ans 
trag eine Ermäßigung ded Wegegeldstarifd. Geftügt auf Privi- 
legien aus dem 14. und 15. Jahrhundert batten die fhaumburger 
Stände fhon im Jahre 1797 auf Anerkennung ihrer Theilnahme 
an der Gefeggebung gedrungen und diefed Verlangen jetzt erneuert, 
Der Landtagsabfchied ficherte ihnen eine landesherrliche Entſchlie— 
fung darauf zu, die aber nicht erfolgte. 

Die Beibehaltung der weftphäliihen Grundfteuer für die vor— 
hin eremt gewejenen Güter gab den fchaumburger Landftänden 
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Beranlaffung, ihre verfaffungsmäßige Theilnahme an dem Recht 
der Befteuerung zu reclamiren. Nach den Privilegien der Rand» 
Ihaft fol, wenn die Landesnothdurft Schagungen erfordert, zu— 
vörderft mit den Ständen communicirt und fich derentwegen ber 
Gebühr verglichen werden. Daß ohne folhe Communication und 
Bergleihung die Orundfteuer ‚für die eremten Güter beibehalten 
war, ftellten die Stände ald eine Verlegung der Berfaffung dar; 
fie nahmen das Recht der Berathung über deren Fortdauer in An— 
fpruch, begehrten aber, bis dieſe ftattgefunden haben würde, Auf: 
hebung der Steuer. Die Regierung räumte ein, daß. die Beftim- 
mung der Orundfäße, nad welchen die bisher Steuerfreien Fünftig 
im Berhältniffe ibied Vermögens zu den Staatölaften beitragen 
folten, zur landſtändiſchen Berathung zu ziehen ſei. Die Wieder 
herſtellung der Steuerfreiheit felbft oder eine landftändifche Bes 
rathung darüber lehnte dagegen die Regierung ab, wegen der vers 
größerten Bebürfniffe ded Staates, wegen der der Regierung ob— 
liegenden Verpflichtung zu gleicher Vertheilung der Staatslaſten 
und wegen ber Veränderung derjenigen Berhältniffe, worin die 
Gteuerfreiheiten der Eremten ihren Grund hatten. Diefe Berän- 
derung erblidte die Regierung in der vorhin beftandenen Verpflich- 
tung eines großen Theiled der Befiger fteuerfreier Güter zu Hof 
und Kriegädienften, welche der‘ Grund der Befreiuug -von Ent» 
tihtung der. gewöhrlichen Grundſteuer fei. In der Zeit, wo bie 
befreiten Stände die Steuerfreiheit erhielten, war alles Grund: 
eigenthum, fo erflärte die Regierung, nur mit geringen Abgaben 
belaftet und der comparative Werth des Geldes größer geweſen, 
fo daß Befreiungen, welche für die erfte und geringere Steueran« 
lage erworben waren, nicht auch für die folgenden entfcheiden fönnen, 
fondern auf ihren wahren: und rechtlichen Begriff zurüdgeführt 
werden. müffen. Die Regierung fügte hinzu, daß ein Jeder, der 
an den Bortheilen des bürgerlihen Vereins Antheil nimmt, aud) 
an den öffentlichen Laften verhältnipgmäßigen Antheil nehmen 
müffe und Daß gegen die Anwendung dieſes gerechten Grundſatzes 
fein Befigftand entfcheiden könne, da die Rechte des Staates auf 
Berbefferung feines gefellfchaftlihen Zuftandes unveräußerlich fein 
und fein Steuerfyitem auf ewige Zeiten unverändert fortbeftehen 
könne. Darauf‘ erklärten fih die Stände einverftanden mit ber 


künftigen Concurrenz des eremten Grundeigenthums zu den Staats⸗ 
laften, wenn entweder die Vermehrung. des Grunpftenerbetrags 
wegen deſſen Ungulänglichfeit zu dem beftimmten Zwede, nämlich 
Unterhaltung des Militairs, ald nothwendig nadıgewiefen werde 
oder die Steuerquote der Eremten an dem Contributionsquantum 
der übrigen Pflichtigen abgefegt werde. Zugleidy begehrten die 
Stände Mitauffiht auf die Verwendung der Steuern und Aus— 
dehnung des Grundfages einer allgemeinen Steuerconeurrenz auf 
die Domainen. Der Ertrag der desteren in ber Grafſchaft 
Schaumburg Fonnte weit höher angefchlagen werben, als bie 
darauf ruhenden Etaatsausgaben, fo daß der Meberfhuß jährlich 
diefem Landestheile entging. Worbehaltfih jener Bedingungen 
waren die Stände geneigt, fih mit Ausmittelung bes fünftigen 
Beitragsverhältniffes der Eremten zu befchäftigen. Ohne dieje Ber 
dingungen zuzugeitehen, wollte die Regierung die Eremten. nach den 
im calastro civieo aboptirten Grundſätzen befteuern, die Steuer 
jedody in die Schuldencaffe bis zur Tilgung der Schulden fließen 
lafien, fpäter folcye zur Kriegscaffe ziehen. Die Stände erflärten 
nun ihre Bewilligung für nicht gefchehen, wegen vorenthaltener 
Rachweifung der Rothiwendigfeit zur Vermehrung der Grundfteuer 
durch Heranzgiehung der Eremten, wegen verfügter landftändifcher 
Mitaufficht auf die Verwendung der Steuern und wegen verwei- 
gerter Goncurrenz der Domainen. Nichts defto weniger wurde die 
Befteuerung der Eremten beibehalten. Den Deputirten der: Ritter- 
fhaft war es von den Ständen überlaffen, den Gremten ein gün— 
ſtigeres Gefhid zu erwirken. Sie verfuchten das, jedoch erfolglos ˖ 
„Die Staatöverfafjung ift die große Bildungsdanftalt des Volfes ; im 
Bolfögeifte liegt eine große Garantie für die regierenden Dynaftien 
der Heinen teutfchen Monardien, die in vieler Hinficht. der. Nation 
fo heilbringend find. Mag der Gang der europäifchen Politik ihre 
Eriftenz bedrohen, Niemand wird fie anzugreifen wagen, fo lange 
die Fürften das Necht auf ihrer Seite wahren und ihrem Wolfe 
eine lebendige Theilnahme am politifchen Leben geftatten.” Go 
ſprachen die ſchaumburger Ritter. In der Aufhebung der Eteuer- 
Freiheiten erblicten ‚fie aber Berlegung landſtändiſcher Befugniffe, 
Kränkung wohlerworbener Rechte. Der Zeitgeift erforderte dieſelbe 
nad der Anficht der Ritter nicht unbedingt, fondern nur in fo fern 
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fie zu dem Syſtem einer neuen Ordnung der Dinge mittelft Eins 
führung einer veränderten Staatöverfaffung gehört, weil nur fo die 
Befteuerung der Grimirten dem Volke zum Vortheile gereichen 
könne. Doch begehrten fie in diefem Falle Entfhäpdigung für den 
Verluſt ded Eapitalwerthes, der ihren Gütern durch die Befteuerung 
erwachſe. Als Entfchädigungsmittel ſchlugen fie vor, daß der 
Staat den zur Gteuerfreiheit Berechtigten zu geringen Zinfen ein 
Capital für fo lange Zeit herfchießen möge, bis durch die Differenz 
jwijchen diefen und den landüblichen Zinfen (5 pCt.) jener Ber: 
luſt ausgeglichen fei. Diefe Anträge verwarf die Regierung. Doch 
beftimmte der Laudtagsabſchied, daß proviſoriſch nur die Hälfte der 
Eremtenfteuer erhoben und zur Landesſchuldencaſſe abgeliefert wers 
den ſolle. Schließlich wurden alle Anträge der Stände-Ver— 
fammlung wegen Befteuerung der Gremien auf den nächſten 
Landtag verwiefen. 
Doch ed entitand ein langer Zeitraum, in welchen. fo wenig 
in Schaumburg, wie fouft in Heffen, von einem Landtage die Rede 
war. Das lanpftändiihe Element, das fo Fräftig auffprudelte, 
fonnte nur noch in ber Schuldencommiſſion fümmerlich fortfeimen, 
allenfalls bei. der Brandverficherungsanftalt ein Lebenszeichen von 
fich geben und wurde in Schaumburg lediglich von dem ftäudigen 
land- und ritterfchaftlihen Deputirten getragen. Ohne diefe Ins 
ftitutionen hätte ein völliges Erlöfchen ftattgefunden. Der Haupt 
grund davon lag in der Gleichgültigfeit des Volkes bei den allger 
meinen Lundesinterefien. Es fand daffelbe nicht auf der Höhe der 
ftaatörechtlichen Cultur, zu welcher Robert: die Angehörigen des 
Staates erheben wollte. (©. 47.) Bei Manchem war freilid) die 
Meinung vorherrſchend, daß, wie die Sachen lägen, weder die 
Berfaffung, noch irgend ein Rechtszuſtand gefichert fei, daß alle 
Verhältniffe des öffentlichen Lebens ohne beftimmte Form feien; 
doch von Anderen wurde fühn und herausfordern» folder Meinung 
entgegen getreten. Aus dem Chaos neuer, durch eine fremde Ges 
walt aufgedrungener, dem Nationalgeiit widerftrebender Formen hat 
der Kurfürft die alte, gefegmäßige, durch eine lange, glüdliche Ers 
fahrung. bewährte Verfaffung wieder hergeſtellt, welche, auf Gerech— 
tigfeit und Orbuung geftügt, mit ihren wenigen Mopdificationen an 
die alten, guten Zeiten erinnert und vergefien läßt, daß falſche An“ 


fihten, vielleicht auch unlautere Zwecke, nicht alle vom Regenten 
beabfihtigten wohlthätigen Einrichtungen zur Ausführung fommen 
ließen. So fpracdhen diefe, und die Menge glaubte ihnen. Kurs 
heſſen, ganz flationair geworden, ſchied gleichlam aus der Ge 
meinfchaft der Stammgenofjen und fehien den Vorwurf des Mans 
geld einer Theilnahme an dem öffentlichen Angelegenheiten, den 
man ihm’ vor allen Andern gemacht, durch die That zu beftätigen. 
Das war das Urtheil, welches in Teutfchland über Kurheſſen ge: 
fällt wurde. Wachler nannte ed von Breslau aus das von ver: 
fchollener Eteifigfeit bedraͤngte Rand. 

Die Reife des Kurfürften, um deren Willen die Berfandlangen 
des Landtags zu Gaffel eingeftellt worden waren, ging über Herd» 
feld und Schmalkalden in die „neu acquirirten Staaten des Großs 
herzogthums Fulda“, von danach) Hanau, Marburg und Hofgeismar. 
Ueberall wurden dem Kurfürften und dem ihm begleitenden Kur: 
prinzen die mannigfachften Zeichen der Anhänglichkeit dargebracht; 
in den alten, wie in den neuen Provinzen fand er ein fo erfreutes 
Volf, daß man es für zufrieden mit feinem Schickſale halten mußte. 
Nur in Hanau hörte man Klagen; hier verfprady der Kurfürft 
Holz und Steine zum Aufbau der während der Schlaht vom 
5. November 1813 eingeöfdherten Wohnungen, aud) Geld. Carls— 
haufen machte einen fünftlihen Plan, dieſes zu befchaffen, nicht 
ohne Beeinträchtigung der Feuerverfiherungsanftalt. Im Bade zu 
Hofgeiömar dankte dem Kurfürften eine Deputation der Einwohner 
am Diemel- und Weferftrome für die weifen und gerechten Anord— 
nungen, welde ihnen Erleichterung verſchafft und die in den Kriege- 
jahren gefchlagenen Wunden aus dem Gedächtniß verwifcht hätten. 

Es war nämlidı eine gefegliche Beftimmung über den Beweis zur 
Verhütung ded Meineides in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten und 
über die Eröffnung gerichtlich binterlegter Teftamente getroffen, eine 
Maafregel zur Berbefferung der Bierbrauerein angeordnet, das 
Voftregal dem Fürſten von Thurn und Taris für eine jährliche 
Rente von 43000 Thlr. zu Lehn gegeben, der Zwang zum Stus 
diren in Marburg erneuert, die Erwerbung einer academifchen Würde 
auf einer anderen Univerfität verboten, der wetterauijchen Gejelfchaft 
für Naturkunde eine jährliche Unterftügung von 400 Gulden gewährt, 
die BVorfhrift zur Verhütung des Kindermordes eingefchärft, die 
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Kuhpodenimpfung als Schugmittel zur Verhütung der Blatternfeuche 
und die Verlegung der Todtenhöfe aus dem Innern der Ortfcaften 
verfügt. Die Vaſallen waren angewieſen, die durch Allodification 
nah den Gefegen des Königreich MWeftphalen unterbrochene Lehns— 
verbindung wieder herzuftelien und die, ſelbſt zwangsweiſe unter 
gerichtlicher Auctorität, veräußerten Lehnftüde binnen einer beftimms 
ten Friſt herbeizufchaffen, widrigenfalls die Lehen für eröffnet und 
heimgefallen erklärt werden ſollten. In Verbindung mit der Erridys 
tung von Hındwerföfchulen waren die Zünfte wieder hergeftellt. 
Werder Geburt, noch Stand, noch Religion fol die Aufnahme in 
diefelden hindern. Nur wer diefe erlangt hatte, durfte das Gewerbe 
treiben. Die Conſumenten aber waren nidyt an die Zünfte gebannt; 
diefen blieb cd unternommen, anderwärtd verfertigte Arbeit in den 
Zunftbezirt fommen zu laffen. Einer fo geftalteten Zunftverfaffung 
mußte ed ſchwer fein, für das Aufblühn der Gewerbe wirfjam zu 
werden. Die Regierung hatte den Ölauben, die früher beftandene 
Zunfteinridtung babe dazu gedient, die Ausbildung der Handwerfer 
zu befördern, die Verminderung der Kunftfertigfeit zu verhüten, die 
Unterordnung der Gehülfen unter die Meifter zu befeftigen ‚- die 
Staatsaufſicht auf die Gewerbsgenoſſen zu erleichtern, die Abzichung 
der Landleute von der UÜrproduction, im der mın die fidyerfte Quelle 
des Nationalvermögens erblicte, zu erfchweren, die Gewerbe an die 
Erädte zu fefleln, Anhänglicyfeit an das Baterland und deſſen 
Regierung fo wie gute Erziehung der Bürger zu bewirfen, auch 
einen Damm gegen Eittenlofigfeit -und Betrug der Handiverfer zu 
bilden. Diefer Glaube hatte die Regierung zur Herftelung der 
Zünfte bewogen. Sie war wohl wefentlich Rommeld Schöpfung, 
der fi) dabei der Mitwirfung des Archivar Eggena bediente, 

. Die Mititairpfliht der Sölvdaten, die nun ſämmtlich Zopf 
und Puder trugen, war auf eine zwölfjährige Dienftzeit bejchränft; 
wer aber 24 Jahre diente und ed bis zum Unterofficier brachte, 
follte von nun an eine monatliche Penſion erhalten, die bis zu 
2'/, Thlr. fteigen Fönne. Frei blieben vom Militairdienfte die 
herrfchaftlichen Diener und Pachter, die Schriftfäfligen, die Livree— 
bedienten der Staatödiener aus den vier erften Nangelaffen, die 
Bürgerjöhne einiger. bevorzugten Städte, die üterbefiger, die 
Schaafhalter, die Knechte ver Bachter, wenn fie nicht allzugroß 
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gewachfen waren und die Gefellen, die für eine Wittiwe dad Hand- 
werk betrieben. Im umfaffendften Maaße aber war die Kriegs: 
gerichtöbarfeit für Eivil- und Griminalfälle über die Militairpers 
fonen, ihre Weiber und Kinder, Knechte und Bedienten beftätigt. 
Auch die Geufur befeftigte ihr Reih Es wurde verboten, irgend 
eine Art von Büchern und Schriften ohne vorherige Cenſur zu 
druden, und die im Auslande erfchienenen, den Furheffifchen Etaat 
betreffenden, Bücher an das PBublicum ohne Erlaubnig der Genfur: 
commiffton auszugeben. Diefe fol dafür forgen, daß nichts ge 
druckt werde, was den Lehren der chriftlichen Religion, den Sitten 
und der Etaatöverfaffung Nachtheil verurſache, den Abſatz fremder 
Drudfipriften ſolchen Inhalts unterfagen, auch diejenigen Tages» 
blätter und Zeitfchriften in Beſchlag nehmen, deren Herausgeber 
und Theilnehmer die Abficht offenbaren, ſchädliche Ideen in Umlauf 
zu bringen, Unzufriedenheit bei den Unterthanen gegen die befter 
benden Staatseinrichtungen zu erweden, anmaaßliche Urtheile und 
Critiken über Handlungen der Fürſten und des Staatshaushaltes zu 
verbreiten oder überhaupt auf die Gefinnungen der Menfchen zum 
Nachtheil der allgemeinen Woplfahrt böslich einzumirfen. Auf die 
ſem Weg foll der Staat vor Bejorgniffen bewahrt werden, welche 
gemeinfchädliche und fträfliche Unternehmungen 658 denfender Men- 
ſchen leicht erregen könnten. Es zeigte fich bald, wie wenig Maaß⸗ 
regeln folher Art zum Zwecke führen. Der Pachter des Domai- 
nenfäuferse Schreiber follte von der DOberrentcammer ded PBacht- 
gutes entfegt werden; man fah Huſaren aufgeboten; allein im 
Augenblide der Ermilfion erfolgte eine Inhibition des Oberapella- 
tionsgerichtd. Zweimal forderte der Kurfürft diefed zur Recht— 
fertigung darüber auf, wie es fich habe befugt Halten kön— 
nen, gegen die von der Oberrentcammer verfügte Ermiflion zu er= 
fennen, und zweimal wurde foldhe Rechtfertigung vom Dberappel- 
lationdgericht verweigert, weil es feine Pflicht als Juſtizbehörde 
vergeffen, fich felbft herunterſetzen und des öffentlichen Zutrauens 
unwürdig erflärten würde, wenn es unternehmen wolle, ſich 
über den Inhalt einer von ihm gegebenen Entſcheidung zu recht- 
fertigen. Die Sache hallte in öffentlichen Blättern wieder. Eben 
daraus follte nun das fichtbare Beftreben erhellen, einen $ürften, 
zu deſſen vorzüglichſten Negententugenden die frengite Rechtspflege 
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gehöre, in einem unwürdigen Kampfe mit feinen eigenen Unter— 
thanen darzuſtellen. „Mögte doch die und faum wiedergegebene 
Prepfreiheit folihergeftalt nie mißbraucht werden.“ Solcher Wunſch 
begleitete die Darftelung des Sachverhältniſſes aus einem anderen 
Geſichtspuncte. Die Gerichte erhielten auf diefen Anlaß vie Wei— 
fung, fünftig ihren Decreten und Erkenntniſſen in bürgerlichen 
Rechtsftreitigfeiten die Enticheidungsgründe beizufügen. Der Boli- 
zeidirector von Gaffel begann feine Macht auszudehnen, und ſämmt— 
liche Beamten in Althefien erhielten die Bedeutung, ihn von allen 
die Sicherheitöpolicei betreffenden Gegenftände zu benachrichtigen. 
Auh 1815 war die Nüdfehr des Kurfürften in das 
Land am Jahrestage defjelben gefeiert. An eben diefem Tage hatte 
der Kurfürft fi entſchloſſen, den in Heffen angefeffenen israeli- 
tiihen ©laubensbefennern den Genuß der bürgerlichen Rechte zu 
ertheilen, dieſelben an den Rechten, Vortheilen und Befchäftigungen 
der chriftlichen Unterthanen unter Beftimmungen Antheil nehmen 
zu laffen, welche fie um ſo ficherer jeder weiteren politifchen Ver— 
befferung zuzuführen bezwedten. Jetzt prieß man, wie der Kur: 
fürft jede Vervollfommnung der Gefege in feinen Staaten, gleichwie 
die Befriedigung jeden Zeitbedürfniffes zum Gegenftande feiner väter: 
lichen Bürforge mache und Feine Claſſe feiner Unterthanen von den 
wohlthätigen Wirkungen. derfelben ausfchliege, während freilic) 
Berkepfch, der Erbeimmerer Kurheſſens, erzählte, die Juden in den 
heffifhen Staaten hätten. dafür 100,000 Thlr. in die Gabinetscaffe, 
1800 Thlr. in. die Sammercaffe und 1400 Thlr. in die Sportel- 
cafie gezahlt. Gewiß ift, daß die Juden in den Provinzen Ober: 
und Niederbeffen eine Verbriefung ausgeftellt haben, wodurch fie 
hunderttaufend Thaler ſchuldig zu fein befannten. “Die Juden nann— 
ten das Capital eine Ablöfungsjumme für das Bürgerrecht. Die 
Landesbehörden hatten die Meinung ausgeſprochen, ed müſſe ſelbſt 
der Schein vermieden werden, als ob die Juden die ihmen einzu» 
räumenden Rechte erfauft bätten, die doch noch weit hinter den 
Freiheiten zurüdblieben, deren fie unter der weitphälifchen Regierung 
tbeilhaftig waren. Nach der zur Vollziehung jener Entſchließung 
erlaffenen Verordnung follen die Schulden der jüdiſchen Corpora— 
tion diefer ausfchließlich verbleiben; zur Bezahlung der Staats— 
ſchulden werben fie gleih den Ehriften I verpflichtet ; von einem Beis 
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“trage zu den Schulden, die durch die kirchliche Verfaſſung der 
Ehriften veranlaßt werden, find fie befreit, der Wirfungsfreis 
des Landrabbiners wird auf Firchliche Verrichtungen befchränft, mit 
Befeitigung der ihm bisker zugeftandenen Gerichtsbarkeit. Die 
jüdiſchen Glaubensgenoffen müfjen ihre Kinder in die öffentlichen 
Schulen der Ehriften, mit Ausnahme der für den Religionsunter— 
richt beftimmten Stunden, ſchicken. Ihre Handelsbücher haben fie 
in teutfher Sprache zu führen. Die Verfügungen der Zunft- 
ordnung fommen ihnen zu Statten. Feldgüter dürfen fie erwer- 
ben, aber in den nächſten Ahn Jahren nicht wieder veräußern, 
auch diefelben nicht verpachten; wenigftend die Hälfte ihres zur 
Landwirthſchaft erforderlidyen Gefinded muß aus Juden beftehen. 
Fremde Juden können weder zu Gewerbd-, noch zu KHausdienften 
angenommen werben. Mehr ald ein Haus follen die Juden in 
der Regel nicht befigen, gar nicht das Dbereigenthum über Grund: 
ftüde, die im nugbaren Eigenthum eines Anderen ftehen. An Orten, 
wo biöher feine Juden gewohnt haben, dürfen fie fich auch ferner 
nicht niederlaffen. Sonft haben fümmtliche in den hefliihen Etaa- 
ten aufgenommenen jüdifchen Glaubensgenoffen und deren Familien 
gleiche Rechte mit den chriftlichen Unterthanen, find aber auch denſel— 
ben Berpflidtungen unterworfen. Das ganze Geſetz aber wurde 
nur verfündigt für die Furbefitfchen Lande, mit Ausnahme des 
Großherzogthums Fulda und des FürftenthHums Hanau. 

In Hanau weinten Viele noch ob des Verluftes ihrer fimmtlichen, 
von der Kriegäflamme verzebrten Habe, außer Stande, den nöthigen 
Hausrath, neuen Vorſchuß zu Gefchäften, neue Ausfichten fih zu ver- 
fhaffen, al8 zum dritten Male der 21. November erfchien und neue 
Noth im Lande fand. Nothfpeicher mußte diefes Mal der Kurfürft am 
Sahrestag feiner Rüdfehr anordnen. Vor der Erndte hatte man 
geglaubt, Mangel und Theurung der Brodfrüchte fei bloß durch 

"die wucherlichen Abfichten gewinnnfüchtiger Perfonen herbeigeführt, 
die in Erwartung höherer Preife ihre Sruchtvorräthe zurüdbielten, 
Deshalb wurde jeder, der mehr Frucht hatte, ald zu feinem eignen 
Bedürfniſſe erforderlich fchien, genöthigt, den entbehrlichen Vorrath 
an die ihm von der Behörde zugewiefenen PBerfonen zum Markt— 
preife zu verfaufen, anderer Fruchthandel verboten, auch jeder ſchon ge— 
ſchloſſene Contract für nichtigerflärt. Nun gab es gar 1816 Mißwachs; 
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was geerndtet wurde, war mit Körnern gemiſcht, die ſich der Ge- 
fundheit ſchädlich erwieſen. Allen, die nicht felbft die nöthige 
Frucht gezogen hatten, ficherte man die Berabfolgung ihres 
Bedarfed gegen einen mäßigen Preis aus Nothfpeichern zu; dieſe 
follten von fämmtlichen Grundeigenthümern, die mehr ald ihren 
Bedarf geerndtet hatten, für jenen Preis gefüllt werden. Um nun 
folden vorerft vergüten zu fönnen, forderten die landesherr- 
lihen Behörden die Eapitaliften zur Einzahlung zinfenlofer Vor: 
ſchüſſe auf. Wer fein Capital hatte, wurde angegangen, Kleine 
Beiträge zu ſchenken, um damit verzinsliche Darlehen aufnehmen 
zu können. Borfhüffe zum Ankauf der Früchte gewährten man- 
hen Gemeinden audy die öffentlichen Gaffen, für deren Rech— 
nung endlich doch Dftfeeforn angefauft werden mußte. In 
diefer Zeit der Theuerung wurde den Lieutenants und Staabeca- 
pitainen, wie den Subalternen der Eollegien eine Gehaltözulage 
bewilligt, beim Schluß des Gottesdienfted zur Beier des 18. Octo— 
berö, der jest als Gedächtnißtag der Befreiung des Baterlandes 
von fremder Herrfchaft für immer zum kirchlichen Feſte erflärt war 
und die Wohnung des Kurfürften mit der im Feuer ftrahlenden 
Infchrift zierte: „der Vater feinen Kindern.“ 
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„Bott bewahre uns für einem Heinen beutfchen 
Staate, wo feine Randftände find." Spittler., 


Bor dem Schluſſe ded Jahres 1816 erfolgte die lang erwartete 


“ Eröffnung der Bundesverfammlung. Graf Buol»Schauenftein, 
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Oeſtreichs Geſandter in Caſſel, wurde hier abgerufen, um der 
Bundesverſammlung zu präſidiren. Kurheſſen vertrat am Bundes— 
tage Buderus von Carlshauſen, der Sohn des Armenſchullehrers 
in Hanau, der, ſelbſt urſprünglich Schreib- und Muſiklehrer bei 
den Kindern der, dem Kurfürſten vertrauten, Frau von Lindenthal, 
ſich dieſem zuerſt durch einen Plan zur Steigerung des Milchpreiſes 
auf der Meierei am Wilhelmsbade bemerklich gemacht und deſſen 
Gunſt durch den Beweis erlangt hatte, daß die Berechnung der 
bisher bei der Krigscaſſe nicht beachteten Hellerbrüche einen jähr- 
lihen Gewinn von 120 Thlr. liefere. Carlshauſen hielt feine 
Rede bei Eröffnung des Bundestages, aber er hatte dabei „Gedan— 
fen” gehabt, die in Form einer „Rede erfchienen.” Hierin fchuf 
er fich ein Eägliches Bild des gemeinfam teutſchen Vaterlandes; 
nit bloß daß der blühende Zuftand feiner Bewohner durch Krieg 
heraßgefegt oder gänzlich vernichtet war; nein, graufamer Frevel 
hatte die ehrwürdigften Denfmäler weifefter Umficht der Vorfahren 
zerftört, freche Willführ die Stelle der Gerechtigkeit eingenommen, 
ungezügelted Lafter die Sittlichfeit verdrängt, Spott und Hohn die 
Religion und den Glauben der Nation entehrt, die Bosheit in 
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tanfendfachen Geftalten ungeftraft gewüthet, tewtfche Redlichkeit zum 
Gefpötte gemacht. Aenderung dieſes traurigen Zuftandes, Eicherheit 
und Schutz nad) Außen, Ruhe, Frieden und Eintracht im Innern, 
Glück und Wohlftand der Völfer, dad war ed, was Carlshauſen 
von ber neuen Geftaltung erwartete, die dem Baterlande gegeben 
werden follte. Das particulare Interefie wird fih nun dem allge 
meinen anfchließen, die Gerechtfame und Wünſche der Fürften werden 
fih mit den gerechten Wünfchen und Forderungen der teutfchen 
Völkerſchaften fchwefterlich vermählen; fo wird eine Nationaleinheit 
in ihren ſchönſten Formen verwirklicht werden; mit dieſer unbezwing— 
baren Bundedfeftung wird das wieder geborne Tentfchland in der 
Reihe der europäiſchen Etaaten den ihm gebührenden Rang ein- 
nehmen. Solches waren die „Gedanken“ des kurheſſiſchen Ounbebr 
tagsgefandten im November 1816. 

Garlöhaufen lieferte am Bundestage eine ausführliche Berech⸗ 
nung über die Euftentation des ehemaligen Kammergerichtsperſonals, 
Nahmeifungen über Gaffenvorräthe und Rüdftände an Cammers 
gütern, Zufammenftellungen der an die betreffenden Individuen zu 
viel und zu wenig gezahlten Gehalte oder Venſionen, nebft einer 
Ueberſicht der der Suftentationdenffe zugehörigen Activen, abzüglich 
einer Gapitalihuld an Kurheffen nebft deren Zinfen! Dann wurde 
Carlshauſen abberufen und die Bundeöverfammlung erfannte mit. 
Dank die weſentlichen Erleichterungen, welche ihr feine zweckmäßigen 
Arbeiten in der umfaffenden reichskammergerichtlichen Suftentationds 
angelegenheit gewährt haben. Nur vier Monate lang hatte Earls- 
haufen am- Bundestage gewirkt. Dann wurde er zum Gefandten 
am Hofe in Darmftadt ernannt. Sein Nachfolger war Lepel (S. 16), 
Kurhefiend Gefandter in Wien. Auch jest entwidelte Kurhefien 
felbftändig nur felten eine Thätigfeitz fein Geſandter fchloß ſich 
regelmäßig einfach der Abſtimmung eines anderen Bundesftaates an. 
Defto größer war die paflive Betheiligung Kurheſſens an den Vers 
handlungen des Bundestage. Aus alten, wie aus neuen Landes» 
theilen liefen Beichwerden aller Art gegen. die kurheſſiſche Regierung 
bei dem Bundestage ein. Gegen diefe war faft die Hälfte aller 
Meclamationen gerichtet, die in und außerhalb Teutfchlands Abhülfe 
von der Bundesverfammlung hofften. Unter den wichtigeren eröffnete 
die Reihe die Beſchwerde des Deconomen Hoffmann zu Marburg, 
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der daſelbſt Beſitzungen des teutfchen Ordens gefauft hatte. Letzterer 

verlor feine Reichsunmittelbarkeit dur den Frieden von Preßburg, 
nach welchem die Güter und Einfünfte ded Ordens in der Perſon 
und Nachfommenfchaft eines öſtreichiſchen Prinzen erblich werden 
follten ; fie wurden alfo Eigenthum des oͤſtreichiſchen Kaiferhaufes, 
das davon förmlich Befig nehmen ließ. Als von Neuem der Krieg 
zwifchen Frankreich und Deftreich ausbrach, an welchem auf Seiten 
des leßteren auch der Kurfürft von Heſſen durch die Werbung eines 
Truppencorps Theil genommen haben will (S. 4), hob Napoleon 
im Feldlager zu Regensburg den teutfhen Orden innerhalb der 
Rheinbundsftaaten auf und vereinigte alle Güter und Befigungen 
deffelben ‚mit den Domainen der Fürften, in deren Staaten fie lagen. 
Es war das eine gegen Deftreich gerichtete Kriegsmaaßregel. Der 
König von Weitphalen ergriff durch ein in das Gefegblatt einge: 
rücktes Decret den Befig der im SKönigreiche belegenen Güter des 
teutfchen Ordens und fchritt zum Verkauf derfelben. Im Wiener 
Frieden, der ald gemeinfchaftlich für den König von Weftphalen 
erflärt wurde, erfannte Deftreih, da der teutfche Orden in den 
Rheindbundsftaaten aufgehoben fei, die über die Güter dieſes Ordens 
außerhalb des öjtreichifchen Gebietes getroffenen Verfügungen an. 
Die von Hoffmann erfauften Befigungen wurden auf defien Namen 
auch von der Furheffifhen Regierung in die Steuercatafter ein- 
getragen; auch dieſe zog Hoffmann zur Grundfteuer heran, 
Dennoch muthete man dem Deconomen Hoffmann zu, die gefauften 
Güter herauszugeben, weil nah der Verordnung von 1814 
die während der feindlichen Decupation vorgenommenen Beräuße- 
rungen der Gammergüter für nichtig erklärt waren (©. 11). Die 
Zweifel über die Anwendbarkeit jener Verordnung auf diefen Kal 
löfete der Kurfürft durch eine neue in das Gefegblatt aufgenommene 
Verordnung. Hiernach waren — in Betracht, daß die Güter des 
teutfchen Ordens durch defien Aufhebung Eigenthum der Staaten 
geworden find, in welchen fie liegen, der damalige Ufurpator des 
Kurfürftenthumd Heffen aber, da die Ujurpation feinen Rechtstitel 
zu geben vermag, auch einen joldhen nicht übertragen fonnte — die 
mit den geduchten Gütern vorgenommenen Berfäufe für nichtig zu 
halten und die Käufer zu deren Räumung anzuweifen. Doc, follte 
ihnen, weil fie nicht ein ſchon 1806 beftandenes, fondern erft während 


der ufurpatorifhen Herrſchaft zugefallenes Staatseigenthum erfauft 
haben, das bezahlte Kaufgeld fammt den noch wirklich vorhandenen 
Berbefferungen vergütet werden. Iſt diefe Verordnung Geſetz oder 
Richterfpruch des Betheiligten in eigner Sache? Das war bie 
Frage, die vielfältig aufgeworfen wurde. Den Erwerbötitel ftüßte 
der Kurfürft offenbar auf Napoleond Decret aus dem Feldlager 
zu Regensburg; denn diefed hob den Orden auf, und wieß beffen 
Güter den Fürften zu, in deren Staaten fie lagen; foldyes gefchah 
nicht durch den Wiener Frieden, der nur die darliber ſchon ges 
troffenen Verfügungen beftätigtee Hatte der Staat die Ordens» 
güter erworben, wer war dann deſſen Repräfentant zur Zeit des 
Erwerbs gewefen? Das erregte Bedenken, über weldye manche recht: 
lidye Erörterung hätte ftattfinden fönnen. Doc Hoffmann follte 
feined Befiged entfegt werden. Weil er gegen die Verordnung 
fein Recht bei den Landeögerichten glaubte erwarten zu fönnen, 
bat er die Bundesverfammlung um Schutz im Befite. Deftreich 
hielt ed für einen auffallenden Umftand, daß eine nachfolgende 
Verordnung rüdwirfen folle, war der Meinung, daß die Bundes— 
verfammlung nicht umhin fönne, ſich al8bald zu Gunften des Res 
clamanten zu verwenden, wenn nicht billig voraudzufegen wäre, 
daß ganz unbekannte Verhältniſſe eingewirft hätten oder wirflich 
obwalteten. Buols Echauenftein Fonnte nicht unbefannt mit den 
einwirfenden Umftänden fein, er war Deftreihd ©efandter in 
Gaffel gewefen, ald jene Verordnung erfhien. Die Bundeöver- 
fammlung befd;loß, daß Hoffmann zuvörderft an den Kurfürften zu 
verweifen, ihm jedoch unbenommen fei, wenn er dort gegen alle Ers 
wartung der Bundesverfammlung nicht ‚erhört werden follte, feine 
Beihwerdevorftelung bei der Bundesverfammlung einzureichen, 
Sämmtliche Bundesgefandten beantragten einftweilige Erhaltung 
des Befigftandes, was den Furheffiichen Gefandten zu der Erflärung 
bewog, diefem Antrage bei feinem Hofe zu entfprechen. Der Kur: 
fürft fand jedoch den Beſchluß der Bundesverfammlung auffallend, weil 
derfelbe Zweifel gegen feine Gerechtigkeit äußere, eine Berwals 
tungsmaßregel table, wozu er fi bewogen gefunden habe, 
und einem Untertanen nachlaſſe, Befchwerden gegen ihn einzu— 
reichen; er gab den Bundestagsgefandten feine Berwunderung über 
fein Benehmen zu erfennen, welches die Biligung und Genehmigung 
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ihrer Committenten unmöglich erhalten fönne, er verbat fidh vie 
Einwirfung der Bundesverfammlung in Diefer, wie in jeder anderen, 
bloß die innere Staatöverwaltung betreffenden, Angelegenheit. Die 
Bundesverfammlung befchloß, daß das Protvcoll ohne Einrüdung diefer 
Erklärung gedruckt werde. Der Präfidialgefandte entgegnete auf leßtere 
im Namen fümmtlicher Gelandten, nachdem er mit denfelben Rück— 
fprache genommen hatte, fie vertrauten einflimmig zu den von ihren 
Committenten bisher an den Tag gelegten Gefinnungen für die 
allgemeine Wohlfahrt, daß felbige die YBundesverfammlung fort: 
dauernd in den Etand fehen würden, die hohen Zwede ded Bun 
des zu erfüllen und Grundfägen entgege zu arbeiten, welche dieſe 
vereiteln müffen, daß fie insbefondere in dem Beſchluſſe auf Hoff: 
manns Befchwerde über willführliche Entfegung aus feinem Befige 
nur die befondere Adıtung erfennen würden, welche die Bundes» 
verfammlung gegen die Perfon des Kurfürften bei diefer Gelegen- 
heit zu beweifen fich bewogen gefunden habe. „Bei den zahlreichen 
bereitö aus den Furheffifchen Landen eingefommenen Beſchwerden 
über landesherrliche Berfügungen wird fie, eingedeuf der hohen 
Beftimmung, zu der fie berufen worden, wie der Vorſchriften und 
Zwede der Bundesacte, ſich durd feine ungleiche Beurtheilung 
eines einzelnen Bundesgliedes abhalten laſſen, felbft bebrängter 
Unterthanen fi anzunehmen und auch ihnen die Weberzeugung zu 
verfchaffen, daß Teutichland nur darum mit dem Blute der Völfer 
vom fremden Joche befreit und Länder rechtmäßigen Regenten zu: 
rüdgegeben worden, damit überall ein rechtlicher Zuftand an Die 
Stelle der Willführ treten möge. Sie muß fih vielmehr durd) 
ſolche Erklärungen, wie die kurheſſiſche, in diefem Vorſatze beftärft 
finden und, indem fie ihrem Befchluß inhärirt, wird fie, falls die 
darin dem Hoffmann ausdrüdlich vorbehaltene fernere Beichwerde 
bei ihr eingereicht werben follte, das Angemeſſene in diefem, wie 
in andern Fällen darauf beſchließen.“ Das war die Verwahrung, 
welche gegen die Vorwürfe des Kurfürften die Gefandten im Bro: 
tocolle niederlegten» So war der Kurfürft in offener Fehde mit 
der Bundesverfammlung. Nur Heſſen-Darmſtadts Gefandter hatte 
der Abftimmumg, wegen der zwifchen beiden heffifchen Häufern be— 
ftehenden verwandtfchaftlichen Verhältniffe, firh enthalten, und nach— 
ber geglaubt, ed müßten erft Befchlüffe über die Competenz des 
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Bundestags gefaßt werden. Präſidium aber verwies auf den eins 
hellig gefaßten Beſchluß und alle Stimmen waren damit einveeftan: 
den, auch Gagern, Luremburgs abwefend geweſener Gefandte, (S. 233.) 
der es für feine edlere Rolle auegab, die unabänderlichen Grund» 
füge freier, wenn gleich monarchifch regierter Völker auszufprechen. 
„Hätte der Kurfürft,“ fo lauteten Gagerns eigene Worte, „volls 
fommen richtige Anſchauung von den Ächten Marimen des König— 
thums und Principats, von den Zweden des Bundes und bdiefer 
Verfammlung, von feiner eigenen Furheffifhen Theilnahme zum 
17ten Theile an des weiten Teutfchlands allgemeinem Wohle, von 
dem, was in diefen Einrichtungen Confervatorifches für feine Nach: 
fonmenfchaft enthalten ift, oder vielmehr wäre es ihm von feinen 
Miniftern und Staatsräthen nachdrücklich ſo vorgetragen worden, 
jo hätte er erfannt, daß die Bundesverfammlung, bei der Gültig- 
fit des Landfriedens und der alten vaterländifchen Gefege, nicht 
anders thun und nicht glimpflicher handeln konnte. Fiscalifche, 
sonfiscatorifche Verfügungen find nicht Gefege und entweihen diefen 
Namen. Das Recht des Eigenthums iſt das erfte menfchliche, ge- 
ſellſchaftliche und bürgerliche Recht. Wenn die Landesgerichte da 
find und freie Hand haben, wenn die Landftände geordnet und 
in Thätigfeit fein werden, fo wird die Bundesverfammlung in 
vielen ihrer Verpflichtungen fich erleichtert fühlen.“ Der König 
von Preußen fand den Beſchluß der Bundesverfummlung der Lage 
der Sache, wie der Vorjchrift und dem Sinne der Bundesacte voll: 
fommen angemeſſen, da ſich diefelbe darauf befchränft habe, dafür 
zu forgen, daß dem Einzelnen im gehörigen Wege Recht angedeihe. 
Ehen fo ſprach ſich die badifche Regierung aus. Dem Kaifer von 
Deftreich gefiel der Befhluß der Bundesverfammlung wegen feiner 
einfahen Rechtlichkeit, er gab demfelben feine ausdrüdliche Bei— 
fimmung, da die Bundesverfammlung dabei durch den Wunſch ſich 
habe leiten laflen, daß jeder Teutfche fein Recht im gefeglichen 
Wege finde. Im gleichem Sinne erflärte fih der Prinz Regent 
von Hannover, der Herzog von Holftein und Lauenburg, Brauns 
ſchweig, Naffau, die medlenburgifchen Höfe und alle teutfcyen 
Fürften und Teutſchlands freie Städte; nur die beiden Heffen nicht, 
Ihre Fürften hatten jüngft zu verwandfchaftlich nachbarlidem Ein- 
verftändnig durch eine befondere Konvention fi verbunden, und 
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zu dieſem Zwecke perfönlih eine Zufammenfunft gehabt. Doch 
erhiet Hoffmann das gezahlte Kaufgeld zurüd und wurde 
als erblicher Pachter genen einen jährlichen Zins im Gute bes 
laffen. Hoffmanns Echidfal war vom Kaufmann Möller und 
vom Bäder Tafch in Marburg getheilt, die ebenfalld Ordensgüter 
gefauft hatten; auch fie fuchten Hülfe bei der Burnidesverfammlung, 
weil fie ihr wohl erworbenes Eigenthum durd die Verordnung 
des Kurfürſten verlegt erachteten, gegen die fein Landesgericht zu 
entfcheiden vermöge. Die Burdesverfammlung erblidte hierin Ber 
ſchwerde über vermeintlihen Mißbrauch der landeöherrlichen gefeg- 
gebenden Gewalt; fie glaubte aber, ed fönne nicht angenommen 
werben, daß der KHurfürft die Abficht hege, durch ein Gefeg fidh 
Güter zuzueignen, welche zur Zeit ihrer Einziehung durch die wefts 
phälifche Regierung Brivatgüter einer im Rheinbund aufgelös 
feten Corporation gewefen und von Unterthanen ald ihr Eigens 
thum durch Kauf erworben ſeien. Deshalb betrachtete die Bundes» 
verfammlung die Verordnung ald eine adminiftrative Nerfügung, 
„und da gewiß Fein teutfcher Fürſt eine über das Privateigenthum 
freitige Rechtsfrage zum Vortheil des Fiscus ald Gefeßgeber werde 
entfcheiden wollen“, fo wurde am Bundestage nicht bezweifelt, daß 
der Kurfürft in diefer Sache der Gerechtigkeit ihren Lauf laffen, 
deren Verhandlungen vor den Landesgerichten in verfaffungsmäßiger 
Art Fein Hinderniß entgegenfeßen werde. Die Reclamanten wurs 
den daher in den Weg Rechtens verwiefen, ‚mit der ausdrüdlichen 
Bevorwortung, daß deſſen Betretung denfelben weder direct, noch 
indirect Durch gefegliche Verfügungen gehindert oder benommen werde. 

Die Erwerber urfprünglicher Domainengüter hofften ebenfalls 
Schuß bei dem Bundestage zu finden. Als der Finanzminifter v. Bülow, 
der auch in Preußen fpäter diefe Eigenfchaft befleivete, 1809 dem 
Könige von Weftphalen vorfchlug, Papiergeld auszugeben, trat 
im Staatsrathe Martens diefem Plane mit Erfolg entgegen, indem 
er ftatt defien den Verkauf von Domainen vorſchlug. Solchen 
Verkauf erklärte die Verordnung von 1814 für nichtig, weil ein 
Jeder felbit «6 jich beizumeffen hätte, daß er fremdes Gut ſich ans 
geeignet habe (S. 11. 21). Bergeblich hatte fich der Freiherr von 
Etein als Minifter der verbündeten Mächte und Generaladmints 
firator der eroberten Länder ſchon damald bei dem Kurfürften für 
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die Domainenfäufer verwendet; er mußte fie auf den Zeitpunct 
verweifen, wo für die teutfchen Staaten eine oberfte Bundesbehörde 
eingerichtet fein würde. Damit vertröftete fie auch Hardenberg, 
al8 die Hoffnungen fheiterten, die ihnen mährend des Wiener 
Congreſſes Weflenberg und Humböld glaubten eröffnen zu fönnen. 
Selbſt Buul-Schauenftein, als er noch in Caffel war, verficherte 
fie einer gerechten Erledigung ihrer Angelenheit durch die Bundes- 
verfammlung. An diefe wendeten fie fich jeßt vertrauensvoll unter 
Borlegung einer publiciftiihen Denkſchrift von Dr. Ritter in Göt- 
tingen. Der Fabricant Steig hatte die herrfchaftliche Wachslichter: 
fabrif, der er als Berwalter vorgeftanden hatte, für 22,000 Thlr. 
gefauftz mit diefer Summe hatte die weftphälifche Regierung das 
But des Oeconomen Hoffmann zu Wehlheiven erworben und fols 
ches mit der Domaine zu Wilhelmshöhe und Schönfeld verbunden. 
Der Fabricant Habicy betrieb eine Salpeterfabrif in einem herr- 
ſchaftlichen Gebäude zu Caſſel; als er diefes räumen mußte, Faufte 
er für 28,000 Franken das Jagdſchloß zu Vederhagen, um darin 
feine Fabrik fortzufegen. Der Deconom Renno hatte die von ihm 
pachtweife benugte Schweizerei bei Caſſel für 30,000 Franfen ge- 
fauft; mit diefer Summe waren die Gebäude in Wilhelmshöhe 
ausgebeſſert. Der Eifenfabricant Lefer in Brotterobe hatte das 
dafige Amthaus gekauft, um dafeldft eine induftrielle Unternehmung 
auszuführen. Der Graf von Malsburg (S. 49) hatte fein Haus 
in Eaffel zum Gebrauch des Lyceum abgetreten und dagegen, unter 
Zulegung von 40,000 Thlrn., einen Wald ertaufht. Der Ge: 
heimerath von Maldburg (S.46) hatte die auf feinen Gütern haftenden 
Gefälle. für 34,000 Thlr. angefauft, mit diefer Summe waren 
Schulden, die aus der Zeit vor 1806 herrührten, von der weft- 
phälifchen Regierung abgetragen worden. Der Hoftath Murbard 
hatte Grundzinfen für 40,000 Franken angefauft, die in gleicher 
Weife verwendet waren. Der Graf von Bocholz hatte ein Haus 
in Gaffel für 12,000 Thlr. angefauft, welche zur Reparatur des 
bafigen Schloffes verwendet wurden. Der Doctor Schreiber hatte 
für 12,000 Thlr. dad Gut Preienhagen von einem franzöftfchen 
Donatair gekauft. Das waren die Domainenfäufer, die eine Bes 
ihwerde bei dem Bundestage einreichten. Sie behaupteten, daß 
die kurheſſiſche Regierung fih die Erwerbungen und Berbefferuns 
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gen angeeignet habe, die mit den Kaufgeldern von der weſtphäli⸗ 
fhen Regierung gemacht feien, und daneben den Käufern das 
Kaufobject nehme, daß diefelbe überhaupt an weftphälifchen Activen 
mehr am fid) gezogen hätte, al& der Werth der veräußerten Dos 
mainen betrage. Cie erinnerten an die DBerüdjichtigung, welche 
die Hanauer Domainenfäufer gefunden hatten (S. 21), obwohl 
von diefen erft ein Fünftheil des Kaufgeldes bezahlt geweſen fei. Cie 
fuchten dem Einwande, daß die Verfäufe nichtig feien, weil der Kur: 
fürft nicht das Land dem Könige von Weitphalen abgetreten habe, 
vurch bie Hinweifung auf die Lande des Fürften von Iſenburg 
zu befeitigen, die wider deffen Willen der Kurfürft fich angeeignet 
habe, was eben fo fehr ald Raub bezeichnet werden müffe, wenn 
ein folder in dem 1806 erlittenen Berluft feiner Etaaten gefunden 
werden könnte. Bei dem Bundestage wollte man den Beſchwerde⸗ 
führern nur den Nachweis einer versio in rem gegen die furs 
heififche Regierung nachlaffen ; doch fprach fid) Deftreich freifinniger 
aus; ed wollte überhaupt denfelben den Weg Rechtens gegen die 
Anwendung der Verordnung von 1814 eröffnen. Deshalb erfuchte 
die Bundesverfammlung den kurheſſiſchen Gefandten, zu veranlaffen, 
daß den Supplicanten zur Ausführung ihrer Einreden gegen die 
Anwendung der landesherrlichen Verordnung vom Jahre 1814, 
infonderheit der Einrede versionis in rem, der Weg Rech— 
tend eröffnet werde; zugleich) wurde den Supplicanten geftattet, 
nöthigenfalls mit ihrer weiteren Vorſtellung einzufommen ; daneben wur⸗ 
den die Domainenfäufer dem Kurfürften zur milden landesherrlichen Be- 
handlung für den Sallempfohlen, daß die Furheffifche Regierung 
eine mehr als vollftändige Entfchädigung für Die durch die weftphälis 
he Regierung veräußerten Domainen vorgefunden habe. 
Dur den Tod des dänifchen StaatSminiftere von Diede 
war im October 1807 die Bafallenfamilie erloihen, welche 
das Gut Immihenhain zu Lehn trug. - Alerander von Camus, 
Graf von Fürftenftein, war damıt vom Könige Weftphalend bes 
lehnt und verfaufte dad Gut, nachdem ed allodificirt war, für 
200,000 Franken an den Baron von Boucheporn zu Mes. Auch 
diefer wurde vom Kurfürften des Beſitzes entfegt und auf erhobene 
Befchwerde durd) die Bundesverfammlung in den Rechtsweg vers 
wiefen. Branfreihs König nahm feiner ſich vergeblich an. Bouche— 
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porn Hagte gegen feinen Verkäufer auf Evietiondleiftung; dieſen 
Anſpruch erflärte ein Gutachten der Rechtsfacultät in Gießen für 
unbegründet, weil Boucheporn nicht im rechtlihen Wege entfegt, 
jondern mittelft Gewalt feines Befigtyums beraubt worden fei, und 
als Eigenthümer noch im ruhigen Befige feines Erwerbes fein 
würde, wenn der Kurfürft nicht, die unwandelbaren Principien des 
Öfentlichen Nechts verfennend, durd) die Verordnung vom Januar 
1814, unerſchütterlichen Nechtögrundfägen zuwider, von friner Ges 
walt Gebrauch gemacht hätte, für welche der Verkäufer nicht Ges 
währ zu leiften brauche. Sechszehn taufend Thaler hatte Boudes 
porn aus dem Bonds zur Unterhaltung der Invaliden geborgt. 
Dieſe Summe freilich hat Kurheſſen nicht zurüdgefordert. Gene— 
tallieutenant Allir hatte das Gut Freudenthal vom preußiihen 
Rath Heinebach für 50,000 Franken Fäuflid) erworben; diefer hatte 
daffelbe den Brüdern von Buttlar abgefauft, die mit dem Kaufr 
gelde eine” vor 1806 bei der Staatscaffe contrahirte Schuld an 
die weſtphäliſche Regierung abtrugen. Allir wurde aus dem Gute 
verdrängt, welches der Kurfürft incammerirte, um fich wegen der 
in ſolcher Weiſe ſchon abgetrageuen Forderung bezahlt zu machen, 
Air ftellte dies der Bundesverfammlung als eine Gewaltthätig- 
keit und Ungereihtigfeit dar, für weldye nicht Heinebach, nicht 
duttlar haftbar fei; vom Bunde begehrte er Wiedereinfegung in 
den Genuß feines Gutes und Schadloshaltung durch des Kurfür- 
ten Rentcammer. Die Bundesverfammlung verwies Allir in den 
Rehtöweg. Der Kurfürft erklärte, den Rechtsweg für Diejenigen 
nicht. verfperrt zu haben, welche versionem in rem oder Meliora- 
tion beweifen fönnen; die Domainenfäufer hätten aber nicht auf 
deren Erjag, fondern auf Schug im Befig oder Wiedereinfegung 
in denfelben geflagt und hätten Damit natürlich abgewiefen wer- 
den müſſen; es fei ein abjurder Grund, daß der Kurfürft reichliche 
Entihäpigung für die veräußerten Domainen vorgefunden habe, 
denn Die Häufer und Grundftüde, womit dad Staatsvermögen 
unter der ufurpatorifchen Regierung vermehrt worden fein folle, 
von Malchus zu 3,137,000 Franken angefchlagen, erfegten nicht zum 
ten Theile, was demfelben durch die franzöſiſche Occupation 
wäre entzogen worden. Beweiſe landesväterlicher Behandlung häts 
ten Mehre empfangen, indem ihnen die gekauften Güter in Erb- 
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oder billige Zeitpacht gegeben feien. Dem widerſprach der Bevollmädh- 
tigte der Domainenfäufer öffentlid), nannte es eine vorfägliche Entftel- 
lung der offenfundigften Thatſachen. Die meiften der Domainens 
fäufer wurden der landeöherrihen Gnade unwürdig erflärt, weil 
fie aus Gewinnfucht gehandelt und den entgangenen Gewinn um 
anderer beſſer geglüdter Epeculationen willen verfchmerzt hätten. 
Hinfihtlich der Behauptung, daß zahlreiche teutſche Familien durch 
g waltfame Entziehung ihres wohlerworbenen Eigenthums gänz- 
lihem Ruin ausgefegt feien, erflärte der Kurfürft, — in dem ru- 
bigen Bewußtfein, feine Pflicht als gerechter Regent mit denen 
eined milden Landesvaterd bei diefer Angelegenheit in genaue 
Uebereinftimmung gebracht zu haben, — die Erfinder und Vertreiber 
folder hämiſchen Verläumdungen nur mit der tiefften Verachtung 
ftrafen zu fönnen. Daß folhe Spradye von dem fouverainen Lans 
desfürften im Verhältniß zu feinen Unterthanen geführt werden 
mußte; daß es lepteren möglich war, zu erwiedern, „durch 
Schimpfworte überzeugt man nicht; wo offenkundige Thatfachen 
fpreyen, dienen felbft die dreifteften Berfiherungen vom Gegen— 
theil zu nichts;“ daß in diefer Weife der Regent den Unterthanen 
gegenüber geitellt fein Fonnte, das ift die betrübendfte Erfchei« 
nung, die unter monarcdifcher Regierungsform fich ereignen kann. 
So rächte ſich die Verordnung von 1814, die ewig ein Fleden 
in den Annalen der kurheſſiſchen Geſchichte bleiben wird, weil durch 
fie der Regent dem Lande gegenüber in eine fchiefe Stellung ganz 
unnöthiger Weife verfegt wurde. Die Domainenfäufe waren ents 
weder rechtöbeftändig oder ungültig; legteren Falls hätte es der 
Verordnung von 1814 nicht bedurft; aud ohne diefe würden die 
Gerichte diefelben für nichtig erflärt haben. Das ift der Gefichtd- 
punct, den Gagern aufgefaßt hatte; „heilifche verftändige Männer, 
als richterliche Behörde, werden zu finden wiffen, was in ihrem 
Lande recht oder unrecht fei.” Braunfchweig hegte über die Gültigfeit 
der weitphälifchen Domainenfäufe die nämlichen Anfichten, wie Kurhef- 
fen, aber es erließ nicht eine Verordnung wie die kurheſſiſche von 1814, 
ed eröffnete in jedem Falle den Reclamanten den Weg des Rechteng 
bei den Lundesgerichten, überließ diefen im Vertrauen auf deren 
Legalität die Entfcheidung der eintretenden Rechtsfragen ohne alle 
Einmifhung und erfannte den Beflpftand an, wenn die Gerichte 
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auf Manutenenz- in demfelben wider die Kammer fprachen. Auch 
der Kurfürft wollte nur Gerechtigkeit. Niemand wünfchte mehr als 
er, daß durdy einen die Bundesacte interpretirenden Beſchluß der 
Umfang der der Bundesverſammlung obliegenden und zuftändigen 
Geſchäftswirkſamkeit genauer beſtimmt, die öffentliche Meinung dar- 
über berichtigt, nicht jede Abweijung einer Klage ald eine Juſtizver— 
weigerung angefehn werde. Waren aber die Domainenverfäufe: den 
Rechten nach gültig, dann war es die fchreienpfte Cabinetsjuftiz, 
daß der Inhaber des Domanium fie für nichtig erflärte und ed 
Natürlich fand, wenn in Folge deffen eine Klage auf Schu 
im Befige von den Gerichten abgewiejen wurde. Wer zur Erreichung 
diefed Ziweded die Verordnung für nothwendig erachtete, der 
briht der Gerechtigfeit den Staab. Wiederholt wendeten die Dos 
mainenfäufer fi an die Bundesverfammlung, fie riefen die Heilig« 
feit des Beſitzes an, baten, restitutionem spolii zu erfennen, dems 
nähft aber, nach Vollendung der organifichen Bundesgejege, definitiv 
in Anfehung des Rechts felbft einen Befchluß zu faffen. Nur fo, 
meinten fie, Fönne die alte Harmonie zwifchen Fürften und Unter 
thanen wieder hergeftellt, einem fo anftößigen als verderblichen 
Zwifte zwifchen Vater und Kindern ein erfreuliches Ende bereitet 
werden. 

Wie Preußen für fich anerfannte, was in Weftphalen, als 
einem durch den tilfiter Frieden gebildeten Königreiche, nach deffen 
Verfaffung gefchehen fei; wie e8 nur unter diefer Anerkennung die 
an Preußen gefallenen Beftandtheile jened Königreich zurüdgenommen 
hatte, fo glaubte aud jene Macht mit Recht vorausjegen -zu dürfen, 
daß die in Gemeinfchaft‘ der Mitverbündeten vollzogene Rückgabe 
der übrigen Beftandtheile an die fonftigen wieder eingetretenen 
Regierungen nur als im gleichen Sinne erfolgt betrachtet werden 
finne, Preußen drüdte, man fagte im Einverftändniffe mit Ruß— 
land, die Erwartung aus, ed werde dasjenige, was in den zurüd- 
genommenen Beftandtheilen des Königreichs Weftphalen noch bins 
ſichtlich ſolcher Verfügungen und Anordnungen mangelt, die, im 
Geifte neuerer Tractaten, wie der Bundesacte, durch Wiederbefefti- 
gung erfchütterter Privatrechte auf endliche Beruhigung eigner und 
fremder Untertanen abzweden, in folcher Art feine baldige Erledigung 
erhalten, daß die Bundesverfammlung fi) nicht ferner in den Hall 


— 12 — 


gefept finde, nochmald auf. die zu befürdernde Herftellung eines 
beruhigenden und gelicherten Rechtöftundeg teutfcher Unterthanen 
verwiefen zu fein. Hannover wünſchte, daß der, Kurfürft durch 
milde Behandlung der Käufer von Gütern deren billige Wünfche 
nad) dem Mufter deſſen befriedigen möge, was in andern nidjt 
abgetretenen Provinzen gefhehn ſei. Martend machte darauf auf- 
merfiam, daß fein Braunfchweiger an der Befchiverde Theil genommen 
habe. Gegen Preußen und Hannover war nie eine foldhe vorge: 
fommen. Baden enthielt fich der Abftimmung fo lange, als nicht 
entfchieden fein werde, wie fern die im tilfiter Frieden anerfannte, 
nachher mit allen Mächten Europas in Verfehr getretene weſtphä— 
lifhe Regierung, mit welcher mehre Bundesftaaten Stiatöverträge 
fhloffen, mit dem Prädicat einer ufurpatorifhen und deffen Bolgen 
belegt werben Fönne, | 

Deftreich bedauerte, daß die vom Bundestage befchloffene Ems 
pfehlung der Domainenfäufer zur milden landesväterlichen Behand- 
lung feine fichtbare erwünfchte Wirkung gehabt habe, hegte aber 
das BVertraun, daß die Bundesverfammlung fi bald von Seiten 
des Kurfüften der gleichen Beachtung ihres Fürworte® in der 
That zu erfreuen haben werde, welche derfelben von anderen 
Souverainen, und ftetd in den gefälligften Ausdrüden, bezeigt 
worden ſei. Deftreich hoffte dies um fo mehr, als der Kurfürft 
in feiner Erklärung verfichert hätte, mehren der Käufer eine billige 
Schonung bewiejen zu haben. Auf diefe Erflärung verwieß daher 
der Bundestag die Domainenfäufer; er empfahl fie nochmals der 
Iandesväterlichen Behandlung des Kurfürften, verwarf aber ihr 
Geſuch um Reftitution des Beſitzes. Die Domainenfäufer fuchten 
Hülfe bei den Gerichten, diefe wieſen aber ihre Klage zurüd, weil 
in Anfehung des behaupteten Erwerbes vom Kammergut die auf 
die Entfcheiftung der Sache anzuwendende Verorduung vom Jahre 
1814 einen aus der weftphälifchen Zeit herrührenden Erwerbstitel 
für nichtig erfläre.. Sie trugen ihre Angelegenheit den verbündes 
ten Mächten vor, indem fie fih auf $. 16 des parifer Friedens 
von 1814 ftügten, mit der Bitte, diefen auf das Königreich Weft- 
phalen anwendbar zu erklären und die Bundesverfammlung zu 
committiren, daß fie demgemäß die Angelegenheiten jened König 
reichs reguliren möge. Doctor H. W. Schulz erflärte öffentlich, 
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ed heiße, ſich einen gar geringen Begriff von der Wirffamfeit des 
Bundestages machen, wollte man annehmen, derfelbe bedürfe noch 
einer befonderen Beftimmung der verbündeten Mächte, um über die 
Angelegenheit der Domainenfäufer urtheilen zu Fönnen. Diefe warfen 
fih noch) einmal dem Bundestage in die Arme. Wie früher Zacharid in 
Heidelberg, fo nahm fich jegt Behr in Würzburg ihrer an. Kur- 
hefien aber geftand dem Bundestage die Competenz nicht zu, ſich 
in die Sache einzumiſchen. Das beſtritt Wangenheim, Wuͤrtem— 
bergs Geſandter. Er hielt die Frage zur Entſcheidung durch die 
Landesgerichte nach dem poſitiven Rechte des Landes, in deſſen 
Ermanglung nad den allgemeinen Principien des Staats- und 
Völferrechts, überhaupt nach dem Naturrecht geeignet, erachtete die 
Gerichte für befugt und verpflichtet, auf Schadloshaltung zu erfens 
nen, wenn fie durch die Staatsgewalt vermöge ded jus eminens 
gehindert würden, die gewöhnlichen Entfcheidungsquellen anzuwen— 
den, nahm, fo fern auch ein ſolches Erfenntnig gehemmt werden 
würde, den Fall der Juſtizverweigerung und die Zuftändigfeit der 
Bundeöverfammlung an. Für diefe ſprach er das Recht zur Ab- 
ſtellung folder Mißbräuche der Gefeg und Verordnung gebenden 
Gewalt an, durch welche die öffentliche Sicherheit geftört oder eine 
jelbftändige Rechtöpflege gehemmt wird. Ihm war es unbezwei— 
felt, daß, wenn durch einen Mißbraud der gefeggebenden Gewalt 
jedes in den Weg des Proceſſes gebrachte ftreitige Recht zum neus 
gefeglichen Unrecht gemacht werden könnte, einer Zuftizverweigerung 
der fchlimmften Art Thor und Thür geöffnet und die Bundesacte 
in einem ihrer wefentlichften Elemente untergraben werden würde, 
Er wollte in der Bundesverfaffung den Schuß gegen ſolchen Miß— 
brauch der geſetzgebenden Gewalt finden, durch welchen, wenn auch 
die formale Rechtspflege aufrecht erhalten, doch die materielle deſto 
tiefer gebeugt würde. Wangenheim ſprach dem Kurfürſten die Be— 
fugniß ab, die Rechtsgeſchäfte, welche unter dem Schutze älterer 
poſitivet Geſetze, oder unter denen des natürlichen Rechts gültig 
geſchloſſen waren, als Geſetzgeber wie ungültige zu behandeln; 
deshalb wollte er die Verordnung von 1814 nicht als eine ſolche 
angefehn haben, welche die Landesgerichte abhalten folle, unab- 
hängig über die Frage zu urtheilen, inwiefern die Regierungs— 
handlungen eines Zwiſchenherrſchers für den Regenten 
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nach feiner Rüdfehr verbindlih find, eine Frage, welche die 
Suriftenfacultät zu Gießen rüdfichtlich eines in den hannoverfchen 
Provinzen ded Königreichs Weftphalen vorgefommenen Domainen» 
verfaufes bejahte. Deftreich hoffte fortwährend Erfolg von ver: 
fühnenden Echritten; doc) verwirflichte fich dieſe Hoffnung nicht. 
MWangenheim lieferte deshalb Namens der Reclamationscommiſſion 
ded Bundestags: ein ausführliches Gutachten über die Beſchwerde der 
Domainenfäufer, worin er ſich auf die Schriften Klübers, Pfeiffers, 
Gönner, wie auf Bergmanns Verbot der rüdwirfenden Kraft 
neuer Gefege bezog. Der Staat ſpricht durch jeden Regenten. 
Bloße Umwandlung in der Perfon des regierenden Eubjectd kann 
daher auf die Verpflichtungen des Staates entfräftenden Einfluß _ 
nicht haben. Der Staat bedarf in jedem Augenblide feiner Dauer, 
die feine Unterbredung leidet, nothwendig eines Oberhauptes. 
Das Volk, ald der wefentlichite, immer dauernde Beftandtheil des 
Staates, fann fih .alfo, während ed von dem rechtmäßigen Regen» 
ten unvermeidlich getrennt ift, einem Andern unterwerfen, der die 
höchite Gewalt im Staate ausübt; fo lange dieſes geſchieht, ift 
zwifchen ihm und dem Volke das rechtliche Verhältniß des Ober: 
herrn zu feinen Unterthanen begründet; alle Rechte, weldie dem 
Staate ald ſolchem zuftehn, find auf ihn übertragen und alle Ber: 
bindlichfeiten, welche dem Staate als ſolchem obliegen, find von 
ihm zu erfüllen. Was er thut, binnen der. durch die Verfaffung 
beftimmten Gränzen der Staatögewalt, das ift ald vom Staate 
ſelbſt geihehn zu betrachten und muß von jedem, der in Zufunft 
die Staatögewalt ausübt, als gültig erfannt und vertreten werden. 
Denn der Staat iſt immer derjelbe, wie auch fein Oberherr wechfelt. 
Während der Abwefenheit feines rechtlichen Regenten hatte der 
heſſiſche Staat, ald Inbegriff der vereinten Bewohner des Staats— 
gebiet, fortgedauert. So ging diefe fortdauernd vereinte Geſammt— 
heit der heſſiſchen Staatsbürger in den größeren Staatöverband 
über, welcher fi unter dem Namen eined Königreichs Weftphalen 
bildete; fie befam einen neuen Oberherrn, deſſen Regierung fie 
ſich unterwarf. Solcyergeftalt war der neue Herrſcher in den wirk— 
lichen und ungeftörten DBefig der Etaatögewalt getreten. Die Buns 
deöverfaffung fordert, daß die Herrihaft ded Rechts gegen jede 
Verlegung ficher geftellt werde. Jedem muß fein wohlerworbenes 
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Recht ungefränft geiaffen werden; feinem Staatdangehörigen, der 
fit durch einen Act der Staatsgewalt in feinem, auf einem befon: 
dern Reitötitel beruhenden, ‘Privatrechte verlegt glaubt, darf der 
Weg zum Richter verfchloffen werden. Der Fiscus fann in eigner 
Sache nicht Richter fein. Durch die Verordnung von 1814 hat 
fi) der Landesherr, als Repräfentant des Fiscus, zum Richter in 
eigner Sache gemacht und die Domainenverwaltung vom gemeinen 
Rechte des Staates erimirt. Uebt ſchon der Eroberer in den feinds 
lich befegten Landen vermöge des Eroberungdrechted die Iandes- 
herrliche Hoheit fo lange aus, ald er im Befige jener Länder bleibt, 
fo find die Angehörigen des occupirten Staates, wenn er vollends 
durch die Zuftimmung des Volfed Rechtönachfolger des vertriebenen 
Regenten geworden ift, ihm und feinen Gefegen nicht nur Gehor- 
fam fchuldig, fondern können auch erwarten, daß das, was fie 
unter dem Schuße diejer Gefege thaten, als gültig werde betrachtet 
werden. Waren die Domainen Privateigenthum der regierenden 
Dynaftie, fo durfte von dem Negenten, der die damit vorgegange: 
nen Beränderungen ald gültig nicht anerkennen wollte, bei deren 
Befämpfung nicht via facti, fei ed auch in der Form eines Ges 
feges, fondern nur via juris vorgefchritten werden. Die Beforgniß,. 
daß die Gerichte dasjenige, was der Regent in feiner Eigenfchaft 
ald Privateigenthümer für recht hält, dafür nicht halten mögten, 
fann die Hemmung der Rechtöpflege nie rechtfertigen. Durch vie 
Verordnung von 1814 ift dem Richteramte die felbitändige Ver— 
waltung deſſelben in Beziehung auf eine zwifchen dem Fiscus und 
PBrivatperfonen ftreitige Nechtsfrage unmöglich gemacht, folglid die 
Rechtapflege gehemmt. Deshalb hat die Bundesverfammlung dafür 
zu forgen, daß jene Verordnung in Beziehung auf die Rechtsver— 
folgung außer Wirkſamkeit gefegt werde. Das ift der Jdeengang, 
welcher die Reclamationscommiffton ded Bundestages, die Grafen 
Eyben und Beuft, die Freiherrn Carlowig, Wangenheim und Leon- 
bardi, zu dem Antrage führte, die Domainenerwerber an die kur— 
heffiichen Landesgerichte zur rechtlichen Erledigung zu verweifen, der 
kurheſſiſchen Regierung aber zu eröffnen, daß darunter nur eine 
folche verftanden fei, bei welcher den Gerichten fowohl die Beurs 
theilung der Streitfrage ſelbſt, als auch der, ihren Entjiheidungen 
zu unterlegenden, Rechtsnormen auf eine, von der, ald bloße Ad- 
8* 
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miniftrativverfügung zu betrachtenden und in diefer Eigenſchaft der 
richterlihen Cognition nad) Form und Inhalt unterworfenen, Bers 
ordnung von 1814, völlig unabhängigen Weije überlaffen werde. 
Kurheffen erflärte darauf, dem Bundestage feine weitere Cognition als 
Empfehlung zu billiger Behandlung einräumen zu fönnen, die bei 
Mehren der Acquirenten fihon eingetreten fei. Der Bevollmächtigte 
der Domainenkäufer machte. dagegen die Anzeige, daß nur der einzige 
Habich zufrieden geftellt fei. Die Bundesverfammlung vertagte ih. Als 
fie wieder zufammentraf, war, wohl nicht ohne fremden Einfluß, 
MWangenheim abgerufen, der an Arbeitsfülle alle Bundestagsge— 
fandten überragt hatte, gleichzeitig Lepel, der ihm perfönlich bes 
freundet war, nicht felten feiner Meinung folgte. Auf des erfteren 
Abichiedsichreiben wurde der Ausdrud der darin geäußerten Ge— 
finnungen im Namen der Bundesverfammlung vom Präſidialge— 
fandten erwiedert. Das war nicht mehr Buol- Schauenftein, 
fondern Miünd) » Bellingbaufen. Lepel, deſſen umfaffendfte Ar- 
beit ein Gutachten über die Befriedigung der naffausfaarbrüdjchen 
Staatödiener und Ereditoren gewefen war, erhielt durch den Prä— 
fivialgefandten von der Bundesverfammlung die BVerficherung, daß 
fie daS Andenken an die mannichfachen, mühfamen und verdrieß- 
lichen Arbeiten, welde er als Mitglied mehrer Commiffionen mit 
fo viel Gründlichfeit ald Kenntniß geleiftet habe, niemald aus dem 
Gedächtniſſe verlieren werde. Sein Nachfolger war Meyerfelp, 
(©. 86), der von Rinteln nad) Fulda ald Präfivent der dafigen Re- 
gierung übergegangen gewefen war. Nach Oeſtreichs jegiger Ans 
fidt war die Verordnung von 1814 ein Act der Souverainetät, 
zu welchem der Landesherr, vermöge der gefeßgebenden Gewalt, bes 
fugt war, ein Act, welchen die Landesgerichte als Geſetz anzuer- 
fennen fchuldig find, über deſſen materiellen Werth der Bundes— 
verfammlung Feine Cognition zuftehen würde, follte er auch nicht 
in einen Zeitpunet fallen, wo der teutfche Bund felbft noch nicht 
beftanden hatte, Deftreich fand daher Feine Nechtöverweigerung in 
der Sache der Domainenfäufer, nahm aber mit wahrem und innis 
gem Bedauern in dem Gutachten der Reclamationscommifjion eine 
Ausführung ſtaats- und bundesrechtlicher Theorien wahr, welde, 
wenn fie jemals bei irgend einer gemeinſchaftlichen Berathung der 
zum teutihen Bunde vereinigten Fürſten und Städte ald Baſis 
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anerfannt würden, nicht nur jedem einzelnen Bundesgliede zum ges 
fährlichftien Präjudiz gereichen, fondern auch für die Gefammtheit 
in fo fern nachtheilig werden fünnten, ald ein Gang folcher Art 
bei allen befreundeten Staaten, welche mit ihr dem monarchiichen 
Princip huldigen und für deffen Aufrehthaltung zu wachen bemüht 
find, die lebhafteften Beforgniffe erweden müßte. Deftreich erflärte 
daher, die Gültigkeit und Anwendbarkeit der im Outachten der 
Reclamationscommiffton enthaltenen ftaatd- und bundesrechtlichen 
Theorien, fo wie die Autorität der dafür angeführten Schriftfteller 
nicht nur nicht anzuerkennen, fondern jene als höchft bedenklich, ja 
in mancher Rüdjicht gefährlich zu betrachten, diefe aber förmlich 
verwerfen zu müſſen. Münch-Bellinghaufen äußerte, er könne fich 
überhaupt nicht mit der Uebung befreunden, daß in den Verbands 
lungen der Bundesverfammlung fich ıfo vielfältig auf der lei Rechtes 
lehrer berufen werde. Deftreih wünſchte, daß in der Bundesvers 
fammlung feine Grundfäge ſolcher Art Eingang finden oder vers 
theidigt werden möchten, deren Geift fo wenig dem im europäifchen 
Etaatenvereine beftehenden erhaltenden Syſteme entfpricht. Der 
Präfivialgefandte fügte hinzu, daß er auf das Beftimmtefte ange: 
wiefen fei, ſolche Grundfäge bei jeder Gelegenheit entfernt zu hal— 
ten. Preußen billigte eben fo wenig die größtentheild aus neueren 
ftaatsrechtlichen Theorien gefchöpften Motive der Neclamationscom- 
miſſion, ald die üblich gewordenen Allegationen aus ftaatörecht- 

lichen Schriftftelern in den Verhandlungen der Bundesverfamms 
lung. Preußen ftellte den Antrag, Kurhefien um eine namentliche 
Angabe derjenigen Domainenfäufer, mıt welchem ein gütliches Ab- 
kommen getroffen fei, und, Hinfichtlich der nicht erledigten Fälle, um 
Mittheilung der Gründe anzugehen, die dem Abjchluffe einer güt- 
lichen UWebereinfunft noch im Wege ftehn. Dem widerfprah Han- 
nover, weil es zu einer Intervention führe, die außerhalb der Buns 
descompetenz liege, da fich legtere nicht auf die Entfheidung über 
die, vor Entitehung des teutfchen Bundes ftattgefundenen, völfer- 
rechtlichen Berhältniffe zwiſchen den einzelnen zum Stönigreich 
Weftphalen gezogenen Provinzen erftrede. Meyerfeld war damit 
einverftanden und wollte deshalb Preußens Vorſchlag gar nicht 
ad referendum nehmen. Baden fehien die Bundescompetenz wenis 
ger befchränft aufgufaflen. Hefien» Darmftadt erblidte in der Bers 
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ordnung von 1814 ein Geſetz, welches den Gegenſtand zum Nach— 
theil der Reclamanten entſcheide, welches aber, da in Kurheſſen 
der Regent allein die geſetzgebende Gewalt habe, verfaſſungsmäßig 
entſtanden ſei; ed ſah feine Juſtizhemmung, da ed Jedem freiſtehe, 
ſich an die Landesgerichte zu wenden, wenn gleich dieſe bei ihren 
Entſcheidungen an die verfaſſungsmäßig beſtehenden Geſetze gebun— 
den ſeien; es fand folglich keine Bundescompetenz begründet. So 
dachte auch Sachſen, Holſtein und Mecklenburg; Baiern wollte 
gütliche Vermittlung durch die Bundesverſammlung. Oldenburg 
meinte zwar, daß ein erobertes Land der Regierung nicht entbehren 
könne, wollte aber, daß, einer ſolchen Regierung gegenüber, die 
Unterthanen nur paſſiven Gehorſam an den Tag legen ſollten, in- 
dem fie durch freiwillige Handlungen, wohin auch Ankauf von 
Staatögütern gehöre, die Gränze überfchritten, welche die dem 
rechtmäßigen Fürften fchuldige Treue vorzeichne. Nur Würtemberg 
blieb Wangenheims, feined vorhinnigen Gefandten, Anficht treu. 
Möge der Gegenftand der von den Domainenfäufern erhobenen 
Anfprüche die rechtliche Gültigfeit der von ihnen mit der weft 
phälifhen Regierung gefchloffenen Contracte oder die Entſchädigung 
fein, welche ſie an die jegigen Negierungen wegen gefihehener Zu— 
rüdziehung veräußerter Domainengüter aus gültig erfaunten Gons 
tracten machen, fo ftellen fi) dieſe Anfprüche als ſolche dar, welche 
in Beziehung auf ein urfprünglih privatrechtliches Rechtögefchäft 
von den Unterthunen jener Regierungen gegen den Fiscus erhoben 
werden, und fünnen nur zur rechtlichen Entfeheivung der Landes» 
gerichte geeignet fein; ald eine Hemmung diefer gerichtlichen Hülfe 
muß aber jede, der unbedingten Unabhängigkeit, des richterlichen 
Urtheild fowohl über die Streitfrage felbft, als über die bei ihrer 
Entfsheidung anzumwendenden Nechtönormen in den Weg tretende, 
Vorſchrift oder gefegliche Norm erfcheinen, welche mit rüdwirfen- 
der Kraft auf die zu enticheidenden einzelnen Fällen bereitö erlaſſen 
ift oder fernerhin ergehen möchte. So begründete Würtemberg 
feine Abftimmung, die Bejchwerden der Domainenfäufer an die 
Landeögerichte zur unabhängigen rechtlichen Entjcheidung zu 
verweifen und, für den Kal deren Hemmung oder Verweigerung, 
die Befchwerdeführung bei der Bundesverfammlung vorzubehalten, 
die betreffenden Regierungen aber zur Eröffnung des Rechtsweges 
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mit Befeitigung aller Hinderniffe einzuladen. Doch ftand Würtem- 
berg mit feiner Meinung am Bundedtage ganz allein; auch Preußens 
Antrag wurde abgelehnt und die Bundesverfammlung befchloß, die 
Reclamanten abzuweifen, da fie fi in deren Angelegenheit nicht 
für competent halte, weil die Verordnung von 1814 Feine Juſtiz⸗ 
verweigerung begründe, welde die Bundesverfammlung zu einer 
Einfchreitung verpflichten Fönnte. Bei diefer Incompetenzerflärung 
beharrte fie auch fpäter auf den Vortrag des Freiherrn von Carlo— 
wig, weil fie bundesgeſetzlich keinen befonderen Auftrag erhalten 
habe, über eine, den vormaligen Staat des Königreichs Weftphalen 
betreffende, Angelegenheit zu cognodciren und der Fall des Artifel 
29 oder 30 der Wiener Schlußacte nicht eintrete. Nach gefchehener 
Abftimmung fand es der Präftvialgefandte bei dem, dem Teutfihen 
eigenen, Streben nach gründlicher Darftellung und wiſſentſchaft— 
ſchaftlichem Forfchen natürlich, dag ſich Schriftfteller und Gelehrte 
mit den Etudien des Bundesrechts befaßt haben, daß nebit viel 
Gediegenem mancher Irrthum und manche faljche Theorie zu Tage 
befördert worden ſei; aber er erklärte es bedenklich, jolchen Lehren 
eine auf die Bundesbefchlüffe einwirfende Autorität zuzugeftehen. 
Und die Bundesverfammlung erklärte einftimmig, in ‚ihrer Mitte 
jenen neuen Bundeslehren und Theorien Feine ſolche Autorität zu 
geftatten und feiner Berufung auf felbe bei ihren BerhandInngen 
Raum zu geben, den Bundisregierungen aber die Fürforge anheim 
zu ftellen, daß nicht auf ihren Echulen und Univerfitäten jene 
Lehren Eingang finden. „Eine fefte Grundlage für die Beur- 
theilung der Rechtsfrage würde die Wiffenfchaft auf diefem Gebiete 
vergebene fuchen ; es ſcheint, ald habe man dem Einfluß der Doctrin, 
den man zu verbannen die Abficht hatte, durch das in der höchiten 
Region ſichtbare Schwanfen der Anfihten zur einen um fo weite 
ren Epielraum eröffnet.” So urtheilt Dr. Rieffer bei Unter: 
fuchung der Frage, ob die kurheſſiſchen Eapitalfihuldner durch die 
ihnen in Napoleons Auftrage ertheilte Quittung von ihrer Schuld 
befreit worden feien. Bei der Erörterung diefer Frage waren die‘ 
Grundfäge, welche die Bundesverfammlung mißbilligte, nicht bloß 
von Theoretifern und Schriftftellern fund gegeben, fondern auh 
von den furhefliihen Gerichten zur Anwendung gebracht. 
Während der Großherzog von Frankfurt die in Hanau beleg» 
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ten Staatscapitalien durch ein Abkommen mit Napoleon befonders 
erwarb, hatte die weſtphäliſche Regierung ſich die Gapitalien der 
Kriegscaffe und der Oberrentcammer vermöge der Succeffion in 
fämmtliche Necte der ehemaligen Souveraind von Staaten und 
Ländern zugeeignet, die das Königreih Weftphalen ausmachen, 
und die Verwaltung dieſer Gapitalien unter eine eigne General: 
direction mittelft eines, in das Geſetzblatt aufgenommenen, durd) 
Johannes von Müller als Minifter-Staatsfecretair contrafignirten 
föniglichen DeeretS vom 27. December 1807 geftellt. Ein weiteres 
Derret vom 12. May 1808 erklärte die Zahlung von Capital 
und Zinfen, welche, ſeit der Befignahme des Landes durch die fran- 
söftiche Armee, an die ehemaligen Souverains der Staaten geleiftet 
fein mögte, die das Königreich bilden, für nichtig und wirkungslos. 
Nach einem, vom Könige gebilligten, ebenwohl im Gefegblatt ver- 
kündigten, Deeret der Stände follten die mit Genehmigung des 
Öeneraldirector ertheillen Quittungen eine volle und gänzliche 
Befreiung von der Schuld bewirfen. Dann verlangte die weſt⸗ 
phälifche Regierung die Zahlung der Gapitalien binnen drei Mo; 
naten, erließ jedoch ein Viertheil der Schuld, wenn innerhalb Die» 
fer Friſt der Reſt gezahlt würde. Der Kurfürft aber forderte noch— 
mald das Capital ſammt Zinfen feit 1806. Das veranlaßte ge— 
rihtliches Verfahren; in erfter Inſtanz wurde nad) völferrechtlichen 
Orundfägen ded Eroberungsrechtes die Klage hinfichtlich der ſchon 
bezahlten drei Viertheile der Schuld zurückgewieſen, nicht aber hin⸗ 
ſichtlich des erlaſſenen Viertheils, weil dieſer freigebige Act nicht 
gegen den rechtmäßigen Gläubiger allegirt werden könne, nachdem 
die Gewalt des Feindes aufgehört habe, von dem derſelbe herrühre. 
Das Oberappellationsgericht dagegen ſtützte ſich nicht auf das Völker— 
recht, welches die Verhältniſſe der Staaten und ihrer Regierungen gegen 
einander bejtimme, fondern auf ftaatsrechtliche Grundfäge über das 
Verhältnig der Staatsbürger zu ihren Fürften. Jener Gerichtshof 
licß ſich von der Anſicht leiten, daß ein Staatsverein zwiſchen den 
geſammten Bewohnern Kurheſſens auch während der Abweſenheit 
ihres rechtmäßigen Regenten nothwendig habe fortdauern müſſen 
und daß dieſer Staat von einem Zwiſchenherrſcher verwaltet ſei, 
der, wenn gleich durch Gewalt dazu erhoben, ſich doch in der wirk— 
lihen und ungeftörten Ausübung der Staatsregierung nad einer 
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beſtimmten Berfaffung befunden habe, welcher die Staatsbürger 
durh Huldigung und frei gewählte Volfsrepräfentanten fich unter» 
worfen hätten. Das Oberappellationsgericht hielt fi) dagegen nicht 
befugt, die Rechtmäßigkeit des Erwerbes der höchſten Staatsgewalt 
zum Gegenftande feiner Beurtheilung zu machen, weil died außers 
halb der Attributionen des Richteramtes liege; es befchränfte feine 
Beurtheilung auf die rechtlichen Folgen der als factifch eriftirend 
voraudgefegten Staatögewalt; ed wollte deshalb nur prüfen, ob bie 
von einem Zwifchenherrfcher vorgenommenen Handlungen binnen 
der Grängen der Staatöverwaltung und im verfaflungsmäßigen 
Wege erfolgt feien. Dies fand das Gericht, weil nach allgemeinen 
Grundfägen der Staatsgewalt eine freie Verfügung über Staats: 
capitalien zuftehe und weil eine ſolche Dispvfition dem vormaligen 
Beherricher des weftphälifchen Staate8 von den verfammelten Stän- 
den noch bejonderd eingeräumt worden ſei, die Forderungen ber 
Kriegscaſſe (S. 31) aud zu dem Stantövermögen, nicht zum 
PBrivateigenthum des Kurfürften gehört hätten. _ Deshalb wurde 
felbjt dem Erlaſſe eined Theils der Schuld rechtliche Wirkung nicht 
abgefprochen,, fondern die Klage, fogar in fo weit fie fich hierauf 
bezog, zurückgewieſen. Die Grundfäge des Völkerrechts wendete 
dagegen das Oberappellationsgericht rücjichtlich derjenigen Capita- 
lien an, welde Kapoleon von anderen als weftphälifchen Unter: 
thanen eingezogen hatte, weil: diefer niemald Beherrfiher des kurs 
heſſiſchen Staated geworben fei, fondern als Groberer nur über 
diejenigen Gegeuftände habe verfügen fönnen, die vermöge Occu— 
pation in feinen wirklichen Beſitz gekommen feien, was nicht hin— 
fibtlich der Bapitalten angenommen wurde, über die er verfügt hatte. 
Mehren Handwerkern hatte die weftphälifche Regierung behuf 
ihrer Befriedigung wegen gelieferter Handwerksarbeiten Sorderungen 
des Staats cedirt. Auch diefe Ceſſion wollte der Kurfürkt nicht 
anerfennen.. Sie fuchten Hülfe bei dem Bundestage, wurden jedoch 
an die Landesgerichte verwiefen. Hier aber konnte denfelben nicht 
mehr geholfen werden, weil inzwijchen die Verordnung von 1814 
dahin authentifch erflärt war, Daß alle und jede Verfügungen über 
die vorhin aus Furheffifchen Staatscaffen ausgeliebenen Capitalien 
(Staatscapitalien), unter welchem Namen und Titel folde von der 
feindlichen Herrſchaft auch gefchehen fein mögen, ungültig und un- 
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verbindlich ſeien. Aus billiger Rückſicht auf die Lage, in welcher 
die Schuldner zu der fremden Herrſchaft ſich befanden, wurde ge— 
ſtattet, daß diejenigen Zahlungen, welche an Jerome Bonaparte, 
deſſen Bevollmächtigte oder Commiſſarien als wirklich geleiſtet nach— 
gewieſen werden können, von den öffentlichen Caſſen auf die ſchul— 
digen apitalien nebft Zinfen in Zurechnung angenommen werden 
follen. Diefer Berordnung mag Rommel nicht fremd gewefen feien. 
Gagern nannte fie eine exrtemporifirte,, über Eigenthum und Beſitz 
zum Bortheile des Fiscus disponirende, Verfügung, die mit allen 
Orundfägen der Ordnung und des Rechts unverträglich fei. Robert 
vertheidigte die darin audgefprochenen Grundfüge. Die Verord— 
nung erflärte, es gehöre nicht zur Ephäre des Richteramtes, die 
Beweggründe zu feinen Erfenntniffen in politifhen Ereigniffen aufs 
zuſuchen, die feinen Forfchungen fremd bleiben müßten, bielt fi 
felbft aber nicht von Spracdhmwendungen frei, welche nur aus dem 
Standpunct einer im NRechtöftreit befangenen Partei erflärlich find *) ; 
ed waren berfelben Erwägungsgründe vorangeftellt, ganz in der 
Form eined gerichtlichen, reformatorifchen Erfenntniffes, welche die 
Motive des Oberappellationsgerichts Punct für Punct zu wider- 
legen ſuchten. Das gerade empfand fchmerzlich das Oberappellationgs 
gericht. Die im Jahre 1806 erfolgte feindliche Ueberziehung des Lan 
des bezeichnete die Verordnung als einen Raubzug, der nicht im Stande 
fei, den hiedurch erlangten Befig unter die völferrechtlihen Bedin— 
gungen einer Eroberung ‚zu ftelen, auch nicht zum Rechte "habe 
werden Fünnen durd) die Einzwängung der Furheffifchen Lande unter 
die Provinzen des Königreichs Weftphalen, da Ießtered weder von 
fämmtlihen friegführenden Mächten anerfannt"fei (nur von Eng» 
land nicht), nody die den Unterthanen befohlene Huldigung und die 
gebotene Wahl der Etände ald foldhe Handlungen angefehen wer- 
den Fonnten, durd welche einfeitig die Nechtmäßigfeit einer Regie: 
rung begründet werden fönne, der Kurfürft aber, was allein vie 
Geftalt der Sache zu ändern vermocht habe, niemals eine Ent- 
ſagung auf die Thronrechte feiner Dynaftie abgegeben hätte. Mit 
dem Rechte der Völfer und der Staaten wurde e8 unvereinbar ges 
halten, der feindlichen Herrfchaft während ihres Beſtehens andere 





*) „felbft wenn diesfeits angenommen werben fünnte”, 
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Gerechtſame über die kurheſſiſchen Staaaten zu geftatten, als 
foldye, die in der Natur einer feindlichen Befegung fremder Länder 
liegen und lediglich in der vorübergehenden Verwaltung des Staates 
und feines Vermögens beftehn. Der Kurfürft erflärte, daß dieſe 
Grundfüge, welche nicht weniger einer natürlichen, den Umfturz der 
Throne und aller bürgerlichen Ordnung verhütenden, Bolitif, als 
dem öffentlichen Recht angehören, feit der Rüdfehr in feine Staaten 
ihn ſtets geleitet und namentlich zu der Verordnung von 1814 
veranlaßt haben. Dann wurde ausgeführt, daß Napoleon feinem 
Bruder Jerome nicht mehr Befugniffe habe übertragen können, als 
er felbft befeffen habe, legterem wurde Verfchleuderung des Staatd- 
guted vorgeworfen, die Maaßregel der weftphälifchen Regierung 
hinfichtlih der Staatscapitalien formell angefochten. ‘Pfeiffer ver- 
theidigte in. wiffenfchaftlihen Abhandlungen die für die Lehre von 
dem Recht der Kriegseroberung Epoche machen, die Anfichten des 
höchſten Gerichtshofes, doch legte diefer von nun an feinen Ent- 
iheidungen jene authentifche Erläuterung der-Berordnung von 1814 
zum Grunde, weil fie in der Form eines Landesgefeges erlaflen 
und als Norm für Fünftige, richterliche Entfcheidungen öffentlich bes 
fannt gemacht ſei. Das Oberappellationdgericht wollte den Lan- 
deögerichten fein Erfenntniß in Anfehung der Frage zueignen, ob 
ein foldyes Geſetz habe erlaffen, ob insbefondere über das zwifchen 
der Staatscaffe und den Schuldnern derfelben beftandene Rechts— 
verhältnig”eine Entfcheidung auf diefem Wege habe ertheilt wer- 
dei können; es fprach fich dahin aus, daß der auf Unverbindlich: 
feit des Geſetzes gegründete Einwand nur bei einem Gerichte, wenn 
ein folche8 vorhanden wäre, zur ntfcheidung gebracht werben 
fönnte, weldem die Landeshoheit der teutjhen Bundesfürften in 
diefer Hinſicht untergeordnet fein werde. 

Das wirkte freilich nicht hinfichtlich der Anfprüche, welche der Kur— 
fürft gegen diejenigen geltend machte, die der Gerichtöbarfeit des Ober- 
appellationdgerichtd nicht unterworfen waren. Zu diefen gehörten 
medlenburger Unterthanen, welche kaum die-Hälfte ihrer Schulden an 
Napoleon gezahlt, aber Quittung über den vollen Betrag derfelben ers 
halten hatten. Auf die Klage des Kurfürften wurden fie, den Reit zu 
bezahlen, durch Bacultätserfenntniffe angehalten, die in Breslau und 
Kiel eingeholt waren; in dritter Inftanz wieß jedoch dad Sprud)- 
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collegium zu Königsberg die Klage gänzlich zurück. Dieſes ließ 
zwar auch nicht auf Napoleon durch das Recht der Kriegseroberung 
die Capitalforderungen übergehen, aber ed nahm ſchon vor der Bils 
dung des Königreich Weftphalen die Entftehung eines Etaatöver- 
bandes zwifchen Napoleon und den Unterthanen des Kurfürften 
von Heflen an. Es betrachtete Napoleon als den fiegenden 
Souverain, der ſich das eroberte Land unterworfen, das Volk nicht 
mehr feindlich, fondern wie Unterthanen behandelt babe. Da das 
Volk ſich ihm ausdrüdlich oder ftilfchweigend ergeben habe, fo ers 
blifte darin das Königsberger Eprucscollegium cin ſtaatsrechtliches 
Ereigniß, eine ftaatdrechtliche Erwerbsart der Oberherrſchaft, Fraft 
deren Napoleon zu den Sculdnern ded Etaatd in das Verhälmiß 
des entthronten Regenten getreten fei und erfannte die von ihm, 
vermöge der Dispofition über die Eouverainetät eingefeßte weft 
phälifche Regierung für eine rechtmäßige Regierung, ja es hielt 
jelbft den Kurfürften für einen Feind ded Staates, für ipso jure 
rechtlo8 geworden und fein Privatvermögen dem Fiscus verfallen, 
weil er im Jahre 1809 ein Truppencorps geworben (©. 4.) und 
feine vorigen Unterihanen zur Infurrertion aufgefordert habe, fogar 
auctor intellectualis des Landesverraths derjenigen (weftphälifchen) 
Unterthanen geworben fei, welche er an fidy gelodt hätte. Schwei- 
fart, der früher in Marburg Profeſſor war, hatte dad Königsberger 
Erfenntniß verfaßt. 

Auch vom Fürften zu Waldeck forderte der Kurfürft an zwei 
Millionen Thaler, die, nad) Erlaß einer Quote, theild baar, theils 
mittelft Ausftellung von Wechfeln bereitd an die franzöſiſche domaine 
extraordinaire gezahlt waren. Der Kurfürft ald Implorant ‚reichte 
förmlich eine Klage gegen den Fürften von Walded als Imploraten 
bei dem Bundedtage ein. Hier wurde erörtert, ob die Sache ſich 
zur Entſcheidung durch eine Aufträgalinftanz eigne, ob es, um 
fegtere eintreten zu laffen, bloß auf die Qualität der Streitenden 
ald Bundesglieder, oder auch auf die Natur der Streitſache ale 
einer ſtaats- oder privatrechtlichen anfomme. Walde erklärte den 
Gegenſtand derfelben für rein politiſch und völferrehtlih, der nur 
nach den Grundlagen der betreffenden Friedensfchlüffe beurtheilt 
werden dürfte; ed bezog ſich dabei auf Preußens Erflärung in 
Betreff der Domainenfäufer (S. 111). Es wurde eine Vermitte⸗ 
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lungscommiffton zur gütlihen Ausgleichung der Sache in Vorfchlag 
gebracht; hiermit waren Alle einverftanden, nicht aber damit, daß 
der Vermittelungsverſuch der Anfang einer Beendigung von Strei— 
tigfeiten unter Bundeögliedern fein folle, welchem bei verfehlter 
Auegleihung das Aufträgalverfahren unmittelbar folgen müffe, ins 
dem diefer Uebergang in ungeeigneten Fällen die Anwendung des 
Beichluffes wegen Einführung von Aufträgalinftangen auf eine 
bevenflihe und auffallende Weife compromittiren könnte. Man 
befchloß deshalb, daß von der Wahl der Vermittelungscommiſſton, 
welche auf die Gefandten Oeſtreichs, Preußens und Holfteins fiel, 
weitere Folgerungen nicht abgeleitet werden follten. Aehnliche An— 
ſprüche Kurheſſens gegen die Fürften von Lippe und Schaumburg- 
Lippe wurden ebenfalld jener Vermittelungscommiffton überwiefen. 
Für deren Wirkjamfeit mußten fehr enge Gränzen geftedt 
fein, wenn man dabei über den Umfang derjenigen Thätigfeit, die 
bei der, nad) $. 11 der Bundesacte in Streitigfeiten unter Bundes 
gliedern eintretenden, Vermittelung fich zu entwideln hat, die Ans 
fihten Kurbeffens zum Maaßſtab nahm, das überhaupt, ftatt 
Aufträgalinftanzen, die Errichtung eines permanenten Bundesgerichts 
für Streitigfeiten der Fürften unter einander gewünfcht hatte. Doch 
bradte die Commiſſion einen Vergleich mit Walde zu Etande, 
indem diefed feine Wechfel zurüderhielt, und dagegen einen neuen 
Schuldſchein über eine Million Thaler, zu 2 pCt. verzinslich, für 
Kurheffen, unter Stipulirung langer Zahlungsfriften ausftellte, was 
freilich fpäter zu neuen Differenzen und, nachdem ein Zinsrückſtand 
von mehr ald.200,000 Thlr. aufgelaufen war, zu einer Reduction 
der gefammten Schuld auf 675,000 Thlr. gegen das Zinsverjprechen 
von + p&t. führe. Für die Entfcheivung eined gleichen Streits 
zwiſchen Kurheſſen und Baden befchloß die Bundesverfammlung 
alsbald die Einleitung einer Aufträgalinitanz, ſoſern der Vermitte— 
lungsverfuch fruchtlod bleiben würde, 

Auch) die Forderungen gegen den weftphäliichen Staatsichag, 
die Anerfennung der von der weitphälifchen Regierung contrahirten 
Anleihe und die Cautionsbeftellung der weitphälifchen Beamten 
gaben zu Berlyandlungen der Bundesverfammlung Anlaß, die jedoch 
ebenwohl,. gegen Wangenheims Anficht, der auf Eröffnung des Rechts: 
weges gedrungen hatte, fi für incompetent erklärte und Die Erledi⸗ 
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gung dieſer Eentralangelegenheiten des Koͤnigreichs Weftphalen 
einer unter den Regierungen von Kurhefien, Hannover, Braun: 
fhweig und Preußen zu treffenden Bereinigung anheim ftellte, die 
aber lange feinen Fortgang nahm. Die Gerichte wiefen Klagen 
gegen Kurheſſen wegen ſolcher Berbindlichfeiten der weſtphäliſchen 
Regierung zurüc, weil jene vier Staaten gemeinfchaftlich diefelben 
zu erfüllen hätten, zu deren Adeitation den Furheffiichen Gerichten 
die Competenz mangele und Kurhefiend Schuldquote nicht ange: 
geben fei. Nur die Cautionen, welche Bürgfchaft mit Obliga- 
tionen litt. D. (S. 33) gemacht hatten, erhielten ftatt defien neue 
landſtändiſche Verbriefungen. Anſprüche auf Verſorgung und Pen—⸗ 
ſionirung der weſtphäliſchen Staatsdiener wurden meiſtens gegen 
Kurheſſen allein erhoben, jedoch auch auf jene Vereinigung vom 
Bundestage verwieſen. Kein anderes Schickſal hatte Ochs (S. 8) 
als er, im Verein mit Malchus, wegen Verſorgung der nicht 
wieder angeſtellten weſtphäliſchen Staatsdiener die Vermittelung 
des Bundestags anſprach. — Aehnliche Beſchwerden erhoben gegen 
Kurheſſen die großherzoglich frankfurtiſchen und fürſtbiſchöflich ful— 
daiſchen Diener. Der Reichsdeputationsſchluß von 1803, durch 
welchen das Bisthum Fulda dem Fürſten von NaffausDillenburg 
(Dranien) zufiel, ficherte den Dienern ver biöherigen geiftlichen 
Regenten den unabgefürzten. lebenslänglichen Genuß ihres ganzen 
Gehalts und rechtmäßigen Emoluments oder, wo letzteres aufhörte, 
eine dafür zu regulivende Vergütung. Die Wiener Congreßacte 
dehnte diefen Grundfag auf die Diener des gefammten Großher- 
zogthums Frankfurt aus. Kurheſſen bezog ſolches bloß auf die 
gioßherzoglich frankfurtifchen Centraldiener, nicht auf die Departe- 
mentals und Local: (Diftrietd-) Diener. Zwar batte Kurheſſen 
auch diefe durch einen Bertrag vom März 1814 im großherzoglich 
franffurtifhen Departement Hanau übernommen, aber dadurch 
wollte der Kurfürft nicht die Verpflichtung überfommen haben, fol- 
chen Dienern den vollen Gehalt zu belaffen, von dem er behaup- 
tete, daß derſelbe in leichtfinniger. Freigebigfeit und außer Ber: 
haͤltniß mit den Kräften des Landes von der franffurtifchen Re— 
gierung ausgeſetzt ſei. Der Kurfürft hielt fich befugt, aus eigner 
Machtvollfommenheit den Gehalt diefer Diener zu beftimmen, aud) 
denjenigen derfelben, „welche als Dienftemolument Procente von Geld- 
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einnahmen bezogen, nichts zu geben, fo fern die Einnahme wegfiel, 
von welcher die Procente zugefichert waren. Die Bundesverfamm- 
lung verwies die Diener, die hierdurch fich verlegt erachteten, mit 
ihren Beſchwerden lediglih an die Gnade des Kurfürften. An- 
deren, denen die Eigenfchaft von Gentraldienern nicht abzufprechen 
fein mochte, waren, wie der achtzigjährige, nach 63 Dienftjahren 
vom Schlage betroffene, General von Schallern, zur Ausitellung 
von Reverſen veranlaßt, worin fie mit geringern Beträgen fich zus 
ftieden erklärten, als ihnen wirklich gebührten. Nachher wurden 
jolche Reverfe als durch Noth abgedrungen dargeftellt. Das bejtritt 
der Kurfürft, mad den Bundestag hindern mußte, feine Hülfe ein- 
treten zu laffen. Im Allgemeinen ließ fi die Bundesverfammlung 
von der Anficht leiten, daß die Garantie für die im $. 45 der 
Wiener Eongregacte enthaltene Beftimmung und die dadurch den 
Sranffurter Dienern eingeräumten völkerrechtlichen Befugniffe nicht 
vom teutfchen Bunde übernommen fei. Das war freilich nicht 
möglich geweſen, denn es entftand, nad) Deftreidd Angabe unter 
der nämlichen Garantie, die allen Eongreßbefchlüffen zu Theil wurde, 
erft durch $. 53 der Wiener Gongreßacte der teutſche Bund mit 
dein Zwede, die Äußere und innere Sicherheit Teutſchlands, die 
Unabhängigfeit und Unverleglichfeit der verbündeten Staaten aufs 
recht zu erhalten. Aber ed hatte doch die Bundesverſammlung den 
$. 15 der Bundesacte, welcher die im Reichsdeputationsſchluß für 
geiftliche und weltliche Individuen feftgefegten Penſionen garantirte, 
auf den Gehalt der Diener im mainzifchen, durch jenen Deputas 
tionsihluß an Kurheffen gefallenen, Amte Friglar anwendbar ers 
färt, mit denen die biſchöflich fulvaifchen Diener des Großherzog: 
thums Frankfurt, wie der Negierungspdirector Herquet, völlig gleich 
ftanden. Und außerdem hätte der teutfche Bund wohl thätig wer- 
den dürfen, wenn es fich darum handelte, irgend eine Bejtimmung 
der Wiener Eongreßacte aufrecht zu erhalten, die fein und feiner Anger 
hörigen Intereſſe berührt, ohne daß defien Wahrung den Staaten übers 
laffen zu werden brauchte, von denen die Congreßacte unterzeichnet ift, 
am weniyften nachdem der teutfche Bund ſich zur freien, unabhängigen 
Macht erklärt und died allen europäiſchen Mächten angezeigt hatte, 

Kurheffen hatte eine ſolche Anzeige wohl bei dem ‘Prinz« 
Regenten von rofbrittanien nöthig erachtet, weil dieſer Staat 
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mit Hannover nichts als den Regenten gemein habe, keines— 
wegs aber bei dem Kaiſer von Deftreih oder den Königen von 
Dänemarf, Preußen und Niederlande, weil ihre teutfchen Bros 
vinzen mit den nichtteutfchen unwiderruflich zu einem und demfelben 
Reiche mit gleichem Staatsinterefje verbunden feien und nach glei- 
cher Erbfolgeordnung vererbfällt würden, eine Trennung daher 
nicht anders als durch eine politifche Erſchütterung denkbar fei. 
Im diplomatifchen Verkehr der Bundesverfammlung mit auswär— 
tigen Staaten wünfchte Kurheffen neben der teutfchen Epradye den 
Gebrauch der lateinifhen, ftatt der franzöftfchen, 

Mit Deftreich betrachtete Kurheſſen den teutfchen Bund als Haupt- 
ftüge für die Ruhe in Teutfchland, der felbftändig und ſtark genug fein 
müffe, um feines fremden Schutzes zu bedürfen. Dennoch hielt Kur- 
heffen den Kriegsftand des Bundesheeres, der nad) Deftreichs Vor— 
ſchlage aus 3 pE&t. der Bevölkerung beftehn follte, zu überfpannt, 
dagegen den vorgefchlagenen Friedensftand von 120,000 Mann 
für unzulänglich und verlangte deshalb, das einfache Kontingent 
auf 1 p&t., die Referve auf "/, p&t. der Bevölferung jeden Staa- 
tes feftzufegen, die Erflärung des Kriegsftandes und dad Maas 
der dann eintretenden Anftrengungen einem Bundesbefchluffe vor- 
zubehalten und ed den Beftimmungen der einzelnen Regierungen 
zu überlaffen, was fie durch Beurlaubungen u. f. w. in Zeiten 
der Ruhe, zur Verminderung des Koftenaufiwandes, anzuordnen für 
gut finden mögten. 

Ueber die Bevölkerung wollte Kurheſſen eine Matrifel aufges 
ftelt fehn, die wirklich zunächſt auf 5 Sahre feftgeftellt wurde, 
In diefer war feine Seelenzahl mit 540000 eingetragen, es begehrte 
jedoch, darin mit 567868 Köpfen eingetragen zu werben. 

Kurheffen wollte durch die Stimmenmehrheit der Bundesver— 
fammlung unmittelbar den Oberfeldhern des Bundesheers gewählt 
fehn. Für diefes hatte es fidy zu einer gemeinfcyaftlihen Divifion 

mit Heffen-Darmftadt vereinigt. inhellig beichloß die Bundesver⸗ 
| fammlung, daß die Bertheilung der Staaten in die verfchiedenen 
Armekcorps mit NRüdfiht auf geögraphifche Lage und verwandt: 
fchaftlihe Werhältniffe geregelt werben folle. Seiner der beiden 
heififchen Gefandten war in den Bundestagsausfchuß zur Regulirung 
diefer Militaivangelegenheiten gewählt worden. Da aber den Bun 
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desftaaten nachgelaffen war, diefen Ausfchuß durch befondere Mi: 
litairbevollmächtigte zu unterftügen, fo wurde nun Adam Ludwig 
von Ochs (S. 8) geſucht, um zu jenem Zwecke von Kurheſſen 
nach Frankfurt entſendet zu werden. Für Heſſen-Darmſtadt trat in 
gleicher Weiſe der General von Weyhers hinzu. Beide hatten nicht 
zu erreichen vermogt, daß der Bundestagsausſchuß eine den heſſiſchen 
Wünſchen entſprechende Corpseintheilung empfahl. Es ſollten vielmehr 
die Königreiche Sachſen und Würtemberg mit Baden, Hohenzollern 
und Lichtenſtein zum 8. Armeecorps verbunden werden, in das 9. 
ſollte Luremburg, Naſſau, Frankfurt, die ſächſiſchen Herzogthümer, 
Anhalt, Schwarzburg und Reuß mit Heſſen⸗Homburg und den 
beiden anderen Heſſen vereinigt werden, von denen jedes in Ver— 
bindung mit einem Theile jener kleinen Staaten eine beſondere 
Divifion gebildet haben würde. Heſſiſcher Seits verlangte man, 
das Königreich Sachſen dem 9. Armeecorps zuzuweiſen und ftatt 
defien in das 8. Armeecorps die drei Heflen nebft Frankfurt aufs 
zunehmen. Damit war auch Würtemberg und Baden einverftanden; 
eben fo wenig widerftrebten die gefammten fächftfhen Staaten, die 
im Gegentheil für fi gleihfal8 Vereinigung in eine Diviſion 
verlangten. Dennoch fand der heſſiſche Plan am Bundestage Wider⸗ 
ſpruch, vorzugsweiſe bei Preußen. Das Königreich Sachſen ſchlug 
nun vor, daß, mit feinem Uebergange zum 9, Armeecorps, in das 8. 
nur Heffen-Darmftadt, Hefien-Homburg und Frankfurt aufgenommen 
würde. Dem Kurfürften war ed unerwartet, daß ihm zu: 
gemuthet werde, die Verbindung mit Darmftadt aufzugeben, die er 
fein theuerfted Intereffe, feinen Alteften wohlbegründeten Wunfch 
nannte. Er erflärte geradezu, er laſſe es ſich wohl gefallen, dem 
einen vder dem andern Armeecorps zugetheilt zu werden, er fünne 
und werde aber niemald in eine Trennung der hefftichen Gontin- 
gente willigen, die nicht durd) das Beſte des Bundes geboten werde, 
fondern nur der Gonvenienz einiger Bundesftaaten angemeſſen 
fheine. Der Großherzog von Darmftadt war mit dem Kurfürften 
einig. Doc wurden beide nur von Baiern unterftügt, um Die 
Mee einer dem Bundeszwecke miderftrebenden Scheidungdlinie ziwis 
ſchen dem nördlichen und füdlichen Teutfchland entfernt zu halten; 
alle anderen Staaten fchloffen fih Sachſens Plane an, der Kur- 
heſſen in einen Militairorganismus mit den mn Staaten 
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brachte, deren Ränder von einander abgeriffen find, mit Luremburg 
und Naffau eine Divifion des 8. Armeecorps bildend. Heffifcher 
Seitd bejtritt man die Zuläffigfeit eines Beſchluſſes durch Stim- 
menmehrheit, welcher der Directivnorm entgegen jei, daß die Eorps- 
eintheilung nad) geographifcher Lage und. verwandtſchaftlichen Ber: 
hältniffen erfolgen ſolle. Dadurch glaubten beide Heffen ein Recht 
auf Vereinigung ihrer Truppen in einer Heerdadtheilung erworben 
zu haben. Dennoch wollten fie der Bundeseintracht ein patrivtifches 
Opfer ihrer Nadıgiebigfeit bringen und den durch Mehrheit gefaß- 
ten Beſchluß bi8 zu dem Zeitpunfte annehmen, wo über die Bun- 
desmatrifel ein definitiver Befchluß gefaßt werden würde, alfo nur 
einftweilen auf die Zeit von fünf Jahren, unter Vorbehalt ihres 
verfaffungsmäßigen Nechts zur Wiedervereinigung ihrer Contingente. 
Sie erklärten zugleih, daß fie nicht immer geneigt fein würden, 
der Bundeseintracht ihr Recht zu opfern, und verlangten eine 
Beftimmung darüber, wann Stimmenmehrheit entjcheiden Fön ıe. 
Die Bundesverfammlung entfchied zwar, daß fie verpflichtet 
fein, ſich dem gefaßten Befchluffe zu fügen, aber die heſſiſchen Ger 
fandten erflärten, diefe Entſcheidung fo wenig, ald jenen erjten Bes 
fhluß für bindend anzuerfennen. Doch trat Heffen-Darmftabt nach» 
ber der gebachten Entfcheidung um. der Bundeseintracht willen 
unbedingt bei. Kurheſſen wollte ſich nur proviforifch die 
durh Mehrheit angenommene Eorpseintheilung gefallen laſſen; end« 
lich ſchloß es fich auch der Darmftädter Erklärung an, verwahrte 
fih aber doch gegen den Grundfag, daß Ausnahmen von einer 
Regel durch Stimmenmehrheit befchloffen werden fönnten. So 
gingen Kurhefiens Hoffnungen verloren, feine Truppen zu einem 
Corps mit denen von Hohenzollern, Lichtenftein, Baden, Würtems 
berg und Darmftadt nebft Homburg und Franffurt vereinigt oder 
auch nur die heſſiſchen Staaten militairifcy verbunden zu jehn und 
ed war bei den Berathungen über die Maaßregeln zur Abwendung 
Außeren Feindes nahe daran, daß Ziviefpalt im Innern des Bundes 
hervorbrach. Innerhalb deſſen Gebiets wollte Kurheffen die Frei— 
zügigfeit möglichft begünftigen, doc aber einen Abzug am Ver: 
mögen der Auswandernden zur Tilgung von Communalfchulden 
beibehalten, dagegen überall die Manumiffionsgelder für die Be: 
freiung von der Leibeigenfchaft aufgehoben fehn, von denen die 
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furheffifche Regierung angab, daß fie ſelbſt jolche nicht mehr erheben 
laffe. Dies aber beruhte auf einem Jrrthum, da noch fortwährend 
ſolche Breifaufgelver erhoben wurden, wenn gleid die Verordnung 
vom 27. Decbr. 1814 die Leibeigenichaft ald vergangenen Jahrhun— 
derten angehörig, bei Verleihung einer Theilmahme an landſchaftlichen 
Berhandlungen für den Bauernitand, dargeftellt hatte. Als Medlen- 
burg die Erfüllung des 13. Artikel der Bundesacte im Schooße 
der Bundesverfammlung zur Sprache brachte, ald, dadurdy verans 
laßt, Preußen den Wunfch zu erfennen gab, daß alle Staaten von 
dem Fortgange und der Lage ihrer ftändiichen Einrichtung den Bund 
in Kennt:iß fegen mögten, da erklärte der Kurfürft, an feiner Ges 
neigtheit, die. Untertbanen in den Genuß einer wohlgeorbneten 
landftändifchen Verfaffung zu fegen, babe wohl niemald gezweifelt 
werden können. Er bezog fich darauf, daß er alsbald nad) der 
Rückkehr in feine Staaten die alte landſtändiſche Verfaſſung mit 
einigen Modificationen wieder hergeftellt habe; er vief in das Ges 
dächtniß, auf weldhe thätige und liberale Weile er durch feine 
Eongreßgefandtihaft an den Berathungen über allgemeine Einführung 
von Landftänden und Beftimmung der Rechte derfelben Theil genoms 
men babe (S. 17, 23). Im Artifel 13 der Bundesacte fand er 
den Ausiprud enthalten: „in allen teutfhen Staaten werden 
Repräfentativ-Berfafjungen beftehn.” Zur Erfüllung dieſes 
Ausſpruchs hatte, nach des Kurfürften Erklärung am Bundestage, 
der den Ständen im Jahre 1816 unter der Hand mitgetheilte 
Entwurf einer neuen Landesverfaffung dienen folfen, durch welche, 
mit gehöriger Rüdficht auf die geänderten Zeiten und Umftände, 
die Vorrechte der altheffiichen Landftände möglichit beachtet, überhaupt 
größere Nechte ald die legteren jemald gehabt hatten, den Ständen 
eingeräumt feien. Die Etände aber, weil fie ſich berechtigt glaubten, 
noch weit größere Begünftigungen zu fordern, veranlaßten den Kurs 
fürften — fo ließ diefer der Bundeöverfammlung erflären —, fos 
wohl durd) jene übertriebenen Forderungen, als durch ihr Benehmen 
im Allgemeinen, den Landtag aufzulöfen, und unter diefen Umſtänden 
vor allen Dingen noch erft mit Gewährung der Verfaffung zu 
warten. Einen befonderen Grund fand hierzu der Kurfürft in den 
eingetretenen Territorialveränderungen, beſonders hinfichtlich der 
fürftfich und gräflich ifenburgifchen Standesherrichaften, einer zuvor 
9* 
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in Kurheffen nicht gefannten bevorrechteten Claſſe, wodurd ganz 
neue Verhältniſſe herbeigeführt feien, deren nähere Beftimmung zu— 
vörderft unumgänglich nöthig fcheine. Doch verficherte der Kurfürit, 
auf jeden Fall demnächſt nad eigenem Ermeffen und nach den 
individuellen Verhältniffen feiner Staaten feiner Seits das Nöthige 
anordnen zu wollen. Alles aber, was er in diefer Beziehung an— 
orbnete, war das Hauds und Staatögefeg vom 4. März 1817. 
Durch dafjelbe wollte der Kurfürft diejenigen Beftimmungen treffen, 
welche die Zuverficht gewähren, daß der. Flor feines Haufes und 
dad Wohl feiner Staaten dauerhaft befeftigt werde. Er erklärte, 
daß er diefelben, alfo auch nur diefe, den damaligen Berhältniffen 
angemefjen befunden habe, und machte deren genaue Befolgung allen 
feinen Nachfolgern in ver Regierung zur Pflicht. Doch war der 
Inhalt diefed Haus: und Staatögefeges, fo weit er nicht ohnehin 
von ſelbſt ſich verftand, oder wiederholte, was längft fih in Hebung 
befand, von geringer Bedeutung, für den Augenblid jedenfalls ziem— 
Sich ohne Werth. Sämmtliche kurheſſiſche Provinzen, — fo lautete 
Das Geſetz — nebft dem in Anfehung der Souverainetät zugefallenen 
Antheil des Fürſtenthums Iſenburg, fo wie Alles, was etwa noch 
in der Folge mit Kurhefien verbunden werden wird, bilden für 
immer ein untheilbared unveräußerliche® Ganzes. Nur gegen ein 
vollftändiged Mequivalent, verbunden mit anderen wefentlichen Vor: 
tveilen fann eine Bertaufchung einzelner Theile Statt finden.. Die 
Regierungsform bleibt jo wie bisher monarchiſch und befteht Dabei 
„eine ftändifhe Verfaſſung. Die Linealerbfolge und in derfelben 
dad Recht der Erftgeburt, mit Ausfchluß der Prinzeffinnen, fteht 
für fämmtliche Furbeffifhe Staaten feſt. Der Landesherr wird 
volljährig, fo bald er das 18. Jahr zurüdgelegt hat. Im Falle 
der Minderjährigfeit deffelben führt die Mutter und wenn dieſe 
nicht mehr am Leben ift, der nächite Agnat die VBormundfchaft und 
Regentihaft. Das Alles war ftetd ſchon fo im Gebrauch gemejen. 
Ungeachtet der ausgejprochenen Untheilbarfeit des Landes wurde 
doch nicht Einheit der ftändifchen Verfaffung herbeigeführt. Hanau, 
Fulda und Iſenburg blieben nach wie vor ohne Landftände und, 
wenn man überhaupt noch von jolchen für die übrigen Landes- 
theile reden fonnte, fo war auch ferner die für Ober- und Nieders 
hefien von ver für Schaumburg getrennt, Der jüngjte Prinz des 
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Hanfes, des Kurpringen Sohn, war dem 18. Jahre nahe, für den 
Eintritt einer Bormundfchaft war daher gar Feine Ausficht vorhans 
den. Dennoch war dies der einzige Fall, für welchen eine neue 
Beftimmung getroffen wurde, die nämlich, daß der Vormundſchaft 
ein von diefer felbft zu wählender Regentfihaftsrath zur Seite ftehen 
fol, welchen diefelbe bei allen Regierungshandlungen zu Rathe zu 
ziehen hat und nicht nach Willkühr fol entlaffen Fönnen. Nach 
dem Berfaffungsentwurf von 1816 hatte der Regentfchaftsrath durch 
die Minifter ded abgegangenen Regenten und einige von den Stäns 
den zu wählende Mitglieder der Staatödienerfchaft gebildet werden 
follen. Neben Verfügungen über den Rang der Glieder des Für- 
ftenhaufes unter einander, erflärte dad Hausd- und Staatsgeſetz 
weiter: Fein Prinz und Feine Prinzeffin kann ohne Einwilligung 
des Souveraind ſich vermählen; Fein Prinz darf ohne deffen 
Genehmigung in auswärtige Dienfte treten. Die Apanagen ver 
nachgebornen Prinzen und Prinzeſſinnen, fann der Souverain, be- 
fonderd bei einem wefentlicyen und bedeutenden Zuwachſe von Gebiet, 
vermehren, in feinem Fall aber vermindern ($. 11). Schon in älteren 
Haudverträgen war die Größe einer Apanage feftgeftellt, fo daß 
deren Minderung, ohne Verlegung von ‘Privatrechten- der Nachge- 
bornen, wohl nicht hätte gefchehen können. Endlich enthielt das 
Geſetz noch Einiges über das Dienerperfonal: alle feftgefegten Ge— 
halte und Penſionen fämmtlicher Diener, ſowohl vom Hofftaate 
ald vom Militair- und Eivilftande, follen ftetd regelmäßig ausge— 
zahlt werden; aber ein Normaletat der Befoldungen wurde nicht 
eingeführt; die Feftfegung der Gehalte blieb auch für die Zufunft 
in jedem einzelnen Ernennungsfalle dem Gutbefinden des Landes— 
herrn überlaffen. Die weitere Anordnung, daß ohne Urtheil und 
Recht Fein Staatsdiener feiner Stelle entjegt “oder demfelben fein 
rechtmäßiges Dienfteinfommen entzogen werden dürfe, war von je— 
her als gemeinrechtlicd, in Kurheſſen angefehen worden. Dagegen 
erhielt der Begriff der Staatödiener feine Ausdehnung, namentlich 
nicht zu Gunften der Militairperfonen, die, wie biöher, nad) Will 
führ entlaßbar, deren- Gehalte ohne Schuß gegen beliebige Minde- 
rung blieben. Nicht die Hof und Militairdiener, fondern nur die 
Staatödiener, welche wegen Alterd oder Schwachheit ihrem Dienfte 
nicht mehr vorftehen Können, follten mit einer ihrem Range und 
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ihrem Dienftalter angemeffenen Penſion verfehen werden; aber 
nichts wurde über das Verhältuiß der Penfion zum Range und 
zum Dienftalter feitgelebt, fo daß die Beftimmung ihrer Größe 
ebenwohl im einzelnen Falle lediglich dem Ermeſſen des Landes— 
bern anheimgeftellt war und nur im bürftigftem Maaße erfolgte. 
Sonft enthielt das Haus- und Staatsgeſetz, fo große Wichtigkeit 
demfelben auch beigelegt wurde, durchaus nichts. 

Daß e8 hierbei fein Bewenden behielt, daß nicht eine weitere 
Entwickelung der landftändifchen Berfaffung erfolgte, kann feinen 
Grund nicht in der Nothmwendigfeit gehabt Haben, zuvor die Ver— 
waltung in den neu erworbenen Gebietötheilen zu regeln. Denn 
es war dies bereitö gefchehen, nicht bloß in Fulda und in der von 
Preußen erworbenen Etadt Wolfmarfen mit drittehalb Taufend 
Seelen, wo ganz allgemein „die Furheiftiche Verfaſſung“ eingeführt 
wurde, fondern aud in den ilenburgifchen Bezirken. Hier war 
jedem der Standesherrn die Civil- und Eriminal-Gerichtsbarfeit in 
erfter Inſtanz eingeräumt; fie follte durch einen geprüften Richter 
nebft Actuar gehandhabt werden; die infegung eined Gerichts 
zweiter Inftanz war den Standeöherrn gemeinfchaftlich zugeftanden, 
von ihnen felbft fpäter wieder aufgegeben ; in dritter Inſtanz fprach 
dad Oberappellationsgeriht. In der Strafrechtspflege behielt: der 
Kurfürft, wenn es nicht bloß leichtere Vergehen betraf, fich ſelbſt 
das Erfenntniß bevor, ebenfo das Begnadigungsrecht. Zur ftandess 
herrlichen Gerichtsbarkeit ‘rechnete man auch die Leitung der Vor— 
mundfchaften. Die Entlaffung der ſtandesherrlichen Gerichtöbes 
amten war durch gerichtliche Unterſuchung und landesherrliche 
Genehmigung bedingt. ine Patrimonialgerichtsbarfeit erfter In— 
ftanz war aud) den Grafen von Solms-Rödelheim und von Degen 
feld-Schönburg bewilligt. Für die Erhebung der Steuern, wie für 
die Geſchäfte, welche durch Ausübung der, dem Etaate in Anz 
fehung der Kirche zuftehenden, Rechte veranlaßt werden, für Milt- 
tair- und Polizei⸗Sachen traten befondere Hoheitsbeamte ein. Doch 
blieb den Standesherrn die niedere Forftpolizei mit der Geſtattung, 
den dazu beftellten Dfficianten auch die Ausübung ihrer Eigen— 
thums⸗ und Benutzungsrechte zu übertragen. Die Standesherrn 
felbft waren in Givilfachen den gewöhnlichen landesherrlichen Ge— 
richten der Schriftfäffigen, gleich den Prinzen vom Furfürftlichen 
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Haufe, in Criminalfällen dem Oberappellationsgericht untergeorbnet, 
den fonft- nur Civiljurisdiction zuftand; wegen Polizeifadyen, die 
fi) in ihrer eigenen Standesherrfchaft ereignen, ftanden fie un. 
mittelbar unter dem Landedherrn. Das Recht, Diepenfationen zu 
ertheifen, wurde ald Ausfluß der gefeßgebenden Gewalt betrachtet, 
die von den Standesherrfchaften ausgegangene Dispenfation des— 
bald als Eingriff in die Hoheitsrechte für wirfungslos erklärt. 
Auch Moratorien zu erlaffen, war ihnen unterfagt, dagegen die 
Grtheilung der Bürger- und Beifaffenredhte an kurheſſiſche Unters 
ihanen, nicht auch an Ausländer, ‚eingeräumt; in gleicher Weife 
das Recht des Judenſchutzes, da nur für Ober- und Niederheffen, 
nicht auch für die andern Randestheile die Erhebung eines Schuß 
geldes von den Juden eingeftellt war. (S. 98.) Die feit 1815 
erlafjenen Geſetze und fonftigen allgemeinen Anordnungen erhielten 
Auédehnung auf die ifenburgifhen Bezirke; auch wurden hier dies 
jenigen Proceßordnungen eingeführt, die für das Fürftenthum 
Hanau Geltung hatten. Mit letzterem waren überhaupt die ifens 
burgifchen Lande Hinfichtlih der Verwaltung vereinigt. Für den 
fo zufammengefegten Bezirf wurde die MWegegeldsabgabe neu res 
gulixt, höher ald in den übrigen Gebietstheilen, und der ausſchließ— 
lihe Verbrauch des Salzes von Nauheim befohlen. Gleicher Weife 
wurde, mit Gontrofen und Strafandrohungen gegen Einfhwärzung 
fremden Salzes, eine Salzregie im Großherzogthum Fulda einges 
führt, ‘hier aud) die Etempel-, Confumtions- und Eingangs-Eteuer 
veu feftgefeßt; der deöhalbige Tarif wich von dem in Althefien bes 
ftehenden wefentlich ab; fo machte es ſich nothwendig, Zollſtätten 
an den Gränzen der Provinz einzurichten und bei dem Uebergange 
von MWaaren aus einem Theile des Landes in ben andern eine 
Ergänzungsſteuer zu erheben. Für verfchiedene Artifel mußte der 
Uebergang aus einer Provinz in die andere ganz verboten, 
felbft der Transport verfteuerter Waaren durdy die inlöfung 
eines Freifcheins bedingt werden, was zur großen Befchwerde 
für den Verkehr im Innern ded Landes gereichte. Hinfichtlich der 
indirecten Abgaben hatten in Fulda verſchiedene Eremtionen beftan- 
den, die unter dem Großherzoge von Frankfurt aufgehoben waren. 
Sept zeigten fich Verfuche, diefelben wieder aufleben zu Taffen. Die 
Regierung duldete das aber nicht, fie erklärte, es fei nie ihre Ab— 
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ſicht geweſen, in Fulda eine Acciſeverfaſſung einzuführen, welche, 
fo fern ſie Ausnahmen und Befreiungen Einzelner geftattet hätte, 
einer der Hauptbedingungen eines guten Abgabenſyſtems entbehren 
würde, Doch bemilligte fie für den Verluſt folder Befreiungen 
und Privilegien aus Billigfeit eine verhältnigmäßige Entfhädigung, 
fofern dem Erwerbe derfelben ein laftender Titel zum Grunde lag. 
Die Entſchädigung follte nach Maaßgabe der Steuern zur Zeit 
des Erwerbs der Freiheit und des für den Erwerb gezahlten Be— 
traged, berechnet werden. Auch in den übrigen Landestheilen bes 
ftrebten fi einzelne Stände und Gorporationen, alle Zoll- und 
Accifebefreiungen zu erneuern; die Regierung trat dem jedoch ftreng 
entgegen, wollte durdaus feine Eremtion zulaffen, erklärte dieſe 
feit 1814 erlofihen, als mit den neuen Staatdeinrichtungen und gegen« 
wärtigen Zeitverhältniffen durchaus unverträglid. Es wurde dabei 
fein Unterfchied gemacht, ob vorhin. diefelben als Gerechtiame einem 
Gute anklebten, oder in Folge perfönlicher Eigenfchaften ftattfanden. 

Dad Benehmen einiger DOfficiere bei den Faftnachteluftbar- 
feiten in Fulda erregte Anftoß, weil man darin eine Entweihung 
der Kirche erblide, doc) folgte Feftungsarreft und Degradirung 
des Fähndrich Müller, auch die Berfegung anderer Dfficiere, was 
die üblere Stimmung der Fuldaer gegen die Heffen beruhigte, ald Obrift 
von Haynau, der Sohn der Frau von Lindenthal (S. 100), bei der 
Feier des 18. October die unauflösliche Eintracht eines ganzen Volfes 
als die einzig unüberwindliche Schugwehr der Nationen dargeftellt Hatte. 

Unter den Befchirmern der Burfchenfahne im Beftzuge bei 
der Wartburgsfeier war einer ber freiwilligen Kämpfer für 
Teutfchlands Freiheit aus den Jahren 1813 und 1814, der 
nach diefer Zeit in Marburg fih dem Studium der -Forft: 
wiffenfchaften gewidmet hatte, aber nie eine Anftelung erhalten 
hat. Man traf neue Beranftaltungen zur Ausbildung des Forft- 
perfonald. Die Aspiranten follten erft die Jägerei bei einem Jagd- 
und Forftbedienten lernen, von diefem einen Jägerlehrbrief erhalten, 
dann als gelernte Jäger in dad Jügerbataillon, einem Theile des 
activen Truppencorps, eintreten, dadurch Hoffnung zur Aufnahme 
in das Forftlehrinftitut zu Fulda befommen und, nadı bier vollen: 
detem tbeoretifchen Curſus, in den practifchen Forft- und Jagddienft 
übergehen. Das Generalvicariat des Bisthums Fulda fuchte die 
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Ausübung einer Gerichtsbarkeit auszudehnen; dieſelbe blieb jedoch 
auf Perſonalklagen gegen katholiſche Geiſtliche und auf die Streitig— 
keiten der Unterthanen über die Gültigkeit der Eheverlöbniſſe ein— 
geſchränkt. Weil die Gemeinden im Großherzogthum Fulda zu uns 
zuläffigen und Foftfpieligen Proceſſen veranlaßt werden fönnten, 
machte man die Auftellung ihrer Klagen von der Einwilligung der 
Regierung abhängig. Auch auf Iſenburg wurde dieſe Vorfchrift 
ausgedehnt; in den übrigen Gebietstheilen * es längſt ſchon fo 
gehalten worden. 

Wie in den letzteren, ſo wurde auch in Fulda das Studiren 
allen Söhnen vom Bürger- und Bauernſtande, desgleichen den 
Söhnen aller nicht zu den erſten ſieben Claſſen der Rangordnung 
gehörenden Diener verboten; nur den evangeliſchen Pfarrern war 
es erlaubt, den älteſten Sohn ſtudiren zu laſſen. 

Die Gehalte der Schullehrer im Großherzogthum Fulda wur— 
den nach drei Claſſen von 100, 150 und 200 Gulden feſtgeſetzt. 
Um dieſe Ausgabe beſtreiten zu können, erhob man beſondere Abs 
gaben, bei der Bürgeraufnahine, bei Verheiratbungen, bei Die: 
penfationen vom Heirathöverbot wegen zu naher Verwandſchaft 
und bei Tanzluftbarfeiten, auch eine Verbrauchsſteuer vom Mein 
und Branntwein, dazu eine Geldftrafe wegen uneheliher Schwän- 
gerungen. In den Dörfern von Nieder: und Oberhefien wurden 
öffentliche Schulprüfungen angeordnet, der Echulbefuh zur Pflicht 
gemacht und auf die Sommerzeit ausgedehnt, der Gebrauch eines 
beftimmten zwedmäßig befundenen Lehrbuches und die Unterwei- 
fung über die Kennzeichen der Giftpflanzen des Landes befohlen. 

Ein fonntäglicher Unterricht durch die Prediger wurde nad) 
der Gonfirmation für Knaben bis zum 17., für Mädchen fogar 
bis zum 18. Lebensjahre in Dörfern und Landftädten eingeführt, 
um eine engere Verbindung zwifdyen dem Prediger und der Zus 
gend zu unterhalten, auf fittlihe Ausbildung wirfen, über Zucht, 
Sitte und Ordnung wachen zu können. Bei foldyer Sorgfalt für 
Unterricht und Schulen war die Rüdfiht auf den Militairdienft 
nicht aus den Augen gelaffen; denn es durfte Feine Schul» oder 
andere Eivilftelle einem militairpflichtigen „jungen Burfchen” ohne 
Zuftimmung der Militairbehörde übertragen werden. Es entftand 
für das Militair eine Wittwencaffe, meiftens durch Beiträge ber 
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Officiere dotitt, umd, mit der Bezeichnung eines Cadetteninſtituts, 
eine Militairfchule für die Bildung Fünftiger Dfficiere. Das neue 
Symnaftum in Rinteln, unter der Direction ded Dr. Wiß, ſchwang 
fi) bald zu einem audy über die Gränzen des Landes verbreiteten 
Rufe auf; es zog die Turnübungen, die es dort, ald eine Schö— 
pfung des Dr. Fauft ſchon vorfand, in den Bereich feines Unter— 
richte; feine Gröffnung fand bei der dritten Jubelfeier der Kirchen 
reformation am 31. October 1817 Statt. 

Das war Landgraf Friedrichs (S. 45) Sterbetag, an 
dem die Katholifen jährlich einen Trauergottesdienſt zu halten 
pflegten; diesmal wurde ftatt deffen Tags zuvor ein Eeelen- 
amt zu feinem Andenken gehalten. Sein Standbild, unter der 
weftphäfifchen Regierung entfernt, wurde in Caſſel vor dem 
Mufeum und der von ihm erbauten Fatholifchen Kirche wieder 
aufgerichtet. Die vollfte Theilnahme fand überall die Refors 
mationdfeier, in Rückblick auf. die Kraft und Entfchloffenheit, 
mit welcher Landgraf Philipp der Großmüthige Luthers Wir- 
fen unterftügt hatte. Die Univerfität Marburg verlieh bei diefer 
Veranlaffung auch dem Freiherrn von Gagern (S. 105) die Doctur- 
würde. Um den Einklang zwifchen Luthers Lehrfägen und dem 
Slauben der reformirten Eonfeffionsverwandten darzulegen, reichten 
an jenem Tage die Geiftlihen beider Befenntniffe gemeinſchaftlich 
das heilige Abendmahl. Dennoch blieben die Evangelifcdhen in zwei 
Kirchen getrennt. Nur für Hanau und Fulda, bier nicht ohne 
MWiverftreben, Fam, in Folge einer. vom Conſiſtorium berufenen. 
Synodalverfammlung aller Prediger, eine Bereinigung der beiden 
evangelifhen Glaubensparteien zu Stande. ie gaben den Namen 
der lutherifchen und der reformirten Kirche auf, wählten den einer 
evangelifch-chriftlichen Kirche, vereinigten fid) über die Worte des 
Gebete und über die Rorm der Abendmahlsfeier. Das Gottes; 
haus der vormald Reformirten hieß nun die Marienfirche, auf 
Befehl ded Kurfürften, zur Erinnerung an feine Mutter, Maria 
Prinzefiin von England. Diefer Eintracht gegemüber zeigten fich 
Etreitigfeiten zwifchen den evangelifchen und Fatholifchen Geiftlichen 
hinfichtlih der Minifterialhandlungen. Ihre Schlichtung erfolgte 
dahin, daß bei gemifchten Ehen die Confeſſion ded Bräutigams 
das Recht des Pfarrers zur Trauung beftimmt, von den Kindern 
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aus ſolchen Ehen die Söhne der Religion des Vaters, die Töch— 
ter der Religion der Mutter folgen, wenn nicht beim Eingehn 
der Ehe im fchriftlichen Ehecontracte ein Anderes beftimmt war; 
eine fpätere Ucbereinfunft der Eltern ſoll unberüdjichtigt bleiben. 
Jedes Kind chriftlicher Eltern wird binnen ſechs Wochen nad 
feiner Geburt getauft; unterblieb dies, fo follten Zwangs— 
mittel gebraucht werden, damit das Kind getauft werde. Man 
ermahnte die Beamten und Magiftratöperfonen, ihren Mitbürgern 
mit einem guten Beifpiele in Allem voranzugehn, was Zudt, 
Ehrbarfeit und Achtung der Religion befördern helfe, machte 
ihnen deshalb das Beſuchen des öffentlichen Gottesdienſtes zur 
Pfliht. Der Kurfürft trat der heiligen Allianz bei, die zwifchen 
Rußland, Deftreich und Preußen gefchloffen war, um die Grund: 
füge der Religion, der Gerechtigfeit, der Liebe und des Friedens 
in ihren gegenfeitigen Verhältniffen und in ihrer Regierung auf 
recht zu erhalten. Die Logen der Freimaurer, anderwärtd vers 
folgt, fanden bei dem Kurfürften einen befonderen Schutz, nannten 
ihn Wilhelm den Standhaften, ihren Protector, hatten den Land» 
grafen Carl, des Kurfürften Bruder, zu ihrem Generalgroßmeifter. 
Immer noch herrſchte Theurung im Lande; vergeblich fuchte man 
derfelben durch Beſchränkung des Fruchthandels abzuhelfen; es 
mußten hin und wieder die Cameralfrüchte unter dem Markt— 
preife oder auch unentgeltlich abgelaffen, numverzinsliche Borfchüffe 
zum Kornanfaufe aus den öffentlichen Eaffen geleiftet werden. Als 
die neue Erndte eintrat und die Fruchtpreiſe zu fallen began- 
nen, war das theuer angefaufte Dftieeforn (S. 99) noch nicht. 
verbraucht. Man wollte die Bäder nöthigen, dafjelbe für den 
hohen Einfaufspreis anzunehmen und dagegen geringeres Brod— 
gewicht dem Publicum zu liefern: Doch konnte Manger das gegen 
die Bäder nicht durchiegen; dem Kurfürften mochte die ganze Maaf- 
regel fremd geblieben fein. Die Branntweinbrenner übernahmen 
das Korn zum Einfaufepreife; ed war das die Bedingung, unter 
der ihnen die fernere Babrication des Branntweins geftattet wurde. 
Die Auswanderungen nach America wollten ihren Anfang nehmen. 
Zwei Dugend Menfchen, an Männern, Frauen und Kindern, hatten 
auf dem Wege dahin fchon das Land verlaffen, wurden aber wegen 
mangelnder Erlaubnig zum Auswandern zurüdgeführt, In Hanau 
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war dagegen Zudrang von Fremden, die dort Aufnahme fuchten, 
weshalb man meinte, diefe einfchränfen zu müffen. Der Wirkungs- 
freiß der Polizeibehörden erweiterte ſich; Manger, der Bolizeidi- 
reftor von Gaffel, erhielt eine höhere Stelung. Es entftand ein 
Landdragonercorps, beftimmt, für die innere Sicherheit des Lan- 
des zu forgen; doch mußten aldbald auch Vorkehrungen getroffen 
werden, um die Erceffe feiner Commandos zu überwachen; es 
war baffelbe mit Pferden und Leuten aus den Gavallerieregi- 
mentern gezogen; ohne daß bei biefen der Abgang erfegt wurde, foll- 
ten diefelben auch ferner der Gavalleriebrigade angehören; noch 
in anderer Weife trat eine Minderung der Ausgaben für das 
Perfonal des Militairftaats ein. Um die Berköftigung der Land» 
dragoner auf ihren Dienftreifen zu beftreiten, wurde eine neue 
Grund» und Gewerbfteuererhebung, der vierte Theil eines monat- 
lichen Betrages, angeorbnet, ohne die Stände dieferhalb zu befra- 
gen, Berlepfch, der bei dem Bundedtage wegen verweigerter Lehns— 
juftiz geflagt hatte, fuchte im Publicum Licht über die Furheffifchen 
Sinanzen zu verbreiten, ſtellte Vergleichung derſelben mit dem 
Steuerertrag zur Zeit des Königreichs Weftphalen an. Seine 
Schrift erlitt Bonfiscation. Der Verleger, ein Preuße, verlangte 
bei der Bundesverfammlung Rüdgabe der weggenommenen Exem— 
plare oder Bezahlung ihres Preiſes. Die. Bundesverfammlung 
erklärte fidy für incompetent, glaubte aber, es fei fein Zweifel, daß 
er befugt wäre, im Wege Rechtens jene Exemplare zurüdzubegeh- 
ven, wenn fie-ohne ein vorgängiges, in gehöriger Form erlaffenes 
und dem Verleger vorher befannt gewordened Verbot weggenom- 
men wären, da in foldhem Balle von ihm nichts verlangt werben 
fönne, ald daß er eine Echrift zurüdnehme, deren Verbreitung in 
den Furheffiichen Staaten der Polizei ſchädlich fcheine. 

Die Iandftändifhe Schuldencommiffion veröffentlichte ihren 
erften Sahresbericht. Sie hatte der von den Landftänden anerkann— 
ten Schuld noch mehrere Beträge zugefchlagen, die in altheffiichen 
Obligationen beftellt gewefenen Gautionen der weftphälifchen Ren— 
danten, den kurheſſiſchen Antheil an der oberrheinifchen Kreisfchuld, 
die Kriegölieferungen, welche PBrivatperfonen im Intereffe des ges 
fammten Landes zu machen genöthigt waren. Co ftellte ſich die - 
Hauptfumme der Landesfhuld auf 1,478,167 Thlr,; es Fonnten 
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darauf 30,000 Thlr. abgetragen werden; die landſtändiſche Schul 
dencommiffton tilgte diefen Betrag durch die erfte Werloofung von 
Schuldſcheinen. Beim Ablauf des Jahres 1817 wurden nochmals 
33,855 Thlr., im nächftfolgenden 35,950 Thlr. abgetragen, und die 
landftändifche Schuldencommiſſion lieferte öffentlich ihre weiteren 
Rechenfchaftsberichte. Der Zinsfuß für die Schulden des Fürften- 
thums Hanau wurde auf vier Procent redueirt; Garlshaufen ftand 
an der Spige der Commilfton, welche dieſes im December 1817, 
und zwar vom Anfange jenes Jahres am wirfend, mit den Gläus 
digern zu arrangiren vermochte, , 

Durch Verträge vom Jahre 1814 und 1815 hatte Frankreich 
fh, verpflichtet, die Summen zu zahlen, die es Privatperfonen und 
Gemeinden in den außer feinen Grängen gelegenen Ländern ſchul— 
dete, Auch die kurheſſiſche Regierung hatte zur Liquidirung folcher 
Forderungen einen Commiffar nad) Paris gefendet. Zur Tilgung 
der gedachten Schulden übernahm Frankreich durch einen mit den 
übrigen europäifchen Großmächten im Jahre 1818 gefchloffenen 
Vertrag eine jährliche Rente. Bon diefer erhielt Kurhefien 25,000 
Sranfen, die ein Capital von einer halben Million repräfentirten, 
um damit die Forderungen der Unterthanen gegen Frankreich wegen 
Requifitionen, Contributionen, onfiscationen und Plünderungen 
zu befriedigen. Heſſens Liquidation Hatte ſich auf 643,047 Franken 
belaufen, doch waren davon in Paris nur 85,118 Franken liquid 
geftellt worden; außerdem erhielt zu gleichem Zwecke Kurheſſen ge 
meinfhaftlih mit Hannover, Braunfchweig und Preußen Antheil 
an einer Rente von 8000 Franfen und gemeinfchaftlic mit Sachſen⸗ 
Weimar Antheil an einer folchen Rente von 700 Franfen. Die 
vom Marfhall Mortier „geraubten” Depofitengelder wurden nun 
der Landesfchuldencaffe mit 16,480 Thlr. vergütet; dadurch Fam 
diefe in den Stand, 50,000 Thlr. abzutragen. 

Neue Kriegsartifel fehafften bei dem Armeecorps die Strafe der 
Stodjhläge ab, verordneten aber, daß der Soldat, der fich eines 
Vergehens verdächtig gemacht habe, welches Todesſtrafe verdiene, 
ohne daß er deſſen überführt werden könne, nicht frei gelaffen, jondern 
nad) dem Grade des Verdachts mit geringerer oder ſchwererer Eiſen— 
frafe belegt werden folle. Zur Ausarbeitung eined allgemeinen 
Strafgefegbuches wurde Auftrag ertheilt. Die Errichtung einer 


— 12 — 


Arbeitd- und VBeflerungsanftalt gewährte. Manches Gute, erleich- 
terte aber unter Mangers befonderer Zeitung die Entziehung der 
perfönlichen Freiheit ohne Straferfenntniß. 

Mit Aufhebung ded Hofgerichtd waren die Hofdiener unter die 
gewöhnlichen Gerichte geftellt, dem Hofmarfchallamte nur die Ber 
ftrafungen der auf den Hofdienſt fich beziehenden Vergehen vorbe— 
halten. Die Strafen gegen Forſt und Jagdvergehn erhielten eine 
Schärfung in höchſt, anomales, fehr fummarifches Verfahren 
wurde für die Streitigferen zwiſchen Pachter und Verpachter von 
gefchloffenen Landgütern eingeführt. Es hatte daſſelbe weſentlich 
das Jutereffe der Domainenfammer und anderer Verpachter großer 
Güter im Auge. Für Injurienproceffe trat bei den unteren Ger 
richten mündlicdyed Verfahren ein. Die Auslieferung der Unter- 
thanen an andere Staaten wegen eined in deren Gebiet verübten 
Vergehens follte geftattet fein, wenn diefe Staaten Reciprocität 
verfprachen. Die Gebühren der Anwälte wurden regulirt, die Ge- 
rihtefoften in einigen unbedeutenden Fällen gemindert. Pfeiffer, 
fpäter Duyfing, erhielt die Erlaubnig zur Fortfegung der Samm- 
lung von Oberappellationsentfcheidungen, welche die Landſtände 
ſchon 1798 gewünfcht hatten. Durch ded Kurfüriten Unterftügung 
wurde ed Zufti möglich, die heſſiſche Gelehrtengefchichte zu vollenden. 
Ehriftian von Rommel in Marburg begann feine Darſtellung der ge- 
fammten heffifchen Gefchichte. Hier ftarb der Philofoph Tennemann. 
Jacob Grimm, jest Bibliothekar in Eaffel, fchrieb feine teutfche Gram⸗ 
matik. Tieck's Freund, der Dichter Ernft von der Malsburg, Kurheſſens 
Gefchäftsträger am Hofe zu Dresden, überfegte die Schaufpiele von 
Galderon de la Barca und die Dramen des Lope de Vega. 

Die zur Zeit der Theurung angeordneten Befihränfungen des 
Fruchthandels hörten auf. Dem Handel blieben die meiften Juden er— 
geben, nur wenige widmeten fih den Handwerfen; fie ſuchten das 
Verbot des Haufirhandeld zu umgehen, deshalb nöthigte man die 
handeltreibenden Juden, offene Laden zu halten, nur in diefen ihre 
MWaaren zu verkaufen; feinem Juden follte erlaubt fein, mehr ala 
einen feiner Söhne für den Detailhandel zu beftimmen, und diejem 
unterfagte man den Anfauf von Häufern. In der Oberneuftadt 
von Gaffel zu wohnen, wurde den Juden gänzlich” verboten; fie 
mußten fi aus diefem Stadttheile zurüdziehn, wo die angefehenften 
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Perfonen des Drted ihre Wohnungen Hatten. Aber neue Synas 
gogen wurden geweiht, und alle Stände, die Geiftlihen aller Con— 
feiftionen nahmen Theil an folchen Feſten. Die Uebungen und 
deite der Turner zu Rinteln hatten Mangers Aufmerkjamfeit erregt, 
ald in Preußen die Turnpläge gefchloffen wurden. Doch unterblieben 
ähnlihe Maafregeln, weil dem dortigen Gymnafium das Lob Gurlitts 
von Hamburg über den dajeldft herrfchenden Geiſt zur Seite ftand. 

Auf ihrem Wege nad) Achen beſuchten den  Kurfürften 
die Monarchen von Deftreih, Preußen und Rußland. Ber: 
geblih trug ihnen dort Dr. Schreiber feine Klage über den redht- 
lofen Zuftand der Domainenfäufer vor. Die Occupationsarmee 
jener Mächte zog Äh aus Frankreich zurüd. Ruſſen und Preußen 
nahmen ihren Marfdy durch Heſſen. Die für deren Berpflegung 
von den verbündeten Mächten vertragsmäßig gezahlte Vergütung 
wurde für unzureichend erklärt. Um den Reft zu deden, griff man 
nicht die Revenuen der Domainenfammer, nicht die von Frankreich 
an Kurheffen für die Kriegskoſten gezahlten Summen an, ed wurde 
vielmehr dazu eine einmonatliche Grund» und Gewerbfteuer ausge— 
fhrieben, au zur Unterhaltung der Ehauffeen jährlich, mit Erlaß 
der Wegebaufrohnden, ein zweimonatlicher Aufſchlag für jene 
Steuern , neben einer Gefüllefteuer, angeordnet, Beides ohne die 
Landſtände dieferhalb. zu befragen; ebenfo ohne deren Mitwirkung 
die Wegegeldserhebung und die Stempelabgabe neu geregelt, jedoch, 
wenn gleih ohne auffhiebende Wirkung, der Rechtsweg wegen 
unrichtiger oder unverhältnißmäßiger Veranlagung der Steuern den 
Betheiligten nachgelaffen. Jene Steuererhöhungen fielen gerade in 
die Zeit, wo durch den Tod Garlöhaufens bekannt wurde, daß er 
fi) ein Vermögen von einer Million erworben hatte. Auf die 
Grafſchaft Schaumburg waren die neuen Steuern nicht ausgedehnt. 
Es tauchte der Gedanfe ihrer Abtretung an Hannover wieder auf. 
Der Kurfürft erklärte offen, ex lege mit Recht und in jeder Hin— 
ficht einen viel zu hohen Werth auf feinen Antheil an Schaum- 
burg, um fich zu einer Abtretung deffelben entfchließen zu können. 
Mündhaufen, der land» und ritterjchaftliche Deputirte in der Orafs 
haft Schaumburg, erhielt den Gejandtfchaftspoften in Wien. Jene 
feine Eigenfchaft ging auf Hammeritein über. 

Der preußiſche Zoll» und Berbraudyäfteuertarif von 1818 
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wirfte nachtheilig auf Handel und Gewerbe, lähmte gänzlich die 
Fabrication, die der einzige Erwerbszweig einzelner Gegenden des 
Landes war. Befonderd waren die Stahl: und Eifenarbeiter in 
Scmalfalden gebrüdt. Retorfionsweife wurde die Einfuhr mans 
cher preußiſcher Fabricate verboten, auf andere eine beträchtliche 
Verbrauchs⸗ und Durdygangsabgabe gelegt. Man verſprach, daß 
die Differenz zwifchen der bisherigen Abgabe und dem gefteigerten 
Betrage derfelben zur Unterftügung derjenigen Gewerbtreibenden 
verwendet werden folle, welche durch das preußifche Steuerfnitem 
am meiften litten. Deffentlich follte befannt gemacht werden, in 
welcher Weife diefed gefchehen werde. Doc niemals erfolgte eine 
folhe Belanntmahung. Man ordnete eine Durchgangsabgate 
auf die durch Heffen tranfitirenden preußifhen Waaren an, ale 
Retorfionsmaaßregel gegen die preußifche Impoftirung heſſiſcher 
Erzeugniffe; die Maaßregel ließ fid) aber nicht durchführen, mußte 
fogleih für Fulda und Hanau, bald nachher allgemein wieder 
eingeftellt werden, um nicht den Tranfit ganz aus dem Lande 
zu verdrängen. Das unmittelbar bei Frankfurt gelegene Dorf 
Bodenheim erhielt Stadtrechte; man wollte darin ein Mittel 
erbliden, den gefunfenen Wohlftand des Fürftentyums Hanau 
wieder herzuftellen und zu befördern. Für die beften Arbeiten 
des inländifchen Gewerbfleißes fegte man acht Prämien, jede 
von 20 Thalern aus; eine Öffentliche Gewerbsausftellung wurde 
eingeführt, aber fpärlich beſchick. Auch aus Kurhefien nahmen 
Gewerbtreibende an der Bittfchrift Theil, welche im Jahre 1819 
zur Frankfurter Frühlingsmefje dem Bundestage für Erreihung einer 
Handelsfreiheit im Innern von Teutfchland überreicht wurde. Als 
Dfen zu Jena wegen Verunglimfung teutfcher Regenten durch 
Aeußerungen gegen den Kurfürften beftraft, Stourdza, vom Grafen 
Bocholg in Jena zum Zweifampf gefordert, Koßebue durch Sand, 
den Studenten aud Jena, ermordet war, und die Herzöge von 
Sachſen glaubten, daß ein verderblicher Geiſt dahin Durch fremde Schulen 
verpflangt fei, verbot der Kurfürft dad Studiren in Jena; die dort 
fi) aufhaltenden heſſiſchen Jünglinge mußten zurüdfommen. Als 
Löning feinen Mordverfuch unternahm, nannten hefftfche Blätter, 
die auf dad Strengite von der Genfur überwacht waren, Koßebue 
einen ruffifhen Spion. Wegen dieſes Mangeld an Achtung gegen 
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eine auswärtige Macht wurde Genfor und Redacteur beftraft. Ges 
neral von Ochs war eben Gefandter in Petersburg geworden. 

Bon Berlin aus verbreitete fid) die Nachricht, daß die Eriftenz 
einer in mehreren teutfchen Rändern verzweigten Bereinigung zum 
Umfturz der teutfchen Staaten. durdy polizeiliche Unterfuchung er— 
mittelt fei. In Würzburg, Darmftadt, Frankfurt und andern Orten 
ereigneten ſich Störungen der öffentlichen Ruhe, Angriffe gegen bie 
Juden. Manger. beforgte Erneuerung bderfelben in Kurheſſen, er 
traf Vorkehrungen zur Verhütung foldyer Ereigniffe, die er für den 
18. Detober erwartete. Der Garldbader Congreß ging zu Ende, 
Kurhefien nahm daran feinen Antheil; doc, empfing Münchhaufen 
durch Metternih eine Einladung, von Wien nad) Carlsbad zu 
fommen. Er wohnte während ver legten ſechs Tage den Sikun« 
gen bei, jedod nur um dem KHurfürften referiren zu können, was 
dort vorgefallen fei. Münchhaufen fprach aber feine Zweifel darüber 
aus, ob Kurheſſen die vom Gongreß entworfene Bundes-Erecutions- 
ordnung in ihrer Anwendung auf andere Angelegenheiten billigen 
werde, als diejenigen, welche demagogiſche Umtriebe und revolutios 
naire Verbindungen betreffen. Es erfolgten die Bundestagsbeichlüffe 
vom 20. September 1819. Münchhauſen vertrat Kurheffen auch 
bei den Wiener Minifterialconferenzgen. Deren Schlußacte wurde in 
Kurheſſen nicht publicirt und deshalb von den Gerichten nicht als 
verbindliche Norm bei ihren Entfcheidungen angenommen. Dage- 
gen erhielten die Behörden die Weifung, über Befolgung des Bun- 
dvesbefchluffes gegen den Mißbrauch der Preffe nad Maaßgabe der 
Genfurordnung von 1816 (©. 96) zu wachen. Die academifchen 
Gefege für die Studirenden in Marburg erlitten eine Abänderung; 
es wurde jede Verbindung der Studenten, die der Burfchenfchaft, 
der fchwarzen Brüder und der Unbedingten, verboten. Wer fi 
mit der Abficht, im Staatödienfte angeftellt zu werden, dem Stu— 
dium der Theologie, Jurisprudenz, Medicin oder Cameralwiſſen- 
fchaft widmen wollte, durfte nur immatriculirt werden, wenn er ein 
Gymnaſialzeugniß über feine Reife zu jenem Studium beizubringen 
vermochte. Ä 

Der Kurfürft verfündigte feinen Unterthanen die Einfegung 
der Mainzer Gentralunterfuchungscommiffton, mit der Befugniß, die 
Verhaftung nad) Mainz zu begehren. „Tief würde ed mid 
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ſchmerzen,“ ſo ſprach der Kurfürfl in ſeiner Proclamation, „wenn 
gegen den einen oder andern meiner Unterthanen eine ſolche Maaß- 
regel eintreten müßte; mein Schmerz würde um fo gerechter fein, 
als. ich bisher die gegründetfte Urfache hatte, mit dem guten Geifte, 
den gehorfamen und ruhigen Gefinnungen meiner Heſſen zufrieden 
zu fein und ftol darauf bin, von der Vorfehung zur Regierung 
über ein Volf berufen zu fein, welches von jeher durch Treue, Ge— 
feglichfeit und bürgerlibe Ordnung ſich auszeichnete.“ Am 
16. October machte der Kurfürft fein Teſtament. Es nahte ſich 
die Feier der Leipziger Schlacht; noch loderten, wie fonft, die 
Flammen auf den Höhen der Berge; nirgends fiel eine Unordnung 
vor. „Der Treue Ruhm ift meiner Heffen Eigentum,“ das war 
die ftrahlende Infchrift, mit welcher dieſes Mal der Kurfürft feine 
Wohnung zierte. Wurde auch nach einem Brüderverein in Mar: 
burg geforscht, fo Fonnte doch Feinem Heſſen Theilnahme an ftaats- 
gefährlichen Verbindungen nachgefagt werden. Allen biederen Heſſen 
widmete Dallwigf feine Abhandlung über die Rechte der Landftände. 
Er erflärte, daß Heſſen im eigentlichen Verſtande Feine Conftitution 
habe; er warf die Frage auf, warum ed Feine habe; feine Antwort 
war, daß die Urfadye nur am Kurfürften liege, wenn es dieſem 
allein, nad) den im Jahre 1816 von der Landtagscommiffion aus« 
gefprochenen Orundjägen, zuftehe, die damals entworfene Konftitu- 
tion, mit oder ohne Berüdfichtigung der ftändifchen Bemerfungen, in 
Wirklichkeit treten zu laſſen. Dallwigk meinte, an den angeblichen 
Sünden ded damaligen Landtags Fönnten die Provinzen feinen 
Antheil haben, die ganz ohne Landitände geweſen feien und mußte 
in jenen Sünden feinen Grund dafür zu finden, weshalb diefen 
Provinzen eine Verfaſſung vorenthalten werde. Dallwigf erklärte, 
jeder biedere Hefje lebe der Hoffnung, daß die Bemerkungen der 
Volksvertreter zur Staatsconftitution mit den Ständen aus allen 
Provinzen noch einmal berathen würden, baß deren Aufnahme, wo 
Recht und Billigfeit dafür fpricht, nicht verfagt, fo die Verfaffungs- 
urfunde in das Leben ‚treten, und ein unverbrüchliches Band, Ein- 
tracht und Vertrauen zwifchen dem Regenten und den Regierten werde 
geknüpft und befeftigt werben. Dann wird, fo ſchloß Dalwigf, 
dauernder Segen verbreiten über dad Volk der Neftor der teutfchen 
Bürften, Wilhelm J., Kurfürft von Heſſen. Diefer aber äußerte, 
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es fei Alles, vornämlich der Staatshaushalt, in der beften Ord— 
nung, daher die Zufammenberufung der Stände zur Ausfchreibung 
neuer Abgaben unnöthig Die Bewohner des Großherzogthums 
Fulda hatten in den Jahren 1806 bis 1815 bei der Leiſtung von 
Kriegsfuhren bedeutende Berlufte an Vieh und Geſchirr erlitten. 
Dafür hatten fie bisher vergeblich eine Vergütung reclamirt. Der 
Kurfürft verſprach jetzt, daß eine folche, wenn der Fonds der fuls 
daifchen Kriegscaffe dazu nicht anreiche, mittelft Ertrafteuererhebuns 
gen allmälig erfolgen folle. Er fteigerte von Neuem die Holjtare. 
Die Unterhaltung der Ufer an den Flüffen lag den angrängenven 
Grundbefigern ob. Die Beichädigungen der Ufer hatten fo über: 
hand genommen, daß von der Laft der Herftellung die Aulieger er- 
drüdt worden wären. Die Landesbehörden erklärten, daß viele 
hundert Ader tragbared Land und Wiefen durch die Verheerungen 
der Flüffe unbrauchbar und die Producte des Landes vermindert 
werden würden, wenn man ferner den Uferbau dem Einzelnen 
überlaffen wollte. Sie drangen darauf, daß der Uferbau für cine 
allgemeine Unterthanenpflicht erklärt werden und hierüber eine ganz 
beftimmte Landesverordnung mit Zuthun der Lundftände ergehen 
müffe. Ueber die Verbindlichkeit des Uferbaues zum rechtlichen 
Butachten aufgefordert, empfahl dad Oberappellationdgericht größere 
Wafferbauanlagen und die Herftellung der Uferbrüde für eine all- 
gemeine Staatölaft, die dazu erforderlichen Dienfte ald zur Land: 
folge gehörig zu erklären, den micht Dienenden aber eine verhält: 
nigmäßige Vergütung an Geld aufzuerlegen; daſſelbe erachtete es 
jedoch in Rückſicht auf die notwendige Gleichftelung ſämmtlicher 
Staatöbürger zwedmäßiger, wenn von allen Beitragspflichtigen eine 
Geldleiftung verlangt und die nöthigen Dienfte für Geld verdungen 
würden. Dabei erflirte dad Dberappellationsgeridht die Bewillis 
gung der Landftände für nothwendig, wenn es ſolchergeſtalt zu einer 
allgemeinen, oder auch nur nach feinem erjten Antrage zu einer 
partielen Befteuerung kommen werde. Die Concurrenz der Land— 
ftände hielt dafjelbe um fo mehr erforderlih, ald eine gleiche Mit: 
wirfung der leßteren fonft auch in Anfehung der Beiträge zum 
Straßenbau verfaffungsmäßig ftattgefunden habe, das unmittelbare 
Ausfchreiben einer ſolchen Steuer aber nicht angehe, weil eine jede 
Steuer ihrem rechtlichen Begriffe nach fi nur in dem Falle eines 
10 * 
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wirklichen Bedürfniſſes, alſo einer Erſchöpfung der Staatscaſſe ge— 
denken laſſe, mithin dieſe zuvor conſtiren müſſe. Nun ließ der 
Kurfürſt Alles beim Alten und die Ufer blieben ungebaut. Er 
überwieß die zur Verköſtigung der Landdragoner auf ihren Reiſen 
ohne landſtändiſche Bewilligung angeordnete Steuer (S. 140.) der 
altheſſiſchen Landesſchuldencaſſe und befahl, daß aus dieſer dagegen 
die Landdragoner völlig unterhalten, auch die Koſten ihrer Aus— 
rüſtung der Kriegscaſſe erſetzt werden ſollten. Das betrug bei 
Weitem mehr, als jene Steuer ausmachte. Mehrmals mußte dieſer 
Befehl wiederholt werden, ehe die landſtändiſche Schuldencommiſſion 
denſelben befolgte; endlich fügte fie ſich, konnte aber nun im Jahre 
1820 nur 20,000 Thaler abtragen. Es war die Zeit, wo Mals— 
burg (S. 82) ſchon im Sterben lag. — Pfeiffer, verließ das Land, ging 
als Oberappellationsrath nach Lübeck. Die Kurfürſtin ſtarb, die 
Tochter des Königs Friedrich V. von Dänemark; ſie hatte nicht 
im fürſtlichen Grabgewölbe beigeſetzt werden wollen; der von ihr 
getroffenen Anordnung entſprechend, wurde ſie auf dem allgemeinen 
Todtenhof von Caſſel beerdigt. Jetzt verwilligte der Kurfürſt den 
Armen von Stadt und Amt Caſſel aus ſeiner Privateaſſe eine 
Unterſtützung von 10,000 Gulden. Emilie Ortlöpp, die Tochter 
eines Gewerbtreibenden in Berlin, die von dort dem Kurprinzen 
gefolgt war, gab Feſtlichkeiten, an denen Rivalier und andere höhere 
- Staatöbeamten Theil nahmen. Unter ihnen war Rommel nicht. 
Der Kurfürft gerieth in Mißverhältniffe mit feinem Sohne, dem 
Kurprinzen. Sein Enkel fehrte von Leipzig zurüd, wo er fünf 
Yahre den Studien unter der Leitung Suabedifjens, des Infpectors 
der Bürgerfchule von Gaffel, gewidmet hatte, der fpäter Tennemann 
zu Marburg erfegte. In feierlicher Verſammlung legte der Kurs 
fürft den Grundftein für das im Bau begriffene Schloß und gab 
ihm den Namen der Kattenburg. Das diplomatifche Corps, Deft- 
reih8 Oefandten an der Spige, hielt durch diefed Creigniß die 
Anfprüche noch vergrößert, die der Kurfürft habe, um einft ven 
fchönen Beinamen des Schöpferifchen von der Nachwelt zu empfans 
gen. „Der Schug des Ewigen, von dem die Schrift fagt: 
wenn der Herr nicht das Haus baut, fo arbeiten umfonft vie 
daran bauen, umſchwebe das hier beginnende MWerf, damit Fein 
Unfall die Freude des fortfchreitenden Gedeikens trübe.“ Das war 
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der Segenswunfd ded würdigen Geiftlichen, der bei der Feierlich— 
feit fungirte. 

Der 18. October des Jahres 1820 wurde in ftilfer Firchlicher 
Feier begangen, mit Predigt und Gebet, aber mit feiner anderen 
Feſtlichkeit. Die Feuerfänlen auf Kurheffens Gebirgen waren erlo- 
fchen und feine Denfichrift flammte mehr an der Wohnung des Kurfür- 
ften. Wenige Monate nachher war der Kurfürft todt; er ftarb, über 
77 Zahr alt, am 27. Februar 1821, Morgens 5 Uhr. Bon diefer 
Stunde an ruhte der Bau der Kattenburg, für immer eine Ruine 
auf dem Plage, wo einft Heinrich von Brabant fi) fein Haus in 
Heffen aufgefchlagen hatte. Wilhelm I. trat die Regierung des 
Landes an und ließ aldbald ſich dem Eid. der Treue und. ded Ger 
horfams von den Truppen leiften. Emilie Ortlöpp mit ihren Kins 
dern zog während dieſes Acts in den, fürftlichen Palaſt ein. 

Münchhauſen ging nad Laibach, dert den beiden Kaifern den 
Regierungswechfel anzuzeigen. Die Grafen Waldftein und Wo— 
ronzow wurden von Laibady aus zur Begrüßung des neuen Regenten 
entfendet. Des Berftorbenen legter Wille enthielt verfchiedene Ber- 
mächtniffe für feine Angehörigen. Auch für manche Anftalten waren 
darin Legate auf die Domänenfammer angewiefen, 10000 Thlr, 
zur Verbefferung der Schulen auf dem platten Lande, ebenfoviel 
für das reformirte Waifenhaus in Caffel, 5000 Thlr. für das 
dafige Arbeitshaus, eine gleihe Summe für das Kranfenhaus da- 
felbft; eben fo lebenslängliche Renten für diejenigen feiner Diener, 
die ſich während ber feindlichen Beſetzung feined Landes durch 
Anhänglichfeit an den Kurfürften ausgezeichnet hatten, darunter 
Schmerfeld, Schminfe, Lepel und General von Müller. Bor feinem 
Hinfheiden empfahl der Kurfürft, weil die Glüdfeligfeit eines 
Staates, befonders deffen Ruhm und Frieden von dem Anfehn und 
der Macht deſſelben abhänge, allen fünftigen Regenten des Landes 
eine weife Staatödconomie, welcher Heffen fein Anfehn und feine 
vermehrte Kriegsmacht vorzüglich zu verbanfen habe. Sein Rath 
war, binfichtlich der Verbindung mit andern Mächten, weil in po- 
litifchen Berhältniffen nach einem unveränderten Plane zu handeln, 
oft eigned Verderben herbeiführt, nicht Standhaftigfeit allein, fon- 
dern auch Klugheit zu beweifen, Er vertraute feinem Sohne, daß 
er die Religion, die erfte Stüße der Staaten, ald Landeöherr 
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ſchützen, als Chrift befennen und ausüben werde. Strenge Hand: 
habung der, Gerechtigfeit nannte er die andere Hauptftüge der 
Staaten und hoffte, daß diefe eine der vorzüglichften Sorgen feines 
Nachfolgers fein werde, weil Sicherheit des Eigenthums dus Erfte 
fei, was der Unterthan mit Recht von dem Landesherrn erwarten 
fönne, aber da vergeblich fuche, wo Feine ordentliche und gefeh- 
mäßige Regierung fei. Als den Spiegel feiner Einficht bezeichnete 
der Kurfürft die Auswahl der Diener, durch die der Regent hören, 
fehen und wirfen wolle. Er betrachtete Alles, was der Regent 
ſelbſt fieht, felbft hört und anordnet, ald eben fo manchen Beweis 
feiner Thätigfeit und feiner Würdigkeit, Selbftherrfcher genannt 
zu werden. Es war der legte Wunfch ded Kurfürften, daß von 
jedem feiner Nachfolger an deſſen Laufbahns Ende gefagt werden 
möge, er regierte felbft und regierte gut, daß aber auch der Wohl- 
ftand feiner Unterthanen dies befräftigen müſſe. 


Herrfhaft der Willkühr. 
1821 bis 1830, 
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„Wie viel opfert nicht ſelbſt ver ehrlichſte Rath 
oft dem täufchenvnen Scheine auf, einem unmwiür- 
bigeren Nachfolger nicht Platz machen zu mrüflen, 
ber bie despotijche Neigung des Fürften noch begün- 
fligen, mit unbepingterem Gehorfam noch niebrigen 
Gigennug vereinigen mögte. Wie wandelbar wirb 
nicht envlich die Gmpfindung der redlichſten Männer, 
was pflichtmäßiger Wivderfpruch, was weife Nach— 
giebigfeit fein mögte, wie gewaltig wirft nicht auf 
bie Scheidung folder Grängen, wenn geborfamere 
Bamilien emporfommen, unverforgte Kinder um- 
berftehn und oft noch nähere Bedürfniſſe drängen.“ 

Spittler. 


Wilhelms des Zweiten vertrautefter Rath war Rivalier; bei allen 
dem neuen Regenten gehaltenen Vorträgen mußte er gegenwärtig fein. 
Wilhelm IL. ehrte feines Waters Andenfen, indem er bis zu deſſen 
Beerdigung Alles unverändert in dem Zuftande belief, wie auf ihn 
ed überfommen war. Nur eine Beförderung fällt in diefen Zeitraum. 
Den Regierungsaffeffor Haffenpflug (S. 42) ernannte Wilhelm IL, 
neben Wiederbefegung feiner Stelle, zum Juſtizrath, aus Achtung 
vor dem ſchon andgefprochenen Willen feined Vaters. Als aber 
deſſen fterbliche Hülle in die Gruft zur Löwenburg gefenft war, 
Riftete am nämlichen Tage Wilhelm I. eine Denf- und Ehren» 
medaille aus erobertem Gefhüg für die Krieger, welde in den 
Jahren 1814 und 1815 den Kampf für Teutfchlands Unabhängigkeit 
unterftügen halfen. Folgenden Tages fielen die Zöpfe der Truppen; 
Dificiere und Unterofficiere trugen neben dem Degen nicht die 
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Stöde mehr. Die allgemeine Huldigung folgte, zuerft von den 
drei Miniftern, Echmerfeld, dem dad Departement der Juſtiz und 
des Innern, Wibleben, dem das der Finanzen, Schminfe, dem das 
der auswärtigen Berhältniffe und des Haufed übertragen war. 
Regierungsrat Rieß von Hanau wurde zum vortragenden Rath in 
Angelegenheiten der Zuftiz, Kriegsrath von Starfloff für die Finan- 
zen, Oberappellationsrath Krafft für die fonftigen inneren Angelegen- 
heiten, der Archivar Eggena zum Generalfecretar diefer drei Depar- 
tementsd ernannt und der Amtsactuar Herrmann Koch zum Secreta⸗ 
riatöacceffiften bei der Minifterialcanzlei, von Eggena wohl zu feiner 
Unterftügung ausgeſucht. Einen Kriegäminifter gab es nicht; ein 
Kriegddepartement war, unmittelbar unter des Landeöherrn Befehlen - 
ftehend, deſſen Organ in allen Militairangelegenheiten, der Ber: 
einigungspunft für alle Zweige des Militairwefens. Daffelbe um- 
faßte ein ftarfed Perfonal, darunter Cochenhauſen, Miülpner, Loß— 
berg, der jüngere Ochs und Radowig, bis dahin Lehrer an der 
Kriegsfchule, der nach Berlin gefendet wurde, um unter Müfflings 
Leitung die Landesvermefjungsfunde zu ftudiren. Leander van Eß 
zog fi) aus Kurheſſen zurüd. Jordan fam als Profeffor der Rechte 
von Heidelberg nah Marburg, las über Staats: und BVölferrecht. 
Pfeiffer wurde von Lübeck zum Oberappellationsgericht zurüdgerufen ; 
der eben zum Juſtizrath beförderte jüngere Haffenpflug trat, mit 
dem Titel eines Obergerichtsrathes, als Affeffor in dieſen Gerichts- 
hof ein; Porbeck (S. 65. 74) wurde deffen Präſident; Echenf zu 
Schweindberg mußte das Präfivium des höchften Landesgerichts auf- 
geben und das Directorium der Provinzialverwaltungsbehörbe in Mar- 
burg übernehmen. Aud) ven Cabinetsrath Rommel (S. 148) entfernte 
Wilhelm I. aus feiner Nähe, beftellte ihn zum Director der Regie— 
rung für die entlegene Graffchaft Schaumburg. Hier mußte Wieder- 
hold (S. 86) ihm Platz machen, ohne daß man noch mußte, welche 
Beftimmung diefem gegeben werden fonnte, bis für ihn das Directos 
rium des Obergerichts in Caſſel ſich eröffnete. Den Officieren 
wurde geftattet, den im Dienft der weftphälifchen Regierung erwor— 
benen Orden der franzöftichen Ehrenlegion zu tragen. Die alten 
Generale famen in Ruheftand oder an Penfionspoften, die Truppen 
wurden nad) preußiichem Vorbilde neu organifirt. Bisher hatten 
diefelben eine Gliederung für 20,000 Mann, jegt wurde diefe auf 
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7000 Mann berechnet; e8 gab nur drei Garnifonsorte mehr. Im 
ihrer neuen Geftaltung paradirten fie vor Nicolaus von Rußland 
und dem Kronprinzen von SBreußen. 

Wilhelm I. nahm Berfchuer zu feinem Adjutanten und ernannte 
Steuber (©. 52) zum Adjutanten feined Sohnes, der, unter Leift 
auf dem Bureau der weitphälifchen Stubdiendirection practifd) gebilvet, 
zwar Affeffor des Steuercollegium, aber feit 1815 in militairifchem 
Berbande bei dem Duartiermeifterftaabe geblieben war und, in den 
Adelftand erhoben, fi mit einer Tochter der Gräfin Heffenftein 
vermählt hatte. Emilie Ortlöpp aus Berlin hieß nun die Gräfin 
von Reichenbach, der gruppenweife alle Staaböofficiere Befuch mach— 
ten. Ihr Bruder wurde, unter dem Prädicat eines Forftmeifters 
in den Staatöbienft eingejchoben, mit dem Löwenorben becorirt. 
Es trat eine Spannung zwiſchen Wilhelm I. und Friedrich, 
feinem Oheime ein, dem Schwiegervater ded Herzogs von Cam— 
bridge. Georg IV. von England ſchien auf feiner Reife nad) Hans 
nover, gegen feine urfprüngliche Abficht, Caſſel vermeiden zu wollen, 
fam aber doch, in Hannover durch einen Abgefandten Kurheſſens 
begrüßt, auf feiner Rüdreife für einige Stunden zum Beſuch der 
Kurfürftin dahin. Metternich dagegen verweilte um die nämliche 
Zeit länger in Caſſel. Wilhelm II. verlieh feinen Unterthanen, 
mit beruhigendem Rüdblid auf das erprobte Ehrgefühl derfelben, 
das Recht, eine Nationalcocarde zu tragen, als ein Ehrenzeichen, 
das durch Feigheit vor dem Feinde, durch geſetzwidriges Austreten . 
aus dem Dienfte und durch entehrende Vergehungen, Eraft richters 
lien Erfenntniffes, verwirkt fein ſollte. 

Die Scaumburger baten wiederholt, nicht blos für Ritter, 
Prälaten und Städte, jondern auch für die Bewohner des 
platten Landed die Wegebaufrohnden abzufhaffen und in ein 
Geldquantum umzuwandeln. Das wurde zugeftanden und jähr- 
lich ftatt der Dienfte eine dreimonatlihe Grund» und Gewerb- 
fteuer erhoben. Dadurch erfüllte ſich ein Deſiderium des ſchaum— 
burger Landtags vom Jahre 1816 (S. 90). Umählig waren bie 
Wünſche und Bitten, deren Erfüllung Einzelne von Wilhelm I. 
erwarteten. Es mußten befondere Vorkehrungen getroffen werben, 
um das Zuftrömen verfelben zu verhüten. 

Er durchreifete, in feines Sohnes Begleitung, den größten 
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Theil des Landes, überall mit Jubel von dem an Hoffnung reichen 
Bolfe aufgenommen, eben fo feine Gemalin, die Tochter Friedrich 
Wilhelms III. von Preußen, längft ſchon von Allen wahrhaft an« 
gebetet. Am Wilhelmsbade empfing er dieſes Könige Beſuch, 
befuchte felbft den Hof zu Darmftadt, wurde feierlich an der Grenze 
diejed Landes empfangen. Bei der Rüdfehr von der Reife vollzog 
er am 29. Juni 1821 die Verordnung wegen einer neuen Drgas 
nifation der Staatöverwaltung, ausgearbeitet von Krafft, in Vers 
bindung mit dem Kriegsrath Gſchwind und dem Kammerrath Schotten, 
der dann nad) und nach Ergänzungen folgten. Dadurd gelangte 
neue Triebfraft in den Organismus ded Staates, deſſen Mafchinerie 
faft ganz in Stoden gerathen war. in Staatsminifterium war 
als unmittelbares Organ des Regenten die oberjte Stelle der Vers 
waltung, mit Ausfchluß ber Militairangelegenheiten, Dafjelbe wurde 
durch vier Dapartementsminifter und Deren vortragende Käthe 
gebildet; legteren war nur ein Gutachten, Feine entjcheidende Stimme 
beigelegt. Daneben hatte fi) ein Geheimes Cabinet ald das Drgan 
gebildet, durch welches der Regent die fchriftlichen Anträge des 
Staatsminiſteriums empfangen und an dieſes feine Entſchließungen 
gelangen laffen wollte. Hierüber hatte ein geheimer Cabinetsrath, 
der, außer der Canzlei, allein das Cabinet ausmachte, Vortrag dem 
Regenten zu halten und deſſen Befihlüffe audzufertigen. So reihete 
ſich Rivalier unmittelbar, und gefondert von dem Staatöminifterium, 
.an die PBerfon des Megenten. Aber die Minifter follten dem Re- 
genten für die Zwedmäßigfeit ihrer Anträge und die Vollziehung 
der gefaßten Beichlüffe verantwortlich fein. Wegen biefer Verant— 
wortlichkeit des Departementsminifterd war bei Vollziehung aller 
Sachen, die nur ein Minifterium betreffen, die Befugniß der übrigen 
Minifter lediglich auf Berathung beſchränkt. Noch ein Clement 
wußte fih vom Staatsminifterium zu emaneipiren, dad war Mans 
ger, der als Oberpolicei » Director die Geſchäfte der allgemeinen 
Sicherheits⸗ und Ordnungspoligei unter den unmittelbaren Befehlen 
des Regenten zu verfehen hatte, ohne daß irgend eine Behörde, 
einfchließlich des Minifterium, in die von ihm getroffenen Maaß— 
regeln eingreifen durfte, felbft wenn fie ſolche für nachtheilig halten 
oder glauben follte, daß er feine Befugniffe überfchritten habe. Er 
dagegen war berechtigt, direct feine Befehle am jede Behörde mit 
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Uebergehung ihrer Vorgeſetzten zu erlaſſen. Manger hatte ſolcher⸗ 
geſtalt dem längft geführten Titel eines Oberpolicei-Director Realität 
zugeführt, war SBoliceiminifter, ohne die dem Minifterium auf- 
erlegte DBerantwortlichfeit; dabei behielt er die Handhabung der 
Localpolicei in der Refidenz und deren Umgebung, für welche ein 
ftarfed Unterperfonal beftelt wurde. Das Sicherheitscommando 
der Dragoner wandelte: fi zu einer Gensd'armerie um, Der 
höheren Leitung und Oberauffiht des Minifterium des Junern 
waren die landftändijchen Angelegenheiten anvertraut, ihm wurden 
die Landesfchuldencommiffionen und die allgemeine Brandverficherungss 
commiffion untergeorduet. Das war die einzige Hinweifung auf 
eine landftändifche Verfaſſung. Die Ritterfchaft bat mehrmald um 
Zufammenberufung eined Landtags, doch blieben diefe Bitten wir: 
kungslos. Die oberen Verwaltungsbehörden erbielten das Recht, 
ihre Berfügungen mit Hülfe von Zwangsmitteln zur Ausführung 
zu bringen. Mehre Aemter aus verfchiedenen Fächern follen in der 
Regel einem Diener nicht übertragen werden; inöbefondere foll 
niemand neben dem Richteramte noch irgend ein adminiftratives ober 
finanzielled Amt übernehmen, es fei denn wegen befonderer Um— 
fände und nad) den einftimmigen Anträgen der betreffenden Mini- 
fterien; das ließ Spielraum für Zerftörung ded Princips, daß bie 
Verwaltung von der Gerechtigfeitöpflege getrennt gehalten werben 
fole. Für diefe prangte der Grundſatz, daß die Gerichte nach den 
Gefegen in den verfehiedenen Inſtanzen allein und ohne Eimpirfung 
irgend einer andern Behörde erkennen. Nun fielen den Gerichten 
die ftrafrichterlichen Ausfprüde anheim,- die bisher vom Regen: 
ten felbft ausgegangen waren. Auch für die Etrafrechtöpflege 
wurde ein Inftanzenzug eingeführt, deshalb fowohl den mittleren 
Gerichten, ald dem höchften Gerichtöhofe ein Eriminalfenat beigege: 
ben. Die unteren ©erichtöftelen, theild mit einem, theils mit 
mehren Richtern befegt, ohne daß jedoch ausdrücklich Collegialität 
vorgejchrieben wäre, führten die Unterfuchung hinſichtlich derjenigen 
Vergehen, die weder peinliche noch policeiliche find. Unter leßteren 
verftand man diejenigen Webertretungen der Strafgefege, die Feine 
härtere Ahndung nach fid) ziehen, als vierzehntägiges Gefängniß 
oder 20 Thlr. Geldbuße. Man rechnete aber auch dahin die Ueber: 
tretungen der von den Verwaltungs: und Rocalpoliceibeamten unter 
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Androhung einer Strafe getroffenen Verfügungen. Peinlich nannte 
man die Verbrechen, die wenigſtens einjährige Zuchthausſtrafe nach 
ſich ziehen. 

Hinſichtlich der peinlichen Vergehen hatten die unteren Ge— 
richtsſtellen nur die vorläufige Unterſuchung zu führen, die Haupts 
unterfuchung war den Griminalfenaten der Obergerichte übertragen. 
Es ijt das niemald allgemein practifch "geworden, die Criminal 
‚fenate haben regelmäßig die Unterfudung auch in den peinlichen 
Fällen durch die unteren Gerichtöftellen vollftändig erfchöpfen und 
durch eines ihrer Mitglieder, um die Formalität einer Hauptunters 
fuhung zu wahren, eine fummarifche Recapitulation der Verhöre 
mit den Angeflagten vornehmen lafien. Der Advocat Bender, zus 
gleich außerordentliher Eriminalgerichtsafjeffor, hatte in einer Heinen 
Schrift fi) gegen eine Trennung des entjcheidenden vom unterfu- 
chenden Richter ausgefprochen, alfo Mündlichfeit des Verfahreng, 
und zwar verbunden mit deſſen Deffentlichfeit, empfohlen. Er 
wünfchte SInftruirung der Sache durch ein Mitglied des entichei- 
denden Richtercollegium, mit einem Schlußverhör des Angeklagten 
und der Zeugen vor vollftändig befegtem Gericht; Verhaftung und 
Eröffnung der Specialinquifition wollte Bender nicht vom einzelnen 
Snftructionsrichter abhängig fein laffen, ſondern verlangte dafür 
einen Gollegialbefhluß. Die Unterfuchung ver policeilihen Ber: 
gehn war collegialiichen Boliceicommiffionen mit adminiftrativer 
Gefhäftsfphäre übertragen, zufammengejegt aus den verfchiedenften 
Verwaltungs- und Finanzbeamten, unter Theilnahme einer richter- 
lichen Berfon. Sie hatten auch das Erfenntniß über dieſe Vergehn 
zu ertheilen, vorbehaltlid der Berufung an den Criminalfenat des 
Obergerichts; diefer erfannte in allen andern Fällen; die Berufung 
gegen feine Erfenntniffe ging an den Griminalfenat des Oberappels 
lationdgericht8, aber nur, wenn die Strafe höher als dreimonatliches 
Gefängniß oder 50 Thlr. Geldbuße war. Diefer Gerichtshof follte 
auch diejenigen Strafurtheile der oberen Militairgerichtsbehörden 
revidiren, welche an ihn nad) der Militairftrafgerichtsorbnung ge: 
langen würden. An einer folchen mangelte es aber gänzlich; ale 
fie nach Jahren erjhien, war darin nichts dem Oberappellationg- 
gericht zugemwiefen. Vielmehr war die Verwaltung der Militairz : 
ftrafrechtöpflege in höherer Inftanz einem Auditorat übertragen, das 
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unter des Landesherrn fpecielfer Aufficht ftand. Aus Officieren 
und Soldaten wurde für jeden Fall befonderd ein Militairgericht 
gebildet, dem rechtöfundigen Auditeur eine berathende Stimme bei 
der Entfcheidung eingeräumt; noch ein Juſtizbeamter trat hinzu, 
wenn auch Givilperfonen in die Unterfuhung verwidelt waren. 
Ueber die Formalien der Rechtsmittel in Straffachen erfolgten be- 
fondere Vorfchriften einftweilen, bis zur Ertheilung einer, der neuen 
Gerichtöverfafjung entiprechenden, Strafproceforbnung. Den oberen 
Gerichten wurde geftattet, auf eingelegte Berufung das Erfenntniß 
zum Nachtheil des Appellanten zu ändern. Die Berfündigung der 
Strafurtheile in öffentlichen Blättern war verboten, weil darin eine 
Straffhärfung liege, die nur dem erfennenden Richter gebühre. 
Wegen Amtsvergehn öffentlicher Diener durfte eine Unterſuchung 
nur mit Bewilligung ihrer Vorgeſetzten gerichtöfeitig eingeleitet 
werden. Der ftandesherrliben Patrimonialjurisdiction entzog man 
die Unterfuchung und Beftrafung der Vergehen, welche gegen den 
Landesherrn und deſſen Bamilie, den Staat und deffen Beamten 
gerichtet waren oder die Hoheitögefälle und andere landesherrliche 
Gerechtſame beeinträchtigten. In der Eivilrechtöpflege blieben die 
auf der Berfchievenheit ded Ranges beruhenden privilegirten Ger 
richtöftände der Schriftfäffigen, außer bei gerichtlichen Verhandlun— 
gen über Befig und öffentliche Abgaben, beibehalten, nicht die ſon— 
ftigen durch Standesverhältniffe hervorgerufenen Specialgerichte, auch 
nicht für Militairperfonen, nicht die Gerichtsbarfeit des General» 
vicariats über Fatholifche Geiſtliche. in objeciv privilegirter Ge— 
richtöftand blieb für Klagen über Verlöbniß, Scheidung der Ehe, 
und Vaterfchaft, die den Obergerichten in erfter Inftanz überwiefen 
wurden. Wo diefe zunächft erfannten, gab es nur zwei, nicht drei 
Inſtanzen. Schmalfalden und Herdfeld wurden in der Verwaltung 
mit Fulda vereinigt, die hier geltenden Proceß- und Gerichtss 
ordnungen für das Berfahren in ven bürgerlihen Proceſſen 
aus jenen Bezirken bis zur Einführung einer allgemeinen bürger- 
lihen Proceßordnung anwendbar erklärt, die bis jegt noch fehlt. 
Die Gerihte gebrauchten in ihren Erfenntniffen nicht mehr eine 
Formel, vermöge deren fie im Namen des NRegenten von Gottes 
Gnaden ſprachen. Es fiel bei denfelben vie Unterfcheidung einer 
gelehrten und einer Adelsbank weg. Die freiwillige Gerichtöbar- 
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feit ging durchgängig auf die unteren Gerichtöftellen über, außer 
in Anfehung der dem Landeshern und feinen Bamiliengliedern ge- 
hörigen Güter. Einem Staatsanwalt lag die Bertheidigung der 
Hoheitd- und Staatögereihtfame vor Gericht ob. Die Gerichts- 
taren, freilich mit mancherlei Ausnahmen, follten zur Staatdcaffe 
berechnet, in reinen Verwaltungsſachen alle Gebühren abgefchafft 
werden, wozu ed jedoch nicht fam. Für alle Staatsämter follten 
binfichtlih der Befoldung mehrere Claſſen beftehen. Hieran band 
man fich aber doch nicht, fondern beftimmte, wie bisher, nach Gut- 
dünfen den Gehalt des Einzelnen, gewährte auch bei den vielfach 
eintretenden Berfegungen den Betheiligten feine andere Bergütung, 
ald Freiheit vom Wegegelde bei ihrem Umzuge. Zur Theilnahme 
an der Wittwencaffe waren die Eivildiener genöthigt. Weitichichtig 
wurden die Behörden für die innere Landesverwaltung organifirt, 
vier Regierungscollegien, mit bureaucratifher Verwaltung der Por 
licei durch eines ihrer Mitglieder, drei Confiftorien, jedes für beide 
evangeliihe Glaubensparteien beftimmt, die nicht im den Kirchen, 
aber doch in den Schulen und bei der tbeologiihen Facultät zu 
Marburg vereinigt fein follten; ein Obermedicinalcollegium mit 
vier Deputationen; eine Dberbaudirection; eine Hofbaudirection 
mit dem Refervatrecht des Regenten, die Erlaubniß zur Ausfüh- 
rung eined Baued zu ertheilen; ein Landwirthichafts-, ein Handels- 
und ©ewerböverein nebft 22 Kreisräthen und einem Secretar für 
jeden verfelben; daneben eine befonvere, vielipaltige Verwaltung 
der Depofitengelver, für welche eine jährliche Verzinfung mit 2'/, 
pCt. zugefichert wurde; fodann vier Finanzfammercollegien mit 
Rentmeiftern, Licent- und Steuercommiffaren ; eine collegialifche 
Oberberg: und Salzwerfödirection ; daneben die Forftverwaltung, mit 
bureaucratifcher Form in fünf- bis fechsfacher Abftufung, einem 
Landforftmeifter, vier Oberforftmeiftern, zehn Forftinfpectoren, einer 
Menge Oberförftern, Beigadierd und Förftern anvertraut. Dagegen 
beftand von nun an nur eine einzige allgemeine Stautscaffe 
mit verfchiedenen Filialcaffen unter dem Namen der Generalcaffe, 
unter der Specialleitung eined Directord. In dieſe Caſſe floffen 
alle Einnahmen ded Staates, mit Ausnahme der Wegebaufteuer, 
der Landedfchuldenftener und der Beiträge zur Feuerverficherungs- 
anftalt. Der Director der Caſſe war dafür verantwortlid, daß 
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nicht der ordentliche jährliche, fo wie der etwa außerordentliche 
Credit überfchritten werde, welder für die verfchiedenen Zweige 
des öffentlichen Dienftes, die Kriegsausgaben nicht ausgenommen, 
vom Regenten verwilligt ſei; er Hatte deshalb alle Zahlungsan- 
weifungen zu ertheilen. ine, neben dem Finanzminifter ftehende, 
collegialifch geordnete Generalcontrole war dazu beftimmt, die Rech— 
nung der Generalcaſſe abzuhören, auch darüber zu wachen, daß bie 
Ausgabe nicht auf Ueberflüſſiges erſtreckt, ein geregelter Staats— 
haushalt geführt und das Staatdeigenthum bewahrt werde. Diefe 
Gentralifirung der Gaffenverhältnifie und. die Art ihrer Ueberwa— 
dung war, neben der faft durchgängigen Trennung ber Juftiz von 
der Mdminiftration und der unabhängigeren Stellung, welche den 
Gerichten eingeräumt wurde, unftreitig die wohlthätigfte Erfchei- 
nung, welche die neue Drganifation mit fi führte, die übrigens, 
von den weltphälifchen Einrichtungen Manches aboptirend, mit 
ihrem ungemeim verftärften PBerfonal zu großartig war, al® daß 
fie für einen Staat von 578,500 Einwohnern lange fih zu er- 
halten vermogt hätte; fie fiel ftüdweife allmälig zufammen, nad) 
wenigen Jahren war deren urfprüngliche Form faum noch zu er- 
fennen, wenn gleich die Zahl der Beamten blieb. Für die Diener» 
haft vom Militair- und Eivilftande war eine neue Rangorbnung 
gefhaffen, in Folge deren der Adel aufhörte, ausfchließliches Erfors 
derniß der Hoffähigfeit zu fein; die Diener aus den vier erften 
Rangelaffen, einfchließlih der Regierungs- und Obergerichts- ır. 
Näthe, waren, ohne Rüdficht auf Adel, hoffähig. Die Advocaten 
MWöhler (S. 34) und Engelhard (S. 71), was fonft nicht üblich 
gewefen war, wurden zu Obergerichtsräthen, der Bürgermeifter 
Haft (S. 56. 68), auch früher nicht gebräuchlich, zum Regierungs— 
rath ernannt. Den Lehnsträgern wurde es überlaffen, aus welchem 
Stande fie ihren Bevollmächtigten zum Lehnsempfange erwählen 
wollten. Die Aufnahme in das Fräuleinftift zu Obernfirchen blieb 
nicht mehr von einer Ahnenreihe abhängig; jedes adelige Fräulein, 
jede Tochter eined Kommandeur vom Löwenorden oder eines Ritter 
vom Militairverdienftorden follte aufnahmefähig fein. Die vorhin» 
nigen Klöfter Kaufungen und Wetter, beftimmt zur Ausfteuer der 
Töchter. aus ‘den Familien der altheflifchen Ritterfchaft, lieferten 
weit größere Auffünfte, ald hierzu erforderlich waren. Der Ueber: 
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ſchuß erhielt die Beflimmung einer ftändigen Unterftügung dürftiger 
Töchter und Wittwen diefer Familien, und follte weiter zur Aus: 
ftattung vermögenslofer Töchter vderienigen 24 älteften Inhaber 
jener Orden, welche nicht zur altheffiften Ritterfchaft gehören, fo 
wie zu ftändigen Unterftügungen ihrer hülfsbedürftigen Töchter und 
MWittwen, auch, wenn es der Fonds geftattete, zu außerordentlichen 
Unterftügungen anderer Dürftigen. weiblichen Geſchlechts aus höher 
ren Ständen dienen. Einer der Stiftövorfteher follte aus den 
gedachten Drdendgliedern durch den Regenten beftellt, ftatt, wie 
bisher, von der Ritterfchaft aus ihrer Mitte gewählt werden. 
Diefe erachtete ſich dadurch tief verlegt, wollte nie die Gültigkeit 
jener, ald Geſetz verfündigten, Anordnungen anerfennen, deren 
Bollziehung fie fi) geradezu widerfegte. Das Recht der Präfen- 
tation zu den Schulftellen wurde befeitigt; die Städte ſowohl als 
manche ‘PBrivatperfonen hielten dies ebenfall& für eine Verlegung 
wohlerworbener Rechte. 

Wilhelm II. begann, die ald Kurprinz contrahirten Schulden 
abzutragen. Bon den Landesſchulden tilgte die ftändifche Commiſſion 
40,835 Thaler. In Diele trat Schomburg (S. 58.) ein, der 
Gafjeld Bürgermeifter geworden war, ebenfo in die Direction der 
Feueraſſecuranz. Maldburg wurde nach feinem Tode in diefen Be- 
hörden abwechſelnd durch verfchiedene Mitglieder der Ritterfchaft 
erfegt. Krafft war zum landesherrlichen Commiffar bei der Schul« 
denverwaltung beftellt. Im folgenden Jahre wurden nur 9535 Thfr. 
an Landesichulden abgetragen. Die auf die Schuldencaffe geworfene 
Unterhaltung der Gensd'armerie erforderte faft 46,000 Thaler und 
die derjelben dafür zugemwiefene Steuer betrug nicht 7000 Thaler. 
Auch die Befoldung der Landmeffer, Phyfifer und Thierärzte mußte 
jegt aus der Landesfchuldencaffe bezahlt werden. Dagegen waren 
einem preußiichen Regimente’in Schlefien, deſſen Chef Wilhelm I. 
war, die Inftrumente einer Janitſchaarenmuſik von Ebenholz und 
reinem Silber mit einem ungeheuren Koitenaufwande gefchenft. 
Biel auch wurde auf das Theater verwendet, das, mit den Masfen- 
bälfen, unter Mangerd Direction ftand. 

Jede Art des Retracts- oder Näherrechtd wurde abgefchafft, das 
Verfahren bei Zimangsverfteigerungen zweckmäßiger geordnet; im Hys 
pothefenwejen einige Berbefferung bewirkt, firenge Maaßregel gegen 
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ſaumhafte oder ungetreue Rechnungsführer des Staated angeordnet. 
Aber die Forderungen für Arbeiten und Lieferungen an die Hofhaltung 
blieben Jahre lang unbefriedigt. Wilhelm II. fol davon nichts gewußt 
haben, andy wohl nichts von dem Verkaufe der in Wachs boffirten 
Bildniffe feiner Ahnen. Den dritten Theil der Koften für bie 
Unterhaltung elternlofer Kinder ohne Vermögen übernahm die 
Staatscaffe. Es erzeugte dagegen manches Mißvergnügen, daß die 
altherfömmliche Abgabenfreiheit für den beiten Schügen einer Stadt 
aufgehoben, dad Tragen eines Feuergewehrs außer der Wohnung 
von der Einlöfung einer Erlaubniß abhängig gemacht wurde. Die 
Einführung gemeinfchaftlicher Badöfen für die Bewohner eines 
Dorfes fand den Heftigften Widerftand, führte faft zu Störungen 
der öffentlichen Ruhe. Die Heirat der Juden war an die Erlaubniß 
der Regierung gebunden, weil fie zu häufig Ehen ohne die Mittel zur 
Ernährung einer Familie gefchloffen hätten. Ausländern war der An— 
fauf der an der Landesgränze gelegenen Grundftüde unterfagt. 

Es erfolgte eine ftarfe Erhöhung der Stempelabgaben; eine 
neu eingeführte Befteuerung der Hunde bezeichnete man ale 
Mittel zur Verhütung der Hundswuth. Um den Stadt- und 
Landgemeinden eine Erleichterung der ihnen obliegenden Lajten 
zu verfchaffen, wurde die Erhebung einer in die Gemeinde— 
caffen zu zahlenden VBerbrauchsfteuer vom Branntwein befohlen, 
deren Größe nicht die Gemeinden, fondern die Staatöverwal- 
tungsbehörden beftimmten. Es wurden aber fo maticherlei neue 
Anforderungen an die Gemeinden und die von diefen zu fpeifenden 
Kreiscaffen geftellt, daß zu deren Erfüllung jene, wider ihren 
Willen ihnen zugedachte, Hülfsfteuer oft nicht ausreichte.: Dabei 
fielen die Gemeindevorftände unter die Disciplinarftrafgewalt der 
verfchiedenartigften Stuatsbehörden. Noch befonderd erhielt die 
Eingangdfteuer vom Branntwein im Großherzogthum Fulda eine 
Erhöhung, mit ber Zuficherung, daß aus dem Aufkommen anges 
mefjene Beiträge den Armencaffen geleiftet werden würden. Hier 
ſowohl als in Hanau mußte das bisher fteuerfrei gelaffene Grund» 
eigenthum, jedoch für die ftandesherrlichen Befigungen vorerft nur 
zur Hälfte, in der Grundfteuer verhalten werden; dabei wurde eine 
Entfhädiguug für den Verluſt der vom Staate unter läftigem 
Titel erworbenen Steuerfreiheiten in Ausficht geftelt. Die Stan: 
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desherren führten beim Bundestage Befchwerde darüber, daß ihre 
Befigungen, 50,300 Morgen, in folder Weile zu einem Steuer; 
fimplum von 842 Fl. herangezogen feien, da fie doch, ald die privi- 
legirtefte Glaffe, gleih den Gütern der Kirchen, Prinzen und 
Domainen frei fein müßten. Die Bundesverfammlung mahnte 
Kurbefien, keine den rechtlichen Stand der Sache verrüdende Maaß- 
regel bis zum Austrage der Angelegenheit zu unternehmen. Die Res 
gierung erwiderte aber, daß die Domainen Staatseigenthum feien, 
eben fo mittelbar die Kirchengüter, deren Revenuen Befoldungsftüce 
bildeten, daß auf die Ubgabenfreiheit der Prinzen bei Abmefjung 
ihrer Apanage Rüdfiht genommen fei und daß deshalb alle dieſe 
Güter mit den ftandesherrlichen nicht zu vergleichen ftänden, In den 
Provinzen Hanau und Fulda fteigerte man den Preis für. das aus 
Staatöwaldungen verabfolgte Holz und befteuerte die Einfuhr von 
Eifenwaaren, weil der Abjag in das Ausland durch die hier zu 
entrichtenden Auflagen den inländischen Eifenwerfen erfchwert werde, 
die meiſtens Staatdeinrichtungen waren. Die Binnenzöle wurden 
um fo beſchwerlicher, als ihrer Erhebung fortwährend die alten 
Amtsgränzen zur Grundlage dienten, nicht die in Folge der Drga- 
nifation von 1821 eingetretene neue Amtdeintheilung. Dadurch 
waren die Bewohner des nämlichen Amtsbezirks bei ihrem Berfehr 
unter einander einem Zoll unterworfen. „So war es ſchwer, an 
neue induftrielle Unternehmungen zu denken; dennoch fuchte Carl 
Carvacchi, der, im Jejuitercollegium zu Braunsberg erzogen, im 
Dienft des Oberbaurath Krell zur Zeit des Königreihe Weftphalen 
nach Caſſel gekommen und mit Radowig befreundet worden war, 
Zorfftiche in Betrieb zu fegen, legte eine Dfermühle an und ließ 
in ähnlichen Gewerböbetrieb ſich ein. Lebt. trat Kurheffen wegen 
gemeinjchaftlicher Aufhebung der Binnenzölle und fonftiger gegen- 
jeitiger Handelderleichterungen den zu Darmftadt eröffneten Ber: 
handlungen mit Baiern, Würtemberg, Baden und Naffau bei, ließ 
ſich ebenſo wegen Regulirung der Schifffahrtöverhäftniffe auf ver 
Wefer in Verhandlungen mit den bei diefem Strome betheiligten 
Staaten ein. Bei dem Bundeötage verwahrte Kurhefien ſich gegen 
Preußens Behauptung, daß die Beitimmungen der Wiener Eons 
greßacte über die Schifffahrt auf den teutfchen Strömen Feine dis— 
pofitiven Gefege, ſondern bloß Materialien zu den Fünftigen Con— 
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ventionen unter den Beherrſchern der Stromgebiete enthielten. 
Köthend Klage über Preußen wegen Beihränfung der Elbſchifffahrt 
hielt Kurhefjen nicht ſchon durch den Vertrag erledigt, weldyer für 
die Zukunft jene Schifffahrtöverhältniffe ordnete. Als es in diefem 
Streite bei der Bundeöverfammlung zweifelhaft wurde, ob diefelbe 
eine Entfcheidung treffen oder foldhe einem Aufträgalverfahren über- 
weifen jolle, machte Kurheſſen die Anficht geltend, daß die Frage, 
ob dad von einem Bundesftaate eingefchlagene Verfahren den 
Yundeögefegen und Bundesbeichlüffen entfprechend fei, unmittelbar 
von der Bundeöverfammlung entfchieden werden müſſe, wenn jene 
Gefege und Beichlüffe die Erreichung des Bundeszwedes, nämlich 
die Erhaltung der Äußeren und inneren Sicherheit Teutfchlande, 
wie der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen teutfchen 
Staaten, betreffen. So fern dagegen diefelben mit dem Bundes: 
zwecke nichts gemein und unbeſchadet ded Bundes Statt haben oder 
unterbleiben fönnen, wollte Kurheſſen die Streitfrage durd ein 
Aufträgalverfahren erledigt wiſſen. Es zählte beifpieldweife zur 
legteren Gattung Klagen. über befchränfte Abzugs- und Schifffahrts: 
freiheit, zur erfteren die Beſchwerde der zu einer Brigade vereinig- 
ten Bundesjtaaten über die Eontingentftelung. Daß fein Bundes: 
ftaat von der VBerpflicytung, fein Gontingent in allen Waffen: 
gattung zu jtellen, befreit werde, war die, fonft nirgends gebilligte, Anz 
ficht Kurheſſens. Deftreich, Rußland und Preußen richteten an ihre 
diplomatifchen Agenten eine Eirculardepefche über die Reſultate des 
Congreſſes zu Verona, um mit den darin ausgefprocdenen Grund 
fügen die Regierungen befannt zu machen, bei denen fie accreditirt 
waren. Sene Depefche ging auch dem teutjhen Bunde zu. Sm 
Oeſtreichs Namen wurde der Bundesverfammlung vorgeiclagen, die 
danfbare Uebereinftimmung des Bundes mit den Anfichten und 
Maafregeln audzudrüden, wodurch die drei Mächte die Ruhe und 
Ordnung in Eüropa aufrecht zu erhalten fuchen. Baiern wollte 
die Uebersinftimmung mit den in der gemachten Mittheilung aus— 
gefprochenen weiſen und erhaltenden Örundfägen verfichern. ‚Weder 
jenem, noch diefem Borfchlage ftimmte Würtembergs Gefandter bei, 
eben fowenig der Geſandte Kurheſſens. Diejer beabjichrigte nur 
für die gefchehene Mittheilung der Note zu danfen, mußte ſich aber 
jpäter doch Baierns Vorſchlage anichliegen, weil die Circulardepeſche 
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auch direet in Caſſel mitgetheilt und von hier aus bereitd gegen 
Oeſtreich und Preußen die Webereinftimmung mit den darin aus— 
gefprochenen weifen und erhaltenden Grundfägen erflärtwar. So 
blieb MWürtemberg mit feinem Widerfpruche ganz allein ftehen. 
Der zu Stuttgart erfcheinende teutiche Beobachter warf der Central: 
unterfuchungscommifjton in Mainz die Abficht vor, ihre Dauer zu 
verlängern. Diefe wünfchte, die Bundesverfammlung möge bewir- 
gen, daß dem würtembergifhen Zeituugscenjor die Ungebühr ver: 
wiefen werde, die Aufnahme einer folchen perfönlichen Beleidigung 
gegen die Mitglieder jener Commiſſion geftattet zu haben. Blitters- 
dorf, im Namen des Ausfchuffes zur Aufficht über die Preßgeſetze, 
nahm zur Grundlage jeiner Berichterftattung die von der Bundes 
verfammlung bejchlofjene Webereinftimmung mit den in der Decla- 
ration von Verona ausgefprochenen Grundfägen Oeſtreichs, Preu— 
ßens und Rußlands, hielt Angriffe, welche dieje treffen, in ihren 
mittelbaren Folgen auch gegen den teutfchen Bund gerichtet, weil 
Principien nicht in ihrer Anwendung auf den einen Staat ange- 
griffen werden-fönnten, ohne es auch in Beziehung auf den anderen 
Staat zu werden, der fich zu eben diefen Principien befenne. Blit— 
terödorf unterfuchte die gunze Tendenz des teutichen Beobachters, 
prüfte den Inhalt aller feiner Blätter, fand darin zahlivfe Berun- 
glimpfungen wie gegen fremde Regierungen und deren Minifter, jo 
gegen die zum teutjchen Bunde gehörigen höchften Eouveraind, unter 
deren Menge die Beichwerde der Gentralunterfuchungscommiffton 
verichwinde; er beantragte die Unterdrückung des Beobachters durch 
die Bundesverfammlung, eine Maaßregel, die feit dem Bundes: 
befhluffe vom 20. September 1819 noch nicht vorgefommen war. 
Blittersdorf hatte feinen Vortrag gehalten, ohne vorgängige Anfün- 
digung und ohne davon, wie es fonft üblich war, vertraulich zuvor 
den Bundestagsgefandten Kenntniß zu geben. Deftreih ftimmte 
feinem Borfchlage bei, weil der Mißbrauch der Preſſe einen fo 
hohen Grad erreicht habe, daß mothwendig ein Beilpiel gegeben 
werden müſſe. Das Präfivium verlangte alsbaldige Abftimmung, 
weil ein Beſchluß, der in 8 bis 14 Tugen gefaßt werde, für die 
Eintracht Teutſchlands und für die Beruhigung der Gemüther nicht 
mehr den Werth haben fünne, den ein Beichluß haben würde, 
welcher Teutjchland die Meberzeugung gebe, daß die Bundesver— 
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ſammlung, fobald fie von der Eriftenz einer in fo hohem Grabe 
revolutionairen Zeitfchrift Kenntniß erhalte, foldye auf der Stelle zu 
unterdrüden befchloffen habe. Außer Wirtemberg, welches fich der 
Abftimmung enthielt, billigten alle Gejandtfdyaften die von Blitters— 
dorf entwidelten Anfihten und erflärten ſich mit der Unterdrückung 
des teutfchen Beobachter einverftanden. Kurheſſens Gefandtfchaft 
allein fprady den Mitgliedern der Bundedverfammlung das Recht 
ab, hierüber nach eigner Einfidht und nad) ihrem Gewiſſen zu ent- 
fcheiden,, weil diefelben überall von den Anftructionen ihrer Com— 
mittenten unbedingt abhängig feien und begehrte deshalb Frift, um 
diefe einzuholen. Münch Bellinghaufen, als Präfident, widerſprach 
der Nothwendigfeit einer folchen Inftructionseinholung, weil das 
Geſetz über Preßvergehen mit Zuftimmung Kurheffens vom Bunde 
erlaffen und die Anwendung des Gefeges auf einzelne Fälle der 
Bundesverfammlung übertragen fei. Die kurheſſiſche Gefandtichaft 
ließ dies nicht gelten, verzichtete aber, nad) dem Wunfche des ‘Prä- 
fivialgefandten, auf das Recht, den Beichluß aufhalten zu fünnen, 
weil bei der eminenten Stimmenmehrheit für die von Blittersporf 
geftellten Anträge eine abweichende kurheſſiſche Abftimmung Feine 
Aenderung in dem zu faffenden Befchluffe werde bewirfen können. 
MWirtemberg machte nun darauf aufmerffam, daß die Befugniß des 
Bundestags, gegen Schriften eingufchreiten, keineswegs, wie gefchehen 
fei, aus Anlaß von Aeußerungen derfelben in Beziehung auf folche 
Staaten Anwendung finden fönne, die nicht zum teutfchen Bunde 
gehören ; doch der Beihluß war gefaßt und Würtembergs Bedenken 
brauchte deshalb, nach der Erklärung des Präfidium, nicht weiter 
beleuchtet zu werden. Kurheſſens Gefandter aber erhielt nachträglich 
die Weifung, dem gefaßten Befchluffe beizutreten. Mit Breußen 
wäre beinahe Kurhefjen in einen Gonflict wegen gewaltfamer Ent. 
führung der Herzogin von Anhalt-Bernburg, Wilhelms I. Schwe- 
fter, gerathen, die zur Nachtzeit von Bonn durch einen dorthin 
gefendeten Furheflifchen Dfficier nad) Hanau abgeholt war, wo ihr 
Vermögen unter die Verwaltung eined von Wilhelm I. dazu 
ernannten @urator ‚geftellt wurde. 

Der einzige Sohn Wilhelms II. befuchte zu Caſſel am 31. 
Januar 1822 einen Masfenbal (S. 160) in Begleitung feines 
Lakaien Bechftevt. Nur Steuber follte davon wiffen, fonft niemand. 
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Er wechſelte mit Bechſtedts Hülfe die Maske; dann fühlte fich 
diefer vergiftet, wie er fagte, in Folge eines Getränfes, welches 
ein, von ihm nicht erfannter, Theilhaber des Balles gereicht habe. 
Bechſtedt jtarb nach einigen Stunden. Man fürdhtete, das Gift 
fei für Friedrich Wilhelm, Kurfürft Wilhelms U. Sohn, beftimmt 
geweſen. Ehe noch die Hnterfuhung förmlich gejchloffen war, 
bemühte Widerhold fih, mit vieler Gefchidlichfeit, einen Selbftmord 
aus den Acten zu deduciren, ohne dieſen als vollftändif erwiefen 
darjtellen zu wollen. Wenige trauten das Bechftedt zu. Der Bor: 
fall ift niemald aufgeklärt worden. Friedrich Wilhelm ging nad) 
einiger Zeit mit Steuber in die Schweiz, ſpäter, begleitet von Ochs, 
mit Mutter und Schwefter nach Berlin. Daß er ſich auf Reifen 
begebe, war feines Vaters Wunfch geweſen, feit diefer zur Regie— 
rung gefommen war. Nach feiner Rüdfehr wurde ihm am 13. 
Juni 1823 Marburg zum Aufenthaltsorte angewiefen, gleichzeitig, 
auf einen Napport ded General von Ochs, Berfchuer (S. 153), 
ald Adjutant entlaffen, mit Major von Eſchwege, Radowitz 
und anderen Dfficieren in auswärtige Garnifon verwiefen, was bei 
dem Officiercorpo und fonft den tiefiten Eindruck machte. Un— 
mittelbar darauf befuchte Wilhelm 11. mit der Gräfin Reichenbach) 
das Bad zu Nenndorf. In feiner Begleitung war Schmerfeld, 
Rivalier und Krafft. Dahin gingen auch die Gefandten von PBreus 
pen und Ftankreich. Manger war ebenfalld dort, und der ältere 
Haffenpflug, der zu den Zurückgeſetzten und Mißvergnügten gezählt 
wurde. Es war das erfte Mal, daß Wilhelm I. die Grafichaft 
Schaumburg fah. Einen herzliheren Empfang, ald ihm bier zu 
Theil wurde, hat wohl nie eim Fürft erwarten können. Er hat 
mit Rührung fich darüber ausgefproden. Am 24 Juni 1823 
war er zu Rinteln; bei feiner Rüdfehr nad Nenndorf rühmt er 
der Gräfin Reichenbach die Freude, die er auf diefem Ausfluge 
gehabt habe; da reicht ihm Müller, fein Eabinetöfecretar, der näm— 
liche, der früher in Fulda als Dfficier degradirt war (©. 136), 
einen Brief mit pfeudonymer Unterfchrift, der mit ver Boft von 
Gafjel angefommen war. Darauf begab fih Manger fogleidy nad 
Gaffel zurüd. Wilhelm I. aber blieb noch fünf Wochen lang in 
Nenndorf und Niemand hörte etwas von jenem Briefe oder feinem 
Inhalte. Auch Wiederhold, der in Nenndorf war, erfuhr darüber 
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nichts. Am 28. Juli, ſeinem Geburtstage, zu deſſen Feier Spohr 

die Jeſſonda geſchaffen hatte, verließ Wilhelm Il. dieſes Bad, um 

nah Caſſel zurüdzufehren. 

"Hier hatte Tags zuvor das Staatsminifterium zur öffentlichen 

Kunde gebracht, daß ein oder mehre Böfewichter ſich erfrecht haben, 

unter der Larve der Anonymität mit einem Mordanfchlage auf das 

Leben des Landesherrn und eines Theile feiner Umgebung von 

Caſſel aus zu drohen, wodurch außergewöhnliche Maaßregeln noth- 

wendig geworden feien. Je weniger diefe gegen das ftrafbare Vor: 

haben eined im Berborgenen fchleichenden Verbrechers außer Acht 

bleiben dürften, je mehr überließ das Minifterium fi) der Hoffnung, 

daß jeder es fich werde angelegen fein laffen, auch den entferntejten 

Verdacht, welchen er bereits haben oder nod) fihöpfen könnte, dem 

Oberpolizeidirector mitzutheilen. Für jede Anzeige, die geeignet 

fei, dem Thäter auf die Spur zu fommen, wurde eine Belohnung 

zugefichert, demjenigen, welcher ſichere zum Beweife führende 

Anzeigen zu machen im Stande fei, eine folde von 10,000 Thlr. 

und, war er Mitwiffer, neben Straflofigfeit, ein Lohn von 5000 Thlr. 

verfprochen. In dem Briefe war gefordert, dem Bolfe eine Ver— 

faffung zu geben, den Einfluß der Gräfin Reichenbach auf bie 

Regierungegefchäfte zu hemmen, und die Züchtigung der Unterge- 

benen mit eigner Hand zu unterlaffen; im Falle der Enthörung 

würde Wilhelm Il. mit der Gräfin Reichenbach das Opfer ver 

Rache von hundert Jünglingen werden, die zu feinem Untergange 

fid) vereinigt hätten. Die Urheber des Drohbriefes, mit den Ber: 

hältniffen ded Hofed unzweifelhaft genau vertraut, fonnten Feine 

andere Abficht gehabt haben, als fich wichtig zu machen oder auf 

die Entfernung der Gräfin Reichenbach hinzuwirken. WBielleicht 

haben fie, bei der Anhänglichfeit Wilhelms II. an diefe Dame, ges 

dadıt, es werde derfelbe lieber ſich zu einem Rücktrikt von ver 
Regierung entfchliegen. Denn Niemand glaubte an die Verwirk— 
lihung der Drohung; aber Wilhelm II. beforgte fie. Zu jeiner 
Sicherheit wurde eine Gensdarmeriegarde errichtet, die ihn außer 
dem Haufe ftetd umgab, feine Theaterloge mit Blech gefüttert. 
Berdoppelte Wachen, denen fid) Niemand nahen durfte, um: 
ringten die Schlöffer zu Caſſel und Wilhelmshöhe, wohin 
ſich Niemand ohne eine bejondere Erlaubniß begeben kounte. 
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Patrouiflen und Ronden waren immer in Bewegung, durch— 
ftreiften mit fcharfgeladenen Gewehren Nachts die Umgebungen der 
Nefidenz, auf jeden Feuer zu geben angewielen, ver nicht bei dem 
erften Anruf ftchen bleiben würde. Verhütung von Gartendieb- 
ftählen war ald Grund diefer Maafregel angegeben, Schomburg 
nebft dem Magiftrate von Caſſel hatten Wilhelm II. bei feiner Nüd- 
fehr mit Verficherungen über die Gefinnung mafellofer Treue und 
Biederfinnd empfangen, welche die Bürgerfchaft feiner Hauptitadt 
befeele und überall, wo Heſſen find, die heiligfte und ftärffte Schug- 
wehr ihrer Zürften bilde. Zur Unterfuchung des Verbrechers war, 
mit Umgehung der gewöhnlichen Gerichte, eine bejondere Commiſſion 
in der Perſon des Generalauditeur Bode und des Obergerichtärath 
Schwenfen beftelt. Um die nämliche Zeit, als am Bundestage 
offen auögefprochen wurde, daß in Teutſchland alle Volfsftämme 
Peweife der ihnen beimohnenden Ordnungsliebe, Treue und be: 
fonnenen Beurtheilung täglich geben und nirgends Spuren einer 
gefährlichen Aufregung fichtbar find, follten in Kurheffen unzwei— 
deutige Thatfachen zu der betrübenden Ueberzeugung geführt haben, 
daß hier die Theilnahme an ftaatögefährlichen Verbindungen fort- 
beftehe. Verzeihung wurde zwar denjenigen Theilnehmern geheimer, 
auf unerlaubte politifche Zwede gerichteten Verbindungen zugefichert, 
welche Alles, was fie von ftantdgefährlichen Planen wüßten, oder 
fünftig erfahren würden, zur Anzeige bringen und fchwören wolls 
ten, der Theilnahme an jedem ſtaatsgefährlichen Anfchlage auf immer 
zu entfagen, aber die Unterfuchung folcher Verbindungen und die 
Entſcheidung darüber wurde, vorbehaltlich einer Berufung an das 
Oberappellationsgericht, den gewöhnlichen Gerichten gänzlich ent— 
zogen und einer befonderen, aus drei Mitgliedern beftehenden, Een» 
tralcommiffton überwiefen. Diefer fol das Kriegscollegium noch 
zwei Dfficiere zu jedem Urtheildfpruche beiordnen, wenn berjelbe 
gegen eine Militairperfon zu richten war, das Yuftizminifterium 
noch zwei Obergerichtsmitglieder, wenn derſelbe eine @ivilperfon 
betraf. Schmerfeld war eben geftorben, als diefe, durch Rieß voll: 
zogene, Anordnung einer höchft anomalen ZJuftizpflege getroffen 
wurde. Obwohl jene Commiſſion im Jahre 1826 dahin gelangte, 
gegen drei junge Männer aus Fulda, Martin Hoded, Ignag Stöhr 
und den Advocaten Förfter, wegen ihrer vor ſechs Jahren ftattge- 
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habten Theilnahme am Bunde der Zungen in Jena Feftungsftrafe 
zu erfennen, fann für deren Entftehung eine Erklärung doch nur 
in den Drohbriefen gefunden werden, die fih immer wiederholten, 
bald im Innern des Schloffes oder feiner ftreng bewachten Um— 
gebung entdeckt wurden, buld, wenn dem Poftftempel zu trauen 
war, aus unbedeutenden Orten entfernter Ränder famen, bald für 
Wilhelm Il, bald für die Gräfin Reichenbach beftimmt. Einige 
enthielten ſchmutzige Pasquille auf die legtere; drohten, daß bei 
einer Veränderung übel mit ihr werde verfahren werden; andere 
erläuterten, daß der erfte Drohbrief falfch verftanden fei, wenn da— 
bei an einen Mordanſchlag auf das Leben des Fürften gedacht fei 
Dann wieder wurde gedroht, daß Wilhelms IL. Regierung binnen 
Jahresfrift enden folle, wenn nicht die Gräfin Reichenbach ihren 
ſchaͤdlichen Einfluß verliere. Auch kamen Briefe, welche Wilhelm II. 
mahnten, gefeglih, menſchlich und fürftlich zu handeln, Man: 
gerd Verfegung und die des abinetscaffirer " Deines forderten. 
Rivalier wollte Nachforfhungen nach dem Urheber der Briefe 
auch gegen Radowig, der am Tage, ald der Drohbrief zur Poſt 
gegeben wurde, in Caſſel gewefen fein follte und" am 28. Juni 
von dem ihm zum Aufenthalt angewiefenen Orte Ziegenhain, ohne 
Abſchied, abgereifet war, nachher bei dem Prinzen Auguft von 
Preußen angeftellt wurde, ferner gegen BVerfihuer, Eſchwege, deren Ber: 
wandte und Andere, befonders die höheren Claſſen, richten laffen. 
Manger unterließ folche, lieferte aber fonft ein ungeheures Unterſu— 
Hungs-Material. Als verdächtig wurde Jeder angefehen, bei vem man 
eine Unzufriedenheit wegen getäufchter Hoffnung, Zurüdfegung over 
Beeinträchtigung in Gerechtfamen vermuthete. Weſſen Handfchrift 
mit der in ben Drohbriefen -erfichtlichen ähnlich ſchien, wer ein 
Wort fprah, in dem man eine Beziehung auf die Drobbriefe zu 
erbliden wähnte, fam zur Haft; eine Menge ungweifelhaft Un- 
fhuldiger hat ſolche über fich ergehen laffen müffen; unter dieſen 
Müller (S.166), der neun Monate lang verhaftet war, dann, ohne 
Einfegung in feinen Dienft und Gehalt, von Eaffel entfernt wurde, 
obgleich feine Unſchuld völlig erwiefen war. Verkauf und Aufbes 
wahrung von. Gift wurde eingeſchränkt. Manger rieth, die Reſi— 
denz nach Hanau zu verlegen. Eine ſtrenge Ueberwachung der 
Öremden wurde eingeführt; es zogen dieſe aus Caſſel ſich zurück. 
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Friedrich Murhard, der in Frankfurt den Wiffenichaften lebte, 
wurde bei einer Spagierfahrt nach Hanau, wegen feines Umgangs 
mit einem gewiffen Keldy aus Amerika, verhaftet Diefer, früher 
heſſiſcher Dfficier, jegt im Geheimen Polizeiagent, der als folder 
zu Berlin ſchon Radowig auszuforfchen bemüht gewejen war, Hatte 
Murhards Umgang gefucht, um ihn eben zur Fahrt nad) Hanan zu 
bewegen. Doc auch Murhard mußte, nach fiebenmonatlicher Ent- 
ziehung der Freiheit, feiner Haft entlafien werden. Der hannover; 
ſche Hofrath von Horn fchrieb ein ausführliches, aber ziemlich 
werthlofes Buch, unter dem Titel: Die Verfhwörung gegen Kurs 
fürft Wilhelm II., in der Abficht, zur Entdeckung ded anonymen 
Brieffchreiberd beizutragen, und wurde felbft verhaftet, von Hans 
hover nad Caſſel auggeliefert. So forfchte die Polizei fowohl 
auswärts nah Spuren des Vergehens, als fie zu deren Ent: 
defung in die innerften Angelegenheiten der Familien einzudrängen 
fuchte, bis auch fie der Verdacht trafz erft geriethen untere Polizei— 
beamten in Unterfuchung und Haft, dann verfiel ihr Manger felbft, 
dem ed vorgeworfen wurde, daß er es unterlaffen habe, die Papiere 
des Nadowig und WVerfchuer zu unterfuchen. Nun hörten die uns 
gewöhnlichen Sicherheitömaaßregeln auf, doch nisht die Drohbriefe. 
Verhaßt, wie er war, wurde meiftens nicht Mitleid, fondern Freude 
durch Mangerd Berhaftung angeregt. Faſt Jedermann hielt ihn 
für den wahrhaft Schuldigen, zumal als feines Bruders Selbft- 
entleibung binzutrat. Manger hat den ihm gemachten Borhalt ein- 
geräumt, daß es offenbar fein Wille und feine Abſicht geweſen fei, 
die Thäter follten nicht entdedt werden. Zur Befchönigung diefes 
feined Verhaltens hat er erklärt, er hätte vermuthet, der Drohbrief 
rühre von gewiffen hohen, namentlich fürftlichen Berfonen her, oder 
ſei wenigftend mit Wiffen und Willen foldher hohen SBerfonen aus- 
gegangen, gegen welche eine Unterfuchung nicht zuläfftg fei und 
deren Ermittlung große Nachtheile zur Folge haben fönne, ohne 
daß er jedoch diefe Vermuthung fpeciel zu begründen vermodht 
hätte. Ihm felbit konnte nicht bewiefen werden, daß er der Ber: 
faffer der Drohbriefe fei, aber ſchuldig wurde er befunden der nach— 
gefolgten Theilnahme an dem, in denjelben liegenden, Verbrechen 
beleidigter Majeftät, einer Fälſchung und Täufhung, ded Verſuchs 
einer Nöthigung gegen Wilhelm H., um defjen Handlungsweife zu 
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leiten, des Mißbrauchs der Amtagewalt. Deshalb verurtheilte ihn 
die Unterfuchungscommiffton, mittelit eined erft am 9. Auguft 1829 
verfündigten Erfenntniffes vom 20. November 1827, unter Ent- 
fegung ven Aemtern und Würden, zu einer fünfjährigen Feſtungs— 
firafe, deren Dauer jedoch ein Gabinetöbefehl auf Lebenszeit erwei— 
terte, unter Berwilligung einer jährlichen Gnadenunterftügung von 
500 Thaler an feine Familie. Er legte Rechtsmittel ein, doch 
wurde die Strafe in Vollziehung gefegt und noch ift nicht ermit- 
telt, wer die Drohbriefe fchrieb, die über das Land fo viel Trübs 
fal verbreiteten, fo viel Mißtrauen erwedten, eine fo ungemein ge- 
drückte Stimmung überall hervorriefen. In diefer Zeit des Miß— 
muths war ed Martin, der an Landftände erinnerte. Regimento— 
auditeur ‘vor 1806, trug Martin dur PBlanlofigfeit und Haft zur 
Bereitelung von Dörnbergs nfurrectiondverfuchen bei, entfam 
zum Tode verurtbeilt, nach Berlin, erhielt durd den dafigen 
Gefandten Frankreichs Empfehlungen in die Heimath, übernahm 
hier das Amt eined Notar, wurde dann ungern vom Kurfürften 
Wilhelm I. gefehen, fand Beicyäftigung bei Gruner Generalver- 
waltung eroberter Länder, war darauf zu einer einträglicdhen An— 
ftellung in Kurheſſen vefignirt, zog diefer aber die Advocatur in 
einer Landftadt vor und erflärte von bier aus jegt, es fei un— 
ſchwer, vorherzuſehen, daß auch in dieſem Kurftaate bald an eine 
Berfaffung gedacht werden müſſe. Er hielt jedoch zuvor die Eins 
führung einer ftäbtifchen und dorflichen Gemeindeverfaffung nad) 
dem Mujter der preußifcdyen Städteordnung erforderlich, indem er 
in diefer die Schule für die allgemeine Staatöverfaffung erblidte. 
Legtere wollte sr demnächſt durch einen Vertrag mit biftoriicher 
Grundlage in das Leben gerufen fehn, empfahl deshalb Stände 
nach drei Curien, hohen und niederen Adel nebft Prälaten, Städte, 
Bauern. „Das Wort ift gefprochen“, fügte Martin hinzu; aber 
ſpurlos verhallte fein Wort. 

Prälaten und Ritterſchaft von Holftein hatten die Bermittelung 
der Bundesverfammlung wegen Aufrechthaltung ihrer in anerkannter 
Wirkfamfeit beftehenden Verfaffung angefprodyen. Der Herzog von 
Holftein bezeg fih auf feinen im Zahre 1816 fund gegebenen Bes 
ſchluß, dem Herzogthum eine ftändifche Verfaffung zu verleihen und 
diefelbe aup eine mit den Zeitumftänden und ben Berhältnifien 
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paffende Weiſe feftfegen zu wollen. Defterreich beantragte, tiefe 
Erklärung den Reclamanten zu ihrer Beruhigung zu eröffnen. Kurs 
heſſens Gefandter wollte, wo es ſich um die Grundſätze über Aus— 
fegung und Anwendung der Artifel 55 und 56 der Wiener Schluß— 
acte handle, Rückſichten der Politif und Gonvenienz fein Gehör 
geben ; er empfing aber die Inftruction, für die Zurüdweifung der 
Reclamation zu ſtimmen, weil $. 55 jener Schlußacte den fouves 
rainen Fürften überlaſſe, die inneren Landesungelegenheiten felbft 
zu ordnen und die Bitte der Neclamanten durch die Erflärung des 
Herzogs von Holftein vollfommen erledigt erfcheine. Blitterss 
dorf fuchte auszuführen, daß nur auf diejenigen Berfaffungen 
$. 56 der Echlußacte zu beziehen fei, welche, als diejelbe. voll» 
zogen wurde, factifch in Ausübung waren, und diefe Motive 
feines Antrags wurden, wie von allen Bundesftaaten, außer Han- 
nover, fo auch von Kurhefien den Verhandlungen über die Schluß: 
acte entfprechend erachtet. Den Präfidialvorfchlag, nur die Reſul— 
tate der Berathungen in der Bundesverfamlung, nicht diefe felbft 
zu veröffentlichen, wenn es ſich um Differenzen der Bundesfürften 
unter fich) oder mit ihren Ständen, um Militairangelegenheiten 
u. f. w. handele, fuchte auch Kurheffen, indem es denfelben billigte, 
noch näher zu motiviren. Weltliche und geiftlice Stiftungen zu 
Fulda hatten Capitilien iu den ehemals fuldaiichen Landen ftehen, 
die an Baiern und Sachfen- Weimar gefallen waren. Diefe Etaa- 
ten glaubten Theil an dem Vermögen jener Stiftungen zu haben, 
weil fie fuldaifche Eentralanftalten ſeien; fie nahmen deshalb die 
erwähnten Gapitalien in Befchlag; Kurheſſen unternahm ald Re— 
preflalie ein Gleiches Hinftchtlich der Nevenuen, die aus feinem 
Lande den Rocalanftalten in Baiern und Weimar gebührten, ver: 
langte aber zugleid) von der Bundesverfimmlung, daß nach $. 19 
der Wiener Schlußacte der Selbfthülfe Einhalt gethan vder nach 
deren $. 21 ein Aufträgalverfahren eröffnet werde. Baiern und 
Weimar beftanden darauf, daß die betheiligten Anftalten vor ihren 
Gerichten Nechtshülfe fuchen folten. Das Gutachten der Bundes- 
commiffton, verfaßt durch Trott, den Geſandten Würtembergs, hielt 
die Wiener Schlußacte für unanwendbar, weil diefe eine Streitig- 
feit der Bundesglieder als jolcher voraudfege, der Befiß aber, in 
dem fi Kurheſſen durch Selbfthülfe geftört erachte, Fein folcher fei, 
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in weldyem es fich als Bundesglied befinde. Dennoch befchloß bie 
Bundesverfammlung die Eröffnung der Aufträgalinftanz nad) 8. 11 

der Bundesacte und $. 21 der Wiener Schlußacte. Als folche 

fand das Tribunal zu Celle, von Kurheffen erwählt, die exceptio 

spolii begründet, bis Kurheffen feine Repreffalien zurüdgenommen 

habe, verurtheilte dann aber Baiern, feine Regiminalverfügung 

binfichtlich des unter bairifcher Hoheit befindlichen Vermögens der 

in ‚der Stadt Fulda ihren Sig habenden milden Stiftungen 

zurüdzunehmen, weil dadurch Kurheffen im Befig feines Oberauf- 

ſichtsrechts geftört fei: So weit Kurheffens Klage auf Zahlung 

der vorenthaltenen Bapitalzinfen gerichtet war, wurde fie zurück— 

gewiefen. R 

Nach Metternichd Verweilen auf dem Johannisberge, wo auch 

Rivalier geweien fein wird, beantragte Defterreih, in allen Buns 

desftaaten, in welchen landſtändiſche Verfaſſungen beftehen, ftreng 

darüber zu wachen, daß in der Ausübung der den Ständen zuge- 

ftandenen Redjte das monardifche Princip umverlegt erhalten bleibe, 

eine Commiſſion aus der Mitte der Bundesverfammlung zur Er- 

örterung der im Schul», Unterrichts: und Erziehungswefen hervors 

tretenden Gebrechen zu wählen, auch das auf fünf Jahre erlafjene 

Preßgefeg von 1819 unbeftimmt zu verlängern; e8 trat Kurheſſen 

diefem Borichlage, gleich allen übrigen Oefandtfchaften, bei, und 

wünfchte, daß die Danfverbindlichfeit der Bundedverfammlung wegen 

der dadurch bewiefenen Fürforge des Kaiſers für das Wohl des 

Bundes möglichft volltändig ausgedrüdt werde. Es mogte fi 

dazu Kurheffen um fo berechtigter halten, als hier landſtändiſche 

Verhandlungen feine Gefahr darboten, in Marburg fich feine ver- 

botene Verbindungen unter den Studenten gezeigt hatten, und 

Kurheſſens Preſſe von Feiner Bedeutung war. Doc, wurden die 
Behörden angewiefen, für ftrenge Befolgung der Bundesbeitimmuns 
gen über die Preffe von 1819, wie der Cenſurordnung von 1816 
zu wachen (S. 96). Ueber die jhon 1819 am Bundestage ent 
worfene Verordnung gegen den Nachdruck gab Kurheffen eine im 
Ganzen beiftimmende Erklärung ab, wollte jedoch dem Verleger Schuß 
gegen den Nachdruck für eine gleiche Zeitvauer, wie dem Schrift- 

fteller gönnen, der den Selbftverlag übernimmt, auch den Nachdrud 
felbft in dem Falle nicht geftatten, wo der Verleger einen unbilligen 
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Preis ftellt, gedrängte Auszüge weitläuftger Werke dagegen vom 
Verbot des Nachdruds ausnehmen. Doch vergingen nochmals 
Jahre, ehe die Bundesverfammlung, eine Entſchließung faßte. 
Endlich verordnete Kurhefien, daß Druckſchriften, die unter dem 
Namen des Berfaffers, Druderd und Berlegerd in den Etaaten 
eines teutfchen Bundesglieded erfcheinen würden, wenn in diefen 
jene Betheiligten wohnen, nicht eher nachgedrudt werden dürfen, 
als bis zehn Jahre nad) des Verfafferd Tode verfloffen find. Aus— 
züge in Zeitfchriften oder Sammlungen, wie ald Beilagen anderer 
Schriften, fielen nicht in das Verbot des Nachdrucks. Die Ueber: 
feßung eined Werkes follte nicht die Herausgabe anderer Ueber: 
fegungen hindern. Dem Berleger wurde unterfagt, ein Werf 
weiter zu vervielfältigen, als fein Vertrag mit dem Schriftfteller 
erlaubt, dieſem die Veranftaltung einer neuen Auflage wider des 
Berlegerd Willen verboten, wenn der Vertrag nicht ausdrücklich 
dad Gegentheil  geftattet, der Nachdruck neben Gonfiscation 
der nachgedruckten Gremplare mit einer Gelpftrafe bedroht, die dem 
Ladenpreife von 400 bis 1200 Driginaleremplaren gleich fein follte, 
auch der Verkauf und Umtaufch eines Nachdrucks durc Andere, als 
den Nachdrucker, mit einer Geldbuße. beftraft. 

In Folge längerer Verhandlungen, die Kurheffen fanmt den füd- 
teutichen Staaten mit dem päpftlichen Stuhle pflog, hatte es fich ſchon 
1821 bereit erklärt, zur Ausitattung des Bisthums Fulda jährlich 26,370 
Bl. anzuweiſen, davon, einfchließlic, des Auffommens der vorhandenen 
Studienfonds, 7000 Fl. für das Priefterfeminar, 2000 Fl. für die Kirs 
chenfabrik, 6000 Fl. für den Biſchof, den Reſt für das Gapitel, 
der aber, nach Eggena's gewandter Verhandlung, nie vollftändig 
verwendet ift. Pius VII. gründete das Erzbisthum Freiburg und 
wied demfelben die Suffraganfirden Mainz, Rottenburg, Limburg 
und Fulda zu, bier das Gapitel aus einem Decanat, vier ano: 
nicaten und zwei Gaplaneien zufammeniegend. Zum Diöcefans 
fprengel von Fulda war ganz Kurheſſen nebft einigen Pfarreien 
von Sachjens Weimar beftimmt. Die VBollziehung der deshalbigen 
päpftlihen Bulle fand jedoch Anftand. Erſt Leo XI. verfügte, 
daß vor der Wahl des Biſchofs durch das Capitel die Kandidaten 
dem Landesfürften amzuzeigen feien, um die dem letzteren 
minder angenehmen Perſonen von der Wahl auszufchließen, deren 
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Beftätigung dem päpftlichen Stuhle vworbehaltend, die Ernennung 
der Mitglieder des Capiteld abwechſelnd diefem und dem Bifchof 
übertragend, unter Ausfchließung der dem Landesfürften minder 
angenehmen Candidaten. Zugleich follte nad) der deshalbigen päpft- 
lihen Bulle der Verkehr mit dem päpftlihen Stuhle in Firchlichen 
Angelegenheiten frei fein, die bifchöflihe Gerichtsbarkeit aufrecht 
erhalten, auch die Bildung der Eleriker im Seminar nad) den 
Beichlüffen der Kirchenverfammlung von Trient bewirkt werden. 
Auch jest noch zögerte Kurhefien mit der Genehmigung diefer beis 
den Bullen über die oberrheinifche Kirchenprovinz, bis fie endlich 
unter Berwahrung gegen alle Nachtheile erfolgte, die daraus für 
die Hoheitsrechte, die Landesgefege, die bifchöflichen Befugniffe oder 
die Gerechtfame der evangeliſchen Eonfeffion und Kirche entfpringen 
fönnten, Nun ftiftete der Landesherr das Landesbisthum mit dem 
Sig zu Fulda fraft oberhoheitlihen Schutz- und Auflichtsrechis 
über die Kirche. Bedingung diefer Stiftung war, daß zum Bis 
fhofe nur ein dem Landesheren wohlgefälliger Furhefliicher Staats» 
bürger gewählt werde, der die Eeeljorge, ein academifches Lehramt 
oder font eine ‚öffentliche Stelle mit Verdienſt und Auszeichnung 
‚ verwaltet habe, auch, nach päpitlicher Beftätigung, vor der Con— 
fecration eidlich ven Gejegen des Staated Gehorfam gelobe, und 
an feiner Berathichlagung oder Verbindung, welche die öffentliche 
Ruhe gefährde, Theil zu nehmen verſpreche. Schug in Ausübung 
der mit dem Episcopat verbundenen Rechte wurde zugefagt, aber 
auch verlangt, daß der Biſchof feine Amtswirffamfeit feinem Diö— 
cefanen verweigere. Für die Gapitelögliever war. landeöherrliche 
Betätigung vorbehalten. Zaren oder Abgaben zu erheben blieb 
unterfagt. Nur dem Biſchof, nicht den Diöcefangeiftlichen, war eine 
Verbindung mit dem Dberhaupte- ver katholiſchen Kirche in den, Die 
firchlihe Verwaltung betreffenden, Gegenftänden nachgelaffen. In 
das Elericalfeminar durften nur diejenigen Gandidaten aufgenommen 
werden, welche eine von Staats- und bifhöflihen Behörden ge— 
meinfchaftlich. vorgenommene ‘Prüfung beftanden haben. Bermöge 
Bereinigung mit den übrigen Staaten der oberrheinijchen Kirchen- 
provinz follte in jedem derjelben eine Fatholifch-theologifhe Lehr: 
anftalt als Facultät mit ver Landesuniverfität vereinigt oder zum. 
Beſuch einer folchen innerhalb der ‘Provinz den Candidaten Unter 
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ftügung gegeben werden. Für alle römiſchen Erlaffe, alle Anord⸗ 
nungen der Firchlichen Behörden blieb Staatögenehmigung vorbe- 
halten; die Geiftlicyfeit wurde unter die Gelege und die Gerichts: 
barfeit des Staates geftellt, gegen Mißbrauch der geiftlichen Ge: 
walt Recurs an die Landesbehörden nachgelafien. Die Eonyrua 
der Pfarrpfründen war auf 600 Gulven beftimmt. Dem Dom— 
capitel, verftärft durch ein fatholifhes Mitglied ded Obergerichts zu 
Fulda, überwieß man die Entfheidung aller, die Trennung einer 
Ehe bezwedenden, Klagen, wenn beide Gatten katholiſch find oder bei ge— 
mijchter Ehe der Elagende Gatte fich dahin wendet. Aus einem Ehever: 
löbniffe wurde ein Klagrecht nur zugelaffen, wenn es ein öffentliches 
durch kirchliches Aufgebot oder gerichtliche Eheanzeige geworden war. 

Die Weferfchifffahrtsacte war zum Abfchluffe gefommen, aber- 
ftatt den Verkehr auf der Wefer zu erleichtern, fand derfelbe, wer 
nigftend auf der oberen Weſer, in der Höhe der Zollfäge noch mehr 
Hemmniffe wie bisher; jo wurde für die Frachten der Landweg 
durch Hannover vorgezogen. Schiffer, Handelsftand und Conſu— 
menten waren unzufrieden mit dem Ergebniffe. Hannover erließ 
alsbald einen beträchtlichen Theil des ihm gebührenvden Zolled von 
feinen eigenen Producten und von den in feinen Häfen verladenen 
MWaaren; dadurch verödeten die übrigen Weſerhäfen noch mehr; 
wenn bier die betreffenden Regierungen Hannovers Beifpiel 
nadhahmten, jo blieb das ziemlich ein gleichgültiger Umftand, 
weil Hannpver allein zwei Fünftheile des ganzen Weferzolled bezog, 
während der Reſt fi auf fünf Uferftaaten vertheilte, jeder derfelben 
alfo nur einen geringen Theil des gefammten Zolles zu erlaffen 
vermogte. Es mußte zu einer Revifion der Acte gefchritten werben, 
die eine Ermäßigung der Zölle zur Folge hatte, jedoch dem Uebelftande 
nicht abhalf. Dabei war die Regulirung der Schifffahrtsverhältniffe 
auf den Nebenflüffen der Wefer erft noch einem befonderen Abkommen 
vorbehalten; die Verpflichtung zur Wegräumung der Scifffahrtshins 
derniffe im Fahrwaſſer ließ bei der Ausführung die mannigfachfte Deus 
tung zu. Das hemmte in Wahrheit den Vortheil, den die Aufhebung 
des Stapelrechts in Münden für Kurheffen hätte mit ſich führen müffen. 

Erfolglos blieben die Darmftädter Verhandlungen wegen 
einer Zollvereinigung. Heſſen-Darmſtadt für kurze Zeit an 
Baden fich anfchließend, führte felbfiftändig eine neue Verbrauchs: 
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und Durchgangsfteuer ein; Kurheflen folgte varin ummittel- 
bar ihm nach, indem es, mit hohen Zariffägen für Ein, Aus- 
und Durchgangsabgaben, aleich wie für die BVerbrauchsftener, ein 
neues Syftem annahm. Wohl erfannte jegt die Regierung, wie 
flörend die Binnenzölle auf die inländifche Betriebfamfeit wirkten, 
die in einigen Zweigen fich hervorzuthun begann; nicht entging es 
ihr, daß einzelne der beftebenden indirecten Abgaben in der Art 
ihrer Veranlagung wenig geeignet waren,, Handel, Gewerbe und 
Landwirthſchaft zu befördern; wohl mogte fie ſich gezwungen fehen, 
bei dem, durch die hohen Abgaben der Nacbarftaaten befchränften 
ausländiſchen Markt, den Erzengniffen des Gewerbfleißes möglichften 
Abſatz innerhalb der Landesgränzen zu fichern, aber dennoch fühlte 
man ſich allgemein unbehaglich bei dem neuen Zolliyftem, das Meis 
fterlein ‘mit energiſcher Strenge durdyguführen wußte. Es war dies 
nicht anders möglich bei Kurheſſens audgedehnter Gränzlinie und 
denn mannigfuchen Verkehr mit den benachbarten Ländern, befonders 
an der Grenze gegen Frankfurt und Darmftadt. Wenig Troft lag 
in der offen erklärten Geneigtheit Kurheſſens, durch abzuichließende 
Berträge zu größerer Belebung des inneren und äußeren Berkehrs 
beizutragen. ‘Denn ed famen foldye Verträge nicht zu Stande; im 
Gegentheile ifolirte fich Kurheffen mehr als je durd wie Höhe feines 
Zolltarifd von anderen Etaaten, die, wie Sachfen-Weimar, durch 
eine Zolllinte an Kurheſſens Gränze eine Wiedervergeltung gebraudı- 
ten, indem fie deſſen Erzeugniffe bei der Einfuhr ſtark beftenerten. 
So wurde ver gegenfeitigen Einſchwärzug Nahrung gegeben, aber 
Handel und Gewerbe Fonnten auch jegt nicht aufblühen, obwohl 
die Kriegsverwaltung für die Militairbevürfniffe nur inländifches 
Fabricat annahm, nur inländifche Babricanten zu Deren Lieferung 
zuließ, obwohl durch die Errichtung von Meſſen, Vieh⸗ und Woll- 
märften machzubelfen gefucht wurde und Einzelne ſich rühmlichft 
bemühten, Baummollenwebereien empor zu bringen. Doc lag der 
Gewinn in der neuen Einrichtung, daß in den verfchiedenen Theilen 
des Landes, mit Ausnahme der abgerifienen Provinzen Schmalfal: 
den und Schaumburg, wo die Regierung ſich zu einer Averſionirung 
der indirecten Abgaben genöthigt ſah, hinſichtlich dieſer die den 
Berfehr und die Verwaltung erſchwerende DVerfchiedenartigkeit in 
der Erhebungsart und im Betrage aufhörte. Die Regierung räumte 
12 
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ein, daß diefes im MWiderfpruche mit dem allgemeinen Grundfage 
gewefen ſei, nach welchem bei allen Laften eine gleiche Vertheilung 
eintreten müſſe. Auswärtige Handelsreifende, welche Beitellungen 
auf Waaren einfammelten, wurden einer Gewerbiteuer unterworfen, 
von der ein Theil ven Armencafien der Gemeinden zufiel. Wirkte 
hierbei weſentlich das Beftreben mit, Auswärtigen die Bevorzugung 
einer Steuerfreiheit vor. den ©ewerbtreibenden des eignen. Landes 
zu entziehen, fo fonnte die Einführung einer Trauungsfteuer lediglich 
aus dem finanziellen Gefichtöpuncte betrachtet werden. Che Die 
Bezahlung diefer Steuer nachgewieſen war, durfte fein Geiftlicher 
eine Trauung vornehmen; die Größe bejtimmte bei den Eipils 
ftaatödienern der Rang, für Andere beitand fie in einen Auf- 
fhlage auf die Landeeſchuldenſteuer, für Gewerbtreibende richtete 
fie fih nad der Zahl der Gehülfen, für Landwirthe nach dem 
Anfpann. Ihre Beftimmung war, gleich der Hundejteuer, zur Uns 
terbaltung der Randfranfenhäufer zu dienen. Auch für die Stem— 
pelabgabe trat eine neue Steigerung ein. Die Grundfteuerfreiheiten, 
welche auswärtige Staaten, deren geiftliche oder weltliche Anftalten 
und Körperfchaften hinfichtlich ihrer Befigungen in Kurheſſen genoffen, 
wurden für erlojchen erklärt, in fo weit die in jenen Staaten gele= 
genen kurheſſiſchen Domanialftüde und Die dortigen Beligungen 
furhefitfcher Anftalten befteuert waren. Kurheſſen vertheidigte am 
Bundestage aud Anlaß der. von den Domcapitularen zu Speier 
gegen Baden gerichteten Reclamation die Anficht, daß den Gerichten 
die Befugniß nicht eingeräumt werden könne, eine Klage anzuneh- 
men, welche die Befreiung von Steuerauflagen zum Gegenftande 
hat, wenn die Landesgeſetze vorfchreiben, daß ferner feine Ausnahme 
von der allgemeinen -Befteuerung Statt finden folle, den Fall nur 
ausnehmend, wo eine Regierung vertragsmäßig übernommen 
hat, die Steuerlaften zu tragen, welche den Revenuen der Eontri- 
buablen aufzubürden waren. Die für Ober» und Niederheffen 
beftandene PBetri- und Martinifteuer war gegen die Landesſchulden— 
fteuer weggefallen. Legtere, in Form einer :Berfonalfteuer veranlagt, 
traf diejenigen nicht, welche außerhalb Ober- und Niederheflen 
wohnten, jedoch in dieſen Provinzen Geld», Frucht- und andere 
Naturalgefälle oder nugbare Nealgerechtiame beſaßen. Diefe Per— 
jonen zog man jegt wegen der gedachten Vermögensjtüde nach dem 
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Maapftabe der alten Petri: und Martinifteuer zu Abgaben heram, 
und zwar von 1816 an rüdwärtse. Diefelben hätten eigentlich zur 
Landesſchuldencaſſe fliegen müflen, wurden aber zur Staatscafje 
vereinnahmt und eine Abrechnung mit jener vorbehalten. Man 
gevann die Weberzeugung, daß ein getheiltes, von Erneuerung einer 
Verleihung abhängiges Eigenthum, zu deſſen Veräußerung Gonfenfe 
erforderlich waren, unnöthige Beläftigungen für die Befiger herbei— 
führt, und auf den Eredit derjelben, wie auf den Werth und vie 
Berbefferung der Ländereien nachtheilig einwirkt. Abhülfe wurde 
getroffen, aber nur in einem fehr bejchränften Umfange, indem man 
lediglich die Waldftüde, die zum. Anrotten, vorbehaltlid, des Dber- 
eigenthums, vom Staate verliehen waren, in freies unmwiderrufliches 
Eigentyum umwandeln ließ. Für größere Genauigfeit der Ca— 
tafter>, Grund» und Hppothefenbücder wurde Vorſorge getroffen, 
die Verbindlichkeit zur Unterhaltung des Wafler- und Uferbaues 
(S. 147) zwifchen dem Staate, den Gemeinden und den Beſitzern 
anliegender Grundftüde vertheilt, auch, neben Erlaß einer Hutes 
ordnung, für Unterfuhung und Beftrafung von Feld» und Hute— 
irevel ein bejonderes Verfahren vorgefchrieben. Es machte fid) das 
Bedürfniß geltend, die Rechtsverhältniſſe hinfichtlic) der auf den In— 
haber Iautenden Schuldfcheine feftzuftelen. Man traf auch Vorfehrung 
für einen neuen Abdrud der feit 1524 bis 1806 erichienenen Lans 
desgeſetze. Es wurden zweckmäßige Maaßregeln angeordnet, um 
die Nachtheile des Lotteriefpield zu mindern, die Darlehndmäkler 
einer angemeffenen Gontrole unterworfen, die corporativen Vers 
bältniffe der Juden geordnet, die gemeinfchaftlichen Andachtsübungen 
derfelben nur in den öffentlichen Synagogen gedulvet, überall jedoch) 
eine Synagogengemeinde gebildet, mit Welteften, Borjängern und 
Rabbinern, .die von der philofophifchen Facultät in Marburg und 
von dem Landrabbinat geprüft werden ſollten. Diefes wurde für 
die Leitung, Berbefferung und Aufficht des jüdiſchen Religionswe— 
iens, theils aus Rabbinen, theild aus Laien zufammengefegt, den 
Rabbinen der Handel unterfagt. Die Juden mußten ihre Kinder 
den öffentlichen Schulen zuführen oder jelbit eine folde errichten. 
Brivatlehrer gejtattete man ihnen nur für den Religionsunterricht; 
auch diefe mußten gleich den chriftlichen Ecyullchrern, und außerdem 
vom &andrabbinat geprüft werden. Es ſollte ein teutſches Lehrbuch 
12* 
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der jüdifchen Religion, teutiches Geſangbuch nebft einer Synago— 
gen: und Rabbinatsordnung zur Abftelung der in den Cultus einge: 
ſchlichenen, dem Indenthume felbit fremden Mißbräuche bearbeitet wer: 
den; Geburts: und Sterberegifter nebft Trauungsbücher hatten- die 
Rabbinen zu führen. Das Armenwefen der Juden blieb, wegen der 
dabei eintretenden religiöfen Beziehungen, von dem der Ehriften 
abgefundert. Die Ausgaben für Unterhaltung ihrer Armen, für 
ihren ottesdienft und Unterricht, für ihre Todtenhöfe hatten die 
Juden durch eine Einfommenfteuer aufzubringen. Ausländifchen 
Juden war der Aufenthalt im Lande erfchwert. Einfach war die 
Eideöformel der Juden regulirt, mit Befeitigung unnöthigen Cere— 
monield. — Auch die kirchliche Feier (S.99. 149) der Rettungs- 
fchlacht bei Leipzig am 18. Detober wurde aufgehoben, auf den 
nächftfolgenden Sonntag verlegt. 

Gegen Subalternofficiere ohne Orundeigenthum fonnten nur 
Forderungen für Quartier, Tiſch und Aufwartung eingeflagt werden ; 
fie verjährten in vier Wochen; e& bedurfte aber einer Klage nicht, 
um aus dem Solde befriedigt zu werden; den vierten Theil deſſelben 
fonnte der Regimentscommandeur ohne Weiteres mit Befchlag behuf 
Tilgung der Schuld belegen. : In das Mobiliarvermögen eines 
Dfficierd, felbft vom höchſten Grade, Fonnte nur in fo weit eine 
Hülfsvolftrefung vollzogen werden, als daſſelbe nicht zu deſſen 
Equipage und ftandesmäßiger Einrichtung gehörig war, alfo vor« 
zugsweiſe nur in Beziehung auf Gapitalien und dasjenige baare Geld, 
weldyes drei Viertheile eines Monatsfoldes überftieg. Die Enticheidung 
‚der Zweifel, ob hiernach WVermögensgegenftände eines Dfficierd zur 
Befriedigung des Gläubigerd verwendet werden durften, war dem 
Kriegsdepartement vorbehalten; ob ein Dfficier folche Gegenſtände 
wirklich befige, blieb feiner eigenen, auf Verlangen zu beſchwörenden, 
Angabe anheim geftellt. So war faft jede Nechtshülfe gegen Offi— 
ciere, zumal gegen die Subalternen, abgefchnitten. Ausgediente 
Dfficiere erhielten in der Givilverwaltung wichtige Aemter. 

Das Muſikcorps des Garveregiments befam eben fo Foftbare 
Snftrumente, ald jüngft einem fchleftifhen Regimente verehrt waren 
(S. 160). Die nothwendigften Dienftbedürfniffe wurden dagegen 
den Behörden auf das Kürglichfte zugemeffen, die erledigten Stellen 
nicht wieder befegt. “Die Finanzkammern zu Marburg und Fulda 
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hörten zur Erfparung von Koften auf, ihre Geſchäfte gingen auf 
die beiden Finanzfammern. in Gaffel und Hanau über. Beeinträchs 
tigungen erfuhr der zur Unterftügung armer Hofbedienten und deren 
Familien geftiftete Fonds. Doch in die Rangklaffen wurden diefelben 
eingereiht, die Kammerdiener, Bereiter, Hoftapezierer und Küchen— 
fchreiber den Staatsanmwälten, außerordentlihen Brofefioren, Metro— 
politanen und Juftizbeamten, die Aidefüche, Braten-, Bad- und 
Bettmeifler den Baumeiftern, Predigern, Lehrern an den höheren 
Schulen im Range glei geftellt. Nach dieſem Range zog man 
fie, mit verhältnigmäßig hohen Beiträgen, zur Wittwencaffe heran. 

Mit Glanz und Pracht wurde Wilhelms Il. Tochter dem Her: 
zoge von Meiningen vermählt. 

An Landesſchulden fonnten nicht mehr ald 10,535 Thlr. getilgt 
werden, dagegen hatten auf: den Fonds zur Tilgung der Landes- 
fchulden die Befoldungen der Wundärzte, die Koften zur Anſchaffung 
ihrer chirurgifchen Inftrumente, eine Unterftügung des. Landwirth— 
ſchaftsvereins, Koften zur Errichtung eined Kranfenhaufes in Mar- 
burg und Koften für Bildung der Landichullehrer als bleibende Laft 
übernommen werden müffen; aud hatte die Schuldentilgungscaffe 
zur Ausführung Öffentlicher Wegebauten 10,000 Thlr., unter dem 
Kamen einer verzindlichen Ausleihung, an die Baubehörde abliefern 
müffen,. von welcher manche Straßenverbefferung uusging Nun 
verlangte man weiter, :daß aus jener Cafe 22,000 Thlr. an das 

Marftallamt, einer Hofbehörde, behuf des Geftüted abgeliefert 
werden follten. Das fand Widerſpruch. Krafft fonnte an den 
Nutzen gedacht haben, den für das Land die Anftellung von Phyr 
fifern, Wund- und Thierärzten, die Unterhaltung von Kranken⸗ 
und Schullehrerbildungs:Anftalten, die Beförderung der Landwirth— 
ichaft hatte, ald.er empfahl oder zugab, die Koften dafür aus ber 
Landesfhuldencaffe zu entnehmen. Diefer Gedanke mochte ihn vers 
(offen, als es ſich von einer Zahlung für den Marftall handelte, 
Krafft trat vom Minifterium zurüd, wurde zum Obergerichtöpirector in 
Marburg ernannt, dann aber. nad Meiningen als Geheimerath 
des Herzogs berufen. Ein Anderer wurde landesherrlicher Commiſſar 
bei der Schulvencaffez und nun der Betrag von 22,000 Thlr. der 
Marjtallscaffe überliefert. Dem Hofmarſtall- und Stallmeifteramte 
war die ganze Leitung der Landgeftüte übertragen. 
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Ob Materialien und Arbeiten für die Hofbauten gehörig ge: 
liefert und verrichtet feien und wie die. darüber gefertigten Rech— 
nungen zu mobderiren feien, war von den Gutbefinden der Bau- 
direction, alfo des Bauherrn, abhängig gemacht, ohne daß dagegen 
ein gerichtliche® erfuhren irgend einer Art zugelaffen wurde. 
Später dehnte fich died auch auf die Bauten für die Staatöver: 
waltung au. 

Reihe Güter, die Herrfchaft Leffonig, wurden, man fagte 
zu unverhältnigmäßig hohen Preißen, durch Rothſchilds Vermitt— 
fung in Deftreidy für die Gräfin Reichenbach gekauft. Drtlöpp, 
ihr Bruder, wurde zum Brovinzialoberforftmeifter erhoben. Ri— 
valier erhielt den Adelftand mit dem Namen Meyfenbug und die 
Grpectang auf heimfallende Lehngüter; die zu feinen Gunften decre- 
tirte Aufnahme in die Ritterfchaft wollte diefe nicht anerfennen, 
weil fie felbft über die Aufnahme von Mitgliedern ihrer Corporation 
zu befchließen habe. Otto von der Malsburg (S. 49), ehemals 
Ehrenitallmeifter des Könige von Weftphalen, wurde zum Kammer: 
herrn und Oberftallmeifter Wilhelms II. ernannt. Steuber hörte 
auf, feines Sohnes Adjutant zu fein, und ging als Gefchäftsträger 
Kurheffend an den Hof nady Dresden. 

Mit Krafft ſchied aus dem Finanzminifterium Starfloff und 
MWigleben, ver nur die obere Leitung der Forftverwaltung fich 
vorbehielt; die Geileraleontrole hörte auf; Meyer, deren bie- 
beriger Präſident, behandelte die Finanzen; fein vortragender Rath 
war Schotten. Rieß forgte für das Innere, eine Zeit lang auch 
noch für die Juftiz, in diefer durd; Engelhardt (S. 71. 159) 
unterftügt; der einzige Minifter war Schminfe; ibm war Rivaliers 
Sohn zur Hülfe in den Haus: und auswärtigen Angelegenheiten, 
wie feinem Bater in den Arbeiten des geheimen abinets. 
Die wahre Seele diefer Verwaltung war . Eggena. Wiederhold 
wurde nad Carlsruhe entfendet, um eine dort gegen die Cabinets— 
caffe anhängig gemachte Arreftklage durch Vergleich zu befeitigen, 
was in Zahresfrift ihm nicht gelang, und beffer Eberhard, dem 
Staatsanwalt in Hanau glüdte, der hier dann Bürgermeifter 
wurde. Gornelius Grimm, der ald Privatunternehmer bisher eine 
Mädchenfhule in Caſſel unterhalten und vie Töchter ver 
Gräfin Reichenbach unterrichtet hatte, war, als Profeſſor der 
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Pädagogif zum Sculrath ernannt, mit der Leitung aller öffent 
lichen 2ehranftalten betraut. 

Es ftarb der General von Müller, der Gouverneur der Re- 
fidenzftadt; im Leichenconduct folgte dem fechöfpännigen Trauers 
wagen der Staatdwagen Wilhelms II., zunächft darauf der Wagen 
der Gräfin von Reichenbach-Leſſonitz. Mächtig hielt man ihren 
Einfluß im geheimen Cabinet; ohne ihre Gunft glaubte Niemand 
feines Zieles fiher, Ortlöpp wurde auch Generalpoftdirector, mit 
Orden und höherem Range bedacht. Wilhelms U. Gemalin mit 
ihrer: Tochter ging aud dem Lande, fo aud ihr Sohn, des 
Throned Erbe, was der Vater ungern ſah; ohne aus Heflen ihre 
Suftentation zu erhalten, Schulden zu machen genöthigt, unternah- 
men fie Reifen im Königreich Preußen, was zu Zwiftigfeiten. mit 
defien Regierung führte; fie verweilten länger in Bonn, wo , 
Friedrich Wilhelm die Gattin eines Officiers traf, die, nach einem | 
Glaubenswechſel, von dieſem gefchieden wurde. . Garvachi (S. 162) ' 
beforgte Friedrih Wilhelms Gefchäfte im Lande. 

Kurheſſens Geſchichte fchien in den: Zuftand eines völligen 
GStillftandes zu gerathen, Kaum daß man großer. Ereigriffe aus 
der Bergangenheit-gedachte; Faum der Reformationseinführung durch 
die im Jahre 1526 zu Homberg gehaltene Eynode in dieſer Stadt, 
fonft nirgends, ſich bewußt war; kaum daß man bei dem auf 
Wilhelms IL Geburtstag verlegten Jubelfefte der erſten proteftans 
tifchen Univerfität, die 1527 in Murburg geftiftet wurde, Lehrer 
wie Savigny, Greuzer, Tiedemann, Wachler und Conradi ver: 
foren zu haben beklagte, ſchwachen Anklang der Aufruf zur Errid- 
tung eines Denfmald in Fulda für Winfried Bonifacius fand, 
faum daß man fo in Erinnerungen lebte, bot die Gegenwart. fait 
nichts als einzelne zerriffene Erfcheinungen dar, die.man nicht mit 
Recht, Geſetz und Billigkeit im Einklange wähnt. Mannigfach 
wurde Schuß dagegen bei den Gerichten geſucht, die auch, wo 
irgend thunlich, ihrer Seit Abhülfe eintreten ließen, keiner Mi— 
nifterialtefolution Einflug auf die Entſcheidung einräumten, dieſer 
nicht ſelten durch Befchlagnahme Landeöherrlicher Caſſen und Frucht⸗ 
vorräthe Volftrefung zu fichern wußten und minifterielle Vorwürfe 
über den Inhalt eines Kicyterfprucyes zurückwieſen. Wiederhold 
achtete jelbft perſönlicher Drohungen nicht, die ihm wegen bet Ers 
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fenntniffe des von ihm präſidirten Senates trafen. Die Gerichte 
ließen ſich von der Anficht leiten, daß die Herrfchaft des Rechts, 
im Gegenfag von Eigenmaht und Gewalt, der einzig wefentliche 
Zwed eined Staatövereind und in Juſtizſachen felbft der Landes— 
herr dem Ausfpruche der Gerichte unterworfen ſei, ohne dabei eine 
Unterfcheidung der in dem Fürften vereinigten juriftiichen Berfonen, 
als Repräfentant einer Gefammtheit der Staatöbürger, ald Inhaber 
der Hoheitörechte, ald Berwalter des Fiscus, zuzulaſſen. Für 
eine Juſtizſache erflärten fie jede, bei welcher über eine Rechtsver⸗ 
legung geklagt wird, ohne Rüdjicht auf den Gegenftand, den fie 
betraf, oder’auf die Veranlaffung, durch welche fie hervorgerufen 
war; fo fonnte aus einer jeden Regierungsſache, wenn fie Rechte 
fränfte, eine Juftizfache werden, fo lange nicht die Betretung des 
Rechtsweges durch ein pofitived Gejeg, wie rüdfichtlic der Feſt— 
ftellung von Rechnungen über Hof und Staatöbauten, verboten 
war. Die Gerichte huldigten zwar dem Grundfage, daß, wo die 
Staatdgewalt für die allgemeine Wohlfahrt thätig wird, die Privat: 
rechte der Einzelnen zurüditehen müflen, gewährte aber Schuß ge- 
gen die Zerftörung foldyer ‘Brivatrechte, wenn für die leßtere Sei: 
tend der Staatögewalt fein Zwed angegeben war, der mit dem 
Öffentlihen Wohl im wejentlihen Zufammenhange ftand und die 
Unterordnung der, einzelnen Staatsbürgern zuftändigen, Brivatrechte 
erheifchte. War folche Angabe gemacht, jo hielten fich freilich Die 
Gerichte von einem Urtheil über deren Erheblichfeit fern, aber fie 
räumten einen Entihädigungsanfpruch ein, wenn zur Grreichung 
der allgemeinen Wohlfahrt Einzelnen eine größere Aufopferung ihrer 
Privatrechte abgenöthigt wurde, als auf fie bei einer verhältmißs 
mäßigen Theilnahme ſämmtlicher Staatsbürger fallen würde. Als 
foldye Brivatrechte erfannten fie jedoch nur Diejenigen, die, ohne 
überhaupt von der Staatsgewalt reprobirt zu fein, mittelft eines 
befonderen NRechtögrundes erworben waren. Bei der Befugniß des 
Staatsoberhauptes, ausfchließend nad feinem Ermeſſen gefeglich zu 
beftimmen, was zur Beförderung und Erreichung des Staatözwedes 
erforderlich fjei und im Ausübung dieſer Machtvollkommenheit 
ſelbſt Privatgerechtfame einzelner Staatsbürger hintanzufegen, eig— 
neten fich die Gerichte über Handlungen der Staatsgewalt, welche 
in Geſetzesform ausgeübt waren, eine richterliche Beurtheilung 
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nicht an, wohl aber unterzogen ſie ed ihrer Prüfung, in wie fern 
den Willenserflärungen des Landesherrn die Cigenfchaft von Ge— 
fegen beigulegen und welches der Sinn derſelben fei, fprachen zu 
Recht, wenn über die Anwendung der Gefege gegen ein beftimmtes 
Individuum von diefem Beſchwerde geführt wurde. Beſchlüſſe der 
Bundesverſammlung fahen fie nur dann als Entſcheidungsquellen 
an, wenn fie durch verfaffungsmäßige Verkündigung von Seiten 
der Regierung verbindliche Kraft für Staatsbehörden und Unter» 
thanen erlangt haben. Die geſchehene Berleihung eines Etaats- 
dienſtes, felbft zu niederen Functionen, erachteten die Gerichte für 
unwiderruflich, legten dem damit verbundenen Gehalt die Natur 
einer auf dem Staatövermögen ruhenden dinglichen Laft bei und 
geftatteten wegen defien Entziehung ohne vorgängige, durch Richter- 
ſpruch erfolgte, Dienftentfegumg die Anftellung einer» Spolienflage 
oder die Wahl eines unbedingten Mandatsproceſſes. So andı er- 
Härten die Gerichte die Staatdcaffe haftbar für die Amtshandlungen 
alfer derjenigen Staatödiener, welchen die Ausübung irgend eines 
Theiled der Staatögewalt anvertraut ift, und hielten diefelbe ſchul— 
dig, für die von diefen in ihrem Amte begangenen Rechtöverlegungen, 
namentlic in Beziehung auf widerrechtliche Verhaftung, Grfag zu 
leiſten. Solche Grundfäge der Gerichte boten das Mittel dar, . 
Manchen vor Vermögensverluften zu fichern, die aus Regierung: 
bandlungen zu entipringen vermochten, aber e8 Fonnte dadurch doch 
nicht den Wünfchen Aller genügt werden, die fich in ihrem Inter⸗ 
effe beeinträchtigt glaubten und Achtung ihrer Perfönlichfeit oder 
Aufrechthaltung ihres Nechtözuftandes, nicht Entſchädigung wegen 
defien Verlegung aniprachen, die meiſtens doch erft nach Jahren 
erwartet werden durfte und in den mannigfachen Windungen eines 
Proceſſes leicht gefährdet werden konnte. Wenn die Herftellung 
befhädigter Gebäude verhindert wurde, in denen der Eigenthümer 
gewerbliche Gefchäfte betrieb, oder Fabrifgebände wider den Willen des 
Fabrifherrn gänzlich niedergeriffen wurden, weil ftatt ihrer ein leerer 
Platz lieber gefehen wurde; wenn Staatsbeamten der Urlaub für eine 
Reife zur Regulirung von Vermögensverhältnifien außer Landes ver- 
weigert und ftatt deffen dem Nachfuchenden der Gebrauch vaterländifcher 
Bäder empfohlen, Dazu anch unerbeten ein Urlaub bewilligt wurde ; 
wenn allen Beamten in der Refidenz zugemutbet wurde, den, drei 


— 186: — 


Meilen entfernten, Badeort Hofgeismar fleißig, auch ohne Urlaub, zu 
befuchen,, damit deſſen Intraden gehoben würden; wenn fämmtliche 
Kreisräthe zu einer beträchtlichen Geldftrafe im Disciplinarwege verur- 
theilt wurden, weil die Zahl der Pferdefohlen nicht fo reichhaltig ausge— 
fallen war, ald man den Landbeſchälern zugetraut hatte, nicht aus— 
genommen den Kreisrath desjenigen Bezirfes, in welchem feiner 
Gebirgslage wegen Pferde überhaupt nicht gezogen zu werden pfleg- 
ten; wenn Anordnungen folder oder ähnlicher Art getroffen wurden, 
fo vermochten gegen die Folgen derſelben die Gerichte nicht eine 
Hülfe zu gewähren, weldye geeignet gewefer wäre, die unangeneh- 
men Gefühle auszugleihen, die dadurch erwedt werben konnten. 
Einzelne Individuen waren dabei immer noch in befferer Lage, als 
die Gemeinden; ftatt einer felbftändigen Perfönlichkeit zu genießen, 
waren fie völlig von der Leitung der Staaatsbehörden abhängig ; 
bald mit fehr läftigen Gefchenfen bedacht, bald zu Leiftungen, deren 
fie fich nicht fchuldig erachteten, durch Bedrohung ihrer Vorftände, 
durch Einlegung militairifher Erecution auf Koften der Magiftrats- 
perfonen, durch adminiftrative Beichlagnahme ihrer Revenuen genös 
thigt, durften fie Nechtöhülfe dagegen nur mit Erlaubniß der näm— 
lichen Staatöbehörden ſuchen, welche ſolche Maaßregeln getroffen 
hatten; nicht immer waren dieſe geneigt, eine Erlaubniß zu ertheilen, 
deren Erforderniß das Oberappellationsgericht mit den Forderungen 
einer ungehemmten Gerechtigkeitspflege widerſtreitend dem Juſtiz— 
miniſterium fruchtlos darſtellte. Auch die Feuerverſicherungsſocietät 
blieb nicht ohne Anfechtung; ohne ſie oder ihre Vorſtände zu be— 
fragen, wurden derſelben die Häuſerbeſitzer in Sachſen-Meiningen 
zugeſellt; zwei Jahre ſpäter ſollten dieſe gegen ihren Willen wieder 
davon getrennt werden; beharrlich wurde die Aufnahme der Häuſer— 
befiger in dem, dem Herzogthum Meiningen aus der gothaiſchen 
Erbfchaft neu zugefallenen, Gebietötheile verhindert. Die Beiträge 
zur Berficherungsanftalt wurden für die Hofgebäude verweigert ; 
„eine auf deren Bezahlung gerichtete Klage mußte niedergefchlagen 
werden. Auf den Namen der Emilie Drtlöpp war ein Haus in 
Gafjel für 10,060 Thlr. gefauft, welches diefe vor ihrer Erhebung 
in den Grafenftand bewohnte; zum Wiederverlauf ausgeboten, fand 
daſſelbe feinen Liebhaber, wenigſtens nicht für den Preis, der dafür 
erwartet wurde; da wurden 34,000 Thlr. dafür der Feuerverficye- 
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rungsgeſellſchaft abgefordert, die für ihre Geichäftslocale einen ver: 
hältnißmäßig geringen Miethzins bisher aufzumenden gebraucht hatte. 
Ungeachtet allen Widerſpruchs mußte fie das Gebäude, das fie 
nicht bedurfte, fur 20,000 Thlr. Faufen und dann noch an 6000 Thlr. 
für deſſen Einrichtung aufwenden. Der Gefellfchaftövorftand 
tröftete in dem Gedanken fih, daß dieſer Gegenitand mit 
dazu beitrage, reigniffe herbeizuführen, denen man ein beſſe— 
red Recht verdanfe.e Wo fo fih die Berhältniffe geftalteten, 
da fönnen in der That leicht Keime von Unzufriedenheit 
einen allgemeineren Charakter annehmen und, wenn fte, lange im 
Herzen zurüdgedrängt, endlih nad) Außem zu einem Durd)- 
bruch fommen, in Eigenmacht und Selbfthülfe ausarten , weil 
das Bild von der Erhabenheit der Staatögewalt zu fehr in den 
Hintergrund gedrängt wird. Durchgängige Erwerbs und Nahrungs» 
loſigkeit fteigerte die überall herrſchende Verzagtheit bis zu dem 
Muthe der Verzweiflung an der GSelbfterhaltung, in der man 
Rettung von den Beitrebungen der Staatsbehörden nidt mehr zu 
hoffen wagte. Hatte Jahre lang. ver Landbauer unter dem Drud 
ded geringfügigen Erlöfes für die Erzeugniffe feines Bodens ge- 
feufzt, in Schulden fi geftürgt und feinen: Credit verloren, fo 
fühlte, bei fteigenden reifen der Früchte, ehe jener noch in feiner 
bedrängten Lage fich zu erholen vermocht hatte, der Gemerbtreibenbe 
fich härter betroffen, dem die Entwidlung jeglicher Thätigfeit durch 
die Zollverhältniffe immer fehwieriger gemacht wurde. Wie Preu— 
ßens Steuerfoftem für dieſes Land wohlthätige Folgen zu zeigen be: 
gann, fo mußte dafjelbe im nämlichen Verhältniffe immer nachthei— 
liger auf die Nachbarländer einwirken. Baiern und Würtemberg 
ſchloſſen unter fi einen Handelsbund; Heflen-Darmitadt, welches 
furbeffifche Bezirke völlig umſchloß, einigte fi) ganz mit $Breußen- 
Beide Vereine traten in gegenfeitigen freundfchaftliden Verkehr. 
Immer mehr z0g fid) um Kurheſſen eine unüberfteigliche Zollichranfe, 
an welcher blutige Kämpfe, eines demoralifirenden Schleichhandels 
wegen, vorfielen, gefteigert nod durch Wilddieberei, welche den 
Anlaß gab, daß die Befugnig, zu verhaften und von den Waffen 
Gebraud, zu machen, für die Gensd’armerie erweitert und der Befi 
eines Schießgewehrs von polizeilicher Erlaubniß abhängig gemacht 
wurde. DBerabredungen, die zur Verhütung von Einfchwärzungen 
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mit Darmſtadt getroffen waren, vermogten dem Uebel nicht vorzu: 
beugen. Darmftadtd Bemühungen, Kurheſſen zur Annahme des 
preußifchen Zollſyſtems zu bewegen, blieben erfolglos. Kurheſſen, 
geneigter, fich einer Negative zuzuwenden, ging in den zu Caſſel 
verabredeten mittelteutfchen Verein über, deſſen weſentlichſte 
Beftimmung war, daß bis Ende 1834 Feines feiner lieder 
ohne des andern Beiftimmung mit einem auswärtigen Staate in 
einen Zollverband treten oder feine Zranfitabgabe erhöhen dürfe, 
fonft nur geringe Erleichterung des Grenzverfehrs mit Lebensmit— 
teln und Feuerungsmaterial geftattend, nah Sachfen hin in etwas 
größerer Ausdehnung. Dem Gegengewicht, das fo fih gegen 
Preußens fteigende Uebermacht bilden follte, fehlte die innere Lebens— 
fraft und der Verein blieb ein todter Körper, aus dem Kurheſſens 
commercielle Adern feine Nahrung ziehen fonnten. Dabei gejchah 
faft nichts zur höheren Ausbildung des. Gewerbftanded; den, bie 
gewerblichen Berhältniffe berührenden Inftitutionen war geringe 
Aufmerkfamfeit gewidmet. Doch befchäftigte man ſich mit einer, der 
neuen Gebietseintheilung entfprechenden, Abgrängung der Zunftbe- 
zirfe und erinnerte an die Garn= und Haspelvifitationen, traf auch 
andere Maaßregeln zur Gontrolirung des Garnz und Leinenhundels, 
wie der Tuchbereitung, die gegen Betrügereien in der Fabrication 
fihern follten. Wohl wurde es anerkannt, daß die Begründung 
einer freieren Gewerbthätigfeit, durch regelmäßige Zulaffung eines 
jeden Handwerfer& zu allen Arbeiten, wozu er eine Geſchicklichkeit 
darlegt, fi) bei den wechlelnden Gegenftänden und Ridytungen des 
Verkehrs als rathfam zeigt, aber zur Anwendung brachte man diefen 
Grundfag nur bei den Hütten und Hanmerwerten, wie den Me: 
tallhandwerfern in Schmalfalden, ohne demfelben allgemeinere Gel: 
tung zu gönnen. Immer mehr wuchs die Zahl der Bedrängten, 
zumal in der Hauptftadt, wo die Menge der Handwerker, die feit 
dem Bau der Kattenburg ſich dort zufammen gefunden hatte, meiſt 
arbeitölo8 war und. den fteigenden Kornpreifen mit Beforgniß ent: 
gegenſah. 
—Bei der Generalcaſſe fing man einen Reſervefonds zu bilden 
an, der der Verwendung für Staatszwecke entzogen blieb. Wöhler 
(S. 34. 159) war zur Gontrole der Staatöcaffe berufen und zum 
Director der Cabinetscaſſe ernannt. In diefe floß der Refervefonds 
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der Kriegscaffe, aus welcher Schulden bezahlt wurden, die Wils 
heim I. als Kurprinz gemacht hatte. Die Rothſchilds wurden 
Kurheſſens geheime Finanzräthe und Commandeure des Löwenordens. 
Hinfichtlich der Abtragungen auf die althefliiche Schuld beſſerten 
die. Verhältniffe ſich; blieben .diefelden im Jahr 1826 noch auf 
9975 Thaler, im folgenden auf 20,000 Thaler befchränft, fo fonn- 
ten 1828 doch 49,700 Thaler und darauf 29,775 Thaler, endlid) 
48,305 Thaler im Jahre 1830 getilgt werden. Als durch Ver— 
träge die Ausgleichung der auf dem Großherzogtum Frunkfurt 
ruhenden Laften bewirkt war, fchrieb man 18'/, Simpeln zur Ber; 
zinfung und Tilaung der fuldaifchen Landesſchuld aus; getilgt jollten 
damit zunächft die unverzindlichen Forderungen für Kriegslieferuns 
gen aus den Jahren 1806 bis 1815 werben, jährlich zum Löten 
Theile. Alles bisher nicht befteuerte Einfommeu wurde in Fulda 
einer Berfonalfteuer unterworfen. Die directen Abgaben ftiegen 
in Fulda bis zu 66 Simpeln während eines Jahres; daneben 
wurde bier Zwang zur Abnahme eines beftinmten Salzquantum 
eingeführt. 

Die Conſecration ded erften Bifchoffs für das neu geftiftete 
Landesbisthum begrüßte man in Fulda als ein freudiges Ereigniß. 

Wilhelms I, Gemahlin fah fid) bewogen, nad) Heflen zurüd- 
zufehren und nahm, jubelnd vom Volke empfangen, im Schloffe 
zu, Fulda ihre Reſidenz. Dennoch erregte es Mißſtimmung im 
Lande, fie nicht am fürſtlichen Hoflager in Caſſel zu ſehen. 

Ferdinand Drtlöpp gab zu Zwift in Privat-Familien Anlap, 
fam in Streit mit Officieren ; ein Dificier der reitenden Leibgarde 
erhielt in Folge deſſen eine Berfegung zu einem, fern von Gaffel 
ftationirten, Rinien-Infanterieregiment. ine Ordre für das Armee: 
corps verbot zugleich den Zweikampf, bedrohte denfelben einſchließlich 
des Rencontre, wenn ein Theil getödtet wurde, mit der Strafe des 
Mordes oder Todtſchlages; wenn dabei niemand gelödtet wurde, 
mit Caſſation, Verluſt des Adels und außerdem noch mit Beftungs- 
arreft bis -zum Lebensende, wenigſtens aber von zehmjähriger Dauer; 
wer fi durch die Flucht diefer Strafe entzieht, deſſen Vermögen 
fol in Beſchlag genommen, allemal fein Bildniß aber an den 
Öffentlichen Schandpfahl gefchlagen werden. Wenn der Zweifampf 
außer Landes vorgenommen war, follen jene Strafen ebenfalls zur 
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Anwendung fommen; harte Strafbeftimmungen erfolgten auch für 
die Bedrohung mit dem Zweifampfe, für die Begünftigung deſſelben 
durch Secundanten und Kartellträger, für Vorwürfe wegen einer 
beigelegten Ehrenſache Auch wenn das Duell unterbleibt, fol die . 
bloße Herausforderung mit Feitungsftrafe von drei bis ſechs Jahren, 
die Annahme veflelben bis zu drei Jahren geahndet werden. Und 
diefe Drdre wurde auf die Givilvienerfchaft ausgedehnt. Wer weder 
Dfficier, noch Eivilftaatsdiener war,. wurde davon nicht betroffen. 
Unter dem Namen ded erlofchenen Rittergeſchlechts der Heyer 
von Rojenfeld wurde Ferdinand Ortlöpp für fi und feine Nach— 
fommen in den Adelſtand erhoben. 

Nicht, wie in Darmftadt, wurde mit Gotteödienft der Tag 
gefeiert, an welchem ‘Philipp der Großmüthige mit anderen evan— 
geliichen Reichöftänden vor 300 Jahren fein Glaubensbefenntniß 
dem Keichstage zu Augsburg übergab und die Selbitftändigfeit der 
evangelifchen Kirche gründete, aber ed wurde doch dieſes Ereignifles 
am nädftfolgenden Sonntage in den Kirchen, auch an jened Phi- 
lipp8 Gruft, gedacht. 

Kurhefien vereinigte fich in Eimbed mit Hannover, Oldenburg und 
Braunfchweig zur Annahme eines gleichmäßigen und gemeinfchaftlichen 
Soſtems der Eingangsd-, Ausgangs und Verbrauchsabgaben. Bid 
zum Ablaufe des Jahres 1841 follte diefer Vertrag dauern, eigentlid) 
- Meijterlind Werk, wenn aud) mit vermittelt durch Kopp (S. 82), des 
Paläologen Bruder, der feit Meyers und Witzlebens Tode den Finanzen 
ald Minijter.vorftand. Am 8. Mai 1830 wurden die Ratificationen des 
Eimbeder Vertrages zu Eaffel ausgewechfelt; doch hinderte der Mangel 
einer Bereinigung über den Steuertarif defjen Anwendung. Im Lande 
fand derſelbe feinen Anklang. Was konnte auch Hanau, deſſen 
Fabrikbetrieb eng mit Frankfurt verfnüpft. war, der freie Verkehr mit 
den Unterthanen von Oldenburg und Braunſchweig nügen, was fonnte 
davon Fulda erwarten, das fich zu Baiern hingezogen fühlte, dem 
ein Theil des alten Bisthums Fulda angehörte. Selbft in Schaum— 
burg, das eine lange Gränze gegen Hannover hat, wehrte man 
gegen einen Anſchluß an diefen Staat, aus Furcht vor einer Ab- 
trennung von den lippefchen Landen und einer Störung des Ver— 
fehrö mit preußilchen Provinzen. 

In Schaumburg führten Die Berjuche-einer Steigerung der Steuer 
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zu den lebhafteſten Conflicten. Seit Münchhauſen als Geſandter in 
Wien war (S. 143), hatten die Stände an feine Stelle einen Kammer⸗ 
rath zum Adminiftrator der Landesfchuldencaffe erwählt. Won ipm und 
dem Regierungsrathe Schrader, ald landesherrlichem Commiſſar, wurde 
diefe Eaffe verwaltet. Beide hatten nichts dabei zu erinnern gefunden, 
daß, ftatt Schulden zu tilgen, Ausgaben anderer Art durch Minifterial- 
verfügung auf den Ertrag der Steuern geworfen wurden, die zu jenem 
Zwede beftimmt waren. Sie hatten ed unterlaffen, den vorgejchriebe- 
nen Bepdürfnißetat jährlich aufzuftellen, hatten feine Rechnung des 
Caſſirer abgehört und die öffentliche Aufforderung zu deren Einficht 
verfäumt. Erft als beim Tode jenes Kammerraths der Bürger- 
meifter Schwabe in Rinteln von den Ständen zur Berwaltung der 
Zandesfchuldencaffe auserjehen war, erfuhren fie dur) dieſen, daß 
aus derjelben nach und nach 20,000 Thlr. für fremdartige Zwecke 
ausgegeben jeien. Während hiermit die gefammte Schaumburger 
Schuld hätte getilgt werden Eönnen, reichten nun. Die Steuern nicht 
zu deren Verzinfung bin, Außerdem noch wurde ein nicht unbe— 
trächtlicher Beitrag zur Unterhaltung des Landgeititd angeſprochen. 
Schwabe weigerte fich, weitere Zahlungen für jene Zwede auf die 
Caſſe anzumeilenz; darauf 309 Schrader deren Verwaltung und Die 
Berfügung über die Einkünfte verfelben allein an fih. Das nannte 
Seume’d alter Freund, der Veteran Heyno von Münchhaufen zu 
Swebdestorp, einen einfeitigen Unfug, und Hammerftein (S. 143) wurde 
ermächtigt, darüber Beſchwerde zu führen, im Fall der Enthörung 
aber den Weg Rechtens zu betreten. Doch ed forderte fogar das 
Minifterium, unter dem Vorgeben, daß ein Defieit in der Schuls 
dencafje jei, ſtatt der bisher aufgebrachten halben Matrieularjteuer 
prei Viertheile derjelben, nebit Erhöhung der Einfommenfteuer in 
gleichem Berhältniffe. Nach dem in der Grafſchaft Schaumburg 
üblihen Gebraude hatte der lands und ritterfchaftlihe Deputirte 
die Steuern auf die Zahlungspflichtigen zu vepartiren. Hummer: 
jtein weigerte fich, ein Biertheil mehr, wie biöker, zu repartiren, 
jo lange nicht dieſe Mehrforderung behufs der -Schuldentilgung 
durch Rechnungsftellung hinſichtlich der Vergangenheit begründet 
ſei. Das Minifterium verwarf diefen Antrag, verwies die Erör- 
terung darüber auf den nächſten Landtag und verlangte, daß ohne 
weitere Weigerung °/, einer Steuer repartirt würden. Hammer—⸗ 
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ftein meinte, es fei ſchon zu viel gethan, wenn er vor einer Rech⸗ 
nungslegung die halbe Steuer, wie bisher, zur, Hebung fommen 
lafje; doch entfchloß er ſich dazu, um Ertreme zu verhüten, beharrte 
aber bei der Weigerung, ein Mehres zu thun. Run wurde ver- 
ſprochen, es folle vor dem nächſten Landtage nicht mehr wie ®/, 
Steuer zur Schuldencafje gefordert werden, deren Repartirung aber 
nochmald unter Drohungen begehrt.” Hammerftein hielt: fi an 
dad Princip, was auf Landtagen befchloffen und verglichen fei, 
müſſe fo, wie es befchlofien und verglichen fei, zur Ausführung 
gebracht werden; fcharf rügte er die Eingriffe, die in das Gigen- 
thum der Graffchaft Schaumburg geſchehen feien, ftellte Schraders 
einfeitige Verfügungen über fremdes, lediglich der Landſchaft gehö- 
riges, Eigenthum ald nichtig dar, und tadelte die Abficht ver Re- 
gierung, von den Untertanen an Steuern zu nehmen, was ihr 
beliebe. „Die Stände,“ erklärte Hammerftein unummwunden dem 
Minifterium, „Fönnen dem Gedanken nicht Raum geben, daß es die 
Adficht der Staatsbehörde fein follte, Marimen autocratifcher Will⸗ 
führ an die Stelle von Grundſätzen der Legitimität zu fegen, welche 
die Rechte der Regenten und Untertanen gegenfeitig: bedingt, einer 
Kegitimität, die die Mutter und das Palladium des europälichen 
Eufturftandes und die ficherfte Stüge ver Throne ift, weil Macht 
ohne rechtliche Baſis ver heiligen Achtung entbehrt und dem Spiele 
des Glücks wie des Zufalls unterworfen- iſt.“ Durch die Fort: 
dauer des biäherigen Zuftandes erachtete Hammerftein das natür- 
lihe Recht der Stände auf Rechnungsablage eludirt. „Solche 
Abſicht,“ fügte er hinzu, „kann nicht die einer legitimen Regierung 
fein, und wäre fie es, fo würde die Verweigerung vertragsmäßiger, 
unter Bedingungen und zu beftimmten Zweden bewilligter Steuern 
son Seiten der Umterthanen ald rechtmäßig erjcheinen.* Doch dus 
machte feinen Eindrud auf das Minifterium, daffelbe erklärte, über 
folche Verhältniſſe könne außer dem Landtage mit Hammerftein, als 
dazu nicht ‚ermächtigt, Feine Verhandlung gepflogen werden; er 
befam die Weifung, dem Befehl wegen Repartition der verlangten 
Steuer nachzufommen oder der fofortigen Anwendung von Zwangs- 
mitteln gewärtig zu fein. Hammerſtein maß dies einem wenig 
concifiatorifchen Sinne Schrader bei. „Der landſchaftliche De- 
putirte" war feine Antwort, „if micht ‚ber Executor von Mi—⸗ 
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niſterialbeſchluſſen und kann deshalb feine Hand zu deren 
Ausführung nicht bieten, um ihnen durch Beachtung einer 
leeren Form den Schein von Rechtmäßigkeit zu geben. Ich 
werde erwarten, welche Gewaltſchritte von Ceiten der Regie: 
iungsbehörden vorgenommen werden mögen, werde erwarten, wie 
weit diefelben die Nichtachtung landesherrliher Zufagen, die Ver: 
höhnung landichaftliher Berfaffung, die Berfennung ftändifcyer 
Rechte und den Mißbrauch anvertrauter Gewalt offenfundig zu 
treiben gejonnen fein mögen." Solche Sprache erft war geeignet, 
Eindrud zu machen. Die Minifter waren jegt einftimmig darin, 
daß ed zur Bermeidung großer Unannehmlichfeiten im höchſten 
Grade wünfchenswerth fei, Hammerfteind Nachgiebigfeit im Wege 
der Güte zu erwirfen und daß, bis dies in Ordnung fein würde, 
die Ausfchreibung der Steuer nothwendig beruhen. müſſe. Rieß 
wandte fih an Schrader, um zur Erreihung jened Zieles jede 
Maaßregel einzufchlagen. Zu deſſen Unterftügumg wurde Münch— 
haufen aufgebvten, der von Wien in die Braffihaft Schaumburg 
fam. Bon feinem Einfluffe hoffte man, daß Hammerftein fid) da- 
zu verftehen werde, für ein einziges Jahr °/, der Steuer zu re 
partiren. As ein Mittel, Hammerſtein von dem eingefchlagenen 
Wege abzulenfen, bezeichnete Rieß den Plan der Minifter, bei der 
halben Matrieularfteuer jtehen zu bleiben, dagegen vier Viertel ver 
Einfommenfteuer zu erheben. WBielleiht mochte geglaubt werden, 
die hierin liegende Begünftiguug der Ritter könne Hammerfteius 
Gefinnung ändern. Bedacht aber war dabei nicht, daß Hammer: 
ftein nur ald Drgan und im Auftrag aller, mit jedem feiner Schritte 
durchaus übereinftimmenden, Glieder der landftändifchen Corporation 
gehandelt hatte, Landesberg erinnerte noch bejonderd daran, day 
bei diefer Suche im Namen der gunzen Landſchaft gehandelt wer: 
den müſſe, Daß ed nicht nur unrecht, jondern auch unpolitiich wäre, 
wenn die Ritterfchaft nicht auch das Intereffe der übrigen Curien 
vertheidigen wollte. Schrader und Hammerftein verhandelten nun 
über die Faffung der Antwort, die das Minifterium auf Hammers 
fteins legte Erklärung abgeben ſolle. Müuchhauſen half dabei. 
Hammerftein erklärte, er wolle, fo weit es Pflicht und Ehre er- 
(aube, mit Freuden dazu wirken, daß von Seiten der höchſten Bes 
hörden Zwangsdmittel vermieden werden fünnten, die nothwendig 
13 
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eine Vertheidigung der Stände zur Folge haben müßten und leicht 
die öffentliche Theilnahme erregen könnten. Er gab Schrader das 
Veriprechen, die Rückforderung der receßwidrig ausgegebenen Sum- 
men und die Entfernung der receßwidrig. auf der Schuldencaffe 
ruhenden Ausgaben bis zum wächiten Landtage beruhen laffen, auch 
Alles anwenden zu wollen, um die folgfame Erhebung der für 
1827. ausgelchriebenen °/, Steuer zu bewirken, wenn vom Minis 
fterium verfichert würde, daß für 1828 und fpätere Jahre nicht 
mehr ald eine halbe Steuer begehrt und der Rendant der Schul 
dencafje angewieſen werde, Feine Zahlung zu leiften, die nicht von 
Schwabe ajjignirt jei. In der That decretirte das Minifterium 
buchftäblicy fo, wie Schrader von Hammerſtein dietirt war. Diefer 
rieth den Ständen, jid dabei jo lange zu beruhigen, ald von den 
Negiminalbehörden fein neuer Anlaß zu abermaligen Befchwerven 
gegebene werde, und, zur Verſöhnung die Hand bietend, noch das 
dritte Viertel einer Steuer für das Jahr 1827 zu zahlen. Alle 
erflärten fic) dazu bereit und zahlten im feften Vertrauen auf die 
vom Minifterium ertheilten: Zuficherungen. Nur Lanvdesberg hatte 
dDiefem mißtraut: In der That wurde Hammerftein vom Miniites 
rium angegangen, die Stände zu veranlaffen, daß fie auch zur Tilgung 

eines Deficits der Schuldencafje aus den Jahren 1828 und 1829 
außerordentlicher Weife zwei Viertel einer Steuer zahlen möchten, 
unbeſchadet aller ihrer Zuftändigfeiten. Als Grund war ange: 
geben, daß es noch nicht möglich geworden fei, der Sculdencaffe 
die ihrem Zwede fremden Ausgaben abzunehmen. Hammerſtein 
meinte, man folle noch einmal ein Ertrem vermeiden und dem 
Gouvernement die Zeit geben, Alles in das verfaffungsmäßige 
Gleiße zu bringen, weil daffelbe fi) jegt auf eine loyale Weife an 
die Landftände gewandt und Bewilligung gefordert, auch das An- 
finnen eines Beitrags zum Landgeftüte aufgegeben habe. Münch— 
haufen war anderer Anficht, weil es die beftimmte Bedingung der 
‚ endlidien außerordentlihen Bewilligung für 1827 gewefen fei, daß 
eine ſolde fünftig nicht mehr gefordert werden folle. Er wollte 
ſich nicht durch die gefälligere Form ver jegigen Forderung leiten 
laffen, er hielt es für eine höchſt gefährliche Confequenz, ald Grund 
zur Aufbringung neuer Steuern vie Eriftenz eined durch rechtds 
widrige Ueberlaſtung der Schuldencaffe entitandenen Deficits anzu« 
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nehmen. Dod) trat die Mehrheit der Stände auf Hammerfteins 
Seite; ed wurden noch zwei Viertel außerordentlicher Steuern gezahlt, 
aber nur als ein Vorſchuß zur Befeitigung augendlidlicher Verlegen: 
beit. Hammerftein erklärte zugleid” dem Minifterium, für 1830 
werde das nicht wieder geihehn, vielmehr die Rüdforderung der 
verfaffungswidrig aus der Schuldencaſſe gezahlten Summe vorbehalten. 
Dennoch wurde die. außerordentliche Steuer für 1830 uud für die. 
Folge bis zu dem Zeitpunfte gefordert, wo eine Verminderung der, 
der Schuldencaffe fremdartigen, Ausgaben Statt finden  fünne, 
Das fam Hammerftein unerwartet. Er gab Schrader zu erkennen, 
wie er im Voraus überzeugt fei, daß die Landſtände Diefen Antrag 
unbedingt ablehnen würden; er gab ihm bei dieſem unvermeid- 
lichen Reſultat zu berüdjichtigen, sb es nicht der Stellung des 
Gouvernements angemeffen fein mögte, abermalige unangenehme 
Discuffionen zu vermeiden, durch welche endlich verdriepliche Ex— 
treme unbezweifelt herbeigeführt werden mögten. Doch blieb dies 
wirfungslod, es wurde auf der Anforderung beharrt und Hammer 
ftein vichtete an die Stände die Frage, vb man für das Jahr 1830 
und ferner aljährlih *%/, einer Steuer bewilligen wolle, oder ob 
man fich dazu nicht verftehen könne. Münchhauſen verlangte, 
Hammerftein fole Schrader den Unwillen der Stände über jo ver: 
legende Anforderungen zu erfennen geben, ald die find, welche fich 
auf die Gefegwidrigfeit der Verwaltung gründen. Sein alter 
Vetter zu Swedestorp meinte, wer etwas zu unterlaffen verſpricht 
und es fofort dennoch thut, verliert alles Zutrauen, feinen Ber: 
heißungen über fünftige Erleichterungen kann man nicht mehr 
glauben. Man fihreibe, ſagte er, einen Landtag aus und zwar 
einen perpetuirlichen, dann wird man bewilligen, was durchaus 
noth if. Und die jchaumburger Stände zahlten die verlangte 
Steuer nidt. 

Um dieje Zeit begab fh Wilhelm I. nad Frankfurt, kehrte 
auf wenige Tage in fein Land zurüd, vollzog eine umfafjende Mes 
Dieinalordnung, und ging dann — ungern — nad* Wien, über 
Nürnberg, von wo er am 20. Juli 1830 weiter reifete. Als Zweck 
der Reife darf man ed anfehen, die Anerfennung der Fürftenwürde 
für die Gräfin Reichenbach beim öſtreichiſchen Hofe zu erwirken. 
Doch diefe erfolgte nicht. Metternich hatte am.21. Juli Wien 

13* 
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verlaſſen, um ſich über Carlsbad nach Königswart zu begeben. Am 
28. Juli, während man in Heffen fein Geburtsfeft feierte, eilte 
Wilhelm U. von Wien nad) Carlebad, ohne Metternich bier zu 
treffen ; bei ihm war Rivalier von Meyfenbug, Heyer von Rofens 
feld und deſſen Schweſter. Heräus, jein Leibargt, war nad 
Caſſel zurückgeſchickt. Frankreichs Revolution brach aus und Louis 
Philipp wurde zum Könige der Branzofen proclamirt, In der 
Nacht vom 10. auf den 11. Auguft traf Heyer von ‚Rofenfeld in 
Gaffel ein, in höchfter Haft zu mitternächtlicher Stunde nach Frank— 
furt feiner Schwefter Kinder und Anderes aus Wilhelms II. 
Haufe entführend. Heräus ging nad) Carlsbad; ed verlautete von 
einer fchweren Erfranfung des Kurfürften; doch fein Minifter, 
feine Staatsbehörde hatte Kunde davon. Schminfe legte die Ges 
mächer des fürftlicyen Palaſtes unter Siegel; Heräus fam am 
17. Auguft von Carlsbad zurüd, ohne den Kranken gejehen zu 
haben; die Gräfin Reichenbach hatte ihn zurüdgewiefen; es vers 
breiteten ſich Gerüchte aller Art; man rief fih Bechſtädts Tod in 
das Gedächtniß zurüd, (S. 166.) Allgemeine Unruhe berrfchte 
wegen der Ungewißheit über des Kurfürften Krankheit. Es zeigten 
fi) Bürger, namentlich Carvacchi, (S. 183.) geneigt, an Drt und 
Stelle felbft Erfundigung einzuziehen. Da entfendete zu dieſem 
Zwede am 18. Auguft der Stadtrath von Eaffel eine Deputation 
aus feiner Mitte nad) Carlsbad. Hier traf Frievrih Wilhelm, 
der Erbprinz, ein, der in Mainz damals lebte. Mehrmald empfing 
Wilhelm I. die Eafleler Deputation, zeigte ihr die Verſöhnung mit 
feinem Sohne, in deffen Beifein, an, verſichernd, daß dies Ereigniß 
fehr zu feiner. Genefung beitragen werde. Seine baldige Rückkehr 
wurde zu Bafjel am 2. September 1830 angefündigt,. An dieſem 
Tage verfimmelte der Küfermeifter Herbold die Vorfteher der Zünfte 
von Caſſel. Diefe entfchloffen fi), durd den dafigen Stadtrat 
Wilhelm 1., nad) feiner Rüdfehr, eine Bittichrift überreichen zu 
laffen, welche anſchaulich die eingeriffene Nahrungsnoth varftellen 
folle. Jahrzehende lang hatte das Volk, immer zunehmend ge: 
drüdt und niedergebeugt in geiftiger wie in phyſiſcher Beziehung, 
ftumm duldend, auf eine beffere Zeit geharrt. Jetzt, wo das Lanp, 
deſſen althiftorifche Berfaffung aus allen Fugen geriffen war, durd 
fein Finauzſyſtem bis auf das innerſte Mark fo ausgefogen ſchien, 
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um jedes Mitteld zum Wiederaufleben aus eigener Kraft beraubt 
zu jein, jegt war es die tieffte, täglich im einen gefährlicheren Zu: 
ftand übergehende Noth, die jenen Schritt abprefte. Es langten 
die Nachrichten von Bewegungen in Aachen, Coblenz und Belgien 
an. Die Bruchtpreife waren gefallen und die Brodtare in Gaffel 
flieg; das ſchien Manchem nicht. erflärlich ; ein Haufen von Tag- 
löhnern machte bier einen Angriff auf einen Bäckerladen. Mit 
eigenem Körper wehrte Schomburg ähnliche Angriffe auf andere 
Bäderhäufer ab.. Für das umfichtige und thätige Einfchreiten der 
Truppen zollte der Stadtrath dem Militair feinen Danf, Die 
Polizeibehörde lobte öffentlich das Verhalten der Bürgerfchaft. 
Dreihundert Bürger bewaffneten ſich mit Erlaubniß des Mi: 
nifterium und hielten die Ruhe volftändig aufreht. Während die 
Nachricht vom Schloßbrande in Braunfchweig eintraf, hielt Wil- 
beim II. am Abend des 12, Ceptember, in feines Sobnes Beglei- 
tung, feinen Einzug zu Caſſel, wo Grabes Stille herrfchte; nad) 
furzem Berweilen begab er ſich noch am nämlichen Abende in das 
Schloß zu Wilhelmshöhe. Auch Rivalier war eingetroffen, die 
Gräfin Reichenbach aber in Eiſenach zurüdgeblieben. Die Unruhen 
in Leipzig und Dresden wurden befannt. Am 13. September ließ 
Wilhelm I. feine Zufriedenheit über die Theilnahme verfünden, die 
feine Unterthanen wegen feiner Krankheit ihm bemwiefen hätten, er: 
fannte ed rühmend an, Daß die eingetretene Störung der Ruhe fo 
ſchnell durch das brave Militair und die rechtliche Bürgerfchaft von 
Gaffel befeitigt fei und verficherte in feiner Proclamation, daß ge: 
rechte Beſchwerden, wie gegründete Bitten, ſtets bei ihm Gehör 
finden, daß er unermüdet dahin ftreben werde, das wahre Wohl 
feines Landes zu befördern. Anderen Tages erfshienen 60 Bürger 
vor dem verfammelten Stadtrathe, mit der Bitte, Wilbelm Il. eine 
Vorftellung zu überreichen, die 1300 Unterfchriften trug. Glück— 
mwunfch zu deſſen Heimfehr war darin ausgedrüdt, Vergnügen ob 
feines Sohnes Zurüdfunft und die Hoffnung. bald feine Gemahlin 
wieder zu fehen. „Um Liebe flehen wir für unfere Liebe,” fo lau- 
teten weiter die Worte, „nur um Vertrauen für unfer Bertrauen. 
Laften, welde, bei dem täglich zunehmenden Mangel an Erwerb 
unerſchwinglich fehtenen, haben wir bisher getragen. Biele unferer 
rechtlichen Mitbürger find verarmt, andere fehen den Untergang 
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ihres Wohlftandes vor Augen und ter creditlofe Landmann iſt der 
Verzweiflung nahe. Berfammlen Ew. Küöniglibe Hoheit Ihre 
Stände, um fi ald Vater mit Ihren Kindern zu berathen, wie 
und in unferer Noth zu helfen ſei.“ Alsbald begab fich ver ges 
fammte Magiftrat, Schomburg an. der Spige, mit diefer Vorftellung 
aus der Feder des Advoraten Hahn, des Vertheidiger8 von Müller 
und Manger, nad Wilhelmshöhe; er wurde von Rivalier an der 
Schwelle des Schloſſes zurüdgewiefen; das brachte eine Aufregung 
des höchſten Grades unter Caſſels Bürgern hervor. Wohl alle 
waren verfammelt, ala am 15. September Wilhelm II. in feinen 
Palaft nad Caſſel fuhr. Schweigend folgten fie dahin feinem 
Wagen; dahin verfügte wiederum fi der Magiftrat von Caſſel, 
überreichte num wirklich Wilhelm II. die Vorftelung feiner Bürger 
über die herrichende Roth. Schomburg fügte hinzu, daß jener Ruf 
der Noth durch das ganze Land gehört werde, im Handels- und 
im Gemwerbftande, auf dem Lande und in den geringeren arbeiten: 
den Glaffen. „Ueberall Klage über Vermögens: und Nahrungs: 
umfall; der Credit ift geſunken; die geiftigen und induftriellen 
Kräfte fühlen fi) wie gelähmt; der größte Theil- der Bamilienväter 
legt fich, nad dem täglichen Kampfe um das Nothwendigfte, mit 
der Eorge nieder, wie er am anderen Tage ſich und den Seinigen 
den Unterhalt fchafft, venft mit Bangigfeit an feine Zufunft. Mit 
tiefer Beforgniß muß” diefer Zuftand gerade jegt erfüllen, wo in 
einem Theile von Teutfchland, ja von Europa, ein allgemeiner 
Krieg der Armen gegen die Vermögenderen audzubrechen droht. 
Es giebt ein fichered Mittel, ſolche Gefahren von unferem Vater: 
lande abzuwenden, ein Mittel, deſſen die erlauchten Vorfahren Ew. 
Königlichen Hoheit fi oft unter minder ſchwierigen Umftänden be- 
dient haben, die Zufammenberufung der Landftände; geruhen 
Em. Königliche Hoheit die gefeglichen Vertreter Ihres Volkes zu 
berufen, über die Uebel, worüber das Volf feufzt, fie zu hören und 
mit denfelben die Maaßregeln zu berathen, wodurch diefem geholfen 
werden kann.“ So ſprach Schomburg vor Wilhelm U. und dieſer 
verſprach die Berufung der Landftände auf den 18. October 1830. 
Die freudige Aufwallung, die dadurch hervorgebracht wurde, läßt 
fi ſchwer befchreiben ; nicht in Eaffel bloß; von allen Orten liefen 
Dankadreſſen ein, kamen Deputationen an. 
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Aber bittere Gefühle regten fid bei der Einnerung an die 
Gräfin Reichenbach, an ihre ungeheuern, außer Landes angelegten, 
Reichthümer, an ihren Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten, 
an die Zurüdfegung und Verfolgung, der ihr mißfällige Staats— 
beamten vom Civil- und Militairftande ausgelegt geweſen fein foll- 
ten, an ihre, alle Glieder der Fürftenfamilie verdrängenden, An— 
fprüche auf Ehrenbezeugungen, wie fie nur der Gemalin des Lan- 
deöfürften gebühren. 

Der Oberforftmeifter und Oberpoftdireetor Heyer von Rofen- 
feld erhielt den erbetenen Abichied. 

Am 19. September 1830 erfolgte die Berufung eines Landtaga 
für Nieder» und Oberheffen, nach drei Gurien, in gleicher Art, wie 
derjelbe 1816 Statt fand; die Landgemeinden follten aus ihrem 
Bezirke Grundbefiger wählen, welche weder Ritter, noch Stadtbür— 
ger, noch Advocaten oder Staatödiener feien. Am 16. Dectober 
hatten die Landftände zu Gaffel ſich einzufinden; nicht Haffenpflug 
war landesherrlicher Commiſſar bei den Landftänden, fondern 
Porbeck (©. 65. 74) und Eggena (©. 152), der jegt zum Re— 
ferenten im Staatsminifterium für die allgemeinen Gefeßgebungs-, 
Landtags» und Hoheitd » Angelegenheiten beftellt war. Auf Her: 
mann Koch (S. 152) ging feine Stelle ald Generaljecretar über. 

Wilhelm I. mahnte in einer PBroclamation, fich aller, die 
öffentliche Ruhe gefährdenden Berfammlungen zur Verhandlung von 
Landesangelegenheiten zu enthalten und den nad) gehöriger Bera- 
thung nöthig feheinenden Anordnungen mit Vertrauen entgegenzu- 
fehen. Daß diefe einen feiten öffentlichen Rechtszuſtand für ganz 
Heſſen bezwecken möchten, war der allgemeine Wunfh. In Hanau 
vermißte man die Berüdfichtigung diefer Provinz; hier verbreiteten 
ſich grundlofe Gerüchte von Unruhen, die in Caſſel vorgefallen feien. 
Der allgemeine Unmuth über die Mauthverhältniffe machte ſich am 
24. September Luft in einer Zerftörung der dafigen Zollgebäubde, 
in dem Berbrennen der darin befindlichen Acten, in der Beſchädi— 
gung ded einem Kornhändler gehörigen Gebäudes. Das Militair 
verhielt fich paffiv dabei. Während ded Tumults traf die Nach— 
riht ein, daß Wilhelm I. die Zuſicherung ertheilt habe, wegen 
einer allgemeinen landftändifhen Vertretung feiner fänmtlichen Un» 
terthanen, mit geeigneter Rüdficht auf die in der Grafſchaft Schaum- 
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burg beſtehende landſtändiſche Verfaſſung, am nächſten Landtage vor 
allen anderen Angelegenheiten die geeignete Einleitung zu treffen, 
jedenfalls aber den Unterthanen in Fulda, Hanau und Iſenburg 
eine angemeſſene landſtändiſche Verfaſſung zu bewilligen. Nun 
war Alles ruhig. Unerwartet erſchien am 28. September in Hanau 
Kurprinz Friedrich Wilhelm, verficherte den Bürgern, daß ihren Bes 
fhwerden abgeholfen werben folle, ſprach zu ihnen: ich bin Bürger und 
Bürgerfreund; verficherte, bei feinem Vater ſich dafür verwendet zu 
haben, daß die Erhebung der Mauthabgabe nicht weiter Statt 
finde, bis auf dem Landtage die fortdauernde Aufhebung dieſer 
Abgabe berathen fein werde. So waren die Zollfchranfen gefprengt, 
die auch in Gelnhaufen und anderen Orten Angriffe erlitten hatten. 
est, wo, durch Mißerndte, Thenerung, ja Mangel an Lebensmit- 
teln eingetreten war, wo ed an Korn zur Saat für die nächfte 
Erndte fo jehr fehlte, daß Darlehen zu deſſen Befchaffung mit den 
höchſten Privilegien bekleidet werden mußten, jegt wurde recht leb- 
haft die Härte ded Steuerdruds in den ftandesherrlichen Bezirken 
gefühlt. Was hier urfprünglich den Character einer Randesfteuer 
gehabt haben mogte, war bei der Mebiatifirung als Domanialab- 
gabe der Standesherrn angefehn. Die Beiträge zur Landesfriegs- 
caffe, in den Kriegsjahren mehr als vierfach für ertraorbinaire 
Zwede gefteigert, waren in diefer Höhe feit dem Anfall an Kur: 
heffen ald die gewöhnliche Staatdabgabe angefehen; alle neuen 
Steuern, directe und indirecte, traten hinzu. So wurde, der Gat- 
tung nach, doppelt und dreifah in den ftandeöherrlichen Bezirken 
gefteuert. Um ſich Erleichterung zu verfchaffen, wollte man fich der 
an die Etandeöherrfchaften zu entrichtenden Leiftungen entheben, 
was zu unruhigen Auftritten führte, die fich weiter verbreiteten, 
auch im Darmftädtifhen fidy zeigten. An Aufreizungen fehlte es 
nicht, doch bildeten ſich bewaffnete Bürgercorps, die mit gutem Er: 
folge ſich angelegen fein ließen, folche gefegwidrige Ausbrüche zu 
unterdrüden und zu verhüten. Wilhelm II., den guten Geift und 
den bewährten Sinn der Heſſen darin erfennend, beichloß, überall 
Bürgerbataillone zu errichten, in dem Vertrauen, daß fie ihre Thäs 
tigfeit für Erhaltung der Ruhe und Ordnung anwenden würden. 
Die Stände der Graffchaft Schaumburg baten am 28. September 
Wilhelm H., auch in dieſer Provinz einen Landtag zufammen zu 


. 


— 2 — 


berufen, damit fie des Volkes Wünfche könnten laut werden laſſen. 
Am 30. Eeptember ſchlug MündsBellinghaufen der Bundesver- 
fammlung vor, weil in den benachbarten Furheffifdyen Landen alle 
gefegliche Ordnung geftört fei, die Regierungen ver zunächft bedroh— 
ten Bundeöftaaten um die Entfendung einer hinlänglichen Truppen» 
zahl. an ihre Gränzen zu erfuchen, und die furheffifche Regierung, 
wie zur Beftrafung der vorgefallenen Frevel, fo zu den Fräftigften 
Maafregeln wegen Berhütung fernerer Excefie aufzufordern. - Der 
badische Gefandte meinte, es läge der Fall, wo die Bunbeöver- 
fammlung ohne Weiteres einzufchreiten habe, fo offenbar vor, daß 
er ſich durch die Grundgeſetze des Bundes, alfo auch ohne Inftrucz 
tion von feinem Hofe, ermächtigt halte, in des legteren Namen bei 
allen zu ergreifenden Maaßregeln mitzuwirfen... Der Präſidialvor— 
ſchlag fand allgemeine Biligung. Daneben beichloß die Bundes- 
verfammlung, daß die Furheififche Geſandtſchaft dem Kurfürften bes 
merklich zur machen habe, die Civil- und Militairbehörden in Hanau 
wären, weil fie den erften Erceß, die Erftürmung des Licentamtes, 
in Untbätigfeit verüben ließen, die nächfte VBeranlaffung zu den 
weiteren Ercefjien und zu ſolchen aufrührerifchen Bewegungen ges 
worden, welche die innere Ruhe und Sicherheit Teutſchlands auf 
das Bedenflichfte bedrohten. Am folgenden Tage, an welchem 
Friedrich Wilhelm, von Hanau wieder abreifend, in Frankfurt ein- 
‚traf, befchloß die Bundesverfammlung, obwohl Meyerfeld (S. 116) ver- 
fiherte, daß feine Unruhe mehr beftehe, unter Naſſau's Oberbefehl beweg⸗ 
liche Colonnen, 7000 Matın ftarf, aus Truppen von Naffau, Baiern, 
Baden und Darmftadt zu bilden, ein würtembergiiche® Reſerve— 
corp8 von 4000 bi8 6000 Mann bei Heilbronn, ein baierſches 
von 4000 Mann zwifhen Hanau und Fulda, ein preußifches von 
6000 Mann bei Wetzlar aufzuftellen. Die Aufftände in Luxem— 
burg, Sachſen, Hannover und Braunfchweig riefen Feine ähnliche 
Maafregel hervor. Seit dem 5. October war das badifche Eon- 
tingent auf dem Marſche; das nafjauifche hatte ſich bei Höcft 
aufgeftellt; Baiern erflärte am 7. Dectober in der Bundesverfamm- 
lung, fo fern eine bundesmäßige Alftftenz bei wirklich erforderlichen 
Falle in Anfprud genommen werde, würde es fhleunig ein Corps 
an der Gränze fammeln. Deftreid dankte Baden und Naffau, daß 
fie bei dem erften Falle, der fich zu einer Ammendung des 26. Ars 


— mM — 


tikels der Wiener Schlußacte ergeben habe, die Bundesbeſchlüſſe 
ſo bereitwillig, ſchnell und umſichtig in Erfüllung gebracht hätten. 
Die Zuziehung des baierſchen Contingents wurde nicht weiter nöthig 
erachtet. Kurbeffen erflärte, die wieder eingetretene Ruhe und 
Ordnung mit eigenen Mitteln erhalten zu Fönnen. Doc das ge- 
nügte der Bundesverfammlung nicht; fie verlangte, es folle Kur- 
befien zur Beruhigung der Gefammtheit ded Bundes und insbes 
fondere der Nachbarftaaten erflären, ob die Behörden wieder in 
gefegliher Wirkſamkeit feien, ob die durch Gewalt erpreßten Zus 
geftändniffe der Obrigfeiten und Gutsherren aufgehoben und die 
Theilhaber ded Aufitandes der Behörde überantwortet feien. Die 
Koften des an feiner Grenze aufgeftellten Truppencorps weigerte 
Kurhefien zu zahlen, weil es Feine Hülfe angerufen babe, ver 
Bund vielmehr ſolche Maafregel lediglich in feinem Intereſſe nö’ 
thig erachtet hätte. Dagegen berief ed feine beurlaubten Soldaten 
zum Dienfte ein, ein anfehnliched Truppencorps um Caſſel concen- 
trirend, in deſſen Umgegend einige tumultuarifche Auftritte erfolgten, 
ohne größeren Anklang zu finden. In Fulda famen unbedeutende 
Regungen vor. In Schaumburg war Alles ruhig geblieben. 

Einem Gerüchte, daß Wilhelm II. feine Reſidenz verlaffen 
‘werde, widerfpradh das Staatöminifterium. Er empfing und er: 
wiederte glüdwünfchend die Nachricht von Ludwig Philipps Thron- 
befeftigung. 

Die Staatdcaffe war leer, und der Credit ded Landes fo fehr 
gefunfen, daß Rothſchild dem Finanzminifter nicht 100,000 Thaler 
borgen wollte, ſich dazu erft verftand, ald Wilhelm II. perfönlicy 
dafür Bürgschaft übernahm. 

Die dem Landtage zu machende landesherrliche Propvfition, 
bie man Eggena’d Bemühungen verbankte, fendeten die Landtags- 
commiflarien den einzelnen landftändifchen Abgeordneten zu, um mit 
den einfihtsvollen Bewohnern ihrer Gegend die darin dargebotene 
Wohlihat zu würdigen und dann auf dem Landtage mit warmer 
Baterlandöliebe dad neu belebte Vertrauen zu dem Throne zu ver- 
binden, als unentbehrlich zu rafcher Erreichung des vorgeftedten, 
für die Mit» und Nachwelt wichtigen, Zieled. So fam der 16, 
October 1830 heran, an welchem fich bie Landftände um den Thron 
verfammelten und noch an diefem Tage eine Belanntmadhung an 
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ihre Mitbürger erließen; fie gaben darin die Nachricht, daß Wil- 
heim II. ihnen verfprocyen habe, die Schulden der gefammten, zum 
Kurftaate gehörigen, Länder zu übernehmen, die Landesfchuldenfteuer 
alfo vom 1. Januar 1831 an aufhören werde; fie ermahnten zu« 
gleid) ihre Mitbürger, durch Handhabung der Bürgerpflihten dem 
gefammten Teutſchland zu beweifen, daß fie einer zeitgemäßen Ber: 
faffung fähig und würdig feien. Loßberg war Stadtcommandant 
in Caſſel. Die Bürgermiliz, von Wilhelm 1. zur Ehrenwache für 
die Landſtände beftimmt, erhielt, fchon verfammelt, Gegenbefehl. 
Sonntag den 17. October gingen die Landftände zum Gottesdienſte, 
und in allen Kirchen eriholl, vb des Ereigniffes, der Lobgefang des 
Herrn. Nach beendigtem Gotteddienfte gaben ſich Neibungen zwi— 
(hen Militair und Bürgern fund, ald Loßberg fih auf der Parade 
zeigte. Alsbald berathichlagten die Landftände, gemeinfchaftlicd mit 
den landeöherrlichen Gommiffarien, über Maaßregeln zur Sicher; 
ftellung der öffentlichen Ruhe; ed wurde zu dieſem Zwede, in 
Uebereinftimmung mit den Landftänden, von Wilhelm II. eine Ver: 
ordnung erlaffen und die Unterfuhung wegen Theilnahme an den 
früheren Bolföbewegungen niedergefchlagen, mit Vorbehalt der Ge- 
nugihuung. für jede Art vorgefallener Vergehungen wider einzelne 
Perfonen, öffentliched oder Privateigenthum. Dann gingen die 
Stände zur Berathbung der Propofition über. Kurprinz Fried» 
rich Wilhelm begab ſich zu feiner Mutter nach Fulda. 


Erhebung zur neuen Ordnung: 
1830 bis 1832, 





„Ruhig bingefchaut in jede Periode unferer 
Landesgefchichte; wo uneingefchränftere Gewalt 
des Landesherrn mächtig aufzublühn, allgemeine 
Nationalfreiheit almälig vermwelten zu ‚wollen 
fehien, wer waren denn bie Männer da, bie un- 
erfchroden vortraten, wer hielt ven gewaltigen 
Strom auf, wer vergaf feine Familie um das 
Baterland zu retten, wer ſprach laut gegen Fehler, 
die gemacht wurden, gegen Dinge, bie nidht 
fein follten. 

Spittlers Geſchichte des Kürftenthums 
Hannover. 


Wiederum, wie 1815, bildeten in drei @urien ſich die Stände 
von Nieder .und Oberheffen unter des Erbmarfhalld Präfivium. 
Sn der erften Curie ſaß Sordan ald Vertreter der Univerfität, 
Trott, der Obervorfteher der Stifter, und fünf Deputirte der Ritter, 
darunter Carl von Eſchwege (S 51.80). Fünf Deputirte hatte die 
- 2. Curie, Schomburg (S. 160.168) an ihrer Spige, eben fo viele die 
dritte. Porbeck übergab die landeöherrliche Propofition vom 7. Detober 
1830; fie enthielt den Entwurf eines Staatögrundgefeges. Nach Wil- 
helms Il. Abficht follte daſſelbe, aus feinem freien Entfchluffe hers 
vorgegangen, vor allen andern Angelegenheiten berathen und, im 
Einverftändniffe mit den Ständen in einen allgemeinen Randtagsab- 
fhied gebracht, das ſchönſte Denfmal der Eintracht zwifchen Fürft und 
Unthanen bilden, die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirk— 
famfeit unterftügen, das Volk über die Bewachung feiner bürger- 
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lichen Freiheiten beruhigen, dem gefammten Baterlande eine fegens- 
reihe Zufunft verbürgen. Porbeck verficherte, der Inhalt der Pros 
pofttion fei durch vorurtheilsfreie Betrachtung der Bedürfniffe der 
Mitbürger und durch den Entſchluß Wilhelms 1. hervorgerufen, 
mit Gewährung voller Abhülfe in den Herzen der fpäteften Nach— 
fommen ſich die dankbarfte Verehrung feines Namens zu fichern. 
Weil aber diefer Zwed nur durch gemeinfames und inniges Zu- 
fammenwirken der Bertreter aus allen Volksclaſſen in den verfchie- 
denen Provinzen erreicht werden fünne, forderte Porbeck die Land- 
ftände von Nieder nnd Oberheffen auf, darin zu willigen, daß 
auch Abgeordnete von Fulda, Hanau, Iſenburg und Schaumburg 
den verfammelten Curien beitreten dürften. Died wurde geftattet 
und fo ging der erften Curie noch Hammerftein zu, auf den bie 
Schaumburger ſtolz waren, nebft einem Deputirten der fuldaifchen 
Ritterſchaft, fpäter auch namens der Standesherrn der Graf von 
Sienburg-Philippseich ; in die zweite Curie traten die Bürgermeifter 
von Fulda, Rinteln und Hanau ohne Wahl durch landerherrliche 
Berufung nebft einem von den Magiftraten der übrigen Hanauifchen 
Städte Bevollmächtigten; für die dritte Curie waren drei Mit- 
glieder von den Ortsvorftänden der Landgemeinden in Fulda, Hanau 
und Schaumburg gewählt. Das nannte Porbeck einen allgemeinen 
Landtag, deſſen erfte Aufgabe die Berathung des Entwurfs einer 
Verfaffungsurfunde feien folle. Als deren Zweck bezeichnete er eine 
allgemeine, fämmtliche Provinzen gleichartig umfaffende, in ihrer 
fteten Bollziehung hinlänglich geficherte, Landesvertretung, geftügt 
auf die alte gefegliche Grundlage, aber zweckmäßig ausgebildet nach 
den veränderten Verhältniffen der Zeitz eine vollfommen befriedi- 
gende Sicherung des Abgabenſyſtems und eine genügende Vorſorge 
für die fichere Bewahrung der bürgerlichen Freiheit, wie für Die 
Unverleglichfeit des Privatrehtöjuftandes aller Staatsbürger. „Sie 
fennen und theilen”, fagte Porbed zu den Lanpftänden, „die Meis 
nung aller zur richtigen Erwägung der öffentlichen Verhältniſſe 
fähigen Mitbürger. Ihre Anfichten repräfentiren alfo in unferm 
Gefchäftsfreife die öffentliche Meinung. Der Ausſpruch der Ber: 
nunft wird immer, früh oder fpät, der Ausipruch des Volkes; der- 
felbe wird auch bei und nach und nad) Far hervortreten aus dem uns 
geftümen Gewühl, welches die zum Theil aus Irrthum, und noch 
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mehr durch abentheuerliche Erfindungen in Gährung geſetzten 
Leidenſchaften unterhalten.” Der Erbmarſchall, namens der Land— 
ftände, verficherte, es würden biefelben bei Berathung der landes— 
herrligen Propofition mit der ruhigen Bejonnenheit und Mäpigung 
verfahren, wie ſolche des teutfchen Characterd würdig fei, gleich 
entfernt von unbegründeter Vorliebe für abgeftorbene Zuftände ver 
Vergangenheit, ald für unbewährte Theorien, damit ein Grundgeſetz 
zu Stande gebracht werde, deſſen Dauer gehörig verbürgt it, wels 
ches der Regierung die nöthige Kraft fihert, um Recht und Ord— 
nung aufrecht zu erhalten, aber zugleih den Unterthanen für ihre 
wichtigften Rechte eine unerfchütterlihe Gewährleiftung darbietet. 
Die drei Schaumburger erklärten, wohl an der Berathung über 
eine allgemeine landftändifche Verfaſſung Kurhefiens Theil nehmen 
zu wollen, ohne jedoch durch diefe Mitwirkung eine Jncorporation 
der Grafihaft Schaumburg anzuerkennen, für dieſe ihre alten 
Brivilegien refervirend. Der Entwurf der Berfaffungsurfunde hatte 
den Inhalt des Haud- und Staatögejeges von 1817 aufgenommen, 
und behielt dad Syftem der Eurien bei, im Wefentlihen fo, wie 
etzt diefelben zufammengefegt waren, die zweite Curie aus den 
Bürgermeiftern, der größeren und den aus den Magiitratsmit- 
gliedern verfihiedener Heineren Städte gewählten Deputirten be— 
ſtehend, die Curie des Bauernftandes durch Abgeordnete ges 
bildet, welche von den Drtövorftänden aus den im Bezirke an— 
fälligen Grundbefigern gewählt werden. Der Standeöherren war 
nicht gedacht. In den Eurien fol Stimmenmehrheit entfcheiden. 
Doch müfjen die drei Curien zu einem Beſchluſſe ih vereini- 
gen; wenn diefed nicht zu erreichen ift, follen die fämmtlichen Ab— 
georbneten zu einer Blenarverfammlung ſich bilden und bier den 
Beſchluß nah der Mehrheit der einzelnen Stimmen faflen. In 
diefem Plenum fielen den Prälaten und Rittern zwölf, den Städten 
eilf und den Bauern acht Stimmen zu. Waren alfo die Mitglieder 
der erften Curie einig, fo braudten ihr nur vier Stimmen aus den 
beiden übrigen Curien zuzufallen, um für ihre Anficht die Mehrheit 
der ‘Blenarverfammlung zu gewinnen. Für Aenderungen der Ber: 
faffung war jedoch fein Plenarbeſchluß zugelaffen, fondern Ueber; 
einftimmung der Guriatbefchlüffe erfordert. Das Belenntnig der 
chriſtlichen Religion war nit zu den Erforbernifien eines Depus 
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tirten gerechnet. Im Uebrigen ſtimmte meiſtens die Propoſition 
mit dem Verfafſungsentwurfe von 1816 überein. Es fehlte aber 
"darin die Bezeichnung der zum Staatseinfommen gehörigen Gegen» 
ftände, dagegen follte der Geld» und Katuralbedarf des Furfürftlichen 
Hofes aus dem Ertrage derjenigen Domainen entnommen werben, 
welche dazu werden vorbehalten, gleihwohl ferner durch die Finanz 
behörden ganz in der biöherigen Art verwaltet werden. Darin lag 
die Propofition zur Gonftituirung einer Civilliſte. Wie 1815 und 
1816, jo verfnüpfte fich auch jegt auf das Innigfte Die Berathung 
über die Landesverfaffung mit den Verhandlungen über Feftftellung 
ded Staatsvermögend Doch waren ed nicht die Stände, welde 
in diefer Angelegenheit jegt die Initiative zu ergreifen hatten. Es 
fam ihnen Wilhelm. II. mit feinen Anträgen entgegen, nicht blos 
mit der Erklärung, alle Schulden des Landes übernehmen zu wol- 
len, nicht allein mit der Bereitwilligfeit, hinſichtlich des Hofbedarfes 
fi) auf den Ertrag eines Theild vom Domainengut zu beichränfen ; 
er machte weiter den Ständen den Borfchlag, diefen Bedarf des 
Hofes auf eine halbe Million Thaler jährlich zu firiren und, nach 
Abzug feiner, wie des Landes Schulden, fämmtliche Capitalien der 
Eabinetscaffe und der Generalcaffe (S. 158. 188) mit vem Lande zu 
theilen. Er ließ den: Ständen den Wunfch erklären, daß fie einen 
Ausfhuß wählen mögten, um von dem Bedarfe ded Hofes und 
dem Beftande der Eapitalien ſich zu überzeugen, auch. deren Theis 
lung zu vollziehen. Das nahmen aldbald die Landftände an; eine 
PBlenarverjammlung derjelben beftimmte Schomburg, Eberhard (©. 
182) und Hummerftein zu jenem Ausſchuſſe, jede der drei Eurien 
gab aus ihrer Mitte noch ein Mitglied hinzu. Einen förmlichen Vertrag 
verabredete diefer Ausſchuß mit Schotten (S. 154), Wöhler (S. 188) 
und Deines (©. 169), ald landesherrlichen Commiſſarien; danach. bildet 
die eine Hälfte des Gapitalbeitandes, unter dem Namen des Hausſchatzes, 
ein unveräußerlihes Fipeicommißvermögen des Furfürftlichen Haufes, 
deſſen Nußungen dem jevedömaligen Landesherrn zufullen; die andere 
Hälfte wird ald Staatsihag anerkannt. Nach Abzug der Schulden 
lieferte jede diefer Hälften einen jährlichen Neinertrag von 350000 Thlr. 
Für Wilhelms 1. Lebenszeit feßte man die Eivillifte, entſprechend 
dem im Jahre 1829 für den Hof aus den Domanialeinfünften 
verwendeten Betrage, auf jährli 392000 Thlr. feft, außer den das 
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maligen Apanagen für die nachgebornen Prinzen im Betrage von 
80000 Thlr. Es war am 20. Novbr. 1830, als die Grundzüge 
diefer Bereinigung zwifchen Wilhelm II. und der Ständeverfamm- 
lung feftftanden, die durch eine Deputation dem Landesherrn ihren 
Dank für feine Entfchließung darbrachte. Wilhelm I. erwiederte 
der Deputation, er erwarte von der Einfiht und Anhänglichkeit der 
Landftände die thätigfte Mitwirkung, um im Drange der Zeit bie 
für die Staatswohlfahrt wefentliche Stärfe und Würde des Thrones 
aufrecht zu halten. Der Erbmarſchall verficherte, daß den Ständen 
die Rechte des Thrones eben jo heilig wären, ald die Rechte des 
Volfed. Mit Ungeduld harrte diefes der Erfolge des Landtags, 
von denen, bei dem Mangel einer Deffentlichfeit der Verhandlun— 
gen, nichtd verlautete. Einflüfterungen drohten das Vertrauen des 
Volkes zu ftören, doch Wilhelm IL konnte daffelbe nicht befler 
befeftigen, ald indem er den edlen Schenf zu Schweinsberg (S. 152) 
von Marburg zu fid rief und ihm zum Staatöminifter der Yuftiz 
ernannte Die Landſtände traten ihrer Seitd an eben jenem 
20. Novbr. durch eine offene Bekanntmachung den grundlofen Ge— 
rüchten entgegen, welche die Gemüther beunruhigten, verſichernd, 
daß fie unausgeſe gt mit der Prüfung der Staatöverfaffung befhäf- - 
tigt feien, aber nicht übereilt, fondern mit Umficht bei diefem 
Geſchäfte zu Werke gehen wollten, defjen Ergebniß, für Jahrhun— 
derte berechnet, das Fünftige Glück des ganzen Landes verbürgen 
folle. Für die große Erregung, die fid) des Volkes feit den Sep- 
temberereigniffen bemächtigt hatte, war ein vier- ein achtwöchent- 
liches ruhiges thatenlofed Hinſchauen nah einem Ziele, von dem 
man nichtö zu erbliden vermochte, zu viel; theuer gewordenes Brod 
rief am Abende des 20. Nobr. in Hanau einen Menfchenhaufen 
gegen die Bäderläden; Militair und Bürgerwachen wußten fie zu 
fügen, einige der Tumultuanten zu verhaften. Diefe follte ein 
Militgircommando am folgenden Tage nad) Fulda abführen; man 
beforgte, fie dem ordentlichen Richter entzogen zu fehen; es fam- 
melten am Thore die Leute fich, wollten den Ausgang verhindern; 
Feuer gaben die Truppen; Bürgerblut floß und die Verhafteten 
entfamen. Weitere Störungen der Ruhe erfolgten nit. Zur 
Aufrechthaltung derfelben war Meyerfeld (S. 116) nah Hanau 
gejendet, der aber nur die Wirkfamkeit der Bürger zur Erreichung 
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diefed Zwecks zu loben hatte. Das Militair rühmte den Eifer der 
Bürgergarde; beide wurden vom Landesherrn über ihr Verhalten 
belobt. Die entfprungenen Arreftanten fonnten wieder eingezogen und 
vor Gericht geftellt werden. Auch in Fulda führte der 20. November 
während des MWochenmarftes zu einem Bolfsauflauf, durch die Ver: 
haftung eines Salzhändlerd veranlaßt, ohne jedoch irgend Folgen 
zu haben. Am 25. November beſchloß die Bundesverfummlung, 
daß die Bundescontingente in möglichft disponibeler Bereitfchaft 
gehalten werden follten, daß jede Regierung, welche von einer an- 
dern um militairifche Hülfe erfucht werde, diefe fofort im Namen 
ded Bundes zu leiften habe, daß die Genforen ihre Wachſamkeit 
auc auf diejenigen öffentlichen Bfätter richten müßten, welche, aus— 
wärtigen Angelegenheiten fremd, bloß innere Berhältniffe behandeln. 
Neben Anordnung folder Maaßregeln zur Befeitigung fichtbar 
gewordener Aufregung, fprach die Bundesverfammlung die Erwar- 
tung aus, daß die Regierungen gerechten, im gefeglichen Wege vor: 
gebrachten Beſchwerden abhelfen, die ihnen bundesgeſetzlich obliegen- 
genden Berpflihtungen gegen ihre Unterthanen erfüllen und auf 
diefe Weile jeden Vorwand zu fträfliher Auflehnung  befeitigen 
werden. Meyerfeld aber eröffnete dem Bundestage, in ganz Kurheſſen 
fei die Ruhe vollfommen hergeftellt, der Kurfürft, auf die uner- 
jhütterliche Liebe und Treue der Unterthanen bauend, hege das 
fefte Vertrauen, daß er Bundeshülfe nicht anzufprechen habe; poli— 
zeilicher Ahndung unterliegende Ercefje feien wohl durch die von der 
Natur herbeigeführte Theuerung der Lebensmittel veranlaßt, ein 
Aufftand zur Erreihung politifher Zwede habe aber in Kurheffen 
nicht Statt gefunden. Während ſelches zu Franffurt geihah, er: 
flärte Jordan in Caſſel die Begutachtung des Tandesherrlichen 
Entwurfs einer Berfaffungsurfunde für vollendet. Er war dazu 
von der Nittercurie im Verein mit Waig von Ejchen und dem 
Regierungsrath Ludwig Georg von Baumbach auserfehen; aus der 
Eurie der Städte hatte daran Schomburg und Eberhard Theil 
genommen; von der 3. Curie war Apotheker Haberland und Jungf, 
vormals DOfficier in öftreichifchen Dienften, dazu beftimmt gewefen, 
Pfeiffer hatte in einer Flugichrift die Annahme der Propofition mit 
einigen von ihm angebeuteten Veränderungen empfohlen; Pfeiffer 
mogte den Vorwurf allzugroßer Mäßigung im Vergleich) mit der 
| 14 
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nachdrüdlichen Sprache feiner früheren Schriften beforgen, denn er 
äußerte: ed war eine andere Zeit, in der ed galt, die Schärfe des 
durch lange Gewohnheit beinahe abgeftumpften Gefühls für ges 
fränfte Rechte durch Fräftige Rede wieder zu erfrifchen; eine ans 
“dere ift es, in der es Noth thut, die hoch emporlodernde Flamme 
des Enthufiasmus nicht noch mehr zu nähren. Durch eine Menge 
kleiner Schriften, in denen ein ruhiger und befonnener Geift herrfchte, 
wollten viele Andere ihr Scherflein zur zweckmäßigen Oeftaltung 
der Berfaffung beitragen. ALS aber von Marburg aus eine Schrift 
ercentrifchen Inhalts in faintfimoniftifcher Richtung aus des Advo— 
caten Henkel Feder dem Landtage überreicht wurde, wieß derfelbe 
ſolche mit Unmwillen zurüd und begehrte von der Landtagscommiſſion 
die Einleitung einer Unterfuchung gegen Druder und Verleger. 

Prinzen des fürftlichen Haufes hielten ſich durch die Propofition 
vom 7. October beeinträchtigt, erklärten aber, mit großer Zuverficht 
ihre Rechte in die Mitte der Ständeverfammlung verwahrlich nieder: 
legen zu wollen. 

Jordan erachtete zur Begründung der öffentlichen Rechtsord— 
nung eine grundgefegliche Feftftellung der Prärogative ded Herr: 
ſchers, wie der bürgerlichen und politifchen Rechte der Unterthanen, 
gemeinfchaftliche Ausübung der gefeßgebenden Gewalt durch den 
Herrfcher und die Vertreter des Volfes, Unabhängigkeit der Rechte- 
pflege von der regierenden Gewalt, Mitwirfung verantwortlicher 
Minifter bei Ausübung der Regierungsrechte durch den Regenten, 
und Regelung ded Staatshaushaltes nöthig. Als Garantie 
der öffentlihen Rechtsordnung betrachtete Jordan die Sicherung 
der Thronfolge, die Sorge für die Erziehung ded Thronfolgers, 
defien Angelobung der Berfaffung, bei deren Verlegung die An— 
lage der Beamten durd die Volksvertreter, und die Eröffnung des 
Nechtöweges, auch gegen die Staatsregierung, für jeden Unter- 
thanen; ferner die Ausbildung des Volkes, die Sprache und Preß- 
freiheit, eine von dem Einfluffe der Regierung unabhängige Ge— 
meindeverfaffung, eine Bolfövertretung mit dem Recht der Bewilli- 
gung und der Zuftimmung, nicht des Beiraths bloß, ein an die 
materiellen Interefjen gefnüpftes Wahlrecht mit einer durch befondere 
Eigenschaften nicht bedingten Wählbarkeit, und eine Landwehr als 
Nationalbewaffnung. Mit Berädfichtigung dieſer Principien hatte 
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der zur Begutachtung des Entwurfs gewählte landftändifche Aus- 
ſchuß Bemerkungen zu demfelben gemacht, über welche die Plenar: 
verſammlung des Landtags am 29. November 1830 in Porbeds 
und Eggenad Gegenwart ihre Berathung begann. Im Verlaufe 
derfelben wurden vier Mitglieder ter Verſammlung zur Vermittlung 
entgegenftehiender Anfichten auserwählt. Zulegt berieth man über 
dad Gapitel von den Landftänden und vom Staatshaushalte. 
Während dem erfcholl die erfte Kunde von Polens Schilderhebung. 
Das Minifterium verfaßte mit Rückſicht auf die landjtändifchen 
Befchlüffe einen neuen Entwurf; auch diefer wurde mit den Land— 
ſtänden in Erörterung genommen; in Uebereinftimmung mit den 
Landtagscommiffarien kam fo der Entwurf einer Berfaffungsurfunde 
zu Stande, die am 30. December 1830 dem Landesherrn zur Erklä— 
rung vorgelegt wurde. Wilhelm II. begehrte verfdiedene Aende— 
rungen bderfelben, welche die Landitände billigten.. So wurde von 
ihm, im vollen Einverftändniffe mit den Ständen, das neue Staats— 
grundgefeg am 5. Januar 1831 unterzeichnet, contrafignirt durch 
Rivalier von Meyfendbug. Hiernah haben die WVolfävertreter ſich 
in einer Kammer zu verfammeln. Für eine Pairsfammer hatte 
Jordan die Elemente in Heffen vermißt, Niemand ihm wideriprochen. 
Schomburg war geneigt, drei @urien beizubehalten; doch dieſe 
ſelbſt hatten fid) ja, aus allgemein anerkannten Gründen der Zwed- 
mäßigfeit, factifch zu einer Kammer umgewandelt und Vorgänge 
dafür ſchon in den Verhandlungen von 1815 und 1816 wahrge- 
nommen. Band auch die Vertretung der Geiſtlichkeit feinen An- 
fang, jo verftärkten doc), auf Schomburgs Vorſchlag, die Stände, 
gegen die landesherrliche Propofition, das ariftocratifhe Princip 
bei der Volfövertretung, indem fie den Mitgliedern der Stände— 
verfammlung nicht bloß einen Prinzen für jede apanagirte Linie 
hinzufügten, fondern aud das Haupt einer jeden ehemals reichd- 
unmittelbaren Familie, welche eine Standesherrſchaft befigt. Außer 
diefen wird die Ständeverfammlung gebildet durd den Senior der 
Familie von Riedefel, einen Vorſteher der ‚Stifter, einen Abge— 
ordneten der Univerfität, acht Abgeordnete des ritterfchaftlichen Adels, 
ſechszehn Abgeordnete der Städte und ebenſo viele Abgeordnete der 
Landgemeinden. Acht von den legteren müffen in einem beftimmten 
Bezirke wohnen, die anderen müſſen 24 Thlr. jährliche Grundfteuer 
14 * 
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zahlen, oder die Landwirthfchaft mit einem Wermögen von 5000 
Thaler als Haupterwerbözweig betreiben. Für die Hälfte der 
ſtädtiſchen Abgeordneten iſt eine jährliche Steuerzahlung von 18 
Thalern, oder ein Vermögen von 6000 Thalern, oder eine Rente 
von 400 Thlrn. vorgefchrieben; fie können auch zur ftädtifchen 
Magiftratur gehören und müffen Bewohner irgend einer Stadt 
fein; für die andere Hälfte ift feine diefer Eigenfchaften erforderlich, 
fie muß aber in einem beftimmten Bezirfe wohnen. Die unteren 
Beamten können nur außerhalb des Bezirfd gewählt werden, in 
welchem fie ihren Wohnfig haben. Die Wahl erfolgt auf drei 
Jahre, wenn nicht Auflöfung eintritt. Die erſte Zufammenfunft 
diefer, für Lie Zufunft beftehenden, Landftände war auf den 
11. April 1831 feftgefegt. Die: Abgeordneten geben ihre Abftim- 
mungen, ohne an Aufträge gebunden zu fein, ohne Rüdfiht auf 
BVerfchiedenheit der Stände und Bezirke, nach eigener Ueberzeugung. 
Ihr Beſchluß wird durd Stimmenmehrheit gefaßt, wenn wenigftens 
zwei Dritttheile anwefend find. Die Verhandlungen find öffentlich, 
Präfivent und Vicepräfivent werden aus den durch die Ständever- 
fammlung dazu erwählten Mitgliedern vom Landesherrn für die 
Dauer eined Landtags ernannt. Die Zufammenberufung muß 
wenigflend alle drei Juhre ftattfinden; bei einem Regierungswechfel 
treten die Stände ohne Berufung zufammen. Diefe huldigen, wenn 
der Thronfolger die Verfaſſung aufrecht zu erhalten, auch in Ge— 
mäßheit derfelben und nad) den Gefegen zu regieren, fchriftlich ge— 
lobt hat. Im ihrer Huldigung liegt die allgemeine Anerkennung 
des verfaſſungsmäßig geichehenen Regierungsantritted. Durch den 
Huldigungseid wird Treue dem Landesfürften und dem Vaterlande, 
Beobachtung der Berfaffung und Gehorfam den Gefegen gelobt, 
Zwifchen den Landtagen hat ein Ausfchuß der Stände, mit einem 
beftändigen Syndicus, das landftändifche Intereſſe wahrzunehmen, 
Ohne Beiftimmung der Stände kann fein Gefeß gegeben, aufges 
hoben, abgeändert oder erläutert werden. Verordnungen, welche 
die Handhabung oder BVollziehung beftehender Gefege bezwecken, 
werden von der Staatsregierung allein erlaffen. Den Ständen 
fteht das Recht der Steuerbewilligung zu; ohne landftändifche Be— 
willigung kann weder in Kriegs: noch in Friedenszeiten eine directe 
oder indirecte Steuer oder fonftige Landesabgabe erhoben werden. 
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Für Aufbringung des Staatöbedarfed haben die Stände, foweit die 
übrigen Hülfsmittel zu deſſen Dedung nicht reichen, durch Ber- 
willigung von Abgaben zu forgen. Ueber die befte Art, diefe auf- 
zubringen und zu vertheilen, haben die Landftände die geeigneten 
Beichlüffe zu nehmen. Die Verwilligung des Staatsbedarfes ers 
folgt regelmäßig für drei Jahre. Bei Vorlegung des Voranſchlags 
für ſolchen Zeitraum muß die Verwendung des Staatseinkommens 
zu den beftimmten Zweden für die Vergangenheit nachgewiefen 
werden. Das Staatögebiet fo wenig, ald das Etaatävermögen 
fann ohne Einwilligung der Stände durch Veräußerung vermin: 
dert, mit Schulden belaftet oder fonft mit einer bleibenden Laſt be- 
ſchwert werden. Es gehören zum Etaatövermögen die Domanials oder 
Kammergüter ſammt Forften, Berg- und Salzwerfen, nutzbaren Res 
galien, Gapitalien und fonftigen Werthgegenftänden , welche ihrer 
Natur und Beftimmung nad) als Staatögut zu betrachten oder 
aus Mittelm des Etaatd erworben fein werden. Der Sig der Res 
gierung kann nicht außer Landes verlegt werden. In der un- 
mittelbaren Ausübung der Regierungsredhte wird der Regent, die 
heilige und unverleglihe Perſon des Staatsoberhauptes, durch) 
Minifter der fünf Departements, Juftiz, Inneres mit der Bolizei- 
verwaltung, Finanzen, Kriegsweſen und auswärtige Angelegen- 
heiten, unterftügt. Sie find verantwortlich für die Verfaffungs- 
und Oefehmägigfeit der vom Regenten ausgehenden Anordnungen ; 
durch ihre Contrafignatur erhalten diefe Anordnungen Glaubwürs 
digkeit und Bollziehbarfeit. Alle Staatdangelegenheiten, welche der 
landesherrlichen Entfchliegung bedürfen, find von dem Verein der 
Minifter zu berathen. Die Landftände find befugt und verpflichtet, 
die Minifter, welche fich einer Verlegung der Verfaffung ſchuldig 
gemacht haben, vor dem Dberappellationdgerichte anzuflagen. Die 
gegründet befundene Anklage zieht jedenfalld deren Entfernung vom 
Amte nah ſich. Aud kann von den Landftänden jeder Staats— 
diener bei dem zuftändigen Gerichte angeklagt werden, wenn er die 
Berfaffung verlegt, öffentliche Gelder veruntreut, einer Erpreffung 
ſich ſchuldig macht, fich beftechen läßt, feine Berufspflichten gröblich 
hintanfegt oder feine Amtögewalt mißbraucht. In den Dienfteid 
eined jeden Staatödienerd wird die Verpflichtung zur Beobachtung 
und Aufrecbthaltung der Landeöverfaffung aufgenommen. Der Er: 
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nennung und Beförderung zu einem Etaatdamte muß der Bors 
Schlag der vorgefegten Behörde vorausgehn. Die Bürgerbewaff- 
nung in den Stadt: und Landgemeinden ijt bleibende Anftalt zur 
Mitwirfung für die Aufrechthaltung der inneren Ruhe und Drd- 
nung. Die Geburt gibt fein Vorzugsrecht zu einem Staatsamte; 
wegen vderfelben kann Niemand von einem öffentlichen Amte aus— 
gefchloffen werden. Auch dem Militairdienfte ift die Eigenfchaft 
des Staatddienfted beigelegt. Die Verfchiedenheit des chriftlichen 
Glaubensbefenntniffes hat auf den Genuß der bürgerlichen und 
ftaatöbürgerlichen Rechte feinen. Einfluß. Jedem Einwohner fteht 
vollfommene Freiheit des Gewiſſens und der NReligioneübung zu. 
Die Staatsregierung übt die hoheitlichen Rechte des Schutzes und 
der Oberauflicht über die Kirchen aus. Alle im Staute anerfann- , 
ten Kirchen genießen gleichen Schu. Ihren Befchlüffen bleiben 
die Sachen des Glaubens und der Liturgie überlaffen. Ueber die 
evangelifchen Glaubensparteien verbleibt dem Landesherrn die Aus: 
übung der Kirchengewalt. ine Neuerung in liturgifchen Suchen 
der evangelifchen Kirchen kann nur mit Zuftimmung einer Synode 
ftattfinden, die von der Staatöregierung berufen wird. Niemand 
kann wegen ber freien Neußerung bloßer Meinungen zur Verant— 
wortung gezogen werben, den Fall des Vergehend oder der Rechts— 
verlegung ausgenommen. Die Genfur ift auf die bundesgefeglichen 
Fälle bejchränft. Die Freiheit der Berfon und des Eigenthums 
unterliegt Feiner andern Beichränfung, als welche das Recht und 
die Gefeße beftimmen. Das Eigenthum kann für Zwede des 
Staated oder einer Gemeinde nur in den durch die Geſetze beftimm: 
ten Fällen und Formen gegen vorgängige Entfehädigung in An: 
fpruch genommen werden. Das Vermögen und Einfommen der 
Gemeinden darf nicht mit dem Vermögen und infommen des 
Staated vereinigt werden, Keine Gemeinde fann mit Leiftungen 
und Ausgaben beſchwert werden, wozu fie nicht nach allgemeinen 
Gefegen odet befonderen Rechtsverhältniffen verbunden if. Alle 
Laften, welche nicht die örtlichen Bedürfuiffe der Gemeinden er- 
heifhen, müffen von dem gefummten Lande oder dem betreffenden 
Theile defjelben getragen werden. Die Rechtspflege foll von der 
Landesverwaltung auf immer getrennt fein. Die Idee, Mitglieder 
des höchften Gerichtähofes durch die Etände, wie in Hannover, 
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wählen zu laffen, vermogte fih feine Geltung zu verfchaffen; es 
‚ wurde das als die Verpflanzgung einer aus feudalen Inftitutionen 
herausgeriffenen Einrichtung in fremde Umgebung bezeichnet. Da- 
gegen fol Niemand an der Verfolgung des Rechtsweges gehins 
dert werden fönnen. Die Beurtheilung, ob eine Sache zum Ge: 
richtöverfahren fich eignet, gebührt dem Richter, nach Maaßgabe 
der allgemeinen Redytsgrundfäge und folcher Gefege, welche mit 
Beiftimmung der Landftände werden erlaffen werden. Niemand 
darf feinem gefeglichen Richter entzugen werden; außerordentliche 
Gerichtöhöfe dürfen niemals eingeführt werden; Niemand darf ans 
ders ald in den dur die Gefege beftimmten Fällen und Formen 
in gerichtliche Unterfuchung gezogen, zur gefänglichen Haft gebracht 
oder geftraft werden. Alle Urtheile über politifche oder Preßver— 
gehen follen mit den Entfcheidungsgründen öffentlich) befannt ges 
macht werden. Die Hausfuchung findet nur auf Verfügung des 
zuftändigen Gerichts oder der Drtöobrigfeit in den gefeglich be— 
ftimmten Fällen und Formen Statt. Keinem Angefchuldigten fann 
- Befchwerdeführung, Bertheidigung und Urtheilfpruch verjagt wer: 
den. Die Gerichte für die bürgerliche und Strafrechtöpflege find 
unabhängig, enticheiden, ohne irgend eine fremde Einwirkung, nad) 
den beitehenden Rechten und verfafjungsmäßigen Gejegen. Ge— 
meinden bedürfen zu einer Klage gegen den Stuatdanwalt nicht 
der Ermächtigung einer Verwaltungsbehörde. ine gerichtliche 
Unterfuchung wegen Dienitvergehen fann nicht im Wege der Gnade 
niedergefchlagen, ein zur Entjegung vom Amte verurtheilter Staats» 
diener nicht wieder angeftellt werden. Cine Verlegung der Ber: 
faffung oder ein auf deren Umſturz gerichtetes Unternehmen ift 
vom -landesherrlihen Begnadigungsredhte ausgenommen. 

Das ift, neben einigen leitenden Grundfägen für die Fünftige 
Gefeggebung, der wefentlichite Inhalt der Verfaffungsurfunde vom 
5. Januar 1831. Alle gefeglichen Beitimmungen und Anordnuns 
gen jeder Art, welche damit im MWiderfpruche ftehen, find ausdrüd- 
lich in ihrer Schlußbeftimmung für aufgehoben erklärt. Sie ſelbſt 
fol nur mit Stimmeneinhelligfeit ver Landftände geändert oder 
erläutert werden fünnen. ine Stimmenmehrheit von drei Vier: 
theilen hat gleiche Kraft, wenn fie fich auf zwei nacheinander fol⸗ 
genden Landtagen wiederholt. Zweifel, die ſich dereinſt etwa 
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zwiſchen der Staatsregierung und den Landſtänden über den Sinn 
einzelner Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde erheben ſollten, find 
der Entfcheidung eines Kompromißgerichtd zu überweifen, zu weldem 
von der Regierung drei Rechtskundige gewählt werden, und drei 
von den Landftändenz; das Roos beftimmt aus diefen Sechs den 
Vorfigenden mit entfcheidender Stimme bei Etimmengleichheit. 
Kaum befannt, fprachen ſich von allen Seiten belchrende Stimmen 
über das Verftändniß der Verfaffungsurfunde aus, mit Vorfchlägen 
über die Mittel, ihre Grundfäge in das Leben des Volkes allent- 
halben übergehen zu laffen. Martin (S. 171.) war es, der bie 
Reihe derfelben eröffnete. Es begann in Heſſen eine Tagespreife. 


- Zur Berfündigung der Berfaffung hatte Wilhelm I. den 8. Ja— 
mar auserfehen. Auf deffen Einladung fam am Borabende diefes 


; Tages feine Gemalin mit ihrer Tochter von Fulda nach Caſſel. 
‚ Wilhelm II. empfing fie, begleitet vom ganzen Hofitaate, zeigte mit 
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ihr ſich dem Volke, das in einen unbeſchreiblichen Jubel ausbrach, 
den durch die glänzendſten Meteore ſelbſt der Himmel mitzufeiern 


ſchien. Auch der Kurprinz traf in Caſſel ein. Manger (S. 171)— 


wurde ſeiner Haft entlaſſen; eine Vertheldigung, die er von Neuem 
bei dem Oberappellationsgerichte verſuchte, führte ſpäter zu ſeiner 
gänzlichen Freiſprechung von der nachfolgenden Theilnahme an den 
Drohbriefen und der Begünftigung des darin liegenden Verbrechens. 
Rieß wurde zum Director der PBrovinzialsRegierung in Hanau er: 
nannt. Schminfe übernahm das Minifterium des Innern; fein 
Referent follte Schrader (©. 191.) werden, der ihm von Jugend 
auf befreundet war. Ganz gegen feine Wünfche war Wiederhold 
(S. 152. 182.) nad) Rinteln verfeßt, der ſtets mit Schrader rivas 
fifirt hatte, als fie beide bier im Collegium der Regierung faßen. 
An feine Stelle beim Dbergericht in Gaffel war Rommel von Rin- 
teln berufen. NRivalier ward Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten. Engelhard (©. 159. 182) ging zum Oberappellationdgericht. 
Mit folhen Perfonal-Beränderungen wurde die Verfündigung der 
Verfaſſung eingeleitet. Umgeben von den Miniftern und anderen 
höheren Beamten, den Chefs des Milituird und der Bürgergarde, 
den Oefandten von Deftreich, Preußen und Sachfen, ließ Wilhelm II. 
auf dem Throne fich nieder; fein Sohn, der Kurprinz, faß ihm 
zur Seite. 
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Mit dem Erbmarfchall an der Epige traten dann die Stände 
in den Thronfaal ein und ftellten, in Curien geordnet, ſich vor 
den Zürften hin. Echminfe eröffnete der Verſammlung, daß jegt 
das ernfte Firftenwort, welches Wilhelm II, feinem Wolfe gegeben, 
das Verſprechen einer zeitgemäßen Verfaſſung, in Erfüllung gebe, 
ein neues Band der Liebe, der Anhänglichfeit und Treue zwifchen 
Fürft und Volk gefnüpft werde, das gegenfeitige Vertrauen eine 
verjüngte Kraft erhalte. Eggena (©. 152.) verlas darauf die Ber: 
faffungsurfunde. Dann nahm Wilhelm II. fie in die Hände. „Ich 
übergebe Ihnen hier die Verfaffung und wünſche Heffen Glüd da: 
zu.” Mit diefen Worten reichte er fie dem Erbmarfchall. In 
feiner Hand diefelbe haltend, erflärte der Erbmarſchall, daß die 
vor dem Throne verfammelten Stände aus des Fürften Hände die 
Berfaffungsurfunde empfangen, durch welche der Beherrfcher und 


die Abgeordneten des Volkes eine unerfchütterliche Grundfeſte des 


Staates im vollen Einverftändniffe aufrichteten. Zum Zeichen, daß 
ihr Inhalt dem landftändifchen Einverftindniffe vollkommen ent- 
fprechend fei, unterjchrieben alle Mitglieder des Landtags die Ver— 
faffungsurfunde. Als fichtbared Denkmal diefer Wohlthat be- 
fchloffen die Landftände, Wilhelms II. Statue in der Reſidenzſtadt 
aufrichten zu laffen. Im Wilhelms II. Hand legten die Minifter 
den Eid auf Beobachtung der DVerfaffungsurfunde; Schenf und 
Schminfe nahmen diefen Eid jedem der Landftände ab; dann 
ſchworen die anweſenden höheren Givil- und Militairbeamten ; diefe 
empfingen den Eid von allen Staatsdienern, den aufgeftellten Trup 
pen, den verfammelten Bürgern, und fo wurde aller Orten von 
allen achtzehnjährigen Männern der Eid auf die Verfaffung ge— 
leiftet, nur von einem einzigen Menſchen, in einem fuldaifchen 
Dorfe, dem Advocaten Wilhelm, verweigert. Auch die Schaum: 
burger ſchworen, folchergeftalt die Grafſchaft Kurheſſen incorporirend; 
es war ihnen zugefichert, ihre bisherigen Landftände zur Mitwir- 
fung bei Maaßregeln beizubehalten, die nur diefen Bezirf betreffen. 
Der Magiftrat von Caſſel erihien, wie am 15. September 1830, 
vor Wilhelm I, um ihm den Danf der Bürgerfchaft darzubringen. 
Diefe in ihrem Haupt und Vertreter zu ehren, wurde Schomburg 
von Wilhelm II. mit den Löwenorden geziert. Im ganzen Lande 
ericholl der Lobgefang des Herrn am 9. Januar 1831 ob der 


— 


— 218 — 


glücklichen Beendigung des Verfaſſungswerkes Mit Gemalin, 


Soehn und Tochter begab ſich Wilpelm II. in das Gotteshaus. . 


Abends wogte ein glänzender Fadelzug der Bürgerfchaft von Caſſel 
zum Hauptportale des Schloſſes; ald eine Opferflamme auf dem 
Altare der Liebe in Mitten der Bürger aufloderte, jahen dieſe mit 
wahrer Rührung auf des Schloſſes Balcone die Kurfürftin Augufte 
in ihres Gemals zärtlicher Umarmung. An diefem Tage fühlte 


Kurheſſens Volf ſich wohl und glüdlic. / Ueberall ertönte laut die 
Freude bis in die Nacht hinein. 


In der nämlichen Nacht traf von Frankfurt, durch Deines (©. 169) 


| begleitet, die Gräfin Reichenbach auf dem Schloß zu Wilhelmshöhe 


ein, fam bier mit Wilhelm II. zufammen. Klug mogte das in 
diefem Augenblicke nicht gehandelt fein; fie war nicht gut dabei 
berathen gewefen. Wer aber war allein berechtigt, dort ihr ven 
Aufenthalt zu geftatten oder ihrer Gegenwart zu widerfprechen, 
wenn die Freiheit der Berfon feiner andern Beichränfung unterliegt, 
ald welche das Recht und die Geſetze beftimmen, der Aufenthalt 
innerhalb der Gränzen des Staates den geleglichen Schuß begrün- 
det? Doc ein Gefühl des Unwillens durchzudte alle Gemüther, 


' al am 10. Januar in Caſſel ruchbar wurde, die Reichenbach fei 


wieder bei Wilhelm II., habe an feiner Tafel ihren Sig gehabt, 
und wie des Haufes Frau gewaltet, Don ihrem Berhältniß zu 
Wilhelm Il. entlehnte Bezeichnungen gingen von Mund zu Mund, 
bei Eivil und Militair; je näher jemand dem Hofe ftand, defto 
unangenehmer mogte er durch den Gedanken berührt werden, daß 
ihre Herrfchaft wieder ſich geltend machen fünne. Bei einbredjender 
Dunkelheit nahmen VBolfshaufen lärmend ihren Weg nad dem 
reichenbachſchen Haufe in Caffel; dieſem gegenüber lag Rivaliers 
Wohnung; deren Fenfter wurden mit Geldftüden und mit Steinen 
bedroht und beſchädigt, bis die Bürgergarde die Menge verjagte. 
Am Morgen des 11. Januar fammelten wieder fih Menichen auf 
den Straßen; man meinte, es fei der verehrten Kurfürftin ein Uns 
recht gefchehen; diefe ſchrieb Schomburg, daß fie gegen den Aufent- 
halt der Gräfin Reichenbach in Wilhelmshöhe feinen Widerfpruch 
erbebe; doch waren fchon die Leute vor das wilhelmshöher Thor 
gegangen. Jordan jammerte: Das gibt ein Loch in die Ver 
faffung! Die Truppen waren befehligt, die Straße zu fperren; 
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ein Detachement ftellte fich in derfelben auf, nahm ihre ganze Breite 
ein, niemanden auf der Straße durchlaffend; die Menfchen aber 
gingen durch den Chauffeegraben über das Feld und ftanden uns 
gehindert jenjeitd der Truppen auf dem Wege nad) Wilhelmshöhe. 
Wirklich dahin find fie nicht gedrungen. Aber im Schloß zu Wil: 
helmshöhe wurde die Furcht rege, das Bertrauen auf die Beftres 
bungen zur Aufrechthaltung ver Ordnung wanfend gemacht. Miniiter 


und Generale, zu Rathe gezogen, glaubten die Erhaltung der Ruhe 


ohne Entfernung der Gräfin Reichenbach nicht verbürgen zu können; 
wiederum von Deines begleitet verließ diefelbe eiligft Wilhelmshöhe 
und wendete fih nad) Hanau. Wilhelm Il. fchrieb felbft das feiner 
Gemalin. So war die Trennung von der Reichenbady bewirkt, die 
in manchen Kreifen fchon feit Jahren gewünfcht fein mogte. In 
Caſſel wurde befannt gemacht, daß der Anlaß der Aufregung befeitigt 


fei. Nun hörte auch diefe auf. Friedrich Wilhelm begab fih \ 


wieder nach Fulda, wo jet, als #reifrau von Schaum- 


burg die Dame lebte, die er früher in Bonn hatte Fennen ges 
lernt (S. 183). Die öffentliche Stimme mißtraute Rivalierd Gefin- 


nung, hielt Schminfe in den obwaltenden Zeitverhältniffen feinem 


Amte nicht gewachfen,, maß Schrader zu bureaucratifchroyaliftifche 


Tendenzen bei. So hatte das am Tage vor der Berfaffungs- | 


verfündigung gebildete Minifterium Elemente, die daſſelbe hinderten, 
fi) Vertrauen zu erwerben. Auf Hammerfteind Andringen wurde 
Echenf von den Ständen angegangen, für verfaffungsmäßige Bes 
jegung aller Miniiterialdepartementd zu forgen. Es mißglüdten die 
Beriuche, Wiederholds Verfegung nad Rinteln rüdgängig zu machen. 
Aber Echminfe erhielt den erbetenen Abfchied; Schrader ließ 
man in Rinteln. Rieß blieb Minifter des Innern, Müldner 
wurde Kriegsminifter; Kopp, der Finanzminifter, zugleich Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten an Rivalierd Stelle, für den man den 
Gefandfchaftspoften in Wien beftimmte, ohne daß er Ddenfelben 
antrat. Eggena wurde zum Minifterialreferenten für die, mehren 
Departements gemeinfchaftlichen, Angelegenheiten ernannt, Wöhler, 


mit der oberen Leitung der Staatöprocefle beauftragt und zu den. 


Berathungen des Staatsminifteriums herangezogen. In diefem 
erhielt der AJuftigminifter von Schenf die Präftvialleitung aller 
Geſchäfte. 
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Am 38. Januar machte dad Etaatöminifterium befannt, daß 
es in Gemäßheit der Berfaffungsurfunde nunmehr in feinen 
verantwortlichen Worftänden vollftändig conftitwirt fei, mit dem 
Berfprechen, die Verfaſſungsurkunde auf das Genauefte befolgen zu 
wollen, deren Wohlthaten fämmtlidyen Angehörigen des Staates im 
vollften Maaße zu Theil werden zu laffen, fie gegen alle gefeg:.und 
verfaffungswidrigen Anmuthungen zu fhügen. Hand Daniel Lud— 
wig, der jüngere Haffenpflug, ald Affeffor in dem DOberappellations- 
gerichte mit dem Titel eines Obergerichtsraths angeftellt, hielt diefe 
feine Stellung im Widerfprud mit den Vorſchriften der Verfaſſungs— 
urfunde, weil zufolge derfelben der höchfte Gerichtshof nur aus 
wirklichen Räthen beftehen ſolle. Darauf erhielt Haffenpflug bie 
Ernennung zum Oberappellationsgerichtörathe. “Die katholifcye Geift- 
lichkeit in Fulda knüpfte Verwahrungen und Vorbehalte an ihren 
auf die Verfaſſung geleiften Eid. Sie hielt die Gewiſſensfreiheit 
beeinträchtigt und die wohlerworbenen Rechte der Kirche benachtheiligt, 
weil die Verfaffung den Staatsbehörden die Einficht in die Erlaffe 
der Fatholifchen Kirchenbehörde und in die bifchöflihen Communi— 
cationen mit dem päpftlichen Stuhle, auch gegen den Mißbrauch 
der geiftlihen Gewalt einen Recurd an die Landesbehörden geftattet, 
Dagegen die Religion zum Vorwande zu nehmen verbietet, um ſich 
einer gefeglichen Verbindlichkeit zu entziehen. Doch legte diefen 
Berwahrungen und Vorbehalten ein Gewicht weder die Regierung, 
noch der Landtag bei, da durch die Verfaffung die in der Stiftungs— 
urfunde für das Bisthum (S. 175) verfiherten Rechte der Geift: 
lichfeit nicht geändert waren. Die Landftände blieben in geheimen 
Sigungen noch verfammelt zur Erledigung einiger durch die Ver: 
faffungsurfunde ihnen ausdrüdlich überwiefenen Gefchäfte. Dazu 
gehörte die Wahl des Landſyndicus. Sie traf Schomburg, aber 
Gafjeld Bewohner, Gilden und Vorftinde wollten ihren Bürgers 
meifter nicht miffen, wollten um jeden Preis ihn der ftädtifchen 
Verwaltung erhalten fehen, und Schomburg gab nad, ſchlug das 
Landfyndicat aus, ſchlug es, als die Stände bei ihrer Wahl beharr- 
ten, zum zweiten Male aus. Es fiel daffelde nun nicht Bender (E. 
156) zu, auf den die Wahl fich lenfen zu wollen ſchien, ſondern 
einem Anwalte, einem Manne von braver Gefinnung, deſſen Ge: 
fundheit aber leidend war. So hat der bedeutungsvolle Beruf 
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eines ftändigen Rechts-Conſulenten der Landitände und ihres pers 
manenten Ausfchuffes, den Schomburg fo erhaben zu fchildern wußte, 
fih niemals vollfommen entwidelt. Schomburg, deffen Bemühung 
und umfichtiger Behandlung man fo Vieles rüdfichtlih der Tren- 
nung des Haus: und Staatsſchatzes verdanfte, wurde von den 
Landftänden zur Direction des leßteren, neben feinem ftäptifchen 
Amte, im Verein mit Schotten, Wöhler und Deined auserfehen, 
daneben ein, die Verwaltung des Haus- und Staatsfchages 
controlirender, Ausſchuß der Landitände eingefegt. Die Vorfchriften 
über die Wahl der Abgeordneten waren in ein befonderes Gefep 
zufammengefaßt. Eine Gefchäftsordnung für die Ständeverfamm- 
(ung überließ den Landftänden die Prüfung ihrer Legitimationen, 
die Entſcheidung über deren Zulänglichfeit, wie über die Gültigkeit 
der Wahlen. Auf den Antrag der Stände wurden die Stempel: 
abgaben, im Ertrage wohl um 60000 Thlr., ebenfo die Conſum— 
tionsfteuern gemindert. Für Civil und Militair erfchien ein Staats— 
dienſtgeſetz. Mit jedem Staatödienfte foll eine Normalbejoldung 
verbunden werben, für eintretende Dienftunfähigfeit wird Penſion 
nad) einem feiten Maaßftabe aus der Staatscaffe zugefichert, auch 
für die Wittwen und Waifen der Diener. Ein Minifter, der wider 
feinen Willen oder gemäß feinem, auf die befondere Verantwort« 
lichfeit in feiner Stellung: gegründeten, Anfuchen entlaffen wird, 
behält die mit feinem früheren Dienfte verbunden geweſene Befol- 
dung. — Damit eine gehörige Aufficht über die Dienftführung 
ber Behörden ftetd mit Zuverläffigkeit gehandhabt werben Fönne, 
wurde die Staatsregierung von den Ständen angegangen, periodis 
Ihe Vifitationen der oberen und unteren Staatöbehörden vorzunehs 
men, Die Stände empfahlen die Einrichtung einer Taubſtummen— 
lehranftalt, die Unterftügung der Gemeinden bei Schulhausbauten, 
ebenfo die Ausführung zwedmäßiger Bauten zur Befriedigung des 
Gewerb: und Nahrungsftanded. Den bisherigen Nothftaud der 
gewerbtreibenden Claſſe fchrieben die Landftände hauptſächlich dem 
in den teutfchen Ländern eingeführten Syſteme der Abjonderung und 
Gränziperre zu; fie erfuchten die Regierung, bei dem Bundedtage 
dahin zu wirfen, daß dem $. 19 der Bundesacte endlich eine wirk— 
ſame Folge in Herftellung eines völlig freien Verkehrs innerhalb 
Zeutjchlande Gränzen gegeben werde. Mit den Nachbarjtaaten 
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wünfchten die Stände einftweilen al&bald eine völlige Vereinigung 
zu einem gemeinfchaftlichen Zollſyſteme. Die Landftände ftellten den 
Rechtszuſtand, deffen Grundlagen ohne inneren Zufammenhang 
fremden Völkern von den verfchiedenften Bildungsftufen und Rechts— 
anfichten entlehnt feien, ald fo unzureichend dar, daß eine umfichtige 
Reviſion der noch geltenden Rechts- und Procefnormen ein drin- 
gendes Bedürfniß erfcheine, welches ſchon von früheren Landesfür— 
ften vielfältig anerfannt fei. Sie erſuchten deshalb die Staats- 
regierung, eine Sichtung, Umarbeitung und Ergänzung jener Normen 
zu veranftalten und drangen auf die Ausarbeitung von Entwürfen 
zu einer bürgerlichen und Straf» Procefordnung, fo wie zu einem 
bürgerlichen und Strafgefegbub. Sie wünſchten, daß mit diefen 
Arbeiten Männer beauftragt werden mögten, welche ebenfo mit der 
Theorie, ald mit den Verhältniffen und Bedürfniffen des Volkes 
vertraut find, daher zu den Erwartungen berechtigten, daß die Ent» 
würfe diefer Gefeßbücher den erläuterten Recdhtsanfichten und Be- 
dürfniffen der Zeit entfprechen, auch fid) durch materielle Vollſtän— 
digfeit, wie durd formelle Zwedmäßigfeit auszeichnen werden. Das 
erhielt Zufage. Wiederhufd, Pfeiffer, Bender und Engelhard, der 
jüngere Haffenpflug und Andere wurden mit den Arbeiten beauf- 
tragt; binfichtlih des zu befolgenden Planes und ver leitenden 
Grundſätze follte Eggena die Vermittlung zwifchen der Commiſſion 
und dem Minifterium bilden. Aber nicht einmal der Anfang mit 
den Arbeiten wurde gemacht. Bender fchilderte die Schwierigkeiten, 
die mit Abfafjung eined Griminalgefegbuches verfnüpft feien und 
empfahl deren Auffhub auf eine günftigere Zeit, ſprach ſich auch 
für Beibehaltung der Militairgerichte aus. Eine Menge anderer 
Gegenftände der Geſetzgebung brachten die Landftände in Anregung. 
Sie begehrten ein Einfchreiten der geleßgebenden Gewalt für Ab- 
fürzung der Minperjährigfeit, für Feſtſetzung der Studirzeit, für 
Berbefferung des Landfchulwefens, wegen Vergehungen der Eivils 
ftaat&diener, rüdfichtlid des Eigentums der Anflüffe herrenlofer 
und verlaffener Grundftüde, für die Theilung der Gemeinheiten, 
die Zufammenlegung der Grundjtüde, die Beitreibung der öffentlichen 
Abgaben, die Verbeſſerung des Hypothefenwefens, für die Grün- 
dung von Ereditvereinen und Hülfscaffen, für die Einrichtungen der 
Armenpflege, für die Beſchränkung der Militairgerichtöbarfeit, für 
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die Ausgleichung der Kriegslaften, wegen Erfah des Wildfchadens, 
für Einfchränfung der Wegegeldsabgabe, für Ermäßigung der Salz - 
preife und Hundefteuer, für die Aufhebung der Branntweindtaren. 
Dazu kamen noch die gefeglihen Anorduungen, welche durch die 
Berfaffungsurfunde ſelbſt in Ausficht geftellt waren, über Erwerb 
und Verluft der Staatsangehörigfeit, binftchtlich der von der Leib- 
eigenfchaft herrührenden Abgaben, wegen gleichförmiger Feſtſtellung 
der Verhältniffe der Israeliten, über die Abtretung des Eigenthums 
zu öffentlichen Zweden, über die Ablöfung der Dienfte und Grund» 
lafien, über Aufhebung der Bann» und Zwangsrechte, über Beftim- 
mung ber Gewerbe, deren Betrieb von einer Erlaubniß des Etaates 
abhängig bleiben folle, gegen die Preßvergehen, über die Verbind— 
lichfeit zum Kriegsdienſte, über die Gemeindeverwaltung, über die 
Bildung von Bezirfsräthen, über die Zahl der Gerichtsmitglieber, 
über die Verhältniffe der Staatsanwälte, über die Einridytung von 
Familienräthen. Die Regierung verficherte, alle diefe Gefegentwürfe 
mit größter Befchleunigung bearbeiten zu laffen und nad Mög- 
lichfeit dem nächften Zandtage vorzulegen. Nach der unendlichen 
Reihe diefer Anordnungen, die von den Ständen fowohl als von 
der Regierung für dringende, eiligfte Abhülfe erheifchende, Landes— 
bedürfniffe erflärt waren, läßt fid der Umfang der Thätigfeit 
benieffen, welche die gefeßgebende Gewalt in der Vergangenheit an 
den Tag gelegt hatte, läßt fid) die Größe der Aufgabe bemeffen, 
welche dem nächften Landtage geftellt war. 

Noch einmal trat eine Aufregung der fortwährend erwerbe- 
loſen Bolfsclaffe in Gaffel ein, ald diefelbe die Abfuhr der reichen- 
badhfchen Effecten nah Frankfurt zu hindern drohte, unter denen 
man viele Gegenftände aus dem fürftlichen Palaſte vermuthete. 
Doch die Bürgergarde zerftreute die Haufen, und verkündete als 
ihr ernftes Wort, bei künftigen tumultuarifchen Bewegungen uns 
nachſichtlich durch Waffengewalt dem Gefege die erforderliche Ach» 
tung verfchaffen zu wollen, die Urfache der Statt gefundenen Bes 
wegungen auf Unrubftifter fchiebend, weldye es wagten, das in 
der Berfaffungsurfunde errungene Pfand ver bürgerlichen Freiheit 
anzugreifen. Unter foldhen au in Hanau und Marburg fich fund 
gebenvden fruchtlofen Verfuchen zu Störungen der Ruhe und Ord— 
nung rüdte das Ende des Landtags heran. Der Magiftrat von 
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Caſſel dankte den Ständen für ihre verdienſtvollen Bemühungen. 
„Nur dann“, antworteten dieſe, „wenn die Bürger der übrigen 
Städte und die Bewohner der Landgemeinden Ihrem Beiſpiele fol— 
gen, durch Gefinnung und That beweiſen, dag Ordnungsliebe, 
ſtrenge Geſetzlichkeit, Religion und Sittlichkeit die ſicherſten Bürg— 
ſchaften der Verfaſſung ſeien, können deren Wohlthaten allgemein 
werden und das Glück des Landes für Jahrhunderte begründen“. 
Die ſtändiſche Verhandlung ſchloß mit einem Landtagsabſchiede, 
der von den Landſtänden und den landesherrlichen Commiſſarien 
vollzogen, dann von Wilhelm II. unter Contrafignatur aller Mi- 
nifter genehmigt wurde. Darin ift die Berfaffungsurfunde . vom 
5. Januar 1831 für ein Grundgeſetz erflärt, deſſen VerbindlichFeit 
für den Regenten, wie die Regierten in allen Zeiten feftftehen und 
niemald durch irgend ein die Thronfolge oder den Staat betreffen» 
ded Greigniß erfchüttert werden fol, Rehm, der Profeſſor der 
Geſchichte an der Landesuniverfität, nannte daffelbe, bei feierlicher 
Beranlaffung, einen Staatögrumdvertrag, hervorgegangen aus des 
Volkes eigenthümlichen, durch eine reiche gefchichtliche Worzeit bes 
gründeten, Berhältniffen. Der Bundeöverfammlung wurde eine 
Ausfertigung diefer Berfaffungsurfunde mit dem Erfuchen um 
Uebernahme der bundesgefeglichen Garantie überreicht. Meyerfeld 
erwähnte dabei, e8 habe der Kurfürft den Bewohnern des Kurs 
fürſtenthums, deſſen einzelne Beftandiheile bisher verfchiedene Ver: 
faffungen befaßen, eine dem ganzen Kurftaate gemeinfame und mit 
den Wünſchen der Abgeordneten deffelben übereinftimmende land- 
ftindifche Verfaffung gegeben. Erſt wurden darüber Inftructionen 
von den Höfen eingeholt, dann Deftreih, Preußen, Baden und 
Holftein, auserfehn, den Antrag zu begutachten, was aber ganz 
unterblieben if. „Durd die, unter Ihrer thätigen Mitwirfung 
vollendete Entwerfung der Berfaffungsurfunde”, fo ſprach Porbed 
beim Scheivegruß zu den Ständen, „it das Glück Ihrer Mitbürger 
auf mehre Generationen begründet. Grundfäge, auf welde das 
Glück der Völfer gebaut werden muß, find nicht nur ausgeſprochen, 
fondern es find auch die Geſetze angegeben, welche zur Ausführung 
der neuen Verfaſſung nothwendig find“. Eggena, deffen Briftand 
jo viel zu verdanfen war, der, mit Pfeiffers Unterftügung, fo hohe 
Berdienfte um das Berfaflungswerf fh erworben hatte, mochte er 
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‚gleich bisweilen. durch fchlaue Sprachwendungen manche Beftim- 
mungen der Verfaffungsurfunde, nicht. unabfihtlid, ſchwankender 
Bedentung fähig gemacht haben, auch Eggena redete nochmals mit 
Wärme zu den Landftänden. „Als noch die Kriſis einer politifchen 
Wiedergeburt den ganzen Staatöförper durchbebte und in defjen innerftes 
Geäder das fremdartige Gift eines revolutionairen Fanatismus ein— 
zudringen drohte, da waren Eie einmüthig in der Verftärfung der 
Staatsgewalt gegen jeden Angriff auf die öffentliche Ordnung, unbe» 
fümmert um dad Gefchrei tobfüchtiger Anarchiſten. Und durd das 
ganze Werk der. friedlichen Reform hindurch find Cie nicht abge- 
wichen von der Bethätigung Ihrer Ueberzeugung, daß der Staatd- 
regierung nad) allen Seiten hin fo viele Rechte gebühren, als die 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten im vollften, Umfange erheifht. Ihr 
practifcher Sinn hat ein Staatsgebäude aufrichten helfen, wie es 
und recht und gemächlich ift, die wir darin. wohnen follen. Mili— 
tair oder Civil, geiftlid oder weltlih, Bürger oder Landmann, 
hoch oder niedrig, Alle: nehmen Theil an Ihren fegensvollen Saa— 
ten. Sorgend für die Staatödiener in jedem Betracht, traten Sie 
feft entgegen der Beamtenwilltür, der furchtbarften aller Ariftos 
eratien.. Der weife Herrfhher und das dankbare Volk werden 
diefen Landtag und fein Wirken ehren immerdar.“ 

Das gefhah am 9. März 1831; andern Tages begab Wil- 
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beim I. ſich auf die. Schlöffer in der Provinz Hanau, wo die 
Gräfin Reichenbach weilte. Nivalier begleitete: ihn, um niemals | 


Eaffel wieder zu fehn. Auch Schulrath; Grimm (S. 182) folgte 
ihm, um ferner den Unterricht der reichenbachichen Kinder zu leiten. 

Schon wurden die Wahlen für den neuen Landtag betrieben. 
MWiederhold hatte fich an feinen Poften nach Rinteln begeben ; ihm 
vorher ging das Gerücht, daß er hier zum Landtagsdeputirten werde 
gewählt werden; und fo geſchah es wirklich durch die ſchaumburger 
Städte. | 

Bol. Eiferd, die hohe Aufgabe zu löfen, die durdy den Land— 
tagsabfchied vom 9. März dem neuen Landtage vorgezeichnet war, 
um die durch die Verfaffung verheißenen Wohlthaten zu verwirf- 


lichen, ftellten fi) die Deputirten am 11. April zu Caſſel ein, aber - 


fie trafen bier nicht das Dberhaupt des Staates. Wilfe, aus dem 
Lande an der Diemel (58), hielt jegt, ald Pfarrer in. Gaflel, 
15 
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am Altare die. Begrüßungsrede. Zum erſten Male erſchienen unter 
den Landftänden, theild in Perfon, theild durch Bevolimächtigte 
"vertreten, bie Prinzen des Hauſes; Landesberg (S. 194) vertrat 
den Landgrafen Carl; den Chef derjenigen apanagirten Linie, 
welche zunächft, Wilhelm von Baumbach den Landgrafen Friedrich, 
deffen Linie nach jener zur Thronfolge berufen war; für diejenige 
Linie, welche von Philipp, dem jüngeren Bruder. des 1730 ges 
ftorbenen Landgrafen Carl, abftammte, erfchienen, weil fie in zwei 
Branchen zerfallen fei, die fich in bie, ihrem Stammvater audge- 
feßte Apanage theilten, die Landgrafen von Philippsthal und von 
Barchfeld, die beide ald Ständemitglieder anerkannt wurden. Cie 
wollten die Berfafjungsurfunde mit Vorbehalt der Rechte beſchwören, 
welche ihnen aus den Familienverträgen mit dem regierenden Haufe 
— zuftänden, . Die Landftände fanden dabei nichts zu erinnern, wenn 
fie den Ständeeid unbedingt leiften würden, ‚durch den fie bie 
Staatöverfaffung heilig zu halten gelobten. Nur die von den nach— 
gebornen Söhnen des Landgrafen Morig ftanımende, im Jahre 1627 
bei Einführung. der Primogenitur durch den vierten Theil des Lan- 
des (Duart) paragirte rotenburger Linie erſchien nicht. unter den 
Landftänden. Landgraf Birtor Amadeus von Rotenburg, der legte 
dieſes Zweiged, zum zweiten Male kinderloſer Wittwer, hatte bei 
der Bundesverfammlung Verwahrung gegen diejenigen Beftimmungen 
der Berfaffungsurfunde eingelegt, durch welche er, der dem regie- 
renden Herrn coordinirt fei, gleich dem niederen Adel in die Land» 
ftandichaft gereiht, in der Verfügung über fein Eigenthum befchränft 
und hinfichtlich der Verheirathung an die Einwilligung des. Landes: 
herrn gebunden fei, ohne welche er fih zum. dritten Male ver- 
mälte, Ueber viefe Beſchwerde eine Erklärung abzugeben , wei— 
gerte Kurheſſen ſich ſo lange, ald nicht der Bund die erbetene 
Garantie der. Berfaffung übernommen habe. 

MWiederhold, Jordan, Trott, der Obervorfteher der Stifter, und 
Pfeiffer, von den Landgemeinden am Diemelftrome zum Deputirten ges 
wählt, waren zu Candidaten für dad Präſidium auserfehn. Pfeiffer 
wurbe zum Präftdenten vom Landesherrn ernannt ; ald aber deffen Depu⸗ 
tirtenwahl wegen Bormfehler für nichtig erklärt wurde, trat Trott 
als Bräfident an feine Stelle; der Oberappellationsrath Morig von 
Baumbach war BVicepräfivent, Duyfing, der Bürgermeiſter von 
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Marburg, und der Regierungsſecretar Müller aus Hanau waren 
zu Secretare der Ständeverfammlung erwählt. In des abwefenden 
Kurfürften Auftrage eröffnete Schenk zu Schweinsberg die Stände 
verfammlung; er ‚gedachte in feiner Rede des neuen Staatsgrund- 
gefeges, durch welches die früher beftandene Verfaſſung in einer 
dem Bebürfniffe der Zeit und des insihr waltenden unaufhaltſam 
fortfhreitenden. Geifted angemefjenen Weife geändert und feftgefteltt 
fei, durch. welches. der Fürft, feinen Namen verewigend, die Unters 
tbanenrechte feines Volkes bis in die fernfte Zufunft ficher ftellen, 
dieſes gegen Willkür ſchützen und jedem, auch dem geringſten Un— 
terthan eine mittelſt der Geſetze bezeichnete Grenzlinie ſetzen wollte, 
innerhalb welcher er frei und ungeſtört ſich bewegen könne. „Der 
Tag, an welchem zum erften Male die nach. diefer Verfaffung bes 
rufenen Landtagsmitglieder zufammentreten und ihre wichtige Be: 
ftimmung zu erfüllen im Begriffe find, ift ein feierlicher, in Heſſens 
Jahrbüchern merkwürdiger Tagz“ fo ſprach der ehrwürdige Minifter 
in öffentlicher, jedermann zugänglicher Verſammlung der Landſtände. 
Er verband damit die Mittheilung, daß Kurheſſen von der Bundes— 
verſammlung aufgefordert ſei, ſeine Truppen zu rüſten, um ſie zur 
Erhaltung der Ruhe in das Großherzogthum Luxemburg zu ent— 
ſenden. Er erklärte, daß im Innern des Staates die an verſchie— 
denen Orten geſtört geweſene Ruhe wieder hergeſtellt ſei; er wieß, 
als Urſache derſelben, auf den im Lande herrſchenden Nothſtand 
hin, dem wohl durch Palliativmittel auf kurze Zeit, dauernd aber 
bei dem im Innern Teutſchlands erſchwertem freien Verkehre, nur 
in einer dad ganze Gewerb⸗ und Handelsverhältniß umfaffenden 
Weife geholfen werten -fünne Hierauf Ienfte er vorzugsweife 
die Aufmerkfamkeit der Landſtände, da der patriotifche Wunſch, daß 
eine Zolllinie die teutfchen Staaten. umfchließen werde, feiner Exs 
füllung noch nicht nahe zu fein ſcheine. Als die Angelegenheiten, 
die fonft noch einer baldigen Erledigung bedürften, bezeichnete er 
die Gefege über die Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte und über Die 
Ergänzung des Kriegäheeres, über die Bjirgerbewaffnung, über bie 
Prefreiheit, über die Zahl der Gerichtsmitgliever, über die Ab- 
löfung der Frohnen und Grundlaften nebft anderen, die Beförderung 
der landwirthſchaftlichen Cultur betreffenden, Angelegenheiten. 
Wiederhuld entwarf die Antwortsadrefie an den Landesfürften, 
15* 
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Das Volk wird, hieß es darin, das große Grundgeſetz ſeiner Rechte 
und bürgerlichen Freiheiten ſeinen ſpäteſten Enkeln zu erhalten und 
daſſelbe gegen. alle Eingriffe und Verletzungen, ſogar wenn es er: 
fordert wäre, mit feinem Gut und Blut zu vertheidigen wiffen. 
Das Baterland befigt genugfame Mittel zur Beglüdung feiner Be- 
wohner, ed fommt nur darauf an, daß diefelben gehörig aufgefucht, 
wit Weisheit und Liebe angewendet „werden. Allerdings. ließ der 
faft allgemeine Nothftand, der während der legten Jahre eine furcht- 
bare Höhe erreicht hatte, Störungen der öffentlichen Ruhe beforgen, 
allein dennoch, fo ‚lauteten die Worte, die Wiederhold den Ständen 
in den Mund legte, vermögen wir den Glauben nicht zu ‚unter 
drüden, daß diefen Unruhen durch eine größere Energie und Um- 
fiht der mit der Erhaftung der öffentlichen Ruhe beauftragten Be- 
hörden und durch ein zeitigered Ergreifen der fpäterhin, theilweife 
unter landftändifcher Mitwirkung, angewendeten Mittel weit Eräftiger 
und wirffamer hätte begegnet werben können. In ihrem richtigen 
Sinne wiffen die Völker die Unglüdsfälle, die fie durch unvermeids 
liche Naturereigniffe erleiden, von dem Drude wohl zu unterjcheiden, 
der aus fchädlichen Anordnungen der Staatsregierungen entiteht. 
Die in fo vielen Gegenden Teutſchlands entftandenen Unruhen 
dürften wohl ſchwerlich Statt gefunden haben, wenn der 19. Ars 
tifel der teutfchen Bundesacte bereits im Jahre 1815 feine Erledigung 
gefunden hätte, Als wefentlich die Ergänzung der Staatsverfaffung 
bezwedend, war zugleich eine Gemeindeordnung und die Einführung 
von Bezirfsräthen bezeichnet, die zufolge der Verfaffungsurfunde für 
die Berathung und Vorbereitung von Berwaltungsmaaßregeln, welche 
nur das Befte eined einzelnen Bezirks zum Gsgenftande haben, fo 
wie für eine angemeffene Mitaufficht auf die zweckdienliche und 
die Kräfte der Unterthanen am meiften fchonende Ausführung der 
durch Gefege oder befondere Anordnungen der Staatsbehörden ge« 
troffenen wichtigeren Einrichtungen gewählt werden follen. Wenn 
alle, vornehmlich die oberen, Staatsbehörden, fo erklärte die Adreffe 
weiter, nach und nach nur aus Männern beftehen werden, welche 
nicht allein gründliche Kenntniffe und vie erforderliche. Erfahrung 
in dem ihnen anvertrauten Gefchäftsfreife befigen, fondern auch 
den Geift der Zeit, worin fie leben und_die wahren Bedürfniſſe 
des Volkes richtig erkennen, jo wird ſehr bald eine vollfommene 
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Ordnung in allen Zweigen des Staatöbienftes herrſchen. Der 
Staatdregierung gegenüber werden die Abgeordneten des Volkes 
unermüdlich dahin wirfen, daß überall an die Stelle der Willkühr 
die Herrſchaft der Geſetze trete, daß Ordnung und eine weiſe 
Sparſamleit in der Staatsverwaltung beobachtet werde. Ausge— 
ſprochen endlich war in der Adreſſe, daß der landeeväterlichen 
Abſicht, das Wohl der Unterthanen feſt und dauernd begründen zu 
wollen, die ſeit längerer Zeit fortwährende Abweſenheit des Kur— 
fürften aus der Refivenz die unüberfteiglichften Hinderniffe in den 
Weg lege, weil derſelbe des verfaſſungsmäßigen Rathes der für 
die Erteilung deffelden verantwortlichen Minifter faft gänzlich ent: 
behre ‚denn niemals könne der todte Buchſtabe erftatteter Berichte 
ben Mangel einer mündlichen und gründlichen Grörterung erfegen. 
Solche Adreffe genehmigten die Landftände; auf Wiederhoͤlds Vor— 
Ihlag wurde fie am Wilhelmsbade bei Hanau in die Hände Wils 
helms 11. durch eine Deputation gelegt, die, den öftreichifchen General 
Grafen Degenfeld: Schonburg an der Spitze, durch Hammerftein, 
Landeöberg, Dedolph, den Abgeordneten aus den Städten des Diemel: 
bezirfö (©. 58) und einen Deputirten der Landgemeinden gebildet, 
zu dem Zwede entfendet war, die Rückkehr des Kurfürften zu bes 
wirfen, die auch Schenf: mit den übrigen Miniftern für nothwendig 
erachtete. Echomburg fowohl, als der Erbmarſchall und der Lands 
graf Carl zu Barchfeld Hatten die Theilnahme an der Deputation 
ausgeſchlagen, weil fie. glaubten, daß ihre Berfon dem Landesherrn 
unangenehm fein würde, 

Mit Wohlwollen nahm Wilhelm IL. die Deputation auf; er 
empfing von derſelben die Adreffe der Landftände, doch feine Rück— 
fehr nad) Caſſel lehnte er, zwar in mildem, aber feftem und ent: 
ſchiedenem Tone ab. Er verficherte, daß durch feine Abmefenheit 
die Arbeit: der Ständeverfammlung und das Intereſſe des Landes 
nicht Teiven folle; er meinte, feine Gegenwart in der Reſidenzſtadt 
werde eher nachtheilig, als förderlich fein, da er die traurige Ers 
fahrung gemacht babe, daß feine Gegenwart die Unruhen nicht 
verhindert, ſondern hervorgebradht habe. Denn als er fein Volf 
mit einer Conftitution beglückt habe, deren Werth und Gehalt auch 
im Auslande allgemeine Anerfennung fände, als er in fonftiger 
Beziehung viele Opfer und Wohlthaten dem Lande, befonders aber 
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den Bewohnern Caſſels habe angedeihen laſſen, als er habe er- 
warten können, daß dieſes Alles vorzugsweife von den letzteren 
werde anerkannt, werden, babe er ftatt defien, 48 Stunden nad 
ertheilter Conſtitution, die bitterfte ‚Kränfung erfahren. Er rief 
Hammerftein zum Zeugniß auf, daß es Mar am Tage liege, wie 
dieſes Ereigniß fein Vertrauen. zur Etadt Eaffel habe untergraben 
und ſchwächen müſſen; er erwartete von den Landftänden, daß fie 
das Wohl des ganzen Landes von den Beforgniffen einer Etadt, 
und wäre ed die größte, zu unterfcheiden wiſſen würden, Er blieb 
dabei, nad) Caſſel nicht zurüd zu fehren, fo lange die Berhältniffe 
fich nicht gebefiert Kaben würden. Als dann nad) : einander bie 
Mitglieder der Deputation die Bitte um. die Rückkehr nach Eaffel 
wiederholten, bat, fichtlich bewegt, Wilhelm IL ſich ſchweigend ent- 
fernt. Mit diefer Nachricht Fehrte die Deputation in die Mitte 
der Landftände zurüd. Die Bürger des 15. Septemberd, erwie⸗ 
derte Schomburg, diefelben, deren Jubelinf am. 8. Januar beim 
Anblick ihres Negentenpaares begeiftert zum Himmel ftieg, haben 
foldye Vorwürfe nicht verdient. Die Landftände verwendeten bie 
erften Kräfte auf die Prüfung ihrer Vollmachten; nicht Pfeiffers 
Wahl allein blieb angefochten; auch Bender und Andere traf ein 
ähnliches Lood. Mit Sarcasmus critifirte Eggena ein Verfahren, 
welches Nichtigfeiten in der Hintanfegung geringfügiger Formalien 
fuche. Eine Spannung wurde dadurch zwifchen ihm und den 
Landftänden gewedt. Deputirte geriethen darüber gegen einander 
in eine Zeitungsfehde. Mit Bitterfeit benahmen ſich Manche, die 
durch Annulirung ihrer Wahl vom Ständefaale zurüdgehalten 
waren; Scharfe. Aeußerungen fielen darüber wieder inmitten der 
Ständeverfammlung. So zeigte fich bei dem erften Auftreten der 
Landftände die Nothwendigkeit eines neuen Geſetzes über die Legi- 
timation der Abgeordneten, die Bedingung ihrer Zulaffung zu den 
Sigungen und die Statthaftigkeit von Einwendungen gegen die Gül- 
tigkeit der Wahlen, Eggena legte außerdem den Landftänden zunächſt 
Geſetze über die Verbefierung der Wiefen, Weiden und Triften, über 
die Ausübung der Hutegerechtjame, über die Theilung der Hute- 
gemeinheiten und die dem Landgeftüt zu gebende Einrichtung vor, 
um die verfaffungsmäßig zu deren Berfündigung nöthige Beiftim- 
mung der Ständeverfammlung zu ertheilen. In diefer ‚brachte es 
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U eberraſchung hervor, vorzugsweiſe mit ſolchen Gegenſtänden be— 
ſchäftigt zu werden, während die organiſche Auslildung des ganzen 
öffentlihen Zuftanded auf den Grundlagen der Verfaſſungsurkunde 
durchgreifende Einrichtungen und Anordnungen erheifche, ohne 
welche jene ein todter Buchſtabe bleibe, während des Volkes glüs 
hendes Berlangen nad) den in der Conftitution verheißenen Ga- 
rantien feiner Rechte und Freiheiten, nach der Abftellung fo vieler 
zeit: und verfaffungswidrigen Mängel ungeftillt bleibe. Müller von 
Hanau (S.227) hielt die definitive Erledigung faft aller Angelegen- 
heiten von der vorgängigen Einführung einer Gemeindeordnung 
und Ginrichtung der Bezirfsräthe abhängig, weil. erft feftgeftellt 
fein müffe, in wie weit die Verwaltung der öffentlidhen und ge- 
meinfamen Angelegenheiten den vom Staate beftellten Behörden 
überlaffen und in wie weit fie vom Volke felbft durch die Drgane feis 
ner Körperfchaften ausgeübt werben folle. Müller wollte, daß möglichft 
das Volk feine Angelegenheiten felbft beforgen und verwalten folle, 
weil die freifinnigfte Staatöverfaffung nur dann zum lebendigen 
Dafein gelange, wenn ihr Geift auch in den Formen der. Staats- 
verwaltung herrfche, weil politifche und bürgerliche freiheit nur 
in dem Grade wirklich werde, als fie zu den Individuen herunters 
fteigt uud die fpeciellen Verhältniffe des Lebens durchdringt. Eggena 
erhob gegen ſolche Grundfäge Feinerlei Einwendung, erklärte aber, 
daß die Regierung in der Furzen Zeit feit dem jüngſten Landtages 
ſchluß nicht Alles habe bearbeiten Fönnen, fondern gethan habe, 
was ihr möglich gewefen fei. Er legte zur Prüfung und Erörte— 
rung den Entwurf eines Geſetzes über die Ablöfung der Grund: 
laften vor, die das Volk wohl vor Allem am meiften berbeifehnte, 
da fich längere Zeit ver Glaube erhalten hatte, es fei diefelbe ſchon 
unmittelbar durch die Berfaffungsurfunde zugeftanden; er brachte 
den Entwurf eines Geſetzes über die Verhältniffe des Staatdan 
walte® ein, ebenfo über Feſtſetzung des Volljährigkeitsalters, über 
bie Studirzeit, über die Bürgerbewaffnung und über die Zahl ver 
Gerichtöimitglieder., Weit in den Monat Auguft hinein war die 
Zeit vorgerüdt, ehe die Stände ihrer Seits diefe Arbeiten erledigt 
batten; nur in Betreff des letzteren Gefeges hatte ein rafcher Vers 
lauf Statt. Nah Wieverholds Vorſchlage nahmen die Landftände 
den Entwurf fait -ohne eine Aenderung mit Stimmeneinhelligfeit 
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an; derfelbe Fam alöbald zur Berfündigung. - E& war dadurch 
diejenige Vorſchriſt der Berfafjungsurfunde in Erfüllung gebracht, 
derzufolge, um eine unparteiifche, tüchtige und unverzögerte 
Rechtshülfe erwarten zu fönnen, die Zahl der Gerichtömitglieder 
gefeglich beitimmt und jeded Gericht vollftändig bejegt werden foll, 
doch war die Theilnahme von Verwaltungsbeamten an den Polizei: 
und Militair-Strafgerichten beibehalten. Das Minifterium fuchte 
died durch die der militairiichen und polizeilichen, Gerichtöverfaffung 
- nahe bevorftehenden Veränderungen zu rechtfertigen und Niemand 
unter den Ständen hatte dagegen etwas einzuwenden, obwohl 
Wiederhold, unter dem. Beifall der Ständeverfammlung, gleich 
beim Beginn des Landtags die Gerichtöbarfeit der Policeicommiffionen 
als einen verfaffungswidrigen Zuftand geſchildert und auf Abhülfe 
gedrungen , ebenfo der Advorat Scheu das Bedürfniß zur Auf- 
löfung des Oeneralauditoratd gezeigt hatte Scheuf begehrte eine 
al8baldige Feſiſtellung der Normalgehalte, für das Gerichtöperfonal, 
weil ohne foldye die dringend nöthige Bejegung der dur jenes 
Sefeg angeordneten Richterſtellen nicht bewirft werden könne. 
Die Lanpftinde griffen diefen Zweig des Staatsbudgets auf, welches 
ihnen in umfafjender Weife vorgelegt war, um. denfelben abgefondert 
zu regeln. Daß fo vorläufig allein das Juftizperfonal mit höheren 
Befoldungen verfehn wurde, für welches die Beförderung um fo 
rafcher ftieg, je unvollitändiger bisher die Gerichte bejegt geweſen 
waren, das blieb nicht ohne Verftimmung unter den Beamten in 
den übrigen Zweigen des Staatödienftes, bei dem Militair um fo 
weniger, ald von den Ständen eine Reduction der Truppenftärfe 
gewünfcht wurde, durch welche die Hoffnung auf Avancement ges 
mindert werden mußte. So drängten ſich nicht allein die Hoff- 
nungen der meiften Staatöbeamten in den Hintergrund; ed häuften 
ſich aud die von den, Deputirten geltend gemachten Defiderien, 
ohne fo ſchnell verwirklicht zu werden, ald es erwartet werden mochte. 
Duyfing begehrte die Errichtung von Gewerbſchulen, - Schomburg 
wollte eine polytechnifche Lehranftalt, Eberhard forderte Verbefferung 
der Strafanftalten, die öffentlich felbft von dem dabei fungirenden 
Geiftlichen. als Bildungsfchulen für Müpiggang, Verbrechen und 
Lafter bezeichnet waren, Pfeiffer, der, wieder gewählt, von Neuem 
in die Ständeverfammlung eingetreten war, machte auf die Roth: 
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wendigkeit aufmerkſam, die drückende Laſt des Uferbaues (S. 147) 
neu zu reguliren. Andere drangen auf die Abkürzung des Militair— 
dienftes, auf Eröffnung einer im Lande noch fehlenden Gelegenheit 
zur Berficherung von Mobilien gegen Feuersgefahr, auf die Bil: 
dung von Hülfscaffen zur Erleichterung der Ablöfung von Zehn . 
ten, Zinfen und Frohnden, auf Ereirung von Papiergeld, zur Ent: 
fernung ded Mangels an Zahlmitteln, was jedoch bei der Stände— 
verfammlung feinen Anklang fand, auf die Abſchaffung der Gebühren 
für die Anzeige eined Vergehens, die ſich wieder Eingang verfchafft 
hatten, ungeachtet fie auf die Klagen der Bauern am Diemelftrome 
durch Wilhelm IL. ſchon 1816 aufgehoben waren (&. 60). Der 
Gymnafiallehrer Vilmar hatte den Ständen ded Landes eine Fleine 
Schrift über Heſſens Hoffnungen gewidmet. Es war entfeglich 
Unbedeutendes, was hiernach Heffen von feinem Landtage hoffen 
wollte. Sept felbft Hersfelds Deputirter, wollte er eine Generals 
fynode der evangelifchen Kirche berufen fehen, weil dad Firchliche 
und religiöfe Leben der rechte Boden fei, auf welchem das Stauts- 
leben emporwadhfen folle. Anlaß bot ihm dazu eine Echrift des 
juriftifchen Profeffor Biel in Marburg. Diefer hatte, von theo= 
logifchen Profeſſor Hupfeld unterftügt, aber nicht ohne Widerfprudy 
bei den ©eiftlichen zu finden, eine Reform der‘ proteftantifchen Kir» 
chenverfaffung nach Anleitung der von der Synode zu Lippitabt 
in Preußen adoptirten Grundfäge den Landftänden empfohlen, um 
die eingeriffene Verweltlichung der Kirche und des geiftlichen Stan- 
des zu entfernen, und das Gedeihen eines regen Firchlichen Lebens 
zu fördern, Der würdige Jufti warf Bidell vor, daß er, mit den 
Fortfchritten der theologiichen Bildung, der gründlichen. Schriftaus: 
leguhg und der höheren Entwidelung religiöfer Ideen unbekannt, 
überall Religion mit Kirche verwechfelnd, die Mitglieder der evans 
gelifchen Kirchenverfaffung auf dem Wege des republicanifchen Prin— 
cips zu Puritanern machen wolle. Dennod wurde Biel, Hup— 
feld, Bilmar und der Regierungsrat Schröder, von gleichen Ge— 
finnungen, ‚wie jene durchdrungen, im Berein mit Wiß (S. 138) 
und einem Geiftlihen in Gaffel auserjehen, Borichläge zur Bele— 
bung der proteftantifchen Kirche,mittelft einer Synodalverfaffung zu 
machen, ohne daß ein Erfolg fi) daran gefnüpft hätte. Neben 
ſolchen Projerten von allgemeinem Intereffe waren die Landſtände 
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mit geeigneten und ungeeigneten Bitten oder Beſchwerden aus allen 
Theilen des Landes überſcüttet; wer bei irgend einer Behörde 
etwas zu fuchen hatte, glaubte fid) an die Landftände wenden zu 
müſſen; bei ihnen hielt Jedermann Abhülfe feiner Neclamationen, 
die oft in den Älteften Zeiten ihren Urfprung fuchten, möglich, wenn 
fie aud) nody fo unhaltbar waren, So fahen div Stände fich zu 
öffentlichen Belehrungen über die nothwendige Einſchränkung des 
Petitionsrechtes der einzelnen Unterthanen veranlaßt. Andererſeits 
glaubten fie der, den Militairperfonen durch Minifterialbefchluß zu: 
gefügten, Verkümmerung dieſes Rechtes der Bitte entgegentreten zu 
müffen. Noc weitere Conflicte traten. zwifchen den Landftänden 
und dem Kriegsminifterium ein, als dieſes Loßberg (S. 152. 203) an 
Müldnerd Stelle. übernahm, der zum Chef des Generalftabes 
für das nach Luremburg beftimmte Truppencorps ernannt war. 
Wurden auch jolche auftauchende Differenzen rüdfichtlich der Ftage 
unterdrüdt, im wie fern der Kriegsminifter für die Koften verant> 
wortlich fei, welche durch die ohne minifterielle Gontrafignatur vom 
Landesherrn verfügte Dislocirung der Truppen entitanden feien, fo 
traten fie doch, durd Müller angeregt und verfolgt, in erniter 
Geftalt auf, ald ohne vorgängige Berathung im Staatsminifterium, 
ohne Borfhlag und Eontrafignatur ded Departemenis:-Minifters, 
Verſetzung und Beförderung von Officieren durch eine Militairordre 


’ Wilhelms 1. Statt gefunden hatte, welche Loßberg mittelft An: 


weifung der Gehaltszahlung vollzog. Loßberg hatte fidy, da hier: 
durch der Grundetat nicht überfchritten werde, einen weiteren Ein— 
fluß auf die Ernennung von Dfficieren nicht angeeignet,. weil der» 
jenige Theil des Kriegsweſens, welcher für den Landesherrn als 
oberften Militairchef ausfchließlih gehört, nach Vorſchrift der Ver— 
iaffungsurfunde nicht unter die Einwirfung eined verantwortlidyen 
Minifterd geftellt fei. Schon vorher hatte aber Wiederhold auss 
zuführen gefucht, daß Niemanden ein Staatsamt, fei ed im Givil- 
oder Militairdienfte übertragen. werden könne, der nicht dazu von 
der. zuftändigen Behörde in Vorſchlag gebracht worden fei, ohne 
daß folder Vorſchlag bloß in Form einer für unvermeidlich crad)- 
teten Zuftimmung nachfolgen dürfe. 

Müller erhielt den Auftrag, gemeinſchaftlich mit Pfeiffer, Jors 
dan, Morig von Baumbach und dem Generallieutenant Landgraf 
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Earl von Baichfeld Loßbergs Handlungsweiſe einer Prüfung zu 
unterziehn. Einſtimmig Famen diefelben zu dem Grgebniffe, daß die 
dem gefammten Militairftande wohlthätige Gleichftelung mit: allen 
übrigen Staatebürgern und Staatödienern ſammt allen davon ab« 
hängigen Rechten und Anſprüchen erft dann vollkommen in ihrer 
Bollziehung gefichert erachtet werden fünne, wenn feine, die pers 
fönlihen Berhältniffe der Militairperfonen ald Staatsbürger und 
Staatsdiener betreffende, Verfügung anders als unter Beobachtung 
der verfaffungsmäßigen Form für vechtöbeftändig und vollziehbar 
erfannt wird. Als foldhe Form bezeichnete man, daß einer jeden 
lanveöherrlichen Ernennung von Staatödienern, fowohl des Mis 
litair- als Eivilftandes, der im Staatöminifterium zur Berathung 
gezogene Antrag eines Minifterd vorausgehn müffe. Da dieje Form 
bei den Statt: gefundenen Eınennungen, Beförderungen und Ber: 
fegungen der Dfficiere unbeachtet‘ geblieben , die dieſelben ausfpres 
chende Drdre aber. doch durch Loßberg vollzogen war, jo hielt man 
den Antrag begründet, legteren wegen Berlegung der Berfaffung 
vor. dem Dberappellationsgerichte anzuflagen. Dabei beidyränfte 
jener Prüfungsausichuß die Funetionen des oberſten Mititairchef 
auf den Oberbefehl der Truppen oder auf die Leitung und Führung 
der vorhandenen Militairmacht zur Erreichung der ihr vorgeftedten 
Zwede, ohne diefelben auf Regierungsrecdhte, auf Acte der Staats» 
gewalt, wie die Ernnennung von Staatsdienern auszudehnen. 
Unabhängig von der Anklage, wollte der landftändifche Ausichuß 
die vorgefommenen Ernennungen in ihrer Wirkſamkeit für das öf- 
fentlihe Leben als nicht gejchehn behandelt fehn. Loßberg erſchien, 


fi) vor der Ständeverfammlung perfönlich zu vertheidigen; er bes 


N 


theuerte, feine Verlegung der Verfafjung beabfichtigt zu haben, er 


beharrte bei jeiner Anficht über die Bedeutung derfelben und glaubte 
nicht angeklagt werden zu fönnen, wenn er hierin geirrt habe; er 
provoeirte vielmehr auf eine Verftändigung zwiſchen Ständen und 
Regierung über die Auslegung der verfaffungsmäßigen Vorjchriften. 
Eggena bezeichnete dieſes als Loßbergs perfönliche Schugrede; die 
Staatsregierung wollte zwar durch Angabe der bei den Anträgen 
des Ausſchuſſes obwaltenden Bedenken, insbefondere durch thatjäch- 
liche Berichtigungen und Ergänzungen, die zu erörternden Ber 
hältniffe, wegen der Wichtigfeit der Conſequenzen, zeitig vor einer 
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landſtändiſchen Beſchlußnahme in das rechte Licht zu ſethzen ſuchen, 
ſonſt aber wollte fie, wie Eggena ſich ausdrückte, an der Behand— 
lung des einzigen Problems, deſſen vielleicht allzu ſchwierig 
geachtete Löfung die Verfaſſung ftillfhweigend der Zufunft 
überlaffen habe, feinen Theil nehmen. Gggena räumte ein, daß 
ed an einer genügenden Begränzung für den Wirfungsfreis des 
oberften Militairchef fehle, und vor allen Dingen dem deöhalbigen 
Bedürfniß im Wege der Gefepgedung abzuhelfen fei. Er hielt jeden 
Eonflict gehoben, wenn der oberfte Militairchef die Beförderung 
von Dfficieren nicht eher dur Drdre bekannt maden laſſe, 
als bis die Anftellungspatente audgefertigt und vom Kriegs— 
minifter contrafignirt feien; er verficherte, daß ein darauf gerichteter 
Antrag der Landftände landesherrliche Willfahrung finden werde. 
„Sie haben dem Baterlande Ihre conftitutionele Wachſamkeit dar: 
gethan; jegt ift e8 an Ihnen, der Welt einen Beweis von vor 

urtheilöfreier Unbefangenheit, von einfichtöwoller wahrhaft zweckdien⸗ 
licher und daher patriorifcher Mäßigung zu geben.“ Mit diefen 
Worten .ftellte ed Eggena in dad Ermeffen der Ständeverſamm⸗ 
lung, über den von ihm angedeuteten Plan abzuftimmen. Dabel 
bezeichnete er fortfihreitende Ausbildung des ftaatsbürgerlichen Zus 
ftandes ald den beiten Triumpf der Etändeverfammlung; er wieh 
darauf bin, wie viel gelegliche Beitimmungen noc, erforderlich feien, 
ebe die Verfaffung für vollendet zu halten fei, ehe der Einflang 
mit der, die Verfaſſung weſentlich ergänzenden, Gefeßgebung herge— 
ftellt und alle hier und da zerftreut liegenden Bruchftüde zum feiten 
dauernden Ganzen verbunden fein würden. Hierauf bat Eggena, 
dad hauptfächlichfte Augenmerf in der fruchtbringenden Eintracht 
des vorigen Landtags zu richten, ohne welche die nöthige Ausbils 
dung des verfaffungsmäßigen Lebens nicht vollendet werden könne; 
er mahnte, fid) hochzuftellen über die patriotifche Ungeduld nad) 
einem minifteriellen Anflageprocefie, die fihb außerhalb der Stände— 
verfammlung vege. Innerhalb diefer waren die Meinungen getheilt; 
Waitz, Eftwege, Landesberg und Andere hielten die Beftimmungen 
der Verfaffungsurfunde zweifelhaft, wollten eine fchiedörichterliche 
Feftftellung über deren Bedeutung; Wiederhold, Trott und Schom- 
burg erachteten die Verfaffung für verlegt; Ale, Eggena nicht aus» 
genommen, legten diefer den Character eines Bertrages bei, aber 
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verfehieden urtheilten fie über die Anwendung der von der Auss 
legung eines foldhen geltenden Grundfäge. Endlich erflärte die . 
Ständeverfummlung die Berfaffung für verlegt; fie gab jedoch am 
30. Zufi 1831 der Regierung den dringenden Wunſch zu erkennen, 
durch Verſtändigung einer weiteren Behandlung der Sache übers 
hoben ju werden; in der Erwartung deshalbiger Vorfchläge wollte 
fie vier Wochen lang die Berathung über die zu erhebende Anklage 
verſchieben. Eggena hatte gewünſcht, daß die Landſtände mit förmlichen 
Bermittelungsvorfchlägen vorangehn möchten, weil fie fich viel leichter 
zu einem Befibluffe vereinigen Fönnten, als es der Regierung möglid) 
fei, ihn für alle Fälle und nad) der jededmaligen Sadjlage mit ausrei- 
chender Inftruction während der Abwefenheit Wilhelmö IL. zu verfehn, 

Fühlbarer machte fich diefe bei den Erörterungen über das 
zu aboptirende Zoll- und Handelsſyſten. Wo ed die redhtr 
‚zeitige Unterhandlung mit fremden Staaten galt, verzögerte ſich 
‚wohl die augenblicklich nöthige Entſchließung, weil der Landes⸗ 
herr von ſeinen Räthen getrennt war; gab er ſeinen Willen 
auf. die paſſendſte Weiſe fund, fo mochten die Miniſter zu 
Zeiten, wenn die Botfchaft in Caſſel anlangte, einen Wechfel der 
Berhältniffe eingetreten halten und die Einholung anderer Befehle 
nothiwendig machten. Noch waren in Hanau die gefprengten Zolls 
gränzgen offen (S. 200); in den -anftopenden Fulda hatten von felbft 
die Mauthbeamten ihre Verrichtungen eingeftelt. Alſo ftodte eine 
namhafte Quelle der Einnahme, während in ungewöhnlichen Maaße 
Geld für die Nüftungen zu dem Marfch nad Luremburg nöthig 
war. In Ober: und Niederheffen erlahmten die Gewerbe Einzelner 
noch mehr, -weil durch die hier fortgefegte Erhebung der indirecten 
Steuern das ©leichheitöverhältniß geftört war. "Died hob Jungk 
(S. 209) hervor, als er gleich nach der Eröffnung des Landtags 
auf die fehon im December 1830 durch Hammerftein gefchilverte 
Nothwendigfeit hinwieß, für Hanau und Fulda einen gefeglichen 
Zuftand herzuftellen. Hier wünſchte man die Entrichtung einer 
Averfionalfteuer; darauf wollte fih das Minifterium wohl für die 
Vergangenheit, aber nicht für die Zufunft einlaffen, aus Beſorgniß, 
eine Feffel für die Unterhandlungen mit den Nachbarftaaten anzu— 
legen. Diefe begannen Straßen, namentlidy von Minden über 
Biedenkopf nad. Gießen, zu bauen, mittelft deren, neben. Erleichte⸗ 
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rung der Rheinſchifffahrt, der Tranſit, die letzte Nahrungsquelle, 
Kurhefien ganz entzogen zu werden drohte. Meiningen und Eoburg- 
Gotha fehloffen mit Preußen einen Vertrag wegen einer Straßen: 
"verbindung zwilhen Preußen und Baiern mit Umgehung Scymal- 
faldend. Der Mitteldeutihe Berein, mit dem Zwed, die einem 
Staate durch geographifche Lage in Beziehung auf Handel und 
Verkehr gewährten Vortheile zu fiihern, war dadurd ſchon gelodert, 
und ſchien fich ganz auflöfen zu wollen; wer von deſſen Gliedern 
zuerft fid) einem andern Handelsſyſteme anſchloß, Fonnte die fchönften 
Früchte davon tragen. Duyſing wollte die indireften Steuern günz« 
lich abgefchafft fehen und ftatt defien eine Perſonalſteuer einführen. 
Wohin man fid) auch neigen wollte, jedenfalls war Rafchheit im 
Handeln geboten. Hannover war nicht abgeneigt, mit Kurheſſen 
gemeinfchaftlic auf eine allgemeine Mauthvereinigung hinzuwirfen, 
Preußen aber wollte darauf jener Zeit nicht eingehen. So ent: 
ſchloß man fi zu Tractaten mit Baiern und mit Preußen. Die 
Antwort auf die Anträge zu deren. Einleitung blieb. länger von 
Hanau aus, ald erwartet war. Die Minifter fendeten Meifterlin 
(S. 177) nad) Hanau, um perfönlih von Wilhelm I. eine Ent: 
fheidung zu erwirfen. Sein Erfceinen in. Hanau erregte ben 
Gedanken, daß er gekommen fei, um die Mauth wieder einzuführen, 
und ein gewaltiger Sturm der niederen Bolfdhaufen erhob ſich ge: 
gen ihn und das Haus, das ihn aufgenommen hatte. Da erhielt 
er von Wilhelm U., ohne dieſen geſehn zu haben, ben Befehl, 
Hanau und Umgegend fofort zu verlaffen. An Kopps Stelle, der 
nur- dad Departement der auswärtigen Angelegenheiten behielt, 
übernahm, ald Meyerfeld ſolches abgelehnt hatte, der Dbergerichts- 
director von Mop zu Hanau das Binanzminifterium. Nun gab 
Wilhelm I. die Ermächtigung, einen Anſchluß an den preußifchen 
Zollverband zu verfuhen, wenn gleichzeitig eine allgemeine Vers 
einigung fämmtlicher teutſcher Staaten in einen Zollverband, mithin die 
Aufhebung aller Zolllinien im Innern Teutſchlands zu Stande gebracht 
werden könne und früher abgefchloffene Verträge unverlegt blieben, 
da es durchaus mit feinen. Grundfägen unvereinbar fei, einfeitig 
von folchen abzugeben. Es ſchwebte dem Kurfürften ſtets die Idee 
vor , zwifchen dem mittelteutfchen Verein, Preußen und den füdteut- 
ſchen Staaten allgemeine Grundfäge wegen der Zoll- und Han- 
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delsverhaͤltniſſe, mit Aufhebung der Beſchränkungen für den inneren 
Berfehr, zu vereinbaren. Für den Fall des Mißlingens wollte er 
erwogen fehen, ob Nieder: und Oberheſſen dem .preußijchen, Hanau 
und Fulda dem baierfch-würtembergiichen Verein fich anfchließen 
laffe. Das fand aud) in diefen Provinzen Anftoß, weil diefelben 
dadurch nicht bloß von Franffurt, fondern zugleich von dem, jetzt 
mit Preußen verbundenen, Heffen-Darmftadt abgefondert ‘werden 
würden; man wünfchte weder einfeitig mit Baiern, noch mit Preu— 
Ben, fondern nur mit beiden zu einem Syfteme vereinigt zu werden. 
Wirklich wurden Rieß und Meifterlin nad) Berlin gefendet, um 
dort Unterhandlungen mit Preußen und Darmftadt in Gemeinichaft 
mit Baiern anzufnüpfen;z fie famen aber nur mit den beiden erfte- 
ven Staaten wegen eines Zolls und Handelövertrags überein. Das 
ftand mit den bisherigen Anfichten Wilhelms IL. nicht im Einflange. 
Bon den Bewohnern Hanau’d um Abwendung einer Mauthernene- 
rung gebeten, gab er denfelben die Berficherung, auf eine allgemeine 
Zolls und Handelöverbindung durch ganz Teutichland hinwirken zu 
wollen, Bon Neuem begehrte er die Eröffnung von Unterhand- 
lungen mit Baiern in Weifungen für den Finanzminifter, deren 
Inhalt von den Stäuden nur Wiederhold am 30. Juli erfuhr. 
Borzugsmeife in der Stadt Eaffel, deren Nahrungszweige durch 
die Entfernung des Furfürftlichen Hofes litten, war fortwährend 
der Wunſch rege geblieben, Wilhelm I. innerhalb ihrer Mauern 
wieder zu ſehen; hatte ed nicht an Verſuchen der dafigen Bürger 
und Magiftrate gefehlt, deſſen Rückkehr zu erreichen, fo zeigte fich 
doch von jegt an lebhajter das Verlangen, den Landesherrn von 
Hanau zu entfernen. Städte und Dörfer. fprachen dieferhalb die 
Bermittelung der Landftände an, Tagesblätter beklagten die Abwe— 
fenheit des Kurfürften, fie lehrten, daß die Vereinigung des Re— 
genten mit den Miniftern eine verfafjungsmäßige Nothwendigfeit ſei, 
daß die Wahl feiner Reſidenz eine Negentenhandfung ſei, für welche 
die Minifter die Berantwortlichkeit zu tragen hätten. Immer aber 
wurde dabei, während das Volk bei jeder Gelegenheit der Kurfürftin 
Huldigungen darbrachte, die Rückkehr der Gräfin Reichenbach nad 
Eaffel für eine Unmöglichkeit erklärt. Auch Wiederhold wünſchte 
diefelbe nicht; er hegte den Gedanken, diefer Dame einen Sig au 
dem Schloffe zu Wabern, drei Meilen von Caſſel, unter der Be- 
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dingung berzurichten, daß fie ſich reverfire, nicht in einem. öffent- 
lichen Berhältniffe zu erfeheinen, oder ſich in ein folches zu mifchen 
und mit feinem Staatödiener in Berührung zu treten. Jetzt mahte 
die Cholera fih den Ufern des Muind. Bei Wilhelm II. regte 
fich der Wunfch nad einem Aufenthalt in der mehr gebirgigen 
Gegend von Fulda. Hier Iebte Friedrih Wilhelm, der Kurprinz, 
der am 20. Auguft, feinem Geburtstage, dem dafigen Officiercorps 
des Negimentd, das feinen Namen trug, von feiner morganatifchen 
Ehe mit der Freifrau von Schaumburg Kenntniß gab. Die opus 
fation, anfangs anderwärts beabfichtigt, vollzog, als hier fich 
Schwierigfeiten zeigten, nad) dem Rath des Profeffor Madeldey in 
Bonn, der evangelifche Pfarrer zu Ronshaufen in der vorhinnigen 
Abtei Eſſen. 

Wilhelms II. Plan fand nicht die Billigung feiner Umgebung. 
Es war am 22. Auguft,. ald Trott diele Spaltung für geeignet 
hielt, nochmals Wilhelm IT. zur Rüdfehr nach Eaffel durch eine 
Deputation der Landftände zu bitten, wenn ein gleicher Schritt von 
der Stadt Caſſel gefchehen würde, wo, trotz mancher Anreizung zur 
Unzufriedenheit, völlige Legalirät bisher gewaltet hatte. Schomburg 
verfprach die Betheiligung der ftäntifchen Behörde, ohne jedoch eine 
Einladung der Gräfin Reichenbach beabfichtigen zu wollen. So 
gingen, mit einer Deputation des Stadtrath8 zu Caffel, die von 
Scomburg geführt wurde, Trott, Graf Degenfeld und Wiederhold 
im Auftrage der Ständeverfammlung, nad dem Scyloffe von Phi— 
lippsruhe. Am 25. Auguft nahmen fie den außergewöhnlichen Weg 
über Fulda. An eben diefem Tage war durch Rieß und Meifterlin 
die Zoltverhandlung mit Preußen und Darmftadt zum Abfchluß 
gebracht, der nun der Ratification entgegenfah. Wilhelm II. wollte, 
ehe er die landftändifche Deputation empfing, eine fchriftliche Anzeige 
über den Gegenftand ihred Auftrags haben. Das lehnte die Des 
putation ab. Wiederhold wünſchte vorzugsweife, Wilhelm II. allein 
zu fprechen; doch gelang ihm diefes nicht. Wiederhold beflagte fich 
darüber bei Wilhelms II. Adjutanten, indem er den Fürften bedauerte, 
den man nicht mehr über fein und feines Volkes Intereſſe aufzus 
flären vermöge, um dadurch Folgen abzuwenden, weldye bei längerem 
Berkennen der NRothwendigfeit eines Vertrauend zwifchen Fürft und 
Volk nicht zu berechnen ftänden, Bald darauf wurde Wiederhold 
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zu, Wilhelm II. gerufen; er lieferte dieſem ein Gemälde von ber 
Lage, den Berhältniffen und den Bedürfniffen des Landes, Dann 
ließ, auf Deines und Wöhlers Vermittlung, die ebemwohl in Phis 
fippsruhe waren, Wilhelm II. die beiden Deputationen zu fidy ent- 
bieten; es war am 28. Auguft; er gab feine Freude über den 
unternommenen Schritt zu erfennen; er begehrte von der landſtän— 
difchen Deputation, eine fchriftliche Bitte um feine Rüdfehr nad) 
Caſſel ihn einzuhändigen; er verficherte, eine zur vollen Zufrieden- 
heit gereichende NRefolution darauf ertheilen zu wollen, indem es 
keineswegs feine Abficht gewefen, niemald wieder nach Caſſel zu 
fommen. Die fehriftliche Eingabe wurde überreiht. Schon nannte 
man den Tag, an welchem Wilhelm II. in Caſſel eintreffen werde. 
Er war im Begriff, durch feine Unterfchrift die ſchon ausgefertigte 
Verficherung zu vollziehen, daß er dort feinen Einzug im andern 
Monate halten werde. Da wurde demfelben die Nachricht hinter 
bracht, es fei bei den Landftänden eine Birtfchrift eingelaufen, welche 
in Caſſel zahlreiche Unterfchriften gefunden habe und das Verlangen 
enthalte, die Ständeverfammlung möge ed dem Kurfürften als eine 
Nothwendigkeit vorftellen, zu dem Sitzungsorte der Regierung zus 
rüdzufehren oder aber die Borausfegung zu genehmigen, daß in 
einer längeren Abmefenheit die Erklärung einer Verzichtleiftung auf 
die Ausübung der Regierungsrechte liege. Diefe Bittfchrift folte, 
fo wurde Wilhelm II. erzählt, von Caſſel aus im ganzen ande 
verbreitet fein, um Unterfchriften für diefelbe zu fammeln. Eine 
derartige Bitrfchrift iſt freilich zu Caffel am 24. Auguft verbreitet, 
aber niemals iſt diefelbe von Caſſels Bewohnern den Landftänden 
überreicht, eher vielleicht, mit manchen Unterfchriften verfehen, ebenfo 
ſchnell nach Philippsruhe gelangt, als die dahin entfendeten Depu- 
tationen. Carvacchi ließ ein Zeugniß feines unbefcholtenen Rufes 
veröffentlichen. Faſt von allen anderen Orten her hHäuften ſich 
Geſuche bei der Ständeverfammlung, um diefe zu bewegen, daß fie 
fich für des Kurfürften Rückkehr intereffire, die wohl der allgemeine 
Wunſch im größten Theile des Volkes war. inige diefer Gefuche 
enthielten eine Hinweifung auf Beftimmungen der Berfaffungs: 
urfunde, nach denen, wenn der Landesherr an der Ausübung der 
Regierung auf längere Zeit verhindert ift, ohne deshalb Vor— 
forge treffen zu Fönnen, das Staatsminifterium, unter Berathung 
| 16 


— a2 — 


mit einem fürftlichen Familienrathe, für die Dauer der Berhins 
derung eine Regentfchaft einzuleiten hat, welche dem nächften Agnaten 
gebührt, Bittſchriften ſolchen Inhaltes famen aber erft am 31. 
Auguft zur Kenntniß der Ständeverfammlung. Am nämlichen Tage 
eröffnete Wilhelm II. zu Philippsruhe bei Hanau der landftändi- 
fen Deputation, er würde bewogen worden fein, ihrer Bitte um 
feine Rüdfehr zu willfahren, wenn er nicht in den legten Tagen 
davon Kenntniß erhalten habe, daß ein Theil der Ginwohner von 
Caſſel fortfahre, die gefegliche Ordnung, die Achtung und die Un- 
terthanentreue zu verlegen, welche fie ihrem Landesherrn fchuldig 
feien; doc wolle er auf angemefjene Weife die Nachtheile befeiti- 
gen, die möglicher Weife aus feiner längeren Abwefenheit von 
Eaffel entftehen Fönnten. Darauf hat Wiederhold allein noch Zu- 
tritt bei Wilhelm II. gefucht und gefunden; weder die Stände, fagte 
er dem Kurfürften, noch die Stadt Eaffel würden weitere Verſuche 
machen, ihn zur Rückkehr zu bewegen, das Baterland aber könne 
bei feiner fortdauernden Abwefenheit in große Gefahr gerathen; 
beftimmt und gründlich müffe das deshalb beftehende Mißverhältniß 
gehoben werden, denn Paliativmittel würden den Sturm nicht 
länger befjhwören. Wilhelm II. ging nun mit dem Gedanfen um, 
an feiner Stelle einen Statthalter in Eaffel zu ernennen. Das 
war eine ftetd widerrufliche Maaßregel. Deshalb riet Wiederhofd 
davon ab, Da wollte Wilhelm II. feinem Sohne, in Verbindung 
mit Schenk zu Echweindberg und dem Erbmarfchall Riedefel von 
Eiſenbach, die Regentſchaft übertragen. ine folche fol nad) der 
Berfaffungsurfunde bei vorübergehender Berhinderung des 
Landesherrn eintreten; fie hört auf, wenn dad Hinderniß wegfält. 
Wiederhold rieth auch davon ab, die Zuftummenftelung jener Ber: 
fonalitäten mißbilligend. Wilhelm II. wollte noch einen Anderen, 
wohl Rivalier, zu Rathe ziehen, Wiederhold aber an einer gemeinfchaft- 
lichen Berathung mit diefem nicht Theil nehmen. Jetzt fragte Wilhelm IT. 
Wiederhold um feine eigne Meinung. Diefer hatte fein Yugenmerf auf 
eine Abdication des Kurfürften gerichtet, glaubte aber nicht, daß 
ſich derjelbe dazu verftehen werde. Deſſen Rückkehr nach Caſſel 
hielt ev wegen feiner engen Verbindung mit der Gräfin Reichenbach 
unmöglich, weil die Rückkunft diefer Dame nicht rathfam und weil 
vor allen Dingen zu befeitigen fei, was Wiederhold eine mit ihr 
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zuſammenhängende Camarilla nannte. Er konnte wohl nur an 
Rivalier dabei gedacht haben. Wiederhold hegte nicht das 
Vertrauen, daß Wilhelm I. im Sinne der Conſtitution regieren 
werde, weil derjelbe von Menſchen umgeben fei, denen Wiederhold 
weder den Muth, noch den Willen zutraute, auf inconftitutionelle 
Handlungen aufmerkfam zu machen. In diefer Stimmung gab 
Wiederhold den Rath, den Kurprinzen zum Mitregenten anzunehmen, 
Wilhelm IL. war es zufrieden; noch am 31. Auguft fertigte er für 
Wiederhold eine Vollmacht aus, mit dem Kurprinzen wegen deſſen 
Aufnahme zum Mitregenten in Unterhandlung zu treten und dann 
vertraulich den Ständen feine Abſicht mitzutheilen.. Nun ging Wie- 
derhold nach Fulda zu Friedrich Wilhelm, dem Kurprinzen; dieſer 
billigte den ‘Plan und Sonntag am 4. September war Wiederhold 
in der Ständeverfammlung, um ihr, an ungewohnten Verfamms 
lungsorte, bei verfchloffenen Thüren, den von ihm verfaßten Ent: 
wurf eined Gefeged wegen Aufnahme des Kurprinzgen zum Mits 
regenten vorzulegen. Hammerſtein beforgte neue Mißverhältniffe in 
Folge der Heirath des Kurprinzen; Wiederhold wußte diefe Beſorgniß 
zu zerftreuen. Pfeiffer wollte über die Faſſung des Entwurfs Bes 
merfungen machen. Wiederhold rieth davon ab, weiles die Sache 
weitläuftig machen und zur Berathung in das Staatöminifterium 
bringen würde, was gerade durch feine vertrauliche Mittheilung 
abgefchnitten werben folle; denn nur um der Form zu genügen 
folle die Bropofition, wenn fie von der Ständeverfammlung geneh— 
migt ſei, officiell nochmals an diefe durch das Minifterium gebracht 
werden. Auf Jordans Vorſchlag wurde der zurüdgefehrten Depu— 
tation der Dank der Berfammlung im Namen des VBaterlandes für 
das vollbrachte große Werk gezollt und einftimmig der Gefegentwurf 
angenommen. Died Ale8 geichah in der Sigung vom 4. Septem- 
ber. Waig, Dedolph, Eberhard und Efchwege fehlten in derfelben. 

Am 14. September war Warfchaus Fall befannt geworben, 
Eggena legte an diefem Tage im Auftrage der Staatöregierung bie 
landesherrliche Propofition eines Gefeßes wegen Aufnahme des Kur- 
prinzen zum Mitregenten vor. E& war das der ſchon von den Ständen 
gebilligte Entwurf; Pfeiffer und Hammerftein verlangten gefchäfts- 
ordnungsmäßige ‘Prüfung durd einen Ausſchuß. Trott, als Prä— 
fivent, beantragte alöbaldige Abftimmung, da der Entwurf nur um 
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der vorgefchriebenen geſetzlichen Form zu genügen, officiell vorgelegt 
ſei. Dann wurde der Entwurf einftimmig genehmigt. Doch fehlte 
der Landgraf Ernft zu Philippsthal, der Graf von Iienburg-Phi- 
lippseih, Schomburg und Wiederhold, der jeit dem 6. September 
wieder in Fulda war. Mit diefem Ereignig wurde die Feier der 
Wiederkehr des 15. September eingeleitet, bei weldyer Wilfe, wie 
jüngft bei der Fahnenweihe der Bürgergarde, erhebende Worte im 
Gottesdienſte unter freiem Himmel auf dem Friedrichsplatze zu 
Eafjel ſprach. Durch das von den Landſtänden gebilligte Gefeg 
nahm Wilhelm IL. feinen Sohn zum Mitregenten. dergeftalt an, 
daß von ihm in Gemeinſchaft mit legterem alle, die Staatöregierung 
betreffenden, landesherrlichen Beichlüffe und Verfügungen erlaffen 
und unterzeichnet werden follen. Bis dahin, daß er feine bleibende 
Refidenz wieder in Caſſel nehmen werde, übertrug Wilhelm H, 
jeinem Sohne die alleinige und auöfchließlihe Beforgung aller 
Regierungsgeichäfte, indem er Alles, was derſelbe in diefer Hinfücht 
thun und verfügen würde, jo betrachten wolle, ald ob es von 
ihm felbft gethan oder. verfügt worden wäre. 

Wilhelm Il. behielt fid) die Revenuen des Hausfchages bevor und 
trat für beftändig feinem Sohne die aus der Staatscaſſe für den 
Hofetat zu zahlende Summe ab. Am 30. September wurde diefes 
Geſetz auf dem Schloß zu Philippsruhe vollzogen. Bon hier. aus 
erließ Wilhelm 11. am nämlichen Tage eine VBerfündigung an das 
Boll. Er wies darin auf die Huld und Gnade hin, die er durdy 
Ertheilung der Berfafjung und andere Anordnungen feinen Unter: 
thanen erzeigt habe, mit dem Wunſche, daß fie diefes immer dank— 
bar erkennen und eingevenf fein mögten, wie der Staat nicht be- 
ftehen könne, wenn in demfelben nicht Obrigkeit und Geſetz geachtet, 
nicht innerhalb der Schranken vernünftiger Freiheit gehandelt, wenn 
das Wohl des Ganzen dem Intereſſe Einzelner nachgeſetzt wird. 
Wilhelm II. verficherte in feiner Proclamation, nie und an feinem 
Drte die Wohlfahrt des Staated aus den Augen verlieren zu 
wollen, vielmehr, jo bald es dieſe erheifchen würden, der Regie- 
rungsgefchäfte fih mit gewohnten Eifer wieder anzunehmen und 
für des Landes Wohl mitzuwirken. So war Wilhelm U. be- 
wogen, freiwillig von der Regierung zurüdzutreten, bi6 er wieder 
nach Caſſel kommen würde, Niemals ift er dahin zurückgekehrt. 
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- ‚Rivalier blieb bei ihm, ſchied aus dem Dienſte des Staates gänz— 
lid aus; fo auch Deined. Wilhelms IT. leter Regierungsact war 
MWiederholde Ernennung zum SJuftizminifter an Schenks von 
Schweinsberg Stelle. Des (Kur) Prinz: (Mit-) Regenten erfte 
Handlung war die Erhebung feiner Gemahlin zur Gräfin von Schaum- 
burg. Gleichen Rang verlieh er den mit ihr gezeugten Kindern. Er 
nahm Berfchuer (S. 166. 169) ala feinen Oberftallmeifter und Adjutan- 
ten ad honores in den Hofdienft. „Bertraut,” fo mahnte er vom 
Wilhelmsbade her die Heffen, „vertraut eurem Negenten, der bei 
dem Antritte der Regentſchaft die Staatöverfaffung aufrecht zu 
halten feierlich gelobt hat und dem es an Kraft und feftem Willen 
nicht gebrechen wird, fie vollftändig zur Ausführung zu bringen.“ 
Am Jahrestage der PBropofition vom 7. October hielt Friedrich 
Wilhelm feinen Einzug in Caſſel; am anderen Tage ließ er durch 
Eggena einen Revers über die Angelobung der Verfaffungsurfunde 
den Ständen übergeben. Diefe befchloffen, den Huldigungseid zu 
leiften, um dadurch die Anerfennung des verfaffungsmäßig gefchehe- 
nen Regierungsdantritted® an den Tag zu legen: Am 9. October 
teaf in. Wiederholds Begleitung die Gräfin von Schaumburg zu 
Cafjel ein: Die Kurfürftin wollte fie nicht ald ihre Schwieger- _ 
tochter empfangen; über Rang und Geremoniel entftanden Mei— 
nungöverfchiedenheiten, die zwiſchen Mutter und Sohn: zu einer 
länger andauernden Spannung führten. Model und Militair 
ſchloß enger dem Hofe fih an, war von diefem günftig auf- 
genommen. 

Die Abnahme des Huldigungseides verzögerte ſich; doch ſchon 
vor derfelben beforgte Friedrich Wilhelm Regierungsgefchäfte aller 
Art. - Der mit. Preußen und Darmftadt verabredete Zollvertrag 
wurde den Lanpftänden zur: Genehmigung mitgetheilt, gleichzeitig 
Loßberg entlaffeen und General von Heßberg ald Kriegsmini— 
fter an deſſen Stelle gefegt. Eggena erklärte, ed fei dieſes ge- 
fchehen, um ein gutes Vernehmen mit den Ständen nach Möglichkeit 
zu befördern und der Wiederaufnahme einer früher entftandenen 
Miphelligfeit vorzubeugen (©. 234) ; er verficherte, daß die verfaſſungs⸗ 
mäßige Ausfertigung der angegriffenen Dfficieräbeförderungen erfolgt 
ſei. Die Stände drüdten der Staatdregierung die dankbare Ans 
erfermung dafür aus, daß folde Schritte in der ruhmwürdigen 
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Abſicht gefchehen feien, Berhältniffe, welche die Etändeverfammlung 
für unvereinbar mit den Beftimmungen der Verfaffungsurfunde er 
Härt babe, im Einklang mit diefer zu befeitigen. Nicht ohne Wider: 
fpruch der Deputirten aus Hanau genehmigten die Stände den 
Zollverein mit Preußen und Darmftadt. Meifterlin war es vor- 
behalten, denfelben mit dem 1. Januar 1832 in Vollzug zu fegen. 
Die Bürgergarden waren überall durch Freiwillige gebildet, als 
die Nothweudigfeit eine allgemeine Bewaffnung des Volkes zur 
Aufrechthaltung der inneren Ruhe hervorgerufen hatte (S. 200. 203). 
Doch beftand Fein Außerer Zwang zur Dienfipflit; die Ordnung 
im Dienfte war von den Führern nur durd die Autorität der 
Perfönlichkeit, nicht durch reglementarifche Vorfchrift aufrecht erhal: 
ten. Das Bedürfniß einer folchen war ſchon vor Eröffnung des 
Landtags gefühlt. Der permanente landftändifche Ausſchuß gab 
damald feine Beiftimmung zum Erlaß eines proviforischen Disci— 
plinarreglementd für die Bürgergarden. Es erfolgte deffen Ber: 
fündigung am 25. April, als ſchon die Ständeverfammlung zus 
fammengetreten war. Doch blieb es unvollzogen, weil ed damals 
mit Gejegeöfraft nur unter Zuftimmung der Etändeverfammlung 
hätte verfündigt werden dürfen. Die Berathung über ben, ver 
legteren vorgelegten, Entwurf eines Bürgergardengefeges befchäftigte 
fi viel mit dem Grundfage allgemeiner, Standesprivilegien aus: 
fchließender, Dienftpfliht. Am 20, Detober nahmen die Stände 
dad lang erjehnte Gejeg an. Die von diefen dem Entwurf ge- 
gebenen Yenderungen waren von folder Wichtigfeit, daß die Re- 
gierung Anftand nahm, das Gefeg zu fanetioniren. Statt deffen 
tauchten in Caſſel, über die. gegenfeitig fich zu ermweifenden Ehren: 
bezeugungen, Reibungen zwifchen dem Militair und der Bürger» 
garde auf. Schenk hatte das Präftdium im Minifterrathe behalten 
follen, ohne Departementsminifter zu fein; doch das lehnte er ab 
und zog für immer fi auf feine Güter zurüd. Wiederhold, mit 
der Gefchäftsleitung im Gonfeil beauftragt, nahm an der Spige der 
Verwaltung eine Stellung ein, in der er ſchon unter Sicards 
frangöftfcher Interimsverwaltung in der Graffchaft Schaumburg 
(©. 86.) fi gefallen hatte. Er nannte ſich Minifterpräftdent. 
Am 31. October machten die Minifter den Ständen die Anzeige, 
daß das Jahr 1831 ein Deficit von mehr ald 700,000 Thlr. mit 
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fich führen werde; fie beantragten die Bewilligung eines Anlehns 
nebft Greirung von Papiergeld. An diefem Tage erinnerten bie 
Stände fi, daß noch nicht gehuldigt ſei. Nun erfchien Wieder 
hold am 3. November unter den Landftänden, um von diefen den 
Huldigungseid zu fordern, gleich dem Fürſten, mit deſſen Vollmacht 
er bekleidet war, von einer landſtändiſchen Deputation empfangen 
und begleitet. „Von nun an,“ ſagte er zu den Ständen, „wird 
ein edler Prinz, deſſen Wünſche nur auf das Wohlergehen ſeines 
Volkes gerichtet find, Ihren Eifer und Ihre Bemühungen theilen; 
wenn zu folchen gemeinfamen Beftrebungen auch noch wechſelſeitiges 
Vertrauen binzutritt, dann muß der Staat von Tage zu Tage an 
innerer Kraft gewinnen.” Es huldigten die Stände und bewillig- 
ten am felbigen Tage ein Anlehn, damit die Staatsregierung bald» 
möglichft der Verlegenheit überhoben werde, eine Stodung in ber 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten eintreten zu fehen, die im Jahre 
1831 weſentlich durch die Ausrüftung ded Contingentes gefteigert 
waren, welches, im Folge der von der Bundeöverfammlung ge- 
troffenen Anordnung und der Bereitwilligfeitserflärung Kurheſſens, 
nach uremburg zur Unterbrüdung des dafigen Aufftandes beftimmt 
war, nachdem Hannover feine Mitwirfung in dem von der Bun- 
deöverfammlung beftimmten Maafe, anfangs gänzlich, abgelehnt hatte, 
weil es in der allerſchwierigſten Lage fei, fein Contingent zu ftellen, 
feft überzeugt, daß es die Ruhe, die Erhaltung der gefeglichen 
Ordnung, die Sicherheit der eignen Staaten und des ganzen nörd- 
liten Deutfchlands in die augenfcheinlichfte Gefahr fegen würde, 
ſollte e8 feine Truppen nach Luxemburg fenden müſſen. 

Damald war das Verhältniß zum Herzog Earl von Braums 
ſchweig noch nicht geregelt, den Kurhefien verbunden erachtete, ex 
propriis die Koften der ihm im Etreite mit Hannover angedrohten 
militatrifchen Erecution zu tragen. Dagegen wollte ed benjelben 
nicht. für regierungsunfähig erflärt fehen. Es gab zu, daß Herzog 
Carl gegen die Landftände, gegen mehrere Staatödiener, fogar 
gegen Juftigcollegien, fi nicht immer fo benommen habe, wie es 
Weisheit, Gerechtigkeitsliebe, Großmuth und Gutmüthigfeit erfordere, 
Eigenſchaften, die man in der Perfon eines Landesherrn vereinigt 
zu fehen erwarten könne; es hielt auch die üble Wahl mehrerer. 
Individuen zu wichtigen Etaatdämtern, deren zweckwidrige, dem 
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Lande nachtheilige Anſtellung, die lange Verſchiebung der Wieder—⸗ 
beſetzung erledigter Dienſtſtellen für höchſt tadelnswürdige Regen— 
tenhandlungen, aber es erachtete alle dieſe Handlungen zuſammen— 
genommen nicht hinreichend, den Herzog Carl ſeines Rechts zur 
Regierung verluſtig zu erklären, wenn gegen ihn von Agnaten 
oder Landftänden eine Klage bei einem competenten Gerichte ers 
hoben würde. Noch weniger wollte Kurheſſen eine moralifche Un— 
würdigfeit ded Herzogs Carl, ein Land zu regieren, dergeftalt für 
abfolut erklären, daß Befferung feiner Handlungsweife von ihm nie 
zu hoffen fei, diefe vielmehr bis zu feinem Ableben fortvauern müffe. 
Jedenfalls aber betrachtete ed Kurheſſen ald ſich von felbft ver: 
ftehend, daß der Defcendenz des Herzogs Carl ihr Succeffionsredht 
vorbehalten bleibe, wenn er von der Regierung entfernt werden würbe. 

Auf die Verhältniffe zum Bundestage hatte Jordan die Auf: 
merkſamkeit der Landftände gelenkt.  Diefe glaubterr in der bisherigen 
Wirffamfeit des Bundes feinen practifchen-Erfolg von Erheblichfeit 
zu erbliden, weder um ein politifches Anſehn Teutſchlands, als 
europäifcher Macht, zu begründen, noch um die Verheißungen zu 
erfüllen, die im Artifel 13, 18 und 19 der Bundesacte den teut- 
ſchen Völkern gegeben feien. Die politifche Selbftändigfeit der ein- 
zelnen teutſchen Staaten erachteten die Etände erft dann gefichert, 
wenn eine Einheit und Kraft des gefammten teutfchen Vaterlandes 
vorausgeſetzt werden koͤnne. Dies hielten fie nur. erreichbar, wenn 
die Bundestagsgefandten angewielen würden, ſtets im conftitutionellen 
Sinne zu handeln und durch ein offenes, dem gemeinfamen Intereſſe 
der teutfchen Völker entfprechendes Benehmen dem Bundestage das 
allgemeine Vertrauen wieder zu erwerben, welches durch deſſen feit 
1824 beftehendes geheimes Verfahren geichwächt fei. Deshalb 
wünfchten die Landftände, daß fümmtliche Protocolle der Bundes- 
verfammlung durch den Drud wieder befannt gemacht werben 
möchten und die Regierung ſich mit den übrigen conftitutionellen 
Staaten Teutfchlands zu einer, dem conftitutionellen Wefen ent- 
fprechenden, Wirffamfeit beim Bundestage vereinige. Es war dabei. 
in der Abficht der Ständeverfammlung, daß Seitens der Regierung, 
in Rüdficht auf das Berhältnig zum Bunde und auf die Entwicklung 
der Bundesverfaffung, eine von dem bisher beobachteten Benehmen 
abweichende Handlungsweife an den Tag gelegt werde. Daneben 
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begehrten: die Landſtände die Einſicht der bisherigen Separatprotocolle 
des Bundestags, um ſich von der Wirkſamkeit des kurheſſiſchen Ge— 
ſandten zu überzeugen. Bon Murburg und Hanau liefen, der Deffent- 
lichkeit, übergebene Dankadreſſen für diefen Schritt der Landftände ein. 
Sordan erhielt deren von Gießen für fih. Weil der Mißtrauc der 
periodifchspolitifchen Preffe in bevauerlicher Weife zugenommen h.be, . 
befchloffen dagegen am 10. November fümmtliche Bundestagsgefandten 
einmüthig auf Präſidialvorſchlag, die Aufficht über die Zeitblätter im 
Geift der Bundesbefchlüffe zu handhaben, die bis zur Vereinbarung 
über ein befinitived Preßgeſetz in voller Kraft verbleiben follten, 
Dazı Fam am 19. November das Verbot des in Straßburg erichei- 
nenden conftitutionellen Teutſchlands, wie jeder anderen Zeitung, ' 
die an defien Stelfe treten würde. Ald am 5. December Schom— 
burg das Geſetz über die Bürgergarde reclamirt hatte,. begehrte num 
Jordan Auffchlug über die Gründe, aus denen der Bundestags: 
gefandte angewiefen fei, den Präfidialvorichlägen wegen Beichrän- 
fung der Preßfreiheit beizuftimmen, an eine Erflärung über die 
Anträge der Landftände erinnernd. Diefe erfolgte in der Verfiche- 
rung, es fei die Regierung ftetd bedacht, gewefen und werde fich 
ferner angelegen fein lafien, dahin zu wirfen, daß die Bundes— 
verfaffung aufrecht erhulten und ausgebildet, auch die Zufage im 
Art. 13..18. 19 der Bundesacte, fo weit ed noch nicht gefchehn fei, 
erfüllt werde. Nach Wiederholds Anleitung ſprach aber daneben die 
Regierung den Landftänden einen Einfluß auf die auswärtigen Angele- 
genheiten ded Etaated ab, geftügt auf die Anficht, daß dieſelben bei 
Ausübung der Äußeren Hoheitsrechte wicht mitzuwirfen, 
‘auch nad) Art. VII. der Wiener Schlußacte in Feinerlei Weife auf 
die Gefchäftsführung der Bundedtagsgefandten einzumwirfen hätten 
‘oder über deren Wirffamfeit Aufklärung verlangen fönnten Gleich— 
zeitig wurde, mit Beziehung auf den Bundesbefchluß vom 1. Juli 
1824, die Dlittheilung der Eeparatprotocolle des Bundes den Land. 
ftänden durch eine Minifterialerflärung vom 7. December 1831 
verweigert. Es war das der Tag, an weldem die Verkündigung 
des nunmehr ratificirten Zollvertraged mit Preußen und Darmftadt 
erfolgte. 

An eben diefem Tage waren vom Morgen an die Truppen 
zu Gaffel in Bewegung. Die Kurfürftin hatte feit Ankunft der 
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Gräfin Schaumburg das Theater gemieden. 8 verbreitete ſich die 
Meinung, daß fie die Stadt verlaffen werde. Schomburg bat fie, 
zu bleiben. Sie veriprad das; damit die Beforgniß ihrer Abreife , 
jerftreut werde, entfchloß ſie ſich, bei der erften Aufführung des 
Wilhelm Tel die Oper wieder zu befuchen. Am anderen Tage 
war ihre Loge weder geheizt und erleuchtet, noch überhaupt geöff- 
net; der Zugang zu derfelben blieb verfchloffen. Durch die Die- 
nerfchaft hiervon unterrichtet, fuhr die Kurfürftin nicht zum Theater 
ab. Die Kränkung derfelben, die man hierin erblidte, erbitterte Die 
Gemüther; die Hofbeamten fehilderten den Vorgang ald ein Miß- 
verftändniß; der Prinz» Regent fchrieb felbft dies feiner Mutter. 
Eine Deputation der Bürgerfchaft bat die Kurfürftin, am 7. Des 
cember ſich im Theater zu zeigen; fte fagte das zu. Bei ihrer 
Ankunft vor dem Gebäude empfing fie der Freudenruf der verfam: 
melten Menge; im Innern ded Haufed erneuerte fich, als fie in 
ihrer Loge erſchien, Ddiefer friedliche Erguß treuer Geſinnungen. 
Die Bürger fprachen davon, die Kurfürftin beim Schluß der Vor— 
ftellung mit Fadeln nad) Haus begleiten zu wollen. Inzwiſchen 
ftellte fich die reitende Leibwache vor dem Palais des PrinzRe: 
genten auf; auch bier fammelten fich Leute, um beffen Abfahrt zum 
Theater anzuſehen. Da erklärte an jenem Plage Giedler, feit Kur: 
zem Bolizeidirector, den Kriegszuftand für Eaffel, ohne daß es ver: 
ftanden und befannt wurde. Es fol dies nach dem Geſetz beim 
Landfriedensbruche gefchehen, wenn die gegen Privatperfonen oder 
deren Eigentum gerichteten Gewaltthätigfeiten eined zuſammen— 
gerotteten Volkshaufens von ſolcher Art find, daß die Obrigkeit die 
Ruhe nicht bewirken faun. Die Truppen befegten die Straßen, 
die zu dem Palais des Prinz-Regenten führten. Je mehr das 
Scaufpiel dem Ende ſich nahte, in defto größerer Maffe fammelten 
ſich Menfhen vor dem Theaterhaufe, um neue Huldigungen der 
Kurfürftin darzubringen. Bedarf die Eivilbehörde bewaffnete Un: 
terftügung zur Vollftrefung ihrer Befehle, fo fol fie nad Vor— 
fchrift des Gefeges zur Sicherftelung der Ruhe die Bürgergarbe 
requiriren; erjt dann, wenn dieſe Macht nicht Hinreicht, kat fie das 
Militair zum Einfchreiten aufzufordern. Giesler verlangte vom Be— 
fehlöhaber der Bürgergarde bewaffnete Hülfe; diefer ließ, obwohl er 
ſolche überflüffig hielt, dennoch Gencralmarſch fhlagen ; Giesler fragte 
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denfelben, ob er bürgen könne, daß beim Ausgange aus dem Thea— 
ter Feinerlei Unordnung Statt finden werde; ſolche Bürgichaft wollte 
er nicht übernehmen, ftellte aber zwei bereitd eingetroffene Com— 
pagnien zur Verfügung und erflärte, daß die ganze Bürgergarde 
fih fammele. Im Augenblid ging die Vorftellung im Theater zu 
Ende; das Haus begann fich zu entleeren. Da erfuchte Giesler 
den Stadteommandanten Bödider, nad) Kriegsgebrauch mit den 
Waffen zu verfahren; ein Trompetenftoß erfolgte und bie reitende 
Leibwache fprengte, vor der aufgeftelten Bürgergarde her, im Ga— 
lopp zur Schwärmattaque mit gezogenen Säbeln durch die Theater: 
ftraße, wehrlofe Männer, Weiber, Kinder in großer Menge mit 
Huf und Schwert verwundend. Infanterie rüdte nach, Kanonen 
wurden aufgeftellt und auswärts garnifonirende Negimenter zogen 
in diefer Nacht vor Gaffeld Thore. Ohnmächtig lag die Kurfürftin 
in ihrer Theaterloge. Sollte eine erneuerte Ehrenbezeugung für 
diefelbe verhindert, ſollte practifch die Wichtigfeit des ſtehenden 
Heered gezeigt, die Bürgergarde als ein unhaltbares Inſtitut der 
Berfaffungsurfunde dargeftellt, jollte ein Zuftand herbeigeführt wer— 
den, in welchem eine Suspenfion der leteren oder ein Einfchreiten 
der Bundesverſammlung gerechtfertigt fcheinen mogte, folched waren 
die Fragen, für welche nach Antwort gefucht wurde; Niemand 
wollte die ergriffene Maafregel zur Sicherung der Ruhe geboten 
erachten, Niemand eine Volksbewegung ald vorhanden anfehen. 
Groß war die Aufregung, die in den Gemüthern der Menfchen herrfchte. 
Gieslers perfönliche Sicherheit fchien gefährdet; er wurde auf Urlaub 
von Gaffel entfernt. Erbitterung zeigte fich gegen die Militairpers 
fonen ; die Soldaten von der Leibwache wurden durch die Knaben 
auf der Straße gehöhnt, und, wendeten fie ſolches ab, der Bruta- 
lität beſchuldigt. Es trat zwiſchen Eivil und Militair völliger 
Zwiefpalt ein; die Bürgergarde von Gaffel und die Truppen da— 
feloft geriethen in feindfelige Stellung zu einander. Wiederhold 
war Franf und fol fi) über das Gefchehene beklagt haben. Ham— 
merftein verficherte einft, er habe dennody gegen ihn feine Freude 
darüber ausgeſprochen. Rieß wurde frank und ging an Meyer: 
feld Stelle ald Bundestagsgefandter nach Frankfurt. Eggena 
übernahm das Minifterium des Innern; er nahm Volmar als ſei— 
nen außerordentlichen Referenten auf, der feit 1’/, Jahren als 
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Regierungsaffeffor in den Etaatsdienft getreten war; er verficherte 
den Ständen, daß die unfeligen Folgen eines in der That felt- 
famen Mißgeſchickes von allen Theilen auf das Innigſte beflagt 
würden; doc die Stände verlangten Nechenfchaft über den Vor— 
fall, drangen auf alsbaldige Verkündigung des Bürgergardengefeges 
und auf die Entfernung der Leibwadhe aus der Stadt. Dad wurde 
verweigert, eben fo eine fpecialifirtte Darftelung des Thatbeftandes, 
damit dem Anfehen der Regierung Fein Eintrag gefchehe. Während 
ber Kriegsminifter vorgefchoben wurde, wollten die Stände fih an 
den Minifter des Innern halten. Darüber gerieth Eggena in eine 
gereizte Stimmung, ließ fich bitter gegen Pfeiffer aus und ſprach 
nicht ohne Leidenfchaft in öffentlichen Blättern. erichtliche Unter: 
fuchung der Sache fagte die Regierung zu. Der Prinz» Regent 
proclamirte, daß gegen die Strafbaren, ohne Anfehn der Berfon, 
die Gerechtigkeit ihren: freien ungehinderten Lauf haben ſolle. Gegen 
die Militairperfonen unterblieb eine Unterfuhung, bis die Stände 
felbft bei Gericht daranf drangen. Bödiker, Ferdinand von Eſch— 
wege, der Chef der reitenden Leibwache (S. 166), und andere Truppen- 
führer wurden durch die Militairgerichte frei von Schuld gefprochen, eben 
fo; wegen mangelnden Beweiſes, die Dfficiere und Soldaten für 
ſtraflos erflärt, die eines Erceffed bei Anwendung der Waffenge- 
walt befchuldigt waren; mur zwei erhielten dieſerhalb für einige 
Tage Arreft. Giesler trat bald in fein Amt wieder ein und 
empfing furz darauf das Ritterkreuz des Löwenordens. Zwar wurde 
er. vom Obergericht wegen Mißbrauchd der Amtsgewalt und uns - 
zeitiger Anwendung von Maafregeln gegen Aufruhr feiner Dienft- 
ftelle entfegt, audy, mit Berluft feiner Ehren und Würden, zu fieben- 
jähriger Seftungsftrafe verurtheilt; das Oberappellationsgericht 
verwandelte aber auf ergriffene Berufung die Etrafe in dreimonat- 
liches Gefängniß, weldyes im Wege der Gnade erlaffen wurde. 
So rüdte die Zeit vor bis zum Sylvefterabende, Jordans Namens: 
fefte; Unzählige waren verfammelt, feinen Geburtstag zu feiern; 
Wilke hielt eine rührende Anrede, „eine Feuerflode Wahrheit zur 
rechten Stunde in ein Fräftig Volk geworfen, wie fruchtbar in der 
Vorfiht Hand! Die rechte Stunde haben Sie erfaßt, verehrter 
Mann!“ ſprach Wilke; ald Eggena ein Hoch ihm brachte, fagte 
Sordan, „wie die Stimme Marburgs mich als den bezeichnete, der 
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für die Univerfität gewählt werden folte, da betete ic zu Gott, 
er mögte den bittern Keldb von mir hinwegnehmen, follte es aber 
fein Wille nicht fein, jo mögte er mir. Kraft verleihn, denfelben bis 
auf den legten Tropfen zu leeren.“ Die Bürgergarde zu Hanau 
wurde an jenem Epylveftertage von ihrem Commandeur an die 
ſchwierige Lage erinnert, in welcher fi die Stadt in dem Augen: 
bliet befinde, wu ein neues Zollgefeg ind Leben treten folle, er ers 
innerte, daß auf jie des Vaterlandes Bli gerichtet fei, die Ehre 
der Bürgerbewaffnung in ihren Händen ruhe. Außer der Aver- 
fionalfteuer, die ftatt der indirecten Abgaben in den Provinzen 
Hanau und Fulda bis zum Schluffe des Jahrs 1831 gezahlt war, 
follte hier, nicht auch in den übrigen Landestheilen, eine Nach— 
iteuer für die vorhandenen Waaren erhoben werden, ohne daß 
folde von den Landftänden bewilligt war. Auch eine Zollord- 
nung war ohne landſtändiſche Mitwirkung verkündigt; erſt fpäter 
ift nachträglich für beide Maafregeln die Beiftimmung der 
Ständeverfammlung eingeholt. Man hielt in Hanau fich verfichert, 
daß bei Uebernahme der Regierung durch den Prinz-Reyenten zwis 
ſchen diefem und feinem Vater vertragsmäßig bedungen fei, ed folle 
Hanau und Fulda nicht vor dem Beitritt von Baiern und Würtem- 
berg zum Zollverbande gezogen werden. Das bewog den dortigen 
Handelöftand zu Remonftrationen gegen den Zollauſchluß. ALS Die 
Nacyiteuer erhoben werden follte, zog plöglich am 5. Januar 1832 
ein Volkshaufe gegen das zu Hanau neu eingerichtete Zollbureau; 
zu deſſen Schug war ein verftärkter Militairpoften aufgeitellt, ver 
ſich, ohne einzuſchreiten, durchaus paffiv verhielt. Als die Bürgers 
garde anrückte, verlisf fid) der Haufen, doch war ſchon das Innere 
des Haufes zerftört. Den Polizeidirector beſchuldigte man, Die 
Hülfe ver Bürgergarde zu fpät verlangt zu haben. Die Bürgergarde 
zu Kaffel nahm davon Veranlaffung, durch eine Deputation, unter 
Schwarzenbergs (S. 71) Führung, Wiederhold fowohl, ald dem 
Prinz-Regenten felbft vorzuftellen, wie nothwendig es fei, das 
Verhältniß ver Bürgerbewaffnung zu regeln. Landleute des Amtes 
Bergen, das hart an Frankfurt gränzt, ganz von dieſer Stadt lebt, 
fahen verzweiflungsvoll ihren Berfehr durch die ifolirt gelegene 
Zolftätte zur Maincur gehemmt und verfuchten diefelbe am 6, Ja— 
nuar zu ſtürmen. Doch wußte das Militair ſolche hinlän,lich zu 
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ſchirmen, wenn gleich nicht ohne Wunden und Verluſte der Käm— 
pfenden. Die Meuterer wurden beſtraft. Doctor Cafſebeer aber 
entfernte plöglich fi aus Bergen, wurde in Carlsruhe auf Ver— 
langen der Hanauer Behörden verhaftet, enifam jedoch aus diefer 
Haft und wurde dem Bundestage ald ein Individuum bezeichnet, 
welches fich der gegen ihn eingeleiteten Unterfuchung wegen Theils 
nahme an revolutionären Umtrieben und anderen politifchen Vers 
brechen durch die Flucht entzogen habe. Das Minifterium verlungte 
von den Landftänden, die Auflöfung der Hanauer Bürgergarde zu 
genehmigen ; doch billigten diefe eine ſolche außerordentliche Maaß— 
regel nur für den nicht zu erwartenden Fall, daß jene Bürgergarde 
fih eines gefeßwidrigen Gebrauchs ihrer Waffen fchuldig machen 
würden. Dagegen erhielt Ludwig Georg Wilhelm Earl von Baum- 
bach (S. 209), durh Humanität und Milde ausgezeichnet, mit 
landftändifiher Zuftimmung eine Art von Dietaturgewalt in Hanau, 
doch Fehrte feine Störung der Ruhe wieder; Alle unterwarfen ſich den 
neuen Zolleinrichtungen , deren Beläftigungen man möglichft minderte. 

Run erhoben bei der Bundesverfammlung Hannover, Dis 
denburg, Braunſchweig, Nafjau, Bremen und Frankfurt Be- 
ſchwerde gegen Kurheffen, weil fein Uebergang zum preußifchen 
Zollfyfteme, dem mittelteutfchen Vereine (S. 188) gegenüber, ein 
vertragdwidriged Unternehmen ſei. Es verlangten jene Staaten 
aufträgalgerichtlihe Enticheidung ihrer Klage und vorläufige Ver: 
fügung wegen des Befigftandes, unter Berufung ‘auf Art. 19 
der wiener Schlußacte, wonach, wenn Thätlichfeiten zwifchen Bun— 
deögliedern zu beforgen find, der Selbfthülfe vorgebeugt werden 
fol. Kurheſſen proteftirte gegen jedes Einfchreiten der Bundesver- 
fammlung, war befremdet, wie eine Befchwerde daraus abgeleitet 
werden fünne, daß ed im Sinne des Artifeld 19 der Bundesacte 
mit andern Staaten einen Zollverein abgefchloffen habe, welcher 
völlige Freiheit des Verkehrs von der franzöftfchen bis zur ruſſiſchen 
Gränze herftelle, während der mittelteutfche Verein eigentlich gar 
nicht zu Stande gekommen fei, feinen Zwed nicht erfüllt habe; 
ed erklärte, niemals im Herzen von Teutfchland ausländifche Handels⸗ 
interefien vertreten zu wollen. Oeſtreich, Holftein und Medlen- 
burg verfuchten fruchtlo6 eine Vermittlung; fie hatten Herftellung 
der Tranfitzölle nach dem status quo von 1824 unter Verzicht auf 
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eine Entſchädigung für die Vergangenheit in Vorſchlag gebracht; 
Kurheſſen weigerte ſich, eine Auſträgalinſtanz vorzuſchlagen, bis erſt 
der zu allgemein gehaltene Antrag der Kläger ſpecieller formulirt ſei; 
die Bundesverſammlung ließ auf die klagenden Staaten die Wahl 
einer ſolchen unter den Gerichtshöfen von Baden, Schwerin und 
Oeſtreich übergehn; ſie entſchieden alsbald ſich für die oberſte 
Juſtizſtelle zu Wien; dorthin gingen die Acten, aber der Beſcheid 
iſt nicht erfolgt. Als nun Hannover bei der Bundesverſammlung 
Aufhebung der Tranſitzölle im ganzen Bereiche des teutſchen Bun— 
des beantragte, wollte Kurheſſen auf ſolche beſchränkte Maaßregel 
nicht eingehn, begehrte vielmehr, die teutſchen Staaten ſollten ge— 
meinſame teutſche Gewerbs- und Handelsintereſſen anerkennen, und 
mittelſt Herſtellung eines völlig freien Verkehrs durch ganz 
Teutſchland, mit Verlegung der Zolllinien an deſſen Gränze, die 
Grundurſache der in den teutſchen Gauen laut gewordenen Unzu— 
friedenheit und der daraus hervorgegangenen Aufregung beſeitigen. 
Erhalten die teutſchen Unterthanen auf ſolche Weiſe die Vortheile 
einer freien Bewegung im Innern, dann wird, fo lautete Kur— 
heſſens Abftimmung, Fein Demagog das biedere teutiche Wolf zu 
verführen im Stande fein. diefed vielmehr im teutfchen Bunde die 
Quelle feiner Wohlfahrt erbliden. 

Die Wiederkehr des Tages, an welchem vor Jahresfrift die 
Berfaffung befhworen war, feierten die Heſſen mit gemifchten 
Gefühlen; niht an allen Orten machten ſich diefe laut; in Mars 
burg auf minder würdige Weife; in Rinteln unterfagte die geiftliche 
Oberbehörde den Zutritt zu den Kirchen, doc hielt das Wolf vor 
deren Thüren den Gottesdienſt unter freiem Himmel in der winter 
lichen Zeitz die Weifung, daß im Firchlicher Feier des Ereigniſſes 
zu denken fei, traf erft andern Tages von Caſſel ein. Hier aber waren 
die Feftlichfeiten groß, in Kreiien, bei denen Civil und Militair 
ſcharf gefondert blieben. „Auch wir”, ſprach Haynau (5. 136) zu 
den Officieren in des Prinz-Regenten Gegenwart, „auch wir haben 
die Verfaſſung beſchworen, weil der Krieger nicht weniger Staatd- 
bürger, als jeder Unterthan ift, Fein vem Staate abgefonderte®, 
fondern ein mit demfelben eng verbundened Intereſſe hat; fo möge 
dann noch von unfern fpäteften Enfeln der Ruf erfhallen: Heil 
dem Baterlande, Treue feiner Berfaffung“. 
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Die Berfaffungsurfunde nannte Jordan bei diefer Beranlaffung 
ein todted Document, welchee Leben, Kraft, Bedeutfamfeit und 
Wirklichkeit erft von und empfangen fol. „Den uns allein kann 
ihr Gedeihen ausgehn; je mehr wir find und thun, was wir follen, 
defto reichlichere Früchte wird fie für uns tragen. Darum ift aud) 
die Furcht vor dem Berlufte der Verfafjung nur ein Beweis fitt- 
licher Schwäche, nicht völlig errungener fittlicher Freiheit.“ Deshalb 
mahnte Jordan an Eintracht, dieſe himmliſche Frucht auf fittlicher 
Würde beruhenden gegenfeitigen Vertrauens, an Eintracht unter 
allen Ständen. 

Durh Hersfeld, Fulda, Hanau zogen die Helden aus 
Rybinski's Corps, mit lebhaftem Enthuftasnus von den Bürgern 
empfangen, der auch den heffifihen Infanterie-Soldaten in Hanau 
fi) mittheilte. Ilnterofficiere und Gemeine von mehr als zwölf: 
jähriger Dienftzeit durchzogen truppmweife mit Gefchrei die Sira- 
ben, ließen Polen- und Franzoſen leben, verfagten ihren Oberen 
den Gehorfam, verlangten ungeftüm ihre Verabſchiedung. Gegen 
die Soldaten mußte die Bürgergarde aufgeboten werden. L. Georg 
von Baumbah fand Gelegenheit, ihr Lob zu fpenden. Gegen 
Ruheſtörer drohte er mit aller Kraft einzufchreiten und ver: 
ficherte “ zugleih, ed werde nächſtens nach Borfchrift der Ber: 
fafung durch Gefeg die Dienftzeit des Militaird auf fünf 
Jahre befchränft werden. Der Prinz » Regent fam, dies zu 
beftätigen, vperfönlih nah Hanau. Die Ruhe ftellte fi her. 
„Die neueften Greigniffe thun es fattfam dar, daß die Bür- 
gerbewaffnung die unfehlbarfte, unter allen Umftänden zuver- 
läffigfte, Stüge von Ordnung und Recht im Staate iſt“. Mit 
folhen Worten bat jegt die Hanauer Bürgergarde den Prinz- 
Regenten um endlichen Vollzug des Geſetzes, das ihre Verhältniffe 
zu ordnen beftimmt fei. 

Ad wiederum polnische Krieger ſich nahten, war unter 
Loßbergs Dbercommando die Garniſon von Hanau mehr ald ge- 
wöhnlih wach und thätig erhalten. Huſaren potrouillirten wider 
Baumbahs Willen in den Straßen. Das führte zur thätlichen 
Mißhandlung eined polnischen Kriegers, ohne Waffen, und erregte 
die größte Entrüftung. Selbft Baumbach geriet auf den Argwohn, 
ob es dabei auf die Provoration von Unruhen abgefehn fei, um 
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die Treue des Militaird zu beweifen. Der Boliceidireetor, der dem 
Einfchreiten der Militairbehörbe fteuerte, des beleivigten Polen ſich 
annahm, wurde feiner Function enthoben und an einen andern Drt 
verſetzt. Im Zweifampf erſchoß Walerion Dzwonkowsky den 
Dfficier, der die Hufarenpatrouille geführt hatte. Allgemein be- 
dauerte man dad Schickſal diefed Jünglings, der ſich willig der 
Sitte zum Opfer brachte. 

Bon Schmalcalden aus zufammenberufen, erfchienen aus allen 
Städten des Landes Deputationen der Bürgergarden in Caſſel, 
um den Behörden die dringende Nothwendigfeit des Geſetzes über 
die Bürgerbewaffnung darzulegen. Mit feurigem Freimuth zeichnete 
dabei der Advocat Scheffer von Treyfa ſich aus, der ald Eapitain 
der Bürgergarde unter deren Deputationen war. Diefe ftifteten 
unter Müldnerd und Haynaus Bermittlung Berfühnung zwifchen 
dem Militair und dem Eivil in Caſſel, endeten fo eine gegenfeitige 
Zwietradht, die auf herausfordernde Weife zu wahrhaft drohendem 
Character geftiegen war. Der Major der Bürgergarde von Fulda hatte 
dem Prinz-Regenten gefagt, die Zeit ift endlich einmal gefommen, 
wo die fchroffe Scheidewand zwifchen Fürft, Volf und Militair 
fallen muß. 

Wiederhold. erlag feiner Krankheit; die flerblihe Hülle des 
Minifterpräfidenten wurde von deffen Collegen und nächften Freun- 
den ſtill zu ihrer Ruheftätte begleitet. Trott vertaufchte dad Prä- 
fidium der Ständeverfammlung mit dem ‘PBortefeuille des Juſtiz— 
minifterde. Morig von Baumbach trat an feinen Pla und Ehomburg 
wurde Bicepräfident der Stände. Der jüngere Haffenpflug (S. 220) 
wurde ald Referent für die Angelegenheiten, die mehre Departements 
betreffen, in das Minifterium gezogen. Nicht ohne Staunen vernahm 
man, das Carvacchi ald Kurheſſens Commiffar bei der preußifchen 
Steuerdirection zu Münfter in den Staatöbienft trat. Unter 
den jüngeren Obergerichtsräthen hatte Bender bei der Tagespreſſe 
fi ftarf betheiligt, um einfchränfenden Auslegungen der Verfaſſungs⸗ 
urfunde Eingang zu verfchaffen. Jetzt wurde dieſer Criminalift, 
zugleich mit Bidel (S.233), dem jüngften Gliede der Juriftenfacultät, 
der richterliche Functionen niemald geübt hatte, in den Civilſenat des 
Oberappellationdgerichtd berufen. Diefer Gerichtshof verdankte einen 
großen Theil des Anfehns, das er genoß, dem Gebrauche, über 
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feine Ergänzung ſelbſt ſich gutachtlich zu äußern, und dabei zur 
Aufnahme in das höchſte Landesgericht nur ſolche Individuen vor— 
zuſchlagen, welche durch mehrjähriges Arbeiten im Richterfache ihre 
Fähigkeit dazu bewährt hatten. Ein derartiges Verfahren hielt man 
jetzt um ſo nothwendiger, als durch die Verfaſſungsurkunde das 
Oberappellationsgericht zum Staatsgerichtshofe, der über Miniſter— 
anklagen zu entſcheiden hat, erklärt war. Jene Ernennungen waren 
ohne ein ſolches Gutachten erfolgt. Das allgemeine: Vertrauen zum 
Gerichte fteigerte fich nicht durch Diefelben. Man beforgte, daß 
Trott ſich vom Einfluffe eines. Anderen abhängig gemacht habe; 
man begann an die Möglichfeit einer Willführherrfchaft unter con— 
ftitutionellen Formen zu denfen. 
Ueber ein volles Jahr war der Landtag verfammelt, und von all den 
' Hoffnungen, die fid) daran gefnüpft hatten, war feine in Erfüllung 
gegangen, fein einziges von den Geſetzen erfchienen, welche beftimmt 
waren, Staatögenoffen die Wohlthaten der Verfaſſung fühlbar zu 
machen. Nur über die Berforgung des Landes mit Kochfalz war ein Geſetz 
verfündigt. Die Landftände Flagten über verjpätete Propofitionen, 
über verzögerte Sanction ‚der. von ihnen berathenen Entwürfe; die 
Regierung befhwerte fi über die Menge der landftänpifihen 
Yenderungen. Weber dieſe hatten in der Ständeverfammlung felbft 
die Meinungen einander oft fcharf gegenüber geftanden. So 
fam bei dem Geſetz über die Staatdanwaltichaft in Frage, ob 
von Seiten ded Staated und. der Landesherrfchaft- dad im rö- 
mifchen Rechte begründete Vorrecht der Minderjährigen bei der 
Proceßführung ferner follte geltend gemacht werden fönnen. Jor— 
dan empfahl defien Befeitigung, die Eberhard bevenflich hielt. — 
Im Vereine mit Naffau war zu Marburg im Mai 1831 eine 
fatholiich-theologifche Facultät als integrirender Theil der dafigen 
Univerfität geftiftet, um eine gründlich wiffenfchaftliche Ausbildung 
derjenigen Katholifen möglich: zu machen, welche ſich dem geiftlichen 
Stunde widmen und ald Lehrer der Religion nüglich werden wollen, 
Die Facultät follte mit vier ordentlichen Profefforen befegt werben, 
welche die Fatholifcy = theoligifche Doctorwürde erworben haben, 
daneben das  ‘PBriefterfeminar in Fulda zum Unterricht in der 
praetifchen. Seeljorge fortbeftehn. Eggena bezeichnete die Stiftung 
als einen neuen Schritt zur Befeftigung der Duldjamfeit, für 
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welche die Religion weniger in Meinungen, als in Gefinnungen 
befteht, für welche es nur ein Chriſtenthum gibt, wenn gleich bie 
Kirchen es in verfhiedenen Formen darftellen und ihm durch meht 
oder minder. zahlreiche, ehrwürdige ‚Gebräuche. die Herzen‘ zu ges 
winnen trachten. Das Studiengefeß bezweckte, den Zwang, die 
marburger. Univerfität zu beſuchen, zwar auf kürzere Zeit zu be- 
Ihränfen, demſelben aber. jeden zu unterwerfen, der ſich einem Fache 
widmen wollte, welches ein academiſches Studium erheiſcht. Der 
Biſchof mit dem Capitel zu Fulda wollte hiervon die katholiſchen 
Theologen ausnehmen, und deren Bildung ausſchließlich dem 
Prieſterſeminar vorbehalten. Das unterſtützte der Proteftant Bils 
mar (©. 233). Zwar wollte auch er die SKatholifen der 
Univerfität zuführen, aber die theologifche Facultät, gleich allen 
Vildungsanftalten für Geiftliche, nicht als Staatsanftalt, fon- 
bern als ein rein Firchliches Inſtitut, als einen integrirenden 
Theil der Kirche behandeln, diefelbe, der Kirchengewalt unterwerfen, 
aljo dem Biſchof die Wahl ver Profeſſoren überlaffen; er be- 
tritt dem Staate das Recht, die Benutzung der Facultät durch die 
Studirenden zu verlangen, wenn dies nicht im Einverftändniß mit 
der Kirche gefchehe. Einen Zwang. zur. Benußung der. Facultät, 
wenn die Kirche widerfprecdhe, hielt Vilmar für einen Gewiffens- 
zwang, weil der. theologifche Unterricht nicht Sache der Wiffen- 
haft, ſondern zunächſt und hauptfählich, ja einzig, Sache des 
Glaubens fei. Solchen Grundfägen trat Jordan, der Katholif, ent- 
gegen; nach feiner, Anficht mußte es der. Kirche genügen, ; wenn 
Lehrer angeftellt würden, welche den Doctorgrad in. der Fatholifchen 
Theologie erlangt haben, Jordan verlangte, es folle fein Gewicht 
auf Die gegen zeitgemäße, Reformen. gerichteten. Proteſtationen der 
römifchen Hierarchie gelegt, werben, die feit Napoleons Sturz. ihr 
Haupt wieder erhebe, nie aufhören werde, gegen Reformen zu pro— 
teftiren, weil fie, auf dem Prinzip der Unverbefferlichfeit ruhend, 
nur durch den Kampf gegen die Fortfchritte zum Beffern ſich vor 
dem Untergange zu retten vermöge, und deshalb auch gegen 
bürgerliche Freiheit proteftire,. die immer, früher ‘oder fpäter,. zur 
religiöfen Sreiheit führe. Jordan wollte die Wahl der Brofefforen 
nicht der Kirchenbehörde überlaffen, weil diefe nur ſolche wählen 
würde, welche; im Sinn und Geifte der, Hierarchie lehrten, die an 
17 * 


dem Spyfteme des Glaubenszwanges fefthalte und nur für fich zu 
forgen bemüht fei, ohne für den öffentlichen Unterricht, die Ber: 
befierung der Liturgie und des Cultus oder die Abjtellung von 
Misbräuchen Vorforge zu treffen und die wahren Bedürfniſſe der 
Kirche zu berüdfichtigen. — Bei der Verhandlung über die Eman- 
cipation der Juden wollte Efchwege und Landesberg diefelben vom 
Richteramte ansfchliegen. Graf Degenfeld mit den Ctandeöherın ver 
langte Entfchädigung für die Abjchaffung der Judenfchuggelver, ob: 
wohl das höchfte Landesgericht eine folhe ſchon dem Landgrafen 
von Rotenburg abgefprochen hatte, ald diefer das Recht, dergleichen 
Abgaben zu beziehn, durch die Verordnung von 1816 verlor. Bei 
Bilmar fand die Ehe zwiſchen Ehriften und Sfraeliten Anſtoß. 
Dennod wurde Uebereinftimmung zwifchen Etänden und Regierung 
erzielt. — Die Freiheit der Preffe und des Buchhandeld war durch 
die VBerfafjungsurfunde von einem Gefeg gegen Preßvergehn ab» 
hängig gemacht, welches alöbald erlaffen werben follte. Eggena 
erflärte, daß zur Repräfentation ver öffentlichen Meinung die Stände- 
verfammlung der Staatsregierung vollfommen ausreichend erfcheine, 
daß fie diefe allein und nicht die Verfaſſer von Drudfchriften oder 
Borftellungen als Reprüfentanten der öffentlichen Meinung in Landes: 
angelegenheiten betrachten könne, daß aber nichtd deſto weniger 
dad Minifterium des Innern ſich ed zur ernften Pflicht gemacht 
habe, die Prepfreiheit hinfichtlic) der inneren Angelegenheiten un« 
gehemmt zu laffen, damit das PBublicum ſich überzeuge, daß die 
Staatöregierung nicht bloß die Wahrheit vertragen fönne, fondern 
daß fie auch zu ftark fei, um durch Unternehmungen einiger Schrift 
fteller ſich erfchüttern und in Gefahr führen zu laſſen. Doc 
glaubte Eggena die Genfur, wenigftend in Beziehung auf die An: 
gelegenheiten fremder Staaten, der Bundeögefege wegen, fo lange 
beibehalten zu müſſen, bis andere, dem Mißbrauch der Preſſe vor: 
beugende, Maaßregeln getroffen feien. Deshalb drang er auf fchleu- 
nige Erledigung eined Preßgefeges, weil Fein Eenfor zu finden und 
die Strafjuftiz durch die Genfur gehindert fei, warnende Beifpiele 
nachdrüdlicher Strenge eintreten zu laffen. Die Regierung erflärte 
die Genfur für eine unzweckmäßige Maaßregel, fie erachtete diefelbe 
auch durch die Bundesgefehe, vermöge des Bundeöbefchluffes vom 
15. Januar 1824, nur rüdfichtlich der für die Bundesverfammlung 
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beftimmten Reclauiationen und Denkfchriften vorgefdrieben; nur 
für dieſen Ball wollte fie diefelbe beibehalten. Der Buchhandel 
jollte, nad) der Meinung der Regierung, durch eine Eonceflion des 
Staates, die Herausgabe eines periodifchen Blattes durch eine 
Caution bis zu 1000 Thaler bedingt, ein foldyes eine Etunde vor 
der Ausgabe, eine andere Schrift 24 Stunden vorher der Staate- 
behörde überliefert werden, adminiſtrative Beſchlagnahme ftatthaft 
fein, das Gericht, über die Rechtmäßigkeit derfelben bei periodifchen 
Blättern binnen drei, bei anderen Schriften, binnen acht Tagen 
erkennen, bei Unterfuhung der Preßvergehn das gewöhnliche Ver— 
fahren Statt finden, das Obergericht aber, was Bender miß- 
bilfigte, gleidy Geſchwornen “über die Schuld nad) der in ihm 
begründeten freien Weberzeugung fprechen und dann gegen den 
Schuldigen die Strafe erfennen, an das Oberappellationsgericht 
wegen der Schuld die Nichtigfeitöbefchwerde, wegen der Strafe 
die Berufung geben. Jordan genügte diefer Gefegentwurf nichts 
er wollte fich mehr an das badifche Preßgefeg vom 1. März 1832 
anfchließen, Anklageprozeß mit öffentlich; mündlichen Berfahren bei 
PBreßvergehen, wenn aud vorläufig ohne Geſchwornengerichte, ein- 
führen. Obwohl Vieles von der Propofition der Regierung ent- 
(ehnend, lieferte Jordan doch einen ganz neuen Entwurf. Das 
mißfiel Eggena, der es rügte, daß die Ständeverfammlung fich mit 
Arbeiten von bloß_litterarifhem Werthe befchäftige oder PBrojecte _ 
erörtere, zu deren Verwirflihung nicht die mindefte Ausficht vors 
handen fei. Conceſſton für den Buchhandel und Caution für die 
periodifche Preſſe wollte Jordan zwar zulaflen, nicht aber die 
adminiftrative Beichlagnahme von Schriften, weld;e, ohne zut Elaffe 
der Zeitungen zu gehören, die Berfaffung und Berwaltung Kurs 
heſſens zum Gegenftande haben, weil rüfichtlich diefer die Bundes 
beftimmungen feine Präventivmaafregel vorfchrieben.. Die Furcht 
vor Öffentlihen Verunglimpfungen erklärte er für ein Zeichen der 
Schwäche oder des böfen Bewußtfeind. „Hat eine Regierung” 
fprady Jordan, „die Arme ihres Volkes nicht zu fürchten, wie kann 
fie vor den Drudjchriften einiger Wenigen in Angft gerathen. Jede 
Regierung möge wohl beherzigen, daß ihr niemand ſchaden, nies 
mand ihre Würde verlegen und niemand, - wenn man von Äußeren 
Gefahren abfieht, fie ftürzen kann, als fie feldft. Eine Regierung, 
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welche das freie Urtheil über ihre Einrichtungen und Handlungen 
ſcheut, ſteht in dem Wahne, daß ſie unfehlbar ſei oder will das 
Beſſere nicht, da fie Belehrung zu vermeiden ſucht.“ Duyſing, 
Schomburg und der Obergerichtsrath Werthmüller, der an Wieder: 
holds Stelle ald Deputirter der fhaumburger Städte in die Stände- 
verfammlung eingetreten war, unterftüßten das von Jordan für 
Preßvergehen vorgefchlagene Proceßverfahren; Dedolph war anderer 
Anſicht; ihm folgte Eberhard, ebenfo Wiß (S. 138.233), der als 
Teputirter von Schmalfalden am Landtage Theil nahm. Borzugs- 
weife ihm, dem Gelehrten von Fach, verargte man died; Caſſels 
Bewohner bereiteten ihm Kränfungen, über welche der Stabtrath 
feine Migbilligung zu erfennen gab. Pfeiffer war verfudt, in 
ſolchen Ericheinungen den Beweis zu finden, daß es noch nicht an 
der Zeit fei, Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens ein- 
treten zu laffen; er fchloß ſich Dedolph an, weil Eggena. entfchieden 
erflärte, daß die Regierung das von Jordan empfohlene Berfahren 
in das Geſetz nicht aufnehmen würde. ‘Pfeiffer ahnete, der politi- 
ihen Berhältniffe wegen, fpätere Hinderniffe für die Sanction des 
Geſetzes. Scheuch entſchied ſich für Anklageproceß ohne Deffent: 
fichfeit und Mündlichfeit. Das fand die Billigung der Stände- 
werfammlung. Jordan erklärte damit den Gefegentwurf für werth— 
(08. Große Senfation erregte Died Ergebniß im Lande, weil man 
darin irrthümlich das Princip erkannte, daß überhaupt in Straf: 
ſachen Deffentlichkeit und Mündlichfeit verbannt bleiben folle. 
Nachdem diefe bei ‘Preßvergehn vorläufig aufgegeben war, meinte 
Pfeiffer, das Preßgefeg müffe dem Lande zu Theil werden, wenn 
nicht das feierlich gegebene Fürftenwort nur als leere Form, der 
wiederholte Schwur der Minifter nur als Gaufelfpiel mit zerbrechlichen 
Eiden erfcheinen und die ganze Verfaffung nichts mehr als ein ſchöner 
- Traum fein folle. Doch Eggena verglich ſolchen Ausſpruch mit 
dem Anathem der Kirchenconcilien zur Ausrottung religiöfer Irrleh— 
ren. — Der den Landftänden zur Berathung übergebene Entwurf der 
Städtes und Gemeindeordnung war wefentlich der revidirten preußis 
fhen von 1831 nachgebildet. Müller nahm fich der Behandlung 
‚diefer Angelegenheiten an. Er wollte, außer. den Bringen, Standes- 
herrn und vorbhinnigen Neichsrittern, jedernann dem Gemeindever- 
bande unterwerfen, auch die Staatödiener, :die. der Entwurf davon 
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ausnahm. Dieſes Princip ver Gleichheit mißfiel dem Adel. Aus 
Beſorgniß vor der Verpflichtung zu perſönlichen Gemeindedienſten 
wollten die Rittergutsbeſitzer in Ober- und Niederheſſen vom Ge— 
meindeverbande eximirt fein. Landesberg und Hammerſtein wünſch— 
ten, zur Verhütung von Streitigkeiten, eine genauere Feſtſtellung 
des Verhältniſſes, in welchem die Mitglieder der Ritterſchaft zu 
den Gemeindevorſtänden ſtehn ſollten. Carl von Eſchwege recla— 
mirte, um die Ritterſchaft als beſonderen Stand fortbeſtehn laſſen 
zu können, eine angemeſſene Stellung derfelben, die verloren gehn 
werde, wenn ſie zu den Gemeindegliedern zählen ſolle. Müller 
wollte, nur in der Reſidenz eine Ausnahme geſtattend, die Orts— 
polizei als felbftändiges Recht der Gemeinde-VBerwaltung vindiciren, 
während der Entwurf diefelbe von der Leitung der Staatöbehörden 
abhängig erklärte. In jenem Entwurfe behielt die Regierung ſich 
die Beftätigung der von den Gemeinden gewählten Bürgermeifter, 
in Gaffel, Hanau, Fulda und Marburg fogar deren Ernen; 
nung aus drei ihr vorgefchlagenen Candidaten bevor. Letzteres, 
nicht auch Erfteres, erachtete Müller unverträglich mit der Anords 
nung der Verfaffungsurfunde, die den Gemeinden eine freie Wahl 
ihrer Vorſtände zufichert. Werthmüller hielt das Oberaufſichtsrecht 
der Regierung gegen die Verfaffungsurfunde zu fehr ausgedehnt. 
Eggena nahm daraus Veranlaſſung, von der unerfreulihen Wahr- 
nehmung in der Ständeverfammlung zu reden, daß einige rechts— 
fundige Herrn die Rechtsunfunde ihrer Collegen zu einem Einfluffe 
benugten, welcher bei völliger Rechtskunde derfelben nimmermehr 
Statt finden würde. — Mit feltenem  Einflange ihrer. Mitglieder 
entfchloß die Ständeverfammlung fi für eine Verborgung von 
Eapitalien aus Staatsmitteln gegen Außerft mäßige Zinfen, um 
mit folchen die Entfchädigungen für die Ablöfung von Orundlaften 
zu berichtigen. Verſchiedenheit der Anftcht herrichte dagegen über 
den Maaßſtab, diefe Entſchädigung zu berechnen. Während Manche 
die Brundlaft mit einer Capitalzahlung im achtzehnfachen Betrage 
ihres jährlichen Werthes ablöfen Laffen wollten, begehrte Hammer: 
ftein und Landeöberg den 2öfachen Betrag. Die Eapitalifirung: im 
zwanzigfachen Betrage fand bei den Meiften Anklang, Mehr noch 
trennten fich die Anfichten, als in Erörterung war, ob die Steuer 
von der Bodenrente, die nach deren Ablöfung dem Grundeigen: 
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thümer zur Laſt fallen würde, das Ablöfungscapital mindern folle, 
bis man endlich fidy dafür entfchied die Staatscaſſe den Steuer- 
ausfall tragen zu laflen. Streit auch war über die Ausdehnung, 
die der Ablöfungsbefugnig gegeben werden folle, indem bezweifelt 
wurde, ob foldye durch die Berfaffungsurfunde auf Lehen und Erb- 
feiheverhältniffe ausgedehnt ſei. Dennody einigten die Stände faft 
einmüthig ſich über eine beftimmte Faſſung des Ablöfungsgelehes, 
für welches Dedolph und Pfeiffer befonders wirffam waren. Unter 
Duyfings Führung zeigten fte fidy ebenfo einig in der Annahme 
eined Gefeged über die Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte, waren 
auch anfängli die Meinungen darüber gefpalten, ob die 
Dienftpfliht mit vollendetem 22, oder 20. Lebensjahre begin- 
nen, ob fie zwei, vier oder fünf Jahre dauern folle.. — 
Wegen der Bürgerbewaffnung folgte eine Propofition der ans 
deren, fünf bis ſechs oder mehre Auflagen nad) einander; den 
Inhalt der einen erflärten die Landftände für verfaffungswidrig, 
weil er fib auf die Städte befchränfte; bei einem anderen ftritt 
man ber die Einwirfung des Kriegsminifterd oder des Minifters 
des Innern auf die Bürgergarden, über die. Wahl ihrer Führer 
oder über deren Ernennung durch den Landesherrn, über die Vers 
bindung der Bürgergarden in den verfchiedenen Drten unter ein- 
ander oder über ‘einen mehr localen Character derfelben, bis endlich 
auch über diefe Fragen eine Einigung mit. den Ständen eintrat, 
und Eberhard erklärte, es müfle einem jeden weiteren Handel um 
das Geſetz ein Ende gemacht werden. Ob die Bürgergarde dem 
ftehenden Heere untergeorpnet fein, oder ein eigenes Nationalheer 
zum Schug der Verfaſſung bilden folle, konnte als des Streites 
wahrer Gegenftand gelten. Wilfe hatte bei der Fahnenweihe der 
Bürgergarbe die Berfaffungsurfunde den Baum des Lebens genannt, 
in deſſen Schatten die Kinder des Landes ficher wohnen. „Und 
wer befchügt uns diefen Baum des Lebens, daß Fein Frevel ihn 
verlege, wer bewahrt ihn und, daß feine Hand ihn anders antafte, 
ald um des Segend goldene Frucht von feinem Zweigen und zu 
bieten. Ihr feid ed, war Wilkens eigne Antwort, Bürger, 
des Baterlandes; als Bürgen des Geſetzes begrüßen wir euch 
am ‚Altare des Baterlandes, angethan mit dem Schmud der 
Waffen, von Alters her der Heflen Stol; und Ehre,” Ob 
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es wirklich ſo ſein und bleiben ſolle, das war die große Frage 
des Tages. 

Allen von der Ständeverſammlung berathenen Geſetzen fehlte 
ed an der landesherrlichen Sanction; fie waren und blieben Ent- 
würfe, wie manche andere von größerer oder geringerer Bedeutung, 
unter ihnen das Geſetz über die Verbindlichkeit zum Erfag des 
Wildfhadend, einer Landplage, welche den Muth zur Arbeit bei 
vielen. Tauſenden der Landbewohner niederbeugte, deren ed unerz 
träglich fchien, die fargen Früchte ihrer Anftrengungen mit fremden 
Wilde theilen zu müffen. 

Dem Minifterium maß man ein gefliffentliched Zurüdhalten 
der ſehnlichſt erwarteten Gefege bei; Bürgerdeputationen wollten 
um deſſen Aenderung den Regenten angehen, doch ohne von diefem 
gehört zu werden. Die liberale Preſſe warf der Ständeverfamms 
lung. vor, daß fie ihre Kraft verfenne und fich in Labyrinthen um- 
herführen Iaffe, wodurch das Minifterium verhindert fei, ſich an fie 
anzufchließen und fich vom fremden, der eonftitutionellen Regierungds 
weife widrigen, Einfluffe zu befreien. Die Preſſe mahnte die Land- 
ftände, alle ihre Kraft zufammenzuraffen, weil fonft ein abfolutiftis 
ſches Minifterium die nothwendige Folge einer der Volkskraft 
entfre:ndeten Kammer werde. Endlich ftellte Eggena am 12. Mai 
1832 in Ausfiht, daß in der Kürze die fo vielfach defiderirten 
Geſetze zur BVollgiehung würden fommen können. Dennoch bezeich- 
neten ed die Landſtände als ihre ernfte Schlußerflärung, daß fie 
nicht auseinandergehen würden, ehe den Geſetzen die Sanction 
ertheilt fei; follten fie aber durch Vertagung oder Auflöfung un- 
freiwillig ihrem Berufe entzogen werden, fo würden fie die Ver— 
antwortlichfeit ded Minifterd in Anſpruch nehmen, der ‚eine ſolche 
Unterbrechung landftändicher Wirffamfeit vor reellem Erfolge con» 
trafigniren Fönnte, ebenfo die Verantwortlichkeit aller Minifter, zu 
deren Obliegenheit ed gehöre, das Erfcheinen der verfhiedenen 
Geſetze zu bewirken. Da wurde Eggena feines Minifteramtes ent- 
laffen, zum Director der Regierung in Fulda ernannt. Hatte man 
in der bisher ihm Schuld gegebenen Eitelfeit, nur die eigene Per: 
fönlichkeit bei den öffentlichen Verhandlungen des Landtags glänzen 
zu laflen, das Hindernig für Verwirklichung der fonft ihm am 
Herzen liegenden Berfaffung zu finden geglaubt, fo wollte ihm jet 
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die. Bevölkerung von Caſſel Ehrenbezeugungen ermweifen, denen er 
auszuweichen fuchte. Haffenpflug wurde Minifter des Innern und 
der Juſtiz, in den Angelegenheiten der legteren dur Koch unter: 
ftügt. Trott übernahm an Kopps Stelle die auswärtigen Anger 
legenheiten. Nun begannen die Klagen der Zeitungsrebactiouen 
über willkürliche Cenſur rüdfichtlih der inneren Angelegenheiten 
des Staates. Der Landtagsdeputirte Müller erhielt eine Beför- 
derung im Staatödienfte und ſchied aus der Ständeverfammlung. 
Um ihn zu erfegen, dachte man an Benzel Sternau; doch nahm der 
Dichter Heinrich König feinen Play ein. Zu Marburg ging aus 
den Händen Haftd die Boliceidirection auf den Regierungsafiefjor 
Robert, ven Sohn des Profeffor über, der, nun am Grabesrande 
ftehend, auf den Landtagen von 1815 und 1816 die Univerfität 
fo wader vertrat. Hier fchrieb Vollgraf, der Profefior des Staats- 
rechtd und der Politik, die Täufchungen des Repräfentativfyftems, 
und brachte dadurd dad Volk zu einer mißbilligenden Demonftra- 
tion... Ganig ward Preußens Gefandter am kurheſſiſchen Hofe, 
mit geringem Erfolge bemüht, ein freundlicheres Verhältniß unter 
den Gliedern der fürftlichen Familie herzuftellen. 


Rückſchritt zum Alten 
1832 bis 1837, 





„Selten verſchwiſtern ſich mühſam erworbene 
Kenntniſſe von Staatsrecht und Verfaſſung mit 
alttheologiſcher Dogmatik und Polemik, ſelten 
hat ein Mann dieſes Standes, gerade weil ein 
Beruf biefer Art feiner ganzen erften Erziehung 
fo wenig entipricht, jenen aufgeflärten rubigen 
Sleichfinn, der, frei von Herrfchfucht und Sclaven- 
geift, frei von 2eidenfchaft und Eigennutz, weife 
Nachgiebigfeit und glüdliche Entichloffenheit wedh- 
ſelsweis ungefchwächt vereinigt.“ Spittler. 


ALS Landtagscommiffar bei den Landftänden die Regierung zu 
vertreten, war Meifterlin jegt auserfehn, Er verfprach Ausgleihung 
der Meinungsverfchiedenheiten zwifchen Regierung und Ständen, die 
ihm bloß auf Mißverftändniffen zu beruhen fehienen, wollte aber 
nur, wenn er dazu Geneigtheit bei den Miniftern fand, jener 
Function ſich unterziehn. Trott und Motz fagten' diefe ihm zu. 

Mit Vertrauen Famen ihm die Landftände entgegen. Diefeg 
Vertrauen zu Meifterlind Perfönlichfeit war es, was Eberhard 
bewog, Maafregeln zu verfchieben, durch welche dem obwaltenden 
Zuftande ein Ende gemacht und ein längeres Verfümmern der durch 
die Berfaffung dem Lande verheißenen Wohlthaten verhindert wers 
den follte. Eberhard fand nad langem vergeblichen Harren in 
Meifterlins Erflärungen zuerft wieder die Hoffnung, daß der Land- 
tag noch zu einem glüdlichen Refultate führen werde. Selbſt 
Schomburg, defien reine Seele nirgend Arges zu ahnen vermochte, 
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zweifelte an dem aufrichtigen Willen der Staatsregierung, die 
Verfaſſung mit ihren Conſequenzen in Anwendung zu bringen, 
doch wollte auch er noch auf Meiſterlin vertrauen. Dieſer legte 
den Landſtänden einen abermaligen Entwurf des Bürgergardenge— 
ſetzes vor, der faſt einftimmig angenommen wurde. Bald darauf 
verficherte ‚er den Ständen, daß daſſelbe vollgogen fei. Heßberg 
"verweigerte aber defien Gontrafignatur. Am 23. Juni befuchte 
derfelbe, wie er früher mehrfalls gethan Hatte, auf einen Tag 
feinen in der Nähe von Caſſel gelegenen Landfig. Dieſesmal 
war Trott zum Kriegdminifter für jenen Tag, beftellt- und contra- 
fignirte im Verein mit Haffenpflug das Gejeg über die Bürgerbe— 
waffnung. Gleichzeitig erfolgte bie -Verfündigung ded Ablöfungs- 
gefeges in Verbindung mit der Errichtung einer Credit-Caſſe. 
Heßberg war am 25. Juni wieder in Caſſel und gab dem Recru— 
tirungsgefeg die Gontrafignatur. 

Das waren die Erfolge eines jechszehnmonatlichen Landtages. 
Der wefentliche Gewinn, der dadurd) dem Lande zu Theil wurde, 
war, neben der Zollvereinigung mit Preußen, die Befugniß zur 
Ablöfung der auf dem Grundeigenthum ruhenden Reallaften und 
die Gründung der Landesereditcafje. Diefe Anftalt war nicht allein 
dazu beftimmt, den Grundeigenthümern die Ablöfungscapitalien 
vorzuftreden, fie follte denfelben auch die Möglichkeit darbieten, 
zur Berbeflerung ihres Nahrungsftandes überhaupt Die erforberlichen 
Eapitalien gegen billige Zinfen, ohne vie Foftipielige Mitwirkung 
dritter Perfonen, zu erhalten, denen aber, welche Gapitalien ver- 
zinslich anzulegen wünfchen, eine vollklommene Sicherheit dafür: zu 
gewähren, Der Staat haftet. mit feinem ganzen Vermögen. für die 
Verbindlichkeiten der Landescreditcaſſe. Diefe nimmt zu 8'/, pEt. 
Zinfen Capital von jedermann an, und ftellt darüber auf den 
Inhaber lautende Verbriefungen aus, die auf gegenfeitige Kündigung 
ftehn. Sie verborgt, unter Feftfegung eines beftimmten Tilgungs- 
fonds, auf Immobiliarhypothefen von gemügender Sicherheit Gel: 
der zu 4 pCt. Zinfen, zum Zwed der Ablöfung von. Grundlaften 
aber, je nachdem diefe mehr oder minder drüdend find, zu 3 bis 
33,, p&t. Eine Theilnahme an der Verwaltung diefer Caſſe er- 
langten die Landftände durch die auf Duyſing gerichtete Wahl eines 
Mitgliedes der für die Leitung derſelben eingefegten Direction, 
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ebenſo eine Mitwirkung bei der Rechnungsabhörung. Der allge— 
mein übliche Zinsfuß ſank durch jene Anſtalt namhaft zum Vor— 
theile der Grundeigenthümer herab. 

Der Werth der abzulöfenden Reallaſten war mäßig im Geſetz 
veranfchlagt. Auf die Erbpachtverhältnifie und die Beholzigungs- 
gerechtiame war die Ablösbarfeit der Neallaften nicht ausgedehnt. 
Ueberhaupt follte deren Ablöfung ohne Einfluß auf die Rechtsver— 
hältniffe bleiben, in denen die belafteten Grundftüde ftehn; dieſe 
blieben alfo fortwährend dem VBillicalnerus unterworfen, ohne daß 
die Befchränfung der Dispofitionsfreiheit aufhörte, die eine 
Folge des getheilten Eigentums ift. So fehr auch die zugeftan- 
dene Ablöfungsbefugniß die Beſchwerde erleichterte, die in der 
Erfüllung der Zehnt-, Dienft- und Zinslaft für den Grundbeſitzer 
lag, ſo Fnüpfte ſich doch daran Feiner der großen Vorzüge, bie 
aus einem unabhängig befeffenen Grundeigenthum entfpringen. Ja 
es entftand ein wahrhaft anomaled Verhältniß des Eigenthümers 
zum Gutöheren, weil Iegterer mit der Ablöfung der ihm gebührenden 
Gefälle alles Intereffe an dem Schickſale des erfteren und feiner 
Beftsung verlor. Dies zu billigen, waren die Landftände nur da— 
durdy bewogen , daß Haffenpflug in das Ablöfungsgefeg das Ver: 
fprechen aufnahm, es follten auf dem nächften Landtage Geſetzent— 
würfe wegen Auseinanderfegung der Lehns-, Meier: und anderen 
gutsherrlichen Verhältniffen vorgelegt werden. So gab man fidh 
der Zuverficht hin, daß in fürzefter Zeit der Weg zu einer folchen 
gänzlihen Sonderung zwifchen Eigenthümer und Lehns- oder Reihe: 
herrn eröffnet werden würde. Mannigfach hinderte died die Boll: 
ziehung der Ablöfungenz erfchwert waren diejelben durch den rein 
procefjualifchen Character, den Dedolph dem Ablöfungsverfahren 
aufzudrücen gewußt hatte, welches dem Geſchäftskreiſe der Gerichte 
zugewiefen war, die ungern diefen Arbeitszuwachs ſahen. Darin 
lag der Keim zu Verzögerungen, welchen die Berechtigten um fo 
fieber auszubilden fuchten, als fie das Capital für ihre, meiftens 
dem Lehnverbande unterworfenen, Gefälle nicht zur freien Ver— 
fügung erhielten, fondern bis zur Auflöfung des letzteren regelmäßig 
in die Landescreditcaſſe zahlen mußten, die dafür 3%, p&t. Zinfen 
vergütete. 

So bedeutungsvoll es war, daß ein jedes Mitglied der Bür- 
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gergarde die eifrige Mitwirfung zur Aufrechthaltung der Verfaſſung 
und der öffentlichen Ruhe eidlich zu verfprechen hatte, fo wichtig 
es für dieſes Inftitut war, fefte Regeln über die Vorfchriften des 
Dienftes zu erhalten, fo verlor doch die Bürgerbewaffnung an 
innerer Kraft durch die Aufhebung des militairifchen Verbandes, 
in weldem die Bürgergarden mehrer Drte untereinander ftanden, 
denen eine gegenfeitige Communication jegt gänzlich unterfagt war. 
Die Wahl ihrer Subalternofficiere bedarf einer Beftätigung des 
Minifteriums, die verfagt werden fann; die höheren Chefs werden 
vom Landesherrn ernannt, zwar nur aus der Zahl präfentirter 
Candidaten, die aber in unbegränzter Menge gefordert werden 
fönnen. War glei) das Gefeg über die Bürgergarden mit flürs 
mifchem Eifer überall herbeigewünfcht, fo datirte fi) doch von 
feiner Verfündigung an ein allmäliged Einfchlummern und Ers - 
fchlaffen des Inſtituts. Zum großen Theil entfprang dies aus 
einer Handhabung des Geſetzes, welche die Beſchwerlichkeiten des 
Dienftes fteigerte, während fie die Annehmlichkeiten, die damit ſich 
verfnüpften, nach und nad) ganz unterbrüdte. 

Der Dienft im ftehenden Heere war in Folge des Recrutirungs— 
geſetzes ungemein erleichtert, durch jeine Ausdehnung auf alle Elaffen 
der Staatdangehörigen, durch die Beichränfung feiner ungemefjenen 
Dauer auf eine vierjährige Dienftzeit nebit einem Reſervejahre, 
welches nur im Kriege die Mannfchaft zur Fahne ruft, und durch 
die Geftattung einer Stellvertretung, neben manchen Befteiungs: 
gründen aus Rüdficht auf Förderung der Gewerbe, wie des Ackerbaus. 

» Diefen Geſetzen folgte das über die Staatsanwaltfdyaft ; 
daſſelbe erklärt den Staatsanwalt zum Vertreter aller Hoheits-, 
Domanial- und anderen Rechte des Staates. in ftreitigen Fällen, 
um als Eagender oder verklagter Theil für alle Behörden und 
Staatödiener vor Gericht zu erfcheinene Zugleich wird Dadurch der 
Staatsanwalt zum Vertreter der Landesherrfchaft beftimmt, um als 
klagender oder verklagter Theil die Procepführung in allen diefelbe 
angehenden Rechtsſachen zu beforgen, ed mögen fich diefe auf die 
Hofverwaltung, den Hausfchag oder fonftige Rechtsverhältniſſe des 
Landesherrn beziehn. Vorſorge ift für den Fall getroffen, wo zwis 
ſchen dem Staate und der Landedherrfchaft ein Streit entitehn follte. 

Alle dieſe durch Meifterlin ſehr geförderten Gefege hatte Hafjen- 


pflug weit vorbereitet gefunden, als er die Minifterialdepartements 
der Juftiz und des Innern übernahm; feine felbftändigen Vorſchläge, 
durch frühere Deſiderien der Landſtände hervorgerufen, beſchränkten 
ſich auf einige Maaßregeln zur Minderung der Koſten in Civil— 
procefien und zur Erleichterung einer Befhwerveführung in denfelben. 

Auch das Wildfhadensgefeg ließ Haffenpflug in einer neuen 
Redaction nochmald bei den Ständen zur Berathung bringen. Bei 
drei Worten nur fand eine Abweichung der Meinungen Statt; 
diefe aber gab er ald ein Hinderniß für das Erfcheinen des Ges 
feged aus. Man ftritt nämlih darum, ob die Betheiligten mit 
ihren Einwendungen gegen das Protocol über die Abſchätzung des 
Schadens wegen etwaiger Mängel, oder wegen etwaiger „formeller“ 
Mängel gehört werden follten, ob auf dem nächften Sandtage wegen 
ded Schadens, den das Wild in den Waldungen anridjtet, eine 
genauere gefeglihe Beftimmung getroffen, oder ob eine ſolche „ers 
forderlichen Falls“ getroffen werden folle. Darüber ließ Haffenpflug 
das Geſetz nicht zu Stande fommen. Dod der wahre Grund lag 
tiefer. Der Entwurf deſſelben war auf ein Gutachten des Ober: 
appellationdgerichtes gebaut, welches aus dem’ beſtehen den Rechte 
eine unbedingte Verbindlichkeit der Jagdberechtigten zum Erſatze 
jenes Schadens ableitete; neben deren Anerfennung hatte 
deshalb der Gefegentwurf nur die Richtung genommen, die Ver- 
folgung der Erfagverbindlichfeit zu erleichtern. Haſſenpflug hielt 
diefes mit derjenigen Beftimmung der Berfaffung unverträglic, 
derzufolge das Eigenthum für Zwecke des Staates nicht anders, als 
gegen volle Entihädigung in Anſpruch genommen werden Fann. 
Schon ald Mitglied des Dberappellationsgerichts war er mit deffen 
Gutachten nicht einverftanden gewefen, indem er den Jagdberech— 
tigten nur zum Grfag desjenigen Schadens ſchuldig eradhtete, der 
durh übermäßigesd Wildhegen entftanden fei. Al Minifter 
forderte Haſſenpflug ein zweites Gutachten von jenem Gerichte, 
Du dieſes ein ſolches verweigerte, begehrte er, daß die einzelnen 
Oberappellationsräthe fich ſpeciell über feine damalige Abſtimmung 
äußern follten. Die Abftimmung derjenigen zeitigen Oberappellations- 
mitglieder, die feiner Meinung günftig fielen, mit diefer felbft und 
dem Botum, welches gleich anfangs ihm beigetreten war, zufam- 
menzählend, z0g er nunmehr ein Refultat, welches er für ein zwei— 
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tes , feiner Anficht entfprechendes, Gutachten des. Gerichts. ansgab; 
daraus folgerte er die Nothwendigfeit, dem Geſetz über die Verpflich 
tung zum Wildfchadenerfage eine ganz andere Grundlage zu geben, als 
von welcher der den Landſtänden Seitens der Regierung vorgelegt gewes 
fene Entwurf ausgegangen war. Diefe Umarbeitung erfolgte aber nicht. 

Die: Landftände fpracdhen ven Wunfch aus, daß an dem 
alten Gebrauche feftgehalten werden möge, vor Bejegung der 
im Oberappellationdgerichte erledigten Stellen dieſes ſelbſt mit 
feinem Gutachten darüber zu hören. Haflenpflug verweigerte das, 
weil es eine Abänderung der Berfaffung fein würde. Er bezog 
fi) dabei auf diejenige Beftimmung derfelben, wonad) jeder Er: 
nennung zu einem Staatsamte der Borfchlag der vorgefegten 
Behörde vorausgehn. muß. Er ſchloß daraus, daß die gutacht- 
liche Aenßerung eined Collegiums über die Befegung einer in dem— 
felben erledigten Stelle durch die Verfaffung verboten fei. 

Dem hambacher Seite folgte unmittelbar eine Ähnliche Vereinigung 
zur Berbrüderung der Stände in Bergen bei Hanau, ohne Störung 
der Ordnung, ohne Theilnahme ausgezeichneter Männer, welche 
aber. doch die Aufmerffamfeit der Bundesverfammlung erregte. Zu 
Wilhelmsbad war eine abermalige Berfammlung in größerem Maaß- 
ftabe vorbereitet, um ©emeinjamfeit und Einheit der teutjchen 
Brüderftämme zu erweden. Nach Rottecks Verſicherung follte die- 
felbe fich rein halten von den unglüdlichen Abſchweifungen einiger 
Eraltirten in Hambach. Doc, flaggten dabei dreifarbige Fahnen, 
Adreffen wurden an Hannovers und Kurheſſens Stände gerichtet. 
Georg Fein aud Braunfchweig trat ald Redner auf, auch Student 
Brückmann aus Preußen und Dr. Schulz aus Gießen. 

Als num die Bundesverfammlung das Auffteken fremder Abzeichen 
für ein Attentat gegen die Sicherheit und Verfaffung des Bundes 
betrachten zu wollen erflärte, aud die Unterdrüdung von Volks— 
verfammlungen beſchloß, ließ Haffenpflug durd die Polizeibehörde 
befannt machen, daß das Tragen der fcdhwarzsroth:goldenen Eocarde 
ald Zeichen der Einftimmung und Anhänglichfeit an die hochvers 
rätherifchen Abfichten betrachtet werde, die auf dem hambacher Fefte 
zum Umfturz des teutfchen Bundes und der verichiedenen Bundes» 
verfaffungen ausgefproden feien. Mit Strafe bedrohte auf fein 
Geheiß jene Behörde den Gebrauch irgend einer anderen als ver 
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kurheſſiſchen Nationalcocarde, Gleichzeitig wurde, nicht ohne Vers 
anlafjung des Bundestags, Haffenpflugd Befehl wegen Feind Ver: 
weiſung aus dem Lande vollzogen, den polnifchen Flüchtlingen ver 
Aufenthalt verfagt und ein-auf dem Wollenberge bei Marburg bes 
abfichtigtes Volksfeſt hintertrieben. Erft einige Tage nachher vers 
anlaßte Hafjenpflug den Regenten zu einem Berbot der Volksver⸗ 
ſammlungen. Durd die Erfahrung follte es Hinlänglich bewiefen 
fein, Daß eine vielfach verzweigte, auf die allgemeine Empörung 
Zeutjchlands und den Umfturz der gefeglichen Ordnung hinarbeitende 
Partei dahin trachte, ihre heillofen, auch die vaterländifche Ber; 
“ füffung bebrohenden, Zwede hauptfächlih auf Berfammlungen zu 
erreichen, die vorgeblidy zur. Kräftigung des teutfhen Sinns und 
unter dergleichen Vorwänden angeftellt feien. Weil die Tendenz 
foldyer Berfammlungen, ‚bei denen Unzufriedenheit erregende Neben 
gehalten -feien, die Wiederholung ähnlicher Vorfälle vorausfehen 
laſſe, wurden alle. öffentliden Verſammlungen und Volks—feſte 
unterfagt, die zur Verfolgung jener politifchen Zwede, aur Er- 
reihung einer, die Bundesverfafjung aufhebenden, Einheit Teutſch- 
lands oder unter. den angedeuteten, dahin abzielenden Borwänden 
unternommen würden. Mit Hinweifung auf den Artifel der Ver: 
faffungsurfunde, nad ‚welchem fein Geſetz ohne Beiftimmung der 
Landftände gegeben werben fann, -Berorbnungen aber, welche die 
Handhabung oder Vollziehung beftehender Geſetze bezweden, von 
der Staatöregierung allein erlaflen werden, war jene Verordnung 
ald Maafregel zur weiteren Vollziehung des Geſetzes vom Jahre 
1830 über die Sicherftellung der öffentlichen Ruhe bezeichnet. Da- 
gegen lehnte fi) Jordan auf. Ausgehend von dem Grundfage, 
daß Alles geftattet fei, was nicht durch ein Geſetz verboten wäre, 
hielt er Volksverſammlungen ebenfo erlaubt, als beliebige Cocarden, 
fo lange nicht mit Zuftimmung der Landftände ein Verbot in Ge- 
feßesform erfolgt fei. Grundlos nannte er die Beichulvigung, daß 
eine vielfach verzweigte Partei auf den Umfturz gefeglicher Ordnung 
hinarbeite, fofern fie gegen Heſſen ausgefprochen fei. Die jefuitiich- 
möftifche Partei, welche in Stalien und Spanien die Verfaſſungen 
zerftört, Don Miguel unterftügt, die Juliordonanzen veranlaßt habe 
und Louid Philipp vom Thron habe ftürgen wollen, welche in 
Tentfchland die Erwartungen der Völker auf die Erfüllung der 
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ihmen gegebenen Berfprechungen zu hemmen gewußt habe, weil*fie 
das Mittelalter beſchwören mögte, um die Trümmer der VBergan: 
genheit aus den Gräbern zu loden und ſich Krüden für die Gegen- 
wart zu bauen, dies fei die Partei, welche die Unzufriedenheit in 
Teutjchland errege und auf. den Umfturz der gefeglichen Ordnung 
hinarbeite. Wenn es ein Verbrechen fei, Teutfchland Fräftig und 
einig zu wünfchen, dann hörten auch Teutſchlands Ständeverfamm- 
lungen zu den Hochverräthern, dann müſſe auch die Bundesver: 
ſammlung hochverrätherifh genannt werden, deren Präſident von 
einem gemeinfamen teutfchen Bürgerrecht geiprochen habe. Pfeiffer 
rügte den, den Teutfhen, insbefondere den Heflen, gemad- 
ten harten Borwurf, an den verwerflihen Planen Einzelner 
Theil genoinmen zu haben, welche zu Hambach eraltirte Reden ge: 
halten hätten. Teutſchlands drei Farben habe. die Burfchenfchaft 
auf den Univerfitäten fich als ein fichtbared Symbol gedacht, daß 
die fhwarze Nacht der Knechtſchaft, die mit Frankreichs Macht 
über Teutfchland gefommen, durch das Blut der teutfchen Jugend 
befiegt fei, um zu der goldenen Freiheit zu gelangen, welche in 
damaliger Zeit von den teutjchen Fürften anerkannt und verfprochen 
ſei. Was einft jene Jünglinge gedacht hätten, das wollten jetzt 
die teutfchen Männer, jene gefegliche Einheit Teutfchlands zur Er- 
langung eins Fräftigen Gefammtvaterlandes mit Aufrechthaltung 
der teutfchen Bundesverfaffung und durch die Aufrechthaltung alfer 
teutfchen Landesverfaſſungen in dem reinen Sinne, wie es die 
Bundesverfaffung gemeint babe. Werthmüller wies darauf hin, 
daß zwar nah den Motiven der Berordnung alle Volksver— 
fammlungen verboten feien, nah deren Verfügung aber nur bie 
in verbredherifher Abficht veranftalteten; fo habe Haffenpflug die 
BVerantwortlichkeit von fi abgewälzt und auf. die vollziehenden 
Behörden übertragen, die, wenn fie den Motiven folgten, ver: 
fafjungswidrig handelten, wenn fie der Entſcheidung folgten, fich 
der Meinung ausjegen würden, die Verordnung nicht gehörig voll- 
zogen zu haben. Eben diefer Zweidentigfeit wegen hielt Debolph 
die Verordnung für gefährlicher, ald wenn fie Har ausfpräche, was 
fie wolle. War man in Fulda und anderen Orten doch fo weit 
gegangen, das Volklsfeſt bei Kurfürft Wilhelms II. Geburtstagsfeier 
oder kleine Berfammlungen von Freunden zur Berathung öffent» 
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licher Angelegenheiten zu verbieten. Die Ständeverfammlung beſchloß 
darauf, durch einen Ausfchuß prüfen zu laffen, in wie fern Haffen- 
pflugs Berantwortlichfeit wegen Contrafignatur der Verordnung in 
Anfprud zu nehmen ſei. Meifterlin hörte Alled an, ohne ein 
Wort zu erwiedern. Doch wurde wenige Tage fpäter, den 14. Juli 


1832, der Schluß des Landtags auf- den 27. Zuli den Landftänden | 
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angekündigt. Bis dahin erwartete die Regierung von den Stän- | 


den die Feftftelung des noc immer ungeordneten Staatöhaushaltes. | 


Gleichzeitig erfolgte die Eröffnung, daß über das Verhältniß der 
Bundesgefeßgebung zu dem unter Eggenas Leitung ausgearbeiteten 
und vom gefammten Staatöminifterium genehmigten Entwurfe eines 
Preßgefeßes, welcher die Grundlage der biöherigen Verhandlungen 
mit den Landftänden gebildet habe, ein Gutachten des Oberappel— 
lationsgerichte8 gefordert und bis dieſes eingegangen fei, eine Er: 
flärung über die Promulgation des Gefeges vorbehalten werde. Es 
war inzwifchen vom Bundestage das badifche Preßgefeg für uns 
vereinbar mit der Bundeögefeggebung erklärt, ohne daß Kurheſſen an 


den darüber gepflogenen Verhandlungen der Bundesverfammlung - 


Theil genommen hatte. 


Werthmüller machte darauf aufmerkfam, daß vom Minifter des _ 


Innern felbft das Cenforamt und zwar mit einer Strenge gehand- 


habt werde, die thörigt zu nennen fei, wenn derfelbe nicht die. 


Ausfiht daran Fnüpfe, daß diefe Genfurgewalt noch lange fortbe— 
ſtehen werde. Er nahm daraus ab, daß Haflenpflug das Preßgefeg 
gar nicht erfcheinen laffen werde, obwohl ſolches nach Inhalt der 
Berfaffungsurfunde alsbald erlaffen werben ſolle. Werthmüller 
hegte die Muthmaaßung, Haffenpflug glaube, diefer VBorfchrift habe 
die Regierung durch Mittheilung des Entwurfd an die Stände- 
verfammlung genügt, ohne daß fie ſchuldig fei, dad Geſetz zu voll: 
ziehn, Er wollte deshalb gegen Haffenpflug eine Anklage für den 
Fall befchloffen haben, daß der Landtag ohne deſſen Berfündigung 
werde aufgehoben werden. ‘Pfeiffer fehlug vor, das Minifterium 
bahin zu drängen, daß ein Gefeg gegen Preßvergehen zu Stande 
gebracht werde, um wenigftend eine gejegliche Beftimmung über den 
Begriff eines folchen zu erhalten und dadurch den nicht zu ver- 
antiwortenden Genfurunfug zu befeitigen. Es hätte in der That 
mehr noch ald dieſe Wirfung darin gelegen. Denn da die Ber: 
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faſſungsurkunde ſelbſt, außer den bundesgeſetzlichen Fällen der Een- 
ſur, völlige Freiheit der Preſſe und des Buchhandels anordnet, mit 
dem Beiſatze jedoch, daß zuvor ein Geſetz gegen Preßvergehen als— 
bald erlaſſen werden ſoll, ſo iſt deſſen Erſcheinen offenbar das Er— 
eigniß, von welchem der Anfang jener Freiheit abhängig gemacht 
iſt. Doch fand Pfeiffers Vorſchlag keinen Anklang, man beharrte 
auf einer ausdrücklichen Aufhebung aller Cenſur. 

Während die Landgrafen von Philippsthal und Bardhfeld mit Er- 
folg eine Erhöhung ihrer Apanage bei den Landftänden beantragt hatten, 
deren Auszahlung das Minifterium unterließ, wollten auf der an- 
dern Seite die Landftände auf möglichfte Erleichterung der den 
Bundeöftaaten, vermöge der Kriegsverfaflung des Bundes, obliegen- 
den Verpflichtung zur Unterhaltung eines beftimmten Militairetats 
binwirfen. Obriftlieutenant Schmidt, ein äußerſt gewandter 
Redner, der von der unterften Stufe des Militaird fi zu jenem 
Range aufgefhwungen hatte und jebt den Kriegsminifter bei den 
Ständen vertrat, machte dagegen die Andeutung, daß ed der Staats» 
regierung ein Leichtes fein werde, von der Bundedverfammlung eine 
Interpretation der in der Kriegsverfaffung des teutfchen Bundes 
enthaltenen Borfchriften zu erwirfen, welche ihre Anforderung für 
den jährlichen Bedarf des Militaird als gerechtfertigt erfcheinen 
lafjen werde, eine Anforderung, die, nahdem Pfeiffer eine Be: 
leuchtung des wahren Bedarfes geliefert hatte, von 1,100,000 Thlr. 
auf 795,000 Thlr. herabgegangen war, während die Landftände 
nur 700,000 Thlr., ungefähr den vierten Theil der Landeseinfünfte, 
bewilligen wollten und diefed für mehr ald genügend ausgaben. 
Schmidts Aeußerung veranlaßte Jordan zu den lebhafteften Pro- 
teftationen gegen die Einwirkung des Bundestags auf Kurheſſeus 
Finanzen, Dabei wies er auf die Abhängigfeit hin, im welche ſich 
die Fleineren teutfchen Staaten zu zwei größeren Mächten geftellt 
hätten, fchon beim Pariſer Frieden und während des Wiener Con— 
greſſes, zulegt bei den Beichlüffen der Bundeöverfammlung vom 
28. Juni über die Maafregeln zur Aufrechthaltung der geſetzlichen 
Ruhe und Ordnung in Teutichlaud, die aud Kurheſſens Gejandter 
gebilligt hatte. Jordan erinnerte daran, wie wenig ber Bundes— 
tag die Verheißungen erfüllt babe, die in der Bundesacte und 
in der Wiener Schlußacte den Bölfern gegeben feien. Und 
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‚wenn num die Miünfche der“ Mölfer bei den Regierungen laut 
werden wollten, fo drohte man, diefe mit Waffengewalt zu ftillen. 
“ Die Bölfer behielten immer Unrecht bei dem Bunde, Nicht 
werde gefragt, ob die Regierungen in den verſchiedenen Staaten 
wirflich leifteten, was ein Volk nach genauer Erwägung der Ber: 
hältniffe, nach genauer Prüfung der Umftände in der That zu ver- 
langen befugt fei, fondern nur danach, ob die Fürften zufrieden 
feien. Wenn dieſe nicht zufrieden feien, fo dürften fie nur den 
Bund oder irgend eine große Macht anrufen, und fofort würden 
Heere einrüden, um ‚mit Gewalt der Waffen das Volk zur Rube 
zu bringen. „Und nun fei fogar von der Staatsregierung ausge— 
fprochen worden, daß die Bundesverfammlung befugt fei, andere 
Beftimmungen über den Militairbedarf zu treffen, während bie 
Eouveränetät der einzelnen Staaten vernichtet würde, wenn ber 
Bundestag über ihre Finanzen auf folche Weife verfügen dürfe, daß 
außer den feitherigen Gefegen noch durch Nebenbefchlüffe von ihm 
etwas feftgefeßt werben fönne. Nach folchen Reden wurden den 
Landftänden um 23. Juli die Beſchlüſſe des teutfchen Bundes vom 
5. Juli über die weiteren Maafregeln zur Aufrechthaltung ber 
gefeglichen Ruhe und Ordnung in Teurfchland mitgetheilt, die, zu⸗ 
gleich mit Strafandrohung für die Webertretung derſelben, unter 
Heßbergs, Haffenpflugs und Trotts Gontrafignatur ohne ſolche 
beruhigende Erklärungen verfündigt waren, wie fie in Wiürtemberg 
und Sachſen erfolgten. Doch eröffnete Trott den Ständen, daß 
der kurheſſiſche Geſandte angewiefen geweſen fei, in fo weit gegen 
jene Beſchlüſſe zu ftimmen, als fie dem Inhalte der Furbeffifchen 
Berfaffungsurfunde zuwider feien. Rie hatte demgemäß der Bun- 
desverfammlung erflärt, daß Kurheſſen wegen entgegenftehenver 
Beftimmung der Berfaffungsurfunde fih nicht verbindlich machen 
fönne, feine außer Teutfchland in teutſcher Sprache erfcheinende 
Zeit- oder fonftige unter 20 Bogen beiragende Drudjchrift politi— 
ſchen Inhalts zuzulaſſen. Rieß bezog ſich dabei auf die Ber: 
faffungsurfunde, wonad) die Freiheit der Preffe und des Buch: 
bandeld in vollem Umfange Statt finden wird, wenn zuvor 
ein Geſetz gegen Preßvergehen erlaffen fein würde, die Cen— 
fur aber nur in den durd die Bundesgefege beftimmten Fällen 
zuläffig fein fol. Weil mach der Verfaffungsurfunde niemand we— 
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gen der freien Aeußerung bloßer Meinungen zur Verantwortung 
gezogen werben fann, den Fall eines Vergehens oder einer Rechts— 
verlegung ausgenommen, fo hatte Rieß für Kurheſſen auch die 
Berbindlichfeit nicht Übernehmen wollen, diejenigen zu  beftrafen, 
welche bei erlaubten Volföverfammlungen und Volfsfeften öffentliche 
Reden politifchen Inhalts halten oder Adreffen in Vorfchlag bringen. 
Rieß war der einzige Bundestagsgefandte, welcher gegen die von 
der Commiſſion des Bundestags vorgeichlagenen Maaßregeln folche 
Einwendungen erhob; doch gab auch er zu, daß die Furbeffiiche 
Regierung einem Bundesbeſchluſſe die nöthige Folge geben werde. 
Rieß hatte fonft nod; Aenderungen in dem beantragten Befchluffe 
gewünfcht, hatte namentlich das Aufiteden von Fahnen und Flaggen 
nur wenn ed als Aufruhrzeichen erfcheine, ftrafbar machen wollen, 
wahrfcheinlich weil nad) der Verfaffungsurfunde den einzelnen Un- 
terthanen, fo wie ganzen Gemeinden und Körperfchaften frei gelaffen 
ift, ihre Wünfhe und Bitten auf gefeglihem Wege zu berathen 
und vorzubringen. Doc, nahm die Bundesverfammlung auf folche 
Bemerkungen feineRüdficht. Die Stände forderten über die ihrer Seits 
einzufchlagenden Schritte dad Gutachten des für die Erörterung 
von Rechtöfragen beftimmten Ausſchuſſes. Jordan und Werthmüller 
wünfchten eine Anflage der Minifter, nicht fo Dedolph, Eberhard, 
Pfeiffer und Schomburg. Aud die Bürger von Eafjel wollten auf 
deren Einleitung in einer Verſammlung dringen, die jedoch Schom- 
burg hintertrieb. Auf Pfeiffers Antrag wurde Haffenpflug von der 
Ständeverfammlung zur nächſten Eigung eingeladen, um perfönliche 
Auskunft über die Gründe zu ertheilen, aus welchen die Verkündigung 
des Preßgefeges unterblieben fei. Statt zu erfcheinen, ließ er, als der 
Rehtsausihuß feine Anträge wegen des Bundesbefchluffes ent- 
wickeln wollte, die Ständeverfammlung, deren Schluß auf den 27. 
Juli feftgefegt war, am 26. Juli, unter Anordnung neuer Wahlen, 
auflöfen, foldergeftalt augenblidlid ihre Wirkjamfeit hemmend. 
So war die Erörterung wegen Verkündigung der Bundesbefdküffe 
abgefchnitten. 

Den Ausschuß, welcher bis zum nächften Landtage über die 
Volziehung der Landtagsabfchiede zu wachen, auch fonft das land» 
ftändifche Sntereffe wahrzunehmen hat, bildeten Eberhard und 
Schomburg mit den beiden Dberappellationgräthen, Morig von 
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Baumbach und Pfeiffer. Advocat Scheu) war ebenfalld dazu 


gewählt, diefe Zufammenfegung aber durch Haflenpflug angefochten, 


weil verfaffungsmäßig höchſtens zwei Staatödiener jenem permas 
nenten Ausfchuffe angehören dürften, und die Advocaten ebenfalls 
Staatödiener wären. Obwohl diefe Behauptung befämpfend, hatte 
darauf dennoch, nicht ftatt Pfeifferd oder Baumbachs, wie Haflen- 
pflug wünfchte, fondern an Scheuchs Stelle, die Ständeverfamm- 
lung, unter dem Wideripruche Carls von Ejchwege, einen Anderen 
erwählt. Zu einer verfaffungsmäßig dem Ausfchuffe jedesmal bejon- 
derd zu ertheilenden Inftruction war ed, der Auflöfung wegen, 
nicht gefommen. Nach diefem Acte ſolche abzufaflen, war für unzuläffig 
von der Regierung erklärt. In Fällen, in denen er es für nöthig 
findet, kann der Ausfhuß noch andere ftändifche Mitglieder zu 
Rathe ziehen. Das that derfelbe. Einunddreißig von den Land- 
ftänden beriethen mit dem Ausichuffe eine Verwahrung gegen die 
vom teutjchen Bunde bejchloffenen Maaßregeln zur Aufrechthaltung 
der Ordnung und Ruhe, joweit fie nad Form und Inhalt mit 
Beftimmungen der Verfaffungsurfunde unvereinbar fein. Es war 
Wilhelm von Baumbah, Dedolph, Duyfing, Jordan, Heinrich) 
König, Scheu, Bilmar und der Erbmarfhall von Niedefel unter 
den vom Ausfchuffe zu Ddiefer Berathung zugezogenen Perſonen. 
Haffenpflug wollte diefelben nicht ald ftändifche Mitglieder anfehen, 
weil fie ſolche Eigenfchaft durch -die Auflöfung des Landtags ver- 
loren hätten. Er gab deshalb die Verwahrung zurüd, weil fie 
auf dem Beichluffe einer, zufolge der Berfaffungsurfunde unzu— 
läffigen, Berfammlung beruhe. Als der Ausihuß nochmals Jor« 
dans Rath fuchte, trat Haffenpflug hemmend entgegen, indem er 
dabei für die Staatsgewalt das Recht der Oberaufficht, wie über 
alle im Staate beftehenden Gorporationen, fo auch über die Stän- 
deverfammlung und deren permanenten Ausſchuß in Anjpruch 
nahm. Bon verfchiedenen Seiten liefen gegen die Vollziehung der 
Bundeöbefchlüffe ‘Proteitationen ein, welche der Bundes-Präſidial— 
gefandte als ftrafbare Verſuche, die Regierungen mit dem Bunde 
in Zwieſpalt zu bringen, darftellte. In Hanau bildete fich unter 
Benzel Sternaus Borfig ein, bald verbotener, Verein zur Aufrecht- 
haltung der Verfaffung, die man durch jene Befchlüffe bedroht er- 
achtete. Eine hierdurch hervorgerufene offene Erklärung kurheſſiſcher 
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Staatsbürger gegen die Beſchlüſſe vom 28. Juni hatte Uuter— 
ſuchung und Feitungsftrafe zur Folge, deren Verbüßung mit ſolcher 
Härte vollzogen wurde, daß das Gtrafgeriht die Berurtheilten 
reclamirte, um unter feiner eigenen Obhut vdiefelben in Haft zu 
behalten. Nicht ohne Schwierigfeit gelang dies, weil Haffenpflug 
deren Ueberfiedelung an einen andern Strafort als eine Unter- 
brechung der Freiheitöftrafe anfah, die nur ein Gnadenact geftatten 
fönne. Schomburg weigerte fi, jene Bundesbeſchlüſſe den Bür— 
gern von Gaffel zu verfündigen. Eine von diefen beabfichtigte 
Berfammlung zur Unterfchrift einer Petition über vaterlänpdifche 
Angelegenheiten verhinderte der Boliceidirector Gießler. Die Bürger 
drangen auf eine Anklage gegen Giesler bei dem permanenten Stän- 
deausfhuß, der ſich über den Sachverhalt bei dem Minifterium 
Ausfunft erbat. Zufolge der Berfaffungsurfunde fol auf jeden 
Antrag der Landftinde oder ihres Ausfchuffes eine Beichlußnahme 
erfolgen und zwar mit Angabe der Gründe, wenn diefelbe dem 
Antrage nicht entfpricht. Haffenpflug aber. veriveigerte die Aus— 
funft, weil der Ausſchuß folhe nur in den Angelegenheiten von 
der. Regierung begehren könne, wozu dieſe deſſen Mitwirfung in 
Anfprudy nehme. 

Das Obergericht in Rinteln ſprach den Bundesbeſchlüſſen rechts 
liche Wirffamfeit ab, weil fie, ohne landftändifhe Zuftimmung 
verfündigt, Geſetzeskraft nicht erlangt hätten, darüber zog daſſelbe ſich 
Hafienpflugs Migbilligung zu. Bender.mahnte nun die Gerichte, das 
Baladium der Freiheit, die Unabhängigfeit der Zuftiz, zu bewahren 
und fi) eine Stellung zu verfchaffen, welche im Stande fei, ihnen 
die Achtung zu erhalten, deren fie in fo hohem Grade bepürfen 
würden, wenn es der Partei der Bewegung gelungen fein wird, die 
teutfchen Verfaffungen umzuftürzen und eine Reaction, wie fie dem 
lang verhaltenen Zorne eigen ift, herbeizuführen; um bei dem Be- 
wußtfein, fich über die Anftchten des liberalen Parteigeiftes geftellt 
zu haben, auch dem PBarteigeifte der anderen Richtung mit männ— 
licher Feftigfeit in’ den Gränzen ihres Berufs entgegentreten zu Fönnen. 
Mahnungen in einem entgegengefegten Sinne  duldete die Cenſur 
nicht. Das Obergericht zu Hanau betrachtete die Bundesbefchlüffe 
als Entfheidungsquelle für feine Richterfprüche, weil die Befugniß 
der Bundesverfammlung zu folchen Beſchlüſſen in Kurheffens Lan- 
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desverfaffung begründet fei. Dies billigte der Eriminalfenat des 
Oberappellationsgerichts, weil landftändifche Zuftimmung nur bei 
ſolchen Gefegen eintreten fönne, welche im Bereiche der Staats— 
gewalt, fo weit fie nicht durch dad Verhältniß zum teutichen Bunde 
beſchränkt ift, liegen. Befchlüffen, welche, in. Folge der Fundamen— 
talgefege des Bundes, von der Bundesverfammlung ausgehen, legte, 
fobald fie von der Staatsregierung verfündigt find, jenes Grimi- 
nalgericht eben die verbindende Kraft bei, als Gefegen, welche in 
Gemäßheit der Berfaffungsurfunde mit Zuftimmung der Ständes 
verfammlung ertheilt find. 

Dem permanenten Ausfchuffe beftritt Haffenpflug die Berech— 
tigung für jede Thätigfeit, die derfelbe entwideln wollte, war es 
auch nur die Erinnerung an die Erledigung einer Angelegenheit. 
Selbſt die Abgabe einer den Landftänden zugegangenen Borftellung 
an das Minifterium zu deſſen Entfchließung, wurde für eine uns 
befugte Handlung des Ausſchuſſes, unter Rückſendung der Bor: 
ftelung, erflärt. Bei feinen Verhandlungen mit den Miniſtern des 
Kriegs und der Finanzen fand der Ausſchuß folde Hemmnifje nicht. 
Haffenpflug verfolgte nunmehr die Behauptung, daß der Ausſchuß 
nur. mit dem Minifter ded Innern in Geichäftöverbindung treten 
dürfe. Den Zeitungsredactoren war unterfagt, in ihre Blätter 
Nachrichten über die Verhandlungen des Ausſchuſſes aufzu— 
nebmen. 

Zu der ausgedehnteren, gefchärften oder. werweigerten Genfur 
trat die polizeiliche Gonfiscation der Blätter; neben der Cenſur 
wurde Erlaubniß zur Herausgabe einer Zeitung verlangt und ohne 
diefe folche verboten. Die Gerichte befchränften zwar die Genfur 
auf die bundesgeiehlichen Fälle und erklärten, nicht ohme große 
Eenfation zu erregen, jene Erlaubniß für unnöthig, aber fie ſchritten 
nicht hemmend gegen die Beamten ein, welche die Unterdrüdung 
des Blattes dennoch fortfegten und dabei ſich auf minifterielle Be— 
fehle bezogen. So blieb dem Herausgeber des unterbrüdten Blattes 
nur ein Entſchädigungsanſpruch für erlittene Verluſte, und die 
Zeitungöpreffe war thatlfählih ganz unterdrüdt. Unter ſolchen 
Berhältniffen Fehrten die Mitglieder der aufgelöfeten Ständever- 
fammlung in ihre Heimath zurüd, meiftens freudig vom Bolfe 
begrüßt. Bei feinem Einzuge in Marburg war für Jordan ein 
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Empfang bereitet, wie er bisher nur fürſtlichen Perſonen gewidmet 
zu werben pflegte. 

War das der Ausbruch eined Feuers, von welchen das Bolf 
entbrannte, oder war ed das letzte Auffladern eines erlöfchenden 
Lichtes ? 

Es waren Lichtblide in der Zeit einer Berftimmung über 
getäuſchte Hoffnungen, gefteigert durch Erwerblofigkeit, hier hervor: 
gerufen theild durch die Fortdauer von Zollgrängen, die fich nicht 
erweitern wollten, und durd) Frankfurts Handelövertrag mit England 
verewigt werden Zu follen fchienen, theild gerade durch die ein- 
getretene Goncurrenz der preußifchen Fabrication, dort genährt durch 
eine Eparfamfeit des Hofes, der die eine Hälfte feiner Revenuen 
außer Landes verbraudte und die andere ‘zum Theil verwendete, 
um ein Gapital für die Kinder des Prinz» Regenten zu fammeln, 
eine Sorge, zu der deſſen väterlich liebendes Herz fo natürlich hin— 
drängte. Es ging derfelbe in die Bäver von Nenndorf. Zum 
erftenmale ſah Friedrich Wilhelm hier Bürger, die mit Herzlichfeit 
und freiwilliger Ehrerbietung ihm entgegen kamen. - Anderwärts 
verdachte man ihnen dad. Aber die Schaumburger hielten es für 
einen Fortfchritt in Aneignung conftitutioneller Grundfäge, daß fie 
die Heiligkeit des Fürften. von dem Regierungsfyfteme feiner Mi— 
nifter zu fcheiden wüßten. Gegen diefes wollten fie durch Werth— 
müllerd glänzenden Empfang ſich ausfprechen. 

Die Verhandlungen des Landtags über die Bedürfniffe des 
Militairetatd führten wirklich zu einer Reduction des Truppencorps 
bis zu der dur die bundesgefehlichen Beftimmungen bedingten 
Stärfe von 5679 Mann. Geglievert waren diefe in 10 Bataillons 
Infanterie, von denen acht zu vier Negimentern gebildet wurden, 
in drei Batterien Artillerie nebft einer PBioniercompagnie und in 
"zwei Regimenter Gavallerie von acht Schwadronen, eined aus 
Euiraffieren, das andere aus Dragonern beftehend. So fielen nicht 
bloß die foftbaren Hufarenregimenter weg, ſondern ed minderte fich 
aud die Zahl der Pferde um 200 Stüd. Tie Koftenerleichterung, 
die hierdurch dem Lande zu Theil werden follte,. wirkte unvortheil- 
haft auf die Stimmung der DOfficiere, nicht bloß auf diejenigen, 
welche, als überzählig geworden, mit Verluſt der für den Dienft- 
aufwand beftimmten Befoldungstheile ausfcheiden oder zu Penſions⸗ 
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ſtellen übergehn mußten, unter ihnen Müldner und Bardeleben, 
zwei der tüchtigſten und einſichtsvollſten Generale, ſondern auch 
auf die im Heere verbleibenden, die ihre Hoffnung auf Beförderung 
vermindert glaubten. — Während die Landſtände als ganz uner- 
läßlid; angenommen hatten, daß die neue Civil- und Strafprocef- 
ordnung auf öffentliches und mündliches Verfahren gebaut würde, 
gab Haffenpflug der mit Ausarbeitung, derfelben beauftragten Com— 
miffton die Weifung, unter Beachtung der gegenwärtigen Gerichts: 
verfafjung das beftehende Recht überall ald Grundlage anzunehmen. 
Es lag Died fo wenig im Sinne der Commiſſionsmitglieder, daß 
darüber die Arbeit gar nicht fortfchritt, ‚eben fo wenig die Abfaf- 
fung. ded Eivil- und Eriminalgefegbuches. Nun wollte man eine 
allgemeine Gefeggebungsecmmilfion unter dem Namen eined 
Staatörathed bilden, die alle wichtigeren Angelegenheiten ver 
Geſetzgebung vorbereitend bearbeiten ſolle. Als Zwed diefer Ein- 
richtung war namentlich angegeben, eine Crleichterung der auf 
die Zuftimmung zu den Öejegentwürfen bezüglichen Landtagsarbeiten 
zu bewirfen. Doc wollte für die Bearbeitung eines Geyenftandes 
bei deſſen Ueberweifung das Minifterium die Jeitenden Grund: 
füge regelmäßig felbft vorzeichnen. Die ganze Anftalt fah man 
ald das Mittel an, den Gefepentwürfen ded Minifteriums eine 
höhere Autorität bei den Landftänden zu verfchaffen. ine 
große Anzahl von Männern aller Claffen war. für den Staats— 
rath beftimmt, darunter zwar Pfeiffer nicht, aber doch andere 
Oberappellationsräthe. An deren entichievener Weigerung, in den 
Staatsrath einzutreten, fcheiterte der ganze Plan. Allein die Hoff- 
nung auf die. neuen Gefegbücher, wonach fo große Sehnfucht war, 
fhien für lange Zeit in den Hintergrund gefchoben. So zeigte 
ſich Mißmuth nad) allen Seiten hin: Dazu fam der Ausbruch 
der Cholera, die lange die Gränzen des Landes bedroht hatte, und 
durch die mit jchweren Koften angeordneten Sperrungsmaaßregeln 
nicht abzuwenden gewefen war. — Als nun Haffenpflug gar Die 
öffentliche Feier des 15. September, diejes Heftes der Berfühnung 
zwiftten Vergangenheit und Gegenwart, verbot, felbft an deſſen 
Borabende ein Kircheneoncert zum Beſten der Armen unterfagte, 
als die Erinnerung dieſes denkwürdigen Tages fid) in die gefelligen 
Kreife näherer Freunde zurüdziehen mußte, da fühlte, zumal in 
19 
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Eaffel, auc die Menge ſich tief gefränft. Unter foldyer Stimmung 
fchritten die Wahlen für den neuen Landtag vor, in Caſſel mit 
ziemlicher Zauheit. Jordans Wahl war die erfte; nur durch das 
Zureden des academiſchen Senated fonnte er diefelbe anzunehmen 
bewogen werden. Da forderte Benver alle Wohlgefinnten auf, 
dahin zu wirken, daß für den fommenden Landtag Männer von 
gemäßigter Gefinnung gewählt würden, weil Kurheffen gerade jeßt 
weniger, ald irgend einem Lande mit Oppofttiondgliedern geholfen 
fei. Er tadelte, unter Aufzählung der unnöthig verurfachten Land- 
tagsfoften, dad Benehmen der Oppofition in der aufgelöfeten Stände- 
verfammlung, weil fie von dem Geſichtspuncte ausgegangen fei, der 
Wille der Ständeverfammlung fei ver Wille des Volkes und das Mini- 
fterium müſſe im Geifte ihrer Majorität regieren. Aber das Minifterium, 
-fagte Bender, hat feine Neigung, ſich die Lehre aufheiten zu laffen, 
daß die Majorität der Ständeverfammlung den Impuls gebe, nad 
welchem es regieren müfle, oder daß die Stände berechtigt feien, 
diejenigen Geſetze, weldye ihrer pflichtmäßigen Ueberzeugung nad) 
für dad Wohl des Landes unumgänglich nothwendig wären, „von 
dem Minifterium, d. h. von dem Landesherrn“ zu erzwingen. 
Solchergeftalt diefe beiden identifieirend, erklärte Bender, das 
Minifterium wolle nicht, daß die Stände, welchen eine Fülle. von 
Rechten zugeftanden worden, wie in feinem Lande, diefe Rechte auf 
Koften des Thrones noch über die Örenzen der Verfafjung hin aus- 
dehnen. Während eine firenge Genfur den Blättern von liberaler 
Färbung die Behandlung der Wahlangelegenheit erfchwerte, drangen 
andere auf Ermäßigung der Diäten für die Ständemitglieder und 
empfahlen, untere Staatöbeamten zu Deputirten zu wählen. Wirf- 
lich fielen die Wahlen in bedeutendem Maaße auf Staatödiener, 
doch meiftend von höherem Range; zwei und zwanzig foldher Staats» 
beamten waren zu Abgeordneten gewählt, Jordan nicht mitgerechnet, 
und unter den Stellvertretern befanden fid) deren auch in ziemlicher 
Zahl, Aber bei allen diefen Wahlen war eine freifinnige Richtung 
vorherrijchend geiwefen, Die gerade vorzugsweife die Maffe der Staats⸗ 
beamten durchdrungen hatte, am meiften den Richterſtand, der das 
Gefühl in fi trug, bis zum Jahre 1830 hin allein der Schug 
und Schirm gegen Willkühr gewejen zu fein. Es befunden fi 
unter den Gewaͤhlten Ludwig ©, von Baumbach (S. 254) und Dedolph, 
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Pfeiffer und Werthmüller, Müldner, Eggena und Rommel, nebft 
anderen erichtömitgliedern, von denen man glaubte, daß fie bei 
ihren Richterfprüchen von freifinnigen Grundfägen ſich hätten leiten 
laffen. Außerdem traf die Wahl eine Reihe von Anwälten, darunter 
Henkel, Scheffer und Schwarzenberg, der fich in der Tagespreſſe 
als Benders eifriger Gegner gezeigt hatte. Letzterer beflagte ed, daß 
die Wahlmänner den Landtag fo reichlich mit Theoretifern und fo 
fparfam mit Männern verforgten, die es fich zur Pflicht machen, die 
Erhaltung und practifche Ausführung der gefeglich begründeten, nicht 
durch die Servilität der Bhilofophie hervorgebrachten Rechte mit 
den nächften und dringendften Bebürfniffen des Landes zu conciliiren. 
Aud) Scheu war wieder gewählt, zog es aber vor, in den Staats» 
dienft einzutreten. Schomburg wählten die kleinen Städte der 
Provinz Hanau, er hatte kaum eine Ausficht dazu bei Caſſels 
Bürgern gehabt, denen er zu milde und vermittelnd ſchien. Manche 
der Gewählten Iehnten die Wahl ab, Andere fanden Schwierig: 
feiten in deren Annahme, Nach Vorſchrift der Berfaffungsurfunde 
hat ein Staatödiener, fobald er zum Abgeordneten gewählt ift, 
davon der vorgefeßten Behörde Anzeige zu machen, damit dieſe die 
Genehmigung ertheilen, auch wegen einftweiliger Verfehung feines 
Amtes Borforge treffen könne. Die Genehmigung fol nicht ohne 
erhebliche, der Ständeverfammlung mitzutheilende, Urfahe verfagt 
werden. Den meiften der gewählten Staatsdiener wurde folche 
vorenthalten, jo Werthmüller, Morig von Baumbach und Pfeiffer. 
Tiefem verweigerte Haffenpflug die Genehmigung, weil nad) dem 
Staatödienftgefeg ein Mitglied des Dberappellationdgerichts niemals 
noch irgend eine andere Staatöftelle befleiven dürfe, ald eine folche 
demnad die Bolfövertretung darftellend, und weil er es nicht ver- 
antworten könne, dazu beizutragen, daß ein Oberappellationsrath 
durch Theilnahme an den landftändifchen Gefchäften die Fähigfeit 
verliere, jein Amt in den Fällen auszuüben, wo das Gericht über 
eine landftändifhe Minifteranflage zu entfcheiven habe, Dies 
machte Haffenpflug den Gewählten mit dem Bemerfen befannt, daß, 
wenn auch jene Gründe der Genehmigung nicht entgegenftänden, 
ſolche doch nit, aus Rüdficht auf die Arbeitsrüdftände des Ge— 
richts, erfolgen könne. Dagegen erhielt Eggena die Genehmigung, 
der von der Stadt Fulda gewählt war. Man maß dieſe Wahl 
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dem Einfluſſe der katholiſchen Geiſtlichkeit bei, was jedoch der 
Biſchof beſtritt. Haſſenpflug gab den ihm untergebenen Behörden 
die Weiſung, ſelbſt in dem Falle, wo ſie kein Bedenken trügen, 
die Genehmigung zu ertheilen, zuvor landesherrliche Bewilligung 
des Urlaubs zu erwirfen, fand aber bei denſelben lebhaften Wider: 
fpruch, bei manchen fogar Verweigerung des Gehorſams. Er dehnte 
die Verpflichtung, eine derartige Genehmigung einzuholen, auf die 
Anwälte aus; er verlangte von den Wahlkörpern, fo fern dem 
gewählten Staatsdiener die Genehmigung verfagt fei, aldbald zur 
Wahl eines Andern zu fchreiten. Als dieſe fih deſſen weigerten, 
fo lange nicht der Gewählte auf die Wahl verzichtet habe, warnte 
fie Haflenpflug vor dem ftrafbaren Unternehmen, wiſſentlich und 
wohlbedacht die Verfaſſung ded Landes zu Grunde zu richten. Da 
entfchloffen fi) einige, von Neuem eventuell für den Fall zu 
wählen, daß die Ständeverfammlung den zuerft Gewählten nicht 
zulaffen werde. Die fedySmonatlihe Frift, innerhalb deren nad) 
einer Auflöfung ein neuer Landtag berufen werden muß, ging mit 
’ dem 26. Januar 1833 zu Ende. Bis zu Ddiefem Außerften Ter: 
mine blieb die Einberufung der Ständeverfammlung verfchoben. 
Als fie erfolgt war, fanden fich die Mitglieder nicht in genügender 
Zahl ein; von den Prinzen des Haufes war nur Landgraf Fried— 
rich vertreten; die Standesherrn fehlten gänzlich; die zu Abgeord⸗ 
neten gewählten Staatädiener, denen die Genehmigung verfagt war, 
blieben meift ebenfalld zurüd. Die eventuell für diefe getroffenen 
Wahlen hielt der permanente Ständeausfhuß für unzuläffig. 
Mandyen, von diefem für legitimirt erklärten, Mitglievern verfagte 
Haffenpflug die Anerfennung. Jener Ausſchuß wollte ſolche Ein- 
mifhung in die ausfchließend ihm verfafjungsmäßig zuftehende Prü— 
fung der Regitimationen nicht gelten laſſen. Haffenpflug aber wei» 
gerte fih, dem Landesherrn zur Ernennung eines Präfiventen die 
dazu von den Landftänden auserjehenen Gandidaten namhaft zu 
machen, weil an deren Wahl PBerfonen Theil genommen hätten, 
die er nicht für legitimirte Ständemitgliever anfehen könne. So 
verſchwanden ſechs Wochen, ehe die Eröffnung des Landtags erfolgte. 
Da entichloß fi am 4. März der permanente Ausſchuß, Haffenpflug 
wegen Berlegung der Verfaffung bei dem Oberappellationsgerichte 
anzuflagen. Die Anklage war darauf gegründet, daß durch fein 
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Verhalten die Eröffnung der Ständeverſammlung verhindert und 
ſo die Vorſchrift der Verfaſſungs-Urkunde unwirkſam gemacht 
ſei, derzufolge nach einer Auflöſung innerhalb der nächſten 
—ſechs Monate eine Stände-Verſammlung einberufen werden 

fol. » Ein weiterer Grund zur Anklage war darin geſucht, 
dag am 26. Juli 1832 die Auflöfung bewirkt fei, ehe 
dem permanenten Audfchuffe von der Ständeverfammlung eine Ins 
firuction ertheilt war, fo. wie darin, daß dieſer, mit Mitgliedern 
der legteren Berathung zu pflegen, verhindert fei. Nun war Haffen- 
pflug ſelbſt auf Vermehrung der Ständemitgliever bedacht. Er 
ertheilte nachträglich dem Obergerichtsrath Debolph die Genehmigung. 
Er fuchte auch das Hinderniß, das er ſich für die Anerkennung 
der Anwälte als legitimirter Deputirte gefchaffen hatte, durd Sups 
plirung der, nicht erbetenen, Genehmigung zu entfernen. Die Lands 
grafen von Philippsthal und Barchfeld bewog er durch die Ausficht, 
daß dann ihre Apanage in dem. durch die Landftände erhöhten 
Maaße ausgezahlt werden würde, zur Austellung eines Reveries, 
durch den fie ſich verpflichteten, zu ihrer Stellvertretung auf den 
Landtagen die Vollmacht für die Perfonen auszufertigen, welche 
ihnen von dem Minifterium würden bezeichnet werden. Dies vers 
mehrte die Ständemitgliever durch Berfchuer und Ferdinand von 
Eichwege, den Chef der reitenden Leibwache. Nun reichte eben 
die unangefochtene Zahl, um zu Gefhäften übergehn zu können. 
Zu ſolchen waren bisher die Stände im Schloffe Bellevue zufammenge- 
fommen. Das follte ferner nicht zugegeben werden; für Abnugung 
diefes Locald verlangte die Hofcafje eine nicht unbeträchtliche Summe; 
mit bedeutenden Koften mußte ein anderer Berfummlungsfaal im 
Stadthaufe eingerichtet werden. Doch die Gefchäfte fonnten Teinen 
Fortgang nehmen, weil die Präfidentenwahl nichtig geweien fein 
follte. Bender bat in diejer Berlegenheit die von der Ständever- 
fammlung für das Präſidium Vorgeſchlagenen, auf ihre Kandidatur 
zu verzichten, die beftrittenen Ständemitglieder aber, an der in 
Folge deſſen einzuleitenden neuen Wahl nicht Theil zu nehmen. 
Einige jener Candidaten entfchloffen ih zu ſolchem Verzicht; doch 
die Wahl traf fie abermald. Nun wurde Ludwig ©. vom Baums 
bad) zum Präftdenten ernannt. Am 8 März waren plöglich die 
Landftände in den Palaſt des Prinz-Regenten beichieven, wo der- 
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ſelbe in Perſon, ohne Zulaſſung von Zuhörern, den Landtag er- 
öffnen wollte. Das kam unvorhergefehn; im Jahre 1831 war die 
Eröffnung, an welche ſich die Eidesleiſtung der Deputirten reihte, 
öffenlich im Berfammlungslocale der Landftände erfolgt; fo war es 
wieder erwartet. Eggena war während feiner Anwefenheit in Eaffel 
beftrebt, fih von Neuem Eingang in das Minifterium zu ver- 
Ihaffen; er dachte, ſolches in Verbindung mit Haffenpflug zu er- 
reihen, bis er endlich erzählte, von dieſem getäufcht zu fein. 
Eggena war in Spannung, ob die Landftände fi) in ven Palaft 
begeben würden oder nicht; er rieth, foldhes zu thun. Bei dem 
Präfidenten verfammelt, entfchieden fie fi) dafür, aus Achtung vor 
dem Negenten, der faft ſchon ihrer harrte. Wären fie nicht dahin 
gegangen, meinte -Eggena nun, fo würde Haffenpflugs Regiment 
am Ende gewefen fein, er würde dann durch eine Hofintrigue 
geftürzt worden fein. Haflenpflug hatte dem Präfiventen verfprochen, 
im Iandftändifchen Archive den Revers niederzulegen, daß die Er: 
Öffnung des Landtags im fürftlichen PBalafte für die Zufunft die 
Deffentlichfeit diefer Handlung nicht gefährden fole. Nachher hat 
er den Reverd doch nicht ausgeftellt, „weil er durch das unfreunds 
liche Benehmen der Laudftände feines Berfprechens fich enthoben 
halte. Das bewog Ludwig Georg von Baumbach, der weiteren 
Theilnahme an den Landtagen zu entfagen. Wilfe (S. 252) wollte die 
Landtagsprebigt halten ; doc) unterblieb der üblſche Gottesbienft bei der 
Eröffnung des Landtags; ed fei Dad, meinte Haffenpflug, eine zu 
weltlihe Handlung, ald daß fich ferner eine Firchliche Feier daran 
fnüpfen könne. Eolche hat feitdem niemald wieder Statt gefunden. 
Der Prinz-Regent -verficherte in der Thronrede das ernfte Beftreben, 
die Vorfchriften der Lundesverfaffung und die Verpflichtungen gegen 
den deutfchen Bund gewiffenhaft erfüllen zu wollen. In der Ant— 
wortödadreffe, bearbeitet vom Erbmarſchall von Riedefel, Schomburg, 
Eggena, Dedolph, König und dem Bürgermeifter Wippermann 
aus Ninteln, den die fchaumburger Landgemeinden gewählt hatten, 
erwiederten die Landftände, aus jenem Ausdrud des ernften Wil: 
lens, daß den Borfchriften der Landesverfaffung gewiſſenhaft genügt 
werde, die beruhigende Zuverficht wieder fchöpfen zu wollen, welche 
durch die neuern Maaßregeln des teutfchen Bundes getrübt fei. 
Sie hofften vor jenem Willen die Hinderniffe ſchwinden zu fehn, 
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welche bisher dem gedeihlichen Fortſchreiten der öffentlichen Ange— 
legenheiten im Wege ſtanden und noch zuletzt einen höchſt beklagens— 
werthen Verzug für die landſtändiſche Wirkſamkeit herbeigeführt 
hätten. Sie verſprachen ihre bereitwilligſte Mitwirkung, wo es der 
Befeftigung der BVerfaffung gilt, welche den Ruhm Wilhelms II., 
ihred Gründers, fpäten Jahrhunderten überliefern werde; fie gaben 
ihr Bedauern zu erfennen, daß am Landtage noch Mitglieder fehl: 
ten, die ihre inficht und ihren achtbaren Fräftigen Gemeinfinn 
während der Ständeverfanmlung bewährt hätten, deren Arbeiten, 
der Vollendung nahe, fo plöglich unterbrochen feien. Auch Jordan 
fehlte noch in der Berfammlung der Landftände. Der Abgeordnete 
der Univerfität wird vom academifhen Senate aus deffen Mitte 
gewählt. So war es feit Jahrhunderten gefchehn, ohne daß für 
die Wahl die Genehmigung einer anderen Behörde erfordert war. 
Jetzt machte Haffenpflug von einer folchen die Gültigkeit der Wahl 
abhängig, weil auch Profefjoren Staatödiener feien; der nur aus 
Profefforen beftehende- Senat erblidte darin einen Eingriff in die 
Freiheit feines Wahlrechtd, weil er dann feine Wahl ohne eine 
folhe Genehmigung würde treffen können und deshalb die Vorſchrift, 
daß eine Genehmigung einzuholen fei, wenn ein Stuaatädiener 
gewählt werde, nicht auf den zum. Abgeordneten der Univerfität 
zu wählenden PBrofeffor Anwendung finden könne. Jordan bat nicht 
um: Genehmigung, traf in Caſſel ein, um ohne foldhe in die 
Ständeverfammlung einzutreten. Die Landtagsabgeordneten follen 
zufolge der Berfafjungsurfunde angemeffene Neife- und Tagegelver 
erhalten ; diefe pflegten audy denjenigen, deren Wahl beitritten wurde, 
bid zu dem Tage gezahlt zu werden, wo etwa die Ständeverfamm- 
lung die Wahl für nichtig erklärte, Haffenpflug unterließ es aber, 
Jordan folhe Tagegelder zu entrichten. Es würde den Bruch) 
Öffentlicher Ordnung fanctioniren und belohnen heißen, fagte er, 
wenn man einem folden pflichtwidrig handelnden Staatödiener noch 
Reifes und Tagegelver bewilligen wollte. Selbft zur Rückkehr nad) 
Marburg fuchte Haffenpflug ihn durch Bedrohung mit Strafen 
und anderen Jwangsmitteln zu nöthigen. Jordan fand hiergegen, 
weil er ald gewählter Abgeordneter. der Univerfität feine Genehmi- 
gung bedürfe und, indem er diefe Wahl annehme, feinem Berufe 
gefolgt fei, alfo nur pflihtmäßig gehandelt habe, augenblicklichen 
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Schutz bei dem Gericht erſter Inſtanz, bis ſpäter deſſen Verfügung 
vom Oberappellationsgerichte aufgehoben und die verhängte Geld— 
ftrafe eingezogen wurde. Die Landftände eigneten fich das Recht 
zu, über die Zulänglichfeit ihrer Legitimation felbft definitiv zu 
entſcheiden. Haflenpflug beftritt zwar dieſes nicht, er wollte aber 
jenes Entfcheidungsrecht nicht auf das Erforderniß der Genehmigung 
für einen zum Deputirten gewählten Staatsdiener ausdehnen laffen, 
weil dafjelbe feinen Beftandtheil der Legitimation bilde. Er warnte 
vor der Berufung auf eine compromifjarifhe Entſcheidung des 
Streites, weil ed dem Anfehn und der Wirffamfeit der Verfaffung 
ſchade, wenn dieſer Weg ohne die Äußerfte Noth eingeichlagen werde. 
Um hierzu jegt zu fchreiten, erflärte er die ganze Frage für zu 
unbedeutend, weil es ſich nicht von einem verfaffungsmäßigen Rechte 
des Volkes, gegenüber der Regierung, fondern von dem Rechte 
einer Staatdanftalt gegenüber derjenigen Staatsbehörde handle, 
deren Auffiht und Leitung diefelbe untergeben iſt. So verfagte er 
der Volfövertretung gänzlich den ftaatsrechtlichen Character und fah 
den "einzelnen Wahlact nur als ein Privatrecht der wählenden 
Corporation an. Bender bilfigte auch nicht die compromiffarifche 
Entfcheidung, die eigentlid nur eine Entfheidung durch das Loos 
wäre, weshalb er Aenderung- der deshalbigen, in der Berfaffung 
enthaltenen VBorfchrift anrieth. Mit defien Lebereinftimmung meinte 
Haffenpflug, die Berfaffung Fönne eine unerfchütterliche Grundlage 
des öffentlichen Weſens nur fein, wenn unverrüdt an dem Buch— 
ftaben ihrer Beftimmungen und dem dadurch unmittelbar gegebenen 
Inhalte feftgehalten werde, weil eine darüber hinausfehende Inter: 
pretation nach bloß rationellen Gründen auf den ſchwankenden 
Boden fubjectiver Meinungen führe, durch welche die Berfaffung 
den ſtets fich anders geftaltenden Theorien des Tages hingegeben 
werde. Nah dem Buchitaben der Verfaffung aber, welche alle 
damit im Widerfpruch ftehenden früheren Anordnungen aufgehoben 
habe, bedürfe der Abgeorbnete der Landesuniverfität, weil er als 
Profeffor Staatsdiener fei und fein müffe, ftetd die Genehmigung 
des Minifteriume. Außer Meifterlin waren noch zwei Landtags— 
commiffare beftellt, darunter Herrmann Müller (S. 231.266). Nicht 
jener, fondern diefer verfocht Haffenpflugs Theorie. Die Stände- 
verfammlung ſprach ſich gegen die legtere aus, die von feinem 
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einzigen Mitgliede derfelben wertheidigt, von Schomburg glänzend 
widerlegt wurde. Als die Landftände, weil der Abgeordnete ber 
Univerfität zum Eintritt in die Ständeverfammlung feiner minifte- 
riefen Genehmigung bebürfe, Sordan in ihre Mitte aufnehmen 
wollten, empfahl Meifterlin gütliche Werftändigung und bot dazu 
feine Vermittlung an. Das bewog die Randflände, Jordans Zu— 
laffung bis zur mächften Sigung zu verfchieben, um Vermittlungs— 
vorfihfäge abzuwarten. Doch wollten fie dem permanenten Aus— 
fchuffe die Inſtruction ertheilen, nicht bloß die am 4. März erhobene _ 
Anklage gegen Haflenpflug namens der Etändeverfammlung auf | 
zunehmen, fondern auch in ihrem Namen wegen der weiter vor | 
gefommenen Berlegungen der Verfaffung den betreffenden Minifter | 
ebenfalls bei dem zuftändigen Gerichte anzuffagen. Hierzu. wurde 
den Etänden die Befugniß beftritten, weil die Uebertragung folcher, 
denfelben zuftehender, Rechte auf jenen Ausſchuß nur dann gefchehn 
fönne, wenn bie Regierung damit einverftanden ſei. Dennoch 
wurde diefe Inſtruction im geheimer Situng, ohne Beifein der 
Landtagerommiffton, ertheilt. Das warf Haffenpflug den Land» 
ftänden als einen Verftoß gegen die Gefchäftsorbnung vor, weil fie 
wohl Zuhörer, nicht aber die Landtagscommiffton, von ihren Ber: 
handlungen fern halten dürften. Die Ständeverfammlung hat fich 
dadurch der Oberaufftiht des Regenten entzogen, welche, als wefent- 
licher Beftandtheil der Staats-Regierung, die verfaffungsmäßige 
Regierungeform, Cicherheit und Eriftenz des Staats bedingt. 
Diefem Oberaufftchtörechte, deſſen Hintanfegung das monardifche | 
Princip, auf welchem die ganze Landesverfaffung beruht, in feinem: 
innerften Wefen verlegt, kann feine Gefellfchaft und feine Corpora— 
tion im Staate, am wenigften eine politifche Eorporation mit ſolchen 
ausgedehnten Rechten, wie die Ständeverfammlung, fidh entziehn. 
Indem fie dennoch den Verſuch dazu wagte, erflärte fie, daß fte 
Gegenftände zu berathen und zu beſchließen gevenfe, welche dem 
Auge der Regierung verborgen bleiben follten und welche demnad) 
nicht das vereinte Interefje der Regierung und ded Volfes, nicht das 
unzertrennliche Wohl des Landesfürften und des Baterlandes betreffen. 
So faßte Haffenpflug den Vorgang auf. Bermittlungsvorfhläge in 
Beziehung auf Jordans Zufaffung zum Landtage erfolgten nicht. 
Meifterlin zeigte fich nicht wieder in der Ständeverfammlung. 
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Weil deren Anfiht der Meinung der Regierung. gegenüber ftehe, 
die Verfaffungsurfunde mithin zweifelhaft fei, begehrte Haffenpflug 
jet fo lange Jordans Ausſchließung, bis diefer Zweifel durch eine 
compromiffarifche Entfcheidung gelöfet fei. Die Landftände fanden 
eine folche nicht geeignet, weil diefelbe nur eintrete, wenn die Bes 
deutung der Verfaffung jowohl von ihnen, als von der Regierung 
zweifelhaft erachtet werde, nicht auch dann, wenn legtere bloß die 
Anwendung derfelben auf eine zur Enticheidung der Landftände 
ftehende Legitimationsfrage beftreite. Keinenfalld wollten fie, wenn 
auch ſolche compromiffarifhe Entfcheidung "über die wahre Bedeu— 
tung der Verfaffung eingeleitet werden würde, dieſem Berfahren 
die Wirkung beilegen, daß bis zu deffen Beendigung ein von ihnen 
legitimirt erflärter Deputirter von den Verhandlungen fern gehalten 
werden könne. „Die erfte und beiligftie Pflicht der Ständever- 
fammlung war, daß vor weiteren Beſchlüſſen das heſſiſche Bolt 
möglichft vollftändig vertreten ſei.“ Die Landftände beichloffen, mit 
einer Mehrheit von drei Viertheilen, daß Jordans Zulaffung Fein 
verfafjungsmäßiges Hinderniß entgegenftehe. Dennoch wurde ders 
felben widerfprochen. Das trieb Schomburg, der, bei dieſer Er- 
Härung, Jordans wirfliches Eintreten in die Mitte der Stände- 
- verfammlung bedenflih fand, am 18. März zu dem Vorſchlage, 
Haffenpflug in Anflageftand zu fegen, weil er in verfaffungswidriger 
Weiſe factifch den Eintritt eined Deputirten hindere. Doc fchnell, 
mit ded Redners Unterbrebung, wurde, unter Anordnung neuer 
Wahlen, der Landtag durch Verfündigung einer Iande&herrlichen 
Berordnung aufgelöfet, die von Haſſenpflug contrafignirt war. 
Madeldey in Bonn, früher Profefior zu Marburg, jüngft mit dem fur- 
heffifhen Löwenorden geſchmückt (S. 240), fuchte Haffenpflugs Verfah⸗ 
ven zu rechtfertigen. Er hielt es nicht bloß rathfam, fondern durchaus 
nothwendig, daß der Staatsregierung die Macht und Gewalt ger 
laffen werde, ſolchen Staatsdienern, deren politiiche Grundfäge und 
Handlungsweife fie für gefährlib oder doch mit den von ihr an— 
genommenen Regierungsfyftem für ganz unverträglich. hielt, den 
Eintritt in.die Ständeverfammlung zu unterfagen. Das Berliner 
politifche Wochenblatt fand in dem Vorgange die Beftätigung, wie 
wenig man dem Glauben Raum geben könne, durch verfiegelte und 
verbriefte Conceffionen würden ſich die unvyerföhnlichen Feinde der 
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Monarchie und des Rechts beichwichtinen oder beftimmen Taffen, 
auf halbem Wege ftehen zu bleiben. in Theil der Abgeordneten 
veröffentlichte, unter ihres Namens Unterfchrift, eine von Wipper- 
mann entworfene Erflärung über die Beweggründe ihrer Handlungs» 
weife. Sie glaubten, fo ſchloß diefelbe, gemäß den Pflichten gegen 
ihren Zandesfürften und gegen ihre Mitbürger überhaupt gehandelt 
zu haben, wie fie es vor Gott und ihrem Gewiſſen zu verantworten 
gedenfen ; fie find Feine andere Rechenfchaft ſchuldig, aber fie unter- 
werfen gern ihr Verfahren dem Urtheile der öffentlichen Meinung. 
Nun contrafignirte Haffenpflug eine landeöherrliche Verkündigung 
an das Volk, durch welche die Gründe der Auflöfung dargelegt 
werden. „AS wir,” lautete deren Eingang, „in unfrer Thronrede 
unſer ernſtes Beftreben, die Vorfchriften der Landesverfaffung gewiſſen— 
haft zu erfüllen, öffentlich ausfprachen, erwarteten wir nicht, daß wir 
und genöthigt fehen würden, diefe ernfte Willensmeinung gegen die 
Berfammlung der Stände felbft in Vollzug zu ſetzen.“ Bon einer 
Berfammlung, deren Majorität fid im fchroffen Gegenfag zur 
Stantöregierung verfeßte, fich gegen dieſe förmlich abzufchließen 
verfuchte und die verfaffungsmäßige Orundlage der beiberfeitigen 
Stellung von Regierung und Ständen verrüdte, indem fie ihren 
Beichlüffen die Kraft beilegte, daß die Regierung ſich denfelben 
unterordnen müffe, und daß folche gegen deren Widerfpruch factifch 
dDurchgefegt werden fönnten, von einer folchen Berfammlung wurde 
ein mit der Staatsregierung einträchtiges Wirfen zu dem gemein: 
ſamen Ziele der öffentlihen Wohlfahrt nicht gehofft. Das Ver: 
trauen zur Unbefangenheit ihrer Mehrheit wurde als verſchwunden 
bei der Wahrnehmung. dargeftellt, daß fie fid) fein Bedenfen daraus _ 
machte, durch ihr Verfahren nicht bloß die verfaffungsmäßigen 
Rechte der Regierung zu beeinträchtigen, fondern zugleich die 
wichtigeren. und dringenderen Bedürfniffe des Landes, die Erwar- 
tungen und Hoffnungen des ganzen Volkes für eine Zeitlang zu 
vereiteln, nicht etwa um irgend eined bedeutenden Volksintereſſe, 
fondern um ver Frage willen, ob der Stautödiener, welchen die 
Landesuniverfität zum Landtagsabgeordneten wählt, der Genehmi- 
gung feiner vorgefegten Behörde bedürfe. „Aus diefen Gründen,“ 
fagte die landesherrliche Verkündigung, „haben wir und zur Auf- 
löſung der Ständeverfammlung genöthigt gefehen. Die Regierung 
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vermag die für die allgemeine Wohlfahrt entſcheidenden Zwecke nicht 
zu erreichen, ohne den Beirath, die Unterftügung der Stände und 
fie fünnen überhaupt nicht erreicht werden, wenn nicht Eintracht 
zwifchen Regierung und Etänden herrſcht. Wir haben die Einbes 
rufung einer neuen Ständeverfammlung befohlen und ermahnen 
Unfre Unterthanen, dazu Männer zu wählen, welche mit dem Be- 
fite des allgemeinen Bertrauens auch den Einn für jene Eintracht 
verbinden, und es nicht als ihre vornehmfte Aufgabe betrachten, 
fi der Regierung überall entgegen zu ftellen, fondern ihr Augen» 
merf darauf richten, daß durch gegenfeitiged Einverftändniß das— 
jenige vollbracht werde, was allein den glüdlicheren Zuftand zu be— 
fördern im Stande ift, dem das Land mit Sehnſucht entgegenharrt.“ 
Sp übernahm Haffenpflug, ftatt die Motive, aus denen er bie 
Auflöfung dem. Regenten anrathen zu müffen glaubte, in einem, 
diefem darüber erftatteten, Berichte zu entwideln, die Verantwort: 
lichkeit, die Perſon des Kegenten unmittelbar in den Wahlkampf 
einzumifchen, feine eigenen Anfichten über die Bedürfniffe des Lan— 
des ald einen von diefem erfehnten Glüdszuftand hinzuftellen, ohne 
darüber, was demfelben wahrhaft Noth thue, die Landftände erft 
hören zu wollen. 

Als jene Verfündigung auch in das Gefegblatt aufgenommen 
war, nahm der permanente Ständeausfhuß die Lanpdesdeputirten 
gegen die darin auf diefe gehäuften Beichuldigungen in Schuß. 
Defjen Schilderung über die Vorgänge diefed Furzen Landtags fchloß 
mit dem Ausdruck der Weberzeugung, daß nicht die Ständeverfamm- 
lung es verfchuldet und zu verantworten habe, wenn die Erwartun— 
gen und Hoffnungen des ganzen Volkes abermals für eine Zeit- 
fang vereitelt werden, wenn die Gemüther rechtlicher und wohlden- 
fender Diener und Bürger ded Staatd mit düfterem Mißmuthe ers 
fült find, ob dem Verſuche, ihre Waterlandsliebe und Unterthanen> 
treue zu verbächtigen. u 

Diefer Ausfhuß, durch Schomburg, Schwarzenberg, Wipper⸗ 
mann, den ritterfchaftlihen Deputirten von Heydwolf und den Ab- 
georbneten der Stadt Caſſel, Geheimehofraty Dr. Harnier gebildet, 
trat Namend der Ständeverfammlung am 18, März der Anklage 
vom 4. bei und erhob, Fraft eigenen Rechts, wie auf Grund des 
ihm von der aufgelöjten Ständeverfammlung ertheilten Auftrags, 
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eine neue Anklage gegen Haſſenpflug. Bernichtung der dem Bolfe 
verfaffungsmäßig gewährten bürgerlichen und politifhen Freiheit 
durch Beeinträchtigung der landftändifchen Rechte, Schmälerung und 
Bedrohung der zrundgefeglichen Wahlfreiheit, ungemeflene, ver: 
faffungswidrige Ausdehnung der Polizeigewalt, Verlegung des ver: 
faffungsmäßigen Princips der an die landftändifche Mitwirfung ges 
bundenen Geſetzgebung, dad waren, mit einer Menge einzelner That- 
fachen belegt, die Handlungen, welche die, von Schwarzenberg vers 
faffte, Anflagefchrift Haffenpflug vorwarf. Porbeck, der Präfident des 
Oberuppellationsgerichts (S. 199. 224), nahm nun feinen Abſchied. 
Diefer Gerichtshof gab der legteren Anklage, ohne ihren Inhalt zu 
prüfen, feine $olge, weil der permanente Ausſchuß einen Minifter, kraft 
eigenen Rechts, nur wegen umterlaffener zeitiger Einberufung der 
Ständeverfammlung, nicht wegen einer fonftigen Bergehung an- 
klagen könne, der ihm ertheilte Auftrag aber der nöthigen Beftimmt- 
heit entbehre und die Befugniß einer. Ständeverfammlung übers 
fchreite, indem derfelbe das den Landftänden. in ihrer Gefammtheit 
zuftehende Recht der Anklage, nicht bloß die Vollziehung eines in 
Ausübung deffelden gefaßten Beſchluſſes, auf den Ausſchuß über» 
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trage. Nebenbei ſprach das Gericht aus, daß ein Minifter nur ı 


wegen Berfaffungsverlegungen, nidyt auch wegen anderer Amtöver- 
gehungen, von der Ständeverfammlung in Anklage gefegt werden fönne, 

In Frankfurt ereignete fi) das Attentat vom 3. April, 
Gleichzeitig erfolgte ein Angriff auf das Zollamt in Praunheim. 
Kurheflifche Truppen wollten ihre Garnifon, an Frankfurts Gränze, 
zu Bodenheim nehmen, wurden aber zurüdgezogen, weil fie 
bei ihrer Ankunft den Ort ſchon dur preußifche Truppen befegt 
fanden, welde in Händel und blutigen Streit mit den dafigen Ein- 
wohnern geriethen und unter diefen große Aufregung hervorriefen. 
Kriegsgerichtliches Urtheil beftrafte 48 Unterofficiere und Gemeine 
wegen fchwerer förperlicher Verlegungen der Einwohner und wegen 
Vermögensbeſchädigungen aus Rache im Complott, einen Dfficier 
aber wegen ‚grober Pflichtverlegung; eine beträchtliche Zahl anderer 
Solvaten wurde vorläufig freigefprocdhen. Die preußifche Ne: 
gierung  leiftete Erfag für die angerichteten Beſchädigungen. 

In Folge neuer, durd die Regierung äußerſt beichleunigter, 
Wahlen, trat ver Landtag wieder zufammen, fofort in genügender 
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Zahl; die Prinzen des Haufes hatten, bis auf den Landgrafen von 
Rotenburg, ſämmtlich Bevollmächtigte entfendet, ftatt in Perfon zu 
erfcheinen, Dtto von der Maldburg (S. 49), Wilhelm von Baumbady, 
Ferdinand von Eſchwege und Verſchuer (S. 166). Die Landgrafen Earl 
und Friedrich zu Heffen ließen öffentlich verbreiten, daß fie felb- 
fländig und ohne Borfchlag von Seiten der Regierung * Bevoll⸗ 
mächtigten gewählt hätten. 

Jordan war von der Univerfität nicht wieder gewählt worden ; ; 
Trott und Rieß hatten inzwilchen mit dem academifchen Senat den 
Vergleich getroffen, daß in Zufunft dem Minifterium die Wahl des 
Abgeordneten der Univerfität angezeigt werde, Genehmigung der 
Wahl aber nur verweigert werden dürfe, wenn der Senat felbft 
folhe beantrage. Die Landftinde haben um diefen Act nie fich 
gefümmert, nie nad) einer Genehmigung für den Abgeordneten der 
Univerfität geforſcht. Jordans Nachfolger war Gerling, der Pro— 
feſſor der Mathematik, Phyſik und Aſtronomie. Die oberheffifchen 
Landgemeinden wählten Jordan zu ihrem Deputirtenz; doch er jo 
wenig, ald Warnsdorff, Werthmüller und Pfeiffer erhielten die Ge— 
nehmigung für ihre Wahl. Unabfömmlichkeit im Dienfte war, 
bei legterem neben den früher ihm entgegengefegten Gründen, als 
dad Hinderniß für die Ertheilung der Genehmigung angegeben. 
Zur Befeitigung aller Irrungen und Zweifel über die Frage, ob 
die Prüfung der Legitimation fich auch auf das Erforderniß einer 
Genehmigung für den gewählten Staatsdiener erftrede, verjprad) 
das Minifterium, unverweilt den Entwurf eined Geſetzes vorzu- 
legen, ohne daß died geſchah. Auch Eggena erhielt die Genehmi⸗ 
gung nicht, weil er mit wichtigen Staatögefchäften beauftragt fer. 
Es war in Frage gekommen, ob das PBaragium des Landgrafen 
von Rotenburg bei defien Tode dem fürftlichen Haus- oder dem 
Staatövermögen zufalle. Haffenpflug hatte ſich für legteres aus» 
gefprochen, erwirkte aber für Eggena den Auftrag, über diefe An— 
gelegenzeit ein Gutachten auszuarbeiten.. Dadurch fonnte Eggena 
jegt vom Landtage fern gehalten werden. Schomburg war Präfivdent 
der Ständeverfammlung, Henkel (S.210) und Scheffer (S. 257) über- 
nahmen das Seeretariat. Mog verficherte in der Eröffnungsrede, die 
er im Namen des Regenten hielt, derfelbe gebe fich dem Vertrauen zu 
den Landjtänden bin, welches ein Bedürfniß jeined Herzens fei, 
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baue dagegen von deren Seite auf das Bertrauen, welches ale 
das natürliche Erzeugniß desjenigen Bandes erfcheint, das zwifchen 
Fürft und Volk befteht, richte feine Abfichten nur darauf, daß 
überall ein, auf den Grundlagen der Berfaffung beruhenver, geſetz— 
licher Zuitand walte, den gegründeten Bedürfniffen der Unterthanen 
nad Möglichkeit abgeholfen werde und die Staatöverwaltung den 
vieljeitigen Anforderungen genüge, deren Befriedigung ihre Pflicht 
iſt. Zugleich wurde erwähnt, daß ein Edict über die befonderen 
Rechtöverhältniffe der Standesherrn, welches für dieſe einen weiten 
Kreis von Befugniffen anerfannte, den Landftänden vorgelegt werden 
folle, um ſolches unter den Schug der Verfafſung zu ftellen, ebenfo 
ein mit venfelben verabredeter Vertrag wegen Abtretung ihrer 
Negierungsrechte gegen Entihädigung, welchen die Landſtände ge- 
nehmigen follten, Nun meldeten fi nachträglich auch die Stan- 
desherrn zur Theilnahme am Landtage; fie erfchienen nicht in Perſon, 
fondern fendeten Bevollmächtigte, die fie nicht unter ihren Familien» 
gliedern, jondern ſämmtlich aus den Staatödienern wählten. 

Dad Dberappellationsgericht hatte die um 4. März vom per: 
manenten Ausſchuſſe gegen Haffenpflug erhobene, Namens ver 
Ständeverjammlung am 18. März aufgenommene, Anklage zur Ein- 
leitung einer Unterſuchung geeignet befunden. Died bewog fümmt- 
liche Minifter, den Landftänden vorzufchlagen, fie mögten aner- 
‚fennen, daß die nad Borjchrift der Berfaffungsurfunde dem 
permanenten Ausjchuffe vor der Vertagung, Verabſchiedung oder 
Auflöfung eined jeden Landtags jedesmal beſonders zu ertheilende 
Inſtruction nur auf Beranlaffung oder mit Zuflimmung der Staats» 
regierung Statt finden, und daß der permanente Ständeaus- 
ſchuß nur foldye Mitglieder einer aufgelöfeten Ständeverſammlung 
zu Rathe ziehen dürfe, welche mit Biritftimmen verjehen feien, alfo 
nur die Bringen des Haufed, die Standesherren und den Erbs 
marſchall. Haffenpflug beſchränkte als Angeklagter feine Verthei— 
digung auf Einwendungen gegen die Legitimation des Anklägers. 
Nachdem das Oberappellationsgericht dem permanenten Ausſchuß die 
Legitimation zur Erhebung einer Miniſteranklage abgeſprochen hatte, 
konnte die um 4 März eingebrachte Anklage nur in fo weit auf— 
recht erhalten werden, als fie von der nachherigen Ständeverfamms 
lung wieder aufgenommen war. Dies war nun mittelft eines, Dem 
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permanenten Ausſchuſſe in der ihm ertheilten Inſtruction gegebenen 
Auftrags geſchehen. Wurde anerkannt, daß es in der Ver— 
faſſung enthalten ſei, es dürfe eine ſolche Inſtruction nur auf Ver— 
anlaſſung oder mit Zuſtimmung der Staatsregierung ertheilt wer- 
den, fo war, weil dieſe mangelte, jener Auftrag der Ständever- 
fammlung. zur Aufnahme der Anklage nichtig; es blieb alfo dann 
nur die nach dem Ausſpruche ded Dberappellationsgerichts unzu— 
läfige Anflage des Ausſchuſſes vom 4. März übrig; es ver- 
ſchwand deren Namens der Ständeverjammlung erfolgte 
Erneuerung vom 18. März. 

Die Anklage gegen Haffenpflug illuforifch zu machen oder dem 
von demfelben gebrauchten Bertheidigungsmittel eine Stüge zu 
geben, erfchien fo den Ständen ald der Zwed, weldyen die Miniſter 
bei ihrem Vorſchlage gehabt hätten. Die nach ſolchem Vorſchlage 
der Verfaſſung beizulegende Erläuterung, daß der Ausfchuß nur 
mit den Prinzen und Standesherren Raths pflegen dürfe, wäre 
zudem in diefer Beziehung unmittelbare Zurüdziehung der Anklage 
gewefen. Die Minifter ftellten in ihrem Borfchlage zur Erläuterung 
der Berfaffung, der fich nicht als Iandesherrliche Bropofition, fon- 
dern nur als minifterielle Erklärung andeutete, den. Landftänden 
die Zumuthung, anzuerkennen, daß überhaupt eine Anklage wegen 
Verlegung der Berfaffung nicht erhoben werden fünne, wenn einer 
Vorſchrift derjelben entgegen gehandelt fei, die verfchiedener Aus: 
legung fähig. wäre, weil e& ſich dann nur um eine fehlerhafte 
Anwendung derfelden, nicht um ein. Verfhulden des Minifters 
handle, ohne welches Fein Strafverfahren möglich fei. Ihrer Mei— 
nung nach Eonnte zu ‚einer folden Anklage nur dann gejihriten 
werden, wenn eine VBerfaffungsbeitimmung übertreten fei, deren Sinn 
allerſeits anerfannt jei, alfo au) von dem Minifter, der fie übertrat. 
Sie wollten folglidd eine Anklage nur dann für ftatthaft erflärt 
ſehen, wenn böfe Abficht oder, Fahrläſſigkeit des betreffenden Minifters 
vorliege. Deffen Entfernung vom Amte follte als Folge der Ans 
flage nur in Verbindung mit einer Strafe zuläffig fein. Die Minifter 
folgerten dies aus den Worten der Verfaffungdurfunde, nach welcher 
die gegründet befundene Auflage jedenfalls die Entfernung des An- 
geklagten vom Amte nach ſich ziehet, wenn nicht ſchon das Straf: 
urtheil deſſen Amtsentfegung ausfpricht. Der hier gewählte Aus- 
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druck eines Strafurtheils ließ ihnen die Erhebung einer Anklage 
nur dann zuläſſig erſcheinen, wenn zugleich die Bedingungen dar— 
gelegt ſeien, auf welche zwar nicht Amtsentſetzung, aber doch eine 
andere Strafe gebauet werden könne, während, wenn nicht einmal 
dieſe ſich als Folge einer begründet befundenen Anklage denken 
laſſe, auch keine Entfernung vom Amte eintreten dürfe. Wäre es 
anders, meinten die Miniſter, ſo würde die Selbſtändigkeit und 
Wirkſamkeit der verfaſſungsmäßig nothwendigen Organe der 
Staatsgewalt, ſo mit dieſe ſelbſt in ihren Grundlagen erſchüttert, 
die Anordnungen der Regierung würden beſtändig in Frage geſtellt, 
die Miniſter außer Stande ſein, nach ihrer Ueberzeugung den 
Landesherrn zu berathen und in Ausübung der Regierungsrechte 
zu unterſtützen; dem Landesherrn würde ed unmöglich werben, 
Vertrauen verdienende Männer zu finden, welche ſich zur Webers 
nahme eined Minifterpoftens verftehen mögten. Trott gab es für 
unmöglich aus, daß ein gewiffenhafter Mann, ein Mann von Ehre 
den Poſten eines Minifterd befleiven fönne, wenn er mit Entfer- 
nung vom Amte bevroht fei, falls er eine Beftimmung der Der: 
faffung anders verftanden habe, als eine bloß zufällige Majorität 
der Ständeverfammlung und des Oberappellationdgerichtde. Das 
berliner politifche Wochenblatt wünſchte, daß dieſe Unmöglichkeit 
oder die Unverträglichfeit der fürftlihen Herrfchaft mit dem Reprä- 
fentativfyftem recht bald im Intereſſe der öffentlichen Ordnung 
Teutſchlands erfannt werden möge. Die Minifter erflärten geradezu, 
die Anklage vom 4. März, welche in das ganze Verhältniß der 
Landesregierung eingreife. und die wmefentlichften Rechte des Thro- 
nes berühre, laffe die Veranlafjung nicht verfennen, den Rechten 
und dem Beftande der Regierung Befchränfungen zu bereiten, welche 
nicht in der Verfaffung begründet feien, während jedem Verſuche 
entgegengetreten werben müffe, einem anderen als dem, der Ber: 
faffung zur Grundlage dienenden, monardifchen Principe das Ueber- 
gewicht zu verfchaffen. Niemand unter den Ständen vertheidigte 
den Vorfchlag der Minifter; die Stände fanden, wenigftend vor 
der Hand, feine Veranlaffung zu einer Erläuterung oder Aenderung 
der Verfaſſung, fte erachteten ed überhaupt nicht angemefien, fo 
lange ein gerichtliched Verfahren anhängig ift, die gefeßgebende 
Gewalt in Beziehung auf den einzelnen, der Rechtshängigkeit unter: 
20 
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worfenen, Fall einfchreiten zu laffen und der richterlichen Gewalt 
folchergeftalt vorzugreifen. Cie wollten nicht zugeben, daß nad 
den Beftimmungen der Berfaffungsurfunde ein Minifter, welcher, 
fei e8 aus Schuld, Fahrläffigfeit oder Unfähigfeit, eine Verfaſſungs— 
verlegung begangen habe, ferner fein Amt befleiven dürfe; auch bei 
fubjectiver Straflofigfeit des Minifters, welcher objectiv die Ver— 
faffung verlegt habe, müſſe deſſen Entfernung vom Amte, nicht ald 
Strafe, fondern als unvermeidliched Gebot zur Sicherung des 
Staates und feiner Verfafjung erfolgen, um das Land vor ber 
Wiederholung einer ähnlichen Handlungsweife zu fchügen. Hier: 
auf, glaubte Wippermann, fei vorzugsweife in den Fleineren Staaten 
zu halten, wo die Minifter noch nicht die Scheu vor der Kraft 
der öffentlihen Meinung trügen, welche in Staaten größeren Um— 
fangs Ddiefelben zur freiwilligen Niederlegung ihres Amtes zu bewe- 
gen pflegt, fobald fie das Vertrauen des Volkes verloren haben. 
Das monarchifche Princip, fo oft als Dedmantel für die Schwächen 
einzelner Staatsbeamten angerufen, die fich durch den Monarchen 
zu jhügen fuchten, um eignes, der Berfaffung widerftrebendes, Ver: 
fahren zu bejchönigen, hielt er keineswegs durch das Redyt des 
Volkes gefährdet, die Beftrafung fchuldiger Staatsdiener zu fordern, 
erachtete vielmehr jenes Princip befeftigt, die Kraft der Regierung 
geftärft, wenn die Bertreter des Volkes der Herrichaft einer Mi- 
nifterwillfür fich entgegenftellen, weil, je größer die Verantwort- 
lichkeit der Minifter ift, deſto erhabener die Heiligkeit des Regenten, 
deſto geficherter feine Unverleglichkeit erfcheinen werde. 

Die vom Oberappellationsgericht gegen Haffenpflug eingeleitete 
Unterfuhung nahm die Richtung, zu ermitteln, ob formelle Mängel 
der Inftruction anflebten, auf deren Grund der permanente Aus— 
ſchuß Namens ver Ständeverfammlung am 18. März die Anklage 
vom 4. März aufgenommen hatte. Das bewog die neue Ber: 
jfammlung der Stände, auch ihrer Seits jene Anklage zu geneh— 
migen, unter Verſchuers, Henfeld und Scheffers Widerſpruch. 
Haflenpflug wendete nun ein, es walteten über den Sinn der bei 
der Anklage in Betracht fommenden Beftimmungen der Verfaffungs- 
urfunde zwifchen der Staatsregierung und den Ständen Zweifel 
ob, deren Löſung durch ein Compromißgericht einer Anklage vor- 
hergehn müfje; doch das Oberappellationsgericht verwarf dieſen 
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Einwand, weil ed felbft ven Sinn jener Beftimmungen zu erforfchen und 
feftzuftellen habe, fo weit die Entfcheidung über eine bei ihm erhobene 
Minifteranflage davon abhänge; aber es erflärte jenes Gericht bie 
Anklage felbft für unbegründet. Daffelbe rechnete nämlich zu den 
wefentlichften Elementen einer jeden „monardyifc) » conftitutionellen 
„(landftändifchen) Verfaſſung“ das Recht ver Auflöfung, welches dem 
Landesherrn, ohne Einfhränfung in Anfehung der Borausfegungen 
und der Zeit feiner Ausübung, durch die Verfaffung beigelegt fei, 
welches aber auf eine, feinen Zweck zerftörende, Weife befchränkt 
fein würde, wenn die Wirkffamfeit der Auflöfung von der, vorgängig 
dem permanenten Ständeaudfchufie jedesmal zu gebenden, Snftrucz 
tion abhängig fein folle, indem dann die Ständeverfammlung ihre 
Derathungen und Befchlüffe über landftändifche Angelegenheiten, 
zum Zwed einer Inftructionsertheilung, während unbeftimmter Zeit 
fortjegen Fönnte.e Dad Oberappellationggericht fand zwar, daß 
eine ſolche Inftruction nur von der Ständeverfanmlung ausgehn 
fönne, nicht aber, daß diefelbe jedesmal vor einer Vertagung, 
Auflöfung oder Verabſchiedung eines jedesmaligen Landtags ertheilt 
werden müſſe, fondern nur, daß wenn es Abficht ſei, eine derar— 
tige Handlung vorzunehmen, dieſes jedesmal vor, nidt nad 
dem Schluſſe der Randtagsfigungen geſchehn folle, die Ständer 
verfammlung alfo von ihrem Rechte zeitig Gebrauch zu machen 
habe, fo fern fie daran nicht durch das landesherrliche Recht der 
Auflöfung gehindert fein wolle. Dieſes hielt das Oberappellations- 
gericht, wenn auch nicht in der Form, doch der That und Wirkung 
nah, in hohem Grade beeinträchtigt, wenn es dem permanenten 
Ausſchuſſe geftattet wäre, mit fämmtlichen oder den meiften Mits 
gliedern einer aufgelöfeten Ständeverfammlung zum Zwed der Be- 
rathung über öffentliche Angelegenheiten zufammenzufommen. Das 
verfaffungsmäßige Recht des Ausichuffes, ftändifche Mitglieder zu 
Rathe zu ziehn, fol fich daher nicht auf die Berathung mit ſolchen 
Perſonen beziehn, welche diefe Eigenfchaft durch die Auflöfung verloren 
hätten. Nur ald Ausnahme von der Regel war es gerichtöfeitig 
dargeftellt, daß, wie die zur Controlirung der Hausſchatz⸗- und 
Staatöfchagverwaltung beftimmten Deputirten, fo auch die Mit 
glieder des permanenten Ausfchuffes felbft, ungeachtet der Auflö- 
fung, jene Eigenfchaft beibehielten, ebenfo ats weitere Ausnahme, 


— 80 — 


daß legtere bei denjenigen Mitgliedern der aufgelöfeten Ständever- 
fammlung fortlebe, durch welche fi) der permanente Ausſchuß er- 
gängen würde, im Fall eines feiner Mitglieder durch Tod oder 
fonft abgehe. In der Beitimmung der Verfafjung, daß die Land» 
ftände ohne befondere Berufung am 14. Tage nad eingetretener 
Regierungsveränderung zufammenfonmen follen, ſchien zwar dem 
Oberappellationsgerichte die Borausfegung zu liegen, daß ftetd 
Ständemitglieder in hinreichender Zahl, um eine Ständeverfammlung 
zu bilden, vorhanden fein, aber es erklärte diefed nur für eine, den 
gewöhnlidhen Berhältniffen entjprechende, Unterftellung, was 
nicht ausfchließe, daß die Zufammenfunft der Landftände gerade 
am 14. Tage nad) erfolgtem Regierungswechfel wegen außerordent- 
licher Fälle ald unmöglich erfcheine, zu denen eben das alsbaldige 
Eintreten einer Regierungsveränderung nach Auflöfung einer Stände- 
verfammlung gehöre. ine Verlegung der Verfaſſung fand dagegen 
dad Dberappellationsgericht begründet, wenn durch rechtswidrige 
Ablehnung der Präfiventenernennung die Eröffnung der. Stände» 
verfammlung wirklid) verzögert und ſolchergeſtalt die Borfchrift 
wegen zeitiger Einberufung der Stände unwirkſam gemacht worden 
wäre, es nahm jedoch nicht an, daß eine derartige Verzöge— 
"rung Statt gefunden. habe, weil. die Ernennung des Präfiventen, 
ungeachtet deren anfänglicher Ablehnung, dennoch, nachdem. in Folge 
ded Verzicht, zu dem ſich mehrere für das Präfivium beftiimmte 
Candidaten entſchloſſen, eine zweite Wahl vorgenommen war,. zu 
einer Zeit erfolgt jei, wo erit 34 Ständemitglieder anweſend ge- 
wejen jeien, die Gefchäfte aljo doch nicht hätten fortgeführt werden 
fönnen, indem dazu zwei Drittheile aller 52, verfaffungsmäßig zu 
erjcheinen berechtigter, Mitglieder erforderlich gewejen wären. Zwar 
war in die Anklage die Behauptung aufgenommen, daß Haſſen— 
pflug noch nad erfolgter SPräfiventenernennung der Eröffnung der 
Ständeverfammlung mehrere Hinderniffe in den Weg gelegt habe, 
allein das Dberappellationsgericht betrachtete. diefe Thatjache nicht 
ald Gegenjtand der Anklage, weil das Begleitungsiihreiben des 
permanenten Ausfchuffes, mit welchem foldye überreicht war, jene 
Thatfache mehr ald einen Unterftügungsgrumd der Anklage 
bezeichnet habe und die darin liegende Befhränfung der An- 
klageſchrift nicht durch die uachherige Billigung der letzteren 


Seitens der Ständeverfammlung gehoben ſei. Morik v. Baumbach 
und Pfeiffer hatten’ fich beim Dberappellationsgericht der Mitwir- 
fung, wegen ihrer früheren Thätigfeit in der Ständeverfammlung, 
enthalten. Landftändifcher Seitd mar gegen Bender, weil er ſich 
perfönlich für Haffenpflug intereffirt habe, ein Perhorrescenzgefuch 
dem Gericht übergeben, ohne daß diefes darauf Rüdficht nahm. 
Das Erfenntniß foll mit der Mehrheit einer Stimme gefällt fein. 
Noch ehe dieſes erfolgte, war eine andere Anklage gegen Hafen: : 
pflug vorgebradht. Es waren weniger die einzelnen Handlungen 
Haflenpflugs, welche die Landftände zu den Anflagen gegen den: 
felben bewogen, als das unermüdliche Anfämpfen gegen das leben- 
dige Wirfen der BVerfaffung und deren gefeßmäßige Entwidlung, 
welches fie ald ven Character’ des von ihm feit feinem Eintritt in 
das Minifterium beobachteten Regierungsſyſtems anfahen. Sie er- 
blickten hierin eine fortgefegte, die wichtigften Vorſchriften der Ver— 
faffungsurfunde hintanfegende, Hantlungsweife und zweifelten, ob 
Haffenpflug der Staatöverfaffung diejenige Heiligkeit und Unver— 
legbarfeit beilege, welche fie von einem Minifter erwarteten. Sie 
hatten. den Glauben aufgegeben, daß Haffenpflug ernftlich beftrebt 
fei; den wichtigften Zufagen der Verfaffungsurfunde ein vollftän- 
diges Genüge zu leiften, da deren Entwidlung gerade im Depar- 
tement ded Innern und der Juftiz überall Schwierigkeiten und 
Hinderniffe fich entgegenftellten. Im Berliner politiſchen Wochenblatt 
dagegen fand Haffenpflug einen warmen Bertheidiger. Auch Canitz 
intereffirte fich fehr für denfelben. Doc die Lanpftände griffen in 
ihren Hauptpuncten die Anflage wieder auf, welche das Ober— 
appellationdgericht, wegen Unbeftimmtheit ded zu deren Verfolgung. 
dem permanenten Ausſchuſſe ertheilt gewefenen Auftrags, zurück— 
gewiefen hatte. Die wichtigften diefer Anklagepuncte waren bie 
Unerheblichkeit ded aus der allgemeinen Dienftftelung eines Ober: 
appellationsrath8 entlehnten Grundes, aus welchem Pfeiffer Depu- 
tirtenwahl die Genehmigung verfagt war, dad Gebot, vor Ertheis 
fung einer folden Genehmigung, felbft wenn fie unbedenklich fei, 
Iandeöherrlihen Urlaub einzuholen, die Zwangsverfügung, durch 
‚welche der, als Landtagsdeputirter von den Landftänden anerfannte, 
Hordan nach Marburg zurüdgemwiefen wurde, und eine Verordnung, 
durch welche, unter der Eontrafignatur von Mog und Haffenpflug, eine 


— 3 — 


neue Wegegeldsabgabe an die Stelle der, bisher beftandenen einge- 
führt, aud den Gemeinden die denfelben gebührende Pflaftergelvs- 
erhebung entzogen war. Haſſenpflug hatte den Entwurf eines Gefeßes 
den Landſtänden vorgelegr, mit dem Antrage, durch deffen Annahme 
zu diefer von ihm beabfichtigten Abgaben - Aenderung die Zuftim- 
mung. zu ertheilen. Die Stände waren, hierüber fi) auszufprechen, 
wegen der Auflöfung vom 26. Zuli 1832 verhindert, und fo wurde 
mittelft Verordnung vollzogen, was dur jenes Geſetz bezwedt 
werben follte. Später war ein anderer Gefegeniwurf, der fich 
auf die Chauffeen bezog, den Landftänden zur Beiſtimmung vor« 
gelegt, in weldhem mehrfach erzählungsweife jener Verordnung er: 
wähnt war. Das fahen die Landftände ald einen Verſuch Haffen- 
pflug® an, beiläufig hinterher für den Inhalt der gedachten Verords 
nung die Genehmigung der Ständeverfammlung zu erlangen. Es 
fhien ihnen, ald ob, während Verordnungen zur Vollziehung der 
Gefege beftimmt find, hier ein Geſetz zur Vollziehung, einer Ber: 
ordnung erlaffen werben folle. 

Die für das Jahr 1833, unterbliebene Militairaushebung. trat 
ald weiterer Gegenftand der Anklage hinzu, Das Recrutirungss 
gefeg von 1832 ſetzt nämlih den Anfang der Militairpflichtigkeit 
auf das vollendete 19. Lebensjahr. Die in diefes Lebensalter ge- 
tretene Mannfchaft fol in genau beftimmten Terminen fo zeitig 
ausgehoben werden, daß deren Einftellung am 1. April; des betreffen: 
den Jahres erfolgen fann. Damit zugleich ift der vierte Theil der 
im Heere ftehenden Leute aus der älteſten Jahresclaffe ‚zu verab- 
ſchieden. Die Behörden leiteten rechtzeitig die Aushebung der 
Altersclaffe von 1813 ein; Heßberg münfchte aber; daß deren 
Einftellung. verfchoben werde und Haffenpflug verfügte die Siftirung 
der fhon begonnenen Aushebung. So nahte fi) dad Ende der 
Frift, binnen welcher die Einftelung, dem Gefege nach, möglich blieb 
und die ausgediente Mannfchaft Eonnte nicht entlaffen werden. 
Haflenpflug, meinten die Stände, hat das Gele wirfungslos 
gemacht, veflen Kraft aufgehoben, den Organismus defjelben fo in 
Verwirrung gebracht, daß derfelbe fich ohne ein neues Geſetz gar 
nicht wieder herftellen läßt, folglih das beftehende Geſetz aufge- 
hoben, was nur dem Regenten mit Zuſtimmung ver Landftände 
gebührt; alfo bat er die Berfaffung verlegt. Gründe der Zweck— 
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mäßigfeit, die für das eingefchlagene Verfahren geltend gemacht 
wurden, widerlegte General von Bardeleben (S. 283), der ald Deputirter 
der fhaumburger Städte in der Ständeverfammlung faß. Nachdem 
mehrfältig die Sadıe in Anregung bei den Ständen gebracht und 
ſchon der Antrag geftellt war, Haffenpflug wegen jener Berfaffungs- 
verlegung in Anklage zu fegen, legte derfelbe, anfänglich ohne 
Motive, den Landftänden zur Beiftimmung den Entwurf eines 
Geſetzes vor, wonad der Anfang der Militairpflichtigfeit mit dem 
vollendeten 20., deren Ende, mit dem vollendeten 25., ftatt mit 
dem vollendeten 24., Lebensjahre eintreten folle. Es war dabel 
ausdrüdlich vorgeſchlagen, daß Died noch vor Aushebung der Alters> 
clafie von 1813 wirkſam werden folle. Darin erblicten die Stände 
einen Berfuh Haflenpflugs, mittelft der Gefeggebung ſich über 
eine begangene Berfaffungsverlegung hinauszuheben, zumal jener 
Gefegentwurf, deffen Inhalt fie nicht einmal billigten, erft der 
jegigen, nicht fchon der früheren Ständeverfammlung, die ihre 
Auflöfung am 18. März erlebte, mitgetheilt, auch nicht bis zur 
folgenden Ständeverfammlung verfchoben blieb, welcher eine all- 
gemeine Reviſton des Recrutirungsgefeged durch dieſes felbft vor— 
behalten war. Mit Wärme nahm ſich wieder Verſchuer, Henkel 
und Scheffer Haſſenpflugs an, indem fie demſelben nichts als uns 
terlaffene Vollziehung eines Gefeges ſchuld geben wollten; Schom«- 
burg, Wippermann und Louis von Baumbach, als Baumbad HI. 
befannt geworden, hoben den Unterfchied hervor, der in der Anord— 
nung des Minifters liege, daß die Vollziehung eines Geſetzes fiftirt 
werben folle, was einer einftweiligen Aufhebung defjelben gleichitehe. 
Das Oberappellationsgericht verwarf die neue Anflage ebenfalls. 
Daſſelbe erblickte in der Siftirung des in Folge eines Geſetzes vor- 
zunehmenden Gefchäfts nicht Aufhebung oder Abänderung des letz⸗ 
teren, fondern gerade die Anerkennung feines Beftehend und feiner 
Wirkfamkeit. Weil der von den NArbeitsrüdftänden des höchften 
Gerichts entlehnte Grund, für Pfeifferd Wahl die Genehmigung 
zu verfagen, in der Anklagefchrift nicht angefochten fei, fo erachtete 
dafjelbe nicht nöthig, ſich über eine Berfafjungswidrigfeit der übrigen 
Verweigerungdgründe audzufprechen. Für den Abgeordneten ber 
Univerfttät erklärte dad Oberappellationsgeriht zum Eintreten in 
die Ständeverfammlung Genehmigung des Minifterd nothwendig, 
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ohne welche derielbe feinen Wohnort nicht verlaffen dürfe, folglich 
dahin, auch wenn er landftändifcher Seits ald Deputirter anerkannt 
fein follte, awangsweife zurüdgeführt werben könne. Grund dafür 
war, daß ein Profeſſor Etaatsdiener, für einen ſolchen ohne Unter: 
fehied Genehmigung vorgefchrieben, die früher an eine Genehmigung 
nicht gebundene Wahl der Univerfität durch die Verfaffung mo- 
difieirt, gegen den Mißbrauch des Berfagungsrechtes aber ein Schutz 
in der minifterielen Berantwortlichfeit zu finden fei. 

Dagegen war vom Oberappellationdgericht anerfannt, daß 
Haflenpflugs, an die Behörden der Juſtiz und der inneren Landes- 
verwaltung erlaffener Befehl, wenn fie einem zum Deputirten ge, 
wählten Staatödiener die Genehmigung zu ertheilen Fein Bedenfen 
fänden, doc zuvor landesherrlichen Urlaub auszumirfen, mit der 
Beftimmung der Verfaffung unvereinbar feiz weil aber jener Befehl 
in feinem Falle zur Anwendung gebracht, mithin noch Fein, der 
Berfaffung zumiderlaufender, Erfolg herbeigeführt war, fo wurde 
darin nicht eine vollendete Verfaffungdverlegung, ſondern nur der 
Verfuch einer foldyen erblidt; diefen erklärte dad Dberappellationg- 
gericht für ftraflos, weil Haflenpflug fpäter den gedachten Befehl 
außer Wirkfamfeit gefegt habe. Obwohl Veranlaffung zur Zurüd- 
nahme des Befehld die Weigerung der Behörden, folchen zu bes 
folgen und die von demfelben dagegen geltend gemachten Bedenken 
gegeben haben könnten, glaubte doch das Oberappellationdgericht, 
ed müffe die Zurüdnahme ald aus Haffenpflugs eigener Entfchlie- 
Bung hervorgegangen betrachtet werden, ohne daß er Durch jene 
Vorgänge oder anderer Außerer Umftände genöthigt geweſen wäre, 
von der Ausführung feines Vorhabens wider feinen Willen abzu— 
fiehn. Die Verordnung wegen des Chauffeegeldes- wurde zwar im 
Allgemeinen ald in Haffenpflugs Departement einfchlagend angefehn, 
doch gerade nicht diejenige Beftimmung derfelben, auf welche wefent- 
lich die Anklage gebaut war; von diefer wurde angenommen, daß 
fie, ald Folge einer im Staatsorganismus eingetretenen Aenderung 
und damit in Verbindung ftehender anderen Gompetenzabgränzung, 
feit neuerer Zeit in das Departement des Finanzminifters einfchlage. 
Deshalb wurde auch in legterer Beziehung Haffenpflug freigefprochen. 
Dod dauerte es bis in das Jahr 1836, ehe diefes Erfenntniß 
erfolgte und Haffenpflug ſich außer Unterfuchung. befand. 
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Mittlerweile hatten die Landftände mit demfelben über bie 
mannigfaltigften Angelegenheiten zu verhandeln. Anfänglih war 
er faft zu gar Feiner Thätigfeit zu bewegen; unaufhörlic hatten 
die Stände an die Erfüllung der durd) die Verfaffung gegebenen 
Verheißungen, an die Verfündigung der fchon während der Jahre 
1831 und 1832 in Berathung gemwefenen Gefege zu erinnern, na— 
mentlih aud wegen Regulirung der Landfolgedienfte. In Be: 
ziehung auf diefes Gefeh nannte Haffenpflug die Erinnerungen der 
Ständeverfammlung einen Ungeftüm, der den methudifchen Ent: 
widlungsgang ftöre. In Frage war hierbei nur, ob Fuhren zum 
Transport der Kranfen, Gefangenen und Wilitairperfonen unent- 
geltlih oder gegen Bezahlung erfolgen ſollten. Haffenpflug fah 
feßtere ungern, doc beharrten darauf die. Stände und. fo 
darf unentgeltliche Landfolge nur zur Nothhülfe bei außerorbent- 
lichen Naturereignifien gefordert werden. Im Uebrigen richteten 
die Landftände ihre Vorwürfe wegen des langen Verzugs gegen 
Meifterlin, der jegt allein Landtagscommiffar war und nur für 
Verhinderungsfälle Subftituten hatte. Meifterlin war das nicht 
unlieb; er fühlte die Nothwendigfeit, daß endlich etwas von Seiten 
der Regierung gefchehn müſſe. Insbeſondere wegen des Geſetzes 
über die bürgerlichen Verhältniffe der Israeliten drängten die Stände 
ihn außerordentlich; er beobachtete dabei ein beharrliched Still: 
fhweigen, ließ felbft höhmende Bemerkungen über fich ergehn, bie 
er endlih mit der Erflärung auftrat, er theile vollfommen vie 
Meinung der Ständeverfammlung, daß fie nicht Worten und Ber: 
tröftungen, fondern Thatfachen entgegen zu fehn wünſchen müffe, 
und habe ed angemefjen gehalten, -nicht durch Worte, fundern durch 
Thaten zu antworten. Damit verband er die Ankündigung, daß 
der Randeöherr, unangefehn des vom ehemals reih&unmittelbaren Ritter: 
adel eingelegten Widerſpruchs, das Geſetz über die bürgerliche 
Verfaſſung der Sfraeliten genehmigt habe, mit Ausnahme ded von 
der Ehe zwifchen Ehriften und Juden handelnden Artifeld. Meifterlin 
hatte, wenn auch in jeder andern Rückſicht, doch nicht in dieſer 
Haflenpflugs Abneigung gegen das Gefeg zu überwinden vermodht. 
Die Regierung hatte felbft proponirt, daß die Ehe zwiſchen Ehriften 
und Seraeliten durch den Staat nicht gebindert werden folle. „Die 
Form ihrer Eingehung fol jedoch zuvor durch Geſetz beftimmt 
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werden,” war von der Ständeverfammlung hinzugefegt. Haffen» 
pflug gab vor, der Gegenftand ftehe mit den, im Geſetz zu regu— 
lirenden, bürgerlichen Berhältniffen der Juden in feinem Zu: 
fammenhange; den Landftänden fehien die ganze Beftimmung, wegen 
bes derfelben von der früheren Ständeverfammlung gegebenen Zus 
ſatzes, bedeutungslos geworden zu fein; man fonnte fogar annehmen, 
daß die Ehe zwifchen Juden und Ehriften, wenn der Artifel ganz 
wegfalle, alöbald erlaubt werde, weil fein Verbot derfelben in 
das Geſetz aufgenommen fei. So willigte die Ständeverfammlung in die 
Auslaffung jener Anordnung. Es wurde in deren Mitte noch ein Zufag 
zum Geſetz vorgefchlagen, geringfügigen Inhalts, aber unzweifelhaft 
zwedmäßig. Meifterlin gab jedoch zu bedenfen, zu welchen Weiterungen 
diefe unbedeutend fcheinende Beifügung führen werde; „welche 
Schickſale das Gefeg alddann noch erleiden kann,“ ſprach er, „das 
(äßt fich nicht vorausfehn ; id) verwahre mich gegen Alles, was daraus 
entftehn Ffann.” Die Stände gingen deshalb auf feinen Zuſatz, Feine 
Aenderung des Gefeged mehr ein; aber ber Freiherr von Hutten 
erneuerte für fich und den Grafen Degenfeld den Widerfpruch ver 
ehemald reichdunmittelbaren Ritter im KHanauifchen, weil Ddiefen 
durch das Geſetz die Judenſchutzgelder entzogen würden, was nur 
gegen Entſchädigung gefhehn dürfe. Er bezog fd) dabei auf Art. 14 
der Bundesacte und auf diejenige Beftimmung der Verfaſſungs— 
urfunde, wonach dad Eigenthum für Zwede des Staates nur gegen 
vorgängige volle Entihädigung in Anſpruch genommen werden 
fann. Den legteren Grund fand Haffenpflug triftig genug, um nun 
den Landftänden vorzufchlagen, daß im Geſetz dem vormals reiche: 
unmittelbaren Adel der Fortgenuß der Judenſchutzgelder zugefichert 
werde, bis derſelbe diejerhalb nah Maaßgabe eines befonderen 
Geſetzes entfchädigt fein würde. Die Fortdauer des Schußgeldes 
‚für einen Theil der Juden wollten die Landftände keinenfalls zu« 
geben, eben fo wenig eine Entſchädigungspflicht anerkennen, weil 
die Gefeggebung fonft bei jedem ihrer Schritte gehemmt and auf 
eine wahrhaft gemeinfchädliche Weife in ihrer Wirkfamkeit befchränft 
werden könne. Sie hatten ohnehin einen Ausfprud des Ober- 
appellationsgerichts für ſich; diefed ging von der Anſicht aus, daß 
die Judenſchutzgelder nur zu zahlen gewefen fein, um Schug vor 
Gewalt zu erlangen, deshalb ohne Schadloshaltung durch die Er- 


hebung der Juden zu Staatsbürgern weggefallen feien, weil biefelben 
den Schug des Staates durch ein beſonderes Schuggeld nicht zu 
erfaufen brauchten. Dennoch verftanden die Randftände fich dazu; 
unter Berwahrung gegen die Berbinblichfeit einer Entfchädigung, 
ſolche zu leiften,. damit jedes Hinderniß befeitigt werde, welches fich 
dem Geſetz entgegenftemme. Cie betrachteten um feinen Preis: ein 
Geſetz zu, theuer erfauft, welches einen ehrenvollen Play unter den 
Erſcheinungen der teutfchen Gefeßgebungen einzunehmen. beftimmt 
fei. Schomburg redete fo hinreißend, wie vielleicht niemals wieder. 
Wenn aud die Gleichkeit aller Unterthanen vor dem Geſetz nicht 
fhon wirklich als pofitives Gebot in der Verfaflungsurfunde auf 
genommen wäre, fo wäre es doch eine Forderung der Vernunft, 
der Gerechtigkeit und jener Liebe, welche die Ehriftusreligion eins 
flößt, mit allen Kräften dahin zu wirken, daß Feine Claſſe in Abficht 
auf Anerfennung menfchlicher Würde und ftaatshürgerlicher Befähignng 
bintangefegt: werde, daß namentlich) Befchränfungen verfchwinden, 
wie folche für einen Theil der Söraeliten in Fulda und Hanau 
noch beftehn. Bergegenwärtigen wir und den fchmählichen Drud 
und alle Unbilden, unter welchen die Joraeliten feufzen mußten, 
forjchen wir unbefangen nad den Urſachen des zum Theil noch 
jegt tieferen Standes der Söraeliten auf dem Lande, und wir 
werden, die Hand aufs Herz gelegt, zu feiner anderen Antwort 
gelangen, als die: jene Zuftände von Erniedrigung und Berfunfen- 
heit während vieler Jahrhunderte beruhn auf eigenem Berfchulden 
der chriſtlichen Nation. Die Zeit ift endlich) gefommen, in welcher 
wir und beeilen müfjen, zur Ehre unfrer Berfafjung die Refte jener 
Uebel zu tilgen und unzweideutigen Beweis zu liefern, daß man 
Dagegen eine unbedeutende Herausgabe nicht ſcheue. Wahrlich, es 
ift befier und edler, hier ein Sühnopfer zu bringen, als ein Löſe— 
geld zu bedingen. Mit Genehmigung ded Ausjchußantrages, fchloß 
Schomburg feine Rede an die Ständeverfammlung, feiern Sie die 
völlige Entfeffelung einer Anzahl unfrer Mitbürger, den Sieg uns 
ſeres Zeitalter8, die Sache der Vernunft! Und niemand trat. dem 
Antrage ded Ausſchuſſes entgegen, man übernahm auf die Staats» 
caffe die Entihädigung der Standeöherren, ded Grafen Degenfeld 
und des Freiherrn von Hutten für den Berluft des Judenſchutz⸗ 
gelded, ungefähr 18000 Thaler zu: 5 Procent verzinslih. So 
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erſchien das Geſetz mit Haflenpflugs Contrafignatur. Dadurch ers 
hielten die Staatsongehörigen israelitifchen Glaubens in allen Ge— 
bietötheilen gleiche Rechte mit ven Staatögenoffen anderer Bekenntniſſe, 
wurden aber auch den nämlichen Verpflichtungen unterworfen. Es 
ſchwand die Verfchiedenartigfeit ihrer Behandlung in Heſſen und Hanau, 
in Marburg und Fulda. Alle nur auf dad Glaubensbefenntniß ge- 
gründeten Berfchiedenheiten, welche aus früheren Gefegen, Verordnun⸗ 
gen, VBorfchriften, Obfervanzen und fonftigen Rechtöquellen fich ergaben, 
find danach erlofhen. Die israelitifchen Unterthanen bilden feine 
andere Gemeinden im Staate, ald welche ſich auf ihre Religions— 
übung und die davon abhängigen inrichtungen beziehn. Wegen 
diefer gemeinheitlichen Verhältniffe der ißraelitifchen Glaubensgenoſſen 
find befondere Vorkehrungen getroffen. Die Untertbanen israeli- 
tifhen Glaubens find, glei) den Unterthanen hriftlihen Glaubeng, 
zu allen Abgaben und Leiſtungen verpflichtet, welche für Staats» 
und Gemeindezwede erfordert werden, nicht aber zu denen, welche 
die kirchliche Verfaffung der Ortsgemeinden erfordert; dagegen haben 
fie die Schulden und Laften ihrer Glaubensgemeinden allein zu 
tragen. Alle Abgaben und Leiftungen, weldye die Yöraeliten, vers 
möge des vermaligen Hörigkeits- und Echugverhältniffes zu ent: 
richten hatten, find aufgehoben. Bon den Befugniffen, welche 
Israeliten erwerben können, ift allein das Patronatrecht über chrift- 
liche Kirchen ausgefchlofien, fo wie die Fähigkeit zur Anftellung 
in chriſtlichen Kirchenämtern oder als Lehrer der chriftlichen Religion. 
Nur diejenigen Israeliten, welche bisher die Erlaubniß zum Betriebe 
des Nothhandeld hatten oder binnen drei Monaten eine foldye erwirf- 
ten, blieben von der Gleichſtellung in den Rechten und Pflichten mit An 
deren ausgefchloffen , fo lange fie jenen Handel ald Haupterwerb betrei- 
ben; ohne jene Erlaubniß ift derfelbe unterfagt und mit Strafe bedroht. 

Das Studiengefeg wollte die Regierung nur unter der ihrer 
eignen Propofition beizufügenden Befhränfung genehmigen, daß 
die dem geiftlicyen Stande ſich widmenden Studirenden Fatholifcher 
Religion nicht gehalten feien, ein Studienjahr auf der Univerfität 
zuzubringen, aud) nicht zu dem Zwede, einen Gurfus in den all- 
gemeinen Wiffenfchaften zu machen. Die Landftände gingen bier: 
auf ein, zumal die Regierung erflärte, daß die Fatholifchstheologifche 
Facultaͤt, die in Marburg beabfichtigt war, nicht errichtet werden 
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würde (S. 259, weil die nafjauiiche Regierung in der Vollziehung des 
deshalb abgeſchloſſenen Vertrages zu viele Hinderniffe bei der geiftlichen 
Oberbehörde finde. So ift gefeglich die Studienzeit auf der Landes- 
univerfität für diejenigen, welche fich irgend einem, ein academifches 
Studium erheifchenden, Fache zum Zwede der Bewerbung um eine 
öffentliche Anftellung widmen, mit Ausnahme der fatholifchen Theo: 
logen, auf ein Sahr feitgefegt. 

Während ſich einerfeitd bei der Ständeverfammlung Befchwer- 
den über wilfführlide Behandlung ver Genfur häuften, anderer 
Seitd die Gerichte den Buchhändlern nicht wegen Verbreitung der. 
bei denfelben erjcheinenden Schriften revolutionairen Inhalts haftbar 
hielten, wenn diefer demjelben unbefannt geblieben war, und ven 
Grundſatz ausſprachen, daß die Genfur nad) dem Erfcheinen der 
Berfafjungsurfunde für Drudichiften von mehr ald 20 Bogen 
ausgeſchloſſen, auch nicht auf die, abgefondert gedrudte, Deutung 
von -Bildniffen anwendbar fei, weil dieſelbe nicht als felbitändige 
Druckſchrift, fondern als Zubehör folcher Bilder betrachtet werden 
müßte, wurde den Landftänden der neue Entwurf eined Geſetzes 
über die Vergehungen durch die. Preffe und den Buchhandel vor- 
gelegt. Daffelbe enthielt ein Capitel über vorbeugende Maafregeln 
und befchäftigte fi in einem zweiten mit dem durch Mißbrauch 
der Preſſe verübten Vergehen und deren Beftrafung. Unter die 
vorbeugenden Maafregeln war Erlaubnig zur Anlegung einer 
Druderei und zur Errichtung einer Buchhandlung gerechnet, aus— 
gedehnt auf die. ohne Erlaubniß ſchon beftehenden Anftalten diefer 
Art, aljo mit Aufhebung der nad den ergangenen gerichtlichen 
Erfenntniffen für den Betrieb des Buchhandels beftehenden Con— 
cefjiongfreiheit, Auch für Die Herausgabe eines periodischen Blattes 
war, mit Aufhebung des gerichtlidy anerfannten Rechtszuftandes, 
die Einholung der Erlaubniß, unter Cautionsbeftelung, daneben 
aber Cenſur für ale im Bundesbeſchluſſe von 1819 erwähnten 
Schriften erfordert, nicht blo8 vorübergehend, für die Dauer jenes 
Befchluffes, fonvdern für alle Zeiten, Die Erlaubnig zum Drud 
jollte Allem verfagt werden, wodurch unmittelbar oder mittelbar 
die. Würde ‚oder Sicherheit des teutfchen Bundes oder einzelner 
Bundesftaaten oder. deren Berfaffung und Verwaltung angegriffen 
werde, ‚Nur. in dieſer Beziehung, in Feiner anderen, follte Vers 
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faffer, Herausgeber, Verleger und Drucker durch die von der Cen— 
furbehörde erhaltene Druderlaubnig frei von Berantwortlichfeit 
werden. So fonnte, wer die Genfurvorfchriften beobachtet hatte, 
dennoch beftraft werden, wenn der Inhalt einer Drudfcrift ein 
Bergehen bildete, das nicht in einem Angriff gegen Würde, Sicherheit, 
BVerfaffung und Verwaltung ded Bundes oder der Bundesftaaten be- 
ftand. Unter diefen warKurheſſen ſelbſt dergeſtalt begriffen, daß. die Cen⸗ 
fur auch auf deſſen innere Landeögelegenheiten ausgedehnt fein follte. 
Haffenpflug bezog ſich dabei auf den Bundesbeſchluß vom 21. 
‚October 1830 und hielt e8 überhaupt nicht für gerechtfertigt, allein 
die vuterländifchen Verhältniffe den Ausſchweifungen einer zügel- 
fofen Preſſe Preis zu geben, zu dulden, daß durch den unbefonne- 
nen 2eicytfinn des Einen, durch die leidenfchaftliche Verblendung 
des Anderen, ja durch die ruchloſe Gefinnung derjenigen, denen 
nichts heilig iſt, öffentlich die heilige und unverlegliche Perſon des 
Landesherrn angetaftet, die Verfaſſung und Verwaltung ded Staates 
geihmähet, Liebe und Vertrauen untergraben, Haß und Hader ber- 
vorgerufen, fo allmälig die Grundfeften der gefellfchaftlichen Ord— 
nung erfchüttert werben. 

Landftändifcher Seits hielt man den Entwurf, fo weit er ſich 
auf die vorbeugenden Maaßregeln bezog, der Berfaffungsurfunde 
zuwider; man wollte daher, mit deren Befeitigung, die auf die 
Beftrafung der Preßvergehen fich beziehenden Anordnungen allein 
annehmen, fo fih auf die Vorfchrift der Verfaffung zurüdziehen 
die nur ein Gefeg gegen Preßvergehen erheifcht; aber das Mini- 
fterium erklärte, eben dadurch entferne man fich vom Boden der 
Verfaffung, weldye gerade Cenſur und fonftige vorbeugende Maaß— 
regeln, neben Beftrafung der Vergehen, überhaupt Volziehung der 
Bundeögefege nah ihrem Sinne und Zwede wolle. Deshalb fei 
auch der erfte Abſchnitt ein nothwendiger Theil des Gefegentwurfeg, 
ohne welchen deſſen fonftiger Inhalt nicht zum Geſetz erhoben 
werden würde. Da erklärten die Landftände, daß fie auf den Ent 
wurf nicht eingehen Könnten, fondern Die Borlegung eines der Ver— 
faffungsurfunde entjprechendem Entwurfes erwarteten. 

Je loderer der Gemeindeverband geworden war, weil die bis— 
herigen Einrichtungen fo veraltet erfähienen, daß denſelben faum 
no Beachtung gejchenft werde, ja iin Fulda die ganze Gemeinde 
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verwaltung fid) auflöfete, defto mehr harrte das Land auf die durch 


die Verfaffungsurfunde zugeficherte Gemeindeordnung. Ein. neuer. 


Entwurf derfelben ließ den Ständen viel zu wünfchen übrig, den- 
noch gingen fie ohne erhebliche Aenderungen darauf ein, aber gegen 
einzelne Artikel des Eutwurfs erhob der Adel lebhaften Widerſpruch. 
und die Standesherrn proteftirten gegen dad ganze Gefeg, fo weit 
ed in den ftandesherrlihen Bezirken zur Anwendung fommen folle. 
Darauf erklärte die Regierung, das Geſetz werde nicht anders erlaffen 
werden, ald bis fie die Meberzeugung erlangt babe, daß dadurd) 
feinerlei Nachtheil der einen oder anderen Gemeinde erwachſen 
. werde, worüber fie erft Sadfundige hören wolle. Man befragte 
aber nicht etwa die bisherigen Gemeindevorftände über die Bebürf- 
niffe der Gemeinden, über die Vortheile oder Nachtheile, die für 
diefe aus dem Gefeg, wie ed num gefaßt war, fich erzeugen fonnten, 
jondern Haffenpflug beauftragte Eggena, einen anderen Entwurf der 
Gemeindeordnung audzuarbeiten. Dadurch war deſſen unruhigem 
Geifte eine neue Beihäftigung gegeben, die ihn von anderen Be- 
ftrebungen abhalten follie; er felbft aber mochte darin eine Gelegen- 
heit fuchen, fein geiftiges Webergewicht im vollen Glanze zu zeigen, 
und dadurch id) von Neuem den Weg in das Minifterium aufs 
zufchließen. 

Die umfafjendfte Aufgabe des Landtags war die Feftftellung 
ded Staatöhaushalted, Die dreijährige Periode, für welche ſolche 
in der Regel jevedmal gemäß der Berfaffungsurfunde erfolgen foll, 
lief zum erſten Male mit dem Jahre 1833 ab und noch immer 
war jened Ziel nicht erreicht. Bis dahin, daß dies gefchehen fein 
würde, war die Regierung durch eine vorübergehende Beftimmung 
der Berfaffungsurfunde ermächtigt, die vor 1831 beftandenen Steuern 


und Abgaben fortzuerheben. Jegt fühlten die Stände das drin- - 


gende Bedürfniß, jene Beftimmung gu bejeitigen und auf den end— 
lichen Erlaß eines Finanzgefeged hinzumirfen. Groß waren bie 
Schwierigkeiten, die fich entgegenftellten; e3 mußte hier ein Gebäude 
von Grund aus neu errichtet werden; denn ein Örundetat, als 
fefter unabänderlicher Maapftab für die aus den Mitteln des Staates 
zu beftreitenden Ausgaben, war bis dahin unbekannt in Kurheſſen 
gewefen. Die Ermittlung von Normalbefoldungen für ſämmtliche 
Elafien von Staatsdienern mußte ald nothmendige Vorbereitung 
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angefehen werden. Die Stände zeigten ſich dabei in feiner Weife 
farg. Nur hinſichtlich der höheren Militairgrade genügten fie nicht 
den Anforderungen ded Minifteriumd; auch über die Zahl der 
oberen Forftbeamten trat Meinungsdverfchiedenheit ein, für welche 
ſich iedoch eine Ausgleihung fand. Für die Lehrer der Gymnaften 
war dagegen eine foldhe nicht zu erreichen. Haffenpflug, wenn er 
gleih einen Bonds zu haben wünfchte, um nad feinem Ermeſſen 
einzelnen Lehrern eine Vermehrung ihres Einfommens zu verfchaffen, 
zeigte fi) doch im Allgemeinen einer Verbeſſerung ihrer Lage nicht 
gewogen. Ald Grund gab er Differenzen an, in welde er mit 
der Stadtbehörde von Gaffel über das dafige Lyceum gerathen war. 
Der letzteren ftand, neben fonftiger Einwirfung auf die Anftalt, das 
Recht’ zu, die für diefelbe anzunehmenden Lehrer dem Landesherrn 
zu präfentiren. Haſſenpflug verlangte, daß die Stadt diefe Rechte 
aufgeben fole und bot dafür pecuniaire Bortheile an; Haffen- 
pflug ftellte, was er begehrte, ald etwas Unbedeutendes für 
die Stadt dar, weil eine Anftalt von weſentlich philologifcher 
Natur mit dem Gemeindeintereffe nicht einmal in mittelbarer Ver: 
bindung ftehe. Der Stadtrath von Eaffel aber beharrte unbeugfam 
bei feinem Rechte. Als Vilmar an die Spike des Gymnaſium zu 
Marburg geitellt, der Profefior Joſeph Andreas Schmig von der 
Univerfität Löwen an jene Anftalt berufen war und Haffenpflug 
an eine Reform der Gymnaften dachte, glaubte die Stadtbehörde 
von Eaffel in jenem Rechte allein das Mittel zu finden, wie die 
Zugend dieſer Stadt vor der ihr gefährlich fcheinenden Erziehung 
in einer myftifch religiöfen Richtung zu fichern fei, die dort durch 
neu angeftellte Geiftlihe Nahrung erhielt und ſich, durch Bidel 
geleitet, unter Haffenpflugs befonderem Schuge, in Verbindung mit den 
Miffionsgefeltfchaften zu Elberfeld, Barmen und Bafel, in einem Semi: 
nar zur Bildung von Mifftonarien eine Pflanzſchule zu fchaffen fuchte, 
Wegen jenes Streited follte nun im ganzen Lande fein Öymnaftal- 
lehrer eine Normalbefoldung erhalten. „Die Deffentlichfeit der Ver— 
handlungen“, fagte Schomburg, „ift das einzige Mittel, die Bemü— 
hungen der Landftände für die höheren Interefien des Staates im 
wahren Lichte zu zeigen und zur Kenntniß der Mitbürger zu bringen. 
Sachkundige mögen hiernach beurtheilen, ob das Hinderniß auf 
dem Jrrthume ded Minifterium oder auf ftändifcher Seite ruht oder 
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im @igenfinne des Magiftrats von Caſſel.“ — Nach ſolchen Bor- 
bereitungen fchritt man zur Beftftelung des Voranſchlags für die 
Sahre 1831, 1832 und 1833, der mit großer Specialität, fowohl 
in Einnahme ald Ausgabe, geprüft wurde. Für das Militair 
waren im ordentlichen Etat jährlich 688598 Thlr., im außerordent- 
lichen 90402 Thlr. aufgenommen, für die Lehranftalten 124000 
Thlr., für Chauffeebauten überhaupt 43000 Thlr. Beim Abſchluß 
fand fih, daß zur Beftreitung der für jene Periode nöthigen Aus« 
gaben eine bedeutende Summe fehle. Zur Dedung des Defteits 
brachte Moß eine Steigerung ber Preife, zu denen bisher das Holz 
aus den Staatöwaldungen verabfolgt war, eine Erhöhung des 
Salzpreifes, eine Ausdehnung des Procepftempels, eine Abgabe von 
den auf Seitenverwandte fallenden Erbfchaften, in fünf Procent 
ihres Werthes beftehend, nebft einer Claffenfteuer in Vorſchlag. 
Das Alles brachte aber nur etwa 170000 Thlr. auf; der Neft des 
Bedarfs, der mehr wie 1'/, Millionen Thaler betrug, follte im 
Belaufe von einer halben Million Thaler durch Ausgabe von 
Papiergeld, das Uebrige durch verzindliches Anlehen befchafft werden. 

Die Landftinde genehmigten weder Papiergeld, noch Salz- 
fteuer, weder Proceß- noch Erbichaftsftempel; fie bilfigten nur eine 
Erhöhung der Holztaren, und die Einführung einer Claſſenſteuer. 
Jene nehmen in Kurheffen die Bedeutung einer Landesabgabe an, 
da ed ftetd Gebraud) war, daß für einen gefeglich beftimmten Preis 
den Staatsangehörigen das nöthige Holz überlaffen werden müffe. 
Diefe traf Gehalte, Penſionen, Capitalrenten und, nad) dem Ver— 
langen Carls von Eſchwege (S.204), auch die Grundgefälle, ebenfo das 
Einfommen ded Güterpachterd und den durd Ausübung wiffen- 
fchaftlichen Berufes gezogenen Gewinn. Die Steuer, vom Brutto: 
ertrage des Einfommens ohne Rüdficht auf die daffelbe belaftenden 
Schulden erhoben, fteigt nicht regelmäßig, jondern nad) progreffiven 
Claſſen; je höher das Einfommen eined Steuerpflichtigen ift, defto 
ftärfer ift der Maapftab, nach welchem daſſelbe zur Steuer heran: 
gezogen wird. Sein Einfommen hat jeder auf Staatsbürgerpflicht 
anzugeben; aber nur geringe Geldſtrafe trifft den, welcher, dieſe 
hintanfegend, eine unrichtige Angabe maht. Co ift fie vorzugs— 
weife nur eine Befoldungsfteuer geworden, weil der Betrag ver 
Gehalte und Penfionen immer befannt ift. 
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Daneben mußte ein Anlehn über 1,615,890 Thlr. gegen 4 
Procent Zinfen aufgenommen werden. Während der legteren Zeit 
waren die Einnahmen des Staates in fo geringem Maaße ein- 
gegangen, daß noch Einnahmerüdftände vorhanden waren, die man 
zu 800,000 Thlr. berechnete. Diefe hätten zur theilweifen Deckung 
ded Deficitö verwendet werden können. Carl von Eſchwege wollte 
aber mit deren Hülfe das gefammte Deftcit decken; fo beliebte man, 
durch jene Summe einen Amortifationsfonds zu bilden; fie follte 
verzindlich angelegt, Zind mit Zinfeszinfen zu Capital gefchlagen 
werden, bid damit die gefammte angeliehene Summe wieder abge- 
tragen werden Fönne. Obwohl aber die Einnahmerüdftinde aus 
der Zeit vor 1831 noch weit höher, ald damald angenommen war, 
wohl auf zwei Millionen Thaler, fich beliefen, ift davon doch nicht 
mehr ald 25,000 Thlr. zur Sculdentilgung verwendet. Alles 
Uebrige ift allmälig für andere Ausgaben aufgegangen, der. Amor: 
tifationsfonds im fich felbit zerfallen, doc, freilich nicht ohne Aus— 
gleihung mancher Unbilven aus alter Zeit. Auch die Dienftcau: 
tionen der weftphälifchen Beamten nebft den’ in die weftphälifchen 
Caſſen gezahlten Depoftien find mit 234,000 Sranfen auf den Staats- 
[ha übernommen(©. 80). Mit minderem Erfolge war von den Land» 
ftänden die Angelegenheit ver weitphälifhen Domainenfäufer der Res 
gierung zur Erledigung empfohlen (S. 119.143). Diefe wollte den Weg 
einer Vergleichsverhandlung einfchlagen und begehrte hierzu einen 
Eredit von 16,000 Thlr. Den eröffneten zwar die Landftände, 
doch ohne daß damit die Betheiligten zufrieden geftellt waren, 
deren Anfprüche auf 430,000 Franken fich beliefen. Das Beftreben 
der Ständeverfammlung, den Staatshaushalt zu ordnen, gelang 
erft am 31. October, dem legten Tage des Zeitraums, für welchen 
die Landtagswahlen getroffen waren. Da erft Fonnte das erfte 
Finanzgefeg zur Vollziehung gebracht werden. Daffelbe überweifet 
dem Sinanzminifter die darin fpeciell aufgeführten Staatseinnahmen 
zur Beftreitung der feftgeftellten Ausgaben, die ebenfalls darin genau 
aufgeführt find. Es Fnüpft daran die Vorfchrift, daß ſämmt— 
lihe Staatdeinfünfte zu den beftimmten Zweden verwendet werden 
folfen, mit dem, den Miniftern ertheilten, Verbot, die in einem 
Ausgabetitel gemachte Erfparnig zu den Ausgaben eines andern 
Titeld zu verwenden. Unter dem Drange diefer Arbeiten, welche 
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die Stände vom frühen Morgen bis in die Nacht befchäftigten, 
mußte an jenem Tage der Landtag gefchloffen werden, weldyer, bis 
auf die durch zweimalige Auflöfung entftandene Unterbredung, die 
ganze Landtagsperiode hindurch verfammelt gewefen war. 

In der Sigung vom 30. October, Nachts zwifchen 11 und 
12 Uhr, war den Landftänden ver vielfah und dringend von 
diefen geforderte Entwurf eines Landtagsabfchiedes zur Berathung 
vom Minifterium vorgelegt. Während bisher die Landtagsabſchiede 
in die Form eines zweifeitigen, von den Landtagscommiffaren und 
den Ständen unterzeichneten, Vertrags eingefleivet waren, dem die 
landeöherrliche Beftätigung angehängt wurde, hielt fich jener Ent— 
wurf in der einfeitigen Form einer landesherrlichen Verordnung. 
Meifterlin beruhigte darüber die Landftände, erfuchte, fih nur über 
den Inhalt ded Entwurfs zu einigen, ohne fih an die Form zu 
floßen, indem für den Entwurf diejenige Form gewählt fei, in 
welcher der Landtagsabſchied befannt gemacht werden folle, während 
eine andere für das zur Vollziehung durch die Landftände beftimmte 
Eremplar gewählt werden würde. Zufolge der Verfaffungsurfunde 
werben die Urfchriften der Landtagsabfchiede in doppelten Erem- 
plaren, wovon dad eine für Das Staats», das andere für dad 
landftändifche Ardiv beftimmt ift, von dem Landesherrn und von 
den Landftänden unterzeichnet und unterfiegelt. Die für bie öffent: 
liche Bekanntmachung beftimmten Abdrücke aber werden in berfelben 
Form, wie andere Staatögefege, ausgefertig. Am 31. Detober 
befaßten ſich die Landitände, unter Dedolphs Leitung, mit der Prü- 
fung ded Entwurfs. Dur die Berfaffung hatte der Landtags- 
abfchied an feiner Bedeutung verloren; während fonft derfelbe Die 
Berabredungen über die Grundfäge zu enthalten pflegte, welche der 
Landesherr bei Aenderungen der Gefeggebung zu beachten habe, 
und daneben vorzugsweife die Geldbewilligungen mit den daran 
gefnüpften Bedingungen und Borbehalten aufzählte, hatte jeßt 
dies Alles fchon feine Erledigung durch Gefege erhalten, die 
im Ginverftändniffe mit den Landftänden zur Berfündigung kamen. 
Daher enthielt der Landtagsabſchied, neben Erwähnung jener Ges 
fege und verfchiedener von der Ständeverfammlung ausgegangener 
Defiderien, für deren Berüdfichtigung Vorbereitungen zugefichert 
wurden, wefentlich nur einige auf Antrag der Stände getroffene 
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Berwaltungsmaaßregeln. In der Mitternachtöftunde kam Haffen- 
pflug mit dem Landtagsabfchiede, der nun vollzogen werden folkte; 
Dedolph forderte zu deſſen Unterfbrift auf. Diefe erfolgte. Die 
Stände zollten Meifterlin ihren Danf, indem fie ehrend die ihnen 
verliehene Unterftügung, feinen unerſchütterlichen Sinn für Reit, 
Gefeg und Vaterland anerfannten. Dann trennten fie ſich, durch 
Mo im Namen des Negenten wegen Ablaufs der andtagsperiode, 
nad 12 Uhr Nachts, entlaffen. Unterſchrieben hatten die Lands 
fände den vom Landesherrn bereitd unterzeichneten, von den Mini» 
ftern contrafignirten Landtagsabſchied, der in Form einer Verord⸗ 
nung abgefaßt und vom Minifterium mit dem Zufag verfehn war, 
daß derfelbe der Ständeverfammlung mitgetheilt und von deren 
Mitgliedern in Gemäßheit der Berfaffungsurfunde unterzeichnet fei. 

Faſt unmittelbar daran ſchloß fid) die Eröffnung der ſchon 6 Wochen 
vorher einberufenen, durch regelmäßige Wahlerneyerung für Die 
zweite Landtagsperiode gebildeten Ständeverfammlung. In der 
Eröffnungsrede, die Motz im Auftrage des Prinz-Regenten hielt, 
wies er auf das Vertrauen hin, mit welchem die Stände den auf 
treue Beobachtung der Verfaffung gerichteten Abfichten des legteren 
entgegenfommen würden, damit das fonft unausführbare Werk 
gelingen möge, die wahren Interefien und Bedürfniſſe des Bater- 
landes zu fördern. „Bei einer innigen Vereinigung der Staats: 
regierung und der Landeövertreter“, erklärte darauf dem Regenten 
die neue Ständeverfammlung, „kann ed nicht fehlen, daß die Be- 
dürfniffe des Vaterlandes befriedigt und die gerechten Wünſche des 
Bolfes erfüllt werden; wenn Störungen eines ſolchen Einverftänds 
niffes fich ferner zeigen follten, fo wird die Urfache wahrlich nicht 
in dem Mangel eined Bertrauend zu der erhabenen Berfon des 
Regenten zu fuchen fein.“ Diefer erwiederte in Haſſenpflugs 
Gegenwart, daß, wenn damit eine Theorie gebilligt werden folle, 
welche eine Sonderung jeiner Perſon von feinem Minifterium an- 
nehme, eine folche Berfchiedenheit weder beftände, noch jemald 
beftehen werde. Wollte Haflenpflug, wenn er diefe Antwort eingab, 
dadurch mit der Perjon des Regenten fich identificiren ? 

Er verweigerte jegt nicht Pfeiffer bloß, fondern aud) Dedolph den 
Zutritt zum Landtage. Vergeblich richteten die Landftände an die 
Regierung dad Erfuchen, alle zu Gebot ftehenden Mittel anzus 
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wenden, um Borforge für die Berfehung deren Dienftes zu treffen, 
vergeblich erflärten fie, in der Erfüllung dieſer erften Bitte einer 
neuen Ständeverfammlung den Beweis ded Vertrauens finden zu 
wollen, welches die Etaatöregierung zur Ständeverfammlung hegen 
werde. Berfchuer verkündete es vorher, daß die Regierung darauf 
nicht eingehen werde. Er hoffte, ed werde das letzte Mal fein, 
daß die Ständeverfammlung ſich mit Pfeiffer Legitimation befchäf- 
tigen müſſe, da derfelbe nun doch wohl feine Wahl: mehr anneh- 
men werde. 

Haffenpflug wünfchte die gefegliche Anordnung, daß wenn bie 
Wahl eined Staatödienerd die Genehmigung nicht erhalte, die 
Wahlmänner aldbald zu einer andern Wahl fchreiten follten. Die 
Wahlmänner, welche ſich weigern, eine Wahl vorzunehmen, wollte 
er des Rechts der Bolfövertretung verluftig erklären, durd) neue Wahls 
männer erfegen lafien, fie noch beftrafen und fonft nach der Strenge 
des Rechts verfahren, wenn fie ihre Mitwirkung verfagen, um eine 
» angeordnete Wahl zu vereiteln, dadurch dad Zufammentreten der 
Landftände zu verzögern, auf diefe Weiſe die Sicherheit und Ver— 
faffung des Staates zu gefährden. Doc gingen die Landſtände 
auf ein ſolches Begehren nicht ein. Wehe dem pfeuboconftitutio- 
nellen Staate, fagte Schwarzenberg, wo es fo weit gekommen ift, 
daß das Wählen zu einer Zmangspflicht herabgewürdigt, das Volk 
gleich einer Heerde zu den Wahlen getrieben werden muß; ein 
folcher unnatürlicher Zuftand politifcher Stumpfheit würde ſich nur 
aus einem hödhft perverfen Regierungsfyftem erklären laſſen und, 
wo er beftände, die härtefte Anklage der Regierung enthalten. Nur 
dann wäre er möglich, wenn eine Regierung die Landesrepräfen- 
tation als Spielwerf betrachten, wenn fie unter der Beobachtung 
äußerer Formen jede Willführ üben, alle Anforderungen, wozu die 
Berfaffung das Volk bereihtigt, unbeachtet laffen und gefliffentlich 
“ hindern wolle, daß diefe wirkfam ins Leben trete. 

- Die Zahl der ftandesherrlichen Vertreter mehrte ſich in der Stände- 
verfammlung. Während nämlich Kurheffen immer die ideelle Hälfte des 
Dorfes Praunheim beſeſſen hatte, war die andere Hälfte im Befige des 
Grafen von Solms-Rödelheim gewefen, der dieferhalb jegt, als Bes 
figer einer Standesherrſchaft in Kurheffen, das Recht der Lanp- 
ftandichaft anſprach. Die Landftände wünfchten, ehe fie diefes ans 
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erfannten, eine Nachweifung darüber, ob der dem Grafen zuftehende 
Antheil an Praunheim ein vormald reicheftändifches Territorium 
oder doch der integrirende Theil eines folchen gewefen fei. Der 
Graf von Iſenburg-Büdingen befigt dad Dorf Rüdingen, in Ges 
meinfchaft mit den übrigen ifenburger Häufern, zum fechöten Theile ; 
in jedem fechöten Jahre nämlich fteht folches unter feiner Verwal: 
tung. Schon 1831 wollte er vieferhalb als Befiger einer Stans 
desherrſchaft von der Ständeverfammlung anerfannt fein; vorläufig, 
bis zu einer näheren Prüfung, war auch fein Bevollmächtigter 
als Mitglied der Ständeverfammlung zugelafien. Jetzt erhoben 
fich wefentliche Zweifel gegen jene Eigenfhaft, weil Rückingen nies 
mals reichöitändifches Territorium, fondern ein zur mittelrheinifchen 
Reicheritterfchaft gehöriged Lehn von Brandenburg geweſen jei, 
Nicht ferner wollten die Landftände deshalb diefelbe anerkennen. 
Haffenpflug, darauf fich fügend, daß Graf Solmd-Rödelheim und 
Graf Sfenburg-Büdingen ald Standesherrn im Sinne der Bun- 
desacte von Kurheffen vor Verfündigung der Berfaffungsurfunde 
anerfannt feien, beftritt der Ständeverfammlung die Befugniß, Diefe 
Eigenschaft in Zweifel zu ziehen, und ftellte, wenn bei foldjen 
Zweifeln beharrt, oder die Zulafjung der von jenen beiden Grafen 
zum Landtage Bevollmächtigten verjchoben würde, eine Auflöfung 
der Ständeverfammlung in Ausfiht. Da wurden biefelben in 
die Mitte der legteren aufgenommen, die nun zu ihren Mitgliedern 
fünf Standesherrn zu zählen hatte Mit der nämlichen Zahl 
waren die Standeöheren in dem Edict über deren befondere Rechts— 
verhältniffe aufgeführt, welches, in Mebereinftimmung mit denfelben, 
durch das Gefegblatt verfündigt war. Eines ſolchen Ediets, um 
jene Redhiöverhältniffe in Gemäßheit der bundesgefeglichen Beftim- 
mungen zu ordnen, gedenkft die Verfafjungdurfunde mit dem Hin— 
zufügen, daß daflelbe, wenn deſſen Inhalt von den Landftänden 
der Verfaffung entſprechend befunden worden, unter deren Schuß 
geftellt werden fol. Haffenpflug wollte den Landftänden jede 
Prüfung des Edicts abfchneiden, weil daffelbe nicht neue Normirung 
des ftandeöherrlichen Nechtszuftandes enthalte, alfo fein Landesgeſetz 
fei, fondern nur bejtehende Rechtsnormen zufammenftelle, folglich 
nur den Charakter einer Verordnung zur Vollziehung beftehender 
Geſetze annehme. Deshalb glaubte Haffenpflug verfaffungswidrig 
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zu handeln, wenn er eine Zuftimmung der Landftände zum Inhalt 
des Edicts begehren würde, weil eine ſolche nur bei Gefegen, nicht 
bei Verordnungen erforderlich fei. Eben deshalb glaubte er auch 
die Motive zu dem Edicte den Landftänden vorenthalten zu müffen, 
weil die Regierung mit folden nur Gefegentwürfe zu begleiten 
habe. Zudem beftritt er den Landftänden die Befugniß, fich darüber 
zu äußern, ob die Art, wie die Regierung die Rechtöverhälmiffe 
der Standesherrn im Edict georbnet habe, den bundesgefeglichen 
Beftimmungen gemäß ſei; dabei bezog er fi auf Artifel 58 ber 
Wiener Echlußacte, derzufolge die Fürften durch Feine landſtändiſche 
Berfaffung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen 
befchränft werden dürfen, Haſſenpflug verlangte von den Land» 
ftänden, fie follten erflären, daß das Edict der Verfofjung ent 
fprechend fei; mit dieſem Ausſpruche ftehe es von felbft unter dem 
Schuge der Verfaffung. Die Landftände wollten fich aber zu ſolchem 
Ausfpruche nicht verftehen. Sie fanden vorzugsweife hierfür ein 
Hinderniß in der Weile, wie die Ausübung der Localpolizei durch 
die Standesheren im Edict mittelft Aufzählung einzelner, ald Aus» 
fluß verfelben fich darftellender, Befugniſſe anerfannt war, ſo die 
unmittelbare Aufficht und Leitung der Gemeindeangelegenheiten, 
die Beftellung der Drtövorgefegten, die Ertheilung ‘der Bürger: 
und Beifaffenrechte, die Entlaffung aus dem Gemeindeverbande, bie 
Prüfung und Abhörung der Gemeinderechnungen, die Ertheilung 
von Gonceffionen zum Gewerböbetriebe. Die Landftände beforgten, 
daß die Aufzählung dieſer einzelnen Rechte nicht als. Beijpiel der 
Competenz⸗Abgränzung zwifchen den landeöherrlihen und ftanded- 
herrlichen Behörden nad) dem augenblidlich beftehenden gefeglichen 
Zuftande aufgefaßt werden folle, fondern daß es die Abficht fei, die 
Einwirfung der Landesgefeggebung auf die Ausübung jener Befug— 
niffe zu befeitigen, weil, ftatt des Vorbehalte, daß die Ortspolizei 
nach Vorfchrift der Landesgefege geübt werden müſſe, Das Edict die 
Zufage enthielt, daß die gemäß demfelben den Standesherrn zufom» 
menden Rechte, ohne ihre freie Einwilligung und ehe die etwa 
vereinbarte Entfchädigung geleiftet fei, niemald ihnen entzogen wer: 
den fönnten. Haffenpflug fuchte ſolche Beforgniß zu zerftreuen, er 
verficherte, daß ein Firiren der Gefeggebung nicht beabfichtigt fei; 
wenn gewiſſe Regierungsrechte in der bejonderen Ausbildung, wie 
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fie beftänden, nach Maaßgabe anderer Vorfchriften der Landesgeſetz⸗ 
gebung nicht mehr fortvauern follten, fo gab Haflenpflug zu, daß 
biefe Vorſchriften fih auch auf die deöfallfigen, den Standeöherrn 
zuftehenden Negierungsrechte eritreden und diefelben in ihrer be- 
ftehenden Form berühren müßten Doc, machte er Died von einer 
Entfhädigungsleiftung abhängig, wenn durch die Geſetzgebung 
Iuerative Rechte der Standesherrn benachtheiligt wfirden, indem er 
fi auf die Beftimmung der Berfaffungsurfunde berief, derzufolge 
das Eigenthum für Zwecke des Staated nur gegen Entfhädigung 
in Anſpruch genommen werden kann. Gegen foldyen Grundſatz 
proteftirte der ftandeöherrliche Bevollmächtigte Bähr, indem er nicht 
einräumen wollte, daß die im Edict anerfannten Rechte der Stan: 
desherrn durch Die Gefeßgebung berührt werden dürften; die Zur 
laffung einer Einwirfung der Gefeßgebung auf jene Rechte wollte 
er, felbit wenn damit Entfhädigung für Verluſte verbunden werde, 
von dem Billigfeitögefühl der Standesherrn abhängig machen. Ale 
die Landſtände fahen, daß die Verftändigung mit den Standesherrn, 
auf welcher das Edict beruhte, von diefen in folcher Weile aufge: 
faßt werde, ftiegen ihre Bedenken, dafjelbe unter den Schuß der 
Berfaffung zu ftelen. Profeſſor Endemann, der jegt die Univerfität 
vertrat, fteigerte foldhe durch die Zweifel über die Statthaftigfeit 
eined Aufträgalgerichts für die Standesherrn in Straffachen, welches 
nicht bloß durch Mitglieder ftandeöherrlicher Familien, fondern auch, 
ftatt deren, durch Mitglieder der vormaligen Reicheritterfchaft follte 
gebildet werden Fönnen; er wollte ebenfo die im Ediet zugeftandene 
Veräußerung der Standeöherrlichfeit an Andere, ald Glieder der 
eigenen Familie nicht für zuläffig halten. Haffenpflug war fehr 
daran gelegen, daß das Edict von den Landftänden der Berfaffung 
entfprehend befunden werde, er fcheute den in der Berneinung 
liegenden Vorwurf, eine Berfaffungswidrigfeit begangen zu haben; 
er wünſchte jeßt, daß man fich über die Sache verftändige und das 
bei alle Differenzpuncte zur. Sprache bringe. Doch die Landftände 
fanden dies vergeblich, fo lange nicht die frühere Erklärung von 
den Standesherrn zurüdgenommen werde; fie erflärten, daß das 
Edict der Verfaſſung nicht entfprechend fei und nicht unter deren 
Schuß geftellt werde. In diefem Edicte follen nach ausdrücklicher 
Borfchrift des Staatsdienftgefeged Beftimmungen über die Befols 
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dung der ftandesherrlichen Gerichtsbeamten und die Penftontrung 
ihrer Hinterbliebenen getroffen werden. Das hatte Haffenpflug 
ganz außer Augen geſetzt. So blieb die Salarirung jener Bes 
amten in das Ermeffen der Standeöherrn geftellt; Penſionen ver— 
weigerten fie gänzlih. Einen Theil der Rechte, welche den Stans 
desherrn nad dem Cdicte zuftehen, wolte Haffenpflug den— 
felben abfaufen, namentlih die Gerichtsbarkeit, die SBolizeivers 
waltung, fo wie die Aufficht in Kirchen» und Schulſachen; dennoch 
würden fie dieSBräfentation der Pfarrer, der Juſtiz- und Verwal— 
tungsbeamten nebft dem Kirchenpatronat, fo wie Mitwirfung bei 
Beftelung der Drtsvorftände und Aufnahme der Gemeindemit- 
glieder behalten. Dafür hatte ihnen Haffenpflug ein Geldäqui- 
valent zugedacht ; welches die Landftände, neben Uebernahme ver 
mit.der Verwaltung der Gerichtöbarfeit verbundenen Laften, viel 
zu bedeutend hielten, als daß fie den Vertrag genehmigen zu fünnen 
glaubten. 

Dagegen hatten die Zoll⸗ und Handelöverträge mit Baiern 
Würtemberg, Sachfen und den thüringifhen Staaten die landftän- 
difche Genehmigung erhalten. Diefelben waren furheffifcher Seits 
durch Steuber und den Bergrath Schwedes vermittelt. Meifterlin 
war unzufrieden mit dem Verlaufe, den diefe Angelegenheit genom— 
men hatte; er mißbilligte befonders, daß der Mainzoll nad) der 
Uferlänge der an das Flußgebiet ftoßenden Staaten vertheilt werden 
folle, während bisher Kurhefien einen nicht unbeträchtlichen Zoll 
an feiner kurzen Uferftrede erhob, Auch die Landftände verfagten 
ihre Genehmigung der BVertragsbeftimmung, welche den Zoll. für 
die Schifffahrt auf dem Maine befchränfte, die jetzt Iebhaft zu 
werden begann und zu einer directen Fahrt von Hanau nad Cöln 
ſich ausdehnte. Die durd die Verträge herbeigeführte Erweiterung 
der Zollgrängen war von den wichtigften Folgen für Kurheffens 
Induftrie, die wohl fühlte, wie fehr fie noch in anderer Beziehung 
eined Auffhwunges bedürfe, ohne ihren Zweck erreichen zu Fönnen. 
Vergeblich fuchte Berginfpertor Schäfer den Gedanken an den Bau 
einer Eifenbahn durch Kurheffen zur Verbindung des Mains und 
dadurh der Donau mit den SHanfeftädten anzuregen, indem er 
Eaffel zum Knotenpuncte aller teutfchen Eifenbahnen erheben wollte. 
Ein Berein ehrenwerther Männer, Meifterlin an ver Spige, 
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griff die Idee auf, aber erfolglos waren die Bemühungen, derſelben 
Geltung zu verſchaffen. Duyſing wollte die Ausführung der Staats» 
regierung vorbehalten fehn, ohne daß die Minifter von der Gewich- 
tigkeit der Sache ergriffen wurden. Auch bei den Landftänden 
fonnte Schäfer. nur mühfame Theilnahme für feinen Plan erweden. 
Selbft eine Localbahn zwifchen Hanau und Frankfurt. blieb frommer 
Wunſch. — Gleichen Erfolg hatte eine andere Gefellfchaft, weldye 
eine Hypothefenbanf nebft einer Mobiliarereditcaffe und ein Eon» 
tinentalfpebitionsgefchäft in Verbindung mit Eifenwegebau gründen 
und zur.Befchaffung der Mittel Scheine ausgeben wollte, die, als 
Papiergeld circulirend, dur den Berlauf der Zeit an Werth 
wachfen follten, weil dafür, neben einer Gewinndividende, Zinfen 
gewährt würden, deren Betrag, mittelft Lotteriefpield, als neues 
Capital auf die einzelnen Scheine zu vertheilen fe. — Ber 
fuche, eine Goldwäſcherei in der Edder wieder aufzunehmen, 
fcheiterten gänzlich, nicht ohne Verluft der PBatrioten, die fid) dabei 
betheiligt hatten. — Die Fabrifation des Rübenzuders hatte kaum 
einen befferen Erfolg. — Eine höhere Gewerbfchule, die in affel 
wirklich errichtet wurde, fo fehr fie anfangs unter Profeffor Wöh— 
lers Leitung aufzublühn fchien, ift, feit dieſer an Strohmeiers 
Stelle nad Göttingen überging, verfümmert geblieben, nicht mit 
günftigen Augen vom Minifterium angefehn. _ Ludwig G. von 
Baumbah, zum Dirigenten der Anftalt beftimmt, legte dieſes 
Amt nieder, weil er feine Wirkſamkeit für. erfolglos hielt. — 
Mit einigen Taufend Thalern, die zur Beförderung der Ge— 
werbe jährlich ausgefegt waren, ift eine Belebung und Erftarfung 
der Induftrie nicht erreicht. Bei den großen Erleichterungen, die 
der Erborgung von Gapitalien aus der Landescreditcaffe zur Ablö— 
fung der auf dem Grundeigenthum vuhenden Laften im Einverftänd- 
nifje mit den Landftänden gewährt waren, wollte Haffenpflug aus 
jener Caſſe, auch ohne genügende Sicherheit, Eapitalien denjenigen 
zufließen lafjen, deren Unternehmungen für Hebung und Belebung 
des Gewerbfleißes von Erheblichfeit und Nüglichkeit zu erachten ift. 
Die Landftände genehmigten, obwohl ungern, auch diefe Maaß- 
regel. Die meiften ver folchergeftalt verwendeten Gapitalien find 
jedoch verloren, die damit begünftigten Unternehmungen zu 
Grunde gegangen. — Das Intereffe an den fchönen Künften 
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Caſſel entftand. 

Hier bilden die Bauhandwerfer einem nicht genug zu bead)s 
tenden Stand. Diefer war faft ganz unbefchäftigt und brachte Alles 
in Bewegung, um ſich Arbeit zu verfchaffen; die Hofverwaltung 
hatte ihre fonft jo häufigen Bauten ganz eingeftellt; Privatperfonen 
unterliegen ſolche auch, weil fi) jeder an das beabfichtigte neue 
Ständehaus anfchließen wollte Das alte landftändifhe Haus, 
welches Wilhelm II. feit 1814 miethweife bewohnte, war biefem 
im Jahre 1830 ald Eigenthum überlaffen, indem er dagegen ein 
anderes, ſchön gelegened Gebäude abtrat, an deſſen Stelle ein 
Ständehand gebaut werden follte. Seinem Eohne mißfiel diefer 
Plan, er wünfchte jenes Gebäude felbit zu erhalten. Die Land: 
ftände wollten darauf eingehen, damit nur den Bauhandwerfern 
Gelegenheit zur Beichäftigung eröffnet werde; doc Haflenpflug 
begehrte 85,000 Thaler zum Anfaufe eines anderen Platzes für 
ein Ständehaus und deffen Umgebung, während für vie Ab— 
tretung jened Gebäudes fammt feiner umfaflenden Zubehörung 
6000 Thlr. von der Hofverwaltung angeboten waren. In deren 
Namen verlangte Haffenpflug "dagegen eine nicht unbeträchtliche 
Summe für die Benugung des Bellevuefchloffes zu den Siguns 
Ben der Landftände bis zur Wollendung ded neuen Baues. 
War ed fchon von den Landftänden ungern gefehn, daß die 
Hofcafle die Zahlung der im Teftamente Wilhelms I. für die Hof- 
diener, die ihn nach Prag begleitet hatten, ausgeſetzten PBenfionen 
auf die Staatscaſſe wälzte, fo ſchreckte diefe neue Anforderung der 
Hofverwaltung die Ständeverfammlung von dem ganzen Bauplane 
ab. Meifterlin leitete e8 ein, daß diefelbe zurückgenommen wurbe; 
fo wenigftens faßten die Landftände feinen Vortrag auf und von 
Neuem ergriff man den Plan zur Erbauung eines Ständehaufes. 
MWefentlih nur durd das Intereffe der Bauhandwerfer in Gaffel 
waren die Landftände dazu bewogen. Für die, mittlerweile durch die 
legteren Statt gefundene, Benugung des Bellenuefchloffes zahlte Haflen- 
pflug dennoch der Hofcaffe den verlangten Geldbetrag. Während 
die Landftände über die Feier, mit welcher der erfte Stein zum 
Ständehaufe zu legen fei, eine Einigung mit der Landtagscommilfton 
wünjchten, veranlaßte Haffenpflug einfeitig ein Programm darüber, 
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in welchem den Landftänden, gleich den Verwaltungsbehörben des 
Landes, eine dem Minifterium des Innern untergeordnete Stellung 
angewiefen war. ie beabfichtigten, von der Feftlichfeit ſich gänz- 
lich zurüdzuziehen; doch der Prinz-Regent wollte felbft den Grunds 
ftein legen und der Moment, wo diefed gefchehn follte, war, wie 
früher bei der Einladung der Landftände in deſſen Palaft, fo furz 
beftimmt ‚’ daß kaum -eine Entſchließung möglid; war. Die Ehr- 
erbieftung gegen den Regenten bewog, wie damals, die Landftände, 
ber Feierlichfeit beizumohnen, mit Schomburgd Verwahrung gegen 
eine Unterordnung der Ständeverfammlung unter die Minifterien. 
Haffenpflug fprad über die Beranlaffung der Feterlichfeit; er 
ſchien fie wejentlidy in der nothwendig gewordenen Vergrößerung 
der Refidenzftadt zu fuchen; die Benennung des Ständehaufes für 
den beginnenden Bau fam nicht über feine Lippen und die Bedeu— 
tung defjelben fonnte faum aus feiner Rede errathen werben. Sn 
würdiger Weife fprad) den Segen über den Ständehausbau ver 
nämliche Geiftliche, der einft die Gattenburg weihte (S. 149). 

Der alte Haffenpflug ftarb (©. 76); zwanzig Jahre früher wäre 
dad ein bedeutungsvolled Ereigniß gewefen ; jegt wurde Faum fein Tod 
bemerkt; Alles drehte nur fi) um den Sohn, den Erben feiner 
Grundfäge. Defien Wirffamfeit erlitt‘ eine Befchränfung, indem 
dad Departement der Zuftiz, welchem er neben dem ded Innern 
vorfiand, an Motz überging. Zwar benahm Haffenpflug auch nachher 
fi, als ob er noch der Juftigminifter fei, denn von ihm gingen 
die Gefegentwürfe über das gerichtliche Verfahren aus, die, wäh- 
rend Mo dem Departement vorftand, an die Landftände gelangten; 
von ihm wurden dieſelben in der Ständeverfammlung vertheidigt. 
Doch hatte Mog das Finanzminifterium Meifterlin überlaffen müffen. 
Dadurch befam diefer, das Landtagscommiffariat beibehaltend, eine 
mächtigere Stellung, die jenen Beiden mißfiel. Es mogte das Kochs 
(©. 266) Einwirkung zuzufchreiben fein, der täglich mehr an Einfluß 
gewann, da er Borträge in einem, jegt entftehenden, geheimen 
Cabinet des Prinz-Regenten hielt, ein Verhältniß, welches die 
Verfaffungsurfunde nicht Fannte, in welchem aber gerade Koch gern 
gefehn wurde. Eintracht fam nicht in das Minifterium; Meifterlin 
und Hafenpflug fonnten nicht nach einem Ziele ftreben ; ſich gegenfeitig 
zu verbrängen, mußte dad Bemühen Beider fein. In Bolmar (S. 251) 
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ſuchte Haffenpflug fi) eine bleibende Stütze zu verfchaffen. Als 
ed unter Robertd (S. 266) Polizeidirection in Marburg zu thät- 
liher Miphandlung feiner Agenten gefommen war, wurde er von 
dort nach Eaffel in dad Regierungscollegium gezogen. 

Trott war inzwifcen nad Wien zur Minifterconferenz gegangen ; 
er mußte dort wohl Berhandlungen über Militairangelegenheiten 
erwarten; denn er hatte Ochs mit fih dahin genommen. Steuber 
war der Geſandte in Wien, ohne an den Verhandlungen der ons 
ferenz Theil zu nehmen. Diefe erregte Beforgniffe für den Beftand 
der Berfaffung, die vielfab als eine willfürliche, der natürlichen _ 
gefhichtlichen Entwidlung widerftrebende Schöpfung gefchildert war. 
Friedrich Murhard, der einen Commentar über die Verfaffungs- 
urfunde lieferte, fuchte folche Beforgniffe zu zerftreuen, indem er 
darauf hinwies, daß, gerade nad den Grundbeftimmungen des 
teutfchen Bundes, die in anerfannter Wirffamfeit beftehende Ber: 
fafjungsurfunde nur auf die in diefer felbft vorgezeichnete Weife 
geändert werden dürfe. Doch das Berliner Wochenblatt gab dem 
Artikel 58 der Wiener Schlußacte die Deutung, daß die land» 
ftändifchen Berfaffungen, weldye in einer vom Bunde aner- 
Fannten Wirffamfeit beftehn, nur auf bundesverfafjungsmäßige, 
nämlid nur auf die Weiſe modificirt werden fünnten, wie Bundes— 
gefege geändert werden, alfo nur durch einhelligen Plenarbeſchluß 
der Bundesverfammlung. Senes politifche Blatt ſprach daher nicht 
bloß der Bundesverfammlung die Befugniß zu, durch einfachen 
Majoritätsbefchluß die kurheſſiſche Verfaffung zu ändern, weil fie 
diefe noch nicht anerfannt hatte, fondern legte ihr auch die Ver— 
pflihtung auf, ſolche zu annulliren, weil diefelbe, im Widerſpruch 
mit $. 13 der Bundesacte, Feine landſtändiſche, fondern eine 
auf dem Princip der Bolfsfouverainetät beruhende Repräfentativ» 
verfaffung ſei. Der Mangel eines landſtändiſchen Characters 
der Berfaffung war in der Zuftimmung der Landftände zu den 
Geſetzen und Gebietöveräußerungen, in ihrer Befugnis, Staats- 
beamte wegen deren Bergehungen anzuflagen, in der VBerantwort- 
lichfeit der Minifter, in dem Ausfchluß des Begnadigumgsrechtes 
bei den auf den Umfturz der Verfaffung gerihteten Verbrechen, in 
der Beftimmung einer Eivillifte, in der Bereinigung der Landftände 
zu einer Kammer, ftatt fie in 4 Eurien zu fondern, und in deren 
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Unabhängigfeit von der Inſtruction ihrer Committenten geſucht. 
Pfeiffer fchrieb, um günftigere Stimmung in Wien zu ermweden, 
die Geſchichte der landftändifchen Verfaſſung in Kurheffen feit den 
Zeiten Heinrih® von Brabant; er zeigte, daß die BVerfaffungs- 
urfunde von 1831 nicht das Erzeugniß gewaltthätiger Volksauf— 
regung und neuerer Staatsrechtötheorien fei, jondern Wurzeln, 
Keine, Stamm und Blüthen in der gefchichtlihen Entwidlung des 
Rechtszuftandes zu fuchen habe. Das beftritt mit Ausführlichkeit 
das Berliner politifhe Wochenblatt; es bezeichnete Pfeifferd Werk, 
nicht ohne deſſen Widerlegung, als eine falfhe Geſchichte, die ſich 
nicht ewig halten könne. Schomburg, auf dem Präfidentenftuhle, 
mahnte die Ständeverfammlung, zu. vertrauen, ed werde zu Wien 
anders nicht, ald im wahren Intereſſe der gemeinfchaftlichen Be- 
dürfniffe teutfcher Völfer gehandelt, ihr innerer Verkehr gefördert 
und den ausgefprochenen Zweden des Bundes, zur Befeftigung der 
engiten Bande aller teutfchen Stämme zu dienen, in immer größerer 
Wahrheit genügt werden. Trott unterzeichnete das Conferenz-Protocoll, 
unterfchrieb auch die darin liegende Vereinbarung der Regierungen, 
einer Beeidigung des Militairs auf die DVerfaffung nirgends und 
zu feiner Zeit Statt zu geben, und feine Herausgabe neuer polis 
tifhen Tagblätter ohne vorgängige Erwirfung einer Conceffion zu 
geftatten, obwohl Kurheſſens Berfaffungsurfunde verlangt, daß alle 
Staatödiener des Militair- und Civilftandes die Verfaffung zu 
befhwören haben und durch ihren Dienfteid zu deren Beobachtung 
und Aufrechthaltung zu verpflichten find, obwohl jenes Grundgeſetz 
verbietet, dad Erforderniß einer Conceſſion, wie es bisber beftand, 
irgend auszubehnen, nad) dem Ausfpruche des höchften Gerichts: 
hofes aber bisher Feine Conceſſion für die Herausgabe eines poli- 
tifchen Blatted erforderlih war. — Das Geſuch des Dr. Schreiber 
um endliche Regulirung der Anſprüche gegen das Königreich Weft- 
phalen fand in Wien die gehoffte Berüdfichtigung nicht. 

Während der dortigen Eonferenzen nahmen die kurheſſiſchen Land» 
tagsverhandlungen ihren Fortgang. Haffenpflug legte den Landſtänden 
den Enwwurf eined Gefeged über die Bildung der Bezirksräthe vor, 
auf welche die Berfaffungeurfunde hinweiſet. Hermann Müller (©. 
231.290) hatte denfelben bearbeitet. Die Bezirksräthe follen hiernach 
für die Berwaltungdmaapregeln in einem einzelnen Landeöbezirke 
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berathend und vorbereitend thätig werden, nicht felbft verwalten, 
feine Gewalt, Fein Einwilligungsrecht haben; auffehend follen fie 
wahrgenommene Untüchtigfeit und Unwürdigkeit der Staatödiener 
zur Anzeige bringen. Als Mittel, deren Mißgriffe zu befeitigen, 
ald Stüge für die Staatöbehörden in der Ausübung ihrer Func— 
tionen, war jeder repräfentirende Character ihnen abgefprochen, 
weil fie weder den Bezirk, noch einzelne Stände darin vertreten. 
Die Wahl ver Bezirfsräthe war den, meiftens von der Staatd- 
behörde ernannten, Ortövorftänden überlaſſen; fie follen zum britten 
Theile dem Stande der Gelehrten angehören, ein Drittheil aus 
Gewerbtreibenden und ein Drittheil aus Landwirthen beftehn, weil 
es nicht auf eine Vertretung verfchiedener Intereſſen, fondern ledig- 
ih auf die Benugung von Einfihten und Kenntniffe anfomme, 
Das war nicht in Schomburgs Sinne; er fah in den Bezirks— 
räthen, wie fie dem Entwurfe vorfchwebten, nur einen Berein uns 
befoldeter Beamten, welche für verfchiedene Berwaltungdinaaßregeln 
Aufträge der befoldeten Behörden zu erfüllen hätten; fein Wunſch 
war, durch die Bezirfsräthe eine Mittelftufe in der Repräfentation 
des Landes zu bilden, in Beziehung auf die gefammten Intereffen 
eines Bezirks dem Volke ebenfo eine Vertretung zu geben, wie der 
Landtag in Beziehung auf allgemeine und höhere Angelegenheiten 
ded Staates der Eentralgewalt zur Seite fteht, wie eine Municis 
palgewalt bei freifinniger Gemeindeordnung der unteren Verwal: 
tungsbehörde gegenüber ftehn fol. Der ritterfchaftliche Adel wollte 
die Wahl auf Gutsbefiger gerichtet jehn, ftatt auf Landwirthe oder 
Landwirthichaftsfundige. Haffenpflug gab das alsbald für bie 
Anficht der Regierung aus, erflärte feine eigene Propofition, die 
er felbft noch) Feiner Prüfung unterzogen zu haben fchien, für uns 
geeignet und begehrte, den mißdeuteten Ausdrud der Landwirthe 
mit Grundbefigern zu vertaufhen. Auch bei der Wahl der Be: 
zirksräthe wollte der ritterfchaftliche Adel mitwirken; Haffenpflug 
fund ed unbedenflih, daß zu den wählenden Drtsvorftänden ein 
- Mitglied der Ritterfchaft hinzutrete, die gewiß abgefonderte Inter- 
effien habe; er machte felbft darauf aufmerffam, daß dieſe durch 
die vom Adel in der Ständeverfammlung gemachten Berbefferungs- 
vorfhläge noch nicht einen ſolchen Einfluß bei der Wahl gewinnen 
werde, um einen Ausſchlag geben zu Fönnen. Andere empfahlen, 
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die Wahl der Bezirksräthe den Wahlcollegien für die Wahl der Land- 
tagsabgeordneten zu überlaffen. Darauf wollte Haflenpflug durchaus 
nicht eingehen, weil der Zwed der Bezirfsräthe nicht fei, zu repräfens 
tiren, alfo die Nothwendigkeit nicht vorliege, fie von den Adminiftrirten 
wählen zu laffen; weil ed nicht nöthig fei, ein Inftitut zu gründen, 
welches ſich durch die Art feiner Compofition der Staatsregierung 
feindfelig entgegentretend ausbilden fönne. So geriethen die Landftände 
unter ſich und der Regierung gegenüber in einen ſolchen Kampf ab— 
weihender Meinungen, daß die ganze Berathung in Stoden ge- 
rieth, obwohl Meifterlin eine Berftändigung wünſchte. Leichter 
wäre diefelbe nach der Reform der Gemeindeverfaffung zu erreichen 
gewefen. Doc fand gerade in diefer, weil man nicht alle Aende— 
rungen auf einmal vornehmen müffe, Haffenpflug einen Grund, 
den Gefeßentwurf ganz zurüdzuziehen, für den er niemals vielleicht 
wahren Ernft gezeigt hat. 

Unermüdlich erinnerten die Landftände an die Gemeindeord- 
nung. Eggena ließ lange auf feine Arbeit harren; wollte er der— 
felben den Character freifinniger Einrichtungen aufprüden, fo Eonnte 
feine Rückkehr zum Minifterium erfchwert fein; entgegengefegten 
Falls Fonnte es ihm, des landftändifchen Vertrauens gänzlich ent 
blößt, fchwer werden, in jenem Amte fich wieder feftzufegen. In 
ſolche Berlegenheit fah er fih durch Haffenpflugs Auftrag ver: 
widelt. Er lieferte endlich, mit den früheren Entwürfen verglichen, 
ein wohlgeordnetes, ſchoͤn geformtes Werk, durch glänzend gefchrie- 
bene Motive beleuchtet; e& enthielt dafjelbe alle Keime einer freien 
Gemeindeverfaffung, den Unterfchied zwifchen Stadt und Dorf faft 
ganz verwifchend; aber überall trat hemmende und lähmende Einwir- 
fung der Staatöbehörden hinzu, welche die Rechte der Gemeinden 
ganz von denfelben abhängig zu machen ſchien. Eggena mochte 
erwartet haben, zur Vertheidigung des Gefepes in die Ständever- 
fammlung gerufen zu werden, doc das geſchah nicht. Der land- 
ftändifhe Prüfungsausſchuß befchränfte ſich meiftens darauf, vie 
Auslaflung einzelner Stellen des Entwurfes zu empfehlen, dadurd) 
diefen gewiffermaaßen in die Reinheit zurüdzuführen, in. welcher ver- 
felbe urfprünglich gedadht fein mogte, nur hin und wieder eine 
Beftiimmung aus den früheren Entwürfen der Regierung unveräns 
dert herüberziehend. Die Berftändigung, die zwifchen Haflenpflug 
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und dem Ausfchuffe verfucht wurde, blieb erfolglos. Haſſenpflug 
wollte von dem Entwurfe, den er Faum zu fennen ſchien, nichts 
wiffen und nichts in denfelben aufnehmen. So fdien abermals 
das Geſetz fcheitern zu wollen. Da unternahmen es Eberhard und 
Wippermann, ‚perfönlich eine Berathung mit Hafjenpflug zu pflegen ; 
dabei war Haffenpflug zu größerer Nachgiebigfeit geftimmt; er fühlte 
die Nothwendigkeit, daß die Gemeindeverwaltung geregelt werde 
und gab viele wefentliche Zugeftändniffe; was er in dieſer vertraus 
lichen Gonferenz verſprach, das hat er treulich gehalten, das ift 
buchftäblih in die Gemeindeordnung übergegangen. Doch hat er 
manchen der Borfchläge, die ihm von Eberhard und Wippermann 
gemacht waren, eine durchaus andere Deutung, als dieſe gewollt 
hatten und von ihm anerfannt glaubten, nach der Vollziehung des 
Gefeged gegeben. Auch wußte Haflenpflug feine Nachgiebigfeit zu 
benugen, um eine reichere Ausſtattung des Polizeietats bei ven 
Landftänden fich zu erwirfen. Ueber die freie Wahl der Ortsvor— 
ftände, welche nad) der Verfaffungsurfunde den Gemeinden gefichert 
fein fol, war feine Vereinigung zu treffen. ‘Der Entwurf verlangte 
zwar eine Mahl, die durch Feine Zeitdauer befchränft war, behielt 
aber der Regierung das Necht der Beftätigung vor, er gab derfelben 
fogar, unter Vorausfegungen, das Necht der Ernennung, und jedes 
dritte Jahr durfte die Regierung die Wahl eines Andern verlangen. 
Die Landftände fanden die freie Wahl für die Gemeinden nur dann 
gerettet, wenn ihr, gefegmäßig vorgenommen, unbedingt die Aner- 
fennung der Regierung folgen mußte, den Fall lediglich ausgenom- 
men, wo eine von derfelben verlangte Prüfung die Unfähigfeit des 
zum erjten Male Gewählten ergeben würde. So hatte es bie 
Regierung ſelbſt früher proponirt. Haſſenpflug widerftrebte jetzt 
beharrlih einer Aufnahme jener Propoſition. Auf Anpringen 
Scheffers, den Henkel mit Wärme unterftüßte, gaben die Landftände 
nah; fo fehr auch Schomburg, Eberhard, Louis von Baumbach 
(5.305), Wippermann, Hahn, Schwarzenberg und Andere dagegen auf: 
traten, räumten doc die Landftände der Regierung das Recht ein, 
die Beftätigung des Gewählten aus befonderen Gründen zu 
verfagen. Scheffer wollte damit andeuten, daß regelmäßig eine 
Beftätigung erfolgen folle, und nur bei ausnahmsmeife eintre- 
tenden Gründen unterbleiben dürfe. Haffenpflug hat nachher unter 
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beſonderen Gründen ſolche verſtanden, die nicht mittheilbar ſeien, und 
deshalb den Behörden unterfagt, die Gründe, aus denen die Beftä- 
tigung verweigert werde, den Betheiligten zu eröffnen. Unter fol- 
chen fchweren Kämpfen war die lang erfehnte Gemeindeordnung zu 
Stande gefommen. Sie fließt die Prinzen und Standesherrn 
fammt dem ritterfchaftlichen Adel vom Gemeindeverbande aus; der 
Hof- und Stautsdienft gibt meiſtens Heimath- und Bürgerrecht, von 
manchen Laften defjelben befreiend; den Gemeinden ift die Aufnahme 
ihrer Mitglieder belafien, Inländern jedoch wegen deren Verfagung 
ein Recurs an die Regierung geftattet, wenn fie alle Erforder- 
niffe befigen, welche den Erwerb des Bürgerrechts bedingen. Der 
Bürgermeifter ift erfter und vollziehender Gemeindebeamter, zugleich 
aber Hülfsbeamter des Stauted in dem durch die Gefege ihm zu« 
gewiefenen Geſchäftskreiſe, in dieſer igenfchaft ganz von der 
Regierung abhängig. Ein Gemeinderath hat das gefellfchaftliche 
Intereffe der Gemeinde zu vertreten und über die Gemeindeangele- 
genheiten zu bejchließen. Bei den wichtigeren derſelben ift er an 
die Zuftimmung eines Ausfchuffes gebunden, der eine Mitaufficht 
auf die Gemeindeverwaltung führt. Die Bürger wählen den Aus: 
ſchuß, diefer den Rath, beide gemeinfchaftlid den Bürgermeifter. 
Nah fünf Jahren wird die Wahl erneuert. Rath und Ausſchuß 
werden zur Hälfte aus den höchftbefteuerten Einwohnern des Orts 
genommen. Beide ernennen in Uebereinjtimmung die Gemeindes 
diener. Den Gemeindehaushalt verwaltet der Ortsvorſtand, befchränft 
binfichtlic der Veräußerung von Grundftüden; der Vertheilungs— 
fuß der directen Abgaben, ift, gleich der Einführung von Verbrauchs— 
abgaben, durch die Genehmigung der Regierung bedingt. Diefe 
beauffichtigt und überwacht die Verwaltung. In den ftandesherr- 
lichen Bezirken wird ſolche Auffiht von-den Beamten der Standes: 
herrn geführt, Diefe waren mit ſolchem Ergebniffe unzufrieden, fie 
widerſprachen einer Publication der Gemeindeordnung, weil diefelbe 
nicht den Zufag erhalten habe, daß fie in den ftandesherrlichen 
Bezirken nur mit der Deodification eingeführt werben folle, welche 
die befonderen Rechtöverhältniffe der Standeöherrn erfordern, und 
‘ daß feine die ftandeöherrlichen Rechte verlegende Beftimmung des 
Gefeges ohne vorgängige Verftändigung mit den Standesherren 
zur Anwendung zu bringen ſei. Haffenpflug fand in ſolchem Wi— 
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derfpruche fein Hinderniß für die landesherrliche Sanction des 
Gefeges, wohl aber zögerte er, als diejelbe erfolgt war, noch lange 
mit der Publication aus Rüdficht auf die Standedherrn. Als fie 
nicht mehr zu verfchieben war, wendeten ſich diefe wegen Vertrags— 
verlegung befchwerend an die Bundedverfammlung. Die Regierung 
erwiederte, daß das Edict auf dem Wege der Geſetzgebung entftan- 
den fei, wohl auf vorgängiger Berftändigung beruhe, aber nicht 
auf den Grund eined Vertrags erlaffen fei, und, weil es lediglich 
den beftehenden Zuftand darzuftellen gehabt habe, nicht Gegenftand 
eines Vertrages habe fein können, mithin eine Aenderung deffelben 
nicht an die Zuftimmung eined Contrahenten binde, daß aber die 
Gemeindeordnung nicht das auf $. 14° der Bundesacte beruhende 
Recht der Standesherren zur Ausübung der Ortspolizei binfichtlich 
der Subftanz geändert, fondern den Standesherren die Ausübung 
diefer Staatöfürforge in demfelben Umfange belaffen habe, wie fie ver 
Staat für feine Behörden in Anfpruch nehme Nach dem Berichte 
des Gefandten von Holftein fanden aber Verträge und Verord— 
nungen zur Bollziehung des $. 14 ver Bundesacte, gemäß $. 63 
der wiener Schlußacte, auf gleicher Linie Weil nun das Edict 
zur näheren VBollziehung der dur die Bundesacte den Standes- 
herren gewährten Zuftändigfeit gewiffe Rechte als Ausflüffe der 
Ortöpolizei bezeichnet, fo hätte ver Bundestag den fo geregelten 
Zuftand zu fügen, indem bei diefer Regelung die Regierung zu 
wahren gehabt hätte, was Landesverfaffung und Landesinterefie 
innerhalb der Gränzen des $. 14 der Bundesacte erheifchen. So 
wurde dann, ftatt die Standedherren nach $ 63 der wiener Schluß: 
acte in den Rechtsweg zu verweilen, die kurheſſiſche Regierung 
erfucht, das ftandesherrliche Evict von 1833 ald alleinige Norm 
für den Rechtszuftand der Standesherren aufrecht zu erhalten, dem— 
nad) die Neclamanten in den Befig der Befugniffe zur Beftellung 
der Gemeindevorfteher, wie zur Ertheilung der Bürger- und Bei- 
faffenrechte, wieder einzufegen. Hiernach hat die Regierung ver- 
fahren, und den Bundesbefchluß zu Aller Nachachtung im Gefeh: 
blatte befannt gemacht. 

Auch die Verhandlungen über den Volksſchulunterricht in den 
Städten und Dörfern führten zu Broteftationen der Standesherren. 
Ein diefen Zweig des öffentlichen Unterrichts regelndes Geſetz war 
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mehrfach von den Landftänden gewünfcht worden. Haflenpflug legte 
der Ständeverfammlung ein ſolches vor, weldes die Volksſchule 
ald Gemeindeanftalt unter der Aufficht des Staates anerkannte. 
Auch die Landftände billigten diefen Character der Schule. Die 
einzig weſentliche Verſchiedenheit der Anfichten zwiſchen Regie— 
rung und Ständeverſammlung bot der Wunſch der letzteren dar, 
durch das Geſetz den Umfang der in den Kreis der Volks— 
ſchule fallenden Unterrichtszweige zu beſtimmen, während die Regie— 
rung dies in den wandelbaren Schulplan verweiſen wollte. Grö— 
ßere Schwierigkeiten bildeten aber die Anſprüche der Standesherren. 
Die Regierung, geleitet von dem Grundſatze, daß, wer ein 
beſtimmtes Hoheitsrecht ausübt, ſich auch den daraus herfließenden 
Verpflichtungen nicht entziehen könne und ſich den einſchlagenden 
Landesgeſetzen unterwerfen müſſe, denen der Staat ſelbſt ſich unter- 
wirft, hielt die Standeöherren, weil fie das Regierungsrecht der 
unmittelbaren Auffiht und Dbforge für das Schulwefen ausüben, 
auch verpflichtet, den dürftigen Gemeinden wenigftens fo weit Zu— 
ſchuß zu leiften, daß die Lehrergehalte auf das im Gefeg angenoms» 
mene Minimum gebracht werden fonnten, da die Staatscaffe gleiche 
Unterftügung den Gemeinden leifte. Doc follten die Standesherren 
fih von jener Verpflichtung befreien und folche auf den Staat . 
übertragen fönnen, wenn fie dad Redyt zur Beftellung der Lehrer 
wie zur Leitung und Aufficht in Sculfachen an den Staat abträten. 
Das billigten die Landftände, aber die Standesherren waren damit 
nicht einverftanden; ſtatt jener Beltimmung wollten fie vielmehr 
in das Geſetz den Zufa aufgenommen haben, daß daffelbe unbe- 
fhadet der Rechte zur Anwendung fommen folle, welche ihnen in 
Schulfahen zuftänden. Darauf gingen die Landftände nicht ein 
und das ganze Gefeg unterblieb. 

Erfolgreicher war die Gejeßgebung in Beziehung auf Gegen» 
ftände der Landwirthſchaft. Als Eggena feine Agriculturgefege dem 
Landtage einbrachte (S. 230), fand man wenig Gefallen an der Bear: 
beitung folder Angelegenheiten, jegt drangen die Landftände auf deren 
Erledigung. Haffenpflug fam ihnen damit aldbald entgegen; ed war 
feine Abficht nicht zu verfennen, eine günftige Stimmung für fi 
in der Ständeverfammlung dadurch zu erregen. Vielleicht fuchte 
er darin ein Gegengewicht gegen das fteigende Anſehen Meifter: 
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lins. — Den Entwurf eines Geſetzes über die Verkoppelung der 

Grundſtücke legte er der Ständeverſammlung vor, wie ihm ein 
Mitglied derſelben ſolchen, ohne weitere Begründung, an die Hand 
gegeben hatte. Das Uebermaaß der Arbeiten, ſagte Haſſenpflug, 
hat es nicht möglich gemacht, ſich ausführlich in Motiven auszu— 
ſprechen, deshalb wünſchte er deren Mittheilung erlaſſen zu ſehen. 
Und unverändert wurde der Entwurf von den Landſtänden ange— 
nommen, alsbald auch zur landesherrlichen Sanction gebracht. 
Gleiches Ergebniß hatten Geſetze über die Theilung der Hute— 
gemeinſchaften und die Verbeſſerung des Wieſenbaues, hinſichtlich 
deren allſeitig die vollfte Uebereinſtimmung herrſchte. Auch in der 
Juſtizpflege half Haflenpflug zu manden BVerbefferungen, wenn fie 
gleich unter Mogend Namen an den Tag traten. So wurde die 
Verfolgung der durch Hypotheken geficherten Forderungen wefentlich 
erleichtert, der fachlich privilegirte Gerichtöftand eingefihränft, und 
das Verfahren in minder wichtigen NRechtsfachen vereinfadht. Die 
Vorträge der ftreitenden Theile follen in Proceſſen diefer Gattung 
nicht ausführlich niedergefchrieben, fundern nur, nad) beendigter 
Berhandlung, die Sachverhältniffe, Streitpunete und Anträge aufs 
gezeichnet werden. Died fand einigen Anftoß bei den Landftänden, 
aber Schomburg empfahl die Propofition, er wollte darin einen 
Embryo vom mündlichen Verfahren erbliden, der zart behandelt 
werden müffe, damit aus diefem Keime einft ein männlich ftarfes 
Ganzes entſtehen könne. Run ſchwanden die Bedenken; denn öffent: 
liches und mündliches Verfahren lag ganz in der Abficht der Lands 
fände, ‚fie wollten eine darauf gegründete neue Proceßordnung bie 
zur nächften Ständeverfammlung vollendet fehen. Das aber war 
nicht in Haflenpflugs Sinn; er hielt die deshalbigen Arbeiten für 
zu umfangreih, als daß fich davon in Fürzerer Zeit ein Ergebniß 
erwarten laſſe. Er wollte ſich darauf befhränfen, im @ivilproceffe 
manche unnöthige Formalitäten zu befeitigen, manche auf Abkürzung 
des Proceßganges zielende Einrichtungen einzuführen, fonft aber das 
alte Spftem beibehalten. Doch verließ er diefes, ſelbſt die Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand nur in Beziehung auf Enderfennts 
niffe geftattend, hinſichtlich einer Nechtöfraft der Vorbefcheide, die 
in den beftehenden Gefegen nicht begründet fein, fondern nur auf 
einer, freilich uralten, Braris beruhen folle. Gegen legtere wollte 
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er auf die Zeit des Mittelalters zurücgeben, weil mit diefer Das 
römische Recht herübergefommen fei, welches nur die Appellation 
gegen Eudöbefcheide kenne. Zu feiner Unterftügung bei der Ver; 
theidigung dieſes Plans hatte er den Obergerichtsrath Münfcher 
auserſehen. Scheffer war ber einzige unter den Juriften in der 
Ständeverfammlung, der denfelben, gegen feine urfprüngliche Anficht, 
bilfigte ; alle übrigen fanden große Bedenken dabei; fie beforgten, 
daß das biöherige proceffualifche Verfahren, ftatt Abkürzung und 
Vereinfachung zu erhalten, dur fo wefentliche Aenderung eines 
einzelnen Grundfages jeden Halt verliere, und die Inftruction der 
Sache eigentlich in die Höchfte Inftanz hinüberbrängen werde. Berjchuer 
erflärte, daß er, weil er ald Laie über diefen rein juriftifchen Ge— 
genftand Feine eigene Anficht fi zu bilden vermöge, für die Pro— 
pofition der Regierung ftimmen werde, von der er die Ueberzeugung 
habe, daß fie bier, wie bei allen Gelegenheiten, nur das allgemeine 
Wohl und Befte im Auge habe. Das führte, gegen das Gut— 
achten des landftändifchen Rechtsausfchuffes, zur Annahme der Pro- 
pofition. Bickel jchrieb eine Apvlogie defjelben in einer, unter 
Haffenpflugs Aufficht herausgegebenen, Zeitfehrift für Recht und 
Gefepgebung. ALS Erfolg der Aenderungen im Givilprocefie hat 
fi) herausgeftellt, daß die Appellationsinſtanz anfünglic zwar in 
den Geichäften erleichtert wurde, doch zehn Jahre fpäter unter der 
Arbeitslaft erlag und die Rüdftände nicht zu bewältigen mußte. 
Der in das Geſetz aufgenommenen Theorie über die Wiedereins 
fegung in den vorigen Stand mußte ſchon früher durd die Geſetz— 
gebung nachgeholfen werden. Waig, dur Wippermann unterftüßt, 
wollte die Herftelung von Vergleihögerichten befördert fehen, fand 
jedoch weder bei den Landftänden noch bei dem Minifterium Ans 
Hang. Haffenpflug hielt die Einführung von Vergleichsgerichten 
weder für nothwendig noch für nützlich. Die Aenderungen im 
Procefverfahren hatten Einfluß auf das Einfommen der Gericht: 
actuare und Unterbedienten, welches in Sporteln beſtand. Mit 
jedem Staatsdienfte fol ein Normalgehalt verbunden werden. Diefe 
Borfchrift war fonft ziemlich allgemein, aber nicht für jenes Per— 
fonal vollzogen. Das Minifterium beharrte auf der Beibehaltung 
diefed Zuftandes; die Landftände gaben einer neuen Gebührenord- 
nung die Zuftimmung, um dadurch dad Honorar jener Beamten 
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zu fleigern, und fo ift es bis jetzt geblieben. Ungleichheiten, die 
bei den Gebühren der Anwälte in den verfchiedenen Landestheilen 
beftanden, wurden befeitigt. Im Unterfuchungsfachen war die Bes 
fugniß zur Appellation an einen höheren Richter durd) ein beftimmtes 
Etrafmaaß bedingt, Fonnte alfo nicht geübt werden, wenn nur eine 
geringe Strafe erfannt wurde oder ftatt deren die Entbindung von 
der Inſtanz erfolgte. Dennoch gingen in Folge folcher Entichei- 
dungen die politifchen Rechte verloren, wenn das angefchuldigte 
Vergehen nach gefeglicher Beſtimmung oder nach allgemeinen Be— 
griffen für entehrend zu halten war. Deshalb wollten die Lands 
ſtände auch hier ein Rechtsmittel geben, eine zweite Inftanz eröffnen. 
Hafjenpflug aber war dem entgegen, weil ſolchen Vergehens Bes 
ſchuldigte in der Regel Menfchen feien, bei denen es ſich nicht 
um Schuld oder Unfchuld, fondern nur um die Größe der Strafe 
handele, Menichen, für welche der Beftg der politifchen und Ehren- 
rechte feinen fo hohen Werth habe, daß die Nüdficht auf die Mög- 
lichfeit eines unverfchuldeten Verluſtes derfelben die Gefeggebung 
veranlaffen fünne, dagegen weitere Garantien zu gewähren, ohne 
die Nachtheile der Geihäftsüberhäufung in Anfchlag zu bringen. 
Berbefferungen in der Strafrechtöpflege widmete das Minifterium 
überhaupt wenig Aufmerffamfeit; zu Unterfuchungsrichtern waren 
meiftend nur Die angehenden Juriften verwendet. Die Verſetzung 
zum Griminalfenat eines Dbergerichts wurde faft ald ein Zeichen 
geringerer Befähigung aufgenommen. 

Nur zur Aufhebung der, durd Mitwirkung von Adminiftrativ- 
beamten gehandhabten, PBolizeigerichtsbarfeit fchien fich das Mini- 
fterium, den dringenden Wünfchen der Landftände nachgebend, 
entfchließen zu wollen, indem es einen Öefegentwurf den Land» 
ftänden vorlegte, durch welchen den gewöhnlichen Gerichten auch) 
die Bolizeiftraffälle überwiejen werden follten. Die Ständevers 
fammlung wünfchte ein Gleiches hinſichtlich der Zunftgerichtöbarfeit, 
doch bewog fie die Erflärung des Minifteriumd, daß dann ber 
ganze Plan unausgeführt bleiben müffe, von ihrem Vorhaben abzu- 
ftehn. Allein Haffenpflug brachte das Geſetz doc nicht zur Ber: 
fündigung, wie er fagte, um erft Erfahrungen über die Verände— 
rungen zu fammeln, weldje im Gemeindewefen durch die Gemeinde- 
ordnung eintreten würden, — Als Eggena diefe Gemeindeordnung 
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vollendet hatte (S. 330), beſchäftigte ihn Haſſenpflug mit Bearbeitung 
eines Planes zur Verbeſſerung der Strafanftalten. Dringend war die⸗ 
felbe erforderlich, längſt ſchon von den Landftänden angeregt; jetzt 
wurde nad Eggena's Vorſchlag der Neubau für eine einzelne 
Anftalt, mit deren Berlegung an einen andern Ort, durch Haffen- 
pflug beantragt. Ungeachtet der bedeutenden Koften, welche dafür 
angefprochen wurden, ſchien die Erreichung ded Zwecks den -Land- 
ftänden zweifelhaft; fie zögerten mit der Bewilligung, einen um— 
faffenden Plan zur Reform aller Strafanftalten begehrend. Haffen- 
pflug verwarf dann Eggena’8 Project, und berief ſich auf die viels 
bewährten menfchenfreundlichen Gefinnungen der Landftände, um 
fie zur Bewilligung für die Ausführung eines andern, ihm vor— 
fchwebenven Planes, ohne deſſen vorgängige Prüfung, zu beftimmen. 
Er war von den Borzügen deffelben fo überzeugt, daß er fich einer 
nachträglichen Bewilligung ‚des Koftenaufwandes von Seiten der 
Ständeverfammlung ficher hielt; dennoch war ihm daran gelegen, 
im Voraus dafür deren Beiftimmung zu erhalten, die aber ohne 
zuvorige Kenntniß des Planes nicht gegeben wurde. 

Nah der Amneftieverordnung von 1830 follen die Unter: 
fuhungen wegen der damaligen Volksbewegungen niedergefihlagen 
werden. Demgemäß hatten die Gerichte deren Fortfegung einge: 
ſtellt. Haffenpflug wollte jegt biefelben wieder aufnehmen und 
fpruchreif machen laffen, damit aus der Unterfuchung Stoff zur 
Verfolgung eivilrechtlicher Anfprüche gefammelt werden könne und 
eine nachträgliche Beftrafung der begnadigten Vergehung für dies 
jenigen möglich gemacht werde, welche fich eine ähnliche wieder zu 
Schulden Fommen laffen würden. Da die Gerichte hierzu fich 
nicht verftanden, fo bedurfte Haffenpflug zur Erreichung jenes. 
Zweds eine Mitwirfung ver Landftände, um der Amneftieverord- 
nung, durch welche die Unterfuchungen niedergefchlagen waren, bie 
authentifche Deutung zu geben, daß diefelben fortgefegt und voll⸗ 
endet werden follten, ohne jedoch, ein Strafurtheil zu fällen. 
Eine folche Interpretation mogten aber die Landftände nicht billigen ; 
fie glaubten, ed würde die Verordnung mit fich felbft im Wider: 
fpruche ftehn, wenn fie zwar Niederfchlagung der Unterfuchungen, 
aber doch deren Fortfegung und Vollendung gewollt hätte. Auf 
den Borfchlag des Kammerherrn von Dörnberg, der früher. ver 
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Geſandiſchaft in Paris attachirt war, jeht die Nitterfchaft in ver 
Ständeverfammlung vertrat, verwarfen fie Haffenpflugs Plan. 

Schon im Jahre 1832 war eine Militairgerichtdorbnung ent» 
worfen, ohne den Randftänden zur Beiltimmung vorgelegt zu werden. 
Nur einzelne Bruchftüde wurden jegt ihrer Berathung unterzogen. 
Die Folgkswar Aufhebung der Militairgerichtsbarfeit für verab- 
fchiedete und penſionirte Dfficiere, deögleichen für beurlaubte Unter- 
officiere und Soldaten, mit Ausnahme der während des Urlaubs 
verübten Militairvergehen. Mit Befeitigung der gemifchten Gerichte 
zur Unterfuchung und Beftrafung der von Militair- und Civil: 
perfonen gefammter Hand verübten Verbrechen wurde rücfichtlich 
beider die Unterfuhung dem Givilgerichte übertragen, dem Militair- 
gerichte nur die Beftrafung der Militairperfonen vorbehalten. Vers 
geblih bemühte fih Wippermann, eine andere Zuſammenſetzung 
der Militairgerichte und Wenderung ihres SProceßverfahrens zu 
erreihen. Die Behandlung diefer Angelegenheit fah das Minis 
fterium mehr für eine Kriegs-, ald für eine Zuftigfahe an. Schmidt 
vertheidigte dad Geſetz, Motz contrafignirte mit Hesberg daſſelbe, 
ohne an der Verhandlung darüber irgend Theil genommen zu haben; 
auch Haffenpflug bielt ſich von derfelben fern. 

Meifterlin (S.326) griff mit Fräftiger Hand in die Verwaltung 
feined Departements ein. Er gab dem Rechnungsweſen der Staatscaffe 
eine andere Geftaltung; er wollte die Minifter dadurch in den Stand 
fegen, über die Ausgaben ihrer VBerwaltungszweige befriedigenden Auf- 
fchluß au erlangen und die Berwendung ded Etaatdeinfommend genüs 
gend nachzuweiſen. Um eine fchnelle Abhörung der Rechnungen zu 
bewirken, wurden die zweckmäßigſten Maaßregeln ergriffen und mit 
dem glängendften Erfolge begleitet. Er unternahm eine gänzlicye 
Umbildung der Finanzbehörden; während bisher alle Zweige der 
Finanzverwaltung in großen Gollegien für einzelne Theile des 
Landes vereinigt waren, fchuf er befondere Behörden für die ver- 
ſchiedenen Branchen der Gejhäftsthätigfeit, deren jede ihren Spren— 
gel über das ganze Land ausdehnte. Ihm mogte die Idee einer 
bureaueratifchen Verwaltung vorfchweben, nur einftweilen die vor— 
handene Maffe des Dienerperfonald unter die neu gefchaffenen Be- 
hörden in größerer Menge vertheilend, ald ed eigentlich ihm noth- 
wendig fcheinen mogte. Doch haben fo alle feine Directionen die 
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Colle gialität nicht abzuftreifen vermogt, deren Verbannung ebenfalls 
bei der inneren Landesverwaltung im Schooße der Ständever- 
fammlung fruchtloß gewünfcht wurde, fo fehr auch hier die Noth- 
wendigfeit einer Reform ſich aufdrang. Der Bergwerföverwaltung, 
die fich in mancher Beziehung mangelhaft fand, widmete Meifterlin 
eine befondere Aufmerffamfeit, größere Thatkraft und Mbendigfeit 
berfelben einzuhauchen beftrebt. rleichterungen verfchaffte er dem 
Salzhandel, zugleich das Intereſſe der Staatscaffe berüdfichtigend. 
An eine Berbeflerung des Münzweſens legte er die erfte Hand, 
indem er den 21 Guldenfuß einführte, während bisher der 20 Gul: 
denfuß, in Hanau und Fulda dagegen der 24 Guldenfuß, ver 
gefeglich beftehende war, aber nur im 22 Guldenfuße geprägte 
Scheidemünzgen im Belaufe von mehr als zwei Millionen Thaler 
vorhanden waren, grobe Münzforten kaum noch eriftirten, Groß 
waren die Schwierigfeiten, die er zu befeitigen hatte, um die ver- 
fchiedenen Theile des Landes an einen gemeinfchaftlihen Münzfuß 
zu gewöhnen. Bei allen feinen Maafregeln hatte er lebhafte 
Kämpfe in der Ständeverfammlung zu beftehen, blieb aber faft 
immer Sieger in denfelben. Nur für den Vorſchlag über die Be— 
lohnung der zur Anzeige von Vergehungen verpflichteten Diener 
konnte er feine Anerkennung finden. Deren Glaubwürbigfeit bei- 
behaltend, wollte er den unmittelbaren Bezug eines Strafantheils 
oder einer fonftigen Denunciationdgebühr wegfallen laffen, dagegen 
mit diefen Emolumenten einen Fonds bilden, beftimmt, jenen Dies 
nern, neben dem Gehalte, nad) ihrer Würdigfeit Vergütungen zu 
Theil werden zu laſſen. Die Brivatwaldbefiger wollten dieſe 
Emolumente, fo weit fie Folge der von ihren Forftbebienten ge- 
machten Anzeigen waren, felbft beziehen, in der Beforgniß, es würde 
denfelben aus einem, auch den Dienern des Staated gemeinfchafts 
lichen, Fonds nicht eine ſolche Vergütung zufließen, weldye vor ver 
Nothwendigfeit einer Gehaltsfteigerung fchüge. Andere wollten den 
Belohnungsfonds, ganz unabhängig von der Menge der Anzeigen, 
auf einen beftimmten, wenn auch nad Zeit und Umftänden wan- 
delbaren Betrag feftitellen. So verfhieden waren die Anfichten 
der Ständeverfammlung darüber, daß Meifterlin den Borfrhlag 
zurüdnahm. — Das geſammte Syitem einer Veranlagung der 
direeten Steuern wollte er einer durchgängigen Revifion unter 


werfen, bei der ihn die Idee leitete, ein allgemeines Landesfteuers 
capital zu bilden, welches das Gefammteinfommen aller Etaats- 
genoffen zum Zweck der Befteuerung vepräfentiren folle. Nicht 
bloß wollte er zu dem Ende Mängel und Unvollfommenheiten 
entfernen, die fich bei Ausführung der jüngft entftandenen Glaffen- 
fteuer zeigten, er "beabfichtigte auch, eine Gleichförmigfeit in der 
Beftenerung der Gewerbe herzuftellen, die in den einzelnen Landes— 
theiten auf fehr verfchievener Bafis beruhte, und übergab damit 
zugleich den Landftänden den umfaffenden Entwurf eines Gefeges 
über die Befteuerung des Grundeigenthums, der faft alle Steuer: 
freiheiten aufhob, für den dadurch entftehenden Verluſt recht mä— 
figer Steuerfreiheiten Entihädigung, ohne deren nähere Beftim- 
mung, zuſichernd. Hatte Meifterlin fchon Gegner genug gefunden, 
die fich feinen Neuerungen entgegenftemmten, die es verdroffen 
machte, daß durch feine Vermittelung zum erften Male in Kurheſſen 
ein Beamter ohne Adel, der früher in den unterften Zweigen ver 
Forftverwaltung geftanden hatte, mit dem Prädicat eines Ober: 
forftmeifterö begnadigt wurde, fo gefellten fich nun denfelben noch 
die Freunde dir Steuerfreiheiten hinzu, die auf allen Wegen den 
drohenden Schlag abzuwenden fuchten. Es war nur eine verein- 
zelte, Meifterlin nicht unbefreundete Stimme aus der Umgebung der 
Kurfürftin, die für den Verluſt der Steuerfreiheit mit einer Ablösbar— 
feit des Lehnsnerus unter bilfigen Bedingungen fich begnügt hätte. 
Meifterlin war ftolz auf feinen Entwurf; er mogte aber auch fühlen, 
daß fein eignes Schidfal an denfelben gekettet ſe. Mehrmals trieb 
er die Landftände zu einer Erflärung darüber an, damit eine Ver: 
heißung der Berfaffungsurfunde nicht unerfüllt bleibe. Als durch 
ihn an die Landftände der Vorfchlag gelangte, für die Kinder des 
Kurprinz-Mitregenten eine jährlihe Dotation von 14,000 Thlr. 
auszufegen, wurde ſolcher mit einer gewiſſen Entrüftung von denen 
aufgenommen, die gewöhnlich fich als Anhänger ver Regierung 
zeigten, wenn Haffenpflugs Anträge zur Erörterung ftanden; faum 
daß fie den-Vorfchlag anhören wollten. Nur die Hinweifung auf 
die Achtung vor dem Regenten, in deffen Namen ver Borfchlag 
gemacht wurde, Fonnte diefelben bewegen, die Sache zur näheren 
Prüfung auszufegen. Dennoch war die höchfte Wahrſcheinlichkeit 
für die Billigung des Vorſchlags durch die Ständeverfammlung 
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vorhanden, aber Meifterlin, verfchrieen, daß er damit die Unab- 
hängigfeit der Krone einer liberalen Partei verfaufen wolle, mußte 
den Antrag zurüdnehmen, der nicht einmal fein Eigenthum war, 
fondern mehr durd Koch (S.326) erdacht fein mogte. Die Söhne des 
PrinzeRegenten wurden dann, in die altheffifche Ritterſchaft auf- 
genommen, mit heimfallenden Lehnen bedacht. Gleichzeitig entwarf 
die Ritterfchaft Statuten über die derfelben zuftehenden beſonderen 
Rechte, welche der Landesherr unter Haſſenpflugs Gontrafignatur 
genehmigte. 

Das große Deficit, welches die erfte Finanzperiode nach der 
Verfündigung der Verfaffungsurfunde erzeugt hatte, drohte fi in 
der folgenden zu wiederholen. Meifterlin erwartete, die Stände- 
verfammlung werde mit ihm die Leberzeugung theilen, daß diefer Zu— 
ftand fo nicht Länger belaffen werden fönne, wenn nicht für das Landes⸗ 
wohl die bedenflichften Folgen entitehen follten. Died erregte einen, 
oft weit getriebenen, Eifer der Landftände, Erfparniffe herbeizu- 
führen, der die Staatödiener ihnen abmwendig machte. Meiſterlin, 
ziemlich ifolirt unter den übrigen Miniftern ftehend, verband fich 
jest mit diefen zu gemeinfamen Vorwürfen gegen die Ständerers 
fammlung über die Verweigerung ber von benfelben für mandhe 
Zwede geforderten Summen, woburd fie das ihr zuftehende Be- 
willigungsrecht in fo ungemeffener Ausdehnung ausgeübt habe, daß, 
wenn ein ſolches Eingreifen nachgegeben würde, bie Regierung in 
ihrer Wirkfamfeit gelähmt, gefegliche Beſtimmungen einfeitig ver: 
nichtet und vereinbarte Einrichtungen geradezu umgeftürgt wären. 
Die Landftände fühlten ſich dadurch verlegt. Schomburg, tief er: 
griffen ob foldyer Vorwürfe, wollte das Präfidentenamt niederlegen. 
Eine Deputation der Landftände, der Erbmarſchall an der Spige, 
beftimmte ihn, folchen Schritt zu unterlaffen. Dus berliner Wochen . 
blatt fchöpfte aus dem Benehmen der Minifter die Hoffnung, es 

werde der geheime Krieg zwiſchen der fürftlihen SHerrfchaft in 
Teutfhland und dem modernen Repräfentativfpfteme zum baldigen 
Austrage fommen, und fo einem Zuftande ein Ziel gefeßt werden, 
welcher auf die Dauer das Fortbeftehen monarchiſcher Inftitutionen 
für viele Theile des Vaterlandes in Frage ftellen würde. Mit 
einer umfaffenden Rechtfertigung ihrer Handlungsweife verbanden 
die Landftände die Erwartung, daß die Minifter für die Folge Die 
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Schranken ihrer Befugniffe der Ständeverfammlung gegenüber auf 
fo auffallende Weile nicht überfchreiten, vielmehr jede Erörterung 
vermeiden würden, wodurd nur zu leicht die gewünfchte Verſtändi— 
gung vereitelt werden Fönnte. Eberhard wußte dabei trefflich bie 
Würde der Ständeverfammlung zu wahren. Haffenpflug befahl den 
Eenforen, die Erlaubniß zum Abdruck diefer Verhandlungen für 
das Publicum zu verfagen,. — Während der Verhandlungen wegen 
Feftftellung des Finanzetatd für die zweite Landtagsperiode war bie 
Frift längft verftrihen, für welde die Steuerverwilligung erfolgt 
war. Sie ging mit dem Jahre 1833 zu Ende; erft gegen ben 
Schluß des Monate März 1834 hatte fich Meifterlin durch die 
übrigen Minifterialdepartements in den Stand gefebt gefehen, den 
Landftänden den Entwurf ded Grundetats für die neue Periode 
vorzulegen. Die Auflagen für den ordentlichen Staatsbedarf dürfen 
zufolge der DBerfafiungsurfunde nach Ablauf der Verwilligungszeit 
noch ſechs Monate forterhoben werden, wenn die Befchlußnahme 
der Landftände über ein neues Finanzgefeg fich verzögert. Hierin 
erblicte die Regierung eine Ermächtigung zur Erhebung der Steuern 
bi8 Ende Juni 1834. Dod auch um diefe Zeit war noch fein 
Finanzgefeg zu Stande gefommen. So verfpätet auch den Land— 
ftänden Anlaß zur Berathung defjelben gegeben war, fo hätte diefe 
doc, mehr befchleunigt werden fönnen. Meifterlin befand fi in 
Berlegenheit wegen fernerer Steuererhebung. Wippermann deutete 
als einen Ausweg an, die Frift, während welcher unter den Vor: 
ausfegungen der Berfaffungsurfunde Steuern ohne Bewilligung 
forterhoben werden fönnen, auf eine beftimmte Zeit durch ein Gefeg 
zu verlängern. Meifterlin ergriff das, und die Landftände gingen 
auf ein ſolches Geſetz ein. i 

Aehnliche Gefege find feitdem regelmäßig erlaflen, wenn es 
innerhalb ſechs Monaten nad) Ablauf der Verwilligungszeit zur 
Einigung über ein Finanzgefeg zwilchen der Regierung und ben 
Landftänden noch nicht gefommen war. Jetzt hinderte vorzugsmeife 
eine über den Bedarf für das Militair zwifchen der Ständever- 
fammlung und dem Minifterium eingetretene Epaltung den Abfchluß 
des Grundetated. Diefed verlangte jährlih 621000 Thlr. in ordent- 
lihen, und 121500 Thlr. im vorübergehenden Etat. Darunter 
waren die Koften der Gensp’armerie, bisher unter den Ausgaben 
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für das Militair berechnet, nicht mehr begriffen; fie follten mit 
59000 Thlr. unter den Koften der Polizei aufgeführt werden. 
Haffenpflug wollte die Gensd’armerie als polizeiliches Inſtitut, in 
Mebereinftimmung mit der Berfaffungsurfunde, betrachten, und dem 
Minifterium des Innern, ftatt dem Kriegsminifterium, unterwerfen. 
Obwohl gerade dadurch die Landftände zu jener gefteigerten Ver— 
willigung bewogen waren, ließ er dennoch auch ferner eine Ein- 
wirfung ded Kriegsminifterd auf die Gensd’armerie, wenngleich in 
geringerem Maaße, zu. Baumbad) IH. (S.305) lieferte, mit Hinwei- 
fung auf das Beifpiel anderer Staaten, eine ausführliche Berechnung 
der nad den Beftimmungen der Bundesfriegsverfaffung nöthigen 
Bedürfniffe des Gontingente, Danach famen auf den ordentlichen 
Etat 554400 Thlr. Bon der Summe des Unterfchieded mußte vorläufig 
ein Theil dem vorübergehenden Etat zufallen, weil wenigftend die: 
felbe, neben einer Grmäßigung des PBräfensftandes der Soldaten, 
auf einer Minderung der vorhandenen Zahl von Dfficieren berubte, 
die einftweilen auf Wartegeld zu ftellen waren. So wollten die 
Landftände überhaupt 708000 Thlr. bewilligen. Die Regierung 
ermäßfäte ihre Forderung auf 719000 Thlr., überftieg alfo das 
landftändifche Anerbieten nur um 11000 Thlr. Doch waren davon 
600000 Thlr. für den bleibenden Etat gerechnet. Damit glaubten 
beide, Landftände und Minifterium, bis zur Außerften Gränze der 
Nachgiebigkeit gegangen zu feit. Die erfteren meinten, mehr gethan 
zu haben, al& irgend ihnen zugemuthet werden könne; leßteres 
wollte es einer Steuerverweigerung gleid) achten, wenn nicht eine 
größere Bewilligung gemacht würde. Hesberg, bei feinem Ehren- 
wort verfichernd, die nothwendigen Bedürfniffe des Militairftaates 
nicht beftreiten zu fönnen, wenn er von feiner Forderung noch mehr 
nachlaffen wollte, gab die Erklärung, es bleibe nichts übrig, ale 
den geeigneten Weg einzufchlagen, um eine Entjcheidung darüber 
herbeizuführen, wer zu beftimmen habe, wie das Armeecorps formirt 
fein fole, ob die Regierung oder die Ständeverfammlung die Be- 
ftimmungen des teutfchen Bundes auszulegen und in Anwendung 
zu bringen habe. Wippermann erinnerte die Minifter an Kurfürft 
Wilhelms I. Warnung vor dem Rüdgriff auf fremde Einmiſchung 
in die inneren Angelegenheiten des Staates. Meifterlin glaubte, 
‚ daß die Regierung mit einem geringeren Betrage ſich begmügen 
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könne und werde; dringend wünſchte er eine Verſtändigung; ohne 
Hesbergs Vorwiſſen verſprach er am 9. September ſolche herbeizu— 
führen, ſofern nur nicht ſtreng auf 708000 Thlr. beharrt, ſondern 
weiter entgegengekommen werde. Wenn niemand die Landſtände 
willfährig zu ſtimmen vermochte, er doch konnte ſie lenken; das 
war es, was er dem Regenten zeigen wollte, um bei dieſem für 
feine überall ſchwankend gewordene Stellung einen neuen Haltpunct 
zu finden. Den Landftänden war aber von den Miniftern, — was 
diefe das Fefthalten des status quo nannten, — fo häufig als 
Pflicht vorgehalten, bei einer einmal bewilligten Summe auch in 
fünftigen ‘Berioden zu beharren, daß fie, oc) irgend etwas zuzulegen, 
Scheu trugen; wie immer bei diefer Frage Baumbady II. folgend, 
lehnten fie e8 ab, 714000 Thlr. zu bewilligen, fie wollten ſelbſt 
nicht von den zugeftandenen 708000 Thlr. für den ordentlichen 
Etat 580000 Thlr. gelten laffen. „Ih habe redlich gethan, was 
zn meinen jchwachen Kräften geftanden hat, um diefe Angelegenheit 
in einem gedeihlichen Nefultate binzuführen. Man möge diefen 
Augenblid wohl in Gedanken behalten.” Das waren die Ichten 
Worte, die Meifterlin zu den Landftänden ſprach. Er wurde 
feines Minifteramtes entlaffen und zum Director der Domainen- 
fammer beftellt; feine der Ständeverfammlung gemachten Erklärungen 
wurden deſavouirt. Mog war wieder Finanzminifter — und job 
die Erörterung über die Belteuerung ded Grundeigenthums in 
weite Ferne hinaus. Er behielt fo lange noch das Juftizminifterium, 
bis an Porbecks Stelle, mit Uebergehung Pfeiffer, der als Altefter 
Rath) bisher das Dberappellationdgericht geleitet hatte, ein jüngerer 
zu deſſen ‘Präfivent ernannt war. Dann vereinigte Haffenpflug, 
der jchon vorher die Rechtöpflege betreffende Angelegenheiten contra- 
fignirt hatte, in feiner Hand mit dem Meinifterium des Innern 
auch formell wieder das Juftigdepartement. Seine erfte Handlung 
in diefem war, durch eine Verſetzung nad Rinteln dem oberften 
Gerichtshofe Morig von Baumbach zu entziehen, und diefen durch 
Münſcher (S. 336) zu erfegen. 

Heöberg beharrte auf feiner Forderung für den Kriegsetat; 
mit erneuerten Hinweifungen auf eine Einwirfung ded Bundestages, 
fügte er die Erklärung hinzu, daß, wenn darauf nicht eingegangen 
würde, gar fein Finanzgefeg erfiheinen folle, und doch mußte dieſes 
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als die nothmwendige Bedingung für die Aufrechthaltung eines ver- 
faffungsmäßigen Finanzzuftandes, ald die gefegliche Form für die 
landftändifche Steuerbewilligung, betrachtet werden. 

Baumbach IH. hatte ven Landtag verlaffen. Statt feiner trat Eber- 
hard, Fräftig die Rechte der Landſtände ſchützend, auf. Diefe wollten fi) 
zur feiner höheren Bewilligung, ungeachtet jener Erklärung, verftehen. 
In diefer erblidte Schomburg nicht bloß das Beharren auf einer 
geforderten Summe, vielmehr den Verſuch, den Landftänden zur 
Bermeidung eines verfaffungslofen Zuftandes eine Bewilligung gegen 
ihre Ueberzeugung abzunöthigen, und einen Angriff auf das ihnen zu— 
ftehende Bewilligungsrecht. Das abfichtlihe Herbeizichen eines 
PBrineipienftreites fchien ihm der wahre Zwed der Erklärung zu 
fein. In folcher Erifis fuchte er nad) einer Vermittlung ; er machte 
den Vorfchlag, für den ordentlichen und außerordentlichen Militair- 
bedarf in der großentheild ſchon abgelaufenen erften Hälfte der 
Finanzperiode 719000 Thlr., in der zweiten dagegen 708000 Thlr., 
als ein Proviforium, mit dem Vorbehalt zu bewilligen, daß die 
Nothmwendigfeit der gemachten Verwendungen nad) Maafgabe der 
bundesgefeglichen Beftimmungen bei der Rechnungsablage nachges 
wiefen werde. Das fand Anklang bei den Landftänden, die wenig— 
ftend auf die von ihnen ermittelte Summe den status quo am 
Ende der Finanzperiode zurücgeführt zu fehen glaubten. 

Des Kriegsminifters Freunde hatten Anftoß daran, daß die 
Verwendung nah Maafgabe der bundesgefeglichen Beftimmungen 
nachgewiefen werden folle. Auf Schomburgs Vorſchlag wurde aud 
dieſe Claufel weggelaffen, weil fie von felbft fiih verftehe. Als in 
folcher Weife der langwierige lebhafte Kampf fih ausgleichen zu 
ſollen ſchien, verlangte Haffenpflug am nämlihen Tage eine Gehalts- 
bewilligung für einige von ihm angeftellte Amtödiener, deren Noth— 
wendigfeit die Landftände bezweifelten, mit der unummundenen 
Erklärung, daß, wenn dies unterbleibe, ein meuer Principienftreit 
fi) bereite, weil die Regierung das Recht zu ſolchen Anftelungen 
nicht aufgeben Fönne. Die Landftände wollten gegen ihn nicht 
minder einen vermittelnden Character, wie gegen Hedberg, an den 
Zag legen, und bewilligten, als vorübergehende Ausgabe, die be: 
gehrte Summe, einige Hundert Thaler. Einem anderen Staatd- 
beamten hatte Haflenpflug eine, den Normalgehalt überfteigende 
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Beſoldung zugefichert, und fuchte hierfür eine. Berechtigung in einer 
fünftlichen Deutung landftändifher Beſchlüſſe, vermöge deren die 
angenommene Norm für die Größe der Befoldungen nichts Uns» 
überfchreitbares fein ſollte. Als aber Wippermann und Schom- 
burg erklärten, daß hier nothiwendig ein Princip feftgehalten wer- 
den müffe, daß man anderswo Tauſende eher nachgeben fönnte, 
ald hier einen Kreuzer, und dann die Ständeverfammlung einftims 
mig ihnen beitrat, da räumte die Landtagscommilftion den Grund» 
fag ein, daß Zulagen über den Normalgehalt nicht ohne ftändifche 
Zuftimmung audgefegt werden dürften. Die bitterften Gefühle 
hatte ed unter den Landftänden erregt, daß den Gymnaſiallehrern 
des Landes immer nod nicht der ihnen ausgefegte Normalgehalt 
gezahlt war, weil die Stadtbehörde von Caſſel an ihrem Präſen— 
tationsrecht für das daſige Lyceum fefthielt (S. 315). Auf einmal ließ 
Haflenpflug unerwartet erklären, es könne gefchehen, daß aud) 
diefen ein Gehalt in den Beträgen angemwiefen werde, wie folder 
den übrigen Lehrern an den Öymnaften zu Theil werden folle. 
Dadurch wurde ein Sturm verfheucdht, der fich über Haſſenpflugs 
Haupte diefed Streites wegen zufammenzog, und allgemein wurde 
ihm Danf für fein Nachgeben gezolt. So fam endlich, ehe noch) 
die Verwendungen der abgelaufenen Periode geprüft waren, das 
Finanzgefeg für die Jahre 1834 bis 1836 zu Stande, dad mit 
einem jährlichen Deficit von mehr ald 100000 Thlr. abichloß; es 
mußte abermals zu neuen Anleihen gefchritten werden. Ueber die 
Verwendungen der abgelaufenen - Finanzperiode war noch Feine 
Nachweiſung geliefert. Die Landftände beauftragten deshalb den 
permanenten Ausſchuß, ſich mit deren Prüfung zu befchäftigen und 
diefe Angelegenheit zu ihrer Beichlußnahme vorzubereiten. Sie 
hatten nun feine Berathungsgegenftände mehr. Wurde auch fonft 
die Ablösbarfeit der auf dem Grundeigenthum ruhenden Laften 
erleichtert und erweitert, fo blieben doch erfolglos die Beftrebungen, 
Haflenpflug zu bewegen, daß er, wie ed in dem Geſetz von 1832 
über die Ablöfung der Grundlaften angeorbnet war, während diefes 
Landtags den Gefegenmwurf über die Auseinanderfegung der Lehns-⸗, 
Meier: und anderen gutöherrlihen Verhältniffe vorlege. Sie for: 
derten das als eine gefegliche Verpflichtung des Minifteriumd, als 
Erfüllung des gegebenen Fürftenwortes; doch Haſſenpflug ließ da- 
23 
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durch ſich nicht zu einer Thätigfeit bringen. Nur das von ben 
Waldeigenthümern gewünfchte Geſetz über die Ablöfung der Bes 
holzigungsgerechtfame brachte er ein, welches die Landftände mit 
jenem verbinden wollten, nicht auch dieſes legtgedachte, wonach die 
Pflichtigen fo fehr fich jehnten. Ungenügende Gejege vorzulegen, 
meinte er, fönne nicht in der Abficht der Legislatur liegen; Ger 
fegentwürfe. müßten vorbereitet fein, wenn fie zum Nugen des 
Landes gereichen follten; zu ſolcher Vorbereitung jei feine Zeit ge- 
wefen, deshalb müſſe für den jegigen Landtag davon abgeftanden 
werden, defien Berlängerung er auf das Entſchiedenſte ald unmög- 
lich darftellte; man habe geglaubt, der übernommenen Berbindlich- 
feit Genüge leiften zu fünnen, allein wenn das Refultat der Be— 
mübungen fich nicht erreichen laffe, fo fönne darüber fein Vorwurf 
gemacht werden. Als Wippermann darauf die in ein ſolches Ge— 
jeg gehörigen Beitimmungen bearbeitete, wurde died ald ein Ein- 
griff in die Prärogative der Regierung bezeichnet, die allein bes 
rechtigt fei, einen Gejegentwurf vorzulegen; hierzu fchritt dieſelbe 
aber auch da noch nicht, nachdem ihr als Material Wippermaung 
Arbeit mitgetheilt war. So jegte ſich Haflenpflug über vie Vorſchrift 
des Ablöfungsgefeges von 1832 hinweg, Daß auf diefem Landtage 
die Auseinanderfegung der Lehns-Berhältniffe geordnet werden folle, 
Anders verhielt er fih in Bezieyung auf eine ähnliche Vorſchrift 
in einem anderen Gefege aus dem Jahre 1832. Ungeregelt 
war nämlid noch die durch die Suspenfion der Militairaus- 
hebung in Verwirrung gebrachte Recrutirung der Truppen (S.304). 
Haffenpflug gab fih, um diefen Zuftand wieder zu ordnen, viel- 
fache Mühe, die Landftände zu neuen gejeglihen Beftimmungen zu 
vermögen, die ſämmtlich bald in der einen, bald in der anderen 
Form, darauf hinausliefen, den Anfang des Militairpflichtigfeits- 
alters um ein Jahr hinauszufchieben. Darauf wollten die Land— 
ftände, andere Auswege andeutend, nicht eingehen, Im Recruti— 
rungögefeg von 1832 war vorgefehen, daß daſſelbe, mit Rückſicht 
auf die bei der Ausführung zu machenden Erfahrungen, in befon- 
derer Hinfiht auf Die Dauer der Dienftzeit während des Friedens 
zur Revifion auf dem nächſten Landtage vorgelegt werden folle. 
Segt proponirte Haffenpflug den Entwurf eines revidirten Geſetzes, 
welches ebenjalld den Vorſchlag enthielt, die Militairpfliht mit dem 


— 39 — 


vollendeten 20. Lebensjahre beginnen zu lafjen, weil die Erfahrung 
gelehrt habe, daß unter 19jährigen Zünglinge zu wenige kriegs— 
tüchtig feien. Eberhard beantragte, den- revidirten Gefeßentwurf 
abzulehnen, weil derjelbe Feine Verbefferung des beftehenden Ges 
feße8 enthalte. In diefem Vorſchlage vermißte Haffenpflug die 
Achtung vor dem Geſetze, die, fei fie irgend wo nöthig, in ber 
Ständeverfammlung bewielen werden müffe, weil die Kraft und 
Wirkfamkeit der Vorfchriften, welche zur Befolgung für die Unter 
thanen ergehen, herabgedrüdt werden müffe, wenn diejenigen, welche 
zur Mitwirfung bei der Geſetzgebung berufen feien, ed nicht für 
wichtig gehalten hätten, einem beftehenden Gefege alle Achtung zu 
zolfen. Er beftand darauf, daß zur Berathung ded neuen Recruti— 
rungsgeſetzes geſchritten werde, weil Die Reviſion des beftehenven 
in diefem felbft worgefchrieben fei. Dennoch fand Eberhards Vor— 
ſchlag die Biligung der Stänveverfammlung, weil man den vors 
gelegten Entwurf nicht für geeignet hielt, ald Grundlage der Ge— 
feßesrevifton zu dienen, Nun erklärte Haffenpflug, daß der Land— 
tag nicht zu Ende gehen Fönne, und contrafignirte ein landeöherr- 
liches Refeript, in welchem den Landſtänden neben Vorwürfen über 
ihr Benehnien vorgehalten wurde, daß es ihre gefegliche Verpflich— 
tung fei, zur Reviftion des Reerutirungsgefeges zu fehreiten, mithin 
zu prüfen und zu beſchließen, welche der darin enthaltenen Beſtim— 
mungen zur ferneren Beibehaltung ſich eigneten oder einer ‚anderen 
Feſtſetzung bedürftig feien. * Daran ſchloß ſich die Eröffnung des 
Iandedherrlihen Willens, den Gefegen das gebührende Anſehen 
überall zu erhalten und zu fichern, mit ver Mahnung, von folcdhen 
Schritten abzuftehen, in denen eine Hintanjegung gefeglicher Bor: 
fchriften, fomit ein Mangel diefer Achtung, würde erfannt werden 
müffen. Nah Schomburgs Vorſchlag wurden dann, ohne Rückſicht 
auf Haflenpflugs Revifionsentwurf, die Aenderungen vernommen, 
welche einzelne Stänvemitgliever in dem alten Geſetze wünfchten. 
Hierbei endlich erlangte das Hinausrüden des Militairpflichtig- 
feitöalter8 die Mehrheit einer Stimme in der Berfammlung. Sept 
war ed Folge des Gefeges, daß eine ganze Sahresclaffe vom 
“ Militairdienft frei wurde,. die nächitfolgende aber den Erfab zu 
liefern hatte, für den fonft zwei Altersclaffen die Kräfte geboten 
haben würden. Doch war die Truppen» Aushebung wieder in 
23* 
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einen geregelten Berlauf gebracht. Nun erft gönnte eine Verta— 
gung den Landjtänden eine dreimonatliche Ruhe. Während 
derfelben trat Scheffer, der ſich vergeblih um dad erledigte Syn» 
dicat bei den Landftänden beworben hatte, ald Juftizamtmann in 
den Staatsvienft ein, ohne von Neuem zum Deputirten gewählt 
zu werden. Ihn erfegte Hoffmann, der — das erfte Beifpiel diefer 
Art — den Wählern ein Programm der Grundfäge verfündete, von 
denen er fich in der Ständeverfammlung leiten laffen wolle. Er 
gab fo zur öffentlichen Erörterung jener Grundfäge Anlaß, gerade 
als im Volke fih das Intereffe für tie Landes - Angelegenheiten 
verminderte, Gleitgültigfeit an die Stelle reger- Theilnahme 
zu treten und der bißher an den Tag gelegte Eifer für die Wah— 
len zu erfalten begann. Hofmann war Pfarrer in Homberg, wo 
Martin feines Lebens Laufbahn gegen das Ende des Jahres 1834 
vollendete. In diefer Zeit ftarb der Landgraf Victor Amadeus 
von Rotenburg auf feinem Scloffe Zenfowig in Echlefien. Kaum 
war deffen Tod befannt geworden, als Haffenpflug fid in Koch 
Begleitung nad Rotenburg begab; jener nahm als Juftizminiiter 
die Beamten der rotenburger Batrimonialgerichtsbarfeit in Pflichten, 
mit allen ihren Laſten diefelbe für den Staat übernehmend, diefer 
ergriff von der ganzen im kurheſſiſchen Gebiet gelegenen Berlaffen- 
ſchaft des erlofchenen Fürſtengeſchlechts Befig für die Hofverwaltung 
des Prinz-Regenten. Schomburg, der von feinem Menfchen Arges 
dachte, wurde irre am Character feines Freundes Koh. Mog 
blieb völlig unthätig5 vom pernanenten landftändifchen Ausfchuffe 
um eine Erflärung angegangen, was zur Sicherung des Staats 
vermögen® bei dem Augfterben der rotenburgifchen Linie geſchehen 
fei, erfuchte er Haflenpflug, dem Ausſchuſſe nah Lage der Sache 
zu antworten. Deffen Antwort lautete, daß der Ausſchuß zu feiner 
Frage nicht legitimirt fei. Als nach der Bertagung die Stände» 
verfammlung Auskunft über die Größe der, der Staatdcaffe zu— 
wachſenden, Revenuen und über die Maafregeln haben wollte, 
welche getroffen feten, um dieſelben in jeglicher Beziehung für den 
Staat fiher zu ftellen, erflärte Haffenpflug auf der Stelle, die 
Auskunft Fönne ausführlich ertheilt werden. Dieſe Auskunft gab 
Motz; es fei nämlich, fo erflärte Motz den Landftänden, nach Ein- 
ſicht und reiflicher Prüfung der bei früherer Veranlaffung (durch 
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Eggena und Madeldey in Bonn) erftatteten Gutachten zu der eberzeus 

gung gelangt, daß die Duart, wie fie vom Haufe Heflen-Roterburg bes 
fefien fei, unzweifelhaft die Eigenfchaft eines’unveräußerlichen Familien- 
fiveicommißgutes habe. Motz lieg es ungewiß, ob er felbft oder fonft je— 
mand jene Ueberzeugung gewonnen habe, doch glaubte er, daß bei dieſer 
auf Rechtsgründe geftügten Anficht für ihn ein rechtlicher Grund nicht 
vorhanden gewefen fei, den Beſitz jener Fideieommißerbichaft dem regte- 
renden Herrn, als reehtmäßigen Fideicommißerben zu beftreiten und ſich 
die Berwaltung ihrer Beftandtheile oder deren Einfommen anzueignen. 
Motz fügte noch hinzu, daß er nur das Refultat jener Gutachten, 
nicht allenthalben deren Gründe, billige. Allerdings enthielt Eggenas 
Gutachten mande Aeußerung, die zum Nachtheile der Hofvers 
waltung gedeutet werden Fonnte, Eggena felbft erzählte, das den 
Landftänden mitgetheilte Gutachten fei fo verftümmelt, daß er fols 
ches nicht mehr als das feinige anerfennen fünne Nichts defto 
weniger wollte er fogar die ſchleſiſchen Beſitzungen des Landgrafen 
von Rotenburg dem Teftamentserben dejelben, dem Prinzen Victor 
von Hohenlohe Schillingsfürft, entziehen. Da ſolche jedoch von 
Wilhelm I. und Wilhelm II. als Allodialvermögen des Berftorbenen 
anerfannt waren, felbft des Ießteren Sohn fich fchon über dieſe 
Eigenfchaft erklärt hatte, die der König von Preußen zu garantiren 
verfprodyen hatte, fo fuchten die Landgrafen von Philippsthal und 
Barchfeld die Anfprüche des Furheffiichen Fürftenhaufes auf Ratibor 
und Rauden geltend zu machen. Eggena beftrebte fich, durch 
deren Vertretung einen Weg zur Macht fid) wieder zu öffnen; 
doch nadı Berlin gefendet, um dort im biplomatifchen Wege den 
Forderungen der Landgrafen Eingang zu verfdaffen, mißlang ihm 
gänzlich .jene Miſſion, der Unterftügung ungeachtet, die er dort 
bei dem Juftigminifter von Kampg fand. An die Verwaltung der 
Landescreditcaffe gefchoben, fonnte er im diefer Thätigfeit zu wenig 
Nahrung für feinen eminenten Geiſt finden, als daß es ihm 
nicht hätte ein glüdliches Ereigniß fcheinen müfjen, endlich ſich 
wieder mit dem Directorium der Regierung in Fulda befleivet zu 
fehen, und die herrlichen Talente, die fo fegensreich für das Vater» 
fand fich hätten entwideln fönnen, bier in Ruhe. für immer zu 
begraben. Ihm war Profefior Bauer in Göttingen zur Vertheidi— 
gung des Prinzen Victor von Hohenlohe Fräftig entgegengetren, der 
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bald felbft gegen den Prinz.Regenten Klageer hob, bald zu einer folchen 
durch Edictaleitation von diefem Fürften provocirt wurde. In des 
legteren Auftrage fuchte Profefior Heffter zu Berlin die Rechte des 
Kurhaufes Heſſen auf die BVerlaffenihaft des Landgrafen Victor 
Amadeus zu vertheidigen, aus diefer Alles, außer das von Preußen 
geſchenkte Fürftenthum Gorvey anfprechend; doch ſchwieg er über 
die Beziehungen des Grundvermögend zum Staafsvermögen rüd- 
fichtlich der Nachlaßgegenftände, weil, den Inhabern der lebteren 
gegenüber, ſowohl jene® wie dieſes vom regierenden Kurprinzen zu 
vertreten fei. Er fdien aber nicht ungünftig über die dem Rande 
auf die rotenburger Quart zuftehenden Rechte zu urtheilen. Die 
Landftände erwählten zu deren Prüfung einen befonderen Aus— 
ſchuß, Endemann, Hahn, Echwarzenberg, von Bodenhaufen und 
Wippermann. Lebterer gab eine hiſtoriſch ftaatörechtliche Deduc- 
tion. Unter Philipp des Großmüthigen vier Söhnen war das 
Land ſchon getheilt; der caffelihe Theil hätte noch ein- 
mal unter die fieben Söhne des Landgrafen Morig getheilt 
werden müffen. Died zu vermeiden, follten 1627 feine feche 
Söhne zweiter Ehe mit einer beftimmten Geldrente von ihrem 
älteren Bruder abgefunden werden. Deſſen weigerte fich viefer, 
teil ein großer Theil des Fürſtenthums zur Vollziehung eined vom 
Reichshofrath ertheilten Erfenntniffes in den Streitigfeiten mit 
Darmftadt über die Succeffion in den marburger Theil des Landes 
durch Faiferlihe Truppen in Beichlag genommen war und mehr 
noch auf diefe Weife an Darmftadt verloren zu gehen drohte, die 
Größe der Landesrevenuen fich alfo nicht überfchlagen laſſe. So 
wurde dann, die nachgebornen Söhne des Landgrafen Morig ab- 
zutheilen, zu deren Abfindung der vierte Theil des Fürftenthums 
an Land und Leuten oder die quarta omnium bonorum mit Zus 
ziehung der Ritter und Landfchaft beftimmt, um folche, mit gemwiffen 
niederen Hoheitsrechten, felbft zu nugen, während der Erftgeborne 
allein regierender Herr fein, beim Tode der jüngeren Brüder aber 
die Duart dem Älteren oder regierenden Herrn anwachſen ſolle. 
Hierin erblidte Wippermann die Anordnung, daß bei jenem, nun 
eingetretenen, reigniffe eine Wiebervereinigung des gefammten 
Fürſtenthums Statt finden folle, daß der vierte Theil an Land 
und Leuten, der bisher zur Apanage einer jüngeren Linie des 
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Fürſtenhauſes gedient habe, vollſtändig der Staatsgewalt zurückfalle, 
und in das nämliche Verhältniß zu ten übrigen Gebietstheilen 
trete, in welchem dieſe felbft fich befinden. Als Theil des Kammer: 
gutes betrachtet, glaubte Wippermann die rotenburger Duart eben: 
wohl den übrigen, vor und nah der BVerfaffungsurfunde durch 
Staatöfinanzbehörden verwalteten, Domainengütern gleich behandeln 
zu müffen, welche von jeher die gemeinfame Beftimmung gehabt 
haben , die Laften der Regierung zu tragen und den Unterhalt der 
fürftlichen Familie zu beftreiten; er folgerte, daß, weil leßterer, 
vertragsmäßig auf eine beftimmte Summe firirt, aus den gefammten 
Revenuen des Etaated geleiftet werde, die Einfünfte der heimge- 
fallenen Quart lediglich dem erfteren Zwecke dienen Fönnten, des— 
halb der Staatscaſſe zuwachfen müßten; er fand eine poſitive Be— 
flätigung dieſes Orundfages in verfchiedenen Beftimmungen - der 
Verfaffungsurfunde, belegte auch eine Anerkennung deffelben durch 
Handlungen und Erklärungen der verfchiedenften Behörden, felbft 
des Finanzminifters Mod. Wippermanns Antrag war, die Stände: 
verfammlung möge erflären, die Beftandtheile der rotenburger Quart 
al8 Staatövermögen durd den Tod des letzten Randgrafen von 
Heffen - Rotenburg dem Staate angefallen betrachten zu wollen. 
Keine Stimme in der Ständeverfammlung behauptete das Gegen: 
theil, diefelbe billigte den Antrag. Der Erbmarfchall legte förmlich 
das Zeugniß ab, daß auf dem von ihm präftdirten Landtage von 
1830 bei Feftftelung des Bamilienfiveicommiffes die rotenburger 
Duart ald Staatögut angenommen fei. Namens des landftändifwen 
Prüfungsausfihuffes machte nun Wippermann in einem der Stände: 
verfammlung erftatteten Bericht den Vorfchlag, den Herrn: von Motz, 
weil er die Quart beim Tode des legten Randgrafen von Rotenburg 
nicht in Verwaltung und Benugung genommen habe, wegen gröb- 
licher Hintanfegung feiner Berufspflichten bei der zuſtaͤndigen Ge— 
richtöbehörde anzuflagen, jedoch die Ausführung der Maafregel 
dem permanenten Ausſchuſſe zu übertragen, mit der Ermächtigung 
für dieien, damit Anftand zu nehmen, wenn die dem Staate zuge» 
fügten Nachtheile würden ausgeglichen werden, gleichzeitig aber ven 
Finanzminifter aufzufordern, daß er die Verwaltung der Quart der 
Domainenfammer überweile, damit diefe für die Herbeifchaffung 
der dazu gehörigen Beftandtheile, nöthigenfalls im Wege Rechteng, 
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ſorge, und daß er, falls die Hofcaſſe dermalen die Revenuen der 
Quart beziehe, diefelben auf den für den Bedarf des Hofes aus- 
‚gelegten Betrag zuzurechnen habe. Diefe Vorfchläge beruhten wefent- 
(ih auf der Vorausfegung, daß Wilhelm II., als alleiniger Nugs 
nießer des fürftlichen Fideicommißvermögend, die Quart nicht als 
einen Theil ded Fideicommißguted in Anfpruch genommen babe. 
Auf den Grund einer nicht contrafignirten Vollmacht verlas Trott 
(S.266) in der Ständeverfammlung ein Refeript des Prinz Regenten, 
für deffen Inhalt ebenwohl fein Minifter durch feine Eontrafignatur 
die Verantwortlichkeit übernommen hatte. Es wurde dadurch Miß- 
fallen über die Anfichten und Richtungen Fund: gegeben, die in 
Wippermannd Bericht ausgefprochen ware, insbefondere ein Be: 
dauern wegen der auf gänzlicher Verirrung und.vollftändiger Ber: 
fennung der Sadjlage beruhenden Anficht über die dem Minifterium 
obliegende Verantwortlichfeit ausgedrüdt, die nach Maaßgabe ber 
vorliegenden Verhältniſſe mit dem Begriff einer monarchiſchen Re- 
gierung unvereinbar fei. Damit war die Erklärung des Prinz: 
Regenten verbunden, daß der in der vorhinnigen rotenburger Quart 
belegene fürftliche Grundbefig. dem Kurhaufe ald unveräußerliches 
Bamilienfideicommiß angefallen fei, daß er daher nicht gejonnen 
fein könne, die deshalbigen, ihm und dem Kurhaufe zuftehenden, 
Rechte zu vergeben, und daß er zur Vertretung diefer Rechte von feinem 
Bater noch befonders aufgefordert fei. So ließen die Minifter unmittel— 
bar den Landesheren ald Partei den Landftänden gegenüber treten. 

Dieje erachteten, zu Haffenpflugs Verwunderung, das Refeript 
wegen mangelnder Gontrafignatur eined Minifterd zu einer Er: 
örterung nicht geeignet. Doc jchöpften fie daraus eine Gewißheit 
über die Anfprüche der Hofverwaltung. Das veranlaßte den Ans 
trag, der Landesherrfchaft die Entſcheidung der Differenz durch 
Compromittirung auf die zeitigen Mitglieder des Obergerichts in 
Eaffel anzutragen. Nun erhob ſich Haffenpflug zu Motzens Ber 
theidigung. . Das Staatövermögen foll vollftändig verzeichnet wers 
ven, fchreibt die Verfafjungsurfunde vor; in dieſes Verzeichniß, 
welches die Regierung felbft zu jener Zeit als unvollendet darftellte, 
hatte der Finanzminiſter die Beftandtheile der rotenburger Quart 
nicht eingetragen; alfo fehlte e8 dem legteren, nad) Haflenpflugs 
Ausführung, an einer Bafis, diefelben ald Theile des Staatöver- 
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mögen® zu fordern; denn auch) in einem conftitutionellen Staate fei 
für den Minifter eine Bafis nöthig, um gegen den Landesherrn 
das Wort ergreifen zu können. Einer. monardifchen Regierungs- 
form, meinte er, würde es entgegenftehen, falls der Landesherr, 
wenn er Eigenthumsrecht in Anfpruch nimmt, genöthigt wäre, fich 
von feiner eigenen Staatöbehörde belangen zu laffen, diefer gegen- 
über vor Gericht zu Recht zu ftehen; denn nur was der Landesherr 
angeordnet habe, Fünne eine Grundlage für eine Staatsbehörde 
bilden; was derjelbe nicht angeordnet habe, fünne auch von feiner 
Landesbehörbde gegen den Landesherrn unternommen werden. Weil 
es alfo an einem ordentlichen Wege fehle, der von der Ständever- 
fammlung ausgefprochenen Meinung Geltung zu verfchaffen, und 
hierzu das außerordentliche Mittel eines Compromiſſes aufgegriffen 
werden müffe, könnte Mog feine Pflichtwidrigfeit vorgeworfen wer- 
den. Die Wittwe ded Landgrafen von Rotenburg machte die An: 
zeige, daß fie ihrer Entbindung entgegenfehe. Steuber wurde mit 
der cura ventris beauftragt. Das gab die Beranlaffung für die 
Landſtände, mit weiterem Vorſchreiten einzuhalten; doch gaben» fie 
ihrem permanenten Ausfchuffe den Auftrag, in Rüdficht auf das 
Erlöfchen des rotenburger Mannsſtamms alle zuläffigen Mittel an— 
zuwenden, um die Rechte des Staates auf die rotenburger Quart 
zu wahren, namentlich geeigneten Falls in die Entſcheidung der 
über die rechtliche Eigenſchaft derfelben zwiſchen Landesherrſchaft 
und Staat entftandenen Differenz durch ein Compromiß zu willigen. 

Die Nothwendigkeit, gleihmägig die Grundfteuer zu reguliren, 
die auf ganz verfihiedenen Syftemen in Heffen und Fulda, in 
Hanau und Iſenburg, beruhte, hatte fich fo fehr fühlbar gemacht, 
dag auch Mob fie anerfennen mußte. Er überbrachte den Land: 
ftänden einen neuen efegentwurf wegen Befteuerung des Grund» 
eigenthumsd; ed war aber dennoch nichts Anderes ald Meifterlins 
Entwurf, nur die Waldungen milder, die Häufer härter treffend, 
ja ed näherte fich derfelbe in einer Beziehung den landftändifcher 
Seits aufgeftellten Anfichten. An der zum Steuerverhalt gezogenen 
Bodenrente war nämlid bisher der Werth der darauf ruhenden 
Grundlaft an Zinfen, Zehnten und Dienften abgefegt worden, bie 
dann einer Gefällefteuer des Berechtigten unteriworfen waren. Legtere 
war weggefallen; durch die Beftrebungen Earld von Eſchwege (©. 315) 
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waren ſolche Gefälle, gleich den apitalrenten, zur laffenftener 
gezogen und fteuerten hier in einem viel geringeren Maaße als 
die Bodenrente. Meifterlin wollte diefe in ihrem vollen Umfange 
ohne Rüdficht auf Orundlaften befteuern. Wippermann, um die 
Gefälle der Grundftener zuzuführen, brachte die Idee auf, dem 
Grundbefiger zu geftatten, daß er einen, jenen Laſten entfprechen- 
den, Theil der von ihm bezahlten Steuer den Gefälleberechtigten 
in Zurechnung bringen, um den zwanzigiachen Betrag diefer Steuer- 
quote aber das Ablöfungeenpital mindern dürfe, falls die Grund- 
laft abgelöfet werden würde. Carl von Efchwege nannte das eine 
Revolution, die nimmer durchgefegt werden folle. Aber Mog billigte 
die Idee und modificirte danach Meifterlind Entwurf. So erhielt 
diefer, ohne irgend eine erhebliche Aenderung, die Beiftimmung der 
Ständeverfammlung;. der Adel Fämpfte unter der Führung des 
Kammerherrn Rudolphs von Buttlar mit Lebhaftigkeit, aber erfolg: 
(06, dagegen. Der Steuer wird das gefammte Grundeigenthum 
untertvorfen, der Steneranfchlag richtet fid) nach dem mittleren Er- 
trage, erforicht bei den Gebäuden nach dem Bapitalwerihe, bei den 
Waldungen nach dem jährlichen Holzzuwachſe, bei dem Aderlande 
nad dem Winterfelde, ohne Rüdficht auf Wirthichaftsfoften außer 
der Einfaat, ohne Nüdfiht auf Grundlaften, wegen deren der 
Pflichtige dem Berechtigten eine verhältnißmäßige Steuerquote zu: 
rechnet. Das war die Grundlage eined Geſetzes, über welches 
zwiſchen Minifterium und Landftänden eine völlige Uebereinftim- 
mung erzielt wurde. Aber eine Klippe hatte Motz hinein gebracht, 
an der dennod; Alles fcheitern ſollte. Meifterlind Entwurf ent- 
bielt die Zuftcherung, daß für den Verluft rechtmäßiger Steuerfrei- 
heiten Entfchädigung geleiftet werden ſolle. Mo fügte eine Be— 
griffsbeftimmung der rechtmäßigen Steuerfreiheiten hinzu; er verftand 
darunter, entfprechend der fchon in Fulda feit 1812 beftandenen 
Geſetzgebung, diejenigen, welche vom Staate mittelft läftigen Titels, 
nämlich Ausbedingung eines höheren Kauffchillinges oder Ueber— 
nalyme ftärferer Grundlaften, erworben worden find, wenn dieſes 
durch Urkunden nachgewiefen werden Fann, in denen die Befreiung 
von der gewöhnlichen Steuer ausdrücklich zugefichert wurde. Außer: 
dem betrachtete er aber als eine rechtmäßige Steuerfreiheit den— 
jenigen Zuftand der Befteuerung, demzufolge feit 1816 die ritter- 
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ſchaftlichen Güter won DOber- und Niederheſſen nebft Echaumburg 
die Hälfte der weftphälifchen Grundfteuer mit ungefähr 20,000 Thlr. 
gezahlt hatten. Auch diefen wollte er Entſchädigung zufließen 
faffen, in der damals gefchehenen Bewilligung der halben 
Steuer einen Rechtögrund für den Urfprung einer immermwähren- 
den Freiheit von Bezahlung der anderen Hälfte erblickend, folcher- 
geftalt auch eine ungleiche Behandlung der ritterfhhaftlichen Be— 
figungen und einiger anderen, denfelben gleichftehenden, Grundſtücke 
in den verfchiedenen Landestheilen herbeiführend, da e8 in Fulda 
und Hanau nad) 1814 bei der vollen Befteuerung aller früheren 
Freigiiter geblieben war. Wippermann lieferte eine Gefchichte der 
Steuerbefreiungen in Kurheffen; hiernach war von jeher aller 
Privatgrumdbefig fteuerbar gewefen, doch hatte ſich die Ritterſchaft, 
wegen ihrer Verbindlichkeit zum perfönlichen Kriegsdienfte, von der 
- während des dreißigjährigen Kriege aufgefommenen außerordents 
lichen SKriegscontribution, welche feitdem zur AUnterhaltung des 
ftehenden Heeres fortvauerte, factifh frei gehalten, weil über ihre 
Verpflichtung, hierzu beizutragen, ein Rechtsſtreit mit der Land» 
fchaft beim Neichdfammergericht unentſchieden geblieben war, bie 
dann nad) Auflöfung des Reiches und dem Uebergange der Ver— 
pflichtung zum Kriegsdienfte anf alle Staategenoffen die allgemeine 
Steuerverbindlichfeit der Ritterfchaft wieder aufgegriffen wurde, die 
fih auf dem Landtage von 1816, weil mehr nicht der Bedarf er- 
forderte, in Bewilligung einer Hälfte der bis dahin erhobenen 
Steuerquote äußerte. In der thatfächlich unterbliebenen Ausdeh— 
nung der Kriegscontribution auf die Ritterfchaft erblidte Wipper— 
mann feinen befonderen Rechtstitel für den Erwerb einer 
Steuerfreiheit. Dad Dberappellationsgericht hatte ſchon den Grund- 
fat bethätigt, daß ein vom Staate anerfanntes Recht, welches für 
die Zukunft unzuläffig erflärt wird, ohne Anfpruch auf Entſchädigung 
für Diejenigen aufhöre, welche rüdfichtlid) des Erwerbs ſich in 
gleicher Lage befanden und Feinen bejonderen Rechtsgrund für fich 
haben, vermöge deſſen der Verluſt defielben für fie einen größeren 
Nachtheil als für alle Uebrigen mit fid) führt, in diefem Falle die 
Rüdgabe der empfangenen Gegenleiftung als den Maapftab der 
Entjebädigung betrahtend, weil der Verluft des Rechts ſelbſt nicht 
als Gegenftand der Entfhädigungsleiftung angefehen werden Fönne, 
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Mit Rüdficht hierauf wollte Mippermann nur für die durch. läftigen 
Titel vom Staate erworbenen Eteuerfreiheiten Entfhädigung ges 
währen, wenn gefeglich feftgeftellt werde, daß dergleichen überhaupt 
nicht mehr anerfannt werben follten. Diefem Grundfage, welchen 
die Regierung rückſichtlich der Entfchädigung für den Verluſt der 
Gewerbefteuerfreibeiten fefthielt, folgte die Etändeverfammlung aud) 
in Betreff der Grumdfteuerfreiheit, für diejenigen, welche den Werth 
der zu erftattenden Gegenleiftung nicht nadweifen wollten, ein be- 
ftimmtes Entfhädigungsquantum feftiegend. Das erregte die leb⸗ 
hafteften Proteſte ver ftandesherrlichen und ritterfchaftlichen Vertreter, 
und Motz ließ der Ständeverfammlung erflären, daß es für bie 
Regierung eine moralifhe Unmöglichkeit fei, nun das Geſetz zu 
fanetioniren. Das ©ewerkefteuergefeg fiel damit von felbft, da es 
die Landftände in die engſte Verbindung mit der Befteuerung des 
Grundeigentbumd gebracht hatten; auch die Aenderungen in der 
Claſſenſteuer unterblieben, obwohl dieſe von den Neuerungen in 
jenen Befteuerungsgattungen durd die Landftände nicht waren ab» 
hängig gemacht worden. So blieb das Beſteuerungsſyſtem in ſei⸗ 
ner bisherigen Unvollkommenheit. 

Bis zum Schluß des Jahres 1834 mußten die Wahlen der 
neuen Gemeindebeamten vollendet fein; es follten diefelben mit dem 
I. Januar 1835 in Wirffamfeit treten; die biöherigen Gemeinde— 
- beamten hatten am 31. December 1834 ihre Amts» Verrichtungen 
nach einer VBorfchrift der am 29. September von den Landftinden 
genehmigten Gemeindeordnung (©. 332) einzuftellen. Aber Haffenpflug 
hatte deren Berfündigung, nachdem derfelben am 25. October die landes⸗ 
herrliche Sanction und Unterfchrift ertheilt war, doch ned vers 
zögert; endlich wurde fie verfündigt, aber fo ſpät, daß fie erft in 
den lesten Tagen ded Jahres 1834 überall befannt wurde. Die 
bisherigen ©emeindebeamten legten ihr Amt an dem durch das 
Geſetz beftimmten Tage nieder, die neuen bis dahin zu wählen, 
war, wegen Kürze der Zeit, kaum in einer Gemeinde möglich ge: 
weſen; fat alle Gemeinden im Lande waren ohne Ortsobrigfeit. 
Haffenpflug begehrte die Einwilligung der Landſtände zu einer ge: 
feglihen Beftimmung, wonach die alten Gemeindebeamten wieder in 
ihr Amt eintreten, und in den einzelnen Gemeinden ſolches fo lange 
fortfegen follten, bis fie durch neu gewählte erfegt werben Fönnten, 
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Den Landftänden mißfiel es, daß diefelben, die meiftens auf Er- 
nennung ber Regierung beruhten, die neue Gemeindeordnung hand» 
haben follten, ohne daß für ſolchen Zuftand irgend ein Endpunct 
vorgefchrieben würde; auch das Jagte ihnen nicht zu, daß in jeder 
Gemeinde ein befonderer Anfangstermin für die Wirkſamkeit der 
aus der Wahl der Bürgerfchaft hervorgehenden Beamten fid) bilde, 
mithin auf ale Zeiten das nah fünf Jahren zu erneuernde 
MWahlverfahren für jede Gemeinde in eine andere Periode fallen 
fönne, während eine Gleichzeitigkeit deffelben im ganzen Lande 
wünfchenswerth erachtet wurde. Deshalb wollten die Landſtände 
den Wechfel der Gemeindebeamten, ftatt auf den 1. Januar 1835, 
auf einen anderen, aber auf einen beftimmt bezeichneten, Tag ver: 
legen. Darauf wollte Haffenpflug durhaus nicht eingehen; von 
einer kurzen Friſt beforgte er, daß fie ſich wieder ungenügend zeigen 
werde, in einer langen erblidte er eine Aufmunterung zum ſaum— 
feligen Betrieb des Wahlgeihäfts. Doch mit Stimmeneinhelligfeit 
entfchieden ſich die Landſtände für den 1. Juli 1835 al& den Tag, 
wo die @emeindeordnung überall volftändig zur Vollziehung ge: 
bracht und in die Hände der neu gewählten Beamten gelegt fein 
folle. Niemand, Haffenpflug felbft nicht, zweifelte daran, daß bis 
dahin die Wahlen vollendet fein könnten; dennoch war er nicht 
zufrieden geftelt. Da fanden ſich die Landſtände bewogen, dem 
Sefegentwurf hinzuzufügen, daß, wenn auch diefer Termin unzu— 
länglidy fein würde, das Minifterium denfelden mit Zuftimmung 
bed permanenten Ausſchuſſes ſolle verlängern dürfen. Das reizte 
Haffenpflug noch mehr. „Das wird nicht in das Geſetz kommen; 
verlaffen Sie fid) darauf, das Geſetz kommt nicht zu Stande; es 
wird in der bisherigen Verwirrung bleiben,“ rief Haffenpflug in 
der Ständeverfammlung aus, in welder ihm geradezu Eigenfinn 
vorgeworfen wurde. Die Verwirrung bot in Wahrheit die größte 
Gefahr dar, weil die Leitung der Landtagswahlen für die Städte 
vollig, für die Landgemeinden in wefentlihem Umfange von den 
Gemeindebeamten abhing, und bei deren Mangel eine Ernenerung 
der Ständeverfammlung, fei ed, daß folche durch Auflöfung oder 
in Folge regelmäßigen Zeitablaufs nöthig würde, ganz unmöglich 
gemacht wäre, inzelne gerade erforderlich gewordene Deputirten« 
wahlen. hatten ſchon ihren Fortgang nicht nehmen Fünnen. Haffen- 
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pflug war ſich deſſen bewußt, änderte aber doch nicht ſeinen Willen. 
Da erklärte Schomburg, weil durch Fortdauer des geſetzloſen Zu- 
ſtandes, der bei der Gemeindeverwaltung eingetreten ſei, die Ver— 
faſſung ſelbſt gefährdet werde, ſo trage für deſſen Beſeitigung nicht 
mehr der Miniſter des Innern allein, ſondern jeder Miniſter, die 
Verantwortlichkeit. Haſſenpflug ſchien in diefer Angelegenheit, ohne 
triftigen Grund, jo jehr nur den Eingebungen feines Eigenwillend 
gefolgt zu fein, daß fein Benehmen bei niemanden Billigung fand. 
Es war mit MWahrfcheinlichfeit anzunehmen, daß er länger fi nicht 
habe auf feinem Poſten halten fönnen, wenn die Landftände feit 
bei ihrem Entfchluffe beharrten. Jetzt ſuchte Haflenpflug einzulenfen, 
alle wechielfeitigen Bemühungen, fagte er, müßten fid vereinigen, 
um den bedenflidhen Zuftand aus dem Wege zu räumen; wenn 
irgend wo, fei hier Verftändigung nöthig, um die eingetretenen 
Störungen zu befeitigen; die Regierung wolle in feiner Weife die 
Bedeutung der landſtändiſchen Beichlüffe verfennen; deren ernftlidhe 
Erwägung fei ja ihm verfaffungsmäßige Verpflichtung ; daher ſchwinde 
ihm jeder Zweifel an dem Gelingen der nur auf den einen Zwed, 
das Angemefjenfte zu finden, gerichteten Thätigfeit. „An Ihnen, 
meine Herren, iſt es, durch einträchtiges Zufammenwirfen ein Gejeg 
zu Stande zu bringen, deſſen Nothwendigfeit niemand lebendiger, 
als ic empfinden kann.“ So jchloß Haffenpflugs Rede an die 
Ständeverfammlung. Es würde wohl feine legte gewefen fein, 
hätten die Landſtände Fein Entgegenfommen gezeigt; aber die Ver— 
gegenwärtigung einer doch noch denkbaren Auflöjung des Landtags, 
und die Unmöglichkeit, unter den obwaltenden Umftänden, eine neue 
Ständeverfammlung zu bilden, neigten viefelben zur Nachgiebigfeit. 
Endemann machte den Borfchlag, daß die bisherigen Gemeinde: 
beamten ihre Thätigfeit zwar nur bis zum 1. Juli fortiegen, nad) 
diefem Tage aber lediglich die zur Vollendung der neuen Wahlen 
etwa noch erforderlichen Handlungen vornehmen follten. Darauf 
gingen die Landftände ein, und Haffenpflug eilte, fi einverftanden 
mit diefem Auswege zu erbliden, der doch nur eine Wiederholung 
des zuerft von der Ständeverfammlung gefaßten Befchluffed war, 
daß der 1. Juli den Endtermin für die bisherige Wirffamfeit der 
älteren Gemeindebeamten bilden ſolle. So wurde ein faft anarıhi- 
ſcher Zuftand in der Öemeindeverwaltung gehoben und die Wahlen 
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der Bürger Fonnten ihren Bortgang nehmen. In Eaffel ließen diefe 
einftimmig Schomburg an der Spige der ftädtifchen Verwaltung, hoc) 
ihn ehrend mit Beweifen der Dankbarkeit, daß er ftets für Recht 
und geieglihe Freiheit. geftritten habe; fie wählten Wippermann 
zum zweiten Stadtvorftande, dem aber Haffenpflug die Beftätigung 
verfagte. Ohne einen Andern zu wählen, zogem fie ihn, mit Ber: 
leihung des Ehrenbürgerredhtd, als Secretar zur ftädtifchen Ver— 
waltung. Haffenpflug aber nöthigte durch Strafen, denjelben davon 
auch unter diefer Form zu entfernen. Weil nämlich die Gemeinde: 
ordnung vorfchreibt, daß der Stadtfecretar auf Lebenszeit gewählt 
werden fol, das übrige Perſonal der Gemeindeverwaltung auf 
Kündigung, gab ed Haffenpflug, wegen ded hier gebrauchten Ar» 
tifel8 der Einheit, für eine Gejegwidrigfeit aus, neben einem fchon 
vorhandenen Secretar noch einen zweiten in Wippermanns Perſon 
zu wählen. Dod wußte gegen folde Auslegung die Stadt Eaffel 
Schuß bei den Gerichten zu finden. 

Immer noch war den Lehrern der Gymnaſien die denfelben 
zugedachte Normalbefoldung vorenthalten. Mit Haſſenpflugs Er- 
flärung, wie es gejchehen fünne, daß die Lehrer des Lyceums in 
Caſſel Gehalte in der nämlichen Weife bekämen, als ſolche für die 
übrigen Oymnafiallehrer gewährt würden (S. 347), ſchien allfeitige Fürs 
forge getroffen zu fein. Doch gab Hafjenpflug jener Erflärung jegt die 
Deutung, daß die Lehrer der Anftalt in Gaffel mit denen der 
übrigen Lehranftalten gleich gehalten werden follten, alfo feine 
Normalgehalte zu geniegen hätten, weil den legteren vergleichen 
nicht ausgezahlt ſeien; dieſes aber war eben unterblieben, weil die 
Lehrer in Caſſel Normalgehalte nicht eher haben follten, als bis 
der daſige Stadtrath das Recht feiner Präfentation und. feiner 
Theilnahme an der Direction der Anftalt aufgegeben habe. Als 
ein Mittel, diefen in feinen Entfhlüffen wanfend zu machen, was 
Vilmars (S. 341) und Herm, Müllers (S. 290) Unterhandlungen miß- 
lungen war, wurde noch ferner vie Zurüdhaltung der Rormalbefoldung 
für fänmtliche Lehrer des Landes benugt. Faſt fonnte man glauben, 
es fei dabei beabfichtigt, Schomburg, den Bürgermeifter von Eaffel, 
deſſen Lieblingsgedanfe die Beförderung des öffentlichen Unterrichts 
war, ald LZandtagsdeputirten und Präſidenten der Ständeverfamm- 
lung in eine fchiefe Stellung zu bringen, Der Stadtrath von 
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Eaflel aber war um fo beharrlier in dem Borfag, feine Einwir- 
fung auf den Jugendunterricht fich zu erhalten, je offener die reli- 
giöfe Secte hervortrat, welche, durch Haffenpflugs Berufung von 
Ausländern zu Lehrämtern geftärft, ven Grundfag predigte, daß die 
ewige Seligfeit nicht durch Tugend, Sittlichkeit und gute Werke, 
fondern für den mit der Erbfünde behafteten Menfchen lediglich 
dur den Glauben an den Erlöfer zu erringen ſei. Wenn fi 
auch diefer Secte Einzelne der vornehmeren Stände, mit Preußens 
Gefandten, zuneigten, fo hatte der Stadtrat) doch im Allgemeinen 
die Stimmung der Einwohner für fi), die fo weit ging, die Zus 
fammenfünfte jener myſtiſchen Affociation gewaltfam aufzuheben, 
was dann gegen diefe, ald fie auch unter dem Militair fich ver: 
breitete, hemmende Maasiregeln der geiftlichen Oberbehörde hervor: 
rief. Hoffmann, der auf beffere Stellung der Geiftlidien, auf zweck⸗ 
mäßige, ypractifhe Ausbildung verfelben, auf Beförderung des 
firchlichen Lebens in.den Gemeinden durch deren Mitwirfung bei 
der Ernennung der Prediger hinzuwirken fuchte, nahm, durch Hahn 
unterftügt, mit Wärme fi) auch des Lehrftanded an; unabläffig 
wurde auf deſſen pecuniaire Verbefferung fo eifrig gedrungen, daß 
ſolche kaum fi) noch zurüdhalten ließ. Da fiel endlid ein ent- 
fheidender Schlag gegen das Lyceum in Caſſel. Es gehörte daffelbe 
zu den Stiftungen, die nad) der Verfaffungsurfunde unter dem be: 
fonderen Schutze ded Staates ftehen follen, und nur, wenn der 
ftiftungsmäßige Zweck nicht mehr erreicht werden kann, mit Zu: 
fimmung der Betheiligten und Bewilligung der Landſtände verän- 
dert werden dürfen. Bislang war ed die Beftimmung jener An— 
ftalt geweſen, den Gelehrtenunterricht zu ertheilen und durch diefen 
zum unmittelbaren Uebergang auf die Univerſität vorzubereiten, 
Landgraf Friedrich, ded Prinz» Regenten Urgroßvater, hatte der 
Anftalt ein Gebäude gefhenft und in dem Echenfungsdocumente 
bemerkt, dad Directorium derjelben habe die ganze Schulverfaffung 
feiner gnädigften Intention gemäß einzurichten, allen Mängeln und 
Gebrechen abzuhelfen, Fünftigen vorzubeugen, und eine Verbefferung 
der Anftalt fi) angelegen fein zu laffen. Als den ftiftungsmäßigen 
Zweck der Anftalt erblickte hierin Hafjenpflug die Befugniß des 
jedesmaligen Regenten, den Umfang des Lehrplans nach deffen In— 
tention feftgufegen. Haffenpflug beftimmte nun — der Stiftung ent» 
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fprechend, fo fagte er — von 1835 an das Lyceum zu einer für den 
Gymnaſialunterricht vorbereitenden. Elementarfchule, und errichtete 
ein neued Gymnafium in Gaffel, für welches eine Geldbewilligung 
nicht erfolgt war. Die Etadtbehörde von Caſſel flagte bei ver 
Ständeverfammlung über Vernichtung jener Stiftung, indem die , 
höhere Unterrichtöanftalt, für welche ihr Präſentation der Lehrer 
und Theilnahme an der Direction zuftand, zu einer Elementarfchule 
umgewandelt werben folle. Am 30. März, wenige Tage vor Dftern, 
richtete Henfel an die Landftände den Antrag, dem Minifterium 
des Innern zu eröffnen, wie man landftändifcher Seits die beab- 
fichtigte Umgeftaltung der Anftalt als ftiftungswidrig und unver- 
einbar mit der Verfaffungsurfunde, fomit als eine Verlegung der 
Verfaffung anfehe, mit dem Erfuchen, diefelbe nicht zu verwirklichen. 
„Es find allerdings gewichtige Vorwürfe, welche hier wieder ge- 
macht werden,” fagte Haflenpflug, „doch ich habe dergleichen mehr 
erlebt und verwundere mich darüber nicht; ich weiß, daß dafür ein 
Ausweg beiteht und ein Mittel, welches diefe Dinge auf den 
rihtigen Platz zu ftelen gewohnt iſt.“ Die Ständeverfammlung 
ſchloß ſich Henkels Vorichlage an. „ES fcheint nichts die Ver: 
fammlung abzuhalten, auf dem Wege fortzugehen," warf Haffen- 
pflug den Landftinden entgegen; „id bin fchon mehr in der Lage 
geweſen und ich habe Recht behalten, nicht die Verfammlung; ich 
babe fie abgehalten, daß die Verfaffungsurfunde verändert werde; 
das würde gefchehen fein, wenn darauf eingegangen wäre, daß der 
Landtag -nicht aufgelöfet oder vertagt werben könne, bevor eine 
Snftruction für den permanenten Ausfhuß gegeben wäre.” Damit 
verließ er die Verfammlung, und vollgog zur Stunde eine Ber: 
fügung wegen Berwirklidhung feines Planes in Beziehung auf die 
Umgeftaltung ded Lyceums von Caffel, was zu langwierigen pro- 
cefjualifhen Verhandlungen mit der Stadtbehörde führte, die erft 
nach Jahren einen Vergleich zur Folge hatten. Hahn Fündigte fchon 
den Antrag an, eine Anklage gegen Haffenpflug wegen Verlegung 
ver Verfaſſung zu erheben. Hiergegen nahm Verſchuer denfelben 
in Schutz, den Antrag, weil noch nichts vollzogen fei, zu frühzeitig 
haltend, ohne denſelben ald unbegründet darzuftellen. Da der 
Schluß des Landtags auf den 31. März beftimmt war, fo wurde 
unmittelbar darauf der Landtagsabſchied berathen. Henkel, Schwar- 
24 
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zenberg und Wippermann hatten den Entwurf begutachtet; ſie fan— 
den bei deſſen Form nichts zu erinnern; es war dieſelbe der im 
Jahre 1833 gebrauchten (S. 318) gleich, nicht der Vertragsform, die 
noch 1831 und vorher ſtets angewendet war. Die Ständeverſammlung 
wünſchte jetzt, der letzteren ſich zu bedienen, nicht der von 1833, 
die unter ſehr ungewöhnlichen Umſtänden, wo die dringende Zeit 
kaum zu ſehen und zu reden erlaubte, dies eine Mal gebraucht 
war. Haſſenpflug hielt es ungeeignet, bei den Entwicklungen, welche 
die öffentlichen Verhältniſſe darbieten, ſtets die Form derſelben in 
Zweifel zu ziehen; die Hinweiſungen auf eine, Jahrhunderte lang 
ununterbrochen in Uebung geweſene, Form nannte er eine Art, 
das Hiſtoriſche zu benutzen, wie er daran keinen Theil nehmen möge, 
da die erften Vorgänge, die Verfaſſung auszuführen, ſich im Jahre 
1833 fänden. Doch gab er, ald Schomburg die für die Vertrags— 
form fprechenden Gründe der Zweckmäßigkeit hervorhob, nad), daß 
eine verfchiedene Anficht möglich, fei, und die Regierung bei der 
ganzen Sache nur dad Intereſſe der Stabilität habe. Obwohl 
Niemand erhebliched Gewicht darauf zu legen. ſchien, mogte vie 
Ständeverfammlung doch ihre Anficht nicht aufgeben. „Dann fann 
nicht weiter verhandelt werden,“ rief Haffenpflug; „eine ‚weitere 
Berhandlung wird zu nichts führen; das kann fo durchaus. nicht 
gehen; ed kann nur die Abficht fein, daß der Landtag nicht zu 
Ende gehen foll; denn es ift klar, daß hiernach der Landtagsab— 
fhied nicht zu Stande fommen kann.“ Mit folchen Worten verließ 
er die Berfammlung. Er dachte wohl an die geheimen Beſchlüſſe 
der Wiener Conferenz, wonach die Regierungen in der bisherigen 
Form und Weiſe, Landtagsabſchiede abzufaſſen, Feine Aenderung ein- 
treten laſſen ſollen, welche den landesherrlichen Rechten zum Nach— 
theil gereichen könnten Bis zum 6. April harrten die Landſtände 
unthätig des Weiteren. An dieſem Tage erſchien Haſſenpflug 
wieder, um ein von ihm eontraſfignirtes Reſcript des Landesherrn 
zu verlefen. Es erklärte dieſer darin, daß Feinerlei Abweichung 
von dem unter ftändiicher Mitwirfung nad Maaßgabe der Ber: 
faffungsurfunde Feftgeftellten geftattet werden dürfe, wenn nicht die 
‚ruhigen Entwidelungen der Staatseinrichtungen überhaupt ‚gefähr- 
det und durch ein fo höchft nachtheiliged Schwanfen immer neue 
Streitfragen hervorgerufen werden: follten. Die Berhandlungen 
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über den Landtagsabfchien hätten zu der Ueberzeugung geführt, daß 
bei der Ständeverfammlung eine einverftändliche Bereitwilligfeit zur 
Erledigung dieſes zweckmäßigen Gefchäfts nicht vorhanden fei; 
durch ein derartiges Hinziehen des Landtags drohe eine Gefähr- 
dung der Staatsintereffen; denn ed gewinne das Anfehen, als wenn 
eine Ständeverfammlung. eine, den landesherrlichen Abfichten wider- 
fprechende, Dauer des Landtags auf dem Wege der Gegenpropofition 
wider den Entwurf des Landtagsabſchiedes herbeizuführen vwermögte, 
in fo fern nicht Vertagung oder Auflöfung zur Einftellung ver 
landftändifchen Verhandlung benugt würde, während doch die Ver- 
faffung unbedingt dem Landesherrn die Befugniß gebe, die Stände: 
verfammlung zu entlaffen. Dabei wurde Bezug auf denjenigen 
Artikel der Berfaffungsurfunde genommen, dem zufolge der Landes— 
herr entweder in eigner Perſon oder durch einen Be 
vollmädtigten die Ständeverfammlung eröffnet und entläßt. 
Um daher die Aufrechthaltimg der Verfaffungsurfunde zu bethätigen, 
hatte der Regent, fo lantete jenes Reſcript, für Haffenpflug die 
von biefem contrafignirte Vollmacht ausgefertigt, die Ständever- \ 
fammlung zu entlaffen, und: „ich entlaffe Ste,“ fügte Haffenpflug 
der Verlefung des Referipts Hinzu, Schwarzenberg die Rede ver: 
bietend, ald dieſer dad MWort noch ergreifen wollte. 

War das Vertagung, Auflöfung oder Verabſchiedung des 
Landtags? Haffenpflug ſchien dadurdy eine vierte Gattung von 
Einftellung der landſtändiſchen Thätigfeit fchaffen zu wollen. Er 
würde dadurch die Befugniß gewonnen haben, der Lanpftände fich 
zu entledigen, ohne fie, wie bei einer Vertagung vorgefchrieben  ift, 
nad) drei oder, wie ed im Fall der Auflöfung gefchehen foll, inner- 
halb ſechs Monaten wieder rufen zu müffen, ohne an ihre Unter- 
zeichnung des Landtagsrecefied gebunden zu fein. Die in einer 
folchen liegende Vereinbarung des Landesherrn und ber Landftände 
über die gefchehene Beendigung der. Gefchäfte erachtete der per- 
manente Ausichuß, auf die Gefchichte der Landtage geftügt, für das 
nothwendige Merkmal der Verabfchiedung eines folhen. Da nun 
ein Landtagdabfchied nicht zu Stande gefommen ſei, fo folgerte der 
Ausihuß, daß entweder eine Vertagung oder eine Auflöfung in 
der ftattgefundenen Entlaffung zu fuchen fein müffe, weil die Be- 
ftimmung der Verfaffungsurfunde, daß der Landesherr in Perſon 

24* 


— 
* 


— 56 — 

oder durch einen Bevollmächtigten die Stände verſammlung eröffne 
und entlaſſe, nicht eine beſondere Art von Befugniſſen einräume, 
ſondern nur eine Form für deren Ausübung vorſchreibe. Als ſechs 
Monate verfloſſen, ohne daß die Landſtände wieder einberufen waren, 
erhob der Ausſchuß gegen Haſſenpflug, der um dieſe Zeit wegen 


der früheren Anklagen noch vor Gericht ſtand, eine neue Anklage 


wegen unterlaffener zeitiger Einberufung der Ständeverfammlung ; 
hierauf mußte derfelbe die Anklage beſchränken, weil das Ober: 
appellationsgericht ein Anklaggreht wegen anderer Handlungen oder 
Unterlaffungen eines Minifterd nur der Ständeverfammlung zuer— 
faunte; fonft würde fie auch auf die unterbliebene Anordnung neuer 
Wahlen unter der Vorausfegung einer in der Entlaffung liegenden 
Auflöfung oder auf die in einem Schluffe des Landtags ohne Unter: 
zeichnung eines Landtagsabſchiedes enthaltene Berfaffungswidrigfeit 
gerichtet gewefen fein. Es entichied aber das Oberappellationdge- 
richt, daß zwar ein Landtag nur verabfchiedet, vertagt oder aufge: 
löfet, nicht in einer anderen Form entlaffen werden Fönne, daß je 
doch in der vorgefommenen Entlaffung feine Auflöfung erblict zu 
werden vermöge, weil fonft damit zugleich neue Wahlen hätten an— 
geordnet fein müſſen. In den begleitenden Umftänden fand das 
Gericht auch den Beweis, daß nicht eine Entlaffung der Stände- 
verſammlung auf drei Monate, alfo nicht eine Vertagung, beab- 
fichtigt gewefen fei. Daraus folgerte daffelbe, daß nothwendig die 
Entlaffung eine Verabſchiedung, alfo ein völliger Schluß des Land— 
tags, geweſen fein müffe, der eine Wiederberufung der Ständever: 
fammlung in der nämlichen dreijährigen Landtagsperiode nicht er- 
heifhe. Demnach wurde die auf unterlaffene zeitige Ein- 
berufung der Landftände gerichtete Anklage für unbegründet erklärt; 
und weil diefelbe hiernach ſchon zurüdgewiefen werben müffe, hielt 
das Oberappellationsgericht die Beurtheilung der weiteren Behaup- 
tung für unnöthig, daß ohne einen Landtagsabfchied ein Landtag 
nicht beendigt oder. gefchloffen werden könne. Es wäre, um bier: 
über einen Urtheilöfpruch zu erlangen, eine weitere Anklage nöthig 
gewefen, zu welcher der Ausſchuß, nad) der Anficht des Oberappels 
lationsgerichts, nicht ohme eine bejondere Inftruction der Stände- 
verfammlung ermächtigt war. 


Haffenpflugs Princip, einer ſolchen Inftruction jegliche Wirkfam- 
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feit abzufprechen, hätte, fo weit dazu Kurheſſens Mitwirfung erforbers 
rich war, faft die Verträge über den Anfchluß vun Baden, Frankfurt 
und Naſſau an den Zollverein fcheitern laffen. Wenn die ent: 
laffenen Landſtände nicht wieder einberufen werden follten, Fonnte 
man fid) der Nothwendigfeit nicht überheben, darüber mit dem 
permanenten Ausſchuſſe fich zu benehmen, der die Ermächtigung, 
jene Verträge zu prüfen und Namens der Landftände zu gench: 
migen, durch die ihm eriheilte Inftruction erhalten hatte. Um 
diefer nicht eine Anerkennung zu zollen, entwidelte Haffenpflug das 
Prineip, daß ed der. Regierung frei ftehe, mit dem Ausſchuſſe, 
nach ihrem Belieben, auch über andere Gegenftände zu verhandeln, 
als diejenigen, welche defien Gefchäftsfreife dur die Verfaſſungs— 
urfunde oder durch eine von der Ständeverfammlung ausgegangene 
Inſtruction zugewiefen feien, und für dieſen Zwed den Ausſchuß zu 
berufen. So erließ Haffenpflug eine fürmlihe Zufammenberufung 
des Ausfchuffes, um denfelben über die Erweiterung des Zollvereins 
zu hören. Auf ſolche Grundlage nahm der Ausſchuß Anftand, ſich 
in Verhandlungen einzulaffen, weil er eines Theild feine Bermanenz 
in Frage geftelt glaubte, anderen Theild nicht einräumen wollte, 
daß die Regierung ihn zu einer Thätigfeit veranlaffen fönne, bie 
nicht ihre Grundlage in der ihm zu Theil gewordenen Inftruction 
finde, beforgend, dap fo die Wirkfamfeit der Ständeverfammlung 
feldft gelähmt, die derjelben verfaffungsmäßig zugewiefene Function 
wider deren Willen durd) die Regierung auf den Ausfchuß über: 
tragen werden ſolle. Letzterer wendete fi) deshalb an Motz, indem er 
dieſem die Bereitwilligfeit erklärte, mit ihm oder deſſen Commiffaren 
die Zollverträge auf den Grund feiner Inftruction zu erörtern, 
Es gelang diefed nicht ohne Schwierigkeiten, indem Haffenpflug 
fich fortwährend mit neuen Deductionen über die Rechte der Regie— 
rung und den von den Landftänden oder ihrem Ausfchuffe einzu— 
nehmenden Standpunct dazwifhen miſchte und deſſen Verfahren 
als ein foldyes darftellte, welchem erft eine Aenderung der Vers 
faffung vorhergehen müſſe. Mehrfach erflärte der Ausfchuß, daß er 
fi) mit Haffenpflug in folche theoretifche Kämpfe nicht einlaffen 
wolle, doc) folgten immer neue SBrovocationen zu flaatsrechtlichen 
Streitigkeiten, welche die materiellen, vorzugsweife von der ungleichen 
Behandlung des Tranfitd auf den zur Wefer führenden Straßen 


entlehnt, faft zur Nebenfache machten und bei denfelben den Wunſch 
nad) einer gänzlichen Paſſivität erwedten. Mo fürchtete, daß 
dadurch die Aufrechthaltung der Berbindung Kurhefiend mit dem 
Zoliverein in Frage geftellt werden wiirde. Er hielt dem Aus- 
fhuffe vor, Kurheſſen komme durd die Hemmungen bei VBollziehung 
eben unternommener. Staatöhandlungen in ©efahr, feine bisher 
behauptete ehrenvolle Stellung im Zollvereine zu verlieren und 
öffentlich darzulegen, wie wenig fein inneres Staatöleben Garan- 
tien darbiete, äußere Staatöverhältniffe mit der Würde und Zuver: 
läffigfeit zu leiten, die allein geeignet fei, Vertrauen und Achtung 
in den gegemüberftehenden Regierungen zu begründen. Der Auss 
ſchuß entgegnete, daß es ja Mop allein in der Hand habe, 
folhe Hemmungen zu entfernen, indem der Ausfhuß durchaus 
nicht verfage, mit ihm zu verhandeln, der Regierung aud) freiftehe, 
die Ständeverfammlung einzuberufen. Inzwiſchen Fam es doch, 
nachdem der Ausfhuß 24 Mitglieder der legteren zur Mitberathung 
zugezogen hatte, zu einer Einigung über die abzuſchließenden Ber: 
träge mit Commiffaren ded Finanzminifterd, unter dem Borbehalt, 
daß die Verhandlungen feinem der conferirenden Theile, weder den 
Rechten der Regierung, noch denen der Ständeverfammlung und 
des Ausſchuſſes, präjudieiren follten. Motz verficherte dabei feine 
Bereitwilligkeit, über Gegenftände, welche ausfchließlih dem Ge— 
[häftöfreife der Finanzverwaltung zugehörten, unmittelbar und ohne 
Haſſenpflugs Vermittlung mit dem Ausſchuſſe zu verkehren, gab 
jedoch jpäter jener Verſicherung die Deutung, daß fie ſich nur auf 
feinen Willen habe befchränfen follen, ohne das Verſprechen einer 
That in fich zu fehliegen, weil einer folden der Wille eines An- 
dern entgegenftehe, Bielleicht hatte diefer Andere felbft, fein anderer 
ald Hafjenpflug, jene Deutung erfunden. Ald der Ausfchuß eine 
Nahweifung über die Verwendung ded Staatdeinfommens aus 
der Vergangenheit, um Befchlüffe der fünftigen Ständeverfammlung 
darüber vorzubereiten, geftügt auf feine Inftruction, begehrte, fing 
Motz an, zwifchen deren Gültigkeit und ihrer Wirkſamkeit zu unter: 
fheiden, zwar erftere zuzugeben, aber letztere im Berhältniß zur 
Regierung zu beftreiten; er fürdhtete nun, die Ständeverfamm:- 
lung mögte einmal ihre gefammte Wirkfamfeit auf den Ausſchuß 
übertragen und ſich felbft ganz außer Activität fegen, was eine 


Umwälzung der Etantöverfaffung involviren würde, weil der Res 
gierung wider ihren Willen die Verpflichtung nicht auferlegt werben 
fönne, mit einem aus wenigen Perſonen beftehenden Ausſchuſſe der 
Landftände, ftatt mit deren Gefammtheit, zu verhandeln. Aus dem 
furzen Zeitraume von drei Monaten, welcher der Ständeverfamms- 
lung für ihre Sigungszeit innerhalb drei Jahren ald Regel durch 
die Berfafjungsurfunde zugemeffen fei, ſchloß Motz, daß die Prü- 
fung der Staatöcaffenrechnungen, welche der Landtag neben fo 
vielen anderen Gefchäften in einem foldyen Zeitraume vornehmen 
ſelle, nur eine höchft fummarifche fein könne. Weil der Ausfchuß 
dazu mehr Muße habe, fo glaubte Mod, dem legteren jene, eine 
fünftige Befchlußnahme der Ständeverfammlung vorbereitende Prü— 
fung nicht überlaffen zu dürfen, damit eine folche nicht tiefer ein- 
dringe, ald fie nad der Verfaffung dürfe. Den inneren Grund 
für deren fo gedeutete Anordnung einer bloß. generellen Prüfung 
des Rechnungswefene fand Motz in dem ZJutrauen, welches der 
Regierung wegen treuer und umfichtiger Verwaltung gebühre und 
eine fpeciele Controle überflüffig erfcheinen laſſe. Mog erklärte 
dabei, eine ſolche nicht zu fürchten, diefelbe vielmehr zu wünfden; 
doch meinte er, wenn er fie zulaffe, mit ver Verfaſſung in Conflict 
zu gerathen. 

So war fortwährend bei den Miniftern das Bemühen vor: 
berrfchend, die Wirkſamkeit zu lähmen, welche der permanente Aus— 
ſchuß zu entwideln beabfichtigte. Diefer erblidte einen weiteren 
Berfuch dazu in Haffenpflugs Weigerung, feinen Mitgliedern wäh— 
rend ihres Aufenthalts in Eaffel die Tagegelver zufommen zu laflen, 
welche die Berfaffungsurfunde den Mitgliedern der Ständever- 
fammlung zubiligt. Haſſenpflug wollte die Mitglieder deö Aus- 
ſchuſſes zwar ald Abgeordnete und ftändifche Mitglieder anfehen, 
aber nicht ald Mitglieder der Ständeverfammlung, weil ja ber 
Ausſchuß nur für die Zeit in Thätigkeit trete, während welcher 
die Stände nicht verfammelt feien. Nichts deſto weniger 
wollte er Tagegelver zahlen laffen, aber bloß dann, wenn von ihm 
die Nothwendigkeit anerfannt fei, daß der Ausfchuß aus befonderer 
Beranlaffung zur Erledigung von Geichäften habe zufammentreten 
müffen, während diefer, ohne den Minifter ded Innern über feine 
Geſchäͤfts führung fich vechenfchuftspflichtig zu halten, ftetd vereinigt 
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fein zu dürfen glaubte. Wippermann machte die Frage, als fie 
von der Ständeverfammlung übergangen wurde, ald perfönliche 
Angelegenheit bei den Gerichten rechtöhängig. Diefe entfchieden 
Diefelbe gegen Haſſenpflugs Anficht, weil die Berfaffung auf dem 
Grundſatze der ununterbrechenen Repräfentation des Landes durch 
feine Bertreter beruhe, die, wenn die Wirkfamfeit der Ständever: 
fammlung aufhöre, durch den permanenten Ausſchuß fortgefegt 
würde, der innerhalb des ihm durch die Verfaſſung beigelegten 
Berufes während der Zeit, für welche er ernannt wurde, ununter: 
brochen fortdauere, nad) feinem freien Ermeffen ſich zu verfammeln, 
und fo lange, als er es für nöthig erachte, verſammelt zu bleiben, 
befugt fei, ohne daß dieſes Recht durdy eine Staatöbehörde befchränft 
werden dürfe, und ohne daß eine foldhe zu prüfen habe, ob dem Aus: 
ſchuß genügende DVeranlaffung zu einer Zufammenfunft oder zur 
Fortdauer feiner VBerfammlung gegeben geweſen fei. 

In der tief eingreifenden Bedeutung biefed Grundfages, der 
nothwendig fi) Anerfennung verfchaffen mußte, war vielleicht die 
Urſache zu erbliden, weshalb Haflenpflug unausgefegt dad Beftres 
ben an den Tag legte, die materielle Wirfjamfeit des permanenten 
Ausſchuſſes zu beſchränken. Schomburg fühlte, wie fehr ihm dies 
gelingen werde; doch Eonnte er feine Muthmaaßung nur auf die » 
Borausfegung gründen, daß das Inftitut jened Ausjchuffes in der 
Ständeverfammlung felbft nicht die Unterftügung finden werde, die 
defien Wichtigkeit erheifchte. Seine Vorausfegung trog ihn nicht; 
die Bemühungen ded damaligen Ausfchuffes, durch Schomburg, 
MWippermann, Schwarzenberg, nebft den Freiherrn von Heydwolf 
und von Bodenhaufen zufammengefegt, fanden nur geringen Anklang 
bei dem nächften Landtage, und feitdem hat diefer auf die Wah— 
rung von Formalien feine Thätigkeit befchränft. 

Die Erflärung diefer Erfcheinung mogte in der immer mehr fteigen: 
den Abfpannung zu fuchen fein, der das politifche Leben des Volkes fich 
hingab. Es vergaß die Ereigniffe feiner jüngften Gefhichte; nur Wenige 
waren ed, welche ihren Bli auf die hiftorifchen Schätze einer ent: 
fernteren Vergangenheit warfen. Mußte man dod) die Klagen des 
Vicomte von Laborde, Frankreichs Geſandſchafts⸗Secretairs, über 
den Eläglichen Zuftand der Furheffifchen Archive gerecht finden, und 
einem Spaziergange diefed Fremdlings in der Bibliothek zu Fulda 
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die Entdeckung von Gutenbergs zweiundvierzigzeiliger Bibel unter 
der reichen Sammlung dortiger Incunabeln verdanken. Henſchels 
kunſtgerechte Hand vollendete hier das coloſſale Standbild des hei— 
ligen Bonifacius, das Kreuz erhebend, die Schrift im Arm. Feſtlich 
wurde in Caſſel und Hanau des Tages gedacht, wo vor zwei Jahr⸗ 
hunderten Landgraf Wilhelm V. dieſer vom kaiſerlichen General 
Lamboy belagerten Stadt Entſatz brachte, und hundert Jahre fpäter 
die Grafihaft Hanau durch Erbfall an Heffen gelangte. In 
einem Vereine für heſſiſche Geſchichte und Landesfunde, beftimmt 
den Zuftand ded Landes auf hiftorifhem Wege genauer zu er- 
forfchen und dadurh den Geſchmack für vaterländifhe Studien zu 
weden, begann vorzugsweife die fruchtbare Thätigfeit des Archivars 
Landau ſich hervorzuthun. Friedrich Murhard unterzog fidh einer 
Fortfegung der durch Martens begonnenen Sammlung "von Staatd- 
acten und diplomatifchen Verhandlungen. Pfeiffer ließ, nad) län: 
gerem Zwifchenraume, in rafcherer Folge die auf Entſcheidungen des 
Dberappellationsgerichtd gebauten. practifchen Ausführungen aus den 
verfchiedenften Theilen der Nechtöwiffenfchaft folgen. Ein Juſtiz— 
beamter lieferte eine Darftellung neuerer Strafrechtsfälle. Für die 
ftaatsrechtlichen ragen der Gegenwart wußte dagegen eine von 
Anwälten herausgegebene Wochenfchrift für VBerfaffung, Geſetzge— 
bung und Rechtswifjenfchaft Faum den Stoff zu finden. So ſchwand 
in Stille die Zeit, die, neben Heinrich Königs Waldenfern, Franz 
Dingelſtedts Dichtergenie fi entfalten fah. Dod tauchten Streit- 
fchriften über Bernunft und Chriftenthum in ihrem‘ gegenfeitigen 
Berhältniffe auf. in verworfener Menſch, der fpäter den Straf 
anftalten verfiel, unternahm es, hoher Unterftügung fich rühmend, 
eine Gefchichte der Furheiliihen Landtage herauszugeben, die als 
Pasquill bezeichnet werden Fann. | 

Haffenpflug hatte bisher den Miniftergehalt bezogen, allein unter 
dem Vorgeben, daß er zweien Departements vorftehe, verlangte er jeßt 
noc) einmal foldyen Gehalt, rückwärts von den Jahren jeit 1832; er eig— 
nete aljo doppelte Befoldung ſich zu, er ftügte fich dabei auf eine landes— 
herrliche Zufage, die niemand contrafignirt hatte; der Finanzminifter hat 
darüber feine Zahlungsanweifung ertheilt, aber Haffenpflug hat felbft 
die Gaffenbeamten angemiefen, ihm an 10000 Thlr. ald rüdftändigen 
Gehalt einzuhändigen: — Unter feiner Mitwirkung wurden die Söhne 
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aus der erften Ehe der Gräfin Schaumburg in den Avelftand mit 
dem Namen eined audgegangenen Rittergefchledhts erhoben. Die 
ritterfchaftliche Corporation wollte aber diefelben nicht unter ihre 
Mitglieder aufnehmen. Auch Trott, ald Obervorfteher der adeligen 
Stifter, ſprach fih dagegen aus. Als diefer in gefelligen Kreifen die 
Ausgleihung berliner Theaterftreitigfeiten erzählte, wie fie ihm vom 
dafigen Geſandten mitgetheilt war, wurde ihm der Borwurf unge— 
eigneter Berbreitung gefandfchaftlicher Depefhen gemacht. Dies 
wedte den Gedanfen, die bei auswärtigen Höfen acereditirten Ges 
fandten anzuweifen, daß fie ihre Berichte an das geheime Cabinet 
zu richten hätten, nicht an den Minifter der auswärtigen Angeles 
genheiten Trott weigerte fi, eine ſolche Weifung zu vollziehen, 
und wurde aus dem Staatödienfte entlafien, ohne Rüdzugsgehalt. 
Lepel trat an die Spiße dieſes Departementd, zugleich zum Ober: 
fammerherrn ernannt, nachdem er fo viele Jahre hindurch dem 
gefeßgebenden Körper von Frankfurt, ald Bürger diefer Stadt, prä« 
fivirt hatte. In Gemeinſchaft mit Haffenpflug brachte er den Bes 
ftluß der Bundesverfammlung über die Vergehen gegen den teut— 
fben Bund und die Auslieferung politifcher Verbrecher zur Ber: 
fündigung. — Hesberg bedurfte bei Weiten nicht die Beträge, die 
für den Kriegsetat auögefegt waren (©. 376). Seine weife Decononiie 
füllte die Kriegscaffe mit beträchtlichen Summen, an 300000 Thir., 
die zu den Zweden, für welche fie beftimmt waren, nidt verwendet 
werden Fonnten; für andere Zwede mogte er diefelben nicht benugen ; 
aber er fand ſich bewogen, mit Benfion in den Ruheſtand zu treten. 
An Loßberg ging nun wieder die Militairverwaltung über, der 
Hesbergs Erfparniffe zu verausgaben wußte, ehe noch die Berwen- 
dungsnachweifung des legteren den Landftänden geliefert war. — Eine 
namhafte Summe hatte die Ständeverfammlung ausgefegt, um vers 
dienten, zu gering beſoldeten Lehrern der Landesuniverfität eine 
beffere Stellung gu bereiten. Haffenpflug benugte die gefammte 
Bewilligung, um fie ald einen, ungewöhnlid hohen, neuen Ge— 
halt dem Profeſſor Huber in Roftod zu verleihen, der einen Lehr: 
ftuhl für abendländifche Literatur in Marburg einnehmen follte. — 
Dem jüngft zum Juftizbeamten ernannten Advocaten Scheffer, den 
jest das goldene Verdienſtkreuz ſchmückte, führte Haffenpflug als 
Obergerichtsrath dem Eriminalfenat in Eaffel zu, und beftimmte ihn 
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dann zum Landtagscommiſſar. Als fein Programm gab dieſer den 
Landftänden, denen er felbft früher angehört hatte, das eifrigfte 
Beftreben, auf friedliche und ehrenvolle Löfung vorfommender Dif- 
ferengpuncte jeder Zeit hinzumirfen, und felbft in der erwärmenden 
Reibung verfchiedener Anfichten und entgegenftehender, Meinungen 
dad Band gegenfeitigen Vertrauens nicht zu ftören, das Staat» 
regierung und Stände umfhlingt und ſtets umfchlingen muß. 
Beim Beginn der Wahlerneuerung für die dritte Landtage- 
periode war abermald Regierungsfeitig auf den großen Werth hinge- 
wiefen, den ed für dad Wohl des Landes haben werde, Staatsdiener, 
zumal der unteren Glaffen, für die Ständeverfammlung zu gewinnen, 
weil fie, der Genehmigung jegt gewiß, unabhängig nad) eigner gewiflen- 
bafter Neberzeugung verfahren und verfchmähen würden, ſich einer Partei 
anzufchließen, oder blindlings, für die triftigen Gründe unzugänglic) 
mit dem einmal erfornen Leitftern zu ſtimmen, ob auch deſſen An— 
fihten als gemeinfcyäplich erkannt würden. Wohl wurde dagegen 
von anderer Seite gewarnt, aber dennoch befland mehr ald der 
dritte Theil der neuen Ständeverfammlung aus Hof: und Staats- 
dienern, unter diefen Haft, der lange Zeit von aller politifchen 
Wirkſamkeit fich fern gehalten hatte, Meifterlin, von Hanau ges. 
wählt, erhielt die Genehmigung zu feinem Eintritt nicht Gleiches 
2008 traf den Abgeordneten der fuldaifchen Städte, denen, aldbald 
eine andere Wahl vorzunehmen, zugemuthet wurde, was diefe aber 
bis zur Entfcheidung der Ständeverfammlung verweigerten. Zu 
deren Aufnahme war nunmehr der Bau des Ständehaufes vollendet. 
Haflenpflug eignete fih die Verfügung über die Räumlichkeiten 
deffelben zu, nahm folche unter feinen Berfchluß, und wollte Beftim- 
mungen darüber treffen, im welcher Weije die Landftände- diejelben 
benugen follten. Der permanente Ausſchuß, der von der Stände: 
verfammlung mit der Aufficht des Gebäudes beauftragt war, wollte 
dagegen freie Verfügung den Landftänden referviren, und, fo lange 
ſolche nicht eingeräumt fei, fi der Benugung des Haufed ganz 
enthalten. Diefem vorzubeugen, erklärte Haffenpflug, es dürften 
Ständemitglieder, um verfaffungsmäßige, alfo dem öffentlichen Recht 
angehörige Handlungen vorzunehmen, in feinem anderen, ald dem 
dazu öffentlich beftimmten Berfammlungsorte, zufammenfommen. Als 
jedoch dies auf den Ausſchuß feinen Eindrud machte, gab Haffen- 
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pflug nad), und überließ dem Ausfchuffe den ganzen Umfang des Ges 
bäudes, nur dem Regenten den Verſchluß der zu deffen Aufnahme 
beftimmten ®emächer vorbehaltend. In Berfon eröffnete diefer, von 
großem Glanz umgeben, zum erften Male in öffentlicher Sitzung 
den Landtag mit einer Rede vom Throne, auf deffen unterfter Stufe 
ſich Haffenpflug fteltee So hatte ed dad Programm der Feier: 
lichfeit angeordnet. Haſſenpflug ſchien auf den Gipfel feiner Höhe 
gelangt zu fein. Haft, Eſchwege, Buttlar und der Geheimeregie- 
rungsrath Möller, den die oberheſſiſchen Städte zum Deputirten 
gewählt hatten, waren als Gandidaten für den Präfidentenituhl 
vom Minifterium gewünfcht, aber noch hielt die Verfammlung an 
ihrem alten Führer feit, der fie fo würdig geleitet hatte. Faft ein: 
ftimmig gewählt, erhielt Schomburg von Neuem die Ernennung 
zum Präfidenten der Etändeverfammlung. Sonft aber zeigte dies 
felbe bei der Bildung ihrer Geſchäftsausſchüſſe eine Haltung, welche 
auf einen vom früheren Character verfelben abweichenden Stand- 
punet fehließen ließ. Advocat Henkel war nirgends zum Deputirten 
wieder gewählt. Unter den Staatsdienern, welche auf dem Land: 
tage erjchienen, war jegt auh Scheuch. Der Advocat Kebelthau, 
von Hersfeld gewählt, war cine neu auftretende Perfönlichkeit, 
Haflenpflug fuchte durch eine Reihe von Vorfchlägen, mit denen 
er bei dem neuen Landtage auftrat, die Mitwirfung ded Volkes an den 
öffentlichen Angelegenheiten des Landes einzufchränfen; doch fand 
diefe von ihm ausgeftreuete Saat noch feinen Boden zum Gedeihen. 
Die Rechte und Berbindlichfeiten der Gemeinden waren nad) 
Borfchrift der Verfaſſungsurkunde in einer befonderen Städte und 
Gemeindeordnung feitzufegen geweien. Es kann ale ein bedeutungs» 
volles Ereigniß betrachtet: werden, daß es im Jahre 1833 die 
Ständeverfammlung mit Stimmeneinheligfeit jener VBorfchrift wider: 
ſprechend fand, nur für die Städte ein Gemeindegefeg zu erlaffen, 
die Rechte und Berbindlichfeiten der Dorfögemeinden aber in einem 
davon abgefonderten Gefege jpäter zu regeln. Dies nöthigte, allen 
Gemeinden gleiche Rechte einzuräumen. in größeres Maaß von 
Selbftändigfeit, ald in der Gemeindeordnung von 1834 (©. 332) ge= 
währt wurde, wäre vieleicht für Die Städte zu erreichen gewefen, 
wenn nicht das Bedenken vorgewaltet hätte, ob dazu die Dörfer 
ſchon reif feien, in dinen bisher faum von einer Gemeindeverwal⸗ 
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tung die Rede hatte fein Fönnen, weil ihre Angelegenheiten ganz 
unter der Leitung der Staatsbeamten ftanden. Es war aber das 
Beitreben vorwiegend geweſen, die Dörfer möglichit hoch zu dem 
freieren Standpunete heraufzuziehn, den die Städte ſchon einges 
nommen hatten; dagegen gewannen dieſe durch die Gemeindeord- 
nung wenig mehr, ald eine größere Einwirfung auf die Verwaltung 
ihres Vermögens. Es ging fogar für diefelben mancher Grad 
derjenigen Selbftändigfeit, welche ſich, ohne auf gefeglicher Orund- 
lage zu beruhen, im Verlaufe der Zeiten gebräuchlic gemacht hatte, 
durch) die neue Gemeindeordnung verloren, und die Rüdiicht auf 
die Dörfer leitete unverkennbar den einfchränfenden Character vieler 
Anordnungen, welche zur Handhabung dieſes Geleged allgemein 
für alle Gemeinden getroffen wurden. In den Dörfern aber 
begann ein politifches eben rege zu werden, wie ed kaum erwartet 
fein mochte; daß der großen Maffe der Bevölferung, die in den 


Dörfern lebt, die Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten 


der Gemeinde zugeftanden war, und zwar in einem verhältnigmäßig 
bedeutenden Umfange durch ihre Gleichftellung mit den Städten 
zugeftanden war, dad eben Fonnte ald, der wichtigfte Erfolg der 
Gemeindeordnung betrachtet werden. 

Die Gemeindeordnung erfordert für den Erwerb des Bürger: 
rechts gewiſſe Eigenschaften: Häuſerbeſitz, Landwirthſchaftsbetrieb, 
Gewerbsausübung oder ein beſtimmtes Einkommen, ohne durch den 
ſpäteren Verluſt einer ſolchen Eigenſchaft das Bürgerrecht aufzu⸗ 
heben; nur als Folge unwürdiger Handlungen ruht das Recht zur 
Mitwirkung bei den öffentlichen Angelegenheiten. Haſſenpflug 
ſchlug jetzt vor, dieſe letztere Behandlungsweiſe auch auf diejenigen 
Bürger in den Dörfern anzuwenden, welche ihre Güter mit Vor— 
behalt einer Leibzucht abtreten. Der Regierungsrath Möller ver— 
theidigte als Deputirter, durch Haft unterftügt, dieſen Vorſchlag, 
verlangte aber, durchaus folgerichtig, den allenthalbigen Verluſt des 
Bürgerrechts in Stadt und Dorf beim Erlöſchen der, deſſen Er: 
werb bedingenden, Eigenfchaft. Das lag jedoch nicht in Haffen- 
pflugd Plane, er ftritt nur demjenigen Dorfsbewohner ein Inters 
effe an den Gemeindeangelegenheiten ab, der zwar Grundbeſitz ges 
habt, aber ſolchen abgetreten und ſich auf bie Leibzucht geſetzt 
habe; fo ſollte fi) aus der Natur der bäuerlichen Berhältniffe ein 
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Rechtszuſtand entwickelt, eine Sitte gebildet haben, der eine ungus 
trägliche Störung durch die Gemeindeordnung drohe. Er räumte 
ein, daß diefe bislang nicht nachtheilig eingewirft habe; er gab zu, 
daß aderbautreibende Städte vorhanden feien, in denen die Ge— 
fhäftsbehandlung derjenigen auf den Dörfern ganz gleich ftehe; 
dennoch wollte er auf diefelben feinen Vorſchlag nicht ausdehnen, 
indem er den verfchiedenen Character einer Stadt» und Dorföger 
meinde hervorhob. Diefe Verfchiedenheit wieder herzuftellen, wird 
als Haffenpflugs wahre Abficht bezeichnet werden Fönnen, während 
gerade an die Spige der Gemeindeordnug unter den „Örundlagen 
der Gemeindeverfaffung” die Regel von der Aufhebung eines 
zjwifchen Städten und Landgemeinden beftehenden Unterfchieded ger 
ftellt war. Es war Nebelthau, der am lebhafteiten Haffenpflug 
entgegentrat, er fuchte deſſen Vorausfegungen durch eine geichicht- 
liche Entwidelung der Marfgenofienfchaften zu widerlegen. Haffen- 
pflug ſprach feine Freude über ſolche Theilnahme an den hiſtoriſchen 
Studien aus, meinte aber, Nebelthaus Schilderungen gingen über die 
Zeiten hinaus, die fi) als unmittelbar hiftorifche bezeichnen ließen. 
Doch fand Haffenpflugs ‘Plan Feinen Anklang bei den Landftänden. 
Bei der Wahl ded Landtagsdeputivten war die Univerfität 
an einen der ordentlichen ‘Profefjoren gebunden. Die Noth- 
wendigfeit, ftetd eines ihrer Mitglieder zu wählen, fchien Haffen- 
pflug die Zwede der Univerfität als Lehranftalt hintanzufegen ; 
zugleih erblidte er darin eine Beſchränkung der Wahlbefugniß. 
Damit diefe erweitert werde, follte Fünftig die Univerfität ihre 
Wahl auf jeden ohne Unterfchied fallen laſſen dürfen, der nicht 
etwa überhaupt von der allgemeinen Wahlfähigfeit ausgefchloffen 
fei. Eine Sicherung dafür, daß wenigftens ein literarifches Ele: 
ment nothiwendig der Ständeverfammlung zugeführt werde, fand 
er wefentlicher in der Wahlcorporation, ald in den Vorfchriften 
über die Äußere Qualität der zu Wählenden. Es blieb nicht un— 
bemerkt, daß nach diefem Grundſatze für feinen der Deputirten be— 
fondere Eigenſchaften erforderlich feien. Endemann lieferte in einer — 
eigenen Denfichrift die Gefchichte von der Vertretung der Landes— 
univerfität bei den Landtagen, und Fam zu dem Ergebniffe, daß 
man das Recht derfelben, einen Abgeordneten aus ihrer Mitte zu 
fenden, nur dann in Frage ftellen könne, wenn man den hiſtori— 
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ſchen Boden gänzlich verlaſſen und auf ein reines Repräſentativ— 
foftem hinarbeiten wolle, dann aber auch ebenfowohl dieſes Recht 
ſelbſt, wie die Vertretung der Stifter und Ritterfchaften, aufheben 
dürfe. Endemann wußte fogar hervorzuheben, daß in Haffen- 
pflugs Vorfchlage eber eine Beichränfung ald eine Erweiterung der 
Wahlfreiheit liege, weil derfelbe bei dem ausgeſprochenen Zwecke, 
zu verhüten, daß der Lehranftalt ein für folche unentbehrliches 
Mitglied entzogen werde, leicht zur gänzlichen Ausſchließung ver 
Profefforen von der Wahl zu führen vermögte. Es wurde offen 
darauf hingedeutet, daß mit diefem Vorſchlage nur bezweckt werde, 
den im Jahre 1833 mit der Univerfität getroffenen Vergleich (S. 296) 
zu befeitigen, demzufolge dem Deputirten derfelben die Annahme der 
Wahl nur dann. verfagt werden dürfe, wenn die an bderfelben 
Theil nehmende Facultät felbft den Gewählten für unabfömmlich 
erachte. Diefe Vereinbarung, gebaut auf die Vorausfegung, daß 
die Univerfität nothwendig aus ihrer Mitte zu wählen habe, 
fhien nicht mehr auf den Fall zu paflen, wo fie folder Nothwen- 
digkeit enthoben war; wenn fie erft, mit gänzlichem Berlaffen des 
hiftorifchen Bodens, ihr Wahlrecht ald Ausflug einer allgemeinen 
Bolfsrepräfentation übend, die Wahl auf jeden Staatsbürger ohne 
Unterfhied fallen laffen darf, diefelbe alfo nur aus diefem Geſichts— 
puncte auf ein Univerfitätömitglied fallen fanr, fo ließ fich dafür 
— dad war die Bejorgniß, die man hegte — unbedingt das für 
jeden gewählten Staatödiener eintretende Genehmigungsrecht der 
Regierung geltend machen, foldhergeftalt jene Vereinbarung als be— 
feitigt betrachten. Dieſe Beſorgniß fchien eine Beftätigung zu er— 
halten, als der Landtagsfommiffar Scheffer die ganze Frage auf 
den Grund zurüdleitete, daß die Function, die der Univerfitäts- 
deputirte ald Staatödiener habe, unbedingt die Stellung der Unis 
verfität ald Corporation zur Landesvertretung überwiegen müffe. 
Als dagegen erwiedert wurde, daß man während drei Jahrhun- 
derten auf folden Grund fein Gewicht gelegt, vielmehr gegen das 
Recht der Vertretung feine andere Rüdficht habe gelten lafjen, 
verwieß er auf einen, in dieſer Beziehung eingetretenen, Wechſel 
der Verhältniffe, die Ständeverfammlung vor dem Princip war- 
nend, etwas jest als zweckmäßig anzuerkennen, weil es in fo lan- 
ger Zeit recht, gut, Löblih und zwedmäßig geweſen fei. Nichts 
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defto weniger lehnte die Ständeverfammlung Haffenpflugd Vor: 
ſchlag einftimmig ab; man erflärte ed für bedenklich, ſchon jegt a 
dem Spyfteme zu rütteln, welches für die Zufammenfegung der 
Ständeverfammlung in der Verfaffungsurfunde und dem zu einem 
Beftandtheile derfelben erhobenen Wahlgefege befolgt fei. — Auf 
legteres wälzte jedoch Haffenpflug ſchwere Vorwürfe. „It Beobach— 
tung der Geſetze jo Erforderniß als Zeugniß ihrer Heiligfeit, fo 
muß nichtö mehr diefe untergraben, als wenn ein Geſetz felbit, es 
zu übertreten, gebietet, aljo die Unmöglichkeit feiner Befolgung in 
fich felbft trägt; wenn es an einer Stelle das unterfagt, was es 
an einer andern zu thun zur Pflicht macht.” Das hatte Haffen- 
pflug in jenem Fundamentalgefege gefunden, weil die Mitglieder 
der Commilfionen, weldye die Wahl der Abgeordneten zu leiten 
haben, ſich auf feinerlei Weile, ſei es durch Empfehlung oder Bor: 
ſchlag einer beftimmten Perſon, in die Wahl felbft einmifchen dür— 
fen, aber dennoh Wahlmänner fein fönnen, ja theilweije fein 
müſſen und in diefer Eigenjchaft mittelft geheimer Abftimmung an 
der Wahl Theil nehmen. Legen des auffallenden Wiverfpruche, 
an welchem diefe Beſtimmung in fich felbit leide, hielt es Haffen- 
pflug an der Zeit, das Wahlgeſetz vor fich ſtets erneuernden Ueber: 
tretungen zu bewahren. Deshalb verlangte er eine andere Zufam- 
menfegung der Wahlcommiffionen, um die Wahlmänner von der 
Theilnahme an denlelben auszufchließen. Allein auch dieſes wurde 
von den Landfländen nicht gebilligt; fie wollten das Dafein jenes 
inneren Widerfpruches nicht nachgeben, obwohl ſich nicht verfennen 
ließ, daß die felbftändige Stellung des Wahlmannes keineswegs 
ohne Einfluß auf die Eigenfchaft der Wahlcommiffare blieb. Die 
Leitung der Wahlen erhielt ſich offenbar um fo unabhängiger vom 
Minifterium, je mehr fie dem Wahlcollegium felbft anvertraut blei- 
ben mußte oder Fonnte. 

Haffenpflug ging damit um, den landftändifchen —— 
ſelbſt einen ganz neuen Character aufzudrücken. Damit die Geſchäfte 
auf eine zweckmäßigere Art behandelt und in kürzerer Zeit mit ge— 
ringerem Koſtenaufwande zu einer gedeihlichen Erledigung gebracht 
werden fönnten, wollte er der landſtändiſchen Gejchäftsordnung 
Zufäge geben. Nach eröffnetem Landtage follte, jo bald vie zur 
Prüfung und Bearbeitung der landesherrlichen Propofitionen oder 
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fonftigen Anträge erforderlichen Commifftonen gewählt feien, eine 
allgemeine Beurlaubung aller in diefen nicht beichäftigten Mitglieder 
der Ständeverfammlung eintreten; für die Commifftonsmitglieder 
felbft follte ebenmwohl, fo wie je eines derfelben feine Arbeiten voll: 
endet habe, in gleicher Weile eine Beurlaubung Statt finden. Nach 
volftändiger Erledigung ſämmtlicher Kommifftonsarbeiten hätte auf 
eine vom Präfidenten der Ständeverfammlung ausgehende Anregung 
das Minifterium des Innern Die Beendigung der Urlaubszeit öffent: 
lich befannt zu machen, damit dann die wieder eintreffenden Depu- 
tirten mit wenigen Unterbrechungen in täglichen Situngen Befchlüffe 
über die Kommifftonsanträge faffen Fönnten. Würde aber das 
Minifterium jene Bekanntmachung unterlaffen, fo follte folches als 
eine ſtillſchweigende Vertagung ded Landtags angefehn werben. 
Das würde einen Zuftand herbeigeführt haben, der als Landtag 
gelten follte, ohne ein ſolcher zu fein, weil die Deputirten fich 
nicht in befchlußfähiger Anzahl verfammeln, auch Feine Befchlüffe 
faffen durften; .e8 würde aber zugleich die Wirkfamfeit des zwifchen 
den Landtagen thätigen permanenten Ausfchuffes eingeftellt geblieben 
und fo eine Lücke in den repräfentativen Elementen entftanden fein, 
denn der Wirklichfeit nach wäre weder Ständeverfammlung, nod 
permanenter Ausſchuß vorhanden gewefen ; die gemeinſame Erwägung 
der Landeswohlfahrt durch Die Deputirten während der commiffarifchen 
Prüfungsarbeiten wäre gänzlich ausgefchloffen geweſen; von einer 
im Schooße der Ständeverfammlung felbft entftehenden Thätigfeit 
derfelben hätte kaum noch die Rede fein fünnen. So wurde aud) 
diefer Vorſchlag Haflenpflugs als unvereinbar mit der Verfaffung 
und die verfafjungsmäßigen Rechte der Lanpftände in feinen Folgen 
verlegend durch Endemann dargeftelt. Zudem zeigte derfelbe, daß 
die in Ausficht geftellte Erfparung an Diäten der Deputirten ſich 
nicht verwirklichen werde, und die bisherige längere Dauer der 
Landtage auf ganz anderen Urfachen ald der fortduuernden Anweſen— 
heit aller Deputirten während der ganzen Landtagdzeit beruhe. Dazu 
rechnete man namentlich den fpäten und minder volftändigen Bor- 
trag der Minifter über die landesherrlichen Provofitionen. Es war 
Haffenpflug ehr daran gelegen, feinem Plane fchleunig Eingang zu 
verfchaffen, doch gelang ihm dies nicht; die Ständeverfammlung 
ſprach fi dagegen aus; vergeblich fuchte Scheuch und der ritter- 
25 
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fchaftliche Deputirte Rudolph von Buttlar denfelben durch vermittelnde 
Anträge aufrecht zu erhalten. Bon anderer Seite wurde der Ausweg 
zur Beförderung der Gefchäfte in Anregung gebracht, die legteren 
durch den permanenten Ausſchuß während einer regelmäßig Furz 
nach Eröffnung des Landtags eintretenden Vertagung vorbereiten 
zu laffen, mit der Befugniß, hierbei auf den Grund der ihm zu 
ertheilenden Inftruction andere Ständemitglieder hinzuzuziehen. Doch 
wieß Haffenpflug dieſes ald unverträglih mit der Berfafjungsur- 
funde entfchieden zurüd; er verwarf felbft einen Antrag Scheuchg, 
der fih von dem feinigen nur dadurch unterfchied, daß der per: 
manente Ausfhuß ohne Einwirkung auf die Arbeitsthätigfeit der 
Gommiffionen zu äußern, neben diejen in der ihm durch die Ver— 
faffung eingeräumten Wirkfamfeit während der Urlaubszeit thätig 
werden folle. Die bloße Erwähnung des permanenten Ausſchuſſes 
oder. feines Vorſtehers war hinreihend, in der Ständeverfammlung 
Scenen herbeizuführen, bei denen dem Landtagscommiffar Scheffer 
(S.377) vorgeworfen wurde, die Achtung verlegt zu haben, melde 
er, als Stellvertreter der Regierung, der Ständeverfammlung gegen- 
über fchuldig fei, und bei denen, was nod) niemals gefchehen war, das 
Präſidium die Sigung mit Rüdficht auf den tumultuarifchen Character 
aufhob, welche der Discuffion durd den Laudtagscommiffar gegeben 
fei. Während früher von der Regierung die der Ständeverfanms 
lung minder günftige Anſicht feftgehalten war, daß der vor einer 
Vertagung gewählte permanente Ausſchuß mit deren Beendigung 
erlöfche, folglich die neue Wahl eines folchen für eine fpäter aber- 
mals eintretende Unterbredhung der Ständeverfammlung erfolgen 
müffe, wurde jegt verfucht, die Landftände vom der demgemäß ein» 
gefchlagenen Hebung abzulenfen, und den einmal gewählten Aus- 
ſchuß, mit Elementen, welche den Plänen des Minifters zugänglicher 
erachtet werden Fonnten, auch nad) einer beendigten Vertagung bei- 
zubehalten. Doch beharrtem die Landftände bei dem in Uebung 
geweſenen Verfahren, weil politiſche Rücdfichten nicht vermögen 
dürften, eine für richtig erfannte Praris zu verlaffen. Gleich bei 
dem Beginn jener auf Furze Zeit eingetretenen Vertagung, vers 
ficherte fich Haffenpflug durch einige Bevollmächtigte, mit Umge- 
hung ded permanenten Ausſchuſſes, in Abwefenheit der landftän- 
diſchen Officianten, der Schlüffel des Ständehaufes, welches vie 
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Archive der Landftände verwahrt, um deffen Räumlichkeiten, ja den 
Haupteingang felbft, zu verfchließen, weil daffelbe zum Staatövers 
mögen gehörig und deshalb feiner Aufficht unterworfen fei. Hin— 
weifungen auf das unbefchränfte Verfügungstecht, welches die Land: 
ftände ftets über das frühere landſtändiſche Haus geübt Hatten, 
warde die Erklärung entgegengeftellt, daß das alihiftorifche Ver- 
häftniß feit 1831 nicht mehr in Betracht Fomme, indem redytlich 
weder altlandftändifche Verfaſſung, noch Rechte exiftirten, fofern fie 
nicht in der neuen Verfaſſung anerfannt feien; diefe allein bilde die 
Grundlage für Beurtheilung ftändifcher Rechte und Verhältniffe; 
während das in diefelbe ticht Aufgenommene aus Älterer Zeit der 
Gefchichte, nicht dem geltenden Rechte angehöre. Doch erbot fi 
Haflenpflug bald nachher zur Zurüdgabe ver Schlüffel. 
Wohlthätige Folgen begann die Landescreditcaffe zu entwideln, 
die leicht noch fidy hätten vervielfältigen Fönnen, wenn die Wünfche 
Anklang gefunden hätten, die deſſen Wirkſamkeit bis zu einer 
Nationalbank und Depofitencaffe ausdehnen wollten. Statt deſſen 
entfpannen fich Zwiftigfeiten mit den Landftänden über derem Eins 
wirfung auf die Anftalt. Bei der Aufficht auf diefelbe hatten die 
Landftände in fo fern durdy eine Theilnahme an der Rechnungs 
abhörımg mitzuwirken, als diefe vom Minifterlum des Innern ges 
meinfchaftlich mit landſtändiſchen Bevollmächtigten zu bewirken war, 
Haffenpflug wollte jedoch die Legteren auf die nochmalige Prüfung 
des Calcüls der ſchon durch zwei Brobaturinftanzen gelaufenen Red 
nung und auf deren formelle Bergleihung mit den Belegen bes 
fihränfen, ohne denfelben eine Einwirkung auf das bei Regulirung 
des activen und paffiven Eaffenhaushaltes beobachtete Verfahren zu 
vergönnen, oder eine Yeußerung über deſſen Uebereinftimmung mit 
den Gefegen und über die Zwedmäßigfeit der Statt gefundenen 
Gafenoperationen zu verftatten, jo manche Veranlaſſung ſich auch 
hierzu bot, wie vorzugsweiſe durch Haſt und Rebelthau klar geſtellt 
wurde. Die Landſtände wollten zwar dieſe, auch hinſichtlich einer 
Abhoͤrung der Rechnung über den Staatsſchaß wiederkehrende, Ge⸗ 
ſetzesauslegung nicht gelten laſſen; doch zeigte die Regierung durchaus 
keine Nachgiebigkeit, weil auf Seiten der Landſtände in dieſer Be— 
ziehung Alles darauf hinauslaufe, mehr Rechte in der Hand zu 
haben, als das Geſetz einräume. Binnen einer in dieſem beſtimmten 
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Friſt folle die Rechnungsabhörung vollendet fein; doch verſtrich 
ſolche fruchtloß; ein volles Jahr lang lag die erfte Rechnung bei 
dem Minifterium des Innern, ehe diefes zur Eröffnung des Abhö— 
rungsverfahrens fchritt. Der Abficht der Landftände, die Regierung 
um Abhörung der Fünftigen Rechnungen in den gefeglich beftimmten 
Friſten zu erfuchen, wurde mit der Erklärung begegnet, das Erfuchen 
werde nicht erfüllt werben fönnen, es gebe Gefege, welche Uns» 
möglichkeiten verlangten, ohne daß fich bei deren Ertheilung vor: 
ausfehen laffe, ob fie Mögliches oder Unmögliches vorſchreiben; zu 
diefen Gefegen gehöre theilweife auch das über Die Landescreditcaffe. 
Es war deren Verwaltung durch iened Gejeg drei Beamten anver- 
traut, für deren jeden eine befondere Eigenfchaft vorgejhrieben war; 
einer derfelben beruhte auf der Wahl der Landſtände. Doch wurde, 
weil die wachlenden Gefchäfte ſolches erfordern follten, nod ein 
vierter Beamter angeftelt. Die Norhwendigfeit diefer Perſonal— 
vermehrung wollten die Landftände nicht beftreiten ; allein fie hielten 
foldye durch vorgängige Aenderung des Gefeges bedingt. Damit 
ſtimmte das Minifterium nicht überein; nad) deffen Meinung mußten 
die mit landſtändiſcher Zuftimmung zu ertheilenden Geſetze fich 
darauf befchränfen, Rechte und Pflichten der Unterthanen feftzu- 
ftellen, jede hiernach ungehörig in ein Gefeg aufgenommene Bors 
ſchrift, welche die rechtlihen Verhältniſſe der Unterthanen nicht 
berühre, jede in ein Gefeg eingefchlichene Verwaltungseinrichtung, 
müfje geändert werden fönnen, ohne die Form eines neuen Gefeßes 
anzuwenden. Das wollte jedoch der Ständeverfammlung nicht ein- 
leuten. Wenn man über eine ald legislatorifchen Willen vom 
Landesherrn mit Zuftimmung der Landftände Fund gegebene Norm 
fi) hinmwegfegen wollte, weil fie als Geſetz nicht habe gegeben 
werden können oder dürfen, wenn man folchergeitalt eine Unterfcheis 
dung darüber zugeftehe, was das Geſetz habe beftimmen fönnen oder 
dürfen, und wie weit ed zur Anwendung fommen folle oder nicht, 
jo würde die Gefeggebung ihre bindende Kraft verlieren, mithin 
aufhören, eine foldye zu fein. Das war der Grundfag, von welchem 
die Landſtände ſich leiten ließen, indem fie fortwährend durch ein neues 
Geſetz die Perſonalvermehrung der Landescreditcaff@ bedingen wollten. 

Die Berfaffungsurfunde verfichert den Mitgliedern der Ständer 
verfammlung, mit Ausnahme der Prinzen des Kurhauſes jo wie 
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der Standesherrn, angemeſſene Tagegelder. Der Betrag derſelben 
war im Ganzen nach dem bei den Landtagen aus der Zeit vor dem Jahre 
1830 üblich geweſenen Maaße beibehalten. Doch hatte der Wunſch 
der Landftände nah Minderung der Landtagsfoften feit dem Jahre 
1833 faft auf jedem Landtage Verhandlungen rege gemacht, welche 
für defien Dauer eine ermäfiigte Liquidation jener Diäten nach fich 
zogen; im Jahre 1837 war dagegen eine foldye nicht eingetreten. 
Haflenpflug wollte den altherfömmlichen Betrag durch ein Gefeg für 
immer firiren, er hielt die Feftfegung der Tagegelder für einen Gegen— 
ftand, der fich zur Erledigung im Einverftändniffe mit der Staatsregie- 
- rung eigne; doch ſchien den Landfländen ein ſolches firirendes Geſetz 
fein Bedürfniß zu fein. Haffenpflug hatte diefe Gelegenheit ergriffen, 
fih dahin auszufprehen, daß auch den Bevollmächtigten, durch 
welche ed den Prinzen und Standesherrn geftattet ift, fi in 
der Etändeverfammlung vertreten zu laffen, Tageyelver gebührten, 
da fie eben fo gewiß Mitglieder der Ständeverfammlung, als felbft 
feine Prinzen und Feine Standeöherren,, fein. Das veranlaßte 
diefe Bevollmächtigten, mit einer Ausnahme ſämmtlich Hof oder 
Staatödiener, die Ständeverfammlung um Aufnahme ihrer Berfonen 
in die übliche Diätenliquidation anzugeben, fie beriefen fid) darauf, 
daß fonft ihre Gommittenten in der Wahl der Bevollmächtigten 
befhränft werden würden, fie nahmen aber felbft diefen Antrag 
zurüd, ald bemerflich gemacht war, daß fie Fein größeres Recht, 
wie ihre Vollmachtgeber, anſprechen Fönnten, mit denen fie eine 
PVerfoneneinheit bildeten, und nicht, wie die zur Bolfsvertretung 
von Andern dur Wahl Erfornen, einer allgemeinen Bürgerpflicht 
genügten, fondern nur durch die Rüdficht auf ihre Mandanten in jenes 
Berhältniß eingetreten feien. Der Landgraf von Philippsthal-Barchfeld 
hatte fich gleich Anfangs von der Theilnahme feines Bevoll- 
mädhtigten an ſolchen Schritten losgeſagt. — Zwar hatte die Staats- 
regierung im Jahre 1835 die Statuten über die befonderen Rechte 
der altheffifchen Ritterfchaft genehmigt, aber e8 fehlte denfelben noch 
der Schuß der Verfaffung, weil die Landftände bis jetzt micht zu 
einer Erklärung darüber veranlaßt waren, ob fie die Beftims 
mungen jener Statuten der Berfaffung entfprechend befänden (S. 320). 
Haffenpflug wollte nunmehr eine folche Erflärung der Ständes 
verfammlung herbeiführen, doc gelangten die Verhandlungen 


darüber zu feinem Ziele. Man war nicht der Meinung, daß Die 
gedashten Statuten in ihrem ganzen Umfange ber Verfaſſung ent— 
fprechend feien. Während die Landftände, nach Endemanns hiftos 
riſchem Forfchen, die ehemaligen Nonnenklöfter in Kaufungen und 
Wetter ald milde Stiftungen zur Unterftüßung der aus der Ritter: 
ſchaft ftammenden Töchter anfahen, denen der Character einer felb- 
ftändigen, fogar Landſtandſchaft gewährenden, Corporation zufomme, 
waren jene Klöfter, nach der Auffaſſung Carls von Eſchwege, in 
den Statuten ald ein vom Landgraf Philipp dem Großmüthigen 
geſchenktes Vermögen der Nitterfchaft dargeftellt. Diefer wollte bie 
Ständeverfammlung die privatrechtlihe Fähigkeit eined Vermögens, 
befiges nicht zugeltehen. Eben ſo wenig mogte dieſelbe es als ein 
befonderesd Recht der Ritterfchaft anerfennen, fideicommiſſariſche 
Einrichtungen und Creditvereine unter fich zu bilden; fie hielt Died 
für eine Befugniß, die, je nad) ber beſtehenden Geſetzgebung, Jeder— 
mann gewährt oder entzogen fein könne Sie billigte auch nicht 
dag die Statuten, wenn fie einmal unter den Schuß der Ber- 
faffung geftellt fein würden, durch Ritterfchaft und Regierung erläutert 
oder verändert werden fönnten; fie wollte dann diefelben als einen 
Theil des öffentlichen Rechts bleibend aufrecht erhalten fehen. Andere 
Beftimmungen der Statuten wollten die Randftände nur in einem ges 
wiſſen, ihrer Seitd demfelben unterlegten, Sinne der Verfaſſung ent- 
fpreend halten. So gelangten diefe nicht unter den Schutz derjelben. 

Auch hinſichtlich anderer Vorfchläge vermogte Haffenpflug 
feine Erfolge bei der Etändeverfammlung zu erringen. Es gelang 
ihm nicht, die Bewilligung von Gehalten für eine Genfurbehörde 
zu erreichen. Der Entwurf eines Gefeged über die Staatsange— 
hörigfeit erlitt folde Wenderungen, daß es nicht zur Verkündigung 
fam ; gleiched Schickſal hatte der Entwurf eined Gefeges über den 
Wafferbau und ein anderes über die Feuerverficherung. in Ber; 
ſuch, die Vertretung öffentlicher Anftalten vor Gericht dem Staatd- 
anmwalt zu überweifen, ſchien eine folhe Ausdehnung erlangen zu 
Fönnen, daß die Rechtöverfolgung aller Gemeinden und Stiftungen 
von der Beiftimmung des Minifteriums abhängig wurde. Ald dies 
den Randftänden nicht entging, nahm Haffenpflug felbft feinen Vor— 
Ihlag zurüd. Sodann wünſchte er eine allgemeine Ermächtigung 
ber Ständeverfammlung zum Abſchluß von Verträgen mit anderen 
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Staaten wegen Beftrafung der außer Landes begangenen Bers 
brechen, aud) wegen Auslieferung der Fremden, die gegen die Ge— 
feße eined anderen Staates ungeftoßen haben. Dot die Etände- 
verfammlung verweigerte eine jo allgemeine Ermächtigung, fie wollte 
den Inhalt eines jeden einzelnen Vertrages prüfen, fo bald ein folcher 
gehörig punctirt fei, fie wollte aber nicht durch eine im Voraus er- 
theilte unbeftimmte Ermächtigung, wie Nebelthyau ſich ausdrückte, 
das unveräußerlihe Recht ihrer Mitwirfung bei der Legislation 
opfern. Es wurde darauf hingewiefen, daß einer derartigen früheren 
Ermächtigung eine von den Lanpftänden nicht beabfichtigte Aus— 
behnung gegeben worden ſei; denn in einer darauf gebauten Bereini- 
gung mit Baiern fei das Recht der Hausſuchung, den Vorfchriften der 
Verfaffung zuwider, anderen Behörden ald dem zuftändigen Gerichte 
oder der Ortsobrigfeit zugeftanden. Das freilich wollte das Mi- 
nifterium nicht nachgeben; es verftand unter der Ortsobrigkeit nicht, 
wie die Landftäinde glaubten, die ®emeindebehörde, fondern die 
Rocalpolizeibeamten des Staates, Die jene durdy den in der Ber: 
fafjung gewählten Ausdruck gerade audgefchloffen von dem Recht 
der Hausſuchung hielten. 

Statt eines Gefeßes über das Volksſchulweſen, wie es im Land- 
tagsabjchiede von 1831 zugefichert war (S 333), brachte jegt Haffenpflug 
vor die Landftände den Entwurf eines Geſetzes, welches weſentlich 
nur die Beftimmung hatte, für die Unterhaltung der Schulen ein 
verpflichteted Subject zu ſchaffen. Es folte dadurch offenbar ber 
Streit über die Stellung der Regierungsbehörden zu den Drtös 
fhulen umgangen werden, denen ein confelftoneller Unterfchied fremd 
geworben war. Während nämlich den politischen Gemeinden die 
Sorge für die Schulen obliegt, wollte Hafjfenpflug, um die Ein— 
wirfung der Drtöbehörden auf die Schulangelegenheit auszufchließen, 
diefe von denfelben trennen, und eigene Schulgemeinden bilden, ab- 
gegränzt nad) der Gleichheit des Religionsbekenntniſſes, oder nach 
dem örtlichen Zufammenleben, legteres wohl nur ohne. Störung 
jener Gleichheit. Nicht bloß daß hierdurch die Schule von der 
kirchlichen Gemeinfchaft abhängig gemacht worden wäre, fo würde 
auch eine nie gefannte Gattung von Gemeinheiten gefchaffen wors 
den fein, denen ed an jeder Perfönlichkeit gefehlt hätte, weil fie 
lediglich der Leitung der Regierungsgewalt unterworfen fein ſollten. 
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Dadurch würde für letztere die Möglichkeit gegeben worden ſein, 
wenn auch nur für Schulzwecke, Steuern zu fordern, die weder als 
Staatsabgaben von den Landſtänden, noch als örtliche Abgaben von 
den Gemeindebehörden, zu bewilligen geweſen wären, alſo eine dritte 
Gattung von Steuern, die man bisher nicht gekannt hatte. Hier— 
mit wollten die Landftände — Hoffmann (S. 350) voran — ſich nicht 
befreunden, fo ſehr auch Haft dafür ſich verwandte; fie billigten 
Wippermannd und Nebelthaus Meinung, für die Volfsfchulen den 
Eharufter der Gemeinde-Anftalten, unter der Aufficht ded Staates, 
zu erhalten; und verwarfen Haffenpflug® entgegenftehenden Entwurf. 
— Die großartige Idee einer allgemeinen Revifion des Einfommens 
evangelifcher Geiftlichfeit, für welches der Landtagsabfchied von 
1833 Berbefferungsvorfihläge zugefichert hatte, faßte Hafjenpflug in 
fehr befchränftem Sinne auf; er fand nur etwa 1000 Thlr. nöthig, 
um alle franfen Pfarrer bei der Annahme eines Gehülfen zu unter: 
ftügen, ohne jedoch für Bewilligung diefer Eumme eine Propofition 
"einzubringen. — In Schmalfalden beabfichtigte man eine Bereinigung 
der Iutherifhen und refermirten Confeflion auf die Grundlage der 
Hanauer Union; es follte diefelbe am dreihundertjährigen Jahres: 
tage des fchmalfalder Bundes vollzogen werden, in welchem damals 
für alle Belenner des reinen Evangeliumd Schug der Gewiflend- 
freiheit gegen Kaifer und Papft gefucht wurde. Hafjenpflug hinderte 
jene Vereinigung; er wollte den Plan nur ald dad Trachten nad) 
äußeren Bequemlichfeiten anfehen, denn eine wahre Union Fönne 
nur auf eine vorgängige Vereinigung über neue Religionsgrund: 
füge gegründet werden. Er unterfagte ed, das Andenfen an die 
fchmalfalder Berfammlung von 1537 zu feiern, die feinen religiöfen 
Zwed gehabt habe, fondern politifcher Natur, eine Auflehnung gegen 
die Faiferliche Gewalt, eine Begebenheit gewefen fei, die Heffen Feine 
Ehre bringe. Solches Urtheil hat ihm ſehr die Kurfürftin Yugufte 
verargt, die vielleicht davon ihrem Bruder, Friedrih Wilhelm IH. 
von Preußen, Mittheilung machte. Durch Haffenpflug waren 
Geiftliche von fo ercentrifch myftifcher Richtung zur Seelſorge be— 
rufen, daß Glieder ihrer Gemeinde daran Anftoß nahmen, und Taufs 
oder fonftige Minifterialhandlungen von den Pfarrern anderer Ge— 
meinden der nämlichen Confeſſion anfprachen. Dem trat Huffen- 
pflug hemmend entgegen, Jeden an den Geiftlichen feiner Gemeinde 
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bannend, bi dagegen ein Bürger Eaffeld unmittelbar des Negen- 
ten Bermittlung mit glüdlichem Erfolge fuchte, - ein Schimmer von 
Haſſenpflugs Wanfen in deſſen Gunft. 

Ein Gefegentwurf über allgemeine Einrichtungen der Armens 
pflege, welcher Haſte Bearbeitung anheim gefallen war, fam gar 
nicht zur Erörterung. So auch ging es einem Gefege über die 
Gewerbsconceffionen. Die Berfaffungsurfunde verlangt nämlid) 
eine gefegliche Beftimmung derjenigen Gewerbe, für deren Aus: 
übung aus polizeilichen oder ſtaatswirthſchaftlichen Rückſichten eine 
Conceſſion erforderlich fein fol. Indeſſen, wird Hinzugefügt, ift 
das Erforderniß einer Konceffion, wie ſolches bisher beftand, nir- 
gend auszudehnen. Während nun die Meinung vorherrfhend war, 
daß der bisherige Zuftand der Maafftab für den größten Ums 
fang fei, in weldyem der Gewerböbetrieb von Conceſſionen abhängig 
bleiben folle, unterlegte Haflenpflug, „indeſſen“ für gleichlautend 
mit „bis dahin“ audgebend, der Verfafjungsurfunde die Deutung, 
dag nur bis zum Erfcheinen eines neuen Geſetzes der bisherige 
Zuftand maaßgebend fei, in diefem felbft uber bisher freie Gewerbe 
dem Conceſſionszwange unterworfen werden dürften. Wollte er 
auch viele derfelben, die bisher conceffionirt waren, frei geben, fo 
follte doch aller Fabrifbetrieb von nun an durch eine Staatder- 
laubniß bedingt werden. Mit folchen Auslegungen machte er Fein 
Glück bei der Ständeverfammlung, obwohl dieſe fonft in ihrer Zus 
fammenfegung fich mwefentli von dem Ergebniffe früherer Wahlen 
unterfchied. Das einzige Geſetz, für welches Haffenpflug von der- 
felben eine Beiftimmung zu erlangen vermogte, betraf eine minder 
wejentliche,. aber nügliche, Aenderung des Verfahrens binfichtlich der 
Militairaushebung. 

Das ſchon im Jahr 1832 zugeficherte Gefeg über die Auseinanders 
fegung der gutöherrlichen Verhältniſſe (S. 347) brachte Haffenpflug 
noch immer nicht zur Berathung, obwohl daſſelbe von Neuem durd) 
die Thronrede dazu beftimmt war, und dringender nöthig wurde, 
feit in einem Streite über die fortdauernden Wirkungen der Leib- 
eigenfchaft der höchſte Gerichtshof eine diefelben fehr ausdehnende 
Entſcheidung ertheilt hatte. Erſt nach wiederholter Hinweifung aufden 
Inhalt jener Thronrede brachte Haffenpflug einen entfprechenden 
Entwurf, vielleiht nur um der Ablöfung der Beholzigungsgerecht— 
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ſame förderlicher zu werden, wozu es den Landſtänden wegen der 
gleichzeitigen Zuſage leider an Neigung zu fehlen ſchien, ſo lange 
ſie nicht auch den Entwurf für die Regelung des bäuerlichen 
Grundbeſitzes erhielten. Deſſen Erhebung zum Geſetz ſchien Haffen- 
pflug kaum ein Ernſt zu ſein. Verkündigt wurde daſſelbe nicht, 
obwohl die landſtändiſchen Emendationen des Entwurfs, über 
welche nicht einmal weiter Verftändigung verfucht wurde, ſchwerlich 
für ein unbedingtes Hinderniß gehalten fein mogten. Dod waren 
Endemanns treffliche Forſchungen im Gebiete des teutfchen Privat— 
rechts auf den Widerfpruch des Obergerichtsrath Münfcher (E. 336) 
geftoßen, der den Entwurf bearbeitet hatte, und nicht leicht einer der 
feinigen entgegengefegten, Anſicht Raum gab. 

Eine dringend nothwendig erachtete neue Zunft: oder Ge— 
werbeordnung wurde, doch ohne Erfüllung ded DBerfprecheng, 
nod für diefen Landtag zugefagt. Schon fah man das Ber: 
ſprechen als erfüllt an, als an die Landftände ein Borfchlag 
zur Beichränfung des Haufirhandeld gelangte, um gleich— 
zeitig mit den übrigen PBropofitionen zur Berathung zu ges 
langen, welche eine zeitgemäße Geftaltung des gefammten Han— 
dels- und ©ewerböwefens bezwedten; doch find diefe Propo- 
fitionen vergeblich erwartet, obwohl jener Vorſchlag die Billigung 
der Landftände erlangte. 

Haffenpflug erfchien perfönlich in deren Mitte, um eines ihrer 
Mitglieder als Hochverräther verhaften zu laſſen. Ohne den 
Namen zu nennen, fhilverte er die Schwere des Verbrechens, den 
Landftänden vorhaltend, wie fie ihre Pflicht verlegen würden, wenn 
fie den freien Lauf der Gerechtigfeit durch Verſagung ihrer vers 
faffungsmäßig vorgefchriebenen Einwilligung in die Verhaftung 
hemmen wollten. Er erreichte durch feine Rede eine Erfchütterung 
der Gemüther; dann erft nannte er den Abgeorbneten Salzmann, 
defien Aeußeres das Bild der Unfchuld an fich zu tragen fchien. 
Salzmann wurde im Ständefanle verhaftet ; ein Genoſſe Weidings 
aus dem nahen Darmftädter Gebiete hatte einmal feine Kegelbahn 
in Nauheim befucht und dafelbft verbächtige Yeußerungen fallen laſſen. 
Das war Salzmannd Vergehen, welches nicht einmal zu erweifen 
ftand. Er blieb ftraflos und erhielt feine Freiheit -wiever. Noch 
weitere PBerjonaländerung erlitt der Landtag in feinem Laufe, denn 
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nicht bloß Verſchuer ſtarb, der Bevollmächtigte des Landgrafen von 
Barchfeld; mit dem Tode des Landgrafen Friedrich von Heſſen 
erloſch auch die Vollmacht für deſſen Stellvertreter, ſein Sohn, 
Landgraf Wilhelm dagegen nahm keinen Antheil an den Landtags— 
angelegenheiten. Er wollte fi) dadurch von einer Anerfennung der 
Verfaffungsurfunde fern halten, gegen die er bei den Höfen von 
Wien und Berlin feine Verwahrung nieberlegte. Lag aud der 
Grund hauptfählih wohl nur in derjenigen Vorſchrift berfelben, 
nach welcher der Sig der Regierung nicht außer Landes verlegt 
werden fann, während jeinem Sohne zugleidh die Hoffnung auf 
die Thronfolge in Dänemarf eröffnet war, fo war dod abermals 
eine apanagirte Linie des Fürftenhaufes unbefreundet mit der Ber: 
faffung, nachdem dieſe kaum einen Gegner mit dem Erlöfchen bes 
rotenburger Stammes verloren hatte. 

Fruchtlos hatte der permanente Ausſchuß die minifterielle Thä- 
tigfeit anzuregen gefucht, um dad Etaatdintereffe in Beziehung auf 
die Revenuen ver rotenburger Quart (S. 350) zu fihern ; Haffenpflug 
wollte fid) mit dem Ausſchuſſe nicht einlaffen, weil er die demfelben zu 
jenem Zwed von der Ständeverfammlung ertheilte Inftruction nicht 
anzuerfennen vermöge; der Finanzminifter von Motz, deflen Depar- 
tement die Angelegenheit berührte, hatte gar feine Antwort gegeben. 
Die Ständeverfammlung beftimmte nun Eberhard, Wippermann 
und Nebelthau nebft den ritterfchaftlichen Abgeordneten von Keudell 
und Garl von Eſchwege dazu, die zu ergreifenden Maaßregeln in 
Antrag zu bringen. Auf des letzteren Borfchlag wurde, in dem 
Wunſche nad einer Vereinbarung und Ausgleihung, die Staatd- 
regierung angegangen, ſich darüber zu erflären, ob fie der Stände. 
verfammlung jener Angelegenheit wegen eine Eröffnung zu maden 
habe. Mog ſchob die Sache Haffenpflug zu. Diefer in feiner 
Eigenfchaft eined Yuftizminifters eröffnete den Randftänden, daß die 
Staatscaffe die Koften für die Verwaltung der, der fürftlich roten- 
burgifchen Linie in den Bezirken der vorhinnigen Quart überlaffen 
geweſenen, Gerichtöbarfeit übernehmen müſſe, weil dieielbe fich jegt 
wieder mit derjenigen Gerichtöbarfeit vereinigt habe, die dem Lan- 
desherrn im ganzen Staate zuftändig fei, und nunmehr unter bie 
Anwendbarkeit der von der letzteren geltenden Negeln gefallen fei. 
Ungefähr vier Wochen fpäter wurde zu den Koften der Juſtiz und 
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der Verwaltung ein Beitrag von 1500 Thlr. jährlich aus den 
Revenuen des Hausfideicommiſſes angeboten. Haſſenpflug verlas 
in der Ständeverfammlung gleichzeitig, auf den Grund einer nicht 
contrafignirten Iandesherrlichen Vollmacht, eine Eröffnung des Kur: 
pring-Mitregenten, die auf deſſen befonderen Befehl — fo lautete 
die ungewöhnliche Formel der Unterfchriftt — ſämmtliche Minifter 
als gefehen bezeichnet hatten. Es enthielt diefelbe eine dem Lan- 
desherrn unmittelbar in den Mund gelegte juriftiiche Deduction, 
die ſich mit deſſen Erwartung ſchloß, daß er in der Mitte der 
Ständeverſammlung eine Stütze für die Aufrechthaltung ſeiner Ge— 
rechtſame finden werde, ſtatt an Zumuthungen feſtzuhalten, deren man— 
gelnde Begründung einer unbefangenen Erörterung nicht hätte entgehen 
können. Nachdem er, eingedenk des Verhältniſſes dieſer landesherrlichen 
Güter, wegen der Beiträge für die Koſten der Juſtiz und Verwal— 
tung Vorſchläge habe machen laffen, erwartete der Regent, daß 
Anfechtungen würden aufgegeben werden, deren Erfolglofigfeit eben 
fo gewiß fei, als die mit denfelben verbundene, in Erregung von 
Mißtrauen gegen die Rechtmäßigkeit feines Verfahrens beftehende, 
nachtheilige Einwirfung auf das Gefammtwohl feiner Unterthanen 
unverfennbar wäre. Die juriftifche Ausführung, welche die Eröff« 
nung lieferte, beruhte auf der Vorausfegung, daß früher aus ben 
im Allgemeinen zur landeöherrlichen Verfügung geweſenen Eins 
fünften der Domainen der zur Ausübung der Regierungdrechte 
erforderliche Aufwand von dem Landesherrn beftritten worden feiz 
dies Verhältniß fei zwar in Folge der Verfaſſungsurkunde umge— 
ftaltet, denn durch diefelbe habe fich aus Iandesherrlichem Grund— 
eigenthum ein Staatövermögen neu gebildet, deſſen Einfünfte mit 
allen anderen, durch Steuern eingehenden, Einnahmen nunmehr zu 
einer allgemeinen Staatscaffe flöffen, doch fei bei dieler Gelegenheit 
feine Beftimmung getroffen, welche den Fortbeftand ber früheren 
Verhältniffe des fürftlichen Haufes hinfichtlidh der damals in den 
Händen der Prinzen befindlichen Domainen irgend beeinträchtigt oder 
für das Fürftenhaus die Verpflichtung begründet hätte, auch ſolche 
Güter, wenn fie heimfallen würden, zu dem neu gebildeten Staats— 
vermögen übergehen zu laffen. Das war Haffenpflugs Werk. Der 
ftandeöherrliche Bevollmächtigte Bähr war fonft der Einzige, wels 
her die Erklärung gab, es fei ihm niemald problematifch geweſen, 
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wem die rotenburgifchen Revenuen angehörten. Nebelthau lieferte, 
in großer Ausführlichfeit, und doch, wie Schomburg anerfennend 
hervorhob, ohne einen einzigen überflüffigen Sag, die Widerlegung 
der juriftifhen Deduction, die in der landesherrlihen Eröffnung 
enthalten war. Nebelthau beftritt, daß durch die Verfaſſungsurkunde 
von 1831 ein Staatövermögen meu gebildet fei, er fuchte nachzu— 
weifen, daß alle Domainen feit langer Zeit die Beſtimmung gehabt 
hätten, den Staatsbedarf zu deden, daß indbefondere das fäcularifirte 
Kirchengut, aus weldem die rotenburger Domainen entjtanden feien, 
niemals zum Familiengut des Fürftenhaufes umgewandelt fei, fondern 
durch Landtagsabſchiede aus der Reformationgzeit die Beftimmung 
erhalten habe, zur Beförderung ded gemeinen Nupens, zu gemeiner 
Luandesnothdurft, zu dienen, damit die Armuth verjchont und nicht 
fo fehr mit Schagungen erfhöpft werde. An diefem Verhältniſſe 
hatte, nach Nebelthaus Ausführung, ſich Einfichtlich der rotenburger 
Domainen nichts dadurc geändert, daß Ddiefelben bei Einführung 
der PBrimogenitur den Nacgebornen ald Paragium zur Abfindung 
zugewieien feien. Mit Gewandtheit zeigte Nebelthau, daß eine 
Beftätigung diefer Annahme gerade in denjenigen Artifeln der Vers 
faffungsurfunde niedergelegt fei, welche in der landeöherrlichen De- 
duction für die Meinung angezogen waren, daß durch diefelben die 
Eigenfchaft eines. Samilienguted den rotenburger Domainen nicht 
entzogen fei. Er ſchlug deshalb vor, in einer Adrefje den Landes- 
herrn um Eröffnung ded Weges einer richterlichen Entſcheidung, 
fei e8 auch mittelft UWebertragung derſelben auf eine zu dem Ende 
bejonders zu vereinbarende erichtöjtelle anzugehen. Die Stände— 
verfammlung billigte diefen Vorſchlag, von welchem erwartet fein 
mogte, ed werde der. Finanzminiiter durch den Regenten nun felbft 
aufgefordert werden, die Anſprüche, welche die Staatöverwaltung 
auf die Domainen der rotenburger Duart erheben könnte, gegen 
die diefelben befigende Hofverwaltung, vor den gewöhnlichen Ge: 
richten oder vor einem zwifchen Staat und Hof verabredeten Com— 
promißgerichte, rechtöhängig zu machen. „Wir find ung deffen Far 
bewußt, daß nichts fo jehr den Glauben an den Wertly unferer 
Staatseinrichtungen erfchüttern und dem Vertrauen zur Regierung 
Abbruch zu thun geeignet wäre, als wenn wir, unfere Ueberzeu— 
gung über das Intereffe des Landes in diefer Angelegenheit unter; 


drückend, dieſelbe mit muihlofem Stillſchweigen übergehen oder fich 
ſelbſt überlaffen Fönnten. Durch die deßfallſigen Erörterungen hat. 
fit) bei ums die Anficht befeftigt, daß die Einkünfte des heimge— 
fallenen Gebietstheiles, gleich allen übrigen Domainen des Landes, 
mit der Staatäfinanzverwaltung zu vereinigen feien. Ew. Hoheit 
werden das Gewicht der Verantwortlichkeit, welches diefe Anficht, 
das Ergebniß unferer Prüfung, für Gegenwart und Zufunft und 
auferlegt, geredyt und wohlwollend zu würdigen geruhen. Wenn 
wir um Gewähr rechtlichen Gehörs bitten, fo glauben wir, von 
jever Anmaaßung weit entfernt, vielmehr hierdurch von unferem 
innigen Bertrauen zur Milde und Gerechtigfeitsliche Ew. Hoheit 
ein neues lautredendes Zeugniß abzulegen. Recht zu fpenden überall, 
Seven, auch den geringften Unterthan, das Urtheil berufener Richter 
finden zu laffen, erfchien ven heſſiſchen Regenten ſtets ald eines 
der erfien und würdigſten Ziele ihres Strebens.“ So ſprach die 
Ständeverfammlung in ihrer Adreffe an den PringRegenten Diefer, 
nachdem er mit feinem Vater, dem Kurfürſten Wilhelm IE, eine 
Untersevung zu Hanau gehabt hatte, entgegnete in einer auf feinen 
befondesem Befehl von fämmtlichen Miniftern als gejehen bezeich— 
neten Erwiederung: er finde ed den Berhältniffen nicht enifprechend, 
die Einfegumg eines bejonderen Schiedsgerichtd zu verorbnen, um 
für die Anerkennung feiner Rechte einen weiteren fichernden Auss 
fprach zw erhalten; doch wolle er für den Fall, wo ihm der Genuß 
des gefammten Haus: und Fideicommißvermögens zufalle, nämlid; für 
den Fall, wo ihm Durch Erbfolge die Regierung anfallen werde, diejenige 
Erklärung über feine Domainen, fo wie über die Verwendung ihres Er- 
trages, ſich vorbehalten, welche er ven Redyten feines Haufes und dem 
Wohle feiner Unterthanen am zuträglichften halte. Diefe Erklärung, in 
welcher Bähr zwar die Zuſicherung einer Grleichterung für bie 
Unterthanen in dem angedenteten Falle, die Ständeverfammlung 
aber Feinerlei beruhigende Zufage erbliden wollte, gelangte an die 
legtere under dem 28. Juni 1837. Am nämlichen Tage machte 
Hafienpflug derſelben die Anzeige von einer durch den PBrinz-Re- 
genten, welcher auswärtige Bäder befuchen wollte, für den 1. Juli 
beabfichtigten Vertagung. Aber es lag ihm ungemeiw daran, bis 
dahin noch Erfolge des Landtags zu. befhaffen, und durch deſſen Bei- 
fimmung noch Erſcheinungen feiner eignen Wirkfamfeit gekrönt zu 
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ſehn. Er drückte zu dieſem Zwecke in den freundlichſten Worten 
gegen die Ständeverſammlung die Bitte aus, noch vor der Ver— 
tagung ein Geſetz zu genehmigen, durch welches, wie er ſich zu 
proponiren die Ehre gab, der Eifenbahnbau den Fällen zugerechnet 
wurde, im denen für öffentliche Zmedte Abtretung des Grundeigen⸗ 
thums verlangt werden fünne, damit doch für Gewinnung des 
Grundes und Bodens zu Eifenbahnen freie Hand geichafft werde, 
wenn dergleichen wirklich durchgeführt werden follten. Bom Eifen- 
bahnbau felbft war noch Feine Rede, aber die Ständeverfammlung 
billigte fofort den Gefegentwurf mit Stimmeneinhelligfeit. Im 
Beziehung auf den Staatshaushalt hatten die Landftände zwar, 
verichiedene Entfchließungen für öffentliche Arbeiten beträchtlichen 
Umfanges ſchon gefaßt, doch war es zu deſſen Seftitellung noch 
nicht gefommen. Haffenpflug fragte die Ständeverfammlung, ob 
fie nicht geneigt ſei, einftweilen der Regierung jene vorläufigen 
Entſchließungen zur Ausführung mitzutheilen, und die Landſtäude 
gingen darauf ein. Weil die Ständererfammlung ſich ſtets bereit 
zeige, dem Nugen des Landes förderlich zu ſein, glaubte Haffen- 
pflug auf die Straf» und Befferungsanftalten aufmerffam machen 
zu dürfen; er erinnerte daram, wie weſentlich Berbefferungen in 
diefen inrichtungen auf das Landeswohl einwirken, und verficherte, 
wie fehr er es bedauern würde, wenn dieſelben nicht baldigft vor- 
genommen würden. Er wollte, in Verbindung täglicher Andachtd- 
übungen, gemeinfchaftliche Beſchäftigung der in ben Ruheftunden 
gänzlich zu ifolirenden Sträflinge mit Arbeiten, welche der inlän- 
diſchen Induftrie fremd feien, unter fteter Ueberwachung einer gemü- 
genden Zahl vom Aufiehern, einführen. Dazu waren nicht unbe. 
trächtlihe Summen erforderlih. Endemann hielt vor einer Bes 
willigung noch weitere Aufklärung ber den Reformplan nöthig. 
Haffenpflug gab feine Freude darüber fund, mit Endemann alsbald 
fich einverftanden zeigen zu können. Demnad wurde ausführlichere 
Prüfung des Planes vor der Bewilligung gewünſcht; als aber 
Eberhard einen Vorſchlag machte, weldyer vorläufig die Ermaͤchti⸗ 
gung geben follte, Vorbereitungen zur Ausführung der Reformen 
zu treffen, unterftügte dies Haffenpflug mit den Worten, daß ja 
die Ständeverfammlung im einem Bierteljahre controlire, was bis 
dahin geſchehen feim werde. Ms Eberhards Vorſchlag Billigung 
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fand, ſprach Haſſenpflug mit großer Freude und Dank fein Aner- 
fenntniß darüber aus, daß die Sache auf diefe Art ihre Erledigung 
gefunden habe. 

Am 1. Juli erfhien Haffenpflug wieder in der Ständever- 
fammlung; am Schluſſe der Verhandlungen die Gegenftände über- 
fhauend, die nunmehr einer Fünftigen Berathung vorbehalten bleis 
ben müßten, erblidte er mit Leidweſen unter diefen auch die Er- 
richtung einer Irrenheilanftalt. Rod) ehe eine Bewilligung für Diefe 
Anftalt Statt gefunden hatte, waren Grundftüde dafür angefauft, die 
mehrfach für zwecdwidrig erachtet wurden. Haſſenpflug wollte es, 
fo fagte er, nicht wagen, einen Antrag darauf zu ftellen, daß 
fi hierüber nocdy die Ständeverfammlung in eine Discuffion ein- 
laffe; er richte aber fürmlid an die Mitgliever der Ständever— 
fammlung die Aufforderung, ob nicht eines derfelben diefe Ange— 
legenheit aufgreifen wolle. Wohl noch niemals hatte Haffenpflug 
gegen die Landftände ein Benehmen folder Art an den Tag ge- 
legt; er hatte wohl einmal von den Verdienften des Landtags ge: 
fprochen, wenn ihm an einer Gelobewilligung gelegen war, nie— 
mals aber in folcher Weife wie jegt fund gegeben, daß er Werth 
auf eine Entfchliegung der Ständeverfammlung lege, niemals fo 
die Nothwendigfeit einer Mebereinftimmung mit derfelben anerkannt, 
niemals gar Danf oder Freude über deren Befchlüffe laut werden 
laſſen. Es ließ ſich kaum verfennen, daß in feinem ganzen Ver— 
halten eine Aenderung vorgegangen fein müffe, daß er namentlich 
ſich im Einklang mit den Landftänden zeigen, einen Stützpunct 
hierin fuchen wollte. Diefe verneinten e&, den Bau einer Irren— 
beilanftalt noch am 1. Juli in Berathung zunehmen. Nach foldyem 
Beichluffe verlas Haffenpflug das von ihm contrafignirte landes- 
herrliche Nefeript, weldes die Vertagung der Ständeverfammlung 
bis zum 2. October verordnete. Er verfchloß jet das Ständehaus 
nicht wieder. Gleich darauf wollte der Prinz-Regent Haffenpflug 
feines Amtes ald Minifter ded Innern entheben , auf die Verwal— 
tung des Juftizdepartements ihn befchränfend. Das hätte Haffen, 
pflugs ganzen Einfluß auf die Leitung der landftändifchen Ange: 
legenheiten gebrochen ; er wollte fich jener Anordnung des Regenten 
nicht fügen, und forderte gänzliche Entlaffung aus dem Staatsdienfte. 
Mit diefer Erklärung entfernte er fih am 5. Juli von Gaffel, und 
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fam in Hannover an, ald gerade hier Ernft Auguſt von Gumberland 
die Regierung des Königreich mittelft des Patents begann, welches 
das Staatögrundgefeg für unverbindlich erflärte. Dorthin begab 
fi) um diefelbe Zeit, den Hof von Eaffel verlaffend, der General 
von Canitz ald Preußens Gefandter. Haffenpflug aber erhielt die 
verlangte Dienftentlaffung, in anderen Ländern ein neues Amt ſich 
fuhend. Während ſchmähende Artifel, welche die neue Würzburger 
Zeitung verbreitete, ganz beſonders beftrebt waren, einzelne Mit- 
glieder der Ständeverfammlung wegen der Rauterfeit ihrer Gefin- 
nung zu verbächtigen und einer fubverfiven Partei zuzuzählen, 
wurde anderer Seitd dad ganze Wefen des Regierungsſyſtems, das 
dur Haffenpflug auf die Bahn gebracht und mit hartnädiger 
Beharrlichfeit geltend gemacht war, ald ein raftlofes Anfämpfen 
gegen die Berfaffung characterifirt, deren ehrlich gemeinte Beftim- 
mungen der Minijter durch fophiftifche Deutung, je nachdem es die 
von ihm verfolgten Zwede erheifchten, bald nach dem Wortſinn, 
bald nach dem Geifte, auszulegen verftanden habe. Diefe, von 
Haffenpflugs Freunden ald ehrenwerth und wahrheitliebend bezeich- 
nete, Stimme urtheilte, es fchienen die Formen der Verfaſſung von 
ihm nur beibehalten zu werden, um hinter dem Schleier der Ge- 
feglichfeit einen deſto freieren Spielraum für willführliche Eigen» 
macht zu gewinnen, ein Syſtem, welches dem Interefje des monar— 
chiſchen Principe und den Prärogativen der Krone dienen follte, 
doch eigentlich nur der Herrfchfucht des Minifterd zum Vortheil 
gereichte, aber das öffentliche Zutrauen mit dem Glauben an die 
Unverträglichfeit ver Berfaffung untergrub. Diejenigen, welche Haffen- 
pflug vor der öffentlichen Meinung vertheidigen wollten, fanden doc) 
bei ihm ftarfe Vorliebe für das Hiftorifhe, Hinneigung zu den 
Hallerfchen Anfichten vom Staate, mit einer juriftifchen Ueberzeugung, 
wonach noch das alte Staatöreht beftand, und nur in einzels 
nen Stüden durch die Verfaffung modifteirt fei, deren Freund auch 
jene ihn nicht nennen wollten. „Die Zahl derer, die ihn aufrichtig 
zurüdwünfchen, kann unter einem Regenſchirm fpazieren gehn.” 
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Erdrüdung der verfaffungsmäßigen Ordnung. 
1837 bis 1848. 





Glück und Unglüd hat feine Zeiten, und wenn 
nun einmal Alles zufammenflürmt, wenn die Sün- 
den der Großväter aufmachen, die Fehler ver Väter 
fühlbar werden, jeder eigne Mißtritt doppelt fich 
zu ſtrafen feheint, fo hilft zum Laufen nicht mehr 
Schnellfein, zum Reichwerden hilft kein Sorgen.“ 

Spittler. 


Haffenpflug war gefchieden! Ob damit auch deffen Syftem, das 
Land zu regieren, gefallen war? Das bildete die Frage, die alle Ges 
müther bewegte. Scheffer (S.380) blieb Landtagscommiſſar. Scheuch 
309 fich vom Landtage zurüd. Hoffmann (S.386), zum Metropolitan 
befördert, erhielt, abermals als Deputirter gewählt, die Genehmigung 
feiner vorgefegten Behörde nicht. „Nach dreimonatlicher Unters 
brehung wieder vereint, können wir”, fo redete im Detober Schom- 
burg vom Präfidentenftuhle die Landftände an, „bei dem Rüdblid 
auf die bisherigen Ergebniffe des Landtags uns felbft nicht fehr 
befriedigt finden. Es war unvermeidlich, daß mancherlei Erörte- 
rungen Statt fanden, welche nicht geeignet fein fonnten, dad Wohl 
des Landes, wie ed gewünſcht werden muß, zu fördern, — unver» 
meidlich, wenn bei der Verſchiedenheit menfchlicher Anfihten und 
entgegentretender Meinungen die Unabhängigkeit der Prüfung, des 
Urtheil®, die eigne Ueberzeugung, nicht beeinträchtigt werden follte 
durch Beſchlüſſe, welche vielleicht fpäter ald übereilt anerfannt und 
nicht geeignet gefunden werden. Indeſſen auch diefe Zeit dürfen 
wir nicht ald verloren betrachten; jene Erörterungen werden zur 
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allgemeinen Berftändigung über Wahrheiten und Rechte beitragen, 
welche für Gegenwart und Zukunft von Einfluß find. Aus redlich 
geführtem Streite wird früh oder fpät, einftend gewiß, die Wahrs 
heit fiegend und belebt hervortreten. Daß wir reichliche- Frucht er— 
warten dürfen, dafür, glaube ich, bürgen und die weifen Abfichten 
des Landesherrn, die Einfiht, die Erfahrung und Befonnenheit 
der NRäthe, welche ihn umgeben. Ich glaube mich der Hoffnung 
hingeben zu dürfen, daß fortan immer mehr das Land, welches wir 
zu vertreten haben, des Glüdes fich erfreuen werde, welches durch 
Eintracht und Vertrauen im Gange der Berathungen über feine 
Angelegenheiten bedingt wird und nur dadurch hervorgebracht wer- 
den fann.” So ſprach Schomburg. 

Endemann und Nebelthbau hatten, neben dem Inhalte der 
Berfaffungsurfunde, auf einen dreihundertjährigen Gebrauch fich ge— 
Kügt, um einen Landtagsabihied ald nothwendige Bedingung für 
eine Verabſchiedung des Landtags darzuftellen. Scheffer ließ die 
Berufung auf das anticonftitutionelle hiſtoriſche Necht nicht gelten. 
Nebelthau wollte die Landftände zu dem Ausfpruche veranlaffen, 
daß durch die am 6. April 1835, ohne vorgängigen Landtagsabfchied 
vorgenommene Entlaffung der Ständeverfammlung (©. 365) die Vers 
fafjung verlegt fei, daß aber von einer Staatsklage, bei der ohnehin 
erfolgten Entlaffung Haffenpflugs, der dafür die Verantwortlichfeit 
trage, für jet Fein Gebrauch gemacht werden folle. Es mißfiel 
Nebelthau aber, daß die Ständeverfammlung den Beſchluß über 
feine Anträge vertagte. Minifter des Innern war an Haffenpflugs 
Stelle der Regierungspräftdent von Hanftein geworden, mit Haynaus 
(S. 136) Schwefter verheirathet, ein Mann hoc in Jahren, mit 
allen Provinzen des Landes befannt, faft feit einem halben Säculum 
im Staatödienfte, ftreng an den Fleinen Formen des gewöhnlichen 
Geſchaftsganges lebend. Neben Bollmar (S. 251) war Robert 
(S. 2366) fein Minifteriafreferent. Für die Angelegenheit des Cultus 
und Unterrichts wählte Hanftein ſich eine Perfönlichfeit, die zwar 
ohne myſtiſche Beimifhung war, aber ftetd gegen Vollmar zurüd- 
ftehend blieb. Hanftein eröffnete feine Thätigfeit den Landftänden 
gegenüber mit Ablehnung ihres Wunjches, auf fünfzig zwedmäßig 
zu vertheilende Eremplare von Ehriftian von Rommeld fortgefeßter 
Geſchichte Kurheffene zur AUnterftügung dieſes Werkes zu fub- 
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feribiren. Schomburg hatte daran erinnert, daß feine allgemeine 
Geſchichte Teutfchlands zu Stande gebracht werden könne, fo lange 
nicht die Epecialgefchichte der einzelnen teutfchen Staaten vollendet 
fei. Hanftein aber fand zum Anfauf der Gremplare oder zu einer 
“ willführlichen Vertheilung vderfelben Fein Bedürfniß und zur Unter— 
ftügung des Verlegers feine Veranlaſſung. Auch in anderer Ber 
jichung zeigte er ſich den Landſtänden unwillfährig, Die Bitte 
um Aufſchluß über thatfächliche Verhältniffe wieß er zurüd, weil 
er feinen Grund dazu einfehe. Die Verwendung für das Gefuch 
ein.d Hannoveranerd um Aufnahme zum kurheſſiſchen Staatebürger 
ließ er unberüdfichtigt, weil die Landſtände fein Recht hätten, ſich 
eined Ausländers anzunehmen. Er forgte für Unterrichtung der 
Hebammen, und verfündigte einen Beihluß der Bundesverfammlung 
über den Nachdruck, aber in der Gejeggebung leiftete er wenig. 
Er proponirte den Landftänden eigentlich nichts als die Aufhebung 
des Gebots, während der Saatzeit die Tauben einzufperren, und 
eine Verſchärfung der Vorſchrift, daB die Zuchfabricanten auf ihrer 
Waare Ellenzahl und Namen anzugeben haben. In die Erlaubniß, 
hiervon zu dispenſiren, hätten die Landſtände wohl gewilligt, doch 
wurde ſie ausdrücklich als Vertrauensvotum in Anſpruch genommen, 
und num verſagt. Das Juſtizdepartement erhielt der Oberappella— 
tiondrath Mackeldey, der Bruder des jüngſt verftorbenen Profeffors in 
Bonn (S. 240. 351), nachdem es eine Zeit lang proviforifch 
durch Koch verwaltet war, der feine Neigung zur Bekleidung eines Mi— 
nifterpoftens haben mogte. Madelvey bradite, durch Haffenpflug 
ſchon eingeleitet, die Aufhebung des Mühlenbanns gegen eine auf 
die Staatscaffe übernommene Entſchädigung zu Stande. Er vollzog 
auch eine, ebenfo vorbereitete, Maaßregel zur Ergänzung und Ber- 
volljtändigung verlorner oder mangelhaft gewordener Hypothefens 
bücher, aber an eine Verbeſſerung der Hopothefeneinrichtung felbft 
war dabei nicht im Mindeften gedacht, fo fehr fie auch die Land— 
ftände wünfchten. Zwar verficherte Madeldey, daß dazu Einleitung 
getroffen fei, aber Erfolg hat dieſelbe nicht gezeigt. Faßt man die 
Verhandlung in das Auge, die über jene Maaßregel in der Stände: 
verfammlung vorfiel, wo Endemann, im Streite mit dem Landtags- 
commiffar, den Unterfchied zwifchen dem Erwerbe eines dinglichen 
Rechts und einem Titel zu deffen Erwerbe aus Compendien fruchts 
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[08 zu erörtern hatte, fo fönnte man verfucht werden zu glanben, 
daß der Beruf der Zeit zur Gefeßgebung noch nicht gefommen ſei. 
Nebelthau ſprach es geradezu aus, daß niemand beffer als bie 
Regierung beurtheilen Fönne, ob unfre Zeit, ungeachtet des vor- 
handenen Bedürfniffed, für die Gefeggebung berufen fei. Mackeldey 
hielt die zur Ausarbeitung neuer Gefeßbücher angewiefenen Berfonen 
fo fehr mit ihren gewöhnlichen Dienftgefchäften überhäuft, daß er 
einer Einwirfung auf befleunigte Erledigung der ertheilten Auf: 
träge fid) enthalten müfje. Zugleich wieß er darauf hin, daß Vor: 
arbeiten zur Verbeſſerung des Griminalverfahrens ihrem Ende nahe 
feien, binfihtlid der Mängel im Civilproceffe aber dem dringenden 
Bedürfniffe durch das Gefeg von 1834 (S. 336) abgeholien fei. Diefes 
hatte das Einfommen der Anwälte nicht unerheblidy geſchmälert; die Ge— 
bührenordnung, die Arbeiten der Sachwalter gering tarirend, lohnte 
verhältnigmäßig hoch die Procuraturgefchäfte, die durch jenes Gefek 
bedeutend befchränft waren. Die Landftände drangen auf eine ander— 
weite Regulirung der Anwaltsgebühren. Mackeldey erfannte die 
Nothmwendigfeit einer Abhülfe, und machte der Ständeverfammlung 
deshalbige Vorfchläge, die aber mit dem 1. Auli 1840 außer Wirf: 
famfeit treten follten. Doc, fam diefer Zeitpunct heran, ehe noch 
das Geſetz zur Verfündigung gebracht war. Co blieb der Stand 
der Anwälte unverbeffert. Dazu brachte Mackeldey dieſelben nod) 
in eine ungünftigere Lage; denn zuerft mit Friedrich Detfer, auch als 
Belletrift fhon bewährt, machte er den Anfang, den Anwälten nur 
proviforifch oder widerruflich die Ausübung der Praxis zu geftatten, 
eine Maaßregel, die fi) bei jedem neu zugehenden Anwalte wieder: 
holte. Wie eine neue Civilproceßordnung jetzt durch das Geſetz 
von 1834 in den Hintergrund geftellt war, fo fchienen die Land» 
ftände felbft auf einen gleichen Erfolg hinfictlich eines bürgerlichen 
Geſetzbuches hinzuwirken, indem fie Anträge auf Aenderung eins 
zelner Beftimmungen des beftehenden Rechtes ftellten, ald: aus— 
ländifhen Jeraeliten ein regelmäßig denfelben bisher vorenthalten 
gewefened Klagrecht wegen Forderungen gegen Ehriften zu geftatten, 
das anaftaftanifche Geſetz aufzuheben, die Einrede des nicht ge— 
zahlten Geldes auf geringe Zeitdauer zu befchränfen, die Form 
der Erbverträge feftzuftellen, die Verjährung der aus fehnell vors 
übergehenden Berhältniffen des täglichen Verkehrs entfpringenden 
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Klagen abzukürzen. Billigte Mackeldey auch Letzteres nicht, ſo ſchloß 
er ſich doch den übrigen Anträgen an, ging ſelbſt noch weiter, hob 
die Aftimatorifche Klage wegen Injurien auf, und beihränfte, mit 
telft authentiſcher Interpretation des römifchen Rechts, die Einrede 
des nicht gezahlten Geldes auf die über Darlehne ausgeftellten 
Schuldſcheine. Das ift der Erfag für das im Landtagsabſchiede 
von 1831 zugeficherte neue bürgerliche Geſetzbuch. Vergebens er- 
innerte wiederholt Wippermann an bie Befeitigung ber Polizei⸗ 
gerichtsbarkeit (S. 337). 

Größer war die Thätigkeit, die ſich in der Finanzverwaltung 
entfaltete. Verſchmähte es auch Motz, den Münzcongreß in 
München zu beſchicken, ungeachtet die Provinzen Hanau und Fulda, 
wegen des dort gebräuchlichen Münzfußes, gleiches Intereſſe mit 
den ſüddeutſchen Staaten hatten und durch deren Maaßregeln nicht 
unbenachtheiligt blieben, ſo war er doch bemüht, die Maſſe der im 
Lande curſirenden Scheidemünze noch weiter zu verringern, obwohl 
er anfänglich Abneigung bei den Landſtänden gefunden hatte, die 
vor neuen Aufwendungen, welche erſt das Jahr 1841 möglich 
machte, die Erfolge der Münzvereinigungen abwarten wollten, die 
für die Staaten des Zollvereins in Ausſicht ſtanden. Eine Rück— 
ſicht auf dieſen bewog Motz, lebhaftes Intereſſe für eine Erhöhung 
des Salzpreiſes an den Tag zu legen. Um die Einſchwärzung des 
Salzes nad) den Vereinslanden zu verhüten, hatte Kurheſſen, bei 
einem Regie-Preife von 8 Hellern für dad Pfund, fi verpflichtet, 
mehr nicht als eine beftimmte Menge Salz feinen Unterthanen zu 
verabfolgen. Obgleich Ddiefelbe nicht einmal vollftändig zum Ver— 
brauch Fam, ging dennoch Furhefiifches Salz nad) Preußen, Waldeck, 
Baiern und Darmftadt. Gedrängt von diefen Staaten, wollte Motz 
den Salzpreid auf 11 Heller erhöhen, dafür aber das Salz in die 
einzelnen Gemeinden liefern und fo diefen die Koften des Trans: 
ported abnehmen. Nebenbei dachte er hierdurch eine Nettoeinnahme 
von 28,000 Thlr. jährlih zu gewinnen. Doc die Ständever- 
fammlung wollte fih durch die Wünfche fremder Staaten nicht be- 
wegen lafjen, den Salzpreid zu fteigern; eben fo wenig in dem 
fegteren, welcher die Koften der Fabrication ſchon um 5 Heller für 
das Pfund überftieg, ein Mittel zur Vermehrung der Einnahme 
fuchen, fo ſehr auch Motz hervorhob, daß durch die Elaffenfteuer 
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und die in den Zöllen liegende Luxusſteuer hinlanglich für bie 
Heranziehung der Begüterten zu den Staatelajten geforgt fei, 
und nunmehr die Reihe an eine andere Claſſe von Staatöge- 
nofien kommen könne. Mog Fonnte Feine Theilnahme für feine 
Pläne gewinnen, felbft nicht, ald er die Steigerung des Salinen» 
preifed auf einen Heller für das Pfund befchräufte; man fand darin 
gerade eine Beforgniß, die Einfhwärzung des Salzes nad Kur- 
heſſen aus den thüringifchen Ländern zu erleichtern, wo ein gerin- 
gerer Preis beftand. Carl von Efchwege zeigte fich hierbei als 
Motzens eifrigfter Gegner. Vorzugsweiſe war auf diefe Weife den 
Wünſchen Preußens entgegen getreten, eine allmälige Annäherung 
an den daſelbſt beftehenden Preis von 14 Heller für das Pfund auch 
in anderen Staaten ded Zollvereins herbeizuführen. Erft ale 
Preußen feiner Seitd im Preife des Salzes herabgegangen war, 
gelang es auch Motz, folden auf 10 Heller für das Pfund zu 
fteigern. Die Abrundung ded Zollvereind nad) Hannover hin gab 
zu mannigfachen Verhandlungen Anlaß. Zwiſchen diefem Lande 
und dem Gebiete des Zollvereind lagen, mit fchwer zu bewachen— 
den Gränzen, vier Landesbezirke, die, unter ſich durch gegenfeitigen 
Verkehr eng verbunden, eigentlich gar feine Zolleinrichtungen bes 
faßen, wo faft alle Güter freien Ein- und Ausgang hatten, — das 
FürftenthHum Lippe, die waldedifche Grafſchaft Pyrmont, die furs 
beffiiche Grafſchaft Schaumburg und das Fürſtenthum Schaumburg» 
Lippe. Das hier regierende Fürftenhaus, perfönlid) eng verbunden 
mit dem Hofe von Hannover, fühlte ſich zu dem Zollſyſteme diefes 
Landes hingezogen, doc wäre dadurd für Schaumburg » Lippe der 
freie Zugang zur Wefer abgefchnitten worden. ‘Preußen hätte in 
jener Gegend gern den Lauf diefes Stromes ald die natürliche 
Gränzlinie des Zollvereind gefehen. Dadurch würde dem legteren 
nur ein Theil der kurheſſiſchen Grafſchaft Schaumburg zugefallen, 
die andere Hälfte in das Zolliytem Hannovers getreten fein, eine 
Trennung, die in Kurheſſen nicht den mindeften Anflang fand. 
Kaum. hatte Kurheffen den von dem Zollvereine wegen Erleichterung 
des gegenfeitigen Verkehrs und Verhütung des Schmuggelhandeld 
mit Hannover und feinen Verbündeten verabredeten Vertrag zur 
Bollziehung gebracht, als Schaumburg »Lippe in den Steuerverein 
Hannovers eintrat, Sp waren die Verbindungsftraßen im kur— 
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heffifchen Schaumburg von der hannoverſchen Zolllinie durchſchnitten, 
an der bier für die Fürzefte Strede ein fo hoher Durchgangszoll 
erhoben wurde, daß aller Verkehr gänzlich gehemmt war. Allein 
Kurhefien, den Verſuch einer Nöthigung zur Ueberweifung feines 
fhaumburger Bezirkes an Hannoverd Zollfyftem hierin erbliden, 
fchritt zu den fchärfften Retorſionsmaaßregeln; dieſe gegenfeitigen 
Zollbefehdungen dauerten, bis Kurheffen, eiligft neue Straßen in’ 
feinem ſchaumburger Gebiete eröffnend, ſich feft entfchloß, wegen 
des leßteren zu einem der Zollfgfteme nur in Gemeinfchaft mit 
Lippe zu treten, einem an Paderborn ftoßenden Lande, weldyes, von 
Waaren aller Art überhäuft, die von hier ſich unvermerft in den 
Zollverein ergoffen, für Preußen unentbehrlich geworden war. Das 
endlich brachte auch mit Schaumburg-Lippe die Verfehrserleichterun- 
gen zur Anwendung, die mit dem Steuerverbande Hannovers ver: 
abredet waren. 

Wohl mogte unter den Landftänden der Zweifel auftauchen, 
in wiefern fi die Zuftimmung zu einem Vertrage mit dem Könige 
diefed Landes unter den im legteren eingetretenen politifchen Ver— 
widlungen ertheilen laſſe. Wußte auch folcher Zweifel fich Feine 
Bahn zu brechen, fo fehlte es doc nicht an Theilnahme für das 
Schickſal Hannovers. So glänzend freilich Fonnte diefelbe ſich nicht 
zu Tage legen, wie in der zweiten Kammer anderer Staaten; denn 
gerade an einer zweiten Kammer fehlt e8 in Kurheſſen, und doch 
fonnte eine moralifche Wirfung nur dann hervorgebracht werden, 
wenn fich in der einen Kammer Kurheffens, die auch die Elemente 
des, außer Braunſchweig allenthalben über diefe Frage ſchweigenden, 
Herrnftandes in fih aufnahm, alfeitig eine Sympathie für das 
hannoverſche Staatögrundgefeg Fund gab. Als nun die Nachricht 
von deſſen Aufhebung am 6. November 1837 einlief, drüdte die 
Ständeverfammlung, ohne daß eine widerftrebende Stimme laut 
wurde, die Zuverfiht aus, es werde die Regierung, fo viel an ihr 
liege, zur Erhaltung des bisherigen verfaffungsmäßigen Zuftandes 
im Königreih Hannover mitwirken. Sie ließ fi) dabei von der 
Ueberzeugung leiten, daß die Regierung die Rechte und Pflichten 
fenne, welche fih aus dem Intereffe des eigenen Landes und aus 
ihrer Stellung zum teutſchen Bunde ergebe, der, für die Aufrecht: 
haltung des öffentlichen Rechtszuftandes, für diefe fiherfte Grund— 
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lage der Ruhe, des Friedens, der Rechte und Freiheiten, zu ſorgen, 
die Gewährleiſtung übernommen habe. Won der Kanzel herab 
predigte Wiß (S. 233) über die Beftrebungen, durch welche ein 
Volk ſich eines fo unfchägbaren Gutes, wie die Verfaffung, werth 
zu machen habe, auf die zerrütteten Werhältniffe hinmweifend, in 
welchen anderwärtd ausgezeichnete Männer höhere Befehle nicht 
mit ihrem Eide in Einflang zu bringen vermögten. Den Brüdern 
Grimm mußte ald Flüchtlingen, fei e& willig oder nothgedrungen, eine 
Zufluchtöftelle in ihrem alten Heimathslande (Heffen) gegönnt werden ; 
um fie dem Lande wieder zu gewinnen, boten die Landftände ihre 
Bereitwilligfeit zur Erhöhung des Etats für Univerfität, Landes: 
bibliothek oder Staatsardiv an. Hanftein wollte zwar ein Gefuch 
um Vorlegung einer Propofition zur Beförderung eines öffentlichen 
Zweded im Allgemeinen der Ständeverfammlung nicht als eine 
Ueberfchreitung ihrer Befugniffe anrechnen, hielt aber doch ein 
ſolches Gefuch zu dem Zwecke, beftimmte Berfonen im Staatd- 
bienfte zu beftellen, für einen Webergriff der Ständeverfammlung in 
die von der Regierung zu nehmenden Rüdfihten und Befugniffe: 
glaubte mithin daffelbe den Verhältniffen nicht angemeffen erachten 
zu fönnen. An Competenzübergriffe hatten die Landftände bei ihrem 
Wunſche nicht gedacht; fie hatten nur Mitgefühl für Vertriebene 
äußern und auf den hohen Werth aufmerffam machen wollen, der 
für den kurheſſiſchen Staat daraus entfpringe, wenn er jene Kinder 
des Landes bleibend wieder in feinen Schooß aufnehmen würbe. 
Doh man ließ die Brürer Grimm zum zweiten Male in andere 
Lande ziehen! 

Auf der Zollconferenz zu München war Gleichmäßigfeit der 
Zollgefeßgebung für die verſchiedenen Vereinsſtaaten verabredet. 
Fand auch das dort verabredete Zollftrafgejeg Feine Schwierigfeiten, 
indem die Landftände daffelbe für die Dauer der Zollverträge mit 
wenigen Aenderungen annahmen, fo bot doch der Entwurf des Zoll 
gefeged den Anlaß zu Verhandlungen, bei denen die Ständevers 
fammlung fd mehrmals ſchwankend zeigte. Diefelbe war zwar 
dem Entwurfe im Allgemeinen nicht entgegen Doc) galt ed, ſolches 
im &inflange mit den Grundfägen der Verfaſſung über die Theil: 
nahıne der Landftände an Gefeßgebung und Steuerbewilligung zu 
halten. Jener Entwurf verwies hinfichtlih der Höhe des Zolles 
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auf die Erhebungsrolle, ohne dabei einen beſtimmten Zolltarif in 
das Auge zu faſſen, es war vielmehr darunter ein ſolcher Tarif 
verftanden, den das Miniſterium mit den anderen Staaten zu vers 
abreden für gut finden würde. Die Etändeverfammlung fehte an 
die Stelle diefed unbeftimmten Tarifed den augenblidlid in Kraft 
beftebenden, um auf diefe Weife ihr Recht der Eteuerbewilligung 
zu retten. Das Minifterium dagegen verlangte, denfelben, wenn 
auch nicht im Ganzen, doch in einzelnen Sägen ändern zu bürfen, 
alfo Aenderungen einzelner Beträge desjenigen Steuertarifed, der 
zu einem Beftandtheile des Zollgefeßes felbit erhoben war. Zu 
folher Entäußerung ihrer Theilnahme an der Gefeggebung wollten 
die Landftände fich nicht verftehen. Mit Wärme erhob ſich Nebel» 
thau gegen die Zumuthung, Feftftelung oder Aenderung der Tarif: 
fäge dem Minifterium zu überlaffen; man follte, fagte er, fein Wort 
darüber verlieren, weil es durch eine verfaffungsmäßige Beftimmung 
feftftche, daß über die Aufbringung und Bertheilung der Abgaben» 
beträge von den Ständen des Landes befchloffen werden folle; er 
erinnerte, daß das Verwilligungsrecht, das Recht der Selbſtbe— 
fteuerung, das eigentliche Wefen der ftändifchen Verfaſſung ſei, 
befien die Ständeverfammlung auch nicht zeitweife fich begeben dürfe. 
Kaum aber war beliebt, daß Aenderungen des Tarifed nur mit 
Zuftimmung der Ständeverfammlung oder ded permanenten Aus— 
ſchuſſes follten eingeführt werden dürfen, fo wich man wieder davon 
ab, indem man dem Minifterium die Ermächtigung gab, bis zum 
Jahre 1840 einzelne Zollfäge zu Ändern. Doc trug man jonad) 
wenigftend Bedenken, diefe Ermächtigung über die Dauer der Finanz— 
periode auszudehnen und in die Nechtöfphäre eines Fünftigen Land- 
tags einzugreifen. 

Vergeblich hatten Schwarzenberg * Wippermann dagegen 
geſtritten. Nebelthau ſtimmte zwar mit denſelben, rechnete aber 
den Gegenſtand nicht zu den ſo wichtigen, um die Erklärung ſeiner 
abweichenden Meinung im Protocolle niederzulegen. Das Mini— 
ſterium beruhigte ſich bei jenem Erfolge nicht. Es begehrte die 
Ermächtigung, auch über die Dauer der Finanzperiode hinaus 
wegen Aenderungen der Zollfäge mit den übrigen Staaten ſich zu 
vereinigen, dieſelben als Geſetze zu verfündigen, und dabei zu erwäh- 
nen, daß ſolches mit landftändifcher Zuftimmung gefchehen ſei. Laut 
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erhob ſich noch einmal Wippermann dagegen, faft allein, aber den- 
noch fand fich die Mehrheit der Ständeverfammlung bewogen, abers 
mals unbedingt die Nothwendigfeit einer lanpftändifchen Zuftimmung, 
möge fie von der Ständeverfammlung oder vom permanenten Aus» 
ſchuſſe ausgehen, zu jeder Aenderung des Tarifes, fei es im Ganzen 
oder im Einzelnen, auszuſprechen. Als aber dad Minifterium 
erklärte, dad neue Zollgefeg, das nod) in Feiner teutfchen Kammer 
berathen war, nun lieber gar nicht zu publiciren, fondern bei dem 
beftehenden zu beharren, hob die Etändeverfammlung, auf den Vor: 
ſchlag Carls von Efchwege, nochmals ihren Beſchluß auf und ging 
völlig in das Verlangen des Minifteriumsd ein. Echwarzenberg und 
MWippermann waren jegt die Cinzigen, die dagegen ſich verwahrten. 
Doch wurde die Wirffamfeit jener Ermächtigung wie des ganzen 
Zollgefeged auf die Zeit biß zum Jahre 1842 befchränft, mit wel: 
chem eine Kündigung der beftellenden Zollverträge eintreten konnte. 
ALS diefe fpäter, ausgedehnt auf die Grafſchaft Schaumburg, bis 
zum 1. Januar 1854 verlängert wurden, billigte die Ständevers 
fammlung aud bis dahin die Fortvauer der Zollgefeggebung, wobei 
freilich nach Nebelthaus Entwidlung geltend gemacht wurde, daß, 
weil auch die Zölle, troß der Dauer der Zollverträge, der ftändis 
fhen Steuerbewilligung unterworfen feien, erft durd die letzteren 
die Anwendbarkeit der Zollgefege im einzelnen Falle bedingt werde. 
Gleiches Schwanfen zeigte ſich noch in anderer Beziehung. Das 
Minifterium wollte ſich nämlich vorbehalten, den Export der Natur: 
oder Kunfterzeugniffe aus polizeilichen Gründen zu verbieten, “Die 
Landftände wollten diefed nur im Wege der Gefeggebung, alfo 
unter ihrer Beiftimmung, zugeben, doch hielten fie aud) hieran nicht 
feft, ald das Minifterium widerſprach. Die in das Zollgefeg auf: 
genommene Beftimmung, daß Hausfuchungen von der Ortsobrigfeit 
zu bewirfen ſeien, wollten fie durch den Beifag erläutern, daß der 
Gemeindevoritand gemeint fei, doch gaben fie, beim Widerfpruche des 
Minifteriums, diefen Entſchluß ebenfalld wieder auf; man glaubte 
fi) damit beruhigen zu können, daß jene Auslegung fi) von felbft 
verftehe, während das Minifterium die Billigung der entgegenge- 
fegten Meinung darin erblidte. 

Die Methode der directen Befteuerung ftellte Mog wiederholt 
in Brage. Er wollte der Elaffenftener alles Einfommen unter 100 
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Thlr. und über 4000 Thlr., ferner das von Pfarrei: und Schul— 
gütern bezogene Einfommen der Kirchen: und Sculdiener, den vier: 
ten Theil aller Befoldungen und Penfionen, und zwei Drittheile vom 
Dienfteinfommen der kurheſſiſchen Gefandten, entziehen. Ein Drittheil 
des leteren gab die Ständeverfammlung frei; die übrigen Ermä- 
figungen ablehnend, billigte fie doch manche Minderung der Eteuer- 
ſätze. — Bon dem Zuftande, in welchem ſich die Befteuerung des 
Grundeigenthums fand, machte Mog eine traurige Schilderung; 
felbft im Altheffen herrfchte eine durdaus ungleiche Befteuerung, 
weil das für dieſe Landestheile eingeführte Steuerreglement auf 
fehr verfchiedene Weile. in den einzelnen Bezirfen angewendet fei; 
in Hanau und Fulda aber war ein durhaus regellofer Zuftand; 
eö beftehen dort vielfach) verfchiedene Befteuerungsmethoden, die, ftatt 
auf klaren Borfchriften, auf undentlichen, unverftändlidyen oder fonft 
ungenügenden, Regulativen beruhen, und auf feine Weife eine fichere 
oder zweckmäßige Grundlage bilden. Mop glaubte, e8 fünne Feine 
Rede davon fein, bloß auszufprechen, daß das Reglement für Nieder: 
und Dberhefien aud in Fulda und Hanau anwendbar fein folle; 
er erflärte ed für unmöglich, im der Directen Steuerverwaltung 
irgend ein gleichmäßige und rechtmäßiges Verfahren einzuführen, 
wenn nicht ein neues Grundſteuergeſetz (E.355) gegeben werde, weil 
ohne diefes Feine Ordnung in jenen Zweig der Verwaltung gebracht 
werden fünne; er gab es für Täufchung aus, wenn man glaube, 
ed wären andere Mittel und Wege vorhanden, diefen Zweck zu 
erreihen. Zugleich aber verficherte Motz, daß jened Grundſteuer— 
geleß nicht verfündigt werden würde, wenn nicht die darin vom 
Minifterium aufgenommene Beftimmung wegen Entfhädigung für 
den Verluſt rechtmäßiger Steuerfreiheiten unverändert genehmigt 
werde. Deshalb verlangte er zunächſt hierüber eine Abftimmung, 
weil alle weitere Berathung unnöthig fei, wenn jene Beftimmung 
die Billigung der Ständeverfammlung nicht erhalten follte. Wipper: 
mann dagegen glaubte vorausfagen zu können, daß mit jener Be: 
ftimmung das Gele den Beifall der Ständeverfammlung nicht 
erhalten werde, was Mob nicht einleuchtend ericheinen wollte. 
Was diefer verlangte, war, wie früher, Entſchädigung für die vom 
Staate unter läſtigem Titel erworbenen Eteuerfreiheiten und für 
die Freiheiten der Nittergüter in Nieder- und Oberheſſen. Das 
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verlegte den ehemals reichdunmittelbaren Adel in Fulda. Aber das 
Minifterium ließ ſich fortwährend von der Anſicht leiten, daß unter 
der rechtmäßigen Freiheit, für deren in Folge eines Geſetzes über 
gleihmäßige Bejteuerung eintretenden Verluſt die Berfafjung Ent- 
ſchädigung zufichere, gerade derjenige Zuftand verftanden fei, ver: 
möge deſſen auf dem Landtage von 1816 die Hälfte der weftphä- 
lifhen Grundſteuer für die vor 1806 von der Entrichtung der 
Kriegscontribution befreit gewefenen Güter Nieder- und Ober: 
heſſens bis zum nächften Landtage bewilligt war. Es wurde dafür 
die Ausdrudsweife gebraucht, daß jene vechtmäßige Steuerfreiheit 
gleichbedeutend mit einer durch Gefeg gefhaffenen ſei; als Gegen- 
fag wurde dabei auf foldye Grundftüde hingewieien, für weldye nur 
deshalb feine Steuer entrichtet jei, weil es vergeflen und überjehen 
wäre, fie bei der Veranlagung heranzuziehen. In folder Ausdeh— 
nung war aber die in den Gefegentwurf aufgenommene Beitim- 
mung wegen der Entfhädigung nicht einmal gehalten; fie bezog 
fih, außer den durch läjtigen Titel erworbenen Freiheiten, nur auf 
gewiſſe einzelne Güter Nieder umd Oberheſſens. in Gutachten, 
welches ein aus Rechtskundigen gebilveter Ausschuß der Stände: 
verfammlung abgab, Fam zu dem Ergebniffe, daß für den Berluft 
jeder Freiheit Entfhädigung zu gewähren fei, welche durch jpeciellen 
Rechtötitel erworben wäre, alfo auch für diejenige, die nicht auf läftigem 
Titel beruht und nicht vom Staate erworben ift. Soldyergeftalt 
weiter gehend ald der Gefegentwurf, wollte jenes Gutachten feine 
fonftige Entfchädigungsverbindlichkeit anerfennen. Nebelthau war 
der einzige Jurift in der Ständeverfammlung, der fih in einem 
anderen Sinne ausſprach; ihm fchien jenes Rechtögutaihten wohl 
auf Säge des philofophifhen Staatsrechts gebaut zu fein, welches 
nur für die läftig erworbenen Freiheiten Entihädigung zugeftehe, 
nicht aber auf die Wahrheiten der Geſchichte. Durch diefe fand 
fid) Nebelthau zu der Anficht hingezogen, daß jeder fteuerfrei fei, 
welcher feine Freiheit fich zu erhalten gewußt habe, Darin lag 
die Erhebung eines thatſächlich eingetretenen zu einem rechtmäßigen, 
für immer anzuerfennenden, nicht ohne Entſchädigung zu entfernens 
den Zuftande. Außer ihm erklärten fi nur die Befiger von Ritters 
gütern zu Gunften der vom Minifterium in Borfchlag gebrachten 
Beitimmung. Der Wortführer war dabei Carl v. Eſchwege (5.356) ; 
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er betrachtete die Verpflichtung zu einem gleichmäßigen Beiträge 
aller Staatsangehörigen für die Laften und Koften des Staates 
als einen Gemeinfag, der nur da beftehe, wo im Syſteme der fran- 
zöftfchen Revolution von 1789 verfahren fei; er wollte jenen Grund- 
fag in Heffen nicht gelten laſſen, weil hier die Vortheile des Staatd- 
vereind ungleich feien; zum Beweiſe ſolcher Ungleichheiten erinnerte 
er, daß ein Theil des Grundbefiges freies Eigenthum, ein anderer 
Theil lehnbar feiz daß das Ablöfungsgefeg alle Arten von Härten 
gegen die Berechtigten zu Gunften der Pflichtigen enthalte; daß 
ein Gleiches hinſichtlich des Geſetzes der Ball fei, welches die Ent» 
fhädigung für Aufgebung der Jagddienfte ordne. Dem Acceſſtons— 
vertrage vom 2. December 1813 (S. 7) gab Eſchwege die Deu- 
tung, daß Niemand ganz, wohl aber theilweife den öffentlichen 
Laften fich entziehen dürfe Für rechtmäßig wollte er nur den Zus 
ftand vor 1806 anerkennen, alle dagegen fpäter erlaffenen Berord- 
nungen als verfafjungswidrig darftellend. Die Ständeverfammlung 
war diefed Mal in ihrer Meinung ziemlich gleich gefpalten; fie 
befannte fich mit einer Mehrheit von einer Stimme dazu, bei der 
Trage über die Rechtmäßigkeit der Steuerfreiheit im Allgemeinen 
die vom Minifterium vorgeſchlagene Beftimmung zum Grunde zu 
legen. Wippermann wiederholte, daß dieſes der Todesfeim für das 
ganze Grundfteuergefeg fein werde; er brachte deöwegen zur allfei- 
tigen Verftändigung den Ausweg in Vorfchlag, daß in jedem ein 
zelnen Falle, wo Jemand Entfchädigung für verlorene Steuerfrei- 
heit anfprechen würde, die Nechtmäßigfeit der lehteren durch eine 
Gerichtsbehörde, ohne Anwendung der gewöhnlichen proceffualifchen 
Formen, unterfucht, im Gefeg aber der Begriff derſelben garnicht 
befchrieben werde; doc fand diefer Vorfchlag Feinen Beifall. Der 
ftandesherrliche Bevollmächtigte Bähr verlangte Fraft Art. 27 der 
Rheindbundsacte die nämliche Steuerfreiheit, wie für die landes- 
herrlihen Befigungen, auch für die Güter der Standesherrn, weil 
diefe ebenfalls Randesherren geweſen feien und gewiffermaaßen noch 
Landesherten feien, doch beftritt folchen Anfprucd auch das Minis 
fterium. Eſchwege war fehr bemüht für das Grundeigenthum — 
doc; nicht für die Wohnhäufer in den Städten — den Maaßitab 
der Beftenerung herabzudrüden, der fich bei einer Erhebung von 
zwölf Simpeln jährlih auf 6'/, Procent des Ertragd berechnete; 
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Eſchwege wollte ein Simplum gerade auf die Hälfte geſtellt wiſſen; 
ed würde daher die Steuer um jedes Simplum, welches bei der 
Bewilligung unter der Zahl von 24 blieb, verhältnigmäßig von 
der zu 6%, Procent angenommenen Höhe zurüdgewichen fein. Es 
würde aber bei der bevorzugten Beriretung, melde die Verfaffung 
dem Grundbeſitz zu Theil werden ließ, ſchwer geworden fein, eine 
ftärfere Bewilligung ald zwölf Simpeln zu erlangen, weil in dem 
Geſetz über die Gewerb: und Claffenfteuer beftimmt war, daß dieſe 
nie über jene Zahl von Simpeln fteigen ſolle. In Wahrheit würde 
alfo die Steuer auf 3"/, Procent des Ertrages gefunfen fein, wäh: 
rend bei dem, nach dem Zuftande der Vergangenheit angenommenen 
Maapftabe zur Entfhädigung für den Verluſt aufhörender Steuers 
freiheit noch die Höhe von 6'/, Procent unterftellt war. Der 
Plan Carls von Eſchwege fand den Beifall der Landſtände, fo fehr 
auch auf deffen Unverträglichfeit mit den beftehenden Einrichtungen 
hingewiefen wurde. Vorzugsweiſe durch Nebelthau unterftügt, bes 
fämpfte er mit Erfolg die früher von der Ständeverfammlung felbft 
hervorgerufene Bropofition, daß die auf den Grundftüden haftenden 
Reallaften die zum Steuerverhalt zu ziehende Bodenrente unver- 
ändert laffen, für den Pflichtigen aber Urfache fein folle, dem Be— 
rechtigten die dem Werth der Reallaft entfprechende Steuer in 
Anrechnung zu bringen. Er verfocht, unter Zuftimmung der Ständes 
verfammlung, die Anficht, daß die dem Staate zufommende Steuer 
von einem Grundbefig nad dem Werthe der auf legterem ruhenden 
Reallaft gemindert werden müſſe, was die Berechtigung, Grund— 
gefälle zu beziehen, von jener Steuer ganz befreien würde. Motz 
beflagte died fehr, fügte fich aber dem Beichluffe der Ständever- 
fammlung, die Hand zu deſſen Volziehung bietend. Zur vollftän- 
digen Durchführung des neuen Grundſteuerſyſtems fammt der damit 
in Verbindung ftehenden Vermeſſung, Abſchätzung und Anfertigung 
von Karten oder Kataftern Fonnte leicht-ein Zeitraum von fünfzehn 
bis zwanzig Jahren erforderlich werden, ed würde alfo daffelbe für 
dDiefe Zeit wirkungslos geblieben fein. Um folches zu verhüten, 
wollte das Minifterium ein PBroviforium einführen, welches eine 
fofort zu verwirflihende &leichmäßigfeit der Beftenerung bis zu 
einer definitiven Gleichſtellung fingirtee Das hatte Efchwege an: 
fänglich mißbilligt; er wollte, bis letztere möglich fei, den alten 
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Zuftand überall unverändert und unverbefiert beibehalten; als aber 
der Gefegentwurf eine feinen Anträgen entfprechende Mopification 
erlitten hatte, hielt aud) er die Einführung eines Proviforiums 
angemeffen und nöthig; jegt wandten Dagegen fi Andere von 
diefer einftweiligen Dlanßregel ab, und die Ständeverfammlung ver- 
warf diefelbe. Nun erllärte Efchwege, ed habe feinen Zwed mehr, 
weiter zu discutiren; die Negierungsorgane, die dad Proviforium 
als unvermeidliche Bedingung des Geſetzes dargeftellt hatten, bean— 
tragten förmlich, die Fortfegung der Verhandlungen einzuftellen, die 
nur verlorene Zeit im Gefolge haben würde. Mop felbit erflärte, 
ohne ein PBroviforium fünne das Geſetz im fachgemäßer Weife gar 
nicht zur Ausführung gebracht werden. So fcheiterte abermals das 
Gejeg über die gleichmäßige Vefteuerung des Grundeigenthums, 
fo nothwendig daſſelbe aud für die Verwaltung fein mogte. 
Eichwege drang nun darauf, das Gefeg über die Befteue- 
rung der Gewerbe zum Abſchluß zu bringen. Doch unterblieb 
dies, weil die Lanpftäude dazu nicht vor Annahme des Grund: 
ſteuergeſetzes fihreiten wollten. — Mehr Glück hatte Motz bei 
den Lanpftänden mit dem Borfchlage, nad einem Fürzeren Klafter- 
maaße dad Holz anzufertigen, welches aus den Staatswaldungen 
zum eignen Bedarfe gegen einen durch Geſetz beftimmten billigen 
Preis abgegeben wird. Es wurde als Mittel angejehen, die ver: 
botene Veräußerung jened Holzes beffer zu überwachen, wenn 
daffelbe in feiner äußeren Form ſich von dem, gegen den wahren 
Waldwerth zum Handel abgelaffenen, Holze unterfhied. Kaum 
aber war diefe Maaßregel zur Ausführung gelangt, fo erregte fie 
im ganzen Lande die lauteften Klagen. Das Furze Holz ließ fich 
zu manchen für den Aderbau möthigen Geräthſchaften gar nicht 
gebrauchen. Während man dem Empfänger des Holzes durd die 
Nöthigung zu deffen eignen Verbrauch die Beranlaffung hatte neh: 
men wollen, feinen Bedarf, durch Frevel fich zu verfchaffen und fo 
einer Verwüftung der Waldungen vorzubeugen, trat jetzt wahr- 
hafter Holzmangel ein, weil eine große Menge jenes, fonft durch 
Eriparniffe für den freien Berfehr gewonnenen, Holzes dem Markte 
entzogen wurde. Dadurch fteigerte fih auf diefem der Preis des 
Holzes zu einer das Publicum ungemein beläftigenden Höhe, die 
nun einen neuen Reiz zum Srevel darbot. Dazu gefellten ſich 


— 414 — 


Klagen anderer Art über Beſchränkungen im Bezuge der Walder—⸗ 
zeugniffe. So war ed nothwendig, die getroffene Maafregel als: 
bald wieder aufzugeben. — Wahrhaft bewährt zeigte ſich nur eine 
Finangoperation, die, im Schooße der Ständeverfammlung ange 
regt, durch Mog, obwohl er ihr anfänglich abgeneigt war, zur 
Ausführung gebracht wurde; ed war das die Herabfegung des 
Zinsfußes für die feit dem Jahre 1831 gefchaffene Staatsſchuld 
auf 3"/, Procent. Dagegen war Mog entfchieden dem ‘Plane 
der Landftände Hinderlich, den Staatsfbag auf andere Weile ala 
in fremden Staatöpapieren anzulegen, aud dem Plane, denfelben 
zur Einlöfung der von der Landescreditcaffe ausgeftellten Schuld: 
icheine zu verwenden; — felbft als die Landftände fidy gegen alle 
Nachtheile für die Sicherftellung verwahrten, weldye aus der Ber; 
nachläßigung ihres Vorfchlages entipringen könnten, blieb er, faft 
verlegt fich fühlend , beharrlih auf feiner Anficht. Wippermann 
hatte den Gedanfen angeregt, die ganze Schuld in eine unverzind- 
liche durch das Ausgeben eined Papiergelded umzuwandeln, das 
feine $undirung im Staatöihage erhalten fole. Mit den ge: 
wonnenen Zinjen wollte Wippermann das Papiergeld jelbft wieder 
einlöfen. Die Ständeverfammlung zollte dem von ihm bearbei- 
teten Plane nur in einem, der Summe nad) befhränften Umfange 
Beifall. Motz aber verwarf denfelben gänzlich. l 
Mit großer Vollftändigfeit und unbegrängter Offenheit lieferte 
Mog, unter VBorlegung der Rechnungen über die Hauptftaatscaffe 
und deren Filial, die Kriegscaffe, den Landftänden eine, alle Zweige 
des Staatöhaushaltes umfaffende, Nachweifung wegen Berwerdung 
des Staatseinfommend aus den Jahren 1831 bis 1836. Er 
nannte das feine erfte Nechenjchaftsablage, wünfchte, daß diefelbe der 
Ständeverfammlung genügend erfiheinen möge, und erklärte fich zu 
jeder weiter gewinfchten jachgemäßen Ausfunft bereit, die auch 
vielfältig begehrt und in umfafjendem Maaße von den verfdiedenen 
Minifterial » Departements ertheilt wurde. Zufolge Vorſchrift der 
Berfaffungsurfunde fol die Verwendung des Staatdeinfommens 
zu den beftimmten Zweden nachgewiefen werden. Mop ber 
trachtete dieſe Anordnung als mit dem Steuerverwilligungsrecht 
im Zufammenhange ftehend, weshalb diejelbe mit Rückſicht auf den 
Boranfchlag gegeben werden müffe. Er erblicte darin die Nach— 
27 
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weifung einer Verwendung zu den Ausgaben, deren Nothwendig- 
feit oder Nüglichfeit im Boranfchlage nachgewieſen, von der Stände- 
verfaommlung. geprüft, und durch das Finanzgeſetz anerkannt ſei, 
Eine andere Erflärung fügte Mob hinzu, ift nicht, wohl denfbar, 
Damit ftand die im Namen des Rriegsminifters abgegebene Erklä— 
rung im inflange, daß Bewilligungen, welche Statt. gefunden 
haben follten, im Finanzgeſetze ausgedrückt fein müßten. Bon 
dem nämlichen Grundfage ging Wippermann aus, dem die Stände- 
verfammlung, die Brüfung des Staatshaushaltes übertrug: . Bei feinem 
erften Berichte über deſſen Zuftand gab Wippermann jenem Grund- 
faße in defjen Anwendung auf die einzelnen Gattungen der Staatsaus⸗ 
gaben eine fpeciellere Entwidelung, md nannte Das danach eintretende 
Berfahren die Rechnungsablage (S. 35. 69. 192%), Diefer Aus- 
drud, obwohl buchſtäblich mehrfach durch Motz, ebenſo durch 
Scheffer, gebraucht, und von einer Rechenſchaftsablage kaum unter⸗ 
ſchieden, gab Duyſing (S. 226), den Motz jetzt als feinen Refe— 
renten benutzte, die Veranlaſſung, gegen alle Conſequenzen zu pro— 
teſtiren, die daraus abgeleitet werden könnten. Er wollte eine 
Berpflichtung zur Rechnungsablage nur bei demjenigen. anerkennen, 
welcher fremdes Gut zu verwalten babe, während die Staatäre« 
gierung, als Haupt eines monarchiſchen Staates, eigne Verwaltung 
führe, und den Landftänden wohl Nachweifungen zu liefern, aber 
feine Rechnung abzulegen. habe, Er fürchtete, es mögte ſich die 
Ständeverfammlung in eine Oberrechnungsfammer mit dem nöthi- 
gen Perſonal umwandeln, und beftritt die Verbindlichkeit, die Rech— 
nungen über den Staatshaushalt vorzulegen. Die Angabe, 
wie hoch das Staatdeinfommen fid) belaufen babe, follte den Lands 
ftänden genügen, ohne daß eine Erörterung über die Frage zuläffig 
fei, wie viel dafjelbe habe eintragen können, und 9b dazu. alle Ver: 
mögensftüde benutzt feien, die in das Staatsinventar eingetragen 
waren, deſſen Anfertigung die Berfaffungsurfunde vorfchreibt ; denn 
in ein fold unmürdiged Verfahren könne die: Staatsregierung den 
Landftänden gegenüber: durch die Verfaffung nicht geſetzt fein, 
Ebenfo hielt Duyfing die Angabe hinreichend, wie viel unter den 
verſchiedenen Ausgabetiteln verrechnet fei, ohne den Landftänden 
eine nähere Unterſuchung über die Befchaffenheit der einzelnen 
Ausgaben zuzugeitchen, eine Rechtfertigung. derfelben nur dann, für 
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geboten annehmend, wenn der für einen ſolchen Titel im Voran— 
ſchlage eröffnete Erebit überfehritten ſei; doch rückſichtlich der Koften 
für Nenbauten und in Beziehung auf die Verwendung der zu uns 
vorhergefehenen Fällen beftimmten Summe gab er die Verbindlidy 
feit nach, die Ausgaben zu ſpecificiren. Duyſing ftüßte feine 
Theorie auf die Beilimmung der  Berfaffung, daß die. Land- 
ftände regelmäßig im Anfange Novembers einberufen werden follen. 
Er zog daraus die Folgerung, daß eine umfaflendere Prüfung der 
Rechnungen bis zum Schluffe ded Jahres unmöglich fei, und doch 
erheifche e8 die Ordnung, daß fie, ald Borbereitung ded Budgets 
. für die Zufmft, bis dahin vollendet werde. Während das Kriegs: 
minifterium kein Bedenken fand, alle Ausgaben zu juftificiren, welche 
von den Landftänden beanftandet waren, verweigerte Scheffer (©. 
396), der die Anficht der Stände der Stellung einer monaribifchen Re— 
gierung widerjtreitend hielt, im Namen des Juſtizminiſters einen über 
Thatſachen gewünſchten Aufſchluß, er hielt e8 der Regierung nicht 
würdig, auf folde Fragen zu antworten, weil es feiner that- 
ſächlichen Beftätigung deſſen bebürfe, was als verfafjungs- 
mäßige Bedingung einer Handlung vorausgefegt werben 
müſſe; als er Weußerungen binzufügte, in denen man die ge- 
wünfihte Aufklärung erblidte, beitritt er, eine ſolche gegeben zu 
haben, weil es Fragen gebe, auf welche nicht geantwortet werben 
dürfe. „Sch follte denken“, bemerkte dazu der Erbmarſchall von 
Kiedefel, „daß die Regierung wenigftens die, Achtung vor der 
Staͤndeverſammlung haben müßte, in folchen Fällen die nöthige 
Anfklärwiig zu geben.” 

Wippermanns Anträge waren darauf gerichtet, von den aus der 
Staatscaffe ausgegebenen Summen den größten Theil für verrech- 
nungsfähig zu erflären, einige Poiten aber nicht für verrechnungs— 
fähig zu erklären. Auch dagegen proteftivte Duyfing, weil bie 
Regierung die Ausgaben verrechnen laſſe, ohne: daß ihr 
diefes Recht durch die Verfaffungsurfunde entzogen fei. Er wollte 
auch nicht den Finanzminiſter für verbindfich halten, die Nachweis 
fung über die Verwendung des gefammten Staatseinkommens zu 
liefern, fondern diefe Verbindlichkeit den verfchiedenen Miniſtern, 
einem jeden für die Ausgaben feines Depmtemente, zuweilen. Als 
er für die Lepteren, felbft wenn fie die Verwilligungs ſumme über: 
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fhritten, den Rechtfertigungsgrund in einem, gegen die Anficht des 
Depurtementsminifterd über die Nothwendigfeit der Ausgaben erfolg- 
ten, Befchluß des Gefammtminifteriums finden wollte, glaubte da= 
genen Schomburg die Rechte der GStändeverfammlung verwahren 
zu müffen. „Wenn das Prüfungsrecht der Landſtände nicht richtig 
aufgefaßt wird," entgegnete er, „fo fann jede Steuerverwilligung 
eine Täuſchung werden.“ 

Die Ständeverjammlung fah die meiften Ausgaben ald unbe» 
denflih an. Rüdjichtlich anderer begnügte fie fi) mit Verwah- 
rungen; fie vermied zwar die Erflärung, den Staat zur Berichtis 
tigung einer ohne ihre Einwilligung aufgenommenen Anleihe nicht 
ſchuldig zu erachten, wollte jedoch Feineöwegs anerfernen, daß jemals 
ein Minifter ermächtigt fei, ohne Zuftimmung der Landftände eine 
Schuld mit NRechtsverbindlichfeit für den Staat einzugehen. Nur 
an wenigen Ausgaben nahm die Ständeverfjammlung einen Anftand, 
Wippermann wollte diejenigen derfelben, für welche den Finanz: 
minifter die Verantwortlichfeit traf, als nidyt geichehen, und deren 
Summe als in der Caſſe befindlich, diefelbe mithin ald verfügliches 
Mittel zur Beftreitung fünftiger bewilligter Ausgaben, anſehen. 
Hatte aber ein anderer der Minifter die Verantwortlichfeit zu über- 
nehmen, fo wollte Wippermann auf die von demfelben geleiftete 
Ausgabe eine Erfagforderung des Staated gründen, diedem Finanz 
minifter ebenfalls als Mittel zur Dedung neuer Ausgaben durd 
das Finanzgefeg zu überweiſen fei, was dieſen berechtigen würde, 
den Betrag derfelben ald Ausfall an der Einnahme zu berechnen, 
wenn die Forderung nicht einzuziehen ftände, fei ed. wegen deren 
Unbeitreiblichfeit, oder wegen des günftigen Erfolges, mit welchem 
etiva der betreffende Minifter in einem Rechtsſtreite gegen den 
Anſpruch ſich zu vertheidigen willen würde, Die Ständever- 
fammlung hat ſich über die Anwendung eines ſolchen Verfahrens, 
neben welchem noch ftrafrehtlihe Folgen in den geeigneten Füllen 
denfbar blieben, nicht ausgeſprochen; fie ging vielmehr ſelbſt über 
die von ihr beanftandeten Poſten hinaus, weil diejelben ſämmtlich 
Haſſenpflugs Verwaltung träfen, Ddiefer aber inzwiſchen dad Land 
verlaffen habe. 

In den Voranſchlag der Staatdrevenuen war dad Bruttoauf; 
fommen der verſchiedenen Einnahmequellen eingetragen, während 
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die für: deſſen Gewinnung nöthigen Aufwendungen unter ben 
Ausgaben aufgezählt wurden. Es war diefed Verfahren feit dem 
Sahre 1831 eingehalten, weil, wie Eggena damals fagte, durch eine 
Borwegnahme der Ausgabe eine Täufchung über das wirfliche Ein—⸗ 
fommen und die: deshalbige Laſt des Volkes herbeigeführt, auch 
manche Ausgabe der regelmäßigen Controle entzogen würde: Nur 
bei dem Auffommen von den Berg⸗, Hütten und Salzwerfen war 
anders verfahren; es ftand deren reine, Ausbeute im Voranſchlage 
unter den Einnahmen. Hierbei wollte es Motz auch für die Folge 
bewenden lafjen, weil bei einer Aufnahme: des Bruttoeinfommens 
feine anderen als die bewilligten Ausgaben :beftritten werden könn— 
ten, unter ſolchem Verhältniſſe aber die Werke nicht zu beftehen 
vermögten. Bet Prüfung der Nachweifungen über die in der Ver: 
gangenheit liegende Verwendung des Staatseinfommens : wollten 
nun die Landftände die Rechnungen über jene Werfe einfehen, oder 
fonft Ueberzeugung von deren Bruttvauffommen und den zur Erzie- 
lung der reinen Ausbeute Statt: gefundenen Ausgaben erlangen. 
Died verweigerte die Regierung, weil nur das einer Nachweiſung 
bedürfe, was im VBoranfchlage ald Einnahme oder Ausgabe ftehe, 
hier, aber nur der reine Gewinn aufgeführt fei. Daraus wurde 
die Folgerung abgeleitet, daß e& ‚eine, den Landftänden fremd blei— 
bende, Berwaltungsfrage: ſei, ob ein: höherer Gewinn‘; von den 
Merken: habe geliefert: werden können; «deren. Ro heinnahme follte 
fo wenig ald Staat 8 einnahme, wie die Betriebsfoften ald Staats 
au&gaben sangejehen: werden, weil: der Betrieb ſolcher Werke fich 
dem Privatbetriebe möglichft nähern: müffe. Wollte ſich die 
Ständeverfammlung, meinte Scheffer, mit ‘jener Frage befchäftigen, 
fo würde fie Die ganze Finanzverwaltung am fich ziehen, "während 
die Verfaffungsurfunde eine monarchifche Regierung anerkenne und 
deren Würde nicht bloßftellen wolle 5 feiner Meinung nach war e8 die 
Regierung ſich und dem ‚Lande ſchuldig, ein ſo unbe gründetes Ber 
gehren zurückzuweiſen weil die damit verbundene Abſicht, die auf 
die Viſitation eines ganzen Verwaltungszweiges hinauslaufe, als 
verfaſſungswidrig erſcheine denn die Landſtände könnten wohl wa h r⸗ 
genommene Mißbräuche zur Abſtellung-anzeigen, dürften aber 
nicht unterſuchen, o b Mißbräuche vorhanden ſeien. Damit verband 
er eine Aufzählung der ſeit 1831 durch die „wenbeiltihen Stände“ 
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erwachfenen Koſten, um die Ständeverfammlung ‚von einer bis in 
das Unendliche gehenden Vermehrung ihrer Geichäfte abzumahnen. 
„Es handelt fi darum, ob die Controle der WVolfsvertreter etwas 
bedeuten foll oder nicht,” entgegnete Schomburg. Mog machte Die 
Eimvendung, daß bei folcher Ausdehnung des landſtändiſchen Prü- 
fungsrechtes die Erledigung der Rechnungen eine noch größere Bers 
zögerung erleiden würde, ohne zu bedenken, daß.deren, vielfach vers 
fagte, Mittheilung an den permanenten Ausſchuß die Prüfung ficher 
befördert haben würde. Endlih wurde es durch den Bergwerks⸗ 
direetor Schwede fund, daß die Rechnungen über bie einzelnen 
Werfe gar nicht dazu geeignet feien, eine Weberficht über deren 
wahren Ertrag zu liefern, fo fehr er auch wünfche, daß dies auf 
eine allerdings möglich zu machende Weiſe gefihehen könne. Da 
endlich erflärte Motz, es fei keineswegs die Abſicht geweſen, eine 
jede Nachweiſung über die Refultate der Verwaltung zu verfagen, 
es fei folhed nur wegen der Beichaffenheit des Rechnungsweſens 
unterblieben, dem für die Zufunft eine andere, den ®ewinn ber 
Produete und Waaren, wie die Geldeinnahmen ımd Ausgaben, über: 
ſichtlich darftelende Einrichtung gegeben werden folle.. Damit be: 
ruhigten fi) vorläufig die Landftände; doch wollten fie Vorkehrung 
getroffen fehen, damit Fünftig der. Roherttag der Berg-, Hütten: 
und Salziverfe im Boranfchlage zur Einnahme, dagegen die für 
die MWerfe zu verwendenden :Berwaltungsfoften unten die Ausgaben 
geftellt würden, weil Motz anerkannt hatte, daß rückſichtlich der 
Berwaltungdzweige, in dene diefed Verfahren beobachtet ſei, bie 
Stänbeverfammlung .eben fo befugt, als verpflichtet wäre, hinfichtlich 
der Ausgaben jpeciele Nachweifung ihrer Noshiwendigfeit oder Nüp- 
lichfeit zu begehren. Es ſchien den Landftänden jenes: Verfahren 
um fo erforderlicher zu: werden, ald zur: Erweiterung ber Werke 
ein Theil des Capitalvermögens benugt war, ohne daß das Minis 
fterium der Etändeverfammlmg eine Critik folcher Verwendung 
jugeftehen wollte, weil es von feinem Ermefien abhängig fei, auf 
welche Weife die aus veräujierten Domanialſtücken erlöfeten Capi— 
talien wieder anzulegen feien. Die Landftände dagegen wollten nur 
eine, Ertrag abwerfende, Berfügung über ſolche Gapitalien aner: 
fernen, weil fonft das Staatsvermögen nicht würde erhalten werden, 
fie widerfprachen einer vom Minifterium unternommenen Berwen- 
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dung deſſelben zum Staatsbedarfe, weit fie dieſen zu bewilligen, zu 
ven dahin’ zählenden Ausgaben die Zuftimmung zu ertheilen, und 
Alles, was dabin gehöre, zu beurtheilen hätten. 

Bei der Ermittlung des Staatsbedarfes für die Jahre 1837 
bis 1839 bildete wiederum die Feftftelung des Militairetats eine 
der größeren Schwierigkeiten. : Als zu dieſem Zivede für wie erſte 
Hälfte der abgelaufenen Finanzperiode jährlich 719000: Thlr. ; für 
die’ zweite, insbejondere für das Jahr 1836, dagegen 708000 Thlr. 
ausgefegt waren (S. 346), ſchien man zu bezwecken, daß auf die letz⸗ 
tere Summe der jüngfte'Bedarf des Etats herabgedrückt, die Mög— 
lichkeit, mit einer ſolchen Summe während ein es Jahres die Ber 
bürfniffe zu beftreiten an den Tag gelegt werde Das Krieges 
minifterium aber nahm den Durchſchnitt zwilchen beiden Summen, 
alfo 713500 Thlr., als den. Jahresbedarf der vorigen Finanzperiode 
an. Es wollte auf Diefe Weife darlegen, daß fid) ‚feine nette Ans 
forderung unter jener Summe halte, wenn die bei den Penſionen 
eingetretene Steigerung außer Acht gelaffen werde. Angeſprochen 
wurde jetzt für den ordentlichen Militairbedarf 613200. Thlr: , für 
den außergewöhnlichen 37000 Thlr. und für Benfionen 68920 Thlr. 
Louis von Baumbach (S. 305) fehlte in ver Ständeverfammlungz statt 
feiner fuchte Wippermann auf Ermäßigung der Anforderung hinzuwir⸗ 
fen: ©" Das Kriegäminifterium berief ſich auf pflihtmäßige Prüfung: des 
Bedarfes, die deshalb Anerkennung finden mü fe, Sadfenntniß 
zu deren 'Beurtheilung den Ständemitgliedern beitreitend. Das 
bewog Wippermann zu dem Vorſchlage, ohne: nähere Prüfung 
des Etats, als Averſionalſumme für den jährlichen Kriegsbedarf 
670000 Thlr zu bewilligen 5; nad) feiner, durch den Kriegsminiſter 
Lopberg als irrig bezeichneten, "Berechnung sollte dieſes ungefähr 
mit den für 1836 ausgeworfenen 708000 Thlri übereinfommen, 
wenn, unter Zulegung nothwendig gewordener neuer Ausgaben, 
ber Betrag abgeſetzt werde, um: welchen ſich inzwiſchen die vorüber: 
gehenden Ausgaben nebſt den: Preiſen für Kleidung und Brobver: 
pflegung ‚gemindert hatten. Das Kriegsminifterium ließ es ‚der 
Entiheidung der Ständeverſammlung anheimgeftellt, ob fie ihre 
Bewilligung: nach einzelnen Etatstiteln, oder in einer Bauſchſumme 
ausdrücken wolle; die jedoch nicht geringer als feine Anforderung 
fein Dürfen. Die Landſtände gingen rum bien Höhe eines‘ folchen 
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Averſums zu ermitteln, auf: eine nähere Erörterung der in den Etat 
aufgenommenen ‚ Eingelnheiten über. Hierbei entipann ſich vorzugs— 
weije eine Meinungsverfchiedenheit über die nach der Bundeskriegs— 
verfaffung zuläffige Ausdehnung der Urlaubszeit für die Soldaten 
und ‚über die Feſtſetzung eines Rormalgehalts für. übercomplette 
Staabdofficiere, die, ohne Führung eines Truppenkörpers zu fein, mit 
deſſen Deconomie beauftragt waren. Dbrift Schmidt (S. 276), der 
Vertreter Loßbergs, beftritt, auf $. 58 der wiener Schlußacte und 
die Beziehungen zum teutfchen Bunde fich berufend, der Stände: 
verſammlung das Recht, in Militairjachen das zu vermeigern, was 
die Regierung ald nothwendig dargelegt habe, oder Normalbefol: 
dungen für Dienftftellen vorzuenthalten, die, als die Berfaffungs- 
urfunde verfündigt wurde, ſchon beftanden hätten. Scheffer nannte 
das einen Befigftand, an welchem die Regierung feftzuhalten befugt 
jei, hob außerdem hervor, daß dem Landesherın, nad) den Bundes» 
gefegen und nach feiner verfaffungsmäßigen Eigenfchaft als oberfter 
Militairchef (S. 235), ausſchließlich zuftehe, die. Organifation und 
Formation des Militaird zu beftimmen, und 309 daraus die Folge: 
rung, daß in Beziehung. hierauf das ftändifche Verwilligungsrecht, 
jo weit es ſich als Verweigerungsrecht darftelle, befchränft fei. 
Solchen Grundfägen ftellte fich kräftig Nebelthau entgegen; er be 
kimpfte die Theorie, daß den Beſchlüſſen ver Ständeverfanmlung 
nur dann Gewicht beigelegt werden Fönne, wenn fie der Anficht 
der Regierung entſprächen, oder daß Alles, was zur Zeit der Vers 
faffungsurfunde eriftirte, al8 ein von den Landftänden anzuerfen» 
nender Staatsbedarf angefehen werden müffe : Dadurch ſah fich 
Schmidt einlentend zu einer Einfprache gegen eine zu fchroffe Auf 
faffung feiner Behanptungen veranlaßt. Als aber die Lundftände 
überhaupt für. den Militairbedarf 680000 Thlr. anboten, erflärte 
er. jede andere, als die geforderte Summe, für ungenügend. Das 
Kriegäminifterium beſtand nun darauf, daß der Militairetat in 
feinen einzelnen Titeln feftgeftellt. werde. Scheffer berief ſich, zu 
Loßbergs Unterftügung, auf die Vorſchrift der Verfaffung, daß die 
Verwendung ded Staatdeinfommens zu den beftimmten Zweden 
nachgewiefen werden müſſe. Er erblidte darin die Verpflichtung 
zu einer. „fpeciellen Rechnungsablage”, die aber durch eine: fperielte 
Berwilligung bedingt fei, weshalb die Ständeverfammlung! ſich Fein 
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Verfahren aneignen dürfe, welches bie eignen Rechte verkürze und 
fi mit der Berfaffung nicht vertrage. Karl: von Eſchwege war 
Loßbergs Anſicht zugerban, daß ald Bauſchſumme ungefürzt der 
geforderte Betrag gewährt werden, oder doch für den bleibenden 
Etat ein beitimmter Betrag feftgefegt werden müſſe. Doch zeigte 
in beider Hinficht Nebelthau eine abweichende Meinung ; er fuchte zu 
entwiceln, wie nothwendig es fei, in Beziehung auf legteren einen 
fchwebenden Zuftand zu erhalten, bis der gehoffte Augenblick beran- 
gefommen, wo auf größere Eriparnifje einzugehen ftehe. „Ser 
Staatdorganismus”, fagte er, „darf nicht erftarren, das Staats» 
feben in der entfernteiten Benenverzweigung nicht erfterben; das 
aber würde gefchehen, wenn das ſtändiſche Verwilligungsrecht in 
Bezug auf den Militairetot zu einer juriftiichen Fiction herabſänke“. 
Nun aber verlangte Loßberg, weil das Nothwendige feinen Aus- 
druck nie auf einem andern Wege, ald durch fpecielle Nach— 
weifung des Bedarfed finden Fönne, eine fpecielle Begründung 
vermeintlicher Ginwendungen. Er erflärte dies für eine Ver— 
pflichtung, deren Erfüllung man, wenn auf Abzügen verbarrt 
werden folle, fidy nicht entziehen könne, ohne den Fall des $. 58 
der wiener Schußacte herbeizuführen. Hierin aber gerade mogten 
die Landftände einen Beweggrund finden, an der Bewilligung eines 
Averfionalbetrages feftzuhalten, weil fie damit bei einer Verhand— 
(ung vor dem Bundesichiedsgerichte eher beweifen zu können hofften, 
daß den Bedürfniffen des Militnirs überhaupt genügt jei, ale 
wenn dort Grörterungen über den Bedarf für einen einzelnen 
Zweig ded Kriegsdienftes gepflogen werden müßten. Doc war 
nicht ohne Eindruck Loßbergs, in der Hinweifung auf die Schluß— 
acte liegende, Erflärung geblieben, den Fall einer Widerfeglichfeit 
der Unterthanen gegen die Regierung bei unterlaſſener Beroilligung 
der von ihm geforderten Summe zu unterftellen. Mit diefer war 
er ingwifchen auf 710000 Thlr. herabgegangen und die Stände: 
verfummlung, freilih nur mit der Mehrheit einer Stimme, bewils 
ligte endlich jene Summe als Averlionalbetrag für den geſammten 
Militairjtaat, später noch 2400 Thlr. für eine neu entitandene 
Ausg be hinzulegend. Bon Einfluß fann auf die plögliche Stei- 
gerung der urfprünglich unternommenen Bewilligung, der Wunſch 
gewefen ſein, nicht auch bei diefer Frage fi der Einwirkung des 
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Bundestages ausézuſetzen, während biefelbe zugleich in Ausſicht bei 
dem Standpuncte trat, den der Zwift über die rotenburger Domni- 
nen (E.389 ) eingenommen hatte. Durch die Bemühung Keudels und 
Carls von Efchwege waren die mit der weiteren Begutachtung diefer 
Angelegenheit beauftragten Ständemitglieder veranlast, Vergleichover⸗ 
handlungen einzuleiten; Xepel und Wöhler wurden landeöherrlicher 
Seits ermächtigt, diefe aufzunehmen, allein felbft der. ohne Auftrag von 
einzelnen jener Ständemitglieder, namentlih Wippermann, aus— 
gehende Vorſchlag, die rotenburger Domainen zwar unter. die. Ver— 
waltung der Staatöbehörden zu stellen, jedoch um den Jahres: 
betrag derfelben die Givillifte bi® zum Tode Kurfürft Wilhelm M. 
zu erhöhen, blieb erfolglos. Statt deffen zwang Hanſtein durd 
Strafen die Feuerverficherungsfoeietät, die zu jenen Domainen ge 
hörigen Gebäude auf den Namen der Hofverwaltung in ihre Re- 
gifter einzutragen. Die Beamten der Gefellfchaft waren durch Ger 
feg angewiefen, zu einer folchen Meberfchreibung nicht eher zu 
fhreiten, als bis der Beftger fein Eigenthum durch einen gericht 
lichen Act oder eine fonftige genügende Nadyweifung des Erwerbes 
befcheinigt habe. Diefelben verlangten deshalb mindeftend vom Minifter 
ded Innern die urkundliche Anerfennung, daß jene Gebäude in 
das Eigenthum der Hofverwaltung übergegangen feien; doch vers 
fagte Hanftein diefe, und fuhr dann mit feinen Zwangsmaaßregeln 
gegen die Gefellfchaftsbeamten fort. Die von den Tandftänden ges 
wählten brachten folches bei der Ständeverfanmlung zur Anzeige, 
die aber Hanftein zu Feiner anderen Handlungsweife zu beftimmen 
vermogte. Nun famen die Landftände auf den Weg zurüd, den 
Wippermann urfprünglich als den einzig möglichen angedeutet 
hatte, die Sache zum Austrage zu bringen. Ms nämlich bie 
Vorbereitungen des Finanzgefeges ihrem Ende fich nahten, wurde 
der Borfchlag gemacht, dad Auffommen der rotenburger Domainen 
für die Jahre 1835 bis 1839 dem - Finanzminifterium als Theil 
der Staatdeinnahme zur Dedung der Ausgaben zu überweiſen 
Man erwartete, daß anf diefe Weife die Regierung genöthigt fein 
würde, den Randftänden die Entfcheidung des Bundesſchiedsgerichls 
anzutragen. Auch Nebelthau fand nur Jened eine Mittel geeignet, 
tamit dem Lande feine Rechte nicht ‚vergeben würden. „Der ger 
genwärtige Landtag,“ erflärte er, „ift dazu berufen, diefen Gegen 
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fand zu behandeln; bleibt der dermalige Beſitzſiand unangefochten, 
fommt ein Finanzgefeg zu Stande, ohne daß die. Nevenuen der 
rotenburger Domainen in Einnahme ftehen, jo wird ein Fünftiger 
Landtag weder Beruf, noch Gelegenheit haben, den einfeitig von 
den Ständen vertagten Streit wieder in Frage zu ftellen ; die roten» 
burger Revenuen, felbft diejenigen, welche feit der Säcularifation zu 
des Landes Nothdurft beftimmt waren, werden der Staatdcafje für 
alle Zeiten verloren fein; man rede jich nicht eim, daß eine Pro: 
teftation oder Refervation genügen werde, vielleicht verfchlimmert 
dergleichen die Sache nody viel mehr. Ein Mittel nur fteht uns 
zu Gebot, immer traurig genug, aber unvermeidlich, weil ed allein 
und ohne Wahl geeignet iſt; es befteht darin, den Streit ald veine 
Rechnungsſache zu behandeln." So ſprach Nebelthau. Auch Carl 
von Eichwege gab zu, daß alle anderen Mittel erfolglos feien, er 
fürchtete aber die Folgen des gemachten Vorſchlags, weil dann 
fein Finanzgeſetz zu Stande komme und die Finanzen in Berwir: 
rung gerathen würden. Er wünfchte deshalb die Abftimmung 
darüber bis auf fpätere Zeiten zu vertagen, wenn mit Zuftimmung 
der Staatöregierung ‚die dem Lande zuftehenden Rechte im Land» 
tagsabfchiede refervirt würden. Die Staatsregierung gab die Er— 
Härung, daß fie dieſem Antrage nicht entgegen fein werde. Wipper- 
mann “aber bezweifelte, daß je ein günftigerer Zeitpunft zur befini- 
tiven Erledigung der Sache fommen könne. Lepel eröffnete jedoch 
Hoffnungen auf einen fpäteren befriedigenden Austrag des 
Streited. Am 21. December erhielt er vom Brinz-Regenten die 
Ermächtigung, die Landftände zu benachrichtigen, ed folle in den 
Landtagsabſchled die Verfiherung des Luandesherrn aufgenommen 
werden, ed wolle derſelbe die Anficht der Landftände, daß die heim» 
gefallenen rotendurger Domanialien der Staatöfinanzverwaltung zu 
überweifen feien, in widerhulte Erwägung ziehen, und dem nächten 
Landtage feine weitere Entfchliegung zugehen laffen, während jet 
und fünftig den Landftänden alle etwaigen Befugniffe: in Beziehung 
auf jene Domanialien refervirt bleiben ſollten. Dabei. beruhigten 
fich die Landſtände, und gingen am auderen Tag zur Berathung 
des Finanzgeſetzes über, ohne darin der ee Revenuen ge- 
.. zu wollen. 

' Den Entwurf dazıı hatte: die Regierung wegen der unvollen—⸗ 
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deten Vorarbeiten des Voranſchlags, der einen nothwendigen Theil 
des Geſetzes bilde, Anfangs Juli ven Landſtänden noch nicht mit— 
getheilt, doch geſchah ſolches damals, weil mit dem Ablaufe dieſes 
Monats das Finanzgeſetz nothwendig erſcheinen müſſe; dennoch kam 
ed dazu nicht, vielmehr mußte mehrmals die proviſoriſche Forter⸗ 
bebung der für die vergangene Finanzperiode bewilligt geweſenen 
Steuern durch vorübergehende Gelege erftrecdt werben. Seht aber, 
wo das Ende des Jahres nahe und ‚über den Wechſel . vefjelben 
eine Bertagung angefündigt war, jegt wünfchte Motz febnlichft die 
endliche Feftftellung des Finanzgeſetzes; er fchien aber hierbei nicht 
im Ginverftändniffe mit Scheffer zu fein, denn. diefer brachte noch 
neue, Ausgaben für das Departement ded Innern betreffende, 
Propofitionen, deren Beachtung beim Finanzgeſetze verlangend. 
Rückſichtlich des Gegenftandes unbedeutend, aber nicht ohne Ein- 
wirfung wichtiger Orundfäße, glaubten die Landftände. in jenem 
Augenblide deren Erörterung nicht mehr vornehmen zu fönnen, und 
vollendeten ohne dieſe, im Einverftändniffe mit Mob, das Finanz 
geſetz. Scheffer aber erflärte in Hanſteins Namen, ed werde diefer 
nicht dahin wirken, daß das Finanzgefeg zu Stande komme oder 
eine Bertagung eintrete. Eſchwege ſprach feine Mißbilligung darüber 
aud, daß Hanftein duch das Beharren auf feiner Propofition die 
Vertagung ded Landtags hindern wolle; er meinte, es würden die 
übrigen Minifter dem Landesheren feinen Rath ertheilen, welcher 
das Finanzgefeg verhindere. Dennod) erflärte Scheffer am 23. Der 
cember im Auftrage Hanfteins, daß die in Ausficht geftellte Vers 
tagung nicht Statt finde, ‘weil dad Finanzgeſetz wegen Kürze der 
Zeit nicht ordnungsmäßig habe berathen werben fünnen. Es war 
unflar, auf weffen Seite der Mangel der Drbnungsmäßigfeit Liegen 
ſolle. In dieſem Zuftande der Lingewißheit. ‚blieben. die Staats: 
Finanzverhältniffe, bi6 am 3. Februar 1838 ein neuer Entwurf 
des Finanzgefeges bei den Landitänden eingebracht wurde. Derfelbe 
zeigte feine erhebliche Abweichungen von den ſchon gefaßten Ents 
fchließungen der Ständeverfammlung. Aber die Drdnung im Staats 
haushalte follte cd erfordern, daß feine Einnahme, welche in die 
Staatscaffe fließe, und feine Ausgabe, welde aus derſelben bes 
ftritten werde, noch neben dem Staatögrundetate beftehe; diefer nicht 
zu beftreitende Sap babe daher die Nothwendigfeit erzeugt, den Er- 
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trag der Nußungen aus der ‚vormald rotenburger Quart und den 
Beitrag, der dazu von der Hof-Domainenfammer geleiftet werde, 
in die Staatdeinnahme mit aufzunehmen. So war unter diefer 
jener Beitrag mit 1500 Thaler aufgeführt, während die Ausgaben 
die Koſten für die Verwaltung der Gerichtsbarkeit in den roten» 
burger Bezirken umfaßte. Die Landftände wollten diefe Koften 
tragen, aber nicht jenen Beitrag annehmen; Nebelthau lieferte eine 
Ausführung, wonach die rotenburger Domainen, felbft wenn fie 
ausfchließlich den demſelben zugedachten Charakter eines Hausfidei— 
commiſſes hätten, doch ihren ganzen Ertrag zum Bedürfniffe der 
Landesverwaltung verwenden müßten, weil unzweifelhaft diefed von 
jeher die Beftimmung ver heififchen Domanialrevenuen, nad) Abzug 
der Koften für die Hofhaltung, geweſen fei, welche jegt, vermöge 
der abgejchloffenen Verträge, volljtändig auf andere Weile gedeckt 
feien. Daneben aber wurde es für unmöglid) gehalten, bei ver 
Annahme. eined für alle Zeiten ald unabänderlich dargeftelten Bei- 
tragd der Hofverwaltung, der nur auf der Anficht von deren 
Eigenthumsrechte beruhen könne, die gegenfeitigen Rechtsanſprüche 
in derjenigen Integrität zu erhalten, welche die Erklärung des 
PrinzeRegenten vom 21. December 1837 den Landftänden zugedacht 
habe. Nun gelangte durch Scheffer an den Lundtag eine, von 
fämmtlihen Miniftern „auf höchſten Befehl” als geſehen bezeichnete, 
neue Erklärung des Prinz» Regenten. Derfelbe ließ bierin bie 
Zandjtände wiflen, daß er die gewünfchte abermalige Prüfung der 
rotenburger Angelegenheit bereitd unternommen habe, und deren 
Ergebniß, ftatt der für den nächſten Landtag zugeficherten Ent- 
ſchließung, ſchon jegt eröffnen fünne. Das Ergebniß war, daß er 
fi) zu feiner Aenderung feiner Ueberzeugung veranlaßt fehe, viel 
mehr fich verpflichtet fühle, die Rechte des Kurhaufes auf die, von 
der fürſtlich rotenburger Linie befeffenen Domanialien, ald zum 
Hausfiveicommiffe gehörig, aufrecht zu erhalten. Das Fonnte die 
Rücknahme der angekündigt gewefenen Vertagung erläutern. Schwar: 
zenberg meinte, dadurch fei Lepel compromittiit. Alle Minifter 
waren gegenwärtig, nur Lepel nicht. Nebelthau verlangte, auf der 
Stelle den Ertrag der rotenburger Domaine ald Einnahme in das 
Finanggefeg zu bringen. Doch wollten die Landſtände zehn Tage 
darüber vergehen laſſen. Sie hatten ſich inzwifchen mit einem 
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weiteren Vorſchlage aus dem Miniſterium des Innern‘ zu beichäf- 
tigen. Es hatte dieſes noch die Bewilligung eined Gehalts für 
drei Voligeifubalternen verlangt, und dabei zu erfennen gegeben, es 
werde darüber eine Entfchliegung erwartet, die micht zu folchen 
Maafregeln nöthige, welche die Verweigerung der Mittel zu einer 
entfprechenden Führung dieſes Zweiges der Staatsverwaltung fonft 
unausbleiblih im Gefolge haben müſſe. Nichts defto weniger 
fehnte die Ständeverfammlung die Bewilligung ab; Scheffer er: 
wiederte, die Regierung werde fich dadurch nicht gehindert fehen, 
dennoi dasjenige zu thun, was dad Bedürfniß erfordere ; ähnlite 
Aeuferungen hatte derfelbe ſchon bei anderen Gelegenheiten ges 
macht, wo die Bewilligung einer Summe abgelehnt war, weil die 
Nahmeifung ihrer Nothwendigfeit nicht geliefert , oder gar verwei— 
gert fie. Scheffer hatte die Regierung für ermächtigt audger 
geben, etwas ald nothwendig oder nüglicy zu erklären, mit ber 
Verpflichtung für die Ständeverfammlung, diefes anzuerkennen, ohne 
die dafür erforderlichen Ausgaben zu beanftanden. „Was wird bie 
Folge der Ablehnung fein? Keine andere, als daß der Poſten doch 
verausgabt werden muß, die vorgeſchlagene Einrichtung doch aus— 
geführt werden wird.“ Das pflegten Scheffers Worte bei ſolcher 
Veranlaſſung zu ſein. Nebelthau hatte dies, der Beſtimmung der 
Verfaſſung gegenüber, einen Eroberungskrieg des Miniſteriums wider 
die Ständeverfammlung genannt, wegen deſſen er zu den Waffen 
rufe. Im folder Stimmung wurde die Berathung des Antrags 
eröffnet, im Finanzgefeg unter die Staatdeinnahme den Sahredertrag 
der rotenburger Domaine von 45,000 Thaler für jedes der Jahre 
1835 bis 1839 aufzunehmen. Scheffer befämpfte denfelben auf 
das Lebhaftefte. „Der Landesherr ift das Oberhaupt des Staates, 
feine in verfafjungsmäßiger Form  erlaffenen Anordnungen find 
gültig und vollziehbar, Feine Macht im Staate darf fidy ihnen 
widerfegen. Der Landeöherr hat über die rotenburger Domainen 
als fürftliches Familiengut unzweifelhafte Anordnungen getroffen, 
biergegen darf die Ständeverfammlung nicht factifch prorediren. Der 
Anficht der Ständeverfammlung fteht die Entſcheidung des 
Staatsoberhauptes gegenüber, und diefe muß an jedem Orte des 
Staates fo fange gelten, bis fie wieder durch das Staatsoberhaupt 
abgeändert iſt. Aus der Vorausfegung, daß in materieller Bes 
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jiehung das Recht auf der Eeite des Landesherrn fteht und daß in 
formeller Beziehung das Staatsoberhaupt gültig entfcheiden Fann, 
mit der Wirfung, daß diefe Entfcheidung als bindend jo lange gelten 
muß, bis fie aus freier Entſchließung des Staatsoberhauptes ab— 
geändert ift, gerade daraus entwidelt fi) die Folge, daß der ftän- 
difche Antrag ein’ verlegender ift.* Co war Schefferd Deduction. 
Nebelthau fuchte nody einmal auf neue Weife aus gefchichtlicher 
Grundlage das Rechtsverhältniß der heſſiſchen Domainen klar zu 
ſtellen; er wollte nicht ein Eigenthum der Regentenfamilie an den, 
felben beftreiten, aber er räumte diefer Familie, die fich gar nicht 
vom Staate getrennt denken laffe, fein privatrechtliches, fondern 
nur ein ftaatsrechtliches Eigenthum, wie an Land und Leuten, ein, 
und führte Alles auf die Frage zurüd, ob die Auffünfte jener 
Domainen nur zu den Koften des Hofes, oder auch, und zwar 
nachdem letztere gededt find, vollftändig zu den Koſten der 
Landesregierung zu verwenden feien; er wollte, da hierüber 
vergeblich ein Richter gefucht fei, wegen Schlichtung des Strei— 
tes zur Berufung an das Bundesſchiedsgericht durd feinen 
Antrag hindrängen. Wippermann erblidte hierin nichts als 
einen der mancherlei, von der Ständeverfammlung in Beziehung 
auf das Finanzgefeg ausgegangenen, Berbefferungsvorfchläge, deſſen 
Berüdfichtigung oder Ablehnung den Miniftern frei ftehe; — einen 
ungewöhnlichen Vorſchlag wohl, aber auch einen durch außerge— 
wöhnliche Vorfälle erzeugten; denn der Rechtsweg fei verfperrt, 
möge es durch die Gejeggebung oder auf fonftige Weile gefchehen 
fein, alfo ein Zuftand der Rechtölofigfeit eingetreten, der am Herzen 
des Staates nage, ein Zuftand, der nicht fchlimmer zu denken, 
der Anfang des Uebelſten jei. Es wurde geltend gemacht, daß 
die Ständeverfammlung vor Verwilligung der Abgaben zu prüfen 
babe, ob nicht, um die Bedürfniſſe des Staates zu deden, andere 
Hülfsmittel vorhanden feien, und, wenn fie ſolche finde, dieſe dazu 
vorzugäweife verwenden müſſe. Scheffer erklärte es aber für eine 
in einem teutfchen Staate unmögliche und das monardifche Princip 
aufhebende Theorie, daß die Ständeverfammlung außer den Abgaben 
über andere Hülfsmittel verfügen Fönne. „Das iſt gleichfam eine 
Steuerverweigerung“, wurde gefagt. „Eine ſolche ſoll es auch 
fein", war Nebelthan’d Antwort. Efchwege fand darin den näm— 
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lichen Fehler, weldyer an der Gegenfeite gerügt werde, die Selbſthülfe; 
er fand in der einmal ausgefprochenen Berwilligung ded Landesherrn, 
daß die Befugniffe der Landftände jegt und fünftig refervirt bleiben 
follen, ein Zugeftändniß, welches, würde ed auch nicht in den 
Landtagsabichied eingetragen, nicht mehr zurüdgenommen werden 
könne; deshalb ſchien es ihm unnachtheilig, fich einftweilen mit 
1500 Thlr. aus den rotenburger Revenuen zu begnügen. Dem 
widerfprah Schomburg; er beforgte davon nachtheilige Folgen für 
den Ausgang der Sache, wenn es darüber zu einer rechtlichen 
Entfcheidung fommen follte. Es fchien ihm der Idee des Rechts— 
ſtaates zu widerfprechen, daß für irgend einen Fall ein Zuftand 
eriftirt, in weldyem «8 den Ständen des Landes unmöglich fein 
foll, ein rechtliched Gehör für eine. fo bedauerungswürdige Irrung 
zwifchen Fürft und Ständen zu finden. Iſt doch eben die Bereit» 
willigfeit,. in jedem Falle Recht zu geben, das Foftbarfte Kleinod 
der Fürften, ein Erbtheil der heſſiſchen Regenten. „Ich glaube 
nimmermehr, daß der Glanz diefer Tugend, die immer das fürftliche 
Diadem fchmüden wird, erlofchen ſei“, ſprach Schomburg, „aber 
wohl hätte eö den Räthen des Prinzen zugeftanden, die Bemer- 
fung zu machen, daß es eine beicheidene Bitte fei, das Urtheil über 
diefen unfeligen Streit einem nicht betheiligten Richter anheim zu 
ftellen.“ Bei der Ablehnung diefer Bitte wußte auch Schomburg 
nur in.dem Schiedögericht ded Bundes einen Anhalt zu finden, einen 
Weg, den die Regierungen einzufchlagen verpflichtet, aber auch allein 
nur berechtigt waren. Die Erwägung diefer Stellung der Regierungen 
zum Bundesſchiedsgerichte ließ auch Schomburg den von Nebelthau 
geftellten Antrag als einen unvermeidlic) gewordenen Schritt er» 
fennen. Am 3. März billigte die Ständeverfammlung den Antrag, 
aber die Vollziehung defjelben verfchob fie noch acht Tage lang. 
Das Finanzgejeg folte dem Finanzminifter ‚die Ermächtigung 
ertheilen, für den Fall, daß die Einnahmen nicht recht zeitig eingehen 
würden, eine Summe von 100,000 Thlr. zur Vermeidung von Stodun- 
gen im Staatöhaushalte anlehnsweife aufzunehmen Mit Rüdficht auf 
die Möglichkeit, daß die unter die Staatseinnahme mit 225,000 Thlr. 
aufzunehmenden Erträgniffe der rotenburger Domainen wegen eines zur 
Bollziehung von Maapregeln der vorerwähnten Art vom Staats: 
anwalte. gegen die Hofverwaltung einzuleitenden Rechtöftreites eben 
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wohl nicht recht zeitig eingehen würden, beantragte Wippermann, 
die Ermächtigung zu einer Anleihe auf 325,000 Thlr. zu erhöhen. 
Died billigte die Ständeverfammlung, um dem Vorwurfe zu ent- 
geben, daß fie augenblidlihe Geldverlegenheiten Bereiten wolle. 
Hanftein, der noch niemals in der Ständeverfammlung erfchienen 
war, richtete jegt perfönfich feine erften Worte an diefelbe; er be- 
zeichnete die ftreitige Frage als eine fehr zweifelhafte Sache, die 
man nicht fo Furzer Hand entſcheiden möge; in Anflageftand möge 
man den Sinanzminifter jegen, wenn man dies verfafjungsmäßig 
halte, aber man möge ihm nicht Geld in Ginnahme ftellen, das er 
nicht befige, und ſelbſt durd einen Rechtöftreit vor Ablauf ver 
Binanzperione nicht erlangen könne. Hanftein bezeichnete die Auf- 
löjung der Ständeverfammlung, die freilich Jever fih ſchon ver- 
gegenwärtigt haben würde, als gewiß, wenn die Landftände bei 
ihrem Beſchluſſe beharren follten; er ermahnte, davon zurüdzutreten, 
damit man nicht zu Sagen habe, der 15 Monate lange Landtag 
habe nur dazu gedient, das Holz fürzer zu maden und die Tauben 
fliegen zu lafjen (©. 398. 410). „Gewiß bat diefer Landtay eine fehr 
wichtige Folge gehabt“, wur Wippermannd Entgegnung, „wenn 
man jagen muß, daß die Landftände auf den Rechten des Landes 
beharrt haben, um demfelben einen bedeutenden Theil feiner Ein- 
fünfte zu ſichern.“ Hanfteins Rede machte fonft feinen Eindrud; 
er hatte mehrmals wiederholt, e8 fei das Sachverhältniß fehr zwei- 
felhaft; dad bewog Schomburg zu der Frage, ob die Regierung 
noch in dieſem Augenblide den Ständen die Verficherung geben 
fönne, daß der Streit zum rechtlichen Austrage gebracht werden 
folle. „Diefe Verfiberung kann nicht gegeben werden und wird 
nicht gegeben werden”, fiel Echeffer ein. Da wurde zur Abftim- 
mung geichritten.. Schomburg jchilderte erſt noch den vorherrfchenden 
Character im Streben der Ständeverfammluug; er faßte denfelben 
darin zufammen, daß fie an feiner Bemühung es fehlen ließ, über 
die Gegenftände ihrer Berathung ſich, wo irgend thunlich, mit der 
Regierung zu einigen, Störungen im gedeihlichen Fortgange des 
Landtags nad) Kräften abzuwenden, und jeden Vorfchlag zur Ber; 
mittelung entgegenftehender Anfichten immer zunächit ind Auge zu 
faffen. „Wahrſcheinlich ftehen wir nun am Ende eines, ich darf 
leider fagen, unglüdlichen Landtages. Es ſtand am Eingange des 
28 
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Landtages ein trüber Genius, er ſtehet auch am Ausgange des 
Landtages, den Frieden abwehrend, er ftand an der Gruft des 
Landgrafen Victor Amadeus; aber ein höherer mächtiger Geift 
waltet über dem Wirken der Menfchen, er vereint am innigften 
und ftärfften die Völker mit ihren Fürften, verbindet fie zu Schuß 
und Trug, er wird ftehen am Ende der Dinge, — der Geiſt ber 
Gerechtigkeit." Das waren die legten Worte, die Schomburg vom 
Präfiventenftuhle aus ſprach. Dann wurden die Stimmzettel 
‚geöffnet; das Finanzgefeg war angenommen, unter den Staats— 
einnahmen 225,000 Thlr. ald Ertrag der rotenburger Domainen 
aufführend, und Scheffer verlad eine durch Hanftein contrafignirte 
landesherrliche Vollmacht, welche ihn ermächtigte, die Auflöfung 
der Ständeverfammlung al&bald in dem Falle zu verfündigen, wenn 
diefelbe fi beigehen laflen würde, verfafjungswidriger Weife den 
gefammten Ertrag der von der fürftlidy rotenburgifchen Linie be- 
feffenen Domanialien in den Voranſchlag der Staatseinnahmen 
aufzunehmen. Scheffer verfündigte dann die Auflöfungsverordnnung, 
und die Landftände gingen auseinander. Es war am 10. März. 

Mit dem Monat April ging die Frift zu Ende, für welche die 
Ermächtigung zur Borterhebung der Steuern erfolgt war. Schon 
auf den 18. dieſes Monats war die Ständeverfammlung von 
Neuem einberufen. Es hatten die Wahlen mit größter Befchleuni- 
gung betrieben werden müffen. Es fanden meiften® ſich die nämlidyen 
Perſonen wieder. Auch die alten Geftinnungen ? — Trott (S. 372) war 
ald Abgeordneter der Stifter hinzugetreten, der an die durch Dank— 
barfeit und Ehre gebotene Pflicht zur Errichtung des Standbildes 
für Kurfürft Wilhelm I. (S. 217) erinnerte, und der -Advocat 
Manns von Hanau, der gegen die Bundestagsbefchlüffe vom Jahre 
1832 fo lebhaft proteftirt hatte, daß er in der darüber eingeleiteten 
Unterfuhung zur Strafe gezogen war. Regierungsratö Möller war 
nicht wieder gewählt, Haſt erft, ald zwei Andere die Wahl der Stadt 
Marburg abgelehnt hatten. Advocat Wilhelm (S. 217), von den 
Landgemeinden in Fulda gewählt, wurde weder von der Regierung 
noch von den Landftänden als Deputirter anerkannt, weil er nur 
mit Vorbehalten die Verfaffung beichiworen hatte. — - Schomburg, 
Endemann, Wippermann und Schwarzenberg waren die Kandidaten 
für das Präſidium; nicht auf Schomburg, fondern auf Schwarzen» 
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berg, fiel die landesherrliche Etneunung zum Präfidenten; Endemann 
blieb BVicepräftvent, Scheffer Landtagscommiffar, jegt Nitter vom 
Löwenorden. Durch Buttlar (S. 356) unterftügt war dieſer beftrebt, die 
freiere Bewegung landfländifcher Thätigfeit in firenge Formen der 
Geſchäftsordnung einzuengen, fich felbft von denfelben entbindend, wo 
folche den Landftänden nöthig ſchienen. Neben Befchränfung der 
Geldmittel, über welche die Landftände zur Bejorgung ihrer Gefchäfte, 
wie zur Beihaffung litterarifchen Materiald, verfügten, führte fein 
ganzes Verhalten nicht felten zu Perſönlichkeiten und Reibungen, 
bei denen ihm vorgeworfen wurde, daß er die Achtung, welche er 
der Ständeverfammlung, welche die Regierung dem Lande fchuldig 
fei, zu fehr verlege, um in folchen Augenbliden ald deren Vertreter 
betrachtet werden zu fönnen. Mit fchroffen Aeußerungen begleitete 
er Befchlüffe, die feinen Anftchten widerftrebten. Er räumte zwar 
ein, daß die Ständeverfammlung competent fei, über die Gültigfeit 
ver Landtagewahlen zu befchließen, und verwahrte ſich dagegen, daß 
von ihm eine folhe angefochten werde, indem er nur Mittheilung 
von wahrgenommenen Mängeln des Wahlverfahrend mache, damit 
die Ständeverfammlung über deren Erheblichkeit entſcheide; als aber 
diefe zwar die von ihm beftrittenen Wahlen aufrecht erhielt, dabei 
jedoch, nad) dem Vorfchlage Trotts, der Staatsregierung anheim 
gab, ob es nicht angemeffen erfcheinen mögte, Fünftigen Zweifeln 
über einen dunfeln Sinn des Wahlgefeges durch authentifche Er- 
klärung zuvorzukommen, erflärte Scheffer, das fei ein gang vergeb— 
licher und illuſoriſchet Beſchluß, die Regierung werde Maapregeln 
ergreifen, tum in ihrem Sinne die Handhabung der gefeglichen Be- 
ftimmungett zu ſichern, ed werde nicht zur authentifchen Interpre⸗ 
tation des Wahlgeſetzes kommen. Er nannte es ein böſes Ding, 
bir Geſetz nach deſſen Geiſte zu erklären, weil damit jeder nur 
feinen eigenen Geift hineintrage. Der ftandesberrliche Bevollmächtigte 
Bähr (S. 390. 408) verlangte, das mit Hülfe von Stenegraphen be- 
wirkle Niederichrethen der landſtändiſchen Discuſſionen und deren bisher 
ohne Cenſtit erfolgten Druck einzuftellen, damit bei der richterlichen 
Anwendung der Gefetze eine Auslegung nach deren Wortverſtande 
mehr geſtchert, und die Nachforſchung darüber vermieden werde, wie 
die Depntirten die einzelnen Stellen eined Geſetzes hätten verftanz 
den wiſſen wolle, weil die Ständeverſammlung nicht die Oefege 
28* 
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gebe, fondern nur die Zuftimmung zu denfelben ertheile. Der durch 
die Berfafjung gebotenen Deffentlichfeit der Verhandlungen fand 
Bähr durch das Protocolliren und den Abdruck von Anträgen und 
Beichlüffen genügt; den unter Genfur ftehenden Zeitungsblättern 
wollte er es überlaffen, die Debatte wiederzugeben. Die Stände— 
verfammlung verwarf Bährs Antrag. Scheffer meinte, derfelbe 
verdiene alle Berüdlichtigung , und werde auch die Aufmerffamfeit 
der Regierung erlangen. Bähr hatte bei anderer Gelegenheit die 
Beſtimmung fich zugetheilt, durch Anträge -in der Ständeverfamm- 
lung Plane der Minifter entweder auszuführen vder zu ermweden. 
Denn während bisher die Tagegelder der Deputirten von der 
Ständeverfammlung felbft auf jedem Landtage feitgeitellt waren, 
verficherte er, volle Urfadye zu dem Glauben zu haben, daß bie 
Staatöregierung jegt folches als ihr verfafjungsmäßiges Recht mit 
allem Ernfte geltend madyen, und auf Ermäßigung der Tagegelder 
dringen werde, was ihn zu dem, unbeachtet bleibenden, Borfchlage 
bewog, die Regierung um ein Geſetz zu bitten, durch welche diefe 
auf eine namhaft gemachte Summe herabgefegt würden. Bähr 
wendete fi auch, nebit den übrigen- Bevollmächtigten der Prinzen 
und <Standesherrn, an Hanftein mit der Anforderung, diefen. gleiche 
Tagegelver wie allen anderen Ständemitgliedern zu zahlen (S. 383), 
Hanftein weigerte fih defien. Darüber erhoben jene Bevollmächtigten 
Beſchwerde bei dem ‚gefummten Staatsminifterium; dieſes fprach 
denfelben dergleihen Tagegelder zu, die Mittheilung der Gründe 
für ſolchen Ausfprud den Landftänden vorenthaltend. Jene Tages 
gelder wurden, an 10000 Thlr., nachträglid Allen gezahlt, Die 
jemals feit dem Jahre 1831 ald Bevollmächtigte eines Prinzen oder 
Standesherrn am Landtage Theil genommen hatten. „Das lag 
nicht in. der Abficht des conftituirenden Landtags”, bezeugte der 
Erbmarfhall. Hanftein jowohl, als Mo, hielten ich wegen dieſer 
Zahlung außer Berantwortlichkeit, weil fie der. Entfcheidung des 
Staatöminifteriumsd fih fügen müßten. Scheffer- wollte überhaupt 
eine DVerantwortlichfeit der Minifter nur dem Landesheren, nicht 
auch der Ständeverfammlung gegenüber, anerkennen. Die Lund 
ftände lehnten eine Bewilligung von Tagegelvern für die Bevoll- 
mächtigten der Prinzen und Standesheren ab. Scheffer hielt eine 
ſolche bei der in Mitte liegenden Entſcheidung des Staatsminifteriums 
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gar nicht nöthig, verlangte aber, daß in das Finanzgefeh Die Summe 
eingetragen würde, welche dem Bedarfe für jenen Zweck entfpräche. 
Hanftein hatte den Landtag mit der Erklärung eröffnet, daß der— 
felbe einberufen fei, um die verfaffungsmäßige Mitwirkung zur Er: 
ledigung einiger wichtigeren Angelegenheiten zu begehren, die mit 
der legten Ständeverfammlung nicht hätten zu einem befriedigenden 
Ziele geführt werden fönnen. Das Finanzgefeh war, neben einigen 
Beftimmungen über die gegen Soldaten anzındendenden Strafen, 
faft der einzige Berathungsgegenftand, welcher dem Landtage ge 
boten wurde. Deſſen Entwurf enthielt in der Ginnahme wieder, 
wie früher, einen Beitrag der Hofdomainenfammer von 1500 Thlrn., 
aus den durch diefelbe verwalteten vormals von der fürftlich hefien: 
rotenburgifchen Linie befeffenen Domanialien. Schwarzenberg er; 
irnerte, ald er zuerft den Präftventenftuhl einnahm, von vorn herein 
daran, daß die Wahl neuer Stände erfolgt fei, um die öffentliche 
Meinung des Landes über dieſe Angelegenheit zu erforichen, und der 
Beruf der Verfammlung fei, Billigung oder Mißbilligung über die 
Behandlung auszufprechen, welche derfelben am aufgelöfeten Land» 
tage zu Theil geworben ſei. Ehe es zu einer ſolchen Erflärung 
fam, genehmigten die Landftände die Forterhebung der in der vorigen 
Finanzperiode bewilligt gewefenen Steuern bis zum 1. December, 
alfo für weitere fieben Monate. Das Minifterium hatte behanptet, 
es fei eine ſolche Ermächtigung für die nächiten ſechs Monate nicht 
nöthig, weil es wihrend diefer Zeit ohnehin befugt fei, die Abgaben 
einzuziehen. Die aufgelöfete Ständeverfammlüng hatte nämlich ges 
nehmigt, die für die abgelaufene Finanzperiode bewilligt geweſenen 
Steuern noch über die Daner eines halben Jahres nach deren 
Ablauf hinaus fortzuerheben. Hierin erblicte das Miniſterium eine 
neue Verwilligungszeit, an welche fidy abermals eine fechsmonatliche 
Frift anreihe, während welcher ohne Tandftändifche Ermächtigung 
Steuern erhoben werden dürften. Wippermann wollte, um alsbald 
folder Entwidelung entgegenzuhandeln, auf eine fürzere Zeit, ala 
fieben Monate das Gefeg wegen einftweiliger weiterer Forterhebung 
der Abgaben befchränfen, aber die Ständeverfammlung ftimmte 
damit nicht überein, trug auch Bedenfen, fich fonft in einem der 
Anficht des Minifteriums widerftreitenden Sinne auszufprechen, und 
fam endlich nur zu einer Proteftation gegen deren Richtigfeit, als 


daſſelbe beharrlic daran fefthielt. Dadurch waren wefentlich ‚die 
Umftände verändert, welche zu der raſchen Wieverberufung des 
Landtags gedrängt hatten. Das Finanzgefeg für die Jahre 1837 
bi6 1839 bot faum eine Schwierigfeit dar. Der Entwurf deſſelben 
fhloß mit einem durch Anleihe zu deckenden Deficit von beinahe 
300000 Thir., hatte aber beinahe eine halbe Million Thaler zu 
neuen Wege-, Brüden- und Gefängnißbauten, aud 40000 Thlr. 
für eine Irrenheilanſtalt beftimmt, Unternehmungen, die aber deſſen 
ungeachtet bei Weitem nicht vollftändig audgeführt wurden, weil 
die Regierung Bedenken trug, das bewilligte Anlehn aufzunehmen. 
Durchgängig billigten. die Landflände den Inhalt des Entwurfs; 
nur für einen SPBolizeiofficianten wurde die Befoldung abge 
lehnt, was die Erklärung Schefferd hervorrief, daß die Regierung 
denfelben doch. falariren werde. Sonft blieb bloß wegen der roten: 
burger Domainen eine Meinungsverfchiedenheit. Daß diejelben zum 
Staatövermögen gehörig feien, wurde auch jet nicht von. den Land— 
ftänden in Frage geſtellt. Nebeithau fuchte Died noch einmal aus 
dem inneren Zufammenhange zu beweifen, in weldem das Recht 
der Steuerbewilligung zu der rechtlichen Ratur ded Kammerguted 
ftehe. Bähr war der Einzige, der hiermit nicht übereinftimmte ; 
er fprach von einer Ausdehnung der durd die Berfafjungsurkunde 
unternommenen Exrpropriation ded landeöfürftlichen Eigenthums auf 
die rotenburger Duart. Carl von Efchwege drang bei der Ständes 
verfammlung auf förmliche Mißbilligung ſolcher Aeußerung, weil 
fie. eine harte Verlegung des Landesherrn enthalte, von welchem die 
Berfaffung ertheilt ſei. So. wenig Zweifel fi über die Necht« 
mäßigfeit der Anſprüche Fund gab, welche wegen jener Revenuen 
im Namen des Landes erhoben wurden, waren doch die Anfichten 
über die Mittel verfchieden , denfelben Geltung zu verfchaffen. Man 
brachte in Vorfchlag, Regierung und Stände mögten fich über eine 
Zuriftenfacultät von bewährten Anfehn und unbezweifelter Unpar⸗ 
theilichfeit vereinigen, welcher ein NRechtögutachten über die Streit- 
frage aufzutragen wäre; es follte demfelben feine bindende Kraft 
beigelegt, fondern nur verfucht werden, wie viel moralifches Gewicht 
fih deffen Gründe auf die Entſchließung ded einen oder anderen 
Theile verfchaffen würden. Doch wollte ſich Mob darauf nicht 
einlaffen. Nebelthau bemühte ſich fehr, in vertraulichen Berathungen 


die Mitgliever der Ständeverfammlung zu beftimmen, daß nicht 
der Vorſchlag erneuert: werde, ‚die Einkünfte der rotenburger. Do» 
mainen im Binatzgefeg ven Staats + innahmen zuzuſchlagen. Es 
wurde dies zwar als ein verfaffungsmäßiger, ald ein am 3. und 
10. März nad Rage der Dinge richtiger und. angemeffener, auch 
felbft zur Außerften: Vertheidigung des. laudftändifchen Berwillis 
gungsredjtes noch immer zuläffiger, aber doch als ein folcher Weg 
bezeichnet, den Gewiſſenhaftigkeit und Klugheit nur unter Umftänden 
unternehmen lafje, wo ein günftiger Ausgang unfehlbar erwartet 
werden dürfe, , Deöhalb wurde, unter Wippermanns Widerfpruch, 
von der widerholten Betretung deſſelben abgerathen. „Wir glauben 
jo rathen zu müſſen“, fagte Nebelthau, „weil die begrünbetfte 
Beſorgniß vorliegt, daß durch Wiederholung des Amendements vom 
3. März ein unheilvoller Bruch in den Verhältniſſen der Stände: 
verfammlung zur Regierung bervortreten werde; wir dürfen ung 
nicht verhehlen, daß die Regierung durch die Auflöjung des Land- 
tags fich in eine Lage gebracht hat, in der fie fi durch die Unter- 
laſſung einer. gleichen. Maaßregel defavouiren würde, falls. die 
Ständeverfammlung daffelbe thäte, was damals Veranlaffung zur 
Auflöfung- gab; wir Dürfen und nicht verhehlen, daß bei fo ſchroff 
geftaltetem Berhältniffe ed für eine ‚neu gewählte Berfammlung 
leichter ift, einzulenfen, al& für die Regierung in ungeänderten 
Berhältniffen. Das könnte ald gänzliche Aenderung des bisher 
befolgten Syſtems, ald das Beftreben betrachtet werden, die Mis- 
nifter in ihrem , jo ftarfer Anfechtung unterworfenen, Verfahren ſelbſt 
zu unterflügen, die Regierung in ungeänderten Verhältniſſen zu 
erhalten.“ Nebelthau wollte Die Staatsregierung um Berufung. des 
Bundesfchiedögericht angehen, damit biefes erfenne, ob das Auf 
fommen von dem zur ehemaligen rotenburger Quart gehörigen 
Kammergut: den Staatseinnahmen zuzuweiſen fei.  Scheffer beugte 
der Abftimmung über dieſen Antrag durch die Erklärung vor, daß 
derfelbe von der Negierung doch werde abgelehnt werden, Run 
wurde vorgeichlagen, der Bundesverſammlung die Bitte vorzutragen, 
daß fie die Staatsregierung veranlaffen möge, ‚die Entſcheidung jener 
Streitfrage durch das Bundesſchiedsgericht einzuleiten. Es war 
dies vorzugsweiſe durch Trott hervorgerufen, welcher darzulegen 
ſuchte, daß nach ver Abſicht der Wiener Conferenzen, an denen er 
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Theil genommen hatte (S: 328), eine Verpflichtung der Bundesſtaaten 
begründet fei, in den Streitigfeiten mit den Landſtänden dad Bundes— 
fchiedsgericht anzurufen, der Bundestag aber den Beruf habe, Kur- 
heſſen zur. Erfüllung diefer Verbindlichkeit anzuhalten. Wippers 
mann hielt, nad Inhalt des Bunvdesbefchluffes vom 30. Detober 
1834, eine folhe Verpflichtung nur dann für begründet, wenn ein 
Bundesftaat in die Lage gejegt fei, die zur Bührung der Regierung 
erforderliben Mittel für verweigert zu halten, alfo nur dann, wenn 
Streitigkeiten über die Anfäge des Budgets für eine Gteuerbe- 
willigungsperiode vorliegen, nicht aber, wenn mit Zuftimmung der 
Landftände ein Finanzgefeg zu Stande gebracht werde. Das fuchte 
Trott zu widerlegen, weil die Bundeögefege jenen Zuftand dem 
alle gleich ftelen, wo durch Widerfeglichkeit der Unterthanen gegen 
die Obrigkeit die innere Ruhe unmittelbar gefährdet und die Ver— 
breitung aufrührerifcher Bewegungen zu fürditen fei; unmöglich, 
meinte er, könne es die Abficht der Wiener Eonferenz gewefen fein, 
daß erjt Wiverfeglichkeit, Störung der Ruhe und Aufruhr, oder 
ein gleichftehender Zuftand, herbeigeführt werden müſſe, um das. 
Bundesfhiedsgeriht wirffam machen zu fünnen, weil ja dann bis 
zu deſſen Entſcheidung der gefeglofe Zuftand fortdauern müſſe. 
Manns von Hanau wollte diefe Schlüffe nicht theilen, und beftand, 
um den Weg rechtlicher Enticheidung zu bahnen, auf Erneuerung 
des Verfahrens vom 3. und 10. März. „Es giebt nichts Nieder: 
ſchlagenderes“, äußerte Nebelthau, unter Hinweifung auf die eins 
geleitet gewefenen vertraulichen Befprechungen, „als, nachdem man 
fo manche trübe und forgenvolle Stunde über der Berathung eines 
jo höchſt wichtigen Gegenftandes hingebraht hat, und Alles 
gethan zu haben glaubt, mad das Intereſſe des Larided und die 
eigenthümlichen Pflichten der Landftandfchaft gebieten, nun auf 
einmal die gewonnenen Refultate durch einen folchen aus heiterer 
Luft kommenden Antrag durchkreuzt zu fehen; der Antragfteller 
hätte felöft herausfinden follen, in welche große Verlegenheit die 
Ständeverfammlung gerathen muß, wenn fie genöthigt wird, über 
feinen Antrag abzuftimmen. Ich ſtimme jedenfalls dagegen — fügte 
er hinzu — aber der Antragfteler wird erfennen müſſen, welch' 
zweideutiges fchiefes Anfehen die Sache dadurch erhält, da man 
in Zufumft nicht wird ermeflen fönnen, aus weldem Grunde der: 
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Antrag zurückgewieſen wird." Er wurde zurückgewieſen. Auch der 
Antrag blieb unberückſichtigt, Motz wegen Verlegung der Verfaſſung 
und feiner Beruföpflicht in Anklageftand zu verfegen, weil er unter- 
laffen habe, die Berwaltung der rotenburger Domainen den Staats- 
finanzbehörden zu überweifen.. Man entſchloß ſich zu einer von 
Trott und Schomburg gemeinfchaftlih verfaßten Denffchrift an 
den Bundestag, welche die Bitte begründen folle, die Bundes— 
verfammlung ‚möge ihren Einfluß bei der Furheffifchen Regie— 
rung verwenden, damit dieſe die obwaltende Differenz auf dem 
dur den Bundesbeſchluß vom 30. October 1834 vorgezeichneten 
Wege oder in fonftiger geeigneten Weife zur endlichen Erledigung 
führe. Eilf vom Adel, fonft nur Wippermann und Manns, durd) 
die verfchiedenartigften Gründe wohl bewogen, hatten der Denk 
Ihrift ihre Billigung verſagt. Mancher von dieſer Minorität, 
auch Haft, erhielt Ordensdecoration oder Beförderung im Hofs und 
Staatödienfte. Den Beitrag von 1500 Thlr. aus der Hofdomai- 
nenfammer wollte auch Nebelthau, ald-den Rechten der Landſtände 
präjubicirliich, nicht unter den Staatdeinnahmen im Finänzgefepe 
erwähnen, weil Died nur auf der Idee beruhen Fönne, daß die 
rotenburger Domainen bloß zu einem Beitrage für die Staatsbe— 
dürfniffe verpflichtet fein, weil ferner dadurch Beſitz und Verwal— 
tung derfelben, wie fie von der Hofdomainenfammer gehandhabt 
würden, als rechtöbeltändig und gefeglich anerfannt werde. Diefer 
Anficht folgend, lehnte es die Ständeverfammlung ab, jened Bei- 
trags unter den Staatdeinnahmen in dem von ihr am 3. Juli 
feftgeftellten Finanzgeſetze zu gedenken. Nach Scheffers Meinung 
überſchritt ein folder Beſchluß die Kompetenz der Ständeverfamm: 
lung. Es wurde dabei auf" die Beftimmung ver Berfaffungsur- 
funde hingewiefen, daß der Boranfchlag mit Bollftändigfeit aufgeftellt 
werben folle, folglich feine Einnahmepoften auslaffen dürfe (S. 422). 
Scheffer eröffnete den Landftänden, daß dem Finanzgefege mit den 
im Boranfchlage ver Einnahmen und Ausgaben beantragten Ver: 
änderungen die landesherrliche Sanction nicht habe ertheilt wer; 
den fönnen. Dieſe Aenderungen‘beftanden lediglich in dem Meg: 
lafjen des Beitrags der Hofdomainenfammer aus den @innahmen, 
und in der Minderung der Ausgaben um eine Befoldung von 
600 Thlr. für einen :Bolizeiofficianten, Scheffer ftellte das Ans 
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ſinnen an die Ständeverſammlung, einem anderweit entworfenen 
Finanzgeſetze die Zuſtimmung zu ertheilen, welches gar keinen Vor— 
anſchlag der Einnahmen, ſondern nur einen Voranſchlag der Aus- 
gaben, diefen aber ganz fo, wie die Landſtände denfelben feftgeftellt 
hatten, alfo ohne jene Polizeibefoldung, enthielt. Hinfichtlicy der 
Einnahme war nur bemerkt, daß die feit Beginn der laufenden 
Finanzperiode erhobenen Steuern bis zu. deren Schluſſe fortdauern 
follten. Nach Borjchrift der Verfaffungsurfunde iſt zum Zwede 
einer Berwilligung des Staatöbedarfs ein VBoranfchlag ‚vorzulegen, 
welcher die. Einnahme und Ausgabe mit thunlichfter Genauigfeit 
und Vollſtändigkeit enthalten foh. Bei dem Mangel eines folchen 
lehnten die Landftände am 10. Juli einſtimmig Schefferd Anfinnen 
als verfafjungswidrig ab, Er verlangte nun, damit die ſchon fo 
bedeutend angewachjenen Landtagsfoften nicht zum Nachtheile der 
Unterthanen nod vergrößert würden, mit gänzlichem Ausfchluffe 
eined Finanzgeſetzes bei einer einfachen Verwilligung zur Forter 
hebung der bisherigen Steuern bis zum Echluffe der Finanzperiode 
ed zu belaffen.. Doc auch diefes lehnten die Landftände, gegen die 
eine Stimme des Obriftlieutenants von Ochs, wegen entgegen- 
ftehender Grundfäge der Verfaſſung ab, weil die. Berwilligung der 
Steuern nur durch ein Finanzgeſetz gefchehen könne. Scheffer 
nannte auch das eine Weberfchreitung der Competenz, weil bie 
Stäündeverfammlung Beichlüffe faffe, und dabei Urtbeile ausfpreche, 
die ihr nicht zufommen. Am 12. Juli Abends 8 Uhr brachte .er 
den Entwurf eines Landtagsabfchiedes, deſſen Inhalt als unab- 
änderlich bezeichnend, er bemerkte, daß zwei Ausfertigungen deffelben 
ſchon mit der landesherrlichen Unterjchrift verjehen feien. Darin 
war. erwähnt, der Landesherr habe Anftand gefunden, feine Ges 
nehmigung den von den Landftänden beantragten Yenderungen des 
Entwurfs zu einem Finanzgefege zu ertheilen, er behalte dieſen 
Gegenftand feiner weiteren Entichließung und Berhandlungen mit 
einer. künftigen Ständeverfammlung vor. Daneben waren eins 
jelne Zwede namhaft gemacht, für welche Berwilligungen von den 
Landftänden mittelft jenes, nicht genehmigten, Finanzgeſetzes beab- 
fihtigt. gewefen. waren. Einem Schluffe ded Landtags ohne Eini- 
gung über das Finanzgeſetz, der Ueberweilung diefes Gegenftandes 
an eine fünftige, wohl erft für. eine fpätere Finangperiode zu wäh— 
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lende, Ständeverſammlung, einer Anerkennung von Verwilligungen 
für einzelne Zweige des Staatsbedarfs, ohne daß ein Finanzgeſetz 
zu Stande gefommen ſei, wollten die Landſtände nicht beiſtimmen; 
fie erklärten auf den Entwurf ded Landtagsabfchiedes nicht eins 
gehen zu können. Ummittelbar darauf verlas Scheffer eine durch 
Hanftein contrafignirte Eröffnung des Landesherrn. Die Land- 
ftände hätten, hieß es darin, mit völliger Verkennung ihrer ver- 
faffungsmäßigen Befugnifje durch die einjeitig bewirkte Abänderung 
eines, ihrer Mitwirkung nicht unterliegenden, Cinnahmepoftens die 
Beiftimmung zu dem Finanzgefeßentwurfe unftatthafter Weile be> 
dingt, es feien anderweitige Vorlagen an die Ständeverfammlung 
gelangt, die ihr Gelegenheit geboten hätten, von ihrer Verirrung 
zurüdzufommen und die Bahn ihrer Verpflichtung einzuhalten; in- 
deſſen hätten die Beichlüffe vom 10. Juli dein Landesherrn wieder: 
holt die Ueberzeugung aufdringen müffen, daß aud) die dermalige 
Ständeverfammlung in ihrer Mehrheit die feiner Regierung ſchul— 
digen Rückſichten, und eine richtige, den wohlthätigen Abfichten der 
Berfaffung entiprechende, Anwendung ihrer Rechte und Pflichten 
noch nicht in dem Umfange erkannt habe, wie ed die Stände des 
Landes jederzeit follten; wenn: er auch befchloffen habe, aus landes— 
väterlichen Rüdfichten eine firengere Ahndung zur Zeit nicht eins 
treten zu laſſen, fo könne er fich doc im feiner Meife abgehalten 
finden, jede weitere, den ohnehin fo beträchtlichen Koftenaufivand 
zwecklos fteigernde, Verhandlung mit: ver dermaligen Ständevers 
fammlung aufzuheben, und feiner Entſchließung vorzubehalten, was 
die ungefchmälerte Erhaltung der Rechte des Throne und des 
Kurhaufed, die Bepürfniffe einer verfaffungsmäßig geordneten Staats— 
verwaltung, und bie wahre Wohlfahrt der Unterthanen, erheifche. 
Scheffer verlas darauf eine ihm vom Landesherrn, unter Hanfteins 
Gontrafignatur, ertheilte Vollmacht zur Entlaffung der Ständever- 
fammlung. 

Eſchwege fuchte fruchtlos Scheffer von diefem Schritte abzu— 
halten, „Ich erkläre Ihre Berfammlung für entlaffen,“ waren die 
wenigen Worte, die Scheffer in der Mitternachtsftunde des 12. Zuli 
fprah. Und was geihah num? Acht Tage fpäter war das Finanz- 
gefep, wie es die Landſtände am 3. Juli feſtgeſtellt hatten, ohne 
irgend eine Aenderung, mit der landeöherrlichen Unterfchrift, ver: 


kündigt. Gleichzeitig beftimmte aber eime Verordnung, daß bie 
rotenburger Gefängnißlocale zum Gtaatövermögen übergehen, und 
1500 Thaler jährlid) von der mit der Verwaltung der rotenburger 
Domanialien beauftragten Hofdomainenfammer an die Etaatöcaffe 
gezahlt werden follten, welche zugleich die Weifung erhielt, dieſe 
Summe ald Beitrag: zur Dedung der ihr zuwachſenden Ausgaben 
für Gerichtöbarfeit und Verwaltung in den rotenburgifchen Bezirken 
zu vereinnahmen. Das hatten Mog, Hanftein, Madelvey, und an 
Lepeld Stelle Koch, contrafignirt. Daneben erließ der Randesherr 
eine umfaffende Dienftanweilung für die unter feine unmittelbaren 
Cabinetsbefehle geftellte Hofdomainenfammer und deren Rentämter 
über die Verwaltung der mit dem Ausiterben der fürftlich roten» 
burgifhen Linie hausgefeglid und vertragamäßig dem Kurhaufe 
heimgefallenen Domanialien, welche durd Koch für den abwefen- 
den. Minifter des Furfürftlichen Haufes contrafignirt war. 

Am Bundestage hatte die Reclamationscommiffion ausgeführt, 
daß die Vorausſetzungen nicht vorhanden feien, unter welchen der 
Bundesbefhluß vom 30. Detober 1834 Anwendung zu finden 
babe, weil das Schiedögericht, im Verhältniß der Regierung und 
der Etände zu einander, für Niemanden obligatorifch fei, daß audy 
die Sachlage, wie fie geftaltet fei, die Vorausfegungen nicht dar— 
biete, unter denen die Regierung dem Bunde gegenüber zur Bes 
nugung des Schiedsgerichts verpflichtet fei, indem died nur dann 
der Fall fein würde, wenn bei dem Bewilligungswerfe wiederum 
Schwierigfeiten entftänden und die Erledigung dieſer Budgetfrage 
nicht vor Ablauf der gefeglihen Steuerbewilligungsperiode zu bes 
wirfen fein follte. Ebenfo war die Reclamationscommiffion ber 
Anfiht, daß Feine fürmliche Rechtöverweigerung im Sinne des 
Art. 29 der Wiener Schlußacte vorliege, weil von Seiten der 
Stände noch kein officieler Schritt zur Ausführung ihres Anſpruchs 
im Wege Rechtend gefchehen, von der Regierung die Juftig nicht 
förmlich verfagt fei. Dabei wies dieſelbe darauf hin, daß bie 
Stände noch nicht diejenige Beftimmung der Berfaffungsurfunde 
angewendet hätten, wonach, wenn über den Sinn einzelner ihrer 
Beftimmungen zwifchen den Ständen und der Staatsregierung 
Zweifel entftänden, der zweifelhafte Punct bei einem Compromiß- 
gericht zur Entſcheidung gebracht werden muß. Das wollte die 
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kurheſſiſche Regierung nicht gelten laffen, weil es fich gar nicht um 
Auslegung der VBerfaffung handle, und weil diefes Kompromißgericht 
nur dann wirffam werde, wenn die betreffende Verfaffungsitelle ſowohl 
von den Ständen wie von der Regierung als zweifelhaft betrachtet werde 
(©. 290), während Letztere im vorliegenden Falle feinerlei Zweifel hege. 
Sie hielt eine Juftizverweigerung gar nicht denkbar, wenn die Be- 
fugniß fehle, in einem Civilproceſſe als ftreitender Theil aufzutreten, 
eine Befugnig, welche den repräfentativen Ständeverfammlungen 
überhaupt, inöbejondere dem Staate und dem Landesherrn gegen- 
über, mangele. Die kurheſſiſche Regierung hielt fi) aud) in dem 
Falle, wo fie etwa Bundeshülfe anzufprechen haben würde, nicht 
verpflichtet, auf das bundesſchiedliche Verfahren fich einzulaffen. 
Denn die Beitimmung im Art. 20 ver Wiener Minifterialconferen- 
zen, daß bereit erfolgte Ausgaben, wenn fie nicht anerkannt oder 
geitrichen würden, nicht als Gaffeubeftände in Anſchlag gebracht 
werden fünnen, ift in den Bundesbeichluß vom 30. Detober 1834 
nicht aufgenommen; es past alſo, — das war die Folgerung der 
furbefjiichen Regierung — das Schiedsgericht auf diejen Fall nicht, 
mit welchem derjenige Hall gleichfteht, wo die Stände „eine wirk— 
lih nicht eingenommen werdende Summe” dem Boranjchlage der 
Einnahme beifügten. Oeſterreich, unter Holſteins, Braunfchweige 
und Naſſaus Billigung, hielt die teutfchen Ständeverfammlungen 
niemals befugt, das rein facultative Schiedsgericht anzurufen, eine 
Zuftizverweigerung aber nicht vorhanden, weil nad der kurheſſiſchen 
Berfaflung Streitigfeiten zwilchen der Regierung und den Ständen 
fi) nicht zur Cognition durd die Landesgerichte eignen. Preußen, 
im Berein mit Luremburg und den freien Städten, ftimmte hier» 
mit zwar überein; ob aber nicht in Folge anderweitig unter- den 
Bundeögliedern in Wien Statt gehabter Vereinbarung, deren Ber: 
gegenwärtigung bei allen vorausgefegt werden dürfe, die Regierung, 
fich felbft gegemüber, in den Fall kommen fönnte, auch abgefehen 
von den Beitimmungen des Bundesbeichluffed vom 30. Dectober 1834 
ein Scyiedögericht zu veranlaffen, das fei, meinte Preußen, eine 
andere Frage, deren Beurtheilung und Beantwortung von dem 
Inhalte diefes Bundesbeſchluſſes unabhängig ſei. Es wollte aber 
Preußen auf eine nähere Erörterung der für dieſen, noch mich 
wirklich eingetretenen, Ball in Betracht Fommenvden Momente in 
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der Erwartung nicht eingehen, daß die kurheſſiſche Regierung keinen 
Anſtand nehmen werde, den zwiſchen ſämmtlichen Bundesregierungen 
im Jahre 1834 zu Wien Statt gehabten Verabredungen und der 
darin gegenfeitig übernommenen Berpflichtung in Acht föderativem 
Sinne machzufommen. Weimar wollte, neben Zurüdweifung 
der Beſchwerde, die kurheſſiſche Regierung erfuchen, die in Anfehung 
der Budgetfrage ftreitig bleibenden Puncte, gemäß der bei den 
jüngften wiener Conferenzen gegen die übrigen Bundesglieder über» 
nommene Berpflihtung und in der dort verabredeten Maaße, ihrer 
Erledigung zuführen zu laffen. Darmftadt hielt eine Einwirfung 
ded Bundes bei der gegenwärtigen Lage bundesgeſetzlich nicht be- 
gründet, Würtemberg, in Uebereinftimmung mit dem Königreiche 
Sachſen, vermißte die Nachweifung, ebenfowohl, daß zur Zeit die 
BVorausfegungen zu einer Eimvirfung der Bundesverfammlung in 
Gemaͤßheit des Bundesbeſchluſſes vom 30. Detober 1834 vorlägen, 
ald daß alle, nach den Beftimmungen der Berfaffungsurfunde und 
der Geſetze Kurheſſens zuläffigen, Wege zur rechtlichen Entſcheidung 
der Differenz ohne Erfolg eingeſchlagen feien, und glaubte deshalb 
auf die nachgeſuchte Verwendung nicht eingehen zu Fönnen. Baden 
bezog den Art. 29 der Schlußacte nur auf Streitigkeiten , die dem 
Brivatrechte angehören, nicht auf Eonteftationen zwifchen Ständen 
und Regierung, die immer einen politifchen Character an fich trügen 
und unter $. 61 der Schlußacte fländen; auch Baden eradhtete 
die Wirkſamkeit des Burndesfchiedsgerichts, fo weit darüber der zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachte Beſchluß verfüge, von der Verein 
barung zwifchen Regierung und Ständen abhängig, wollte aber 
die Furheffifhe Regierung darauf aufmerffam machen, daß fie, 
gemäß der bei den wiener Bonferenzen, auch abgefehn von- jenem 
Bundesbefchluffe, noch weiter von den Bundesgliedern gegen ein- 
ander übernommenen Verpflichtungen, nicht umhin könne, vie vor: 
liegende Differenz, welche mit der Trennung des Staatögutes und 
des fürftlichen Hausfideicommißvermögens zuſammenhänge, und 
zuletzt nothwendig eine Budgetfrage werde, auf dem bundesſchieds⸗ 
richterlichen Wege zur Erledigung zu bringen habe; Hannover, 
dem Oldenbutg, Mecklenburg und die 16. Stimme beitraten, bean- 
tragte einfache Abweiſung; darauf erfolgte nach Stimmenmehrheit 
der Beſchluß, daß dem Geſuche der Ständeverſammlung Feine 
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Folge gegeben werden könne. Baiern hatte ven Landſtänden eröffnen 
laſſen wollen, daß zur Zeit die Vorausſetzungen zur Einwirkung 
der Bundesverſammlung in Gemäßheit des Bundesbeſchluſſes vom 
30. October 1834 noch nicht vorhanden ſeien, weil eine gehörige Ver— 
folgung der in der Verfaſſung vorgezeichneten Wege zur Herbei— 
führung gefeglicher Entfcheidung der Differenz noch nicht nachge- 
wiejen ſei; Baiern hielt es aber für eine Rechtloſigkeit, wenn eine 
abhelfende Einwirkung des Bundes nur durch das zufolge $. 20 
der Wiener Schlußacte verwerflihe Mittel der Wiverfeglichfeit und 
ded Aufitandes herbeigeführt werden fönnte, während doch der 
Aufrehthaltung des formellen Nechtszuftandes, weil die öffentliche 
Beruhigung davon weſentlich abhänge, die ganze Sorgfalt des 
Bundes gebühre. Diefe nahm dann Baiern ebenfo in den bei dem Bun— 
destage fehwebenden Verhandlungen, welche durch die Aufhebung des 
hannoverſchen Staatsgrundgefeges hervorgerufen waren, in Anſpruch. 
Rieß erhielt durch den Miniſter Lepel (S. 372) die Weifung, von deſſen 
Gültigkeit und von der Unzuläfjigkeit einer Aenderung auf anderem, 
als verfaffungsmäßigem Wege, bei feiner Abſtimmung fich leiten zu 
laffen. Rieß aber ftimmte gar nicht, nachdem ihm gleich darauf 
‚ eine Cabinetsinftruction im entgegengefegten Sinne zugegangen war, 
Das bewog Lepel, als DOberfammerherr ſchon entlaffen, zum Rüd- 
tritte vom Minifteramte, in welchem ihn, der in Gotha’s Dienfte 
ging, Steuber (S. 153. 182), der Gefandte am Hofe zu Wien, 
erjegte. ALS nun Baiern darauf hinwies, daß Hannover in feinem 
Verfahren wegen Aufhebung des Staatsgründgefeges den Art. 56 
ber Wiener Schlußacte unbeachtet gelaffen habe und die Aufrecht- 
haltung des formellen Rechtszuſtandes, fonach die Herbeiführung 
etwa nöthig erachteter Aenderungen ausfchließlich auf diefem Wege, 
der hannoverjchen Regierung empfehlen wollte, machte Kurheffen 
jegt geltend, daß zu Hannover eine Stänveverfammlung in Wirk: 
jamfeit getreten fei, die erſte Kammer vollftändig, die zweite in 
beſchlußmäßiger Zahl, welde am 15. Juni 1839 vie Wiederauf— 
nahme der Verfaffungsangelegenheit ſelbſt beantragt, die Regierung 
aber darauf Vorfchläge zur Vereinbarung mitzutheilen zugefichert 
habe, von Regierung und Ständen alfo der Weg gütlicher Einigung 
im gemeinfamen Einverftändniffe betreten fei. Diejen Weg zu 
jperren war mad Kurheſſens Auffaffung Feine Beranlafjung für den 
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Bund gegeben, der ſich einer Einmiſchung in jene innere Angelegen- 
heit zu enthalten habe. Das führte zu dem Befchluffe des Bundes- 
tags, daß eine bumdeegefegliche Veranlaffung zur Einmifhung in 
dDiefe innere Angelegenheit bei obwaltender Sachlage nicht beftehe. 
Nachdem darauf das diefelbe betreffende Tübinger Gutachten ertheilt 
war, bielt es Kurheffen für angemeffen, daß den Facultäten und 
Univerfitäten die Erftattung von Gutachten in Angelegenheiten, 
welche auf die VBerfaffung ded Bundes oder einzelner Bundesftaaten 
fich beziehen, gänzlich unterfagt werde. Als nun der Abgeordnete 
Wiedemann der Ständeverfammlung empfehlen wollte, ihre Ueber— 
zeugung zu Protocol niederzulegen, daß eine dem echte ent- 
fprechende Erledigung der hannoverſchen Verfaffungsfrage im In— 
tereffe der teutfchen Regierungen ſowohl, als der Völker tiefbegründet 
fei, und nur durch eine von der Bundesverfammlung ausgehende 
oberftrichterliche Entſcheidung auf befriedigende Weife herbeigeführt 
werden könne, bezeichnete dies Scheffer ald cine Angelegenheit, bie 
außer der Zuftändigfeit der Ständeverfammlung liege, vielmehr aus- 
ſchließlich den König von Hannover und feine Unterthanen berühre, 
oder etwa ald Bundesjache erfcheine, die unter den Bundesglie— 
dern zu verhandeln, eben deshalb aber der ftändifchen Berathung 
entzogen fei. Denn Bundesglieder, fagte Scyeffer, find nur die 
fouverainen Fürften und freien Städte, nicht die Landftände; dieſe 
haben weder die Eigenſchaft teutfcher Souveraine, noch nehmen fie 
Theil an den Eouveränitätsrechten, find auch feine Mitfouveraine, 
fomit nicht befugt, bei einer Sadye mitzuwirken, bei der den Bundes» 
gliedern die Mitwirkung zufteht. Wenn es daher, fügte er hinzu, 
in der Mitte der Ständeverfammlung unternommen werden follte, 
über eine Bundesfache Anträge zuzulaffen, Berathungen zu pflegen, 
und Anfinnen an die Regierung zu ftellen, dann würde ein Ver— 
ſuch der Landftände vorliegen, Eigenſchaften und Befugniffe zu ufur- 
piren, die ihrem Landesherrn. ausfchlieglich beiwohnen, und Thätig- 
feitöäußerungen fich zu geftatten, die unter den Gefichtöpunct einer 
Verlegung des monardifchen Principe und der Bundesgefege fallen. 
Als, ungeachtet diefer Erklärung Scheffers, eine Abftimmung über 
Wiedemanns Vorſchlag veranlaßt werden follte, hatten fi bie 
Ständemitglieder in fo großer Zahl entfernt, daß fie nicht mehr 
beihlußfähig waren. Und damit ruhte die Sache; Wiedemann aber 
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verließ. den Landtag. Der Bundesverfammlung. war ein Bericht 
der Gentralbehörde vorgelegt, welche nad) dem Frankfurter Attentate, 
unter dem von Kurheffen gemachten Vorbehalte der Bereinbarlich- 
feit mit der Berfafjungsurfunde, für den Zweck eingeſetzt war, die 
näheren Umftände, den Umfang, und den Zufammenhang des gegen 
den Beftand des Bundes, wie gegen die öffentlihe Ordnung in 
Teutfchland, gerichteten Complotts zu erheben. Große Bedeutung 
legte darin jene Gentralbehörde einer Unterfuchung bei, die gegen 
einen von den höheren Xeitern des Complotts erfolgreich geführt 
werden würde; es fchien ihr die Gerechtigkeit zu erfordern, Daß 
die Verführer, die fchwerften Verbrecher, nidyt ruhig der Strafe der 
Berführten zufähen; fie alaubte aber auch, ed müſſe das für Die 
innere Ruhe Teutſchlands von großen Folgen fein; ein mit Ernft und 
mit Refultaten durchgeführter Proceß gegen die Korypbäen der 
Bartei würde von deren wahren Abſichten überzeugen und Die 
legtere fehr zufammenfchmelzen. Jordan follte beim Hambacher 
Fefte, in Verbindung mit Rotted, Welder und Elofen, ald ein Mann 
des Vertrauens bezeichnet fein, der geeignet wäre, in einem Nationals 
convente den Bundestage gegenüber zu ftehen. Wehnlicher Weiſe 
follte fein Name während des Jahres 1832 in einem Eentralcon» 
vente des SPreßvereind zu Frankfurt genannt fein. Buchhändler 
Franf in Stuttgart, der mit dem Lieutenant Koferig in Verbindung 
ftand, hatte bald darauf Jordan einen Befuch gemacht. Koferig 
war glauben gemacht, daß er Jordan auf einer Verſammlung in 
Großgarbacy finden werde. Auch ein franzöſiſcher Emifjair follte 
Jordan aufgefucht haben. Der Kramer Kuhl in Butzbach, ver von Weidig 
als Bote gebraudyt war, gleichzeitig aber gegen Belohnung Angaben über 
revolutionaire Umtriebe den königlich würtembergifchen und großherzog« 
lich heſſiſchen Behörden gemacht hatte, erzählte ven Legteren, daß er, an 
den, damals in Marburg wohnenden, Apothefer Döring abgejendet, 
mit diefem über eine Revolution in Jordans Gegenwart geſprochen 
habe. Die Bundescentralbehörde Außerte in jenem Gutachten, daß 
die Indicien gegen den :Brofeffor Jordan fih in hohem Grade ge— 
häuft hätten; mögte auch darüber, ob fie ſchon den Erfolg eines 
ſogleich einzuleitenden Berfahrens ficherten, Meinungsverschiedenheit 
obwalten können, fo jcheine doch fo viel gewiß, daß ihnen wenig 
hinzugutreten brauche; doch war ed dem bairiſchen Mitgliede der 
29 
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Gentralbehörde problematiſch, ob gegen Jordan eine Unterſuchung 
beſch loſſen werden könne. Kuhl erbot ſich in einer Eingabe an den 
Prinz / Regenten, gegen Gewährung. einer Geldunterſtützung Aus— 
ſagen wider Jordan bei dem Amte Bockenheim zu machen, in Folge 
defien derfelbe hier vernommen wurde. Döring, in Preußen wegen 
Todſchlags zu fechsjähriger Freiheitsftrafe verurtheilt, machte, als 
ihm folche erlaffen war, ebenfalld Ausſagen über den General von 
Bardeleben, die ſich durdy eine Unterfudung des Generalauditorats 
ganz grumdlos erwiefen, über Jordan, und über andere Kurheffen. 
Gegen die Lehteren wurde, wegen Kenntniß. des durch Koferig in 
MWürtemberg bezwedten Unternehmens, gegen Andere, Schreinerge- 
fellen und fonftige Handwerfer in Hanau, wegen Theilnahme an 
der Verbindung ded Bundes der Geächteten, ein gerichtliched Ber: 
fahren eingeleitet, in derſelben Zeit als die freiwilligen Kämpfer 
aus den Freiheitöfriegen Fefte für die Jubelfeier des Aufrufs ord- 
neten, der gegen Teutichlands Feinde fie entboten harte, und bie 
Kurfürftin Auguſte von ihrem: Kranfenlager zu Meiningen, kaum 
des Schreibens fähig, aber doc die Hülfe fremder Hand abweiſend, 
das Zeugniß ihrer auch im Tode nicht erlöfchenden Anhänglichkeit 
an das ‚biedere, treue heſſiſche Volk während des nämlichen Tages 
fund gab, an welchem fie vor 25 Jahren mit ihrem Sohne Heffens 
Boden wieder betreten durfte. Auch Jordan wurde wegen ver 
fuchten Hochverraths durch Theilnahme an einer hochverrätherifchen 
Berfchwörung und wegen Beihülfe zum verfuchten Hochverrathe 
durch unterlaffene Hinderung  hochverrätherifcher Unternehmungen 
in Unterfuhung gezogen. Hanftein fuspendirte ihn von feinem Amte. 
Döring, in Preußen weiter wegen Hochverraths zu fünfzehnjähriger 
Freiheitöftrafe verurtbeilt, fand. dort noch wegen anderer Anfıhul« 
digungen vor ‚Gericht. Im Falle einer Begnadigung verfpradh er 
Gröffnungen über revolutionaire Umtriebe von höchfter Wichtigkeit. 
Durch eine preußifche Cabinetsordre wurde ibm, wenn er Alles, 
was er über die Leiter des revolutionairen Treibens in Teutichland 
und über diefe Umtriebe ſelbſt Eennen gelernt habe, ohne Rüdhalt 
anzeigen, aud; alle Beweismittel und Indicien, von denen er 
Kenntniß habe, angeben würde, nad) Maaßgabe der Erheblichfeit 
feines Geftändnified und der Stärfe der von ibm zur Ueberführung 
der Mitſchuldigen und Feſtſtellung des Thatbeſtandes angezeigten 
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Beweismittel, ‚eine theilmeife oder völlige: Begnadigung zugefichert. 
Döring machte nunmehr weitere Ausfagen, welche der Unterfuchung 
gegen Jordan größere Ausdehnung gaben... Ein Gefangener : war 
Jordan jetzt im der Stadt, die vor einigen Jahren. glei einem 
Fürften ihn empfangen hatte, Der Bundescentralbehörde, die 
Dörings Geftändniffe nicht. fannte, war Jordans Berhaftung uners 
wartet, aber ſie erachtete diefelbe für. einen Umftand von: großer 
Bedeutung, weil er, allem Vermuthen nad, in die Eurheffifchen 
und überhaupt in die teutfchen revolutionairen Umtriebe tief implicirt, 
wahrſcheinlich ein höherer Lenker. und Führer derfelben fei. Sie 
glaubte, daß dieſe Unterfuchung leicht die wichtigfte werden Fönne, 
die bisher noch gefchwebt habe. Als fie Kenntniß von: Dörings 
Geftändniffen bekam, ſchienen ihr durch diefelben die Anzeigen gegen 
Sordan fo gemehrt, daß nicht wohl. ein Zweifel an Jordand ‚großer 
Schuld auffommen fönne, eined ver Häupter der. revolutionairen 
Partei, wenn auch nicht Anftifter oder Leiter ded dem Branffurter 
Attentat zum Grunde gelegenen. hochverrätheriihen Complottes, ges 
wefen, atıd zu einem der. Präfidenten der durch die Revolution zu 
fchaffenden teutfchen Republik erwählt zu fein und dieſe Wahl an: 
genommen zu haben. Doch erkannte fie an, daß die Bekenntniſſe 
Dörings bei Weitem die bedeutendſten Eröffnungen gewährten, 
welche überhaupt im der Unterſuchungsſache gegen Jordan zu er— 
zielen 'gewefen ſeien. Als wegen Weberfendung der Acten: am die 
Bundescentralcommiffton Jordans Haft did in die Mitte des Jahres 
1841 gedauert hatte, ohne daß fi ein Ende der Unterfuchung ab- 
feben ließ, beantragte fein Vertheidiger, der Advocat Schang, ale 
Mitglied ver ‚Ständeverfammlung, ein Geſetz wegen Eriheilung 
einer .Ammeftie für die politifcher Vergehen halber, in Unterſuchung 
Befindlichen, — nicht um Jordan ftraflos zu machen, denn diefer, 
von. der Mitwiſſenſchaft hochverrätheriſcher Umtriebe frei ſich wiſſend, 
verlangte fein Urtheil — aber um der langen: Unterfuchungshaft 
des Schuldloſen ein» Ziel zw ſetzen. Das rief fogleich, doch ohne 
Erfolg, den Vorſchlag Bährs hervor‘, diejenige Beftimmung. ver 
Berfaffungsurfunde aufzuheben,  durdy weiche die. eine Verlegung 
der Berfaffung oder eine auf deren Umfturz gerichtete Unternehmung 
betreffenden Fälle vom landesherrliben Rechte der Begnadigung 
ausgenommen find. Ob ein ſolcher Begnadigungdact durch eim mit 
29* 
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landftändifcher Zuftimmung.. zu erlaffendes: Geſetz verfaffungsmäßig 
unternommen werden fönne, war verfchiedener Beurtheilung in der 
Ständeverfammlung unterworfen, ' Sie ließ den von Schang ge⸗ 
ftellten Antrag vorerft auf fich beruhen. Aus Gefundheitsrüdfichten 
wurde zwar Jordan der Haft einftweilen gegen Caution vom Ger 
richt entlaffen, als aber gleidy darauf. der Dirigent des letzteren an 
die ‚obere Verwaltungsbehörde in; Fulda verfegt, und: feine ‚Stelle 
durch Bickel (S. 257) eingenommen war, verfchärfte ſich wieder 
Jordans Ueberwachung und erneuerte fich feine: Haft. ‚Endlich ers 
folgte im Jahre 1843 ein verurtheilended Erfenntniß, welches Jor⸗ 
dan der Beihülfe zum verfuchten Hochverrathe durch Nichthinderung 
hodzverrätherifcher Unternehmungen fehuldig erklärte. Noch vor ber 
fchrittener Rechtöfraft fand deſſen Veröffentlihung Statt. Dieſes 
fonft ungewöhnliche Verfahren, diefe verfrühte Deffentlichfeit, gab 
Teutſchlands Zuriften und Anderen, die für den Rechtsfall Intereffe 
hegten, Gelegenheit; die Unerheblichkeit. der Entſcheidungsgründe in 
zahlreichen Schriften Far zu ftellen, die, theilweife wenigſtens, als 
gegen den kurheſſiſchen Staat gerichtet, in dieſem unterdrückt wur- 
den. Sordan war auf den Grund eines künſtlichen Indicienbe- 
weifes verurtheiltz der Richter hatte Jordans Schuld aus ber 
großen Menge von Thutfachen gefolgert,. die zu feiner Beichuldigung 
in die Acten gelegt waren; aber faft lag für feine dieſer That- 
facdyen ein Beweis vor, unerwieien waren fie doc als Indicien be- 
handelt. Jordan ergriff die Berufung an das Oberappellations- 
gericht, indem er zur Rechtfertigung derjelben. durch eine treffliche 
Abhandlung über die Lehre vom Indicienbeweiſe die Wiſſenſchaft berei- 
cherte. Es fonnte nicht leicht beffer, als durch diefen Proceß, das Be- 
dürfniß einer Umgeftaltung der Rechtöpflege in Teutfchland an den Tag 
gelegt werben, :das. mit lebhafter Spannung des Ausgangs harrte und 
auf Jordans Freifprechung hoffte. Hinter Gitter und Riegel hatte 
Jordan fein Werf über die Jefuiten und den Jeſuitismus gefchrieben. 

Seit der Wegführung des Erzbifhofd von Cöln drohte, 
durch einen vor wenigen Jahren aus Belgien berufenen Lehrer 
genährt, . Zwietraht zwiſchen Kirhe und Schule, geiftlicher 
und: weltliher Behörde, in Fulda auszubrechen, von wo dem 
Jeſuitercollegium zu Freiburg in der Schweiz, wie dem colle- 
gium germanicum in Rom, für den Elerus und das Lehrerperfonal 
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des Prieſterſeminars beſtimmte Zöglinge zugeführt wurden. Zur 
Löſung jener. Zwiftigfeiten ertheilte Hanftein.. ven evangelifchen 
Pfarrern die Weifung zur Bollziehung der Trauung, wenn ein 
katholiſcher Pfarrer die Einfegnung einer: gemifchten Che wegen: der 
Religionsverfihievenheit der Verlobten verweigern, oder an die Zu- 
fage nüpfen ‘würde, daß die Kinder beiderlei Geſchlechts in der 
Fatholifchen Religion ergogen werden follten. — Die evangelifchen 
Geiftlichen hatten, nad) 'einem ſeit dem 17. Jahrhundert. eingeführ- 
ten Gebrauche, bei dem Eintreten in ihr Amt einen, im Laufe ver 
Zeit zur bloßen Form gewordenen, Reverd darüber: auszuftellen, 
daß fie die reine geiftliche Lehre, wie‘ fie in der heiligen Schrift 
enthalten, nach Anleitung der augsburgifchen Gonfeffion — als 
norma ‘judiei — vortragen und ſich vor allen nachtheiligen 
Neuerungen in der Lehre hüten wollten. Als aus diefem Reverfe 
eine ftrengere Verpflichtung gefolgert wurde, wie darin bisher be- 
funden war, verlangte Hanftein nur das fchriftliche Verſprechen, Die 
hriftliche Lehre nah Inhalt der heiligen Schrift und mit ge- 
wiffenhafter Berüdfihtigung der Bekenntnißſchriften 
der evangelifchen Kirche zu verfündigen. “Daran nahm Bidel 
(S. 233) Anftoß; er entwidelte aus den Gefegen der hefftfchen Land: 
arafen des 16: Jahrhunderts eine Verbindlichkeit der Geiftlichen, die 
ſymboliſchen Bücher, namentlih die augsburger Eonfeffion — in 
dem einen Landestheile die urfprüngliche, in dem andern die nach 
dem Vorfchlage ded Bucerus veränderte — bei ihrer Lehre ſich zur 
Richtichnur dienen zu laffen. Er bezog jedoch felbft dieſe Verbind: 
lichkeit nur auf die eigentlich befennenden, nicht auf die ‚begründen: 
den, ausführenden und beurtheilenden Säge der fombolifchen Schrifs 
ten, alſo nicht auf die in die legteren ebenfalls aufgenommene 
Beweisführung ded Glaubensbefenntniffes. An den: pofttiven Glau— 
bensfägen ‚der Reformatoren follten die Geiftlichen, gegenüber der 
naturaliftifchen Religionslehre, feſthalten, welche ſeit dem 18. Jahr: 
hundert ald den: Forderungen ‚der Vernunft und dem Fortfchreiten 
der ‚menschlichen. Erkenntniß entſprechend geſchildert ſei. Bickel 
waͤhnte die Kirche in ihrem innerſten Fundamente durch jene mecha- 
nifche Anficht von religiöfen Dingen erſchüttert, «welche fich bei 
Erklärung der Heiligen Schrift geltend: mache, und fand ein feftes 
Bollwerk dagegen. nur in der gefeglichen Anerkennung der in 
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def augsburger Confeſſion enthaltenen. Glaubenslehren. Es fchien 
alſo weniger die Ueberzeugung von der inneren Wahrheit der. leg» 
teren. und von der Triftigfeit der für dieſe gelieferten: Beweisfüh- 
rung, als der Uebergaug in Die weltliche Gefeßgebung, der. Beweg⸗ 
grund zu fein, and welchem Bidel die ſymboliſchen Schriften nicht 
bloß gewiffenhaft berückſichtigt, ſondern als den; wirklichen Inhalt 
der. heiligen Schrift betrachtet wiſſen wollte. Fern vom philoſo⸗ 
phifchen und theologiſchen Standpuncte ſah er die ſymboliſchen 
Schriften als juriſtiſch bindend an, und ſchilderte Hanſteins Formel 
für den durch die Geiſtlichen auszuſtellenden Revers als eine Ap« 
weichung von dem beſtehenden Rechte über Glaubensſachen, folge— 
weiſe als eine Neuerung in der Liturgie, die verfaſſungsmäßig nicht 
ohne Berufung einer Synode vorgenommen werden koͤnne. Das 
rief eine Flut von Streitſchriften hervor, in denen Bickel vorge— 
halten wurde, er habe bei der Reformation nichts weiter. gewonnen, 
als verfchimmelte Pergamentblättchen an die Stelle. eined dem Leben 
angehörenden Papfted, nichts ald Symbole von gefeplicher Geltung, 
die er felbft, ‚indem. er ihre Beweiſe preiß. gebe, dem Standpunet 
der theologifchen Wiſſenſchaft nicht angemeſſen finde. Man: zählte 
ihn einer Secte (©. 314) bei, die ſich zum Ziele gefegt hatte, dur) die 
Idee der Göttlichfeit zum‘ Vortheile des Herkömmlichen in das 
Triebrad der Zeit einzugreifen. Bickels Name wurde mit Finſter⸗ 
niß und Herrſchſucht für, gleichbedeutend gehalten. Doch fand 
Bickel eine Vertheidigung an Martins (S. 171) Sohne, der bie 
Grundlage der proteſtantiſchen Kirche ebenwohl in einem materialen 
Glaubensprincipe, den öffentlichen: Bekenntnißſchriften, ſuchte, dieſe 
aber nicht als Geſetze für den Glauben, ſondern als Zeugniſſe von 
dem Glauben, als eine Darſtellung deſſen anſah, wie von einer 
gewiſſen Geſammtheit die heilige Schrift. verſtanden werde, mit: der 
Beftimmung, den Unterfchied einer Kirche von anderen Kirchen an 
den Tag zu legen. - Zuriften, Theologen und Bhilofophen zogen 
gegen Biel zu Felde. Henkel (S. 210), der jüngft durch bie 
Herausgabe einer Zeitſchrift für Eurheffifche Rechtspflege öffentlich 
wieder aufgetreten war, rief jegt Alles zum Widerftand gegen die 
Menfchen auf, welche: vorfäglich das Licht der Vernunft in ſich aus» 
löſchen, oder heucheln, es fei ausgelöfcht, um fich in veraltetem 
Abdergfauben zu verfenfen, und Zwangemaaßregeln zu dem Zwede 
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benutzen wollen, : auch Anderen ihre Finfterniß  mitzutheilen. Er 
nannte fie eine kleine, unduldſame, finftre Heerde. „Scidet Einen 
von Euch, und wir wollen ‚dann hinausgehn auf einen ‚großen. Raum 
und wollen. Alles Volk herbeirufenz; ich trete mit Dem Evangelium 
auf die ‚eine: und Euer Mann mit ven fymboliichen Büchern auf 
die andere Seite, dann wollen wir fehen, wo die Meiſten hingehen; 
die neue proteſtantiſche Kirche: nach der Wiedergeburt des Geiftes 
wird, glänzend wie der Bhonir aus der Ajche ſteigen, euer Kirchlein 
aber: wird einem: alten verfallenen Häusleim gleichen.“ , In dieſer 
Zuverficht berief Henkel nach Caſſel eine „proteftantiiche Verſamm⸗ 
fung wider die Feinde des Licht8“, welche dem Prinz-Regenten, 
den: man perſönlich der religiöſen Auffklärung zugethan: hielt,’ die 
Bitte vortrug, eine Synode zujammenzuberufen: und derfelben die 
Beftimmung zur Annahme vorlegen gu laſſen, daß die Geiftlichen, 
künftig. nur auf die heilige Schrift verpflichtet würden. ı Mit Er- 
ftaunen“ , ſo wurde in Der. Addreſſe geſagt, „hat und die Dreiftigfeit 
erfüllt, mit-welcher eine kleine Bartei ihre längft veralteten Reli- 
gionsanfichten dem geläuterten Glauben der großen Mehrheit gegen- 
über: mit: Gewalt zu den herrfchenden erheben und den Strom der 
Zeit zu einer rüdgängigen Bewegung zwingen willz wir wiſſen, 
daß die Feinde des Lichts unter Ihrem. Scepter ſich feinen Erfolg 
veriprerhen: dürfen, wir reden ‚zu dem ‚Enkel Philipps: des Groß— 
müthigen, welcher, fo viel die Zeit zuließ, Licht und Glaubens» 
freiheit beförderte, und jehen ſchon im Geiſte Friedrich Wilhelms 
Namen neben dem Namen des großen Ahnheren im Lichte der 
Unſterblichkeit glänzen.“ Doch das Geſuch um Berufung der 
Synode wurde abgewieſen. Der eben zum Profeſſor der Philoſophie 
ernannte Dr. Bayrhoffer erachtete eine Verſammlung zur Abſchaffung 
der alten Kirchengeſetze unnöthig. „Was uns Noth thut“, ſagte 
er iſt ſchon erſchienen in der. Welt, der teutſche Geiſt in feiner 
freien Gemüthsbewegung and: Wiſſenſchaft, eine. humane Staats⸗ 
regierung, die unſittliche Tendenzen ſtraft und dem Geift in. der 
freien Herrlichkeit ſeiner Offenbarung gedeihen läßt.” Bei ver Gruft 
Philipps des Großmüthigen wollte Wilke (©. 225. 252) zuvEin- 
führung des neu gewählten Superintendenten an dem hellen Lichte des 
Evangeliums die Wahrheit uachweiſen, daß Jeſus Chriſtus noch jetzt 
in der Kirche ſegnend walte, Auf die Kanzeln übertrug ſich ‚die Be⸗ 
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leuchtung des fo verfchiedenartigen Religiondftrebens heutiger Zeit, und 
in das Leben des Volles begannen die kirchlichen Wirren einzudringen. 

‚Anregungen und Wünfchen von den verichiedenften Seiten 
zu entfprechen, wollte der Belletriſt Franz Dingelftevt zu Caffel 
Borlefungen über die neuefte Literatur der Teutfchen - halten, 
wurde. aber daran, vielleiht aus Beforgniß . vor: den Rich— 
tungen des jungen Teutſchlands, durch feine Verſetzung an das 
Gymnafium in Zulda verhindert, die ihn das Land zu verlaffen 
bewog. Der Sohn des vorhinnigen: Juftizminifters von Schend, 
ein. Beamter von Auszeichnung, gab ebenfalls ven Furbeffifchen 
Staatödienft auf, um, ftatt Haffenpflugs, an die Spitze der Ber: 
waltung in Sigmaringen. zu treten. Zu fremden Anftalten gingen 
die audgezeichneteren Lehrer der höheren Gewerbichule über, deren 
Schickſal immer mehr Beforgniß einflößte. Man fuchte auch Ban- 
gerow nicht in Marburg zu fefleln, als er durch feine Pandekten- 
vorlefungen fi rühmlichft befannt gemacht hatte. - Wippermanne 
Bruder fand nach beftandener Prüfung Feine Aufnahme in den 
Borbereitungsdienft für das Richteramt; gleiches Schickſal hatte 
Schomburgs Sohn. „Sie haben ja wohl auswärts Connerio- 
nen”, waren. die Worte, mit denen Madelvey Troft darüber 
‚Scdomburg fpenden wollte. Eben fo erging es dem Sohne Schwar- 
zenbergs, der fi nad) Braunfchweig wandte; es werde ihm eine 
Freude fein, ließ der Herzog erwiebern, den Sohn von dem Waffen: 
geführten feines Vaters unter feine Unterthanen aufzunehmen. In 
fremden Gegenden erwarb ſich Profeſſor Zahn aus Nenndorf einen 
Namen durd feine Nachbildung der in Pompeji und Herculanım 
aufgefundenen Denkmäler. Mofenthal begann fein dichterifches 
Talent zu entfalten. Für die Kunft waren die Maler Müller, 
Glinzer und Andere thätig. Ein Hefle war ed, der zum erften Male 
den Preis der Mozartftiftung gewann. Spohr componirte, neben 
feinen Opern, den Fall Babylond, auch im Auslande, vorzugsweife in 
England und Amerifa, hoch gefhägt, zu welchen Oratorium Detfer 
den Tert in teutfcher Sprache lieferte. Muftcalifche und dramas 
tiſche Werke erhielten aus Veranlaffung eines Bundestagsbefchluffes 
den befonderen Schuß, daß fie eine gewiffe Reihe von Jahren hin- 
dur nicht ohne des Verfaſſers Bewilligung zur Aufführung gebracht 
werden ‚dürfen, fofern fie nicht durch den Drud veröffentlicht find. 
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Ehriftian von Rommel beförderte die Correſpondenz Heinrich IV. 
von Frankreich mit Landgraf Moritz von Heſſen zum Drud. Der 
Artillerieofficier Pfifter befchrieb den Feldzug der Heflen in Morea 
während des Jahres 1687 und lieferte ein Handbuch der Landesfunde 
von Kurhefien, Landau ‚eine populäre Landes- und Drtsbefchreibung 
Kurhefiens, worin Gefchichte und Geographie genau verbunden find, 
Rehm ein Handbuch der Gefchichte beider Hefien, Dr. Heppe eine 
Geſchichte der heſſiſchen Generuliynoden, Brofeffor Rettberg die Kir- 
chengeſchichte Teutichlande. Meifterlin fühlte, obwohl fchon eine 
Privatanftalt zur Verforgung von Wittwen und Waifen, mit Erfolg 
fid) gebildet hatte, das Bedürfniß, im Verein mit Anderen eine 
Rentenanftalt nach Art der in Garlsruhe und Berlin entjtandenen 
zu gründen, fonnte aber dazu die Genehmigung der Regierung 
nicht erlangen. Er trat außerdem ald Schriftfteller über die Ver: 
hältnifje der Staatsdiener nad) rechtlichen Grundfägen auf, wünfchte 
noch größere Sicherung ihrer Stellung, als fie fchon in fo hohem 
Maaße das Dberappellationsgeriht durd) feine Entfcheidungen ge- 
währt hatte. Kulenfamp, troß feiner Jahre wohl das thätigfte Mit— 
glied dieſes Gerichts, beforgte eine fyftematifche Zufammenftellung der 
Litteratur über das geſammte Furheffiiche Recht. Pfeiffers Fort: 
fegung feiner practiichen Ausführungen, denen fit) Strippelmanns 
und Heuferd Sammlungen bemerfendwerther Eivil- und Griminal- 
Rechtöfälle anfchlofien, verichaffte eine weitere Verbreitung den 
Orundfägen des höchften Gerichtöhofes, nach denen der Richter, 
wenn er um Rechtsſchutz angegangen wird, die Zurüdziehung der 
von den Verwaltungsbehörden des Staated oder von dem Landes» 
herrn felbft ausgegangenen Verfügungen zu befehlen hat, falls er 
fie dem Gefege nicht gemäß findet, während den durch gefegmäßige 
Regierungshandlungen in ihren PBrivatrechten Verlegten Entfihädi- . 
gung zugefprochen wird, Nicht überall ſah man es gern, daß die 
Juftiz das Staatdoberhaupt oder die Staatöbehörden wegen Regie: 
rungshandlungen, fei ed auch nur in Betreff einer zu leiftenden 
Entfhädigung vor ihr Forum ziehe. Es wurde darauf aufmerf- 
fam gemacht, daß, wenn auch im vorigen Jahrzehend die Grund» 
füge des Dberappellationsgerichts mehr ihrem wiſſenſchaftlichen 
Fundamente hätten anheim gegeben werden können, die neuere Zeit 
doch das unverfennbare Intereſſe des Regenten erhöhe, daß nicht 
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die Juſtiz den Staat beherrſche. Es iſt ſchwer zu erkennen, warum 
die vom oberſten Gerichtshofe zu befolgenden Grundſätze über die 
richterlihe Gompetenz jet weniger , wie früher, wiſſenſchaftlichem 
Bundamente anheim gegeben werben dürfen, nachdem die Frage, ob 
eine Sache zum Gerichtöverfahren ſich eigne, durch die Verfaffungs- 
urfunde der Beurtheilung des Richters nach allgemeinen Rechts— 
grundfägen überlaſſen ift. Doch ſchienen wiffenfchaftliche- Erörte— 
rungen überhaupt einer Begünſtigung ſich nicht zu erfreuen. Wurde 
doch ſelbſt das Verbot, die aus den Schätzen der Archive gezogenen 
hiſtoriſchen Forſchungen ohne beſondere Erlaubniß zu veröffentlichen, 
durch eine Beſchreibung der Heſſen in Flandern und Brabant wäh- 
rend der Jahre 1793 bis 1795 veranlaßt. — Der. damals mit der 
frangöftihen Republik zu Bafel abgeichloffene Separätfrievden ſchützte 
jest Kurheſſen nicht vor einer in Stuttgart erfolgenden aufträgal- 
gerichtlichen Berurtheilung zur Nachzahlung ' der von dem oberrhei- 
nifchen Kreife in den Jahren 1796 bis 1799 ausgefchriebenen Rö- 
mermonate und zur Theilnahme an den in jener Periode aufgenoms 
menen Kreisſchulden. 

Unterofficieren und Soldaten war. durd das im Jahre 1831 
erlaffene Staatödienftgefeg ein Ruhegehalt zugefichert, wenn fie durch 
Altersfhwäche, durch Kränklichkeit nad langen Dienften oder durch 
fhwere im Kriege erlittene Vermwundangen zum ferneren Militair- 
dienfte untüchtig würden, WBorbehalten war dabei, daß zur Erjpa- 
rung folher Ruhegehalte eine Anftellung in der Civil- oder Mili- 
tairverwaltung verliehen werden könne. Jetzt ging jämmtlichen 
Oberbehörden die Weifung zu, die Stellen ihrer Canzlei- und fon- 
ftigen Subalternofficianten, felbft die der: Förfter eingefchloffen, nur 
mit den Militairperfonen zu befegen, welche ihnen dazu vom Kriegs» 
minifter würden bezeichnet fein. Das Eonnte ald Beeinträchtigung 
des felbftändigen Anftellungsrechted angefehen werden, welches jenen 
Behörden durdy Geſetz überlaffen iſt; allgemein aber erblidte man 
darin eine Bevorzugung, welche die Militairperfonen der eine folche 
bedingenden Erforderniffe des Staatsdienſtgeſetzes überhob, um die 
Soldaten nach Ablauf ihrer fünfjährigen Dienjtzeit zu einer wei— 
teren Capitulation zu bewegen. Unzufriedenheit erregte dies bei 
vielen @ivilperfonen, die fi in ihren Hoffnungen auf Anftellung 
oder Beförderumg im niederen Staatödtenfte getänfcht fahen. Saͤmmt⸗ 


lihe Minifter hatten an jener neuen Anordnung Antheil genommen, 
die fie als Maaßregel zur Vollziehung des Staatövienitgefeges dar- 
ftellten. — Als Vollgiehung desjenigen Artifeld der Verfaſſungsur— 
Funde, welcher beftimmt, daß „die Mitglieder der Ständeverfamm- 
lung mit Ausnahme der Prinzen und Standesherren” angemeſſene 
Tagegelder erhalten (S. 382), contrafignirte Hanftein eine landed- 
herrliche Verordnung, welche für „jedes Mitglied der Ständever- 
ſammlung, welches weder Prinz des Kurhaufes noch Etandesherr 
ift”, einen beftimmten Betrag an Tagegelvern, geringer als der bie: 
herige, in dem durch Bähr am vorigen Landtage in Anregung 
gebrachten Maaße (S. 430) ausfegte. Das führte gleich zu Zwiſtigkeiten, 
als zur regelmäßigen Zeit im November die Landftäinde zufammen- 
kamen; unter ihnen nad längerer Abwefenheit wieder Ferdinand 
von Efchwege, Louis von Baumbach und Morig von Baumbach, 
der den Präfidentenftuhl einnahm. Heinrich König mußte auch jegt 
die Teilnahme am Landtage wegen verfägter Genehmigung feiner 
vorgefegten Behörde aufgeben. Schomburg, Franf an Körper, im 
Kummer über feines Sohnes Schickſal (S. 450) geiftig gedrückt, hatte 
feine Wahl mehr annehmen wollen; Wippermannd eindringliche Vor- 
ftellung bewog ihn, ſolche wenigftens am Wahltage nicht abzuleh— 
nen, fondern zu geeigneter Zeit den Stellvertreter berufen zu laffen. 
Er vermogte nur wenig mehr wirfjam zu werden. Endemann aber 
beharrte auf dem Entjchluffe, der abermals auf ihn gefallenen Wahl 
der Univerſität zu entſagen; ftatt feiner Fam Huber, ver Profeſſor 
der abendländifchen Litteratur; Endemann hielt fih wahrhaft über- 
zeugt, in ihm denjenigen fennen gelernt zu haben, der feinen Spu— 
ren folgen werde. Der Verſuch, auch für einen minderjährigen 
Standesherrn einen Bevollmächtigten der Ständeverfammlung zu- 
zuführen, mißlang. Die Heineren Städte Oberheffens hatten Heinrich 
Scheffer gewählt, der, bei unvollendeten Rechtsſtudien, Bahrten in 
Griechenland gemadıt, dann in Jena Die philofophifche Doctorwürde 
erworben, &edichte und Novellen geliefert, Züri, Straßburg, 
und Paris im Jahre 1832 befucht, Umgang mit Harro Harting, 
Naufchenplatt und andern Göttinger Flüchtlingen gepflogen, nun 
aber in der Fleinen Landftadt, wo er geboren und begütert war, 
das Bürgermeifteramt erlangt hatte, ein Better des Landtagdcom: 
miffare. Das Gerücht nannte ihn einen liberal gefinnten Mann, 
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doch verwahrte er in der Kammer ſich gegen die falſche Deutung, 
als verkenne er die Wohlthaten und Fortſchritte, welche die Für— 
ſorge der hohen Staatsregierung gebracht. hätte; im geſelligen Ber- 
fehr ſchloß er fich enger an Freunde des Minifteriums, Deputirten 
von Adel und ftandesherrliche Bevollmächtigte. — Meiftens dieſe 
ließen fich einzeln Tagegelder, wie fie Hanftein feftgefegt hatte, durch 
den Landtagscommiffar auszahlen, ehe von Seiten der Ständever— 
fammlung in ‚üblicher Weife Liquidation für die Gefammtheit erfolgt 
war. Andere mogten jenes Beilpiel nicht nahahmen, fo lange nicht 
die Verfaffungsmäßigfeit der von Hanftein contrafignirten Verordnung 
einer Prüfung unterzogen war. Der hiermit beauftragte landſtändiſche 
Ausſchuß Außerte zwar nichts über eine Unangemeflenheit des darin 
angenommenen Betrages der Tagegelder, glaubte aber, es wäre eine 
allgemeine Norm, welche für alle Fälle dad Maaß der Tagegelder 
beftimme und damit eine Erläuterung der Verfafjungsurfunde in 
ſich fchließe, nur unter der für eine folche vorgeichriebenen Form, 
wenigftens aber durch die gefeggebende, ftatt durch die wollziehende 
Gewalt, alfo vom Staatdoberhaupte mit, Zuſtimmung der Ständes 
verfammlung, zu erlaffen gewefen. Weil daher die die Tagegelder 
firirende Verordnung nicht etwa ein ſchon beſtehendes Geſetz handhabe 
oder vollziche, fondern, neue Rechte und Pflichten fchaffend, eine felb- 
ftändige, noch in feinem beftehenden Gefege enthaltene, Anordnung 
treffe, erachtete der Ausſchuß die Verfaffung für verlegt. Zugleich 
wies derfelbe auf eine Beeinträchtigung ded landſtändiſchen Ver— 
willigungsrechtes hin, weil eine für jede Finanzperiode befonders 
zu bewilligende Ausgabe durd die Verordnung, ohne irgend eine 
Bewilligung, ein für alle Mal feftgeftellt ſei. Nebelthau erblidte 
die Verlegung der Verfaſſung in der Vertaufchung eines durch dies 
felbe für immer beabfichtigten relativen Maaßſtabes mit einer. feften 
Norm. Carl von Eſchwege würde die Verordnung ebenfalls für 
verfaffungswidrig gehalten haben, wenn fie die TZagegelver auf einen 
unangemefjenen Betrag feftgefegt hätte. : Huber wollte die Differenz 
durch ein Compromißgericht entſcheiden laffen. Die Hauptfrage 
mogte wohl fein, ob dem. Staatögrundgefege, abgejehen von deſſen 
Anwendung auf einen einzelnen Fall, eine Vollziehung durch allge- 
meine, für alle in der Zufunft liegenden Fälle angeordnete, Vor— 
fchriften der. Staatöverwaltung ohne Mitwirfung - der Landftände 
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gegeben werden durfte. Dies nahm Scheffer als ein Recht der 
Regierung in Anſpruch, Verfaſſung und Geſetz auf gleiche Linie 
ſtellend, Geſetz und Verordnung ihtem Grundbegriffe nach ver— 
ſchmelzend. Unter Bezugnahme auf die Wiener Schlußacte $. 7, 
wie auf die Bundestagsbefchlüffe vom 16. Auguft 1824, $. 1, und 
vom 28. Juni 1832, $. 1, nannte Sceffer den Landesherrn den 
ausschließlichen Inhaber der gefammten und untheilbaren Staate- 
gewalt, der bei Ausübung der darin liegenden Rechte durch die 
Landftände nur in fo weit befchränft wäre, als diefen eine Mit- 
wirfung durch die Verfaffung ausdrücklich verliehen fei. Er zählte 
zu den ausfchließlichen Eigenthumsrechten des Landesheren die gefeg- 
gebende Gewalt, bei welcher, fo weit fie fih durch Verordnungen 
äußere, den Landftänden eine Einwilligung nicht eingeräumt fei. 
Scheffer ſetzte das Wefen des gefeggeberifchen Actes in deſſen allge: 
meine Verbindungsfraft, erforderte, um dieſe zu fchaffen, nichts als 
Publicirung des landeöherrlichen Willens, ſah alfo auch eine landes- 
herrliche Verordnung, weil fie durch ihre Publication verbindende 
Kraft für Alle erhalte, als einen Ausfluß der gefeßgebenden Ge— 
walt an. Er gab jedoch nad), daß in dem Zwed der Handhabung 
und Bollziehung eines beftehenden Geſetzes eine nicht zu über: 
fchreitende Schranfe für die Verordnung liege, die aber Innerhalb 
jener völlig unbefchränft, felbitändig, und unabhängig verfüge, ge— 
biete und verbiete. Er bezeichnete dagegen die Verfaffungsurfunde 
als ein’ Gefeg, weldyes der Handhabung und Vollziehung bevürfe, 
was allein durch die Verordnung wegen der Tagegelder bezweckt fei. 
Scheffer erfannte es zwar an, daß die Verfaffungsurfunde hinftchtlich 
einer großen Menge ihrer Beftimmungen deren Handhabung und 
Bollziehung ausdrücklich befonderen, mit Zuftimmung der Landftände 
zu erlaffenden Geſetzen überwiefen habe, allein es ſchien ihm für 
diefe Fälle nur ausnahmsweiſe die durch Verordnungen fich fund 
gebende gefeßgeberifche Thätigfeit des Landesherrn befchränft worden 
zu fein, Heinrich Scheffer unterftügte den Landtagscommiffar; er 
erflärte jede Auslegung für unhaltbar, die nicht mit der teutfchen 
Bundesacte übereinftimme, nannte diefe eine tief in die Verfaſſung 
hinein bredjende, nirgends in Teutfchland wegzuleugnende, Macht, 
und meinte, ed werde wohl Niemand daran denfen, das Verord— 
nungsrecht des Negenten abzuſchneiden. Ginige Wochen fpäter 
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war er wegen Theilnahme an hochverrätheriſchen Verbindungen zur 
Haft und Unterſuchung gebracht, in Folge deren er, der Anklage 
geſtändig, zu zehnjähriger Freiheitsſtrafe verurtheilt wurde, der 
Berufung entſagte, und ſelbſt ſich, dem Wahnſinn verfallend, das 
Leben nahm. Oberſtlieutenant von Ochs, der Bevollmächtigte des 
Landgrafen von Barchfeld, erinnerte die Ständeverſammlung, daß 
ſie am vorigen Landtage auf den Antrag Bährs wegen der Tage— 
gelder mehr Bedacht hätte nehmen ſollen, indem dann Alles gere— 
gelt gewefen fein würde; er erinnerte an die aufgeregten Zeiten, 
wo Haffenpflug, der fich mit fo vieler Energie dem Streben nad 
Schwähung der Regierungsgewalt widerjegt habe, mehrmald ange- 
klagt fei, ohne daß ſich das Oberappellationsgericht durch die Damals 
aufgefommene neue Theorie habe irre machen laffen, vielmehr durch fein 
Urtheil diefem Manne einen Triumph; gewährt habe, durch den er 
in der Meinung der Welt noch höher geftellt jei. Schwarzenberg 
betrachtete die Verordnung wegen der Tagegelder ald das Glied 
einer langen Kette von Handlungen, die alle darauf berechnet feien, 
den verfaffungsmäßigen Nechtözuftand einzuftellen, da faft Fein Recht 
der Ständeverfammlung unangefodhten bleibe. Bähr aber entgeg- 
nete, die Zufunft werde noch ausmweifen, von welcder Seite ber der 
Verfaffung Gefahr drohe, ob von Seiten einer Auslegung nad) 
den feften Principien des teutfchen Staatsrechts, oder von Seiten 
einer Auslegung nad ausländiihen Theorien, welche in der Luft 
fchwebten; dann werde Jeder erfennen, wer die wahren Freunde 
des Baterlandes feien. Haffenpflug, vor der ganzen Welt jeßt 
gerechtfertigt, jei der wahre Freund der Verfafjung, die er vom 
Untergange gerettet habe, Die Ständeverfammlung ließ ſich dadurch 
nicht abhalten, eine Anklage gegen Hanftein wegen Verlegung der 
Berfafjung zu beſchließen. Trott, der diefe ebenfall® durd die von 
Hanftein contrafignirte Verordnung verlegt evachtete, hatte den 
Vorſchlag gemacht, dem Minifterium die Bereitwilligfeit nachträg— 
lidyer Genehmigung der Verordnung zu erfennen zu geben, nahm aber 
denfelben zurüd, ald Sceffer erklärte, die Regierung werde nie 
einen Schritt thun, welcher einen Zweifel über ihre Befugniß zur 
Ertheilung der Verordnung an den Tag lege. Trott fand fid 
durd Schefferd Verhalten, in weldyem er den Vorwurf erblidte, 
daß man geradezu die Fahne der Revolution habe aufpflanzen wollen, 
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jo sehr gefränkt, daß er den Landtag zu verlaſſen entichloffen war, 
und nur mit Mühe davon zurüdgehalten werden fonnte. Wipper- 
mann hatte fi in die Erörterungen über die Berfaffungsmäßigfeit 
der Verordnung nicht eingemifcht; er fonnte der Frage practiſch 
feine politiich wichtige Seite abgewinnen. Die durch Hanftein 
bewirkte Auszahlung von Tagegelvern an die Bevollmächtigten der 
Prinzen und Standesherrn fchien ihm dagegen, wegen ihres blei- 
benden Einfluffes auf die Zufammenfegung der Ständeverfamm- 
lung, eine Handlung von weit wichtigeren. politifchen. Folgen zu 
fein. Er folgerte aus der Berfaffungsurfunde ein Verbot ſolcher 
Diätenzahlung, fand keinenfalls durch diefelbe einen Anfpruch jener 
Bevollmächtigten auf Tagegelder begründet, erblicdte in der Statt 
gefundenen Zahlung, welcher landſtändiſche Bewilligung fehlte, fogar 
verfagt war, eine Verwendung des Staatseinkommens zu anderen 
Zweden, ald wozu ſolches beftimmt war, und glaubte, daß dafür 
Hanftein, ungeachtet der entgegenftehenden Anficht des Staatd- 
minifteriumd, die Berantwortlicdyfeit zu tragen habe, zumal Ddiefer 
jelbft fi) von der Recdtswidrigfeit der Handlung überzeugt gehabt 
hatte. Wippermann hielt deshalb Hanftein zum Erfag der gezahlten 
Beträge ſchuldig, die fih auf 18,000 Thlr. beliefen. Nebelthau 
gab die Veranlaffung, daß die Beihlußnahme über die wegen ge 
Ihehener Zahlung jener Diäten zu ergreifenden Maaßregeln vers 
Ihoben wurde, bis über die erhobene Anklage entfchieden fei, weil 
er durch die Verordnung, die den Gegenftand verfelben bilvete, 
indem fie mitteljt geſchickter Verfion den Bevollmächtigten der Prinzen 
und Standedheren unmittelbar Tagegelder zufpreche, die Integrität der 
Verfaſſung auch hinfichtlich der Bezugsberechtigung alterirt bielt, und 
ſchon deshalb Abhülfe vom Dberappellationsgericht erwartete. Diefes - 
aber entjchied, die Auszahlung jener Tagegelver ftehe in Feiner 
rechtlichen Beziehung zu der Frage, ob durd die Kontrafignatur 
der Berordnung eine Berfaffungsverlegung begangen ſei; es erblidte 
in den Ausdrüden, mit denen diefe der Bezugäberechtigten gedenfe, 
nur eine Wiederholung der in der Berfafjungsurfunde enthaltenen, 
ohne den legteren eine wirkliche Auslegung zu geben. Der Staatds 
gerichtöhof ging davon aus, daß die Mitglieder der Ständevers 
fammlung durd die Verfaſſung felbft, wegen deren Unbeitimmtheit, 
gar feinen Anfpruc auf irgend einen Betrag als Tagegelver erlangt 
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hätten, ein Recht auf deren Bezug vielmehr erſt durch die mittelſt 
der Verordnung bewirkte Feftftellung derfelben entftanden fei.. Bon 
dem Bereich der in der Regel ohne Zuziehung der Landftände aus— 
zuübenden Regierungsgewalt hielt das Gericht nicht ausgefchloffen, 
allgemeine Vorſchriften zu erlaffen, durch weldye die Beträge der 
Tagegelver bei Verrichtung von Gefchäften in einem öffentlichen 
Berufe feitgefegt werden; eine Befchränfung des Tandftändifchen 
Verwilligungsrechtes erblidte daſſelbe in ſolcher Feftfegung- nicht, 
weil, der legteren ungeachtet, die Ständeverfammlung- Nachweiſung 
über die Nothivendigfeit der zu machenden Ausgabe fordern fönne ; 
nur in einer Beftimmung unangemefjener Beträge würde dad Gericht 
eine Verlegung der Verfaffung gefunden haben. 

Sp wurde die Anklage gegen Hanftein als unbegründet zu— 
rüdgewiefen. Wippermann brachte von Neuem die Entfchließung 
der Landftände über die Auszahlung der Tagegelder an die Bevoll- 
mächtigten der Prinzen und Standesherrn in Anregung, doch Eber- 
hard hielt die Zeit dazu nicht geeignet, und brachte es dahin, daß 
man die Angelegenheit nochmald vertagte. So find fortwährend, 
wenn die Prinzen und Standesherrn von der Berechtigung, am 
Landtage Theil zu nehmen, ftatt perfönlich zu erfcheinen, durch Be- 
vollmäcdhtigte Gebraud machten, Reifefoften und Tagegelder an die 
fegteren, glei) den gewählten Abgeordneten, aus der Staatscaſſe 
gezahlt. Nicht ohne Einfluß auf den Vorfchlag, die Erledigung jener 
Frage abermals zu verfchieben, war die noch ſchwebende Erörterung über 
die durch Hanftein herbeigeführte Entlaffung der legten Ständever: 
fammlung (S. 365. 397), weil gewünfcht würde, nicht noch ein 
Mal die Verfaffungsmäßigfeit einer einzelnen Handlung, abgefondert 
von dem übrigen Verhalten eines Minifters, zur Prüfung zu ziehen. 
Doch wurde diefe in Betreff jener Entlaffung, ungeachtet mancher 
Erinnerung Wippermanns, immer hinausgefchoben. Endlich bean 
tragte der Prüfungsausfhuß, die Ständeverfammlung möge fich 
dahin ausfprechen, daß die Entlaffung der Stände am 12. Zuli 
1838 nicht verfaffungsmäßig erfolgt fei, weil derfelben nicht die 
Bereinbarung ded Landesherrn mit den Ständen über den Schluß 
des Landtags mittelft eines Landtagsabfchiedes vorangegangen ſei, 
was für ein Erforderniß definitiver Beendigung eined Landtags 
nach allen gefhichtlihen Vorgängen gehalten werden müffe. Eine 
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Anklage wegen jener Berfaffungswidrigfeit zu erheben, war nicht 
beantragt. Vorzugsweiſe Schomburg und Nebelthau glaubten die 
ftändifchen Gerechtſame, weil die Rechte des Landes nicht materiell 
bedroht feien, mittelft einer Verwahrung gegen weitere Berfümmerung 
fhügen zu können. Sie fahen nicht eine ſolche „dynamifche” Nöthigung 
zur Erhebung einer Minifteranflage, wie bei der Verordnung wegen 
der Tagegelder der Deputirten, und glaubten, daß Mäßigung die Ach— 
tung gebietendfte Stellung involvire. Es ift ſodann die ganze Ange— 
legenheit wegen der ftandeöherrlichen Diäten eingefchlafen, und niemals 
zur Abſtimmung gebracht, obwohl die Landſtände die Ausgabe felbft für 
nicht gerechtfertigt erflärten. — Huber beflagte die lange Dauer der 
Landtage von fo geringem Erfolge und fand darin allgemeine Beiftims 
mung Bon folch grobem Uebelftande landftändifcher Thätigfeit, 
deren Fortdauer nur die fchlimmften Gegner der Berfaffung wüns 
chen fonnten, fürchtete er eine Reaction der öffentlichen Meinung, 
die, wie gewöhnlich, das Kind mit dem Bade ausjchütten würde. 
Huber erachtete ed, um die Verfaſſung und das verfaffungsmäßige 
Staatsleben felbft zu erhalten, nöthig, jenem Webelftande abzubelfen, 
doch fuchte er deſſen Urfache nicht in dem böfen Willen oder der 
Unfähigfeit der Individuen, fondern in der landſtändiſchen Ges 
fhäftsordnung ; er machte deshalb den Vorfchlag, die Staatsregie- 
rung um einen Gefegentwurf zu erfuihen, durch welchen zur Bes 
ſchleunigung und Bereinfachung des landſtändiſchen Geſchäftsganges 
Mopdificationen der Geſchäftsordnung kerbeigeführt werden follten. 
Er wußte aber diefe nicht näher anzudeuten; als man ihn aufe 
forderte,. Die Mopificationen, die er im Sinne habe, in einzelne 
Artifel zu faffen, erklärte Scheffer ein foldyes Verfahren für eine 
Verlegung der dem Landesherrn und der Staatsregierung vers 
faffungsmäßig zuitehenden Initiative. Man gab die Berfchleppung 
der Geſchäfte mehrfältig dem Verhalten der Minifter Schuld, und 
berückfichtigte Hubers Vorjchlag nicht weiter: Nun forderte Scheffer 
im Namen der Regierung, die Lanpftände follten ſich zur Abkürzung 
der Landtage an die Hauptiſache jedes Landtags, nämlich an die 
Erklärungen wegen der Propofition über die Einnahmen und Aus- 
gaben, halten, micht ihrer Seit auf Gefegentwürfe oder fonftige 
Veränderungen dringen, ein Durchforſchen der die Verwaltung bes 
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wären oder dem Gegenſtande und der Bedeutung nach dem land⸗ 
ſtandiſchen Berufe, wenn nicht überhaupt,. doch rüdfichtlich des da— 
mit!verbundenen Zeitaufwandes, fern liegen müßten; fe follten eine 
weniger detaillirte, mehr befchleunigte, Behandlung der Propofitionen, 
und eine auf deren Gegenftände fich befchränfende Thätigfeit zum 
Ziele ihres Strebend nehmen; denn die Regierung, meinte Scheffer, 
habe das Recht, die Iandftändifche Thätigfeit zu überwachen, befinde 
ſich auf dem Standpuncte, dasjenige, was für eine heilfame Aus: 
übung ihrer Rechte und für die Wohlfahrt ded Landes nothwendig 
erſcheine, gehörig zu überfehen und von dem minder Nöthigen zu 
unterfcheiden. Eberhard, dem ed gewöhnlich ale Beruf zuflel, die 
Ehre der Ständeverfammlung gegen die Angriffe der Minifter zu 
vertheidigen, lieferte eine auf Thatſachen geftügte Nachweiſung, daß 
alle Verzögerung der Geſchäfte ausfchließlih den Miniftern zur 
Laft falle, mit, dem Vorfchlage, ald Antwort diefe Darftellung den- 
felben mitzutheilen. Das fand aber heftigen Widerftand in der 
Ständeverfammlung felbft, bei Huber, Ochs, Buttlar und Anderen, 
welche den Miniftern die Berechtigung zu ſolchen zurechtweifenden 
Erflärungen zuwerfannten Was wäre die Staatsregierung, fagte 
Bähr, wenn fie dazu ‚nicht einmal das Recht hätte; wozu, wäre dies 
felbe da, wenn fie dazu nicht verpflichtet wäre. Trott dagegen 
hielt ed für Mar, daß die Ständeverfammlung die ihr von der 
Staatsregierung gemachten Vorwürfe nicht mir Stilfhweigen über: 
gehen fönne, aber auch er wollte Eberhards Bericht derfelben nicht 
mittheilen, fondern, um diefe vor Vorwürfen zu ſchützen, nur fid 
einverftanden mit deſſen Inhalt zeigen, und dabei beließ es die 
Ständeverfammlung, Eberhards Darftellung zu ihren Acten neh— 
mend. Scheffer ging noch weiter, um die Ständeverfammlung zu 
befehränfen. Als diefelbe Geſuche von Privatperfonen, welche die 
Nachtheile ſchilderten, welche für den Handelsjtand aus einzelnen Be- 
ftimmungen der Zollgefeggebung entfprängen, oder in anderer Be— 
ziehung auf die Nothwendigkeit zur Aenderung der Gefeggebung 
aufmerffam machten, dem Minifterium zur geeigneten Berüdfichti- 
gung überwied, gab Scheffer ſolche Geſuche zurüd, weil es unge: 
eignet fei, Petitionen einzelner Unterthanen, welde nicht das in- 
dividuelle Anterefje derfelben, fondern Gegenftände von allgemeinem 
Jutereſſe beiräfen, der Regierung zur Berüdfichtigung vorzulegen, 
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indem dadurch die Unterthanen von der Regel abgeführt würden, 
mit ihren Anträgen überall zunächſt ſich an ihre Regierung und 
Obrigkeit zu wenden. Dennoch rügte es Scheffer, als die Stände— 
verſammlung ihre Empfehlung als den Grund, aus welchem das 
Minifterium die Gefuche unberüdfichtigt gelaffen habe, deren Ur: 
bebern angab. Zufolge der Berfafjungsurfunde dürfen die Lands 
ftände begründete Bitten der Unterthanen und Gemeinden, wenn 
fie bei den Verwaltungsbehörvden feine Abhülfe fanden, der höch— 
ften Behörde zur Berüdfichtigung empfehlen. Das that die Stände: 
verfammlung, als eine Gemeinde vergeblid gebeten hatte, einen 
beftimmten Theil ihrer Feldflur bei einer Wegeanlage zu fchonen. 
Scheffer ftellte das als eine unbefugte Handlung der Ständever- 
fammlung dar, weil die Bitte der Gemeinde Feine begründete, fon 
derm eine unbegründete fei. Eberhard beklagte ed, daß die Bitte 
einer bevrängten Gemeinde die Regierung bewogen habe, auf folche 
Weiſe Principien ohne die geringfte Veranlaffung in Frage zu 
ftellen ; Scheffer aber entgegnete, die Ständeverfammlung fei nicht 
der Ort, Handlungen des Minifteriums zu tadeln und zu befritteln 
oder zu beflagen, es fei das eine Anmaaßung, welche feine mos 
narchifche Regierung zugeben werde. Nun ſprach die Ständever- 
fammlung ihre Verwahrung gegen die VBorausfegung aus, ald habe 
fie ihre verfaffangsmäßigen Befugniffe überfchritten. Scheffer aber 
gab das deshalbige Schreiben felbft zurück, weil Feine begründete 
Beranlaffung zu der ftändifchen Verwahrung zu erfennen fei. Die 
Ständeverfammlung begnügte fih darauf mit dem Geftändniffe, daß 
in diefer Zurücgabe der Beweis einer Geringfhägung erblickt werde, 
wie es bisher noch nie vorgefommen fei. Bel anderer Gelegenheit 
begegnete einem wiederholt empfehlenden Antrage der Landſtände 
die Antwort, daß deſſen Erfolgloftgkeit fih aus dem unverändert ge» 
bliebenen Stande der Angelegenheit ergebe. Als die Anordnungen 
über die Prüfung der Reife zum academifchen Studium für unge— 
nügend ausgegeben und dadurd die Ständeverfammlung zu dem 
Erfuchen bewogen war, die Regierung möge foldhe einer Reviſton 
unterwerfen, verweigerte Scheffer jede Verhandlung mit den Land- 
ftänden über dieſen Gegenftand, weil derfelbe außerhalb der vers 
faffungsmäßigen Befähigung der Stände ftehe. Gegen die bis: 
herige Uebung wollte Scheffer, auf die Worte der Geſchäftsordnung 
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ſich ſtützend, die Entwicklung aller von den Ständemitgliedern aus» 
gehenden Anträge in geheime Sitzungen verwiefen haben, weil die 
Nahficht der Regierung, welche bisher  diefelben der Deflentlichfeit 
überlafien babe, zu Ungehörigfeiten führe. Die Berechtigung zu 
folhem Berlangen fonnte nad) Hubers uud Nebelthaus Meinung 
der Regierung nidyt beftritten werden. Die Ständeverfammlung 
war bderfelben Anficht, weil die Regierung fehr dabei betheiligt 
fei, wenn es fih um öffentlihe oder geheime Verhandlung 
frage, und feitdem brachte Fein Ständemitglied wieder eine Ans 
gelegenheit anders ald während geheimer Sigung in Anregung. 
Wenn die Minifter an irgend eine Entfchliegung der Ständever- 
fammlung erinnert werden follten, fo verlangte mit Erfolg Scheffer 
geheime Sigung für die Entwidlung und Begründung eines foldhen 
Antrags, denn Formen feien heilfam, weil fie den Anfprüchen einer 
zahlloſen Mediocrität Schranfen festen. Wünſchte ein “Deputirter 
im Laufe der Debatte, um jeine Abftimmung darnach zu regeln, 
eine thatlächlihe Aufklärung durch den Landtagscommiffur zu erhals 
ten, fo erwiederte Scheffer, es fei fein Deputirter- befugt, an den 
Vertreter der Regierung ein. Ausfunftserfuchen zu ftelen, das fei 
eine Ueberſchreitung der Schranken, innerhalb welcher der Abgeord- 
nete fi) zu bewegen habe, und er werde niemald dazu beitragen, 
daß die Vertreter der Regierung fo herabgezogen würden, wie dies 
wohl anderwärts der Fall fei. — Bähr fuchte wieder den Abdrud der 
durch Stenographen aufgenommenen lanpftändiichen Discuffionen zu 
verhindern (S.429), ohne daß die Etändeverfammlung Gewicht darauf 
legte. Nun aber entwidelte Scheffer die Unzuläffigkeit des Gebrauchs 
von Stenographen und der dadurch erweiterten Drudverhandlungen, 
weil ſolches den dur die Gefchäftdordnung gebotenen fhleunis 
gen Abdrud der Protecolle unthunlid made, welde der Lands 
ſyndicus allein zu führen ermächtigt fei. Er meinte auch, der Abs 
drud der Anträge und Abftimmungen genüge für den denfenden 
Lejer, ven Gefegausleger, den Gefchichtsforfcher und Denjenigen, wels 
cher berufen jei, an der Fortentwidelung der Regislation, wie. bei den 
jandjtändijchen Arbeiten, mitzuwirken, während die Aufzeichnungen 
der Etenographen die Drudverhandlungen mit einem Aggregate 
fubjectiver Meinungsäußerungen, Stimmenmotivirungen und indivis 
duellen Gelegenheitsvorträgen anfüllten, welche die entjcheidenden 
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Geſichtspuncte ganz verwiſchten. Wielfeitig wurde in der Stände 
verfammlung dem Recht zu ſolchem Wiverfpruche Anerkennung gezollt; 
aud von Schomburg, fo wenig er jene Beſchränkung der Deffent- 
lichfeit gut heißen wollte. Die Honorare für die Stenographen 
verweigerte die Regierung, diefe felbft aus Gaffel verweifend; nur 
Die dafelbft heimifch waren, Fonnten erhalten werden, und nahmen, 
unter den Zuhörern verftedt, auf Koften einiger Deputirten die 
Verhandlungen auf, die dann der Landfondicus in fein Protocol 
ald von ihm niedergefchrieben eintrug. Durch ſolche Mittel allein 
war die Veröffentlichung in dem bisherigen Umfange zu bewahren. 
Scheffer entzog den Landftänden den durch den Landſyndicus ver- 
walteten Fonds, aus welchem die Koften für die unftändigen Dienft- 
bebürfniffe derfelben beftritten wurden, indem er felbft, auf gefchehene 
Nahmweifung des Bedarfes, das nöthige Material, an Dinte, Etreu- 
fand, Brennftoff u. ſ. w. liefern wolle; denn es follte dem Princip 
von der Einheit der Gewalt und der Verantwortlichfeit des Staats- 
dienfted entfprechen, daß alle Staatsausgaben durch Staatsdiener 
bewirkt würden ; es müſſe die Regierung ihr Augenmerk darauf richten, 
die Stände ihren wichtigen Berufsarbeiten ungetheilt zu erhalten, 
fie mit allen ihnen nicht zufommenden Gefchäften zu verfchonen, und 
Einrihtungen zu befeitigen, die zu Conſequenzen für vermeintliche 
Rechte der Landftände gegen wirkliche Nechte der Regierung benußt 
werben könnten. „Das ift recht geeignet, Licht über unfere Ber: 
hältniffe zu verbreiten, mit _diefen Worten erlangte Nebelthau bie 
Dilligung feines Vorichlags, über jene Frage zur Tagesordnung 
überzugehen. Wenn landftändifcher Seitd bedauert wurde, daß von 
den Miniftern ein Verfahren eingefchlagen werde, weldyes weder 
den Landtag zum Schluß, noch Propofitionen bringe, die für das 
Landedwohl wichtig feien, fo erwiederte Scheffer, es zieme fich, mit 
Ruhe und Befonnenheit zu Werfe zu gehen, ftatt von vorn herein 
in einer verlegenden Weiſe einzuftimmen. Doch ſprach Echeffer faft 
nie im eignen Namen, fondern regelmäßig nur vermöge eines befon- 
derd dazu von Hanftein erhaltenen Auftrags. So ſchien Diefer 
eigentlich, nicht Jener, formeller Rechte wegen im Kampfe mit der 
Etändeverfammlung zu liegen, an welde fo wenig für nügliche 
Verwendungen im Landesintereſſe, ald für wefentliche Verbeſſerung 
der Geſetzgebung, Vorſchläge gelangten. Das Unbedeutende, was 


in biefer Beziehung den Landftänden geboten wurde, war Roberts 
(S. 397) Werk, deſſen Anfichten aber durchgängig die Mißbilligung der 
Ständeverfammlung erfuhren. Etatt eine, das gefammte Gewerbsweſen 
umfafjende, die Einrichtungen in anderen Staaten ded Zollvereind 
berüdfichtigende Gewerbsorbnung zu fchaffen, wollte er, die Laften 
und erfchwerenden Formen beibehaltend, welche die beftehende Zunft- 
einrichtung mit ſich führte, den Zunftgenofien den Schub entziehen, 
welchen diefe denfelben noch gewährte. Dagegen follten in denjenigen 
Orten des Landes, wo völlige Gemwerbfreiheit befteht, gewiſſe Pro— 
ducte der gewerblichen Thätigfeit einer polizeilichen Preisbeftimmung 
unterworfen. werden. Auch wurden, den Gewerböverfehr lähmende, 
Anordnungen über den Gebrauch unterfcheidender Fabrifzeichen bes 
abfihtigt, und der Verfuch wiederholt, mit Befreiung einzelner Ge— 
werbe vom Conceſſionszwange, andere demfelben neu zu unterwerfen. 
Es lag ‚eine Ausdehnung der Berpflihtung zur Abtretung von 
Grundeigentbum an den Staat im Plane. Eine Erleichterung der 
Geiftliben in Verfehung ihres Amtes wurde durch Schmälerung 
des für die. Pfarrwittwen bejtimmten Witthums bezwedt. Der 
Univerfitätögerichtöbarfeit war eine Umgeftaltung zugedacht, welche 
diefelbe von dem Einfluffe polizeilicher Elemente. abhängiger gemacht 
haben würde. Doch konnte für. feine diefer Maaßregeln die Bei- 
ſtimmung der Landſtände erlangt werden. Eben fo jcheiterten bie 
neuen Auflagen eines Geſetzes über die Stadt- und Landſchülen. 
Lediglicy eine Steigerung der Hundefteuer, als Mittel zur Verhü— 
tung der Hundswuth, Fonnte Robert, ‘aber auch diefe nur nad 
mannigfadhen Streitigfeiten mit den Landftänden, durchfegen. Ein 
Verſuch Madelveys, die Gejhäftsüberhäufung, in weldye der höchfte 
Gerichtshof durdy die während des Jahres 1834 unternommenen Ber: 
änderungen des Givilproceffes geftürzt war (S. 336), durch Einfchrän- 
fung der Appellationsbefugniß zu erleichtern, fcheiterte an dem Wider: 
ſpruche der Stände; anftatt die längft verheißene Strafproceßordnung 
nebft Strafgefeßbudy zu bearbeiten, legte er den Landftänden den Ent» 
wurf eined Geſetzes vor, deſſen Beftimmung war, an der Baſis des 
Beftehenden fefthaltend, einzelne in der Strafrechtöpflege wahrgenom-» 
mene Mängel zu entfernen. Doch zeigten fidy hierbei fo große 
Meinungsverfchiedenheiten über Förperliche Züchtigung, für deren 
Anwendung fogar neuerlich Fünftliche Vorrichtungen hergeftellt waren, 
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über Straffhärfung im Falle einer Berufung, über Entbindung von 
der Inſtanz und Polizeigerichtöbarkeit, daß Madeldey den nad den 
Iandftändifchen Beichlüffen veränderten Entwurf nicht zur Sanction 
brachte, Bei erneuerter Verhandlung darüber wieß denfelben vie 
Ständeverfammlung ganz zurüd, Als Wippermann bei dieler Ge— 
legenheit ein Schlußverhör in Gegenwart der Bertheidiger und 
Freunde ded Angeklagten in Anregung brachte, machte Scheffer faft 
höhnend die Bemerkung: alſo etwas von Deffentlichfeit und Münp- 
lichfeit?! So fehr wurde der Gedanfe an eine hierauf gerichtete 
Uenderung des gerichtlichen Berfahrend weggeworfen. Dagegen 
geihah Einiges zur Verbeſſerung der Strafanftalten durch Einrich— 
tung eines neuen Zuchthaufes, ohne daß jedoch ein umfaffender Reform- 
plan zur Ausführung gebracht wäre. Auch fam wegen gegenfeitiger 
Auslieferung der Verbrecher ein Vertrag mit Belgien zu Stande, 
Bon den wegen Feldfrevel erfannten Geldſtrafen erhielt feit dem 
Jahre 1826 der. Angeber den dritten Theil. Das hatte die Stans 
deöherrn zu einer Entſchädigungsklage wegen Berlegung des ihnen 
durch die Bundesacte 'geficherten Eigenthums veranlaßt, weil fie 
Anspruch auf-die vollen Nugungen der Juriödiction, alfo auf den 
ganzen Strafbetrag, hätten. Als fie den Obſieg in diefem Streite 
davon trugen, fuchte Mackeldey einer Entihädigungspflicht für die 
Zufunft durch ein Geſetz vorzubeugen, welches die Höhe: der Gelb: 
ftrafe um '/, minderte, und, unabhängig von der legteren, dem Ans 
geber eine der halben Strafe gleihfommende Belohnung aus dem 
Vermögen des Beftraften zuficherte. Es z0g ihm das den Vorwurf 
zu, durch die Gefeggebung zu befeitigen, was der oberfte Gerichtshof 
für Recht erfannt habe. Die im Jahre 1821 erfolgte Trennung 
der Juftiz von der Verwaltung erftredte ſich nicht auf die ſtandes— 
herrlichen Bezirke; jo waren hier beide Zweige noch in einer Be: 
hörde vereinigt; ald nun die Landftände jegt auf folder Trennung 
beftanden, lehnte diefes das Minifterium ab, weil die Verfaſſungs— 
urfunde, indem fie vorrchreibe, daß fernerhin die Juſtiz von der 
Verwaltung getrennt bleiben folle, zwar die fchon eingetretene Tren- 
nung, habe aufrecht erhalten, keineswegs aber eine folde, wo fie 
noch nicht durchgeführt fei, habe einführen wollen. 

Das Refultat des Finanzgefeges für die Jahre 1840 bis 1842 lie- 
ferte zum erften Male feit ver Berfaffungsurfunde eine Ausgleichung der 


Einnahme und Ausgabe, ja ed waren darin 276000 Thlr. zur Schulden» 
tilgung beftimmt. Die Mittel dazu fanden fich theils in den Ueberſchüfſen 
aus früheren Finanzperioden, die aber freilich nur dadurch entftan- 
den waren, daß man Darlehen in größerem Maaße aufgenommen 
hatte, ald der Bedarf erheifchte, theild in dem durch den teutjchen 
Bund bewirkten Erfaß der Koften, welche im Jahre 1831 für die Aus— 
rüftung des nach Luremburg bejtimmt gewefenen Gontingentd (S. 227) 
aufgewendet waren. Aber das Minifterium tilgte von der bes 
ftehenden Schuld im Laufe der Finanzperiode nur.75000 Thlr., 
behielt alfo mehr ald 200000 Thlr. für fonftige Zwede davon 
zurüd. Jenes Ergebniß des Finanzabfchluffes beruhte mit darauf, 
daß die Stempelfteuer anderweit regulirt, die Gewerbfteuer, blieb 
fie auch an ſich meiftens milde in der Veranlagung, doch durch 
eine äußere Ausdehnung faft auf das Doppelte des bisherigen Bes 
trages geftiegen, die Branntweinfteuer erhöhet und beträchtlich, der 
Holgpreis, zu Münfchers (S. 388) Aergerniß, geiteigert war, der auf 
defien Beibehaltung den Staatdangehörigen ein Recht, wenn auch fein 
juriftifch erzwingbares, einräumte. — Das Minifterium wollte anfäng- 
lich die in Preußen übliche Befteuerung des Maifchraums, ftatt des 
Kefielgehaltes einführen, ging aber jelbft von dieſer Maaßregel 
zurück. Auch der Plan der Regierung, für die Verwerthung. der 
Walderzeugniffe ald Regal den Verfauf an den Höchftbietenden ein- 
zuführen, Eonnte nicht durchgefegt werden; fie mußte fich damit 
begnügen, die Taren für das Brennholz dem wahren Werthe zu 
nähern. Selbſt diefes war nur durch die Ausficht auf einen freien 
Holzhandel zu erreichen, die aber fpäter fich wieder durch die ſehr 
beläftigende Anordnung einer Nachweiſung redlichen Erwerbes für 
das zu Markt gebrachte Holz trübte. Auch die Grundfteuer in 
Altheffen nebſt Schaumburg erlitt eine namhafte Erhöhung, indem 
für diefe Landestheile, fatt ver mehrfach begehrten, aber von der 
Regierung wenigftend für jest und für die exemten Güter entſchie— 
den verweigerten, Einführung einer allgemeinen gleichmäßigen Bes 
fteuerung des Grundeigenthums (S. 406) das Syitem, nach welchen 
die auf dem. Grundeigenthum ruhenden Reallaften das Eteuercapital 
minderten, wefentlich modificirt wurde, was in einzelnen Gebietötheilen 
zu unendlichen Härten führte. Zwar war verfprochen, das dadurch 
erzielte Mehrauffommen an Grundfteuer durch Ermäßigung der zu 
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erhebenden Simpeln wieder auszugleichen; es iſt das aber nicht 
geſchehen. Dagegen iſt allerdings der Zinsfuß für die zur Ablö— 
fung jener Reallaſten aus der Landescreditcaſſe zu erborgenden 
Capitalien herabgeſetzt, worin Nebelthau eine vom Staate geleiſtete 
Prämie für beſchleunigte Ablöſung namentlich der Dienſtlaſt erblickte; 
dann ſind die auf dem Grundeigenthum und den Gewerben haf— 
tende Gensdarmeries und Wegebauſteuer nebft den Wegebaudienſten, 
wo fie nod) beftanden , und die Viebfteuer, weggefallen, auch, mit Rück— 
fiht auf die darin liegende Erleichterung der diefen Steuern unter: 
worfenen Gegenftände die von Renten und Befoldungen zu entrich— 
tende Klafjenfteuer mit einem Sechötbeile erlaffen worven. Das Mi- 
nifterium wollte eigentlich die legtere Steuergattung gänzlich. befeitigt 
haben, weil diefelbe, fo weit fie das Einfommen der Hof- und Staate- 
diener treffe, nicht nur drückend, fondern aud ungerecht und nicht 
zu rechtfertigen, ebenjo für die apitaliften wegen des gefunfenen 
Zindfußes hart fei, was aber vie Landftände nicht anerfennen woll- 
tem. Motz weigerte fich fehr, mit der Erhebung von 10 Simpeln 
ſich einverftanden zu erflären, wollte höchitens acht Simpeln zu— 
lafjen, und diefe Ermäßigung auf zwei ‚ Drittheile zur Bedingung 
für das Erſcheinen des Finanzgeſetzes machen; doch erinnerte ihn 
Eſchwege daran, ed würde das wohl die erfte Erfcheinung in ganz 
Tentjchland fein, daß, weil die Stände mehr Steuern bewilligen 
wollten, ald die Staatsregierung proponirt habe, ein Finanzgeſetz 
nicht zu Stande fommen folle. Die Ecywierigfeiten, die ſich dem 
Finanzgeſetz entgegengeftellt hatten, waren nicht von großer Zahl: 
Es herrſchte nur hinfichtlich einiger Buncte eine Meinungsverfcie- 
denheit gegenüber der Staatöregierung. Es betrafen. folche, außer 
einem Gehalte für einige Beamten, einen jährlichen Zufchuß von 
12,000 Thle. zum Hofiheater, das als die einzige Anjtalt für 
dramatifche und muſicaliſche Kunft dargeftellt war, welche ohne 
jenen »Zujchuß. dem Untergange entgegenfähe. Außerdem -beftand 
nur noc ‚eine Differenz wegen des Militairetats., Für letzteren 
waren anjtatt der in der abgelaufenen Finanzperiode bewilligt geweienen 
712,400 Thlr. (S.419) jegt jährlich 823,265 Thlr. angefprochen. Die 
Landftände verjtanden fich zu einer Bewilligung von 760,000 Thlr. 
Das genügte aber dem Minijterium nicht; vorzugsweiſe wollte 
daffelbe noch weiter, außer den Koften der erften Ausrüftung, unges 
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fähr 40,000 Thlr. jährlich für eine Vermehrung der Gavallerie 
um zwei Schwadronen verwenden. Anfänglich räumte die Regierung 
ein, es fei die Abficht, bei der Gavallerie eine Abtheilung außer 
dem, was die Bundesverpflichtungen erheiichen, zu befigen. Durch 
eine Yeußerung ded den Landgrafen von Bardhfeld in der Stände: 
verfammlung vertretenden Gavallerieoberften von Ochs wurde es 
befannt, daß eine Haustruppe für den Landesherrn gefchaffen wer- 
den folle, wozu der Prinz-Regent zwei Escadrons Cavallerie ver- 
lange. Der ftandesherrliche Bevollmädtigte Bähr wieß darauf hin, 
daß der Landesherr das Recht habe, eine Leibwache zu fordern, 
ein Recht, das tief in der monarchiſchen Verfaffung begründet und 
ein unzweifelhaftes Attribut der teutfchen Yandesherrlichfeit fei, von 
welchem felbft den Etandesherrn ein Antheil aus der vorkinnigen 
Landeöherrlicyfeit in der ihnen zugeftandenen Befugniß, ſich eine 
Ehrenwadhe zu unterhalten, geblieben ſei. Scheffer machte die 
Etändeverfammlung darauf aufmerffam, in welche Lage ihr |. g. 
Ausgabenbewilligungsrecht fommen müffe, wenn fie Ausgaben für 
eine Militairorganifation Billigung verfagen wolle, welche der 
Landesherr angeorpnet habe. Das Alles blieb ohne Eindrudf auf 
die Landftände. Nun fuchte das Minifterium die -Nothwendigfeit 
der Ausgabe aus. der Bundesfriegsverfaffung abzuleiten. Gemäß 
derfelben war bisher, mit entiprechender Beurlaubung der Manns 
fehaft, ein Fünftheil der Dienftpferde vacant gehalten worden. Darin 
fand man auf einmal ein Hinderniß fir die rechtzeitige Marſch— 
bereitfchaft, im Fall das Contingent zum Bundesfriegsdienfte auf: 
geboten werden jolle. Statt der Buacanthaltung geftattet die Bundes- 
friegsverfaffung, ein Drittheil der Mannfchaft und der Dienftpferde 
zu beurlauben. Das Minifterium wollte aber eine Beurlaubung der 
erfteren nur bypothetifch und in befchränften Maaße zugeben, die der 
legteren gar nicht für zuläffig erachten, obwohl die Regierung felbft 
im Jahre 1832 bei der Bundesverfammlung eine Beurlaubung der 
Pferde, nur nicht in Verbindung mit einer Bacanthaltung derfelben, 
befürwortet hatte. So fahen die Stände in der neuen Propofition 
nur eine Veränderung der Form, während die Sache, die Bildung 
von zwei neuen Edywadronen, die nämliche blieb. Sie beharrten 
bei deren Ablehnung, obwohl Loßberg im Intereffe des Vaterlandes 
auf die Folgen aufmerffam machte, und die Verſicherung gab, daß 


er ald Kriegsminifter und als rechtlicher Mann, nach fünfzigjähriger 
Dienftverfehung, fich überzeugt habe, Kurheſſen fei mit dem bis— 
berigen Spyfteme der Bacanthaltung nicht im Stande, feine Bundes: 
pflihten zu erfüllen. Die Landftände waren eben im Begriff, die 
Erklärung abzugeben, daß die für die verfchiedenen militairifchen 
Zwede von ihnen beftimmte Summe nicht nothwendig gerade für 
jeden derſelben ausfchlieglich, fondern ald Averfionalguantum für 
den Militairbevarf überhaupt, verwendet werden dürfe, und hatten 
außerdem noch neu vorgefchlagene Ausgaben für Bauten unter der 
Bedingung genehmigt, daß. diefelben in den Staatögrundetat nach- 
träglich aufgenommen würden; als, ohne daß letzteres geſchah, nun 
auf einmal am 18. December 1840 das Finanzgefeg gemäß der land- 
ftändifchen Feftitellung erfchien, indem die Regierung jede weitere 
Verhandlung über Poſitionen des Voranſchlags für aufgehoben 
erflärte. Es geichah dies in einem an die Ständeverfammlung ges 
richteten, von fämmtlichen Miniftern contrafignirten, landesherrlichen 
Referipte, „ES find“, hieß es darin, „die in unftatthafter Weiſe 
ablehnenden und bedingungsweife anerfennenden Beſchlußnahmen 
zu Unferer Kenntniß gebracht, welche die Ständeverfammlung 
in ihrer Mehrheit. auf die zur thunlichften Genauigkeit und 
Bollftändigfeit des Voranſchlags der Ausgaben in der derma— 
ligen Steuerperiode dienenden Mittheilungen neuerdings zu 
faffen fi ermächtigt gehalten hat. Obſchon ed unferen Wünfchen 
entfprochen haben würde, wenn die Mehrheit der dermalen ver: 
fammelten Landſtände, eingedenf ihrer verfaffungsmäßigen Verpflich— 
tungen gegen Uns und Unfere Regierung, und eingedenf der wahren 
Wohlfahrt Unferer geliebten Unterthanen, ein Verfahren eingehalten 
hätte, das geeignet geweſen wäre, auch über fämmtliche Poften 
des Voranſchlags Einverftändniß herbeizuführen, fo können wir, im 
Bewußtfein Unferer Rechte und Pflichten als Landesfürft und als 
Mitglied des teutfchen Bundes, durch die Verirrungen der Mehr; 
heit der Landftände Uns im Mindeften nicht gehindert finden, alfe 
Ausgaben machen zu laffen, welche die Würde und die Bepürfniffe 
Unferer Regierung, fo wie Unfere Berpflihtungen gegen den teuts 
fchen Bund, 'erheifchen, und wozu die verfaffungsmäßigen Mlittel ans 
reichend vorhanden find.“ Ochs verficherte, unter Wippermanns 
Widerſpruch, dieſe energifche ‚Erflärung , hervorgerufen durch die 
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allergerechteſte aller Forderungen, habe vielen Anklang bei allen 
wahren Vaterlandsfreunden gefunden. Als Erwiederung beſchloſſen 
die Stände, auf Eberhards Vorſchlag, die Zuverſicht auszuſprechen, 
daß der landesherrlichen Eröffnung nicht die Abſicht zum Grunde 
liege, ein Verfahren eintreten zu laſſen, wodurch den verfafjungs- 
mäßigen Rechten der Landftände Eintrag geihehe, und wogegen 
diefe die verfaffungsmäßigen Rechte des Landes geltend zu machen 
ſich genöthigt fehen Fünnten. Das Minifterium entgegnete aber 
daß diefe Erklärung weder zur Vorlage an den Landesherrn, noch 
zu irgend einer Erörterung geeignet fei. Mit Beziehung auf die 
Interpretation, welche die Landftände der in der Landesfriegs- 
verfaffung enthaltenen Beftimmung wegen Beurlaubung der 
Pferde beigelegt hatten, beantragte nunmehr Kurheffend Regierung 
bei dem Bundedtage, derfelben eine fchörfere Baflung zu geben; 
nad ihrem Vorſchlage follte folche künftig dahin Tauten, daß 
in den Staaten, weldhe den Etat der Gavallerie nach dem 
Syſteme einrichteten, fämmtliche Pferde, welche für das Contingent 
nöthig find, ſchon im Frieden zu halten, die Beurlaubung von 
einem Drittheile der gemeinen Mannfchaft geftattet, von dem 
Ermeffen der Regierung aber abhängig fein folle, ob mit diefer 
Mannſchaft zugleich ein Drittheil der Pferde zu beurlauben fei. 
Die Bundesverfammlung beließ ed jedoch dabei, daß von der ge- 
meinen Mannfhaft und den Pferden in den Staaten, wo das 
Beurlaubungsfyftem Statt finde, mithin. fämmtlihe Pferde im 
Befig der Regierung fein müßten, der beftehenden Kriegsverfaffung 
gemäß, ein Drittheil im Frieden beurlaubt werden könne. Dagegen 
erwirfte Kurheſſen die Bundesbeftimmung, daß eine Infpicirung des 
Bundescontingents, die e3 für die Gefammtheit der zweiten Divifton 
vom 9. Armeecorps zu verfchieben bemüht war, ohne Zuftimmung 
des betheiligten Staates nicht nach der wirfliden Kriegsftärfe, fon- 
dern nur nach der Friedensformation, vorgenommen werden dürfe, 
weil mit der legteren, wenn fie Gontingent nebft Borforge für 
Referve und Erfagmannfchaft vereinigt halte, nicht die Eintheilung 
der Mannſchaft in die tactifhen Körper vereinbar fi, wie foldhe 
bei dem Uebergange zur Kriegeformation eintreten müfle. 

Dom Militairbedarf abgejehen waren aud) diefed Mal nicht 
ohne Schroffheit die fonftigen Verhandlungen über das Budget 
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geblieben. Mehrmals Fam es wieder vor, wenn die Landftände 
einzelnen zur Aufnahme in daſſelbe ihnen proponirten Ausgaben 
die Zuftimmung verfügten, Daß der Landtagscommiffar erklärte, der 
Beſchluß werde feine Wirfung haben, die Verausgabung doch ges 
ſchehen; dergleichen Beträge in den Voranſchlag nicht aufzunehmen, 
verftoße nur gegen die Vorfchrift von deſſen Vollſtändigkeit; jelbft 
Poſten, die früher für ganz facultativ angejehen waren, follten durch 
die mehrfach erneuerte Bewilligung den Character der Ständigfeit 
angenommen haben. Genehmigten die Landftände eine Ausgabe, 
jo legte Scheffer Verwahrung ein, weil es der Ständeverfammlung 
nicht zuftehe, eine Genehmigung auszuſprechen; denn der Landesherr 
habe zu gebieten, nicht die Stände, und das Staatsbudget ſei nicht 
eine unbedingte Norm für die Ausgaben, habe nicht die Natur 
eines Geſetzes, ſondern bilde nur einen als Demonſtration beige— 
fügten Anhang zum Finanzgeſetze. Ja, Scheffer erklärte es geradezu 
für eine unhaltbare Idee über vermeintliche landſtändiſche Befugniſſe, 
für einen unglückſeligen Wahn, anzunehmen, es dürfe ohne ſtän— 
diſche Bewilligung keine Ausgabe gemacht werden. Nach ſeiner 
Auffaſſung war die landſtändiſche Erklärung über die Nützlichkeit 
und Zweckmäßigkeit der Ausgaben für die Regierung, welche die 
Zweifel darüber ſelbſt löſe, nicht bindend in der Verwaltung, wohl 
aber für die Stände ſelbſt hinſichtlich des Maaßes der zu bewilli— 
genden Steuern. Wollten die Stände, um über letzteres urtheilen 
zu Fönnen, das nach Vorſchrift der Verfaſſungsurkunde aufgeitellte 
Inventar ded Staatövermögens mit dem Vorauſchlage der davon 
fallenden Einnahmen vergleichen, fo wurde daſſelbe vorenthalten, 
weil die Regierung, wie Sceffer fagte, fein Viſitationsrecht ver 
Stände anerfenne. 

Eine Eleine Parzelle der ehemaligen rotenburger Domainen 
war bei dem Bau einer Staatsitraße benugt worden. Dafür war 
in den Staatögrundetat eine an das Hausfideicommißvermögen 
jährlich zu zahlende Nente von geringfügigem Beirage aufgenommen, 
Das wollten die Landjtände nicht genehmigen, fo lange nicht der Streit 
über die Hauptjache (S. 428. 432) geſchlichtet ſei. Scheffer erflärte, 
die Ständeverfammlung möge beſchließen was fie wolle, der Poſten 
werde doch verausgabt werden. Der Entgegnung Carls v. Eſchwege, 
daß die Regierung, wenn fie glaube, ſolche Poſten ohne lanpftän- 
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diſche Bewilligung ausgeben zu können, beſſer gethan haben würde, 
ihn gar nicht zu proponiren, begegnete Scheffer mit der Bemerkung, 
daß ſeine Erklärung der Ständeverſammlung Veranlaſſung geben 
müſſe, nicht ohne Grund eine Verweigerung eintreten zu laſſen, 
weil eine ſolche Verweigerung die Nichtigkeit des ſogenannten Aus- 
gabenbewilligungsrechtd im einzelnen Falle recht klar ins Licht ftellen 
werde. Als die Ständeverfammlung deffenungeachtet der Ausgabe 
die Billigung verfagte, ließ das Minifterium derfelben eröffnen, es 
werde den Betrag dennoch verausgaben. Sm Uebrigen bot der 
Streit über die rotenburger Domainen dem Finanzgefeh dieſes Mat 
fein Hindernijj. Huber verfuchte es, demfelben eine neue Wendung 
zu geben. Derfelbe entwidelte dabei feine Anficht über dynaſtiſches 
Eigenthbum. Während nämlidy bisher die Regierung davon aus— 
gegangen war, daß im Jahre 1831 durd die BVerfaffung ein 
Staatövermögen neu gefchaffen fei, das ſich jedoch nicht über bie 
rotenburger Domainen erftredt habe, die deshalb ein Eigenthum 
der fürftlichen Familie geblieben feien, beftritt e8 Huber überhaupt, 
den Etaat ald moralifche oder juriftifche Perſon mit einer gewiſſen 
Menge von Befugnifen, Berechtigungen und Gewalten zu verfehen, 
ihm ein Befigrecht einzuräumen, welches das dynaftifche Beligrecht 
an denjenigen Objecten ausfchließe, die nicht zum ‘Privat= oder 
Eorporationseigenthum zählen. Huber nannte das eine ſtaatsrecht— 
liche Theorie, die vom philofophifchen Standpuncte ebenfo ſinnlos, als in 
practifcher Hinficht verderblich fei, und die Grundlage des monardhifchen 
Staatslebens untergrabe. Im Oegenfage dieſer Theorie fuchte Huber aus 
der furheffifchen Berfaffungsurfunde zu entwickeln, daß diefelbe das Ältere 
Brineip feftgehalten habe, wonad) alle Regierungsrechte und jedes 
Befigrecht an Objecten, die nicht Privat- oder Corporationseigen⸗ 
thum feien, im Eigenthum der Dynaftie ftehe, deren Haupt der 
Landesherr fei, Huber gab zu, daß die Worte der Verfaffung und 
der damit in Verbindung ftehenden Gefege eigentlich das Gegen- 
theil andeuteten, aber er fand darin nur eine Widerfinnigfeit und 
Anomalie ded Ausdrudes. Denn er meinte, daß da, wo bie 
Verfaffungsurfunde nicht ausdrücklich das ©egentheil fage, die 
organifche Verbindung mit dem älteren Zuftande und Staatsrechte, 
mit dem hiftorifchen Grund und Boden der Vergangenheit, feftger 
halten, und dieſer ald fortbeftehend angejehen werden müffe, ein 
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Prineip, welches er fo weit ausdehnen wollte, daß, wo irgend ein 
Zweifel obwalten Fönne, dieſer Zweifel zu Gunften des Beftehen- 
den, nicht zu Gunften einer Zerftörung beffelben oder einer Neue- 
rung, gedeutet werden dürfe. Kurz, Huber hielt nicht bloß vie 
rotenburger Domainen, fondern Alles, was bisher ald Staatsgut 
angejehen war, für fideicommiffariiched Vermögen des Furfürftlichen 
Haufes, wad er mit dynaftiihem Eigenthum gleichbedeutend nahm. 
Er fand die Hauptbeftimmung des leßteren nicht darin, den Staate- 
haushalt zu deden, fondern die vertragsmäßigen Koften des Hof: 
haltes im weiteften Sinne zu beftreiten, indem nur, nachdem dieſe 
gededt fein würden, ein etwaiger Ueberſchuß dem Staatshaushalte 
zugewieſen werden könne. Huber wollte Dies, ſowohl der bisher 
von der Regierung befolgten entgegengefeßten Anftcht, als ver 
Mangelhaftigfeit und Doppelfinnigfeit der in der Verfaffung ge- 
brauchten Terminologie gegenüber, durch eine authentifche Snterpre- 
tation feftgeftellt fehen. Würde ſolches gefchehen, fo blieb in fpecieller 
Beziehung auf die rotenburger Domainen, nad Hubers Meinung, 
nichts als eine Budget-Frrung übrig. Doc erblicdte er gerade in 
diefer die fchmerzlichfte Schwierigfeit für jede Ständeverfammlung, 
weil die Budget-Jrrung den Kern und die Grundlage der ganzen 
ftändifchen Wirkfamfeit in allen germaniſchen Staatsrechten in fi 
ſchließe. Huber, von dem Grundfage ausgehend, daß das Lund 
verpflichtet fei, fo weit die dynaftiichen Mittel nicht ausreichen, die 
Bedürfniſſe des Staated durch Steuern aufzubringen, nahm für 
die Stände die Berechtigung in Anſpruch, eine Klare Einficht 
darüber zu haben, wie weit die dynaftifchen Mittel gehen, wie groß 
der zum Staatdhaudhalte, nad) Dedung der Hofhaltung, zu vers 
wendende Ueberſchuß fei. „Wir müffen aufhören Stände zu fein, 
wir müffen aufhören, eine ftändiiche Verfaffung zu haben, wenn wir 
das Prineip, welches hier in Frage geftellt ift, aufgeben“ Mit 
diefen Worten hatte fih Huber felbit zu dem Befenntniffe hinge- 
drängt, daß die Einfünfte der rotenburger Quart dennoch zur Bes 
ftreitung der Staatslaften verwendet werden müßten, weil ja die 
Koften der Hofhaltung unbeftritten vollftändig gededt waren. Daran 
fnüpfte denn Huber den Borfchlag, die Verfaffungsurfunde durch 
ein Gefeg, für welihes er allerdings Stimmeneinhelligkeit oder Die 
Mehrheit von drei Viertheilen auf zwei Landtagen nöthig erachtete, 
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dahin zu. ändern, daß die Revenuen. der rotenburger Quart, über 
den Bedarf der Hofhaltung hinaus, zur freien Verfügung ded Re— 
genten geftellt, und die Controle der Landftände, rüdjichtlid jenes 
Objects, auf eine Garantie der Unveräußerlichfeit dynaftifchen Eigen- 
thums befchränft würde. Huber erfannte darin die Aufopferung 
eined materiellen Objects, worauf der Staat Anfprüche habe, er 
legte feinem Vorſchlage ven Eharafter eines Handels bei; aber. er 
nannte es einen guten Handel, weil für die hingegebene Waare 
der Preis gewonnen fei, daß der Streit über die rotenburger Duart, 
mit Rettung der Principien und Rechtsfragen, zu Ende gebradt 
werde. So lag denn in Hubers ausführlicher Deduction nichts 
weiter, ald der Gedanfe, die dem Staate gebührenden Revenuen 
der rotenburger Duart, mittelft der fhwierigen Form eined die 
Berfaffung interpretirenden und ändernden Geſetzes, dem Landes - 
herrn für immer zu belaffen, was früher nur etwa für die Lebens: 
zeit Wilhelms Il. in der Abficht der Landftände, bei einem abzu- 
fhließenden Bergleidhe, gelegen haben mogte. Hubers Vorſchlag 
überwies die Ständeverfammlung einem Ausfhuffe zur Prüfung, 
wozu fie, außer Huber felbft, Nebelthau, Carl von Efıhwege, 
Schomburg und Wippermann auserfah. Letzterer konnte fic mit 
dem Laufe der Verhandlungen, wie fie fih im Schooße ded Aus- 
ſchuſſes entwidelten, fo wenig befreunden, daß er fpäter bat, ihn 
von der Theilnahme an demfelben zu entbinden. Eberhard, der 
ihn zu erjegen beftimmt war, trug Bedenken, an feiner Stelle ein- 
zutreten, die dann Schwarzenberg einnahm. Jener Ausfchuß fand 
zwar feine genügende Beranlaffung, auf Huberd Antrag wegen 
einer authentifchen Interpretation der Verfaffungsurfunde über das 
Eigenthumsrecht in Beziehung auf die furheififchen Domainen eins 
zugehen, weil an dem legteren durch diefelbe fich nichts geändert 
habe, aber es ſprach der Ausfchuß in feinem von Schomburg ver: 
faßten Gutachten nicht mit Klarheit feine Anficht darüber aus, 06 
vor dem Erſcheinen der Berfaffungsurkunde die Domaineu im 
Eigenthume ded Staates oder in dem der fürftlihen Bamilie ge 
ftanden hätten. Nebelthau hielt die Eigenthumsfrage für gleich- 
gültig, da es fi nur darum handle, wie die Früchte der Quart- 
Domainen zu verwenden feien; ed war ihm aber entgegnet, wenn 
man nicht fo thue, ald ob die Theorie bloß zum Spaß für Dorens 
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ten und Studenten, für die Prarid aber ganz unerheblich fei, fo 
müffe das Eigenthum ſich gerade dadurch beftimmen, ob über jene 
Früchte Verfügung von der Hofbehörde nach dem Willen ded Re 
genten zu beliebigen Zweden oder vom Binanzminifterium zum Vor⸗ 
theile des Landes, getroffen werden dürfe. In Hubers Vorfchlage 
erblickte der Ausfchuß die Idee einer Vereinbarung, die er 
weiter verfolgen zu müffen glaubte. Das führte zu einer mit Steuber 
(S. 441) im Auftrage des Prinz:Regenten abgefchloffenen Ueberein- 
funft, die, wenn fie von der Ständeverfammlung genehmigt fein 
würde, in den nächften Landtagsabichied aufgenommen werben folle. 
Diefe Mebereinfunft ging von der Borausfegung aus, daß das ges 
fammte Domantalvermögen durch die Berfaffungsurfunde, und durch 
die unter deren Schuß geftellten Vereinbarungen über die Sonderung 
ded Staatövermögend vom Fideiiommißvernögen des Furfürftlichen 
Hauſes und über den Bedarf für den Furfürftlichen Hof, fo wie 
durch die Gefege über die Bildung eined Staatd- und eines Haus— 
fchages, oder durch fonjtige Beitimmungen, an feiner rechtlichen Na» 
tur und Eigenſchaſt eine Aenderung nicht erlitten habe, dieſe Bes 
ftimmungen und Vereinbarungen vielmehr nur die Art der Ber: 
wendung und Werwaltung der Domanialeinfünfte, fo wie bie 
landftändifche Mitwirfung in ausdrüdlich beftimmten Fällen, zum 
Gegenjtande hätten. Es war das alfo vertragsmäßige Anerfennung 
desjenigen Grundfaßes, den Huber mittelft einer authentifchen Inter: 
pretation in der VBerfaffungsurfunde ſuchen wollte Während diefes 
Princip nicht eigentlich zum Gegenftande der Üebereinfunft gemacht, 
fondern als deren Grundlage bezeichnet wurde, war die Berein- 
barung felbft dahin gerichtet, daß als Folge jenes Princips auch die 
der rotenburger Linie zur Apanage überwiefen gewefenen Domanialien 
in ihrer urfprünglichen Eigenſchaft als umveräußerliched landesherr— 
liches Familieneigenthum eine Aenderung nicht erlitten hätten, dem 
Beräußerungsverbote in Gemäßheit der Hausverträge aus dem 16. 
Jahrhundert unterlägen, und von der Hofdomainenfammer zu verwalten 
feien, die zu den Regierungskoſten einen jährlichen Beitrag von 1500 
Thlr. au die Staatscaſſe abzuliefern habe. Es würde alfo hiernach 
Altes fo geblieben fein, wie es ſich thatfächlich feit dem Tode des 
legten Landgrafen von Rotenburg gebildet hatte. Die Allodial- 
erben veffelben, dur den aus Marburg ftammenden Profeffor 
31 
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Bauer. in Göttingen (S. 351) vertreten, hatten Anfprüche gegen den 
Prinz-Regenten erhoben, jedoch vergleichdmeife auf diefelben verzichtet, 
wenn, neben einer aus der Staatscaffe erfolgten Zahlung einer 
Abfindungsfumme von 60000 Thlr. für ältere, aber beftrittene, For— 
derungen, die in den Jahren 1816 und 1820 (S. 63) geftattete 
Allopification der außerhalb Heſſen gelegenen Befigungen, und die 
letztwillige Verfügung ihred Erblaſſers, eben jo der von demfelben 
bewirkte Verkauf ded Gutes Falfenberg, deſſen Werth zu 100000 
Thlr. angegeben wurde, als rechtögültig anerkannt, und von einem 
Erſatz der von demielben erhobenen Ablöfungscapitalien abgeftanden 
würde. Die von den Allodialerben zur Bedingung gemachte land- 
ftändifhe Genehmigung dieſes Vergleich war ebenfall® in den 
beabfichtigten Vertrag aufgenommen. Scumburg legte hohen Werth 
darauf, daß durd die Vereinbarung ein Zujtand befeitigt werde, 
der auf eine beflagenswerthe Lücke in dem öffentlihen Rechtszu— 
ftande hinweife. Huber fand diefelbe feinem Antrage im Wefent: 
lichen entfprechend, wenn fie auch der Form nach in fo fern davon 
abweiche, daß fie, anjtatt einer authentiichen Interpretation, ein doctris 
naired Einverftändniß der Regierung und der Etände hinfichtlich 
der in feinem Antrage über das dynaftifche Eigenthum entwidelten 
Principien ausfpreche. Huber hielt es für ein großes Unheil, wenn 
man diefe mißbilligen wollte, weil man damit erkläre, daß in Heffen 
eine Revolution, eine Spoliation des Furfürjtlichen Haufes, Statt 
gefunden babe. Nebelthau fuchte zu zeigen, daß der Vertrag mit 
den bei früheren Ständeverfammlungen gepflogenen Verhandlungen 
im völligen Einklange ftände; aud er ging davon aus, daß dad 
ältere Recht hinfichtlid der Subitanz des Domanialvermögend uns 
verändert geblieben fei, und die neueren Anordnungen fich lediglich 
auf die Zwedbeftimmung der Nevenuen, auf Die Quote der legteren 
für die Hofhaltung und für die eigentlichen Staatsausgaben bezö- 
gen, weil fi in der Verfaſſungsurkunde feine Sylbe finde, welche 
dafür fpräche, daß das Eigenthum der Domainen auf den Staat, 
als juriftifche Perjönlichkeit, übergegangen fei. Für die Verwaltung 
der Domainen dur Staatebehörden fand er Feine Nothiwendigfeit, 
fondern nur eine Zwednäßigfeit, die aber bei den rotenburger Do— 
mainen wegfalle, wein deren Revenuen der Hofverwaltung. belaffen 
würden. Die Stänvdeverfammlung erhob jedocd lebhaften Wiver- 
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fpruch hiergegen; fie verwarf den mit Steuber verabreveten Ber- 
trag, ſelbſt als demfelben noch einige, den Staatsbehörden eine 
gewiffe Einwirkung fihernde, Modificationen gegeben waren, freilich 
nur mit dem lebergewicht einer Stimme; ed hatte der gefammte 
Adel dafür geftimme; außer Schomburg und Nebelthau ftanden 
nur nod) zwei Deputirte der Städte und Landgemeinden auf diefer 
Seite. Auf Eberhards Vorfchlag wurde der Ausfchuß mit weiteren 
Bergleichsverhandlungen beauftragt, aber Ejchwege und Huber jchie- 
den aus dem Ausjchuffe, legterer fogar aus der Ständeverfammlung. 
Wippermann erflärte zwar mit einem Abſchluſſe des Finanzgeſetzes 
nicht einverftanden fein zu fönnen, welches nicht die Einfünfte der 
rotenburger Quart mit 45,000 Thlr. für jedes Jahr enthalte. 
Aber die Stände ließen in das Budget der Staatdeinnahmen „aus 
den heimgefallenen rotenburger Domanialien 1500 Thlr.“ eintragen, 
mit der Verwahrung, daß dadurd den ftändifcher Seits erhobenen 
Anfprüchen in Betreff dieſer Domanialien überall nichts vergeben 
werden folle. Das Minifterium wollte einen ſolchen Vorbehalt ale 
nicht vorhanden anfehen, und diefe Erklärung ließen die Landftände 
auf ſich beruhen. Damit fchlief für geraume Zeit der Streit mit 
dem Lande über die rotenburger Domainen ein. Nun aber ent 
ftanden darüber Reibungen in ver fürftlihen Yamilie felbit; die 
Mittwe des Landgrafen Victor Amadeus begehrte ein Witthum, 
und machte ihre Forderung rechtöhängig; doch wurde die Klage 
verworfen, weil ihre Ehe, zuwider der Verfaffung, die jede Claffe 
von Staatsangehörigen, alfo aud) ihren Gemahl, gebunden babe, 
ohne inwilligung des Landesherrn gejchloffen ſei, und deshalb 
nicht die Theilnahme am Genuſſe der Familienrechte gewähre, ein 
Witthum auch nur beim Mangel allodialen Vermögens angelprochen 
werden fünne. Eben fo wollte das Gefammthaus Heſſen-Philipps— 
thal feine Apanage aus Rückſicht auf den Anfall der rotenburger 
Domainen vermehrt ſehen. Seine deshalbige Klage wielen die Ges 
richte zurüd, weil Bewilligung und Erhöhung einer Apanage, 
als Gegenftand eines öffentlichen Verhältniſſes des Landesfürften 
zu den Gliedern des Fürftenhaufes, dem Urtheil der Landesgerichte 
um fo mehr entzogen fei, als dabei die politiſche Nüdjicht in Be— 
tracht komme, welcher Betrag mit der Subſiſtenz ded Regenten ale 


folhem und mit dem Wohle des Landes vereinbar jei. Das Geſuch 
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um Gröffnung eined Aufträgalverfahrens verwarf die Regierung, 
weil ed im Widerfpruche mit dem $. 11 des Hausgeſetzes von 1817 
(S. 132) ftehe. Das führte zu einer Befchwerde wegen Zuftizver- 
weigerung bei dem Bundedtage, die aber ohne Enticheidung blieb, 

Bei. Letzterem erhoben ſich Zwiftigfeiten zwiſchen Kurheſſen und 
anderen Staaten. Im Jahre 1804 hatte Carl Friedrich, Kurfürft von 
Baden, 1,400,000 fl. vom Kurfürft Wilhelm I. zu 4'/, p&t. Zinfen ge: 
borgt. Dieſes Eapital fammt Zinfen vom 20. Juni 1806 forderte 
jest Kurbeffen abzüglich eines gezahlten Betrages von 150,000 fl. 
zurüd. Baden gab vor, von einem Geffionar Kurheſſens die Fors 
derung erworben zu baben, wodurch dieje erlofchen fei. Kurheffen 
verlangte Bermittelung ded Bundes in Gemäßheit der wiener Schluß- 
acte, $. 21, ald Vorbereitung eines Auſträgalverfahrens. Baden 
wollte ein folched nicht zulaffen, weil der Streit nicht zwiſchen zwei 
Souverainen ald Bundesgliedern, fondern zwifchen dem badifchen 
und heffiichen Fiscus, obwalte, während Kurheſſen dad Rechtögeichäft 
zwifchen zwei Bundesgliedern ald Souverainen ihrer Staaten ftreitig 
nannte. — Die freie Stadt Frankfurt hatte Beſchwerde gegen Kurs 
hefien wegen Befteuerung der, Frankfurter Einwohnern gehörigen, 
Güter auf dem Bornheimer Berge, für welche die. Steuerfreiheit 
unter läftigem Titel durch einen zwifchen Kurheſſen und Sranffurt 
gefchloffenen Vertrag erworben, aber von dem Großherzoge von 
Franffurt, ald gleichzeitigem Beherricher Branffurts und des Fürs 
ftenthums Hanau, aufgehoben fei. Hier hielt num Kurheffen das 
Aufträgalverfahren für unzuläſſig, weil es ſich um einen Anſpruch 
von Privatperfonen gegen den Furhefltiichen Staat handle. Doch 
ernannte die Bundesverſammlung ald Einleitung zu einem ſolchen 
Verfahren eine Vermittelungscommiflion, weil jedenfalls zwiſchen 
zwei Bundesgliedern Streit fei, wenn gleich derfelbe das Privat: 
intereffe der Unterthanen betreffe, — Das ganze Fürftenthum 
Walde nahm Kurhefjen als fein Lehngut in Anſpruch, und bean- 
tragte Eröffnung ded Aufträgalverfahrens, weil Walde die Lehns— 
muthung. verweigerte. Die Bundesverfammlung gab aber dieſem 
Antrage, den Kurhefien durch das Gutachten eines auswärtigen 
Gelehrten unterftügen ließ, feine Folge, weil $. 21 der Wiener 
Schlußacte nicht anwendbar ſei; denn Heilen erhebe nicht fowohl 
einen Streit gegen Walde, fondern greife eine Grundbeftimmung 
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des Bundes au, welche jedem Bundesgliede Souverainetät zufichere, 
mit welcher eine Lehnsverbindlichkeit unvereinbar fei, wie denn auch 
vordem der Kaifer ald folcher, weil ihm die Souverainetät anflebte, 
nicht in einem Lehnsverbande habe ftehen fünnen. Nur Oeſterreich, 
Hannover und Lichtenftein hatten Kurheſſens Begehren für wohl bes 
gründet gehalten; dieſes erklärte durch jenen Spruch fein Recht 
nicht verloren zu haben, fondern foldyes bei jeder Gelegenheit geltend 
machen zu wollen, Eben fo reclamirte Kurbeffen von Preußen 
feine in den preußifhen Herzogthümern Weftphalen und Sachfen 
gelegenen Außenlehne, fammt der dazu gehörigen Grafichaft Ritt— 
berg, weil e8 weder deren zur Zeit des Königreichs Weitphalen 
erfolgte Allodification, noch den Grundſatz der NRheinbundsacte 
wegen Aufhebung der feuda extra curtem, anerfenne, — Mit 
Preußen, Hannover und Braunfchweig fchloß Kurheffen einen Ver- 
trag über die Gentralangelegenheiten des Königreichs Weftphalen ; 
ed regulirte derjelbe aber nur die Anfprüde, die einer dieſer 
Staaten gegen den andern aus der Auflöfung jenes Königreichs 
herleiten Fönnte, die gegen Lehtered erhobenen Anfprüche Dritter 
einem der contrahirenden Staaten zugleich überweifend. Die nad) An- 
leitung einer Vermögensſteuer ausgefchriebene weftphälifche Zwangs- 
anleihe wollte feiner der betheiligten Staaten anerkennen. ' Kurz 
zuvor hatte Dr. Schreiber, der unermüdliche Vorkämpfer der Dos 
mainenfäufer, auf eine an den König von Preußen gerichtete Bor: 
ftellung durch die preußifche Gefandtfchaft die Antwort erhalten, die 
in Berlin über diefe Angelegenheit eingeleiteten Verhandlungen be- 
fänden fih in einer foldhen Lage, daß deren Abfchluffe bald ent» 
gegengelehen werden könne. — In der Verbindung Krakau's mit der 
öfterreihifhen Monarchie erblickte Kurheſſen, wie e8 der Bundesver- 
fammlung anzeigte, feine Handlung, weldye mit dem Inhalte der 
beftehenden Verträge fich nicht vereinigen laffe. Es konnte dagegen 
nicht die Meberzeugung gewinnen, daß für die Bundesverfammlung 
aus Artifel 14 der Bundesacte die Befugniß herzuleiten ftehe, über 
den Anſpruch der gräflicy von Bentinffchen Familie auf die Rechte 
des hohen Adeld umd der Ebenbürtigfeit zu entfcheiden, und hielt 
dafär, daß der Bundestag nicht ausfprechen fünne, daß jener Familie 
die Rechte des hohen Adeld zuftehe. — Den Titel der Hoheit für 
die herzoglich fächfifchen und anhaltifchen Häufer wollte Kurheſſen, 
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als die Würde und Stellung des Kurhauſes beeinträchtigend, nicht 
anerkennen, gab aber doch ſpäter aus höheren politiſchen Rückſichten 
ſeine Zuſtimmung zum Gebrauche des Titels herzoglicher Hoheit 
durch die regierenden Herzoge zu Sachſen, Naſſau, Braunschweig 
und Anhalt, nicht aber durch andere Mitglieder diefer Häufer, 
wenn für den Kurprinzen von Heſſen das Prädicat der föniglichen 
Hoheit, für die Prinzen und Prinzefiinnen des Kurhaufes das der 
furfürftlichen Hoheit, fo wie für die Nachfommen ber Landgrafen 
Earl und Friedrich, eben fo für die Glieder der philippstbalichen 
Linie das der Iandgräflichen Hoheit, anerfannt würde. Vom Bunde 
wurde dann der Titel der Eöniglichen Hoheit für den Prinz-Regenten 
genehmigt, nachdem defien Vater fich damit einverftanden erflärt hatte. 

Pıöglih und unerwartet ftarb die Kurfürftin Augufte, in 
derfelben Stunde, als die Trauertöne der Glode, welde fie zum 
Gedächtniß Derer, die fürd Vaterland geblutet, der Gapelle des 
ſchillſchen Invalidenhaufes verehrt hatte, den Bewohnern Braun 
fchweigs die Wiederkehr von Andreas Hoferd Todestage verfün- 
deten. Schmerzlih wurde dadurch das ganze Volk betroffen, ale 
ob eine Heilige aus feiner Mitte gefchieden wäre; von tieffter 
Wehmuth war Schomburg ergriffen, dem fie ftets ihr höchſtes Ver— 
trauen gefchenft. Auf dem bürgerlichen Friedhofe von Caſſel, neben 
der Gruft, wo die Gemahlin Kurfürft Wilhelm I. ruhte (S. 148), wurde 
die irdifche Hülle der Berffärten eingefenft, ohne daß ein Äußeres 
Denkmal das Grab bezeichnete. So hatte fie es felbft verordnet. 
Der Hauptftadt des Landes vermachte fie in ihrem legten Willen, 
außer dem filbernen Hammer, mit welchem fie eigenhändig die 
Nägel an den Fahnen der Bürgerwehr befeftigt habe, das groß: 
artige Bild, welches fie felbft ihren, einzigen Sohn im Knaben- 
alter an der Hand zweier heffifcher Bauern darftellend, zur Er- 
innerung an den Empfang gemalt hatte, den dad Land der 
fürftlichen Familie bei deren Rückkehr nad fiebenjähriger Ent: 
fernung bereitete (S. 444). Doch die Genfur verhinderte, von 
diefen Gefchenfen der Bürgerfchaft öffentlih Kunde zu geben. 

In einem nach ihrem Hinfcheiden zu übergebenden Schreiben 
vom 8. Febr. 1836 hatte die Verewigte „den verehrten Landſtän— 
den” ihren Hofitaat empfohlen. „In der ficheren Borausfegung, 
daß die Stellvertreter des treuen biederen heffifchen Volfes, was zu 
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jeder Zeit feiner Negentenfamilie fo viel Anhänglichkeit bewieſen, 
aud) mir und meinen Kindern, auf diefe meine legte Bitte Rückſicht 
nehmen werden, fage ich jedem einzelnen Landftand meinen gerührs 
teften Danf und verlaffe getvoft diefe Zeitlichfeit. Möge unter dem 
Schutze des Allerhöchſten Heſſens Wohl im fehönften Einflang 
zwifchen dem Negenten und des Volkes Vertretern mehr und mehr 
befördert werden. Amen.“ Go lauteten die Worte der Kurfürftin. 
Die Landftinde ehrten viefelben. Ohne Verpflichtung verwilligten 
fie für die gefammte Dienerfchaft der Verftorbenen, fo fern fie nicht 
anderweit in den Hofdienft übergehen würde, den bisher bezogenen 
Gebalt mit ungefähr 13000 Thlr. als Tebendlängliche Penſion, 
auch deren Fünftigen Wittwen eine ſolche zufichernd. Ebenfalls ohne 
Verbindlichkeit beftimmte die Ständeverfammlung aus Staatsmitteln 
für die, eigentlich aus der Civillifte zu beftreitende, Suftentation 
der unvermählten Tochter der Kurfürftin eine jährliche Rente von 
24000 Thlr. ; den von der Dotation der Legteren, welche vertragemäßig 
dem Lande heimfiel, noch übrig bleibenden Reſt überwies fie dem 
Prinz» Regenten. Der Landtagseommiffar legte Verwahrung da— 
gegen ein, daß es Diefem verwehrt fein folle, die Diener der Kurfürftin, 
mit Beibehaltung jener Penſion, bei feiner Hofhaltung zu verwenden. 

Nach einem halben Sahre verheirathete fit) Wilhelm MI. 
mit der Gräfin Reichenbach; doch auch diefe jtarb bald nach» 
her in Frankfurt, wo der Kurfürft die Beleidsbezgeugung der 
Bürgerfhaft von Fulda durch eine Deputation des dafigen Stadt 
raths empfing. Zum dritten Male vermählte er fih dann mor— 
ganatifh mit Caroline von Berlepſch, der Tochter des Stadtcoms- 
mandanten von Caſſel, der er die Bezeichnung einer Baronin von 
Bergen beilegte, bis fie fpäter in den öfterreichifchen Grafenftand 
erhoben wurde. Daß Wilhelm II. fih mit der Stadt Caſſel aus- 
föhnte, derfelben feine Huld zumwendete, felbft feine Rückkehr in Aus- 
ficht ftellte, erlebte Schomburg nicht mehr. Gewünſcht wohl wurde 
diefe vom Stabtrath zu Caſſel, um nochmals eine thatfächliche An— 
erfennung der Berfaffung durd Wilhelm IL. zu erlangen. Doch 
dafür fei geforgt, verficherte Wöhler (S. 420). 

Schomburg folgte bald der Kurfürftin nach; er hatte die legte 
Lebensruhe außerhalb Eafjel gefucht, „ich fcheide mit Ruhe von 
bier, da ich Sie hier weiß“, fagte er beim Abfchiede zu Wipper- 
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mann; er begab ſich zu einem Freunde in der Nähe von Eiſenach 
„als ob er noch einmal unter der Wartburg hergiehen follte” ; dort 
fühlte er fein Ende, ald ihm der Kummer den ſchmerzvollen Ausruf 
abpreßte: „ich hinterlafle meinen Kindern nichts, nicht einmal ein 
Vaterland (S. 453).“ Eine Deputation der Stadtbehörde von Baffel 
holte feine Leiche, um fie feierlich hier zu beftatten. Robert (©. 464), 
jegt Bolizeidirector der Refivenz, überwachte dad mit Angſt. Man 
ſchien ven Mann im Tode noch zu fürchten, Die Stadt forgte, weil der 
Berftorbene fi um diefelbe durch ruhmmürdige Thaten- verdient 
gemacht habe, genügend für feine Wittwe und feine Kinder; aber die 
Regierung zog dieſerhalb, freilich "wirfungelos, die. Magiftratdmit- 
glieder zur Rechenfchaft. — Diefe wählten an Schomburgs Stelle 
Wippermann zum Stadtvorftande, aber es erhielt derfelbe die lan- 
deöherrliche Beftätigung nicht, ohne daß für deren Verſagung Gründe 
angegeben waren, und fo ging ed Bielen, die nach ihm für jenes 
Amt auserfeben waren, bis es endlich nach Zahresfrift gelang, in 
dem Obergerichtöratb Arnold einen Mann zu finden, den das 
Minifterium annehmbar erachtete, aber doch erit, ald er, obwohl 
auf Lebenszeit gewählt, durch Robert gedrängt, aller Welt verbors 
gen, den Mevers gegeben hatte, zu einer. anderen unvortheilbafteren 
Stellung. ſich nach dem Gefallen des Minifteriumd. verwenden zu 
lafien. Er erbielt ald DOberbürgermeifter den: Titel eines Regie— 
rungsrathed. Schomburg hatte auch als landftändifches Mitglied 
an der Direction der Brandverficherungsanftalt Theil gehabt; die 
Ständeverfammlung beftimmte jegt an feiner Statt Wippermann 
dazu. Diefer fand auch hier Feine Zulaffung; das Minifterium, 
ein Beftätigungsrecht in Anfpruch nehmend, welches fpäter auch bei 
den Landftänden faft eine pofitive Anerkennung gefunden hätte, verhin— 
derte ihn daran, weil er während feines-langjährigen Berufes regelmä— 
Big Anfichten und Gefinnungen ausgefprochen und befolgt habe, welche 
die Wirffamfeit. der Regierung zu erfchweren fuchten, und. ihren 
begründeten Befugniffen und wohlmeinenden Abfichten: und Willens: 
erflärungen, zum Theil aufs Aeußerfte, entgegen getreten fei, daher 
von ihm nur erwartet werden fünne, daß er ald Mitglied ver 
Brandverfiherungscommiflion mehr hindernd als nützlich fein werde. 
Scheffer trug der Ständeverfammlung diefe Erflärung in öffentlicher 
Sigung vor, und fehnitt eine fofortige Entgegnung Wippermanns 


— 488 — 


durch alsbaldige Verkündigung einer dreimonatlichen Vertagung ab. 
Die Verbreitung einer fchriftlihen Erflärung, die Wippermann dem 
Minifterium übergab, hemmte die Genfur, ald Koch, an des in 
Ruheſtand gefegten Hanfteins Stelle, das Minifterium ded Innern 
beffeidete. Im das geheime Gabinet, wo Koch (S. 326) oft zwiſchen dem 
Landesherrn und den Miniftern eine Vermittelung verfucdht haben 
mogte, trat num Robert ein, neben. Beibehaltung der PBolizeivers 
waltung, die er auf eine höchſt beläftigende Weife übte und 
dadurch eine erbitterte Stimmung in Eaffel erwedte. Angebliche 
Klagen über Mißbrauch der Amtsgewalt kamen auch in anderen 
Orten vor; wenn aber darüber Befchiwerde bei der Ständeverfamm- 
lung erhoben wurde, erwiederte Scheffer, es fei ungeeignet, einen 
folhen Weg zu betreten, ed müſſe befremden, daß es noch im 
Lande Unterthanen gebe, welche, mit Uebergehung der Behörden, 
Anklagen gegen Beamte in die Ständeverfammlung brächten. Das 
Kriegsminifterium ging aus Loßbergs Händen an Schmidt (S. 418) 
über, der längft ſchon defien Seele geweien war. Huber folgte einem 
Rufe nady Berlin, der Drientalift Hupfeld ging nach Halle. Auch 
Richter verließ die Univerfität, die fonft nody die Profeſſoren Her: 
mann Sengler und Kling durch den Uebergang an andere Acades 
mien, Bünger, Leonhard Creuzer, Wurzer, Endemann und Juſti 
durch den Tod, und damit Männer von weit verbreitetem wiſſen— 
fhaftlichen Rufe verlor. Dagegen war als Profeffor der Staatd- 
wiffenfchaften Bruno Hildebrand von Breslau nad Marburg be- 
rufen, an die theologifche Facultät Heinrich Thierfd) von Erlangen, 
Gräfe von Jena an die ftäntifche Realfchule zu. Eaffel, Dronke von 
Eoblenz an das Gymnafium in Fulda. Ungern fah die Regierung 
eine Verfammlung der teutfchen Philologen und Schulmänner in 
Gaffel, verhinderte gänzlich eine Verfammlung der Realfchulmänner 
in Hanau, zu welcher Gräfe in Verbindung mit Dr. Vogel zu 
Leipzig die erfte Anregung gab, unterfagte die Peftalozzifeier aller 
Orten, trat entfchieden der in Mainz beabfichtigten Berfammlung 
von Advocaten entgegen, und zerftörte fogar den Verſuch, die Feier 
der hundertjährigen Einfegung des Oberappellationdgerichts zu 
begehen. An diefes zog Madelvey den ‘Profeffor Elverd von Roftod 
unter Weberfchreitung des mit den Landftänden vereinbarten Nor- 
maletats bei Verleihung feines Gehaltes. Es waren noch mehrere 
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ſolcher Ueberſchreitungen vorgekommen. Als dieſes Verfahren in 
der Ständeverſammlung Anfechtungen erlitt, äußerte Scheffer, daß 
die Regierung ihr Recht, derartige Ueberſchreitungen des Etats vor— 
zunehmen, follte ed auch nur ausnahmsweiſe geübt werden, Doch 
niemald aufgeben werde, weil das Recht der Anftellung und Ber- 
fegung, welches dem Landesherrn zuftehe, unftatthafter Weile an die 
Mitwirkung der Ständeverfammlung gebunden werden würde, wenn 
es fich nothwendig in den Gränzen des Normaletatd bewegen müſſe. 
Es fei nidyt einzufehen, wozu es dienen ſolle, die betreffenden Be— 
träge in das Verzeichniß der nothwendigen Ausgaben, fo nannte 
Scheffer dad Staatsbudget, nint aufzunehmen; denn man möge 
doch nicht glauben, daß derartige Beichlüffe die Regierung irgend 
in ihrem Ermeffen befchränfen würden, außerordentliche Gchalts- 
beträge über. den Normaletat hinaus zu gewähren, wenn ed das 
Öffentliche Intereffe erheifhe. Scheffer ftellte die Anforderung, das 
eingefhlagene Verfahren ald richtig anzuerfennen oder dagegen den 
Meg der Anklage zu betreten. Die Ständeverfammlung ging darüber 
hinaus, unter der Vorausſetzung, daß. fünftig die getroffene Verein: 
barung für Ähnliche Fälle zur Richtfehnur genommen werde, und 
unter der Berwahrung gegen ein Verfahren, wodurd das land» 
ftändifche Bewilligungsrecht gejchmälert werden könne. Diele Ber; 
wahrung wies Scheffer zurüd, weil fie verlegend fei, feinen Sinn 
und feinen Gegenftand habe. Schwarzenberg wunterließ ed nicht, 
darauf binzumweifen, wie wünſchenswerth es fei, daß nur mit den 
Gefegen und inneren Einricytungen ded Landes vertraute Männer 
zum höchften Gerichtähofe befördert würden, Solche Yeußerung 
wäre an der Zeit, wenn der Ständeverfammlung eine Mitwirfung 
bei deſſen Befegung zuftände, erwiederte Rudolph von Buttlar (©. 
429), jetzt Vertreter der Landgrafen von Barchfeld. An den Lanpd- 
tagswahlen ſich durch den Vorſchlag beftimmter ihnen namhaft ges 
machter ‘Berfonen zu betheiligen, waren die Staatödiener, wenn auch 
nicht amtlich, veranlaßt worden. 

Den wieder berufenen Landtag eröffnete der Prinz-Regent perfön- 
(ic) am 18. Dec 1842, aber er begab jich nicht in dad Ständehaus; in 
das Schloß Bellevue, wo die höheren Staatöbeamten und das diploma- 
tifche Corps verfammelt waren, fonft aber Niemand, ließ er die Land- 
ftände entbieten. Daß der Zuftand des Landes fortwährend befriedigende 
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Entwickelung bekunde, Wiſſenſchaften und Künſte mit Sorgfalt und 
Liebe gepflegt würden, die Verbeſſerung des öffentlichen Unterrichts 
gute Früchte nicht verkennen laſſe, Gewerbe und Landwirthſchaft zu 
einer größeren Vervollkommnung vorſchreite, Die Lage des Finanz— 
haushaltes zufriedenftellend fei, das war ed, was die Thronrede 
den Landftänden Fund gab, Mo drüdte demielben noch beſonders 
feine Freude über die fo befrienigende Lage des Finanzhaushaltes 
aud. Sein Entwurf zu einem neuen Budget für die Jahre 1843 
bis 1845 fchloß mit einem namhaften Ueberſchuſſe ab; aber Künfte 
und Wiffenfchaften, die der Aufhülfe fo fehr bedurften, Gewerbe 
und Landwirthſchaft, auf die noch fo vielfach förderlich einzuwirfen 
ftand, der wichtige, aber ſehr gelähmte, Induftrieziweig der Leinen: 
fabrication, die jonftigen Intereffen des Landed, Einrichtungen die 
von unmittelbarem Einfluß auf die Landeswohlfahrt find, nützliche 
Bauten, waren fehr gering bedacht; das Finanzgefe enthielt 50,000 
Thlr. zur Herftellung der Hercutesfäule in dem zum fürftlichen 
Fideicommiß gehörigen Park von Wilhelmshöhe, fonft kaum etwas 
mehr, ald die Koften für den gewöhnlichen Staatsdienit, die noch 
in mancher Beziehung gefteigert werten follten, jo für die Forſt— 
verwaltung, und um 95,000 Thlr. jährlich für das Militair, woneben 
zur Verwendung für militairiiche Zwede 30,000 Thlr. aus dem 
Gapitalftode des Staatövermögens deshalb entnommen waren, weil 
gewiffe früher zu Kriegszwecken beftimmt gewefene Gebäude jept 
einem anderen Behufe dienten. — An diefem Landtage nahm Nebel: 
than nicht vom erjten Anfang wieder Antheil; erft eine nachträg- 
liche Wahl beim Ausfale einer anderen führte ihn demfelben wieder zu. 

Während die Ständeverfammlung feit dem Jahre 1832 dahin zu 
wirken gefucht hatte, die Mittelbehörden zwifchen der dirigirenden Ober: 
und der ausführenden Unterbehörde in der Forftverwaltung zu verrin— 
gern, follte jegt noch eine Vermehrung derjelben. eintreten. - Zu diefem 
Zwecke hatte das Minifterium dreimal eine Geldbewilligung beantragt, 
die, unter der Führung des fachfundigen Baumbach IIL, eben fo oft ab- 
gelehnt wurde. Endlich legte Scheffer gegen folchen Beichluß Verwah— 
rung ein, und erflärte den Willen ver Regierung, daß fie dennoch jede 
Ausgabe, welche fie zur Ausführung der Propofition erforderlich) erachte, 
für volfommen zuläffig halte. Da änderten bei der vierten Abftim- 
mung Manche ihre Meinung, Andere enthielten fich derſelben, und 
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das brachte Etimmengleichheit hervor; nun fielen noch Mehrere von 
ihrer Meinung ab, und beim fünften Male fiegte der Vorfd;lag 
des Minifteriumd. Man wollte fogar ind Ohr ſich raunen, daß, 
um Died zu erreichen, nicht Erwedung von Hoffnungen, nicht Bes 
drohung, unverfucht gelafien fei; jedenfalld war eine wünſchenswerth 
erachtete Verbeſſerung des unterften Forftperfonald. von der Zuftim- 
mung zur Vermehrung jener höheren Beamten abhängig gemacht. 
Die gefteigerten Anforderungen für das Militair beruhten 
mefentlih auf einer PBerfonalvermehrung, namentlich der Officiere, 
die, ald Gegengewicht gegen Franfreihs Rüftungen während des 
Jahres 1841, in Folge ausdehnender Erläuterungen der Bundes» 
friegöverfaffung durch Bundesbeſchluß vom 24. Juni 1841, und in 
Bolziehung einer Schlußacte über die Drganifation des 9. teut- 
hen Armeecorps, nothwendig geworden fein follten. Die Artillerie 
ſammt Pionniers und Pontoniercorps wollte dad Minifterium ver: 
mehren und anders formiren, weil bie biöherige Formation für den 
Fall einer Mobilmahung fih nicht eigne. Auch fei für alle Con— 
tingente die Verbindlichkeit eingetreten, fich felbft mit einer anges 
mefjenen Brüdenequipage zu verfehen. Bisher hatte Sachfen diefe 
für dad 9. Armeecorps vollftändig geftellt. Kurheſſen Fündigte aber 
den dieferhalb unter deſſen Theilhabern gefchlofienen Vertrag. Naffau 
fand die Kündigung mit den Rüdfichten der Billigfeit gegen Sachſen 
unvereinbar; dieſes ftellte folche ald dem Intereſſe des Corps zuwider 
laufend bei dem Bundestage dar, deffen Vermittelung für die Fort: 
dauer des bisherigen Verhältniffes anfprechend, die auch Luremburg 
wünſchte. Kurheſſen aber blieb dabei, eine eigene Pionniercompagnie 
haben zu wollen, um feine Artillerie in Belagerungsarbeiten. üben 
zu können. Die Landftände bewilligten bis auf einen geringfügigen 
Abzug Alles, was für das Militair begehrt war; ja es fchien 
Manchem der Ständemitglieder, fo fehr auch Einige widerfprachen, 
noch nicht einmal genügend gewefen zu fein. Es fehlte dabei nicht 
an Hinweifungen auf einen glänzenden Finanzzuftand und einen jeden- 
falls bleibenden Revenuenüberfhuß. Daß jetzt neben zwei Dras 
gonerregimentern eine Garde-du-Eorps von zwei Schwadronen befland, 
hatte die Bropofition umgangen ; aber der landftändifche Budgetausfchuß 
ereitirte förmlicdy eine Eröffnung der Regierung darüber, um für dies 
ſes Inſtitut die landftändifche Anerkennung ausfprechen zu Fönnen, 
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Auch Hinfichtlih der Feitftellung eines Normalgehaltes für die 
neu zu begründende Stelle eines Geftütedirectord, gingen die Land- 
ftände, nady Buttlard Vorſchlage, fo weit über die deshalbige Pro— 
pojition hinaus, daß felbit die Regierung Anftand nahm, damit 
ſich einverftanden zu erklären. Nur in einer Beziehung zeigte die 
Ständeverfammlung fid hartnädig, bei der Frage über Bewilligung 
befonderer Gehalte für Cenſurbeamten; Ochs (S. 450) erinnerte zwar 
daran, daß es, da durch eine Ablehnung in der Sache doch nichts geän- 
dert werde, angemefjen erfcheine, wenn die Ständeverfammlung der 
verfaffungsmäßigen Vorſchrift, daß der Voranſchlag genau und voll- 
ftändig fein folle, Genüge leifte, und die Zuftimmung zur Veraus— 
gabung der angeiprochenen Beträge ertheile, indem dadurch das 
gute Einverftändnig mit der Regierung erhalten werde. Buttlar 
war derfelben Meinung; Rehm, der PBrofeffor der Gedichte, der 
jest die Univerfität in der Ständeverfammlung vertrat, ſprach fich 
für die Bewilligung aus; Nebelthau erflärte die Cenſur für un- 
entbehrlich; Bähr fpendete verfelben feine Lobreden; aber dennoch 
wurde, wenn gleich nur mit Mehrheit einer Stimme, wiederholt 
die Anforderung abgelehnt. „Durch dieſen Beſchluß wird ſich die 
Regierung nicht abhalten lafjen, die Ausgabe nach ihrem Ermeſſen 
doch zu machen“ war Schefferd Entgegnung. In der That find 
Gehalte an Genforen ausgezahlt, ohne daß dagegen die Landftände 
irgend Maafregeln ergriffen. Wie gering die Kraft war, welde 
fie der Regierung gegenüber zu entwideln vermogten, zeigte ſich 
in dem offen ausgefprochenen Befenntniffe, daß nichts übrig bleibe, 
als ihre Anträge auf fi beruhen zu laffen, wenn dad Minifterium 
diefelben ; obwohl es foldye ebenfalls für gerechtfertigt und ſich damit 
einverftanden erflärt hatte, doch nicht in Vollziehung feßen wollte, 
und für folche Unterlaffung den mangelnden Willen ald alleinigen 
Grund angab Es ließ fid) das Maaß der der. Ständeverfammlung 
inne wohnenden Kraft aud) danach bemeffen, daß. fie ſich beruhigte, 
ald ein von ihr zum Mitgliede der Staatsſchatzdirection beftimmter 
Anwalt dur die Regierung zurücgewiefen wurde, weil ihre Wahl 
nur auf einen befolveten Staatsdiener fallen dürfe. 

Die Nadjgiebigfeit der Ständeverfammlung hatte ed möglich 
gemacht, daß fo frühzeitig wie noch nie ein Finanzgefeg für die 
Jahre 1843 bis 1845 zu Stande gebracht war, welches noch dazu 
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einen Ueberſchuß von 42,000 Thlr. für diefen Zeitraum ergab. 
Doch zeigte ſich bald, daß ſolches nur Schein war. Ungeachtet 
jenes UWeberfchuffes hatte Mog in das Finanzgefeg die Ermächtigung 
zum Grborgen einer Summe von 200,000 Thlr. für den Fall unge- 
wöhnlicher Stodungen in den Einnahmen aufnehmen lafjen. Kaum 
war daffelbe verfündigt, als nicht bloß hiervon Gebrauch gemacht 
werden mußte, fondern auh Mog auf Eröffnung eines weiteren 
Supplementarereditd von 200,000 Thlr., zum Theil für wahrhaft 
unvermeidliche Ausgaben, wie Kurheſſens Beiträge zur Erbauung 
der Bundesfeftungen, antrug, und felbft jenen Betrag nur als einen 
Theil des wahren Bedürfniffes darftellen mußte, namentlich fo weit 
fi) derfelbe auf den Bau eined Hafens in Carlshafen bezog, 
deffen Ausführung Schwarzenberg als Deputirter diefer Stadt im 
dringendften Sintereffe des gefammten Weferhandeld Jahre lang ver: 
geblih beantragt hatte, der aber jegt bei dem Minifterium größeren 
Anklang fand, ald auch Giesler (S. 250), der an Schwarzenberg 
Stelle von jener Stadt in die Ständeverfammlung gewählt war, 
auf diefe Angelegenheit zurüdfam, Es mußte Mo fogar einräumen, 
daß die veranfihlagten Einnahmen beträchtliche Ausfälle lieferten, 
und wegen des herrichenden Nothitandes zurüdgeblieben feien, die 
Staatdangehörigen aber Mühe haben würden, die Rüditände ab- 
zutragen, ja daß auch, ohne Nüdficht auf die neu in Vorſchlag 
gebrachten Ausgaben, die Staatscaffe in Werlegenheit, und außer 
Stande fei, ihre Verpflichtungen zu erfüllen. So mußten denn 
die Landitände in die Aufnahme eines weiteren -Anlehnd von 
150,000 Thlr. willigen. Sowohl diefer Betrag, ald die fchon 
auf den Grund des Finanzgefeged aufgenommene Summe von 
200000 Thlr. follte, nad der Schilderung der Regierung, nicht 
zu einer bleibenden Schuld erhoben, fondern in nächſter Zeit aus 
erwarteten Einnahmeüberfhüffen zurüdgezahlt werden, was aber 
nur etwa zur Hälfte geſchehen ift. Beide Capitalbeträge find des 
halb nicht gegen Emiſſton von Staatspapieren erborgt, fondern aus 
der Landescreditcaſſe entlehnt. 

Ueber den fegensreichen Erfolg des legtgenannten Inſtituts (S. 
3831), welches innerhalb zehn Jahren es zu einem Gelvumfage von 10 
Millionen Thaler gebracht hatte, war niemand im Zweifel; nicht bloß, 
Daß dafjelbe wejentlich zur Förderung der Ablöfung von Grundlaſten 
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beigetragen hatte; ed war dadurch überhaupt wohlthätig auf den 
Grundbefig eingewirft, indem die Gelegenheit geboten war, allmälig 
denjelben von der Schuldenlaft zu .befreien, die durch Kriegsjahre 
und mangelhafte Erediteinrichtungen darauf gebürdet war. Noch 
erheblichere Früchte ftanden vonder Wirkſamkeit der Landescredit- 
caffe zu erwarten, wenn erft die Aderbautreibenden diefelbe benugen 
würden, um fich mit deren Hülfe das zu einer mehr rationellen 
Landwirthichaftsführung erforderliche Betriebscapital zu verfihaffen, 
In einem Augenblide, wo dieſes immer näher bevorftand, griff 
Koh den Gedanfen auf, die Ausleihungen der Ereditcaffe gegen 
Hypotheken auf fünf Millionen Thaler zu beſchränken, mit anderen 
Worten, Ausleihungen diefer Art gänzlich einzuftellen, weil unger 
fähr jener Betrag bereitd in der gedachten Weife verborgt war. Er 
fand es der Natur der Sache entiprechend, für jede Hypothefen« 
bank ein Marimum ihres Geſchäftsumfanges feftzufegen, weil über 
dieſes hinaus das Beamtenperfonal die Gejchäfte nicht zuverläfitg 
beforgen könnte, und dadurch die Anſtalt ſelbſt Gefahren ausgefegt 
werden würde. Die Ständeverfammlung billigte einen dahin zielenden 
Gefegentwurf nicht; Buttlar ſprach ſich gegen ſolchen aus, weil die 
Regierung diefe Maafregel im Verwaltungswege anordnen Fönne, 
ja nicht bloß die Befugniß, fondern die Pflicht habe, weitere Dar— 
lehen zu verweigern, indem es der Staatöflugheit widerfpreche, dem 
Staate eine ungemefjene Laft durch die für das Ausleihen auf 
Hypotheken nöthigen apitalaufnahmen aufzubürden. Wirklich hat 
Koch nach einiger Zeit diefed aufgegriffen, und das Verborgen, fo 
weit es nicht zum Zwed der Ablöfung dienen fol, der Landes» 
ereditcaffe faft gänzlich unterfagt, Die folgeweife nun auch die An- 
nahme von Gapitalien einftelen mußte. Koch wollte zwar die 
gegenfeitige Kündbarfeit der bereits im Laufe befindlichen Obliga- 
tionen über die PBaflivcapitalien der Ereditcafje beibehalten, aber für 
die weiter von derjelben zu emittirenden Verbriefungen die Kün— 
digungsbefugniß des Gläubigers ausfchließen; er bejorgte, -daß von 
diefer Befugniß in einem die Creditcaffe benachtheiligenden Um— 
fange Gebrauch gemacht werden mögte, wenn politijche oder Naturs 
ereigniffe einträten, welche eine Finanzſtockung zur Folge haben oder auch) 
nur eine große Bewegung in den Papierhandel bringen würden, Die 
Zandflände waren dem Plane nicht entgegen, fanden aber Schwier 
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rigfeiten in dem gegenfeitigen Berhältniffe der Fünbbaren und nicht 
fündbaren VBerbriefungen, und empfahlen deshalb den Plan erft zu einer 
reiferen Erwägung und weiteren Ausbildung. Wippermann Ienfte 
ohne Erfolg nochmald die Aufmerkfamfeit auf eine Einlöfung der 
Landescreditcaffenpapiere durch Verwerthung der Obligationen aus: 
wärtiger Staaten, welche fid) im Staatöfchage befinden (S. 411). So 
blieb’ Kochs Plan beruhen, und die Ereditcafje hat alle politifchen Erifen, 
alle Raturereigniffe an ſich vorüberziehen fehen, ohne daß ihr 
Eredit irgend eine Störung erlitten hat. Die Capitalien, welche 
die VBafallen für die im Lehndverbande ftehenden Grundgefälle zu 
beziehen hatten, mußten diefelben, wenn fie foldhe nicht fonft für 
den Lehnsherrn ficher zu ftellen vermogten, in die Randescreditcafle 
einzahlen, welche das Geld fo gut verzinfete, als fie es felbft be- 
nugen fonnte, alfo wohl nur mit 3'/, Procent. Eben fo wurde 
ed mit den Ablöfungscapitalien für Gefälle gehalten, die aus fon- 
ftiger Urfache nicht zur freien Verfügung des Berechtigten fanden. 
Auf diefe Weife waren der Ereditcaffe ungefähr 600000 Thlr. zu⸗ 
gefloffen. Nebelthau fand eine Ungerechtigkeit in dem geringen 
Zinsfuße, indem dadurch die Bafallen im Vergleiche mit dem Werthe 
des abgelöieten Gefälles ihre Rente um 1?/, Procent vermindert 
fähen. Er beftand deshalb darauf, rüdfichtlih jener Capitalien 
die Ereditcaffe zu einem Zinsfuße von 4 Procent zu verpflichten, 
was die Ständeverfammlung billigt. Wippermann glaubte, es 
würde den Bafallen weit mehr genügt werden, wenn, dem Gebot 
der Berfafjung entiprehend, die Lehen für ablösbar erklärt würden. 
Nach Nebelthaus Meinung hieß das aber fo viel, ald eine Ablös— 
barfeit der Hoheitörechte beantragen; er nahm an, daß die Ver: 
faffungsurfunde den Fortbeftand des Lehnsnexus unterftelle, weil 
fonft der Regent nicht mehr im Stande fein würde, den Gliedern 
feines Haufes oder den Mitgliedern der Ritterfchaft Lehngüter zu 
verleihen. Doch fchien ed aucd ihm der Epoche der gegenwärtigen 
Regierung vorbehalten, dad Grundeigenthum zu entfeffeln und in 
Aufihwung zu bringen; die Erfüllung der deshalb vom Landes: 
herrn im Ablöfungsgefege von 1832 gegebenen Berheißungen 
erwartete er um fo ficherer und eher, je mehr man mit Danfbarfeit, 
Ehrfurdt und Treue auf das hinblide, was in einer kaum mehr 
als zehnjährigen Regierungszeit geſchehen ſei. Doch hat Koch in 
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diefer Beziehungänichts gefördert. Defienungeachtet war er von 
den Landftänden gern in feinem Amte gefehen; man traute ihm 
feine gegen Geſetz und Berfaffung verftoßende Handlung und nur 
verföhnende -Maaßregeln zu. Um fo mehr fiel e8 auf, ald Kod, 
ohne daß dazu im Lande erfichtli irgend ein Bedürfniß ſich 
fund gegeben hatte, ein Geſetz über die religiöfe Erziehung der 
Kinder aus gemifhten Ehen beantragte, welches die ftärfften An— 
fechtungen erlitt. Die Kinder aus Ehen zwifchen Evangelifchen 
und Kathslifchen follten hiernady ſtets der Konfeffion des Waters 
folgen, diefe erft nach zurüdgelegtem 18. Lebensjahre und nad) er» 
haltener Confirmation oder Firmung mit Vorwiſſen der Eltern 
oder Bormünder ändern können. Dabei waren vertragsmäßige 
Berabredungen über die religiöfe Erziehung der Kinder für ungültig 
erflärt, fie mochten vor oder nad) eingegangener Ehe getroffen fein. 
Gegen diefe Beitimmungen lehnte ſich Bifchof und Domcapitel in 
Fulda auf, ald dem weftphälifchen Frieden, dem Reichsdeputationg- 
hauptfchluffe, der Bundesacte und der Verfaffungsurfunde wider: 
ftreitend, die Rechte der Fatholifchen Kirche verlegend, im deren 
Angelegenheiten fich der Landesherr auf ſolche Weife nicht einmifchen 
dürfe, Auch Nebelthau forfchte vergeblich nach den Gründen, die 
Rechtsſphäre der Katholifen- in fo empfindlicher Weife einzuengen, 
die Freiheit des Individuums, und den Bereich des Familienlebens, 
die elterlichen Rechte und die väterliche Gewalt, gleichzeitig zu befchrän- 
fen. Es fchien Alles dahin zu deuten, daß der Geſetzentwurf in 
der Ständeverfammlung fallen oder gar im entgegengefegten Sinne 
umgearbeitet werden würde. Da verlautete, daß dieſes Ergebniß 
Kochs Entfernung vom Minifteramte nach fich ziehen werde, daß 
er nur ungern, aber durch unabläffiges Drängen Anderer genöthigt, 
ſich zu der Propoſition entichloffen habe, mit der ihm habe eine 
Falle geftellt werden follen. Das änderte die Meinung; der In— 
halt des Gefegentwurfs, fo wurde nun gelagt, fo ſprach aud 
Meifterlin, ift jeßt Nebenfache; die Hauptfache ift, daß Koch in 
feinem Amte, durch landftändifche Billigung jened Entwurfs, be— 
feftigt wird. Wirklich kam es auch dazu; nur ſechs Stimmen er- 
flärten am Ende fich dagegen. Das Geſetz wurde angenommen, 
ift aber dennoch niemals verfündigt worden. — Doch nun gerieth 
Kochs Stellung in eine neue Gefährdung durch die Verhandlungen 
32 
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über den Eiſenbahnbau (S. 393). Während dieſer ſich in anderen Thei⸗ 
len Teutſchlands immer mehr ausbreitete, hatten die fortdauernden Be⸗ 
mühungen verſchiedener Privatperſonen in Kurheſſen, eine Eiſen⸗ 
bahnverbindung herzuſtellen, nur den Erfolg gehabt, hinſichtlich der 
Frage, über die derſelben zu gebende Richtung das Intereſſe der 
einzelnen Landestheile zu ſpalten. Wie ed bei der Abneigung 
Hannovers lange Zeit mißlungen war, eine Berbefjerung des Fahr: 
waflers in der Wefer zu erzielen, deſſen natürliche wie fünftliche 
Hemmnifje zu entfernen, und dem durch Schifffahrtszölle ſchwer ber 
laſteten Weſerhandel aufzuhelfen, ſo war auch der Verſuch ge— 
ſcheitert, eine Eiſenbahn von Bamberg aus der Werra entlang nach 
den Hanſeſtädten durch eine Actiengeſellſchaft auszuführen. Ob⸗ 
wohl Kurheſſens Regierung bei einer Erörterung über die Wehr: 
haftigfeit des teutfchen Bundes den Eifenbahndau für eine ledig. 
lic) innere Angelegenheit ausgab, gegen jede Einwirfung des 
Bundes auf ſolchen fich verwahrend, hatte fie ed doch unterlaffen, 
den Eifenbahnbau zu irgend einem Ziele zu führen, fo fehr aud 
die Bauten zwifchen Cöln und Minden, Leipzig und Bamberg, zu 
ähnlichen Unternehmungen mahnten, damit nicht aller Verkehr 
Kurheffen entzogen werde. Während im Jahre 1837 dad Minis 
fterium den Landſtänden eröffnete, ed ftänden mehrere Bauten von 
Eifenbahnen in Ausficht, gab daffelbe vier Jahre fpäter, innerhalb 
welcher Zeit namhafte Summen zu Vorarbeiten bewilligt gewejen 
waren, auf die Frage der Landftände über den Stand der Ange- 
legenheit die Antwort, daß eine zweckdienliche Aufklärung darüber 
nicht zu ertheilen ftehe, und die landftändifche Mitwirkung in dieſer 
Angelegenheit angeiprochen werden folle, jo bald man derſelben be- 
dürfe und ohne Gefährdung der Sache foldye annehmen dürfe. 
Nachher ſchloß zwar das Minifterium einen Bertrag mit Preußen, 
Weimar und Gotha, wegen Zulaffung und Beförderung einer Bahn 
von Halle über Caſſel bis zur Rhein-Weferbahn, und verhandelte 
mehrfach mit Darmftadt und Franffurt wegen Anlegung einer ge- 
meinfchaftlihen Bahn, ließ auch die Terrainverhältniffe durch den 
Ingenieur Stephenſon aus England unterfuchen; doch abermals 
verliefen zwei Jahre, ehe man ernfthaft an die Ausführung dachte. 
Bei der Eröffnung der Ständeverfammlung im Schloffe Bellevue 
erklärte der Prinz-Regent in der Thronrede, es werde auf feinen 
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Befehl eine die Errichtung von Eiſenbahnen betreffende Vorlage 
den Landſtänden gemacht werden, doch wurde nichts vorgelegt, als 
der Entwurf eines Geſetzes wegen Abkürzung des Verfahrens bei 
swangsweifer Abtretung von Grundeigenthum zum Zwecke des Eifen- 
bahmbaues, der, durch Buttlar(S.484) in feinen einzelnen Beftimmun- 
gen vielfach befämpft, zulegt doch die Zuftimmung der Ständever- 
fammlung erhielt; in einer Weife freilich, die feine Umarbeitung 
bald nachher nöthig machte, was auch nicht ohme nette Kämpfe er: 
reicht wurde. Dabei blieb e8 aber längere Zeit, bis endlich, auf 
Beranlaffung der Deputirten von Caſſel, die Ständeverfammlung, 
ebenfalls im Widerftreite mit Bähr (S. 429) und Buttfar, die Befchleu: 
nigung der vom Landesherrn zugeficherten Borlage wegen Ausführung 
einer Eijenbahn begehrte. Statt daß nun eine dahin zielende Pro— 
pofition durch Koch an die Landſtände gelangt wäre, erhielt der» 
felbe feine Entlaffung vom Minifteramte, behielt aber, im dieſem 
durch Bolmar (S. 397) erfegt, noch feinen Einfluß, indem er für eine 
Zeitlang wieder in das geheime Kabinet, welches nun Robert ver- 
ließ, ald vortragender Rath eintrat. Volmar machte, was Koch 
nicht hatte thun mögen, den Ständen die Mittheilung, daß es noch 
an Ermittelungen fehle, welche ald Grundlage für eine fchließliche 
Entiheidung nach Abwägung aller in Betracht zu ziehenden Ver- 
hältniſſe nicht emtbehrt werden fönnten, und daß die Verhandlungen 
mit auswärtigen Regierungen noch nicht auf den Punct gediehen 
feien, um ein beftimmtes Refultat Derfelben angeben zu können. 
Dennoch flug Bolmar vor, die Ständeverfammlung möge im All 
gemeinen die Zuftimmung ertheilen, daß die Regierung zum Zweck 
der Erbauung von Eifenbahnen, wofür er 15 Millionen Thaler 
nöthig erachtete, Raften und Verbindlichkeiten auf die Staatscaffe 
übernehmen fönne, um jowohl Zinfen und andere Garantien zu 
veriprechen und zu leiften, als aud) nach Bedürfniß Anlehen aufzus 
nehmen oder fich bei Actienunternehmungen: zu betheiligen. Das 
freilich fchien den Ständen ein zu ausgedehntes Begehren zu fein, 
als daß fie darauf glaubten eingehen zu Fönnen. Sie beharrten 
vielmehr jo entfchieden auf detaillirten Bropofitionen, fchilderten da- 
bei die bisherige Thätigfeit oder vielmehr Unthätigfeit des Minifteriums 
in einer foldyen Weife, daß VBolmar, anfangs noch immer ausweichend, 
und fammt Scheffer verlegt fich zeigend, endlich ſich entfchloß, vorläufig die 
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Bewilligung von zwei Millionen Thaler zum Ausbau einer Eiſen— 
bahn von Eaffel bis an die Landesgränge bei Marburg anzu- 
fprechen, für deren Vollendung ſechs Millionen erforderlich fein 
follten. Died erregte großen Anftoß in den Provinzen Hanau 
und Fulda, welche dadurch die dieſelben durchziehende Verbindungs— 
ftraße zwifchen Frankfurt und Leipzig gefährdet hielten, und lieber eine 
Bahn von Eifenady in der Richtung über Fulda und Hanau gefehen 
hätten. Diefer Richtung war nicht bloß eine unüberwindliche Terrain» 
fchwierigfeit entgegengefegt, fondern auch die Abneigung der mehr 
für Fortfegung der Bahn von Marburg über Gießen nah Frank— 
furt geneigten darmftädter Regierung, deren Gebiet Feinenfalls zu 
umgehen war. Solche Hinderniffe würden jedoch wohl nicht ge- 
wichtig genug von der Ständeverfammlung erachtet fein, eine Bahn» 
linie aufzugeben, die das Land in feiner längften Ausdehnung, von 
Caſſel über Fulda nah Frankfurt, durdzog, wenn nicht die Ber 
forgniß geberricht hätte, durd einen Widerſpruch gegen den Plan 
des Minifteriums den Bahnbau überhaupt in die weiteite Werne zu 
rüdfen, da man demfelben im Allgemeinen Feine Borliebe für die 
großartige Unternehmung beimaß. Man fchloß dies aus den noch fort: 
dauernden Unwillfährigfeiten Bährs und Buttlars, weldyer Xegtere für 
Kurheſſen in den Eifenbahnen einen Rurusartifel erblickte, und fcharf 
fi gegen die Hyperenthuftaften ausließ, welche von nichts träum— 
ten, als von Eifenbahnen und Locomotiven, und mit ihrem Nivel- 
lirungsfyftem, wie er beforgte, jo weit zu gehen fchienen, daß fie 
aud Recht und Gerechtigkeit wegnivellirten. Endlih am 3. April 
1844 fam ein Landtagsabfchied zu Stande, durch welchen zur Auss 
führung der gedachten Bahn ein zu 3/, pCt. verzinsliches, mit 
1/, p&t. wenigftend jährlich zu tilgendes, Anlehn von fechs Mill. 
Thaler nad) Bedarf gegen Austellung von Obligationen im Nenn: 
werthe aufgenommen werden follte. Es hatte aber das Minifterium 
den, Alles in Frage ftellenden, Vorbehalt daran gefnüpft, daß mit 
der Ausführung der Bahn nicht eher begonnen werde, als bis eine 
Eifenbahnverbindung zwiſchen Halle und dem Niederrhein über 
Caſſel durch eine Actienunternehmung gefichert fein würde. Diefer 
Vorbehalt führte zu langwierigen Verhandlungen mit den Nachbar: 
ftaaten über die Bedingungen der Gonceffion zum Bau einer folchen 
Bahn, deren Erfolglofigkeit die Legteren veranlaßte, von Kurheſſen 


— 1905 — 


fi) zu trennen ſich auf die Concefftonirung der thüringer Bahn- 
firede zu befchränfen, und deren Bau bis Eifenady beginnen zu 
laffen, um von da ſolche allenfalls nad Franffurt durch das bai— 
rifche Franken fortfegen zu Fönnen. Weimar, Gotha und Meinin- 
gen famen wirflic; überein, diefelbe in der Richtung über Coburg 
fortzuführen, wodurch der Vortheil entging, diefe Werrabahn ven 
furheffiichen Bahnlinien unmittelbar angefchloffen zu fehen. Die 
angefehenften Mitglieder des Handelftandes in Caſſel boten, frei 
von allem Egoismus, ihre Mitwirkung zur Befchaffung der Mittel 
zur Ausführung der Bahn von Eiſenach durch Kurheſſen an, er: 
hielten ‚aber gar feine oder unbefriedigende Antworten. Eo ver: 
gingen nochmals 1'/, Jahre, ehe die Sadıe vorwärts fchritt. 
Endlid) im September 1844 ermächtigte die Regierung drei Frank— 
furter Banquierhäufer gegen eine PBrovifion von 2 pE&t. eine Actien- 
gefellfchaft mit einem Gapitale von 8 Millionen Thaler zu Etande 
zu bringen, um den, ald Friedrich-Wilhelms-Nordbahn, bezeichneten 
Eifenbahnbau von der thüringfchen Gränze über Caſſel bis an bie 
Gränze Preußens in der Richtung von Lippftadt, mit einer Zweig— 
bahn an die Wefer bei Carldhafen, zu unternehmen. Großer Jubel 
herrfchte darüber in der Stadt Eaffel, die mehrere Tage lang in Freu— 
denfeuer erglänzte, und durch eine Deputation des Stadtrathd dem 
Prinz Regenten ihren Danf für jene Ermächtigung abftatten ließ. 
Einer Mitwirfung feiner Räthe fchien dabei von Niemanden aner- 
fennend gedacht zu werden. Mit Schnelligkeit war das für er, 
forderlich erklärte Aetiencapital befchafftz aber Beftürzung ergriff die 
Actionaire, ald fie, nach deffen Unterzeichnung, vollftändige Kenntniß 
von den der Gefelfchaft fo ungünftigen Bedingungen ihres Statuts 
erhielten. Volmar hielt es für eine Verlegung der einem Staats— 
diener obliegenden Pflicht, als ſich in Privatkreiſen Meiiterlin tadelnd 
darüber äußerte. Der Bau felbft Fonnte erft in der Mitte 1845 bes 
gonnen werden, und erfuhr weitere Zögerungen wegen der immer noch 
nicht zum Ziele gebrachten Vereinbarung der Furheffifchen Regierung mit 
Weimar über den Vereinigungspunet der Nordbahn und der this 
ringer Bahn. Die nämlichen Frankfurter Banfhäufer erhielten auch 
die Eonceffion zur Herftellung einer Localbahn zwiſchen Frankfurt 
und Hanau mit Umgehung der Induftriellen und der Kommunal: 
behörden diefer Stadt, welche vergeblih dazu das Capital lange 
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Zeit hindurdy angeboten hatten. Die Erlaubniß zur Verlängerung 
jener Bahn bis an die Grenze von Afchaffenburg behufs der Fort: 
fegung nad) Würzburg und Bamberg war dagegem nicht zu errei- 
chen gewejen, eben fo wenig, zur Verbindung zwifchen Offenbach 
und Hanau, die Erlaubniß zur Herftellung einer Brüde über den 
Main, der jest der Dampfſchifffahrt fich öffnete, die auch, wenn 
gleich auf der Fulda durd) die Regierung geradezu verhindert, auf 
ber Wefer entftand, wichtig vorzugsweife für Garlshafen und für 
die Graffhaft Schaumburg. Durch letzteres Gebiet wurde die 
Eifenbahnverbindung zwifchen Minden und Hannover, freilich in 
einer dem particularen Intereffe deſſelben nicht durchaus günftigen 
Richtung, geleitet. Hannover erhielt zugleich die Zufage, daß feine 
von Hildesheim über Münden nad Caſſel beabfichtigte Bahn, deren 
Ausführung jedody unterblieben tft, im kurheſſiſchen Gebiete zuge: 
laſſen werden ſolle. Auch mit Franffurt und Darmftadt kamen die 
langwierigen Verhandlungen über die gemeinfchaftliche Ausführung 
der Main» Weferbahn im Laufe des Jahres 1845 zum Schluffe 
die hiernach innerhalb fünf Jahren vollendet werben follte. Zur 
Ausführung des kurheſſiſchen Antheils derfelben nahm das Minis 
fterium bei dem Haufe Rothſchild ein Anlehen von ſechs Millionen 
Thaler auf, verjchrieb aber demfelben, mittelft Aushändigung von 
Looſen einer Staatölotterie, 6,700,000 Thlr.; der überfihießende 
Betrag war Rothſchilds Provifion, die in fo fern von den Käufern 
der Looſe bezahlt ift, ald die auf die legteren fallenden Gewinne 
im Ganzen nicht mehr ausmachen, wie die Tilgungsrente für fechs 
Millionen fammt 3'/, Procent Zinfen dieſes Betrags bis zu deffen 
Tilgung. Letztere fol im Jahre 1899 eintreten, bis wohin die von 
der Staatscaffe jährlich zu gewährende Rente gleich bleibt, dann 
aber ganz aufhört. Mittelft diefer Reute können die verfprochenen 
Gewinne nur geleiftet werden, wenn in den erften Jahren weniger 
wie die Jahresrente zur Verlooſung ‚gebracht, der Ueberſchuß aber 
mit Zinfen und Zinfeszinfen aufbewahrt wird. Dieſe Aufbewahrung 
und Zindaufftapelung ift einftweilen dem Haufe Rothſchild anver— 
trauet. So vergütet daffelbe vorerft für die fraglichen Gelder 3'/, 
Procent. Die Loofe hat das Haus Rothichild, ungeachtet eines für 
deren Befiger ungünftigen Werthverhältniffes, über ihren Nennwerth 
verkaufen können. Es war das auch bei einem durch dieſes Bank- 
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haus um diefelbe Zeit für die badifche Regierung negotlirten Lot: 
terieanlehn der Falk, welche Letztere aber die Xoofe in einem deren Nenn 
werth überfteigenden Eurfe dem Haufe Rothſchild überließ, dieſem alfo 
nicht eine ſolche Proviſion, wie die furhefftfche, zugeftand. Für den 
Bau der Staatdeifenbahn wurde nun eine bejondere Direction eins 
gefest, und Günfte, der Criminalift, ihr beigegeben, ald er eben im 
Dberappellationsgerichte für Jordan das freifpredjende Erfenntniß 
entworfen. hatte, welches durch grundlofe Infinnation faft noch einmal 
wäre verzögert worden. In jenen Gerichtähof rückte dann Videl 
von Marburg her (©. 446) unter dem ganz ungebräucjlichen Ramen 
eined Bicepräfidenten wieder ein, fo im Range alle früher ihm voran 
geftandenen Dberappellationsräthe überfpringend. Es war diefer 
Schritt eben jo wenig Bertrauen erwedend, ald es Bideld erfter 
Eintritt in das höchſte Gericht gewefen war (S. 257), in dem 
er ‚freilich jegt micht eben ſehr thätig wurde, da ihn Volmar zu der 
in Berlin . zufammentretenden Conferenz wegen Berftändigung 
über die Intereſſen der evangelifchen Landesfirchen in Teutſchland 
ald Abgeordneten Kurheffend entfendete, um daſelbſt auf das 
Wedhfelverhältniß zwifchen Thron und Altar hinzuweiſen (S.448). Doc 
ſchien überhaupt nicht in des Minifteriums Abſicht der Erwerb von 
Vertrauen zu liegen; weder durch Förderung materieller Wohlfahrt 
des Landes und feiner Bewohner — mogte fie auch durch Theus 
rung, unerhörte Kälte, wiederholte Wafjerfluth, Verderbniß des 
nothwendigften Nahrungsmittel, beſonders beeinträchtigt fein — noch 
durd) Anerkennung politiicyer Freiheiten des Volkes, fuchte ed eine 
folche Abficht an ven. Tag zu legen. Schien es doch nicht felten, als ob 
geradezu dahin gejtrebt werde, den Mangel derſelben recht deutlich 
an den Tag zu legen. So gab das Minifterium kurz nad) der 
Bertagung ded Landtags einem Beamten dem Auftrag, für die Zeit, 
wo die Landftände nicht verfammelt feien, dad Ständehaus unter Auf- 
ficht und Berichluß zunehmen. Veraulaßt war das lediglich durd) den 
Plan, die Bilder von Gallait und de Diefve, die das belgiſche Gou- 
vernement, um den Kunftgenuß ihrer Anſchauung zu gönnen, übers 
fendet hatte, im Etändefaale aufzuftellen. Zum Zweck diefer Bilderaus- 
ftellung wurden ftändischer Seits die nöthigen Räumlichfeiten fofort ans 
geboten. Bolmar aber erflärte nun die legtere nur für ein zus 
fälliges Zufammentreffen mit der Verfolgung eines, in feinem Auf- 
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trage liegenden, Princips (S. 481), nahm das Anerbieten nicht an, ließ 
dagegen gewaltſam die Thüren öffnen und die Schlöſſer verändern. 
Mißachtung der von den Landſtänden als verfafjungsmäßig ange— 
ſprochenen Rechte, Erniedrigung des Inſtituts der Volksvertretung 
in Worten, Formen und Thaten, Benutzung conſtitutioneller Ein— 
richtungen zu Stützpuncten gouvernementalen Eigenwillens, Nieder—⸗ 
drückung lebendiger Friſche und geiſtigen Muthes theils durch 
Einſchüchterung, theils durch unterbleibende Unterſtützung äußeren 
Wohles, und mangelnde oder verzögerte Hebung der Mittel 
zu deſſen Erzielung; das kann man wohl während eines achtjährigen 
Zeitraums als den Grundcharacter eines Miniſteriums betrachten, 
deſſen leitendes Princip ſich in Scheffer ſuchen läßt, obwohl er bis da— 
hin nie in der miniſteriellen Verantwortlichkeit ſtand. Ihm gegenüber 
ſchloſſen alle edleren Gefühle ſich in des Herzens innere Räume, 
Höhnung beſorgend, wenn ſie offen kund ſich geben würden. Die perſön— 
liche Freiheit der Menſchen ſchien allein noch ungefährdet, aber ſchwer 
war die Furcht zu unterdrücken, daß auch ſie geſichert nicht bleibe. 
Doch Denk- und Gewiſſensfreiheit, die hielt jeder für unantaſtbar. 

In der Zeit, als der Verein der Guſtav⸗Adolphsſtiftung, dem Mini⸗ 
ſterium anfangs nicht genehm, über Kurheſſen ſich ausbreitete, nachdem 
Elvers (S. 483), der orthodoxen Lehre und dem Verein zur Bekehrung 
der Heiden in China zugehörig, ſich beſonders thätig dafür zeigte, richtete 
Johannes Ronge an den Biſchof zu Trier feinen Brief gegen die Vereh⸗ 
rung des heiligen Rodes. Gildemeifter und Sybelin Bonn, die deſſen 
Unächtheit zu beweiſen fuchten, wurden bald darauf zu Profeſſoren der 
Theologie und der Gefchichte nach Marburg berufen. Zu Gunſten 
der Aechtheit erſchallte zuerſt von Hanau her die Stimme eines 
Katholifen. Doch gerade Hanau war es, wo ſich eine teutſch- fa 
tholiſche Gemeinde von ungefähr 150 Perſonen, mit Vorwiſſen und 
ohne Widerfpruch der Behörden, unter der Leitung des Pfarrers 
Kerbler bildete, der mit Ronge und Czerski das geiftliche Element 
auf dem Leipziger Concil vertrat, an deſſen Bekenntniß fich die neue 
Gemeinde hielt, die aud) in Marburg, angeregt durch eine in der aca— 
demiſchen Aula gehaltene Feftrede des Prof. Bayrhoffer (S. 449), ein- 
zelne Anhänger fand. Hier fowohl, wie in Hersfeld, gewann zugleich 
die religiöfe Gefellfichaft der Lichtfreunde Genoffen. Da warnte ein 
„Friedenswort zur Löſung der religiöfen Streitfragen“ vie orthos 


— A 


doren Proteftanten, nicht zu überfehen, daß die Schläge des Un» 
glaubend gegen das Fatholifche Dogma aud) dem evangelifchen Dogma 
gälten, und fi) zu erinnern, daß man bei der Göttinger Verſamm— 
lung des Guftav- Adolph Vereine, bei welchem der, einer Belebung . 
des religiöfen Bewußtieind hemmend entgegentretende, religiöfe Ra— 
dDicalisınus fich betheiligt habe, auf den Grundfag eines beftimmten 
Befenntniffes habe verzichten und ſich auf eine vage Formel habe 
befchränfen müſſen. Ald nun auch Steuber geitorben war, deffen 
Amt nachher Dörnberg übernahm, der bisherige Gefchäftsträger Kurs 
heſſens am preußifchen Hofe, welcher legtere jegt den Grafen von Galen 
ald feinen Geſandten in Caſſel beglaubigt hatte, begann die Be— 
handlung der neu entftehenden Secte, fo fehr fie anfangs fich des 
Beifalld der Staatsbehörden erfreuet hatte, immer weniger günftig 
zu werben. tan unterfagte dem Verein der Teutfch-Katholifen, 
Berfammlungen zu balten, die einem öffentlichen Gottesdienft 
gewidmet feien, fih die Bezeichnung einer Gemeinde beizulegen, 
weil folches nicht ohne Geitattung des Staated gefchehen dürfe, 
und ſich deshalb aller derjenigen Handlungen zu enthalten, welche 
die Eriftenz einer bejonderen fatholifchen Gemeinde vorausfegen. 
Der Gottesdienft der Teutich-Katholifen in der ihnen von der Stadt 
Hanau überwiejenen Kirche wurde nur unter der Bedingung nad)» 
gefehen, daß derfelbe die Gigenichaft eines Privatgottesdienſtes 
behalte, daß demnach dazu nicht durch Glodengeläute eingeladen 
werde. Später blieb ihnen nur der Privatgottesdienft in Privat— 
verfammlungen, fo wie nur in Privatgebäuden, alfo nicht in einer 
Kirche oder einem andern öffentlichen Gebäude, auch nicht im Freien, 
geftattet. Es wurde ihnen verboten, ald Gorporation aufzutreten, 
oder Geiftliche mit öffentlichem Character zuzuziehen, und Minifte- 
rialhandlungen mit bürgerlicher Wirfung ausüben zu laffen, weil 
eine teutfch-Fatholifche Kirche zur Zeit nicht anerfannt fei. Endlich, 
als Metternich auf dem Johannisberg die Befuche geiftlicher Wür— 
denträger empfangen und den Prinz-Regenten zu fich eingeladen 
hatte, eröffnete, unter Volmars Gontrafignatur, am 18. September 
1845 eine landedherrlihe Entfchliefung ven teutjc) > Fatholifchen 
Diffidenten, daß eine Secte, welche ſich nad) den Grundſätzen des 
Leipziger Concil8 halten wolle, in Kurheſſen nicht werde geduldet 
noch anerfannt werden, daß den Mitgliedern einer ſolchen Secte eine 
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Beihülfe durdy evangelifche Pfarrer nicht zugeftanden werben könne, 
und daß Privatverjammlungen derfelben nicht weiter würden zuge: 
laffen werden, fondern ihnen nur die Hausandacht unbenommen 
bleibe. Mit großer Etrenge brachten diefes die Behörden zur Aus— 
führung; nicht noch ein Mal geftatteten fie den Teutſch-Katholiken eine 
Privatverfammlung, fondern nur noch einen Zufammentritt zu dem 
Zwede, das ergangene Verbot befannt zu machen, Weder dem 
Pfarrer Kerbler, noch) einem anderen ausländifchen Geiftlichen der 
Teutſch⸗Katholiſchen, wurde der Aufenthalt geftattet. Daneben verbot 
Bolmar die Trauung eines Teutfh-Katholifen durch einen proteftan- 
tifchen ©eiftlichen. Diefe letztere Maaßregel griff ganz unmittelbar 
ftörend in die Lebensverhältniſſe der Betheiligten ein, und mußte denfelben 
nothwendig zur Beſchwerde gereichen. Aber fie mochten nur durch eine 
Verwendung der Landftände Abhülfe möglich halten, und- ftüßten ihre 
Hoffnung auf die Eröffnung der neuen Ständeverfammlung, die regel 
mäßig Anfangs November Statt haben mußte. 

Diefelbe erfolgte jedoch erft am 9. Dec, 1845. Mob bielt, von 
einer Deputation der Landftände feierlich empfangen, im Namen des 
Regenten die Eröffnungsrede, in der er nicht weiter als deſſen Erwar— 
tung ausfprad), daß die Stände ed ſich angelegen fein kaffen würden, 
die vorzunehmenden Gefchäfte in befriedigender Weile zu erledigen, mit _ 
der Aufforderung, den vorgefchriebenen Eid zu leiften. Kaum war die 
Eidesleiftung gefhehen, als Sceffer auf unbeftimmte Zeit eine 
Bertagung der Ständeverfammlung verfündigte, deren Dauer alfo 
für jegt nur nah Minuten zu berechnen war. — So der Hoff: 
nung auf landftändifche Verwendung für den Augenblid wieder 
beraubt, entfchloffen fich die Teutfch  Katholifen, wie die Taufge— 
finnten, Hülfe bei den Gerichten zu fuchen, bei denen fie um Schuß 
in der verfaffungsmäßig zugeficherten vollfommenen Freiheit des 
Gewiffend und der Religionsübung baten. Die Gerichte wiefen 
jedoch die Klage zurüd. Weil nady der Berfaffung alle im Staate 
anerkannten Kirchen gleichen Schuß genießen, hielten fie die Freis 
beit zur Uebung folcher Religionen, deren Berechtigung zu Firch- 
lichen Bereinen nicht anerfannt fei, auf die Befugniß zur Haus— 
andacht zurüdgeführt. — Nach drei Monaten fam die Ständeverfamm- 
lung wieder zufammen. Diefelbe hatte fih um ein Mitglied durch 
den Tod ded Landgrafen Friedrich (Sohn des Landgrafen Carl: 
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©. 226) gemindert, mit welchem eine im Jahre 1786 apanagirte Linie 
des Kurfürſtlichen Haufes erlofch. Es ereignete fid) dagegen zum erften 
Male feit dem Jahre 1832, daß ein Prinz des Haufes perfönlich 
erfchien ; der Landgraf von Barchfeld hatte fich, freilich) nur für dass 
mal, nicht wie fonft dazu verftehen wollen, Vollmacht auf eine ihm 
vom Minifterium vorgefchriebene Perfönlichfeit auszuftellen (©. 287). 
Buttlar, der ihn zuleßt vertreten hatte, erlangte nun die Eigen: 
fchaft eines ftandesherrlichen Bevollmächtigten. Auch Ochs, deſſen 
früherer Vertreter (S. 456), erhielt feine neue Vollmacht; derfelbe 
ftarb noch während diefer Landtagsperiode. Nebelthau präfivirte ; 
er war von der Stadt Eafjel gewählt, die Schwarzenberg, ihren 
legten Vertreter, aufgegeben hatte. Schwarzenberg war nirgends 
im Lande gewählt, aber die Schaumburger Städte erforen fidy ihn, 
ald Morig von Baumbach, der letzte Präfident der Ständeverfamm- 
lung, ihre Wahl ablehnen mußte, weil er zu deren Annahme die 
minifterielle Genehmigung nicht erhielt. Bon den Schaumburger 
Landgemeinden war wiederum, wie bei jeder feit 1832 vorgefom- 
menen Landtagswahl, Wippermann in Gaffel zum Abgeordneten 
auserjehen. Diefed Mal legte die Landtagscommiffton Widerfpruch 
gegen feine Zulaffung ein, weil nad) den Grundfägen der Ver— 
faffung bei der Deputirtenwahl die Landgemeinden auf Einwohner 
der Landbezirfe, die Städte auf Stadtbewohner, beichränft feien, 
und dehnte foldhen Widerfpruch auf zwei andere Wahlen aus, die 
unter ähnlichen Berhältniffen vorgefommen waren. Scheffer beftritt 
dabei auch jegt, daß die Regierung die Wahl der Ständemitglieder an- 
fehte (S. 429); er nannte das eine falfche und unbegründete Anficht, 
welche dad Verhältniß der Regierung verfehre und ihr eine PBarteis 
ftelung anweife, die doch undenfbar und unwahr ſei; aber er nahm 
für die Regierung ein wirffames Widerfpruchsrecht in Anſpruch, 
und erinnerte daran, daß gegentheilige Verſuche, wie bei der Frage über 
Jordans Legitimation im Jahre 1833 (S. 292), zur Vernichtung der 
betreffenden Ständeverfammlung geführt hätten. Dennoch erachteten 
die Landftände auf den Grund des biöher unverrüdt eingehaltenen 
Berfahrend die drei beanftandeten Mitglieder zum Eintrit in die 
Ständeverfammlung legitimirt, befchloffen aber über das dem Wider- 
fpruche der Landtagscommiffion unterliegende Princip ein Outachten 
ihres Rechtsausſchuſſes einzuziehen, und dan dariiber weiter zu vers 
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handeln. Echeffer wollte auf der Beanftandung der Mahlen nur 
unter der Vorausſetzung für diesmal nicht beharren, daß eine bal- 
dige und einverftändliche Erklärung der Etändeverfammlung über 
jenes Princip erfolgen werde. 

Während der Vertagungszeit hatte Koch (E.493) dad Miniftes 
rium ded Innern wieder übernommen. Obwohl er Volmar fich zu 
feinem vortragenden Rathe für Eachen des Eultus auderfah, erwartete 
man doc, daß die Behandlung der Teutſch-Katholiken ſich günftiger 
geftalten werde. Diefelben beichwerten fich nunmehr bei der Stände: 
verfammlung wegen Verlegung der in der Berfaffung zugeficherten 
Freiheit des Gewiſſens und der Religionsübung. Als es fi) um 
die Frage handelte, ob diefe Beſchwerde durch den landſtändiſchen 
Ausfhuß für Angelegenheiten des Eultus oder durd) den für Rechts— 
ſachen gewählten zu prüfen fei, alfo ſchon bei einer formellen Bor: 
frage, nahm Scheffer am 7. April 1846 auf der Stelle Veran- 
lafjung, den Standpunct zu bezeichnen, auf weldyem die Regierung 
in Beziehung auf die religiöfen Bewegungen der neueren Zeit ſich 
halte. Die Regierung nämlidy will aufrecht erhalten wiſſen den 
alten befeligenden Chriftusglauben, wie er durch die Reformation 
in der proteftantifchen Kirche hergeftellt, und von den Ahnen des 
erhabenen Fürftenhaufed und den eigenen Voreltern mit errungen fei. 
Sie will ferner bewahren und erhalten die Aufficht und den Schuß 
über die fatholifche. Echwefterfirche, wie diefe und deren Verhältniß 
zur Regierung in Heſſen rechtlich beftehen. Daneben ift auf den 
Grund des verfaffungsmäßig garantirten Rechts der individuellen 
Gewiffensfreiheit und Religionsübung einem Jeden, dem es gelüftet 
und der die nothivendigen Folgen davon übernehmen will, unver: 
wehrt, von dem Glauben feiner Väter abzufallen und feine bis- 
herige Kirchengemeinichaft innerlich und Außerlich aufzugeben. Es 
iſt einem Jeden frei, nach feinem individuellen Denfen und Meinen 
feine Beziehung zu Gott zu unterhalten, feine Religion für fich zu 
üben. Don diefer individuellen Gewiſſens- und KReligiondfreiheit 
ift Die Befugniß, abtrünnige Neligionsgefellfchaften zu. ftiften und 
zu gemeinfamen Gultuseinrichtungen und Uebungen fich zu vereinigen, 
weſentlich verfchieden. ine Befuguiß dazu gebührt Niemanden, als 
dem Landesherrn, auf den Grund ded hergebradyten jus reformandi. 
Eine. folhe Erweiterung oder Ausartung der Gewiſſens- und 
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Religionsfreiheit wird nicht anerkannt und nicht geduldet, weil 
dadurch in das öffentliche Gebiet übergegriffen wird, welches nur 
von dem Landesheren und defien Regierungsgewalt zum Wohle 
und zum Schuge Aller beherrfcht werden darf und fol. Das ver: 
fündigte der Landtagscommiffar als die Grundfäge der Regierung, 
und doch fehlte es nicht an Zweifeln, ob dies Kochs Grundfäge 
feien. Die Befchwerde der Teutich-Katholifen wurde dem Rechts— 
ausfihuffe überwiefen, der fein Gutachten lange zurüdhielt. 
Inzwiſchen ſchritt die Ständeverfammlung zur Verhandlung über 
Öegenftände der Rechtspflege. Zu Carlsruhe war zwifchen den Staaten 
des Zollvereind ein Münzcartel zu Stande gefommen, welches die 
Contrahenten verpflichtete, ihre Angehörigen wegen eines Vergehens 
gegen dad Münzregal eines anderen Staates eben fo zu beftrafen, 
ald wenn ed gegen dad eigene Münzregal gerichtet ſei. Es bezog 
ſich ſolches ſowohl auf geprägte Münzen, ald auf ‘Papiergeld. Eine 
Verfälſchung des letzteren betrachteten jedoch die Gelege Kurheſſens 
nit ald ein Münzverbrechen; wenigftend war ein ſolcher Character 
des Vergehens nicht unbeitritten. Kurhefien hatte deshalb den 
Borbehalt gemacht, daß die Beftimmungen des Garteld, fo weit 
folhe die kurheſſiſche Gefeggebung modificiren würden, erft dann 
zur Ausführung zu bringen feien, wenn bie entjprechenden Aende— 
rungen diefer Gefeggebung erfolgt fein würden. Das Juftizmini- 
fterium ging nun die Landftände an, ihre Einwilligung zu den 
hiernach erforderlichen Aenderungen der Gefege zu ertheilen, ohne 
daß die beabfichtigten Aenderungen formulirt oder auch nur näher 
angegeben waren. Die Landftände begehrten deshalb, wie es immer üblich 
geweſen fei, einen in Artikel gefaßten Gefegentwurf zur Grundlage 
ihrer Berathung, da fie doch nicht im Allgemeinen über einen bloßen, 
nicht einmal beftimmt bezeichneten, Grundſatz abftimmen könnten. Es 
war faum einzufehen, warum Madeldey (S.398) darauf nicht hätte 
eingehen follen. Doch er erſchien nicht in der Ständeverfammlung 
bei der Erörterung über jenen Gegenftand. Statt deffen zeigte ſich 
Scheffer erftaunt über foldye Mißverftänpniffe, weil für den Ent- 
wurf eines zu erlaffenden Gejeges Feine beftimmte Form gewählt 
zu werden brauche, ‘der Ständeverfammlung vielmehr bei der Ger 
feßgebung überhaupt nur die Beiftimmung zu Grundfägen abgefor: 
dert werde, die Durch den Ausipruch des landesherrlichen geſetzgebe— 
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riſchen Willens zu Vorſchriften erhoben würden, der betreffende 
Miniſter aber dafür verantwortlich ſei, daß der Tenor dieſer Vor— 
ſchriften nichts Anderes (im Grundſatze) enthalte, als wozu die 
ftändifche Einwilligung gegeben ſei. Die irrige Meinung, daß dieſe 
nur mittelft befonderer Gejegentwürfe begehrt und gegeben werben 
dürfe, wußte fi Scheffer nur daraus zu erflären, daß es bisher 
üblich geweien fei, den Etänden die volltändige Abfafjung vorzu- 
legen. Daß hiervon Madelvey principmäßig habe abweichen wollen, 
ift kaum vorauszufegen, weil er fowohl, als die übrigen Miniiter, 
binfihtli aller anderen Gegenftände der Gefeggebung bei jener 
Hebung blieb. Eher ift zu glauben, daß er ohne Vorbedacht unter- 
laſſen habe, einen entiprechenden Gefeßentwurf rechtzeitig auszu⸗ 
arbeiten, und num durch Sceffer in Diefer Situation feftgehalten 
wurde, die ihn in einen unlösbaren Conflict mit der Ständever- 
fammlung brachte. Er vermogte auch fonft bei derfelben Feine 
Erfolge zu erzielen. Als er noch einmal feinen Plan vorbrachte, 
die Appellationsfumme zu erhöhen, um durch die Minderungen der 
Zahl von Berufungen an den höheren Richter deſſen Arbeitslaft 
zu erleichtern, ftatt zur Erweiterung dieſes Zweckes eine neue PBroreß- 
ordnung zu bearbeiten, wieſen denfelben die Landftände mit Stimmen; 
einhelligfeit zurüd. Daneben proponirte Madeldey in der That 
sum dritten Male feinen Entwurf zur Befeitigung einiger Mängel 
in der Strafrechtöpflege, jegt mit verändertem Titel und in zwei 
Entwürfe getheilt, fonft ganz das Alte. Diefes aber wollten die 
Landftände nicht nochmals in Erörterung nehmen; fie fehnten ſich 
nad dem ſchon 1831 zugefagten Entwurfe eines volkftändigen 
Strafgeſetzbuchs ſammt Strafproceßordnung, wünſchten öffentliches 
und mundliches Verfahren nad den Grundſätzen des Anklagepro— 
ceſſes. Darüber entſpann ſich freilich ein lebhafter Kampf, ſelbſt 
Nebelthau, Baumbach III. und Eberhard waren nicht für gänzliche 
Ablehnung der von Mackeldey wiederholt gemachten Vorſchlage, 
weil darin doch einige Verbeſſerung der vorhandenen Zuſtaͤnde zu ent⸗ 
decken ſei. Buttlar (S. 493) glaubte, durch Oeffentlichkeit und Münd— 
lichkeit des Proceßverfahrens werde man den herrſchenden Leichtſinn, 
aus welchem das Verlangen nach dieſen Inſtitutionen entſpringe, 
wahrſcheinlich noch vermehren. Scheffer gab zu erkennen, daß darauf 
gerichtete Anträge erfolglos bleiben müßten; denn das Machen 
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von ©efepbüchern befeitige feine Uebelſtände; umfaffendes Stu- 
dium des VBorhandenen mit practifcher Uebung gebe Rechte- 
wiffenfchaft und ein lebendiges Recht; rechtszerftörend im Leben 
und irrig im Princip fei der Grundfag, dem Volke cine gewiffe 
Theilnahme an der Rechtsanwendung möglich zu machen; die Ne 
gierung erwarte etwas Heilfamed nur in dem pofitiv Gegebenen 
und in deſſen Feithaltung, uur in der Fortentwidlung auf und aus 
dem pofitiv Beitehenden; das Gegentheil erwarte fie von jedem 
entgegengefeßten Verfahren, von jeder Revolution, in welcher Bezie— 
hung und für welche Gegenftände ſolche auch durchgeführt werden 
wolle, weil Revolution im Brincip etwas Berwerfliches, Schred- 
liches, von göttlichem und menſchlichem Recht Werbotenes, daher 
immer unbeilvoll, fei. Schwarzenberg, Henfel, Rehm und Wipper: 
mann beforgten den im Allgemeinen beſtehenden fchlechten Zuftand 
durch Annabme des Geſetzentwurfes zu verewigen. Wippermann 
meinte, früh oder fpät werde die Periode doch eintreten, wo es 
unvermeidlich fei, auf das Princip des Anflageproceffes, wie er vor 
Zeiten in Heffen audy im Gebraude gewefen fei, mit Deffentlichfeit 
Mündlichfeit und Staatdanwaltichaft, zurückzukommen, und fprad) die 
Hoffnung aus, daß es vollftändig dazu im Jahre 1848 fommen 
werde. So wurden denn Madeldeys Vorſchläge im Ganzen, ohne 
weiter auf das Einzelne derfelben einzugehen, am 10. Juli 1846 ver- 
worfen, jtatt deſſen, wenn nicht aldbald, doch für den nächften Landtag 
eine Strafproceßordnung auf Grundlage des Anklageproceffed mit öffent- 
licher und mündlicher Verhandlung verlangt. An dem nämlichen Tage 
fam Biel (S.497) in das Juftizminifterium an Mackeldeys Stelle, der 
zum Director ded Obergerichtö in Hanau ernannt wurde, nachdem er 
erft noch Günfte (S. 497) wieder dem Ridyteramte zugeführt hatte. 

Koh trat niht aus dem Minifterium, aber er ging auf 
Urlaub, und Scheffer hatte für die Dauer feiner Abwefenheit 
das Minifterium des Innern zu verfehen. Diefer ließ dann al8bald 
eine Vertagung der Ständeverfammlung eintreten. Scheffer benußte 
den ihm zu Theil gewordenen Auftrag zu neuen Maaßregeln gegen 
die Teutſch-Katholiken. Ihre Kinder follen in die öffentlichen 
Ortsfchulen, namentlich für den chriftlichen Religionsunterricht aufs 
genommen werden. Weil die Kinder hriftlicher Eltern getauft 
werden müfien, jo follen alle Kinder, welche innerhalb 10 Mo- 
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naten nach dem Uebertritt ihrer Eltern zu den teutſch-katholiſchen 
Diſſidenten geboren find, durch die proteſtantiſchen Ortspfarrer 
nach proteſtantiſchem Ritus getauft werden. Die nach Ablauf 
jener 10 Monate gebornen Kinder werden regelmäßig nicht getauft, 
alſo nicht als von Chriſten abſtammend angeſehen; ausnahmsweiſe 
kann jedoch die Taufe in einzelnen Fällen von den Conſiſtorien unter 
Wahrung der Rechte der proteſtantiſchen Kirche geſtattet werden. 
Die Teutſch-Katholiken erhalten, was bis dahin nur für Verbrecher 
und Selbftmörder vorgefchrieben war, auf befondere Erlaubniß eine 
ftile Beerdigung auf den von den übrigen Begräbnißftellen abge: 
fonderten Räumen proteftantifcher Todtenhöfe gegen eine an den 
Kirchenfonds, neben den fonft üblichen Gebühren, zu entrichtende 
Abgabe. Dem Gebot zuwider gelangte eine Leiche, vorzugsweiſe 
mit Hülfe der Turner von Hanau, in die Reihe der Ehriftengräber. 
Das nannte dus Minifterium einen aufrührerifhen Exceß, deſſen 
wegen die TZurnergefellichaft fernerhin nicht zu dulden ftehe. Jedes 
Zufammentreten derſelben verbietend, ließ es die Leiche audgraben 
und im Winfel verfcharren. Ließen fi) die Diffiventen außerhalb 
ihres Heimathsortes bliden, jo wurden fie auf dem Schub dahin zu- 
rüdgebradht. Neben foldem Verfahren erging an die proteftanti- 
ſchen Geiſtlichen die Weifung, den Character und die Aufführung 
der Teutſch⸗Katholiken zu ermitteln, und darüber bei der Polizeibehoͤrde 
Anzeige zu machen, nebſt einer Vorſchrift zur Belehrung derjelben, 
um fie zum Anſchluß an eine der beftehenden Kirchen zurüdzuführen. 
Diefe Anordnungen Schefferd vollzogen die Behörden in größter 
Strenge, oft mit Berationen der Fleinlichften Art, in Hanau, wo jeßt 
Robert (S. 482) an der Spige des Conſiſtoriums und der Regierung 
ftand, in Marburg, wo Wangemann, Jordans Inquirent, die Po— 
lizgei handhabte, und in Hersfeld. Einwohner diefes Ortes, dar— 
unter Advocaten und Gymnaftallehrer, hatten fich bei der Stände: 
verjammlung für das Schidfal der Teutfchfatholifen und der Lichts 
freunde verwendet. Sie erfuhren eine ähnliche Behandlung. Bidel 
gab dieferhalb den Advocaten einen ernftlihen Verweis. Je ach— 
tungdwerther, fagte er denfelben, ein Anwalt ift, welcher die Rechte 
feiner Partei in der ibm anvertrauten Sade furdtlos 
und uneigennügig vertritt, um fo entſchiedener müffe ein jedes Be— 
ftreben zurüdgewiejen werden, wodurh dDiefe Grenze feines 
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Amtes überfchritten, und wohl gar eine opponirende Demonftration 
gegen. die, von. feiner Regierung ausgefprochenen Grundſätze und 
Maapregeln in Landesangelegenheiten bezwedt wird. Den Gyms 
nafialkehrern, die fid) bei den Eingaben an die Ständeverfammlung 
betheiligt hatten, ertheilte Scheffer einen Verweis in der Erwar— 
tung, daß fie hierin die milde Behandlung einer bevenflichen 
Abweihung von ihren Pflichten erfennen würden. Wenn Unter; 
thanen, fagte er dabei, um jene Lehrer über ihre Pflichten aufzu- 
Eären, in einer fie überall nicht berührenden Angelegenheit gegen 
ein, ihr Interefje in feiner Weile benachtheiligendes, Verfahren ihrer 
Regierung auftreten, fo bleibt dies immer eine bevauerliche, meift 
auf Irrtum und Unfunde beruhende, und deshalb mit Nachftcht 
zu behandelnde, Erfcheinung; wenn dagegen Staatsdiener, mit Vers 
fennung ihres Dienftverhältniffes, gegen ihre Regierung und ihre 
Borgefegten ſolcher VBerfahrungsweife ſich hingeben; wenn fogar 
Lehrer an öffentlichen Lehr: und Erziehungsanftalten, uneingedenf 
ihred befonderen Berufes, durch Beifpiel:und Lehre die Jugend in 
treuem Gehorſam und Achtung gegen ihre Obrigfeit einzuführen 
und zu befeitigen, fid Handlungen jener entgegengefegten Art an- 
ſchließen; alsdann iſt ein ernfted Einfchreiten um fo mehr geboten, 
ald für deffen Durchführung eine befondere Pflicht im Bundesver- 
hättnifje begründet tft. Nicht auf dad letztere geftügt, welches in 
gewilfen Fällen: die Entfernung von einem Lehramte geitattet, ſon— 
dern weil er ſich für dieſes durch feinen Webertritt zum Teutſch— 
Katholicismus unfähig gemacht habe, wurde der Gymnafiallehrer 
Schell in Fulda, der die Fatholifche Prieſterweihe erhalten hatte, 
im Berwaltungswege aus feiner Stelle und Befoldung entfegt. Auch 
Profeſſor Bayrhoffer in Marburg, der. der Richtung der Lichtfreunde 
folgte (S. 498), verfiel. in. disciplinarifhe Strafen mit Suspenftion 
vom Amte. Noch einmal, ehe er aus dem Leben jchied, fühlte Meifter- 
lin ven Beruf des Schriftftellerd (S. 451) in fi, um, ſolcher Unduld⸗ 
ſamkeit gegenüber, hriftlicden Sinn zu weden und driftliche Liebe 
hervorzuruſen. Den Deputirten  Sunfel von Hersfeld bewogen 
jene Maaßregeln, als die Landſtände im. Detober 1846 ſich wieder 
verſammelten, unter Schilderung der mancherlei Verſuche, die Rechte 
des Volkes zu ſchmälern und den Beſtimmungen der Verfaſſung, 
wie der Geſetze eine willkührliche Deutung zu geben, zu dem An» 
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trage, auf Herſtellung eines verfaſſungsmäßigen Zuſtandes zu drin⸗ 
gen. Das war ein Antrag mit einfach ſchlichter Motivirung, der 
einen tiefen Eindruck im ganzen Lande erzeugte, und von manchen 
Seiten zu Dankadreſſen für Sunkel führte. — Gleichzeitig verlangte 
der Deputirte Fr. Scheffer von Felsberg Aufhebung aller Cenſur, 
und zu dieſem Zwecke gleichförmige bundesgeſetzliche Beſtimmungen. 
Die Erzeugniſſe der Preſſe, wo ſie auch erſcheinen mogten, waren 
im größten Umfange der Beſchlagnahme unterworfen; eine Zeitſchrift 
war faum noch zu leſen, nicht einmal die Dorfzeitung, wenn gleich anderer 
Seits ein Blatt ſich feinen Eingang zu verfchaffen vermogte, das mit. 
ftreng feftzuhaltender confervativer Tendenz für Kirche und Staat fi) 
in Kurheſſen anfündigte. Henkel gab’ein grelles Bild der Polizeiwill⸗ 
führ in öffentlicher Sigung der Ständeverfammlung, erwähnend, daß 
es fait Noth habe, im Ständefaale feiner Heberzeugung freien Lauf zu 
laffen. Daneben verbreitete fich Verſtimmung im Lande, weil Pfarrer 
Willich, der vom furheffifchen Vereine der Guftav-Adolphs-Stiftung 
zur Berliner Hauptverfammlung abgeordnet war, in diefer für Rupps 
Ausſchließung, wohl nicht im Geiſte des ıhm gewordenen Auftrags, 
ftimmte. Dazu fam eine immer größere Stodung der Gewerbe, geftei- 
gert noch durch die außer Landes bewirkte Anfertigung von Militairs 
bedürfniffen, überall Nahrungslofigfeit, an manchen Orten Mangel 
aller Mittel, die nothwendigſten Lebensbedürfniffe, zu beichaffen, den 
Hunger zu ftillen, und die Theuerung des Jahres 1846 war erft noch 
im Entftehen, wodurch fich jedoch Mog nicht von dem, freilich fruchtlos 
bleibenden, Berfuche abhalten ließ, die Landftände zu einer Steigerung 
der Gewerbfteuer zu bewegen. So ftand es, als die Befchwerde der 
Teutſch⸗Katholiken in der Ständeverfammlung zur Verhandlung Fam. 
Henkel hatte für den Rechtsausfhuß eine Ausführung geliefert, nad) 
welcher. die den Teutfch- Katholiken widerfahrene Behandlung nicht zu 
rechtfertigen fei, fondern im Widerfpruch mit ver Verfaffung ftehe. Der 
Ausſchuß beantragte die, die freie Religionsübung derfelben befchrän- 
fenden, Verfügungen zurüdzunehmen. Henfel wollte fogar gegen die 
Urheber, wenigitens eventuell, wenn die Zurüdnahme nicht erfolgen 
würde, eine Anklage wegen Verlegung der Verfaſſung befchloffen Haben. 
Es war Schefferd, bei anderer Veranlaffung fund gegebene, Anficht, 
daß die Beichuldigung einer Berfaffungswidrigfeit und eine darauf 
gebaute Anklage bisher dem Beſchuldigten und Angeklagten ftets 
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Ehre gebracht hätten, dem Ankläger immer das Gegentheil; es ſei, 
meinte er, in Heſſen zu dem Bedauerlichen gekommen, daß ſolche 
Beſchuldigungen und Anklagen ehrenvoll wären. Koch, von ſeiner 
Urlaubsreiſe zurückgekehrt, war bei der Verhandlung gegenwärtig; 
aber er äußerte ſich unentſchieden, obwohl er aufgefordert war, 
offen ſeine Anſicht auszuſprechen, namentlich anzugeben, ob die durch 
Scheffer getroffenen Verfügungen von ihm gebilligt würden, und von 
ihm vollzogen werden würden, auch ob er inſonderheit zu der Erklärung 
des Landtagscommiſſars vom 7. April Ermächtigung gegeben habe. 
Koch entfernte ſich vor dem Schluß der Debatte; dadurch war es Wip— 
permann benommen, ihm die Frage vorzulegen, ob Alles damit ges 
fchlichtet werden Fönne, daß die Verhältniffe der Teutſch-Katholiken 
zur Staatsgewalt durch ein Gefeg geregelt würden. Baumbach III. 
wollte den Teutfch- Katholiken den Privatgottesdienft frei laffen, mehr 
aber nicht gewähren. Ueber diefen Borfchlag forderte die Ständever- 
ſammlung ein weiteres Gutachten ihres Rechtsausſchuſſes. Das war 
am 13. November. Scheffer, obwohl anwefend, hatte fich in die Dis— 
euffion gar nicht eingelaffen. Aber am 17. November trat er, ohne 
Kochd Gegenwart, in diefer Sache auf. Es war das Princip der Wähls 
barfeit von Stadtbewohnern durch die Landbezirfe und von Dorfs- 
bewohnern durd die Städte zu Landtagsdeputirten zur landflän« 
difchen Beſchlußnahme nebſt manchen finanziellen Fragen ausgeftellt, 
die. ſich auf regelwidrige Verwendung des Staatseinfommens, 
worüber Schmidt (S. 483) eine eigenthümliche ftuatsrechtliche 
Theorie aufgeftellt hatte, wie auf mangelnde Ordnung im ‚Staats- 
haushalte bezogen, und das Rothſchildſche Lotterieanlehn betrafen. 
Statt ed dazu fommen zu laffen, erhob ſich Scheffer zu einer 
Eritif ded von Henkel verfaßten Gutachtens wegen der Teutfch- 
Kathofiten, weldyes er das bedenklichite Geiſtesproduct nannte, 
das jemald in der Geftalt und unter dem Namen eines land» 
ftändifchen Ausfchußberichtes in Kurheffen erfchienen je. Wenn 
daffelbe ohne Widerrede zur Berathung gelaffen, wenn die ertras 
vaganteften Yeußerungen vernommen feien, maaßlojen Angriffen 
und fanatifhen Mißdeutungen bisher heilig’ gehaltener Inftitutionen 
und Gefühle fein Einhalt geſchehen fei, fo- werde man, Außerte 
Sceffer, der Regierung nachrühmen müffen, daß fie mit feltener 
Ruhe. und Geduld den Mißbrauch ftändifcher Schreib» und Rede— 
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freiheit habe gewähren laffen, um das urfundliche Bild des in der 
Berfammlung waltenden Geiftes getreu und volftändig zu gewinnen, 
Doch Niemand folle deshalb glauben, daß fie gemeint fei, den 
Ständefaal zu einem Heerde und Tummelplag religiöfer und poli» 
tifher Demagogie werben zu laffen. Scheffer Fünbigte damit ber 
Ständeverfammlung ihre fofortige Auflöfung an, forderte aber zuvor 


/ die Ermächtigung zur Erhebung der Steuern bis zum Juli 1847. 
/ Das genehmigten die Landftände auf der Stelle und Scheffer ſprach: 


„Meine Herren, Sie find entlaſſen.“ Die Auflöfungsordre hatte 
Koch contrafignirt. Demfelden war ed wohl nicht zuwider geweſen, 
daß Legationsrath von Meyer bisher im geheimen Cabinet geftanden 
hatte; aber num wurde auch dieſer entfernt, um Aber, dem. bie- 
herigen Secretar des Juftigminifters, der -ftrengften Orthodoxie 
ergeben, Platz zu machen. 

Bei immer. fteigender Theuerung und wachſender Noth, bei 
faft gänzlichem Mangel an Lebensmitteln, welcher bid zu der ertre- 
men Maafregel einer Erpropriation der bei Einzelnen vorhandenen 
Früchte führte, und Koch, wenn auch erft fpät, zu einem beträcht- 
lichen Anfaufe überſeeiſcher Frucht mit dem Berluft einer halben 
Million Thalern veranlaßte, waren: die neuen Landtagswahlen vor« 
zunehmen. Diefe Zeit benugte Scheffer zu. einer Reife durch den 
größten Theil des Landes, um die Urfachen der argen Noth, die 
Mittel zu ihrer Linderung, und das Bedürfniß nach der auf Staatd- 
foften angefauften Frucht, in ven einzelnen Drten zu ermitteln, Bei 
folder und anderer Gelegenheit fol auch auf das Ergebniß. der 
Wahlen eingewirkt worden fein. Amtlich aber erging, unter Bebrohung 
mit Strafen, an die Wahlcommiffionen die Weifung, dafür zu. forgen, 
daß nur ftandesgemäße Wahlen erfolgten. Der Stadtbehörde zu 
Rinteln gab das Minifterium fein. Befremden darüber zu erfennen, 
wie fie um Eröffnung einer. Gelegenheit zur Befchäftigung der 
arbeitölofen Claſſe in derfelben ‚Zeit nachfuchen fönne, wo fie fich 
in einem Schreiben an Schwarzenberg, den Deputirten diefer Stadt, 
mit deſſen Verhalten am Landtage einverftanden erklärt habe. Das 
wollte das Minifterium zwar nicht einer Gefinnung zufchreiben, 
die im Allgemeinen, und vorzugsweiſe bei folchen Berfonen , welche in 
ihrem öffentlichen Berufe eine befondere Aufforderung erblicken follten, 
die Beitrebungen der Regierung für Sicherung einer erhaltenden 


— 611 — 


Ordnung zu unterſtützen, zu gerechtem Mißfallen gereichen müſſe; 
dennoch aber verhängte es eine Disciplinarſtrafe wegen der darin 
liegenden Ueberſchreitung dienſtlicher Befugniſſe. Neben ſolchen Aus— 
laſſungen wurden gegen manche Mitglieder der aufgelöften Ständever- 
fammlung ftrafgerichtliche Unterfuchungen eingeleitet: gegen Lederer 
wegen Gottesläfterung, weil er Worte aus einer Rede Dowiats 
wiederholt hatte, gegen Henkel wegen frechen Tadels der Staats» 
regierung, weil ihm eine beleidigende Aeußerung entfallen fein follte, 
die auf Scheffer bezogen werden fonnte, gegen Eunfel wegen Aufreizung 
gegen die beftehende Staatögewalt aus Anlaß eines Privatbriefes, 
worin er die ihm zugegangene Danfadrefje beantwortete (S.508). Auch 
bie Theilnehmer der legteren und andere Männer von Freifinnigfeit 
309g man. vor Gericht, bald unter der Anfchuldigung eines politifchen 
Bergehens, wie die Profeſſoren Gildemeifter und Hildebrand, diefen 
fogar mit Verhaftung, weil fie Zeitungsblätter aufgelegt hätten, 
deren Inhalt ein Verbot derfelben nad) fich zog, bald unter der 
eines gemeinen Berbrechend, wie den Advocaten Vietor, der ber 
Fälihung beſchuldigt wurde, weil fein Schreiber beim Eopiren einen 
Fehler gemacht hatte; — Alles freilich ohne Erfolg, weil überall freis 
fprechende Urtheile ergingen, aber. einftweilen doch nicht ohne den 
Erfolg, ſolche Männer vor Gericht zu ftellen und allenthalben bie 
Scheu vor der Aeußerung eined freien Worted zu erwecken. Jede 
dahin zielende Regung war einer Verfolgung ausgefegt, fie mogte 
öffentlich oder im geſchloſſenen Kreifen fi Fund geben. Gefellige 
Eirfel wurden von Regierungsmwegen aufgelöfet,. wenn in denfelben 
der Wirkfamfeit eines Landtagsabgeordneten anerfennend gedacht 
war. . Sagte. man doch fogar, daß Tadel und Berfegung über 
Richter wegen ihrer Erkenntniffe verhängt feil. So fam der Mais 
monat 1847 heran, wo von Neuem die Stände berufen werden 
mußten: Henkel, Sunfel, der zum erften Male gewählte Advocat 
Bietor, wurden wegen der gegen diefelben erhobenen Anklagen durch die 
Landtagscommiſſion von dem Eintritt in die Ständeverfammlung aus— 
gefchlofjen. Der dem Eriminalfenate in Caſſel angehörige Obergerichts- 
rath v. Dehn⸗Rothfelſer, Abee's Schwager, der den Landgrafen von Phi- 
lippsthal vertrat, erblickte, mit Scheffer übereinftimmend, indem Rubrum 
der Interfuchungsacten wider Henkel und Sunkel die Bezeihnung eines 
nach gefeglichen Beftimmungen entehrenden Verbrechens, welche der 
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Ständeverfammlung, ohne daß fie ſelbſt den Inhalt der Anſchuldigung 
beurtheilen dürfe, die Nothwendigkeit auferlege, die Gewählten vom 
Landtage zurüdzuhalten, namentlich das Verbrechen eines fträflichen 
Angriffs gegen die Staatögewalt, gleichbedeutend mit Staatsregie— 
rung, alfo Majeftätöbeleivigung, bedroht mit zehmjähriger Eifenftrafe. 
Die Ständeverfammlung, unter Trotts Präſidium, hielt ihren Aus- 
fpruch ganz zurüd, bis die Freifprechungen der Gerichte erfolgt 
waren. Eine andere Wahl focht die Landtagscommiffion an, weil 
bei derfelben ein Wahlmann mitgewirkt habe, der die ftaatöbürger- 
liche Ehre verloren hätte, da er, befchuldigt, über das Frankfurter 
Attentat Kunde erhalten zu haben, ohne daß er deshalbige Anzeige 
gemacht hätte, nur von der Inftanz entbunden fei. Das bewog den— 
felben nun feinerfeitd, der Ständeverfammlung anzuzeigen, es fönne 
auch Scheffer nicht der ftaatöbürgerlichen Ehre theilbaftig fein, weil 
diefer felbft an öffentlichem Drte zum Aufruhr im Jahr 1831 auf: 
gefordert habe (S. 257). Hinter diefer Anzeige ſuchte Scheffer 
ein ftaatögefährliched Gomplott gegen die Regierung und leitete eine 
Unterfuchung ein, die fich nicht gegen jenen Wahlmann allein, fon- 
dern gegen viele Berfonen richtete, ohme zum Ende zu kommen. 
Es war die Unterfuhung einem großen Scylunde gleich, in welchen 
Jeder hinein gezogen werden fonnte, der dem Minifterium unans 
genehm erfhien. Die Wahl Wippermannd war wieder . beftritten, 
weil er unzuläffiger Weile von Landbervohnern gewählt fei, obwohl 
er in einer Stadt und außerhalb des wählenden Bezirkes wohne, 
ebenfo die des Barond von Waitz, weil Stadtbewohner fidy nicht 
durch einen Ritter vertreten laffen dürften. ‚Waig war Bürger 
von Eaffel, und in diefer feiner Vaterftadt gewählt, weil ihn, gleich 
Baumbach III. die Ritterfchaft hatte fallen laffen, in deren Corporation 
fein im Bürgerftande geborener Bater aufgenommen war. Haft hatte 
über diefe beiden Fälle ein Gutachten zu erftatten, gab aber die Erklä— 
rung ab, daß der Ausfchuß fich Über ein ſolches nicht zu vereinigen vers 
mogt habe. Die Ständeverfammlung, mit deren Präfidenten, ſchlug ein 
Verhalten ein, in welchem Wippermann die Abfidyt vermuthete, die Ent» 
fcheidung der Sache hinauszufchieben. Dad bewog ihn, in der aus— 
gefprochenen Erwartung, daß einit Anerkennung finden werde, was 
er. feit. 15 Jahren in die Landtagsverhandlungen niedergelegt habe, 
den Verzicht auf feine Wahl zu erklären, als Scheffer, bei eben 
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erfolgter Losſprechung Henfeld, nad vorgängiger Verlängerung 
der Steuererhebung bis zum 31. December 1847, wiederum eine 
dreinmonatliche Bertagung der Ständeverfammlung anfündigte. Wäh— 
rend derfelben gab Wipvermann in den erften Blättern der neu 
entftehenden teutfchen Zeitung eine umfaffendere Darftellung der Eur: 
heſſiſchen Zuftände. Um diefelbe Zeit begab ſich der Prinz-Regent 
in die Grafichaft Schaumburg zum Jubelfeſte der zweihundertjährigen 
Vereinigung dieſes Gebieted mit den Furheffifhen Landen. Da 
war fein Städtchen und fein Dörfchen, das fich nicht an jener Feier 
berheiligt hätte; den herzlichften Empfang fand überall der Prinz— 
Regent, wohin er fam. Er verweilte lange dort, war unter dem 
heiteren Bolfe jelber froh, und gab dafür demfelben feinen Dank zu 
erfennen. Nun fhritten die Schaumburger Landgemeinden zu der neuen 
Landtagswahl, die durch Wippermanns Verzicht erforderlich geworden 
war. Es traf diefelbe den Dorfbewohner, der bisher Wippermanns 
Stellvertreter gewefen war, dieſen felbft nun zu des Letzteren Stellver- 
treter beftimmend. So waren dieRollen gewechfelt, das Princip aber ge— 
wahrt, aud) außerhalb der Landgemeinden und außerhalb des Bezirkes 
den Deputirten fuchen zu dürfen. Koch gab wiederum das Minifterium 
des Innern auf; nochmals in das geheime Cabinet zurüd ſich ziehend 
(S. 493), überließ er jegt Scheffer die Verantwortlichfeit des Mi- 
nifteramted. Der Deputirte Krauß, in gleicher Lage, wie Wipper- 
mann, nahm ſodann auf einem Dorfe Wohnung und ließ ſich nochmals 
wählen; als ftandeögemäß wurde nun feine Wahl von der Regierung 
erfannt. Aber fonft zogen fich die Streitigfeiten über die Legitimation 
der Abgeordneten, nach abgelaufener Bertagung der Stände, durch 
die ganze Dauer ihrer Berfammlung hin; fichtbar war das Bes 
ftreben vorherrfchend, die dem Minifterium unangenehmen Abgeord» 
neten, zum Theil aus Gründen, wie fie noch niemals vorgebrach— 
waren, davon zurüdzubalten, fei ed auch nur auf einige Zeit, oder 
für eine einzelne Abjtimmung, fo namentlich für die Abftimmung: über 
Bickels Vorſchlag, das Minifterium zu ermächtigen, daß es für eine Zeit 
lang auftragsweife dem Oberappellationsgerichte aus den Richtern 
mittlerer Inſtanz, diefe aus denen der unterften Inſtanz erfegend, 
Hülfsarbeiter zur Aufräumung von Rüdjtänden beiorbnen dürfe. 
Doch folhen Borfchlag, fo fehr ihn auch Dehn-Rothfelfer vertheidigte, 
verwarfen die Stände aus Furcht vor Beeinträchtigung einer uns 
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parteiiſchen Gerechtigkeitspflege, obwohl von der Berathung noch 
manches ihrer Mitglieder ausgeſchloſſen war. Trott hatte es als 
Präſident nicht dem Anſtande gemäß gehalten, die Entſcheidung 
über deren Legitimation zu überſtürzen. Als dagegen die Wahl 
eines anderen Deputirten wegen eines ımzweifelhaft höchſt form- 
widrigen Wahlverfahrens von einzelnen Urwählern angefochten war, 
fuchte Scheffer, mit Buttlars (S. 504) Unterftüßung, den Befchluß der 
Ständeverfammlung über deren Nichtigfeit abzuwenden, indem er 
das Recht der Wahlanfechtung überhaupt nur den Wahlmännern 
einräumen wollte, mährend eine von Anderen zur Kenntniß der 
Ständeverfa mmlung gebrachte Nichtigkeit unbeachtet bleiben müffe, — 
Bon eigentlichen Gefchäften war auf diefem Landtage faum die Rede; 
zur Herftelung der Hereulesfäule in Wilhelmshöhe wurden nochmals 
40,000 Thaler bewilligt, (S. 485) auch Befoldungen für die Be: 
amten der Genfur (S. 487) ausgeſetzt, welche Scheffer für ein nothwen— 
diges Attribut des obrigfeitlichen Amtes ausgab, und die Gehalte der 
meiften Staatödiener vom Militair- und Givilftande, doch nicht für 
das ELehrerperfonal, erhöhet, der Bedarf für die Gensd'armerie der 
Kriegsverwaltung überwiefen, der ſie ſchon Volmar (S. 493) 
untergeordnet hatte, während dieſes Inſtitut ald Zweig der Bolizei- 
verwaltung bisher unter dem Minifterium des Innern ftand (S. 344). 
Das bildete, fieht man von den erfolglofen Anträgen auf Beleitigung 
‘der Denumnciantengebühr, auf Erlaß eines Wildfchadengefeges, auf 
Erweiterung der Ablöfungsbefugnig, auf unwiderrufliche Beftellung 
der Anwälte, ab, neben einer früher fo fehr beftrittenen Erweiterung 
der Erpropriationsbefugniß für militairifche Zwecke, faſt die einzige 
Beihäftigung der Landftände, die aber zu Scheffers Ehren ein 
Feftmahl veranftalteten, ‚bei. welchem Rehm fein Leben ließ. Die 
erneuerten Bitten der Lichtfreunde und Teutich-Katholifen um Aner- 
fennung ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte, um gejegliche Einführung 
eines @ivilacted für ihre Geburten, Ehen und Sterbefälle, um eine 
ähnliche Behandlung, wie fie das preußifche Toleranzedict gewähre, 
ließen die Landſtände ganz unerledigt. 

In diefer Zeit der Thatenlofigfeit lief die Nachricht vom Tode Mil- 


7 belmll. ein, deram 20. Nov. 1847 zu Frankfurt ftarb; zu Hanau in der 


Marienkirche fand die Beifegung feiner Leiche Statt. Kurfürft und fous 
verainer Landgraf von Heſſen nannte ſich nun fein Sohn in der nicht 
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contrafignirten Verfündigung, durch welche er zu erkennen gab, daß 
er die, Kraft der Erbfolgeordnung im Kurhaufe ihm angefallene, 
Nachfolge in der Regierung ded Kurfürftenthums angetreten habe, 
wegen der einzunehmenden Huldigung ſich weitere Entſchließung 
vorbehaltend. Wilhelms H. Nefrolog in der amtlichen Zeitung führte 
feine Lebensſchickſale und feine Regentenhandlungen auf, erwähnte 
aber mit feiner Sylbe, daß unter feiner Regierung das Land die Ver— 
faffung erhielt. Er felbft aber hatte daran vor feinem Ende (S.481) in 
einem Schreiben gedacht, welches er an die Landftände richtete. 
„Als ein für das Andenfen an Uns bleibendes Denfmal“, hieß es 
darin, „hinterlaffen wir Die unfern Landen gegebene. Berfaffung ; 
möge. fie bei allen Unfern Unterthanen Unfern Anfpruch auf dank: 
bare Rüderinnerung an. die Zeit Unferes Lebens und Unferer Re: 
gierung begründen, und gern wollen Wir Ausbrüche roher Leiden: 
fehaften überjehen, und den Unwürdigen Verzeihung angedeihen 
laffen, die, pflichtvergeffen und undankbar gegen Unfre ihnen er- 
wiefenen Gnadenbezeugungen, nur feldftfüchtige Zwede verfolgend, 
fie hervorriefen.” Dann fprach er zu den Ständen das Vertrauen 
aus, daß fie, eingedenf ihrer Pflichten, ohne Leidenfchaft und ohne 
PBarteifucht nur das unzertrennliche Wohl ihres Fürſten und des 
Landes, wie es reblichen Männern geziemt, im Auge haben, und 
jo die Aufrechthaltung der Verfaſſung, das Glüd feiner Unter: 
thanen, fichern würden. Die Landſtände wollten dem Kurfürften 
Friedrich Wilhelm diefes Schreiben mit einer Eondolenzadreffe vor- 
legen, in der fie auf das vor 16 Jahren bei feinem Regierungs— 
anttitt geleiftete Gelöbniß, die Staatöverfaffung aufrecht zu erhalten 
(S. 245), Bezug nahmen. Doch die Adreſſe wurde nicht empfangen. 
Auch das Gondolenzfchreiben der Stadtbehörde von Caffel, welches 
ebenfalld der Berfaffung und der fechszehnjährigen Regierung Friedrich 
Wilhelms gedachte, Fonnte nicht überreicht werden. Mittlerweile 
lief das Gerüht um, daß die. Berfaffung nicht länger. ges 
halten, und bei der jegt, Kraft Erbrechts, beginnenden Regierung 
Friedrich Wilhelms eine Huldigung eingenommen werden folle, die 
von der Berfaffung Umgang nehme. Die Landftände warteten bie 
Greigniffe ab;: fanden ‚feinen Stoff, eine Eigung zu halten , traten 
aber doch der Anficht bei, daß für den jegigen Kurfürft Friedrich 
Wilhelm 1. feine Beranlafjung gegeben ſei, nochmals die Aufrecht- 
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haltung der Etaatäverfaffung zu geloben, da der beshalbigen 
Vorſchrift durch das frühere Gelöbniß für feine ganze Regierunge- 
dauer ein Genüge gefcheben fei. Die Truppen waren in vollfter 
Stärfe einberufen, um am 7. December, dem Jahrestage eines 
traurigen Greigniffes (S. 250), den Eid der Treue in einer, von der 
verfafjungsmäßig angeordneten abweichenden, Form, zu leiften, zu 
ſchwören, daß fie die Vertheidigung des Landes und des Kurfürften 
fi angelegen fein laffen, und in feinem Falle von deſſen Befehlen 
abweichen wollten. Deffen trugen die Dfficiere Bedenken, bis fie die 
Beruhigung erhielten, daß der verlangte Eid den auf die Ver: 
fafjung geleiteten nicht beeinträchtigen fole. So ſchien, bei allge: 
meiner Zaghaftigfeit, unter den Bajonetten allein die Berfaffung 
einen Edyug zu finden. Nun gedachte auch ein Nachtrag des Ne 
krologs der Wohlthat, die der entfchlafene Kurfürft durch die Vers 
faffung dem Lande erzeigt habe. Die Gondolenzdeputation der 
Landftände gelangte jept zur Audienz. Kurfürft Friedrih Wil— 
helm rechnete darauf, fo war feine Antwort, daß die Landftände die 
darin ausgedrüdten Gefinnungen dann in Wahrheit beftätigen wür— 
den, wenn er ihre Mitwirkung für fein, feiner Familie, und feines 
Haufes, Wohl, fo wie für die damit in Beziehung ftehenden, ein: 
zelnen, in: alle Zufunft die Landesverfaffung ficher ftelenden Modi— 
ficationen berfelben, begehren werde. 

Sollten diefe Modificationen zur Befchränfung oder zur Ermweis 
terung landftändifcher Rechte führen? So wohl fragte man damals fid). 
Didel, Schröder (S. 233) und Münfcher erhielten den Auftrag, eine 
Revifton der Verfaffung zu bewirken. Aber gleich darauf ftarb Mün- 
fher. — Die Ritterfchaft überreichte dem Kurfürften eine Ergebens 
heitsadreſſe. Henkel dagegen erinnerte an die ſchon im Jahre 1831 
befchloffene Errichtung eined Standbildes für Wilhelm II. Trott, der 
felbft darauf früher gedrungen hatte, (©. 428) verwies die Berathung 
über diefen Gegenftand zur geheimen Sitzung; man fonnte zweifel- 
haft darüber fein, ob Ernft oder Spott bei der Bildung eines Aus— 
fchuffes zur Begutachtung des Antrags vorgewaltet hatte. 

Mit dem Tode Wilhelms II. mußte nad) den beftehenden Verträgen 
aus dem Jahre 1831 die Hofpotativn um 41,000 Thlr. unangefehen 
derjenigen 14,000 Thlr. ſich mindern, die bei dem Tode der Kurfürftin 
Augufte derfelben einftweilen zugefchlagen waren (S. 481). Das Mini: 
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fterium aber proponirte den Ständen, dieſelbe auf der alten Höhe mit 
392,000 Thlr. zu belaffen, einer Summe, welche die Euftentation jener 
nun verftorbenen Kurfürftin und des damaligen Kurpringen Friedrich 
Wilhelm mit in fich schloß. Das gab Henkel Beranlaffung, an die 
rotenburger Quart zu erinnern. Buttlar meinte, wenn fo fremd» 
artige Dinge in die Discuſſton gezogen würden, müffe man zu 
‚geheimen Berathungen übergehen, von denen Schwarzenberg ſchon 
geäußert: hatte, die Beichlüffe pflegten datın. anders auszufallen, als 
man fonft zu erwarten gehabt hätte. Doc) aud) Nebelthau fühlte fich 
in öffentlicher Sigung beengt, follte er fic äußern, wie es feine Ges 
wiffenhaftigfeit mit fich bringe, und rieth zu Verhandlungen bei vers 
ſchloſſenen Thüren wegen der delicaten Beziehung der zur Sprade 
gebrachten Oegenftände. Koch war jegt aus dem Gabinet und gänz« 
lid) aus dem Staatddienfte geichieden, auch Volmar aus dem Minifte- 
rium entfernt. Die Landftände mogten die Eiviliifte in der angefproche» 
nen Summe nidyt bewilligen, und wollten doch die Propofition 
nicht ablehnen. Sie ließen daher in den Voranfchlag den bisher 
dazu audgefegt gewefenen Betrag, alfo 55000 Thlr. über das jegt 
vertragsmäßig eintretende Quantum, eintragen, aber nur als einen 
Verlag, vorbehaltlich einer Verftändigung über eine definitive Feft- 
ftellung der Hofdotationsfumme. 

So weit glaubten fie gehen zu müſſen, wenn fie nicht auf das 
Finanzgefeg felbft. verzichten, wenn fie die Räthe des Landesherrn 
in den Stand fegen wollten, deffen Annahme zu empfehlen. Sonft 
naͤmlich bot das Finanzgefeg für die Jahre 1846 bis 1848 Feine 
Schwierigfeiten dar. Die Landftände bewilligten, was die Regie: 
rung begehrt hatte; war einmal Schwarzenberg irgend einer Aus— 
gabe entgegengetreten, fo erwiederte, jegt nicht Scheffer, fondern 
Bickel, von einem Ausgabenverwilligungsredhte fei in der Verfaffung 
feine Rede, jondern nur von einem Steuerverwilligungsrechte, und 
Dehn-Rothfelfer meinte, daß man der Regierung Zutrauen fchenfen 
müffe, da fie das wahre Intereffe des Landes im Auge habe, wäh- 
rend ed von dem Standpunete ded Deputirten nur als eine An- 
maaßung erſcheine, wenn derſelbe über die Motive der Verwaltung 
einfeitig abfprechen wolle. ‚Die Fleineren Städte am Mainftrom 
hatten, ftatt ded ausgefchloffenen Advocaten Bietor, Wippermann zu 
ihrem Deputirten gewählt. Doch nun verwidelte diefen das Mini: 
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fterium in die Unterfuchung wegen eined Comploits gegen die Regie: 
rung (©. 512), woraus dann eine jelbftändige Anklage wegen Berläums 
dung und Beleidigung .der Regierung mit Erwedung von Unzus 
friedenheit gegen diefelbe hervorging, — Vergehen, die in feinen Artifeln 
der teutfchen Zeitung enthalten feien (S.513), und wegen des entehren- 
den Eharacterd der Bergehung ihn von der Ständeverfammlung aus- 
ſchließen ſollten. Zugleih enthob Scheffer Wippermann feiner 
Stellung im Gemeinderathe von Caſſel, weil die bezeichneten gemei- 
nen Bergehen für den Thäter von herabwürbigender Beſchaffenheit 
feien, und zugleich einen ſolchen Grad von Gefährlichfeit befundeten, 
daß die Fortfegung von öffentlichen Aemtern Seitens Deffelben nicht 
Statt haben fünne. Die Erörterung über dieſe Legitimationdfrage 
309 fih von einem Prüfungsausſchuſſe zum anderen, ohne eine Ent- 
fheidung der Ständeverfammlung zu finden. Dehn-Rothfelfer gab 
im Namen des Ausſchuſſes für Rechtöfragen ein Gutachten, welches 
in der erhobenen Anfchuldigung, deren Thatfachen Wippermann 
eingeräumt hatte, eine mit peinlicher Strafe bedrohte Concurrenz 
von Verbrechen, Pasquill, Majeftätsbeleidigung und Verläumdung 
öffentlicher Behörden, erblidte. So war Wippermann, ungeachtet 
der neuen Wahl, vom Landtage entfernt geblieben. 

Es waren Monate ſchon verfloffen, feit die Stände fi) im October 
1847 wieder verfammelt hatten, als es endlich zur. Entfcheidung 
über die Wahl des Freihern von Waitz Fam. (S. 512); drei Tage 
lang kämpfte das Minifterium gegen die Zulaffung deſſelben, geftügt 
auf eine Anficht und Auslegungsweife, die einer fiebenzehnjährigen 
Uebung widerfprad. Es lag in derfelben nach Scheffers Auffaffung 
eine ald Thatſache vorgefommene falfche Vertretung, die nicht als 
eine rechtögültige betrachtet werden könne, VBerfaffungsmäßig wer- 
den, fo lautete jegt feine Ausführung, befondere Familien», eigen- 
thümliche Stiftungs- und die ftändifchen Glemente aus den Linter- 
thanen des Staated zur Mitwirkung bei vielen Gegenftänden des 
Gemeinwohls berufen. Die eigne Standesanfidht macht fid) unbe: 
wußt in der Thätigfeit eined jeden Deputirten geltend. Das Gleich— 
‚gewicht der jtändifchen Elemente wird bedroht, wenn es einem. Stande 
gelingt, fi der Wahlen des andern zu bemächtigen; denn die aus 
einem Stande gewählten Deputirten werden durch das in ihnen leben- 
dige Standeeprineip dahin getrieben, für alle, ihr Standesintereffe für- 
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dernden, Maaßregeln zu ftimmen, ohne auf das entgegenftehende Inter⸗ 
effe des andern Standes, den fie vertreten ſollten, Rüdficht zu nehmen, 
Die Regierung hat aber . nach ihrer Schugpflicht die Rettung des 
Gleichgewichts der Standeselemente ‚und. die Sicherung der Inte: 
grität, wie das Intereffe diefer Stände. ernft ind Auge zu faflen; fie 
muß das. verfaffungdmäßige Standeöprincip im ‚den drei Ständen 
des Landes aufrecht halten. Es ift eine im teutfchen Staatsweſen 
ald antimonarchiſch und als antilandftäindifch verworfene atomiftifche 
Auffaffung, das Berhältnig zwilhen Staatsoberhaupt und 
Unterthanen aus einem Gefellfchaftövertrage. zu erklären. Das Ver⸗ 
hältniß zwifchen Obrigkeit und Unterthanen iſt vielmehr ein natür- 
liches, aus teutfcher Bolfseigenthümlichfeit hervorgewachſenes von 
ethifcher Bedeutung, das durch Verfaſſungsgeſetze nicht in ein ver- 
tragemäßiged verwandelt worden if: Denn der teutſche Landes— 
herr herrſcht nach den geoffenbarten und in fein Herz gefchriebenen 
Gefegen Gottes, und nad) den Rechten und Geſetzen jeined Landes, 
mit Beachtung des verfafjungsmäßig geregelten Einflufjes der ver- 
einigten Stände feines Landes. Diefes ift beurfundet in ven Grund- 
gejegen des teutichen Bundes. ES ift eine Lebensfrage für die 
teutfche Staatenentwidelung, : diefe Stände in einer der teutjchen 
Bolfdeigenthümlichkeit entiprechenden Weife aufzufaſſen. Hiernach 
fönnen die zum Landtage Abgeordneten nur Standeögleiche aus den 
fie aborpnenden Ständen fein, weil fie allein das Standesbewußtfein 
haben, welches ihr Keitftern bei Prüfung der Regierungsvorjchläge 
fein fol, und fih für den außer dem Stande Stehenden durdh 
feine Forfchung und fein Studium erwerben läßt. Nur wenn der 
Abgeordnete eines Standes durd; Gewohnheiten, Lebens» und Woh- 
nungsverhältniffe, mit dem durch ihn vertretenen Stand fich iden— 
tificirt, kann er ald der treue -Ausdrud feiner Intereſſen, Bebürf: 
niffe, Sinnesrichtungen, Anfchauungen und Anfichten, gleichfam als 
perfonifieirter Stand, ‚betrachtet werden (SS. 513). Nur in bdiefer 
rechtlichen.  Ständeverfchiedenheit kann eine, natürliche Gliederung 
der Ständeverfammlung erfannt werden, die das Volk in feiner 
ftändiichen : Gliederung» gleichſam in feiner edelften Blüthe, ver 
Regierung näher rücken ſoll. Vertretung. eines Standes durd 
Mitglieder eined anderen führt nicht zu einer Vertretung des Stan— 
des nach feinen Standesbenürfniffen und feinem Standesbewußtſein 
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vom unzertrennlihen Wohle des Landesfürften und des Baterlandes, 
fondern, unter Mißachtung der naturgemäßen Gliederung, zu der 
f. g. allgemeinen Volferepräfentation, die, vollfommen unteutſch 
und unpractifh, unaufhörlihe VBerwidelungen mit der Regierung 
veranlaßt, welche nach den bezeichneten höheren Motiven, nie aber 
nach zufälligen Kammermajoritäten, regieren fann und darf. Das 
war die Anficht, die Scheffer vertrat; ihm fhienen die, welche an 
der bisherigen Praris jefthalten wollten, auf einem befchränften, 
einfeitigen, parteiiſchen Standpuncte der Anfchauung ſich zu befinden. 
Denn wer von VBolfsrepräfentanten rede, der fomme mit einem 
Schritt zur VBolfsfouverainetät, die eine Aufhebung des monardi- 
hen Princips enthalte. Buttlar hielt es für eine höchſt auffallende 
Behauptung, daß in Kurheffen eine Repräfentativverfaffung beftehe. 
„Wehe uns“, fagte er, „wenn das zur Wahrheit werden follte, 
denn dann würden bald vie Rechte aller Stände verwiſcht fein.“ 
Otto von Trott, ded Präfidenten Bruder, begriff e8 wohl, daß von 
mancher Seite dahin gewirkt werde, das Bewußtfein der politifchen 
Berechtigung und Verpflichtung der verfchiedenen Stände zu vers 
flachen, glaubte aber nicht, daß das fobald gelingen werde; denn ed 
gebe noch viele Männer jeden Standes, die diefed Bewußtfein zum 
Glüde ded Vaterlandes rege und lebendig in fich erhalten hätten. 
Auch Dr. Weinzierl, welcher die Stadt Fulda vertrat, war erftaunt, 
daß man der Verfaffung den Character des Repräfentativfyftems 
pindieiren wollte, das er für eine hohle und abftracte Theorie, für 
eine großartige Selbfttäufhung ausgab, während er ſich zum ent- 
ſchiedenen Anhänger und Vertheidiger des ftändifchen Principe 
erklärte, welches er ald das hiftorifche, Acht teutfche, in Kurheſſen 
verfafjungsmäßige, Syftem anfah. Ebenfo folgerte Haft aus dem 
Geiſte der Verfaffungsurfunde, daß fie nicht ein Repräfentativfyftem 
habe einführen, fondern das Standesprincip habe beibehalten wollen. 
Arnold, der zweite Deputirte von Caffel, empfahl, wie fihon einmal 
geihehen war (5.501), die Frage über Waigend Legitimation von 
der Unterſuchung des, durch die Regierung jegt gegen den biöherigen 
Gebraudy neu aufgeftellten, Princips der Standesunterfchiede zu tren« 
nen. Dehn-Rothfelfer aber wollte eben diefe Brincipienfrage von der 
Legitimation nicht gefondert wiſſen, und fah die, als octroyirt von 
ihm bezeichnete, Verfaffungsurfunde für ein Correctivgefeg an, das 
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in möglichfter Uebereinftimmung mit dem älteren Rechte erflärt 
werden müffe, deshalb das Repräfentativinftem ausfchliege. Nun 
wurde, noch ehe die Abftimmung erfolgt war, Arnold von der Stelle 
eines Dberbürgermeifters, gemäß ded von ihm ausgeftellten Reverfes 
(©.482), entfernt, und, durch die Ernennung zum Regierungscommiffar 
bei der Rordbahns=Actien-Gefellichaft, feiner landftändifchen Eigenfchaft 
verluftig gemacht, Dehn-Rothfeljer aber (S. 511), ebenfalls noch vor 
der Abftimmung, und ohne die Landftandfchaft zu verlieren, zum Ober: 
Appellationsrath, zugleih mit einem Schwager Bidelld, ernannt, 
allen Zuriften unerwartet. Dann erklärte am 18. Januar 1848 
ein Beſchluß ver Ständeverfammlung Waig für unfähig, in diefelbe 
ald Deputirter von Caſſel einzutreten. Das war eine Abftimmung, 
die auf den Standpunct von 1815 zurüdzuführen ſchien. Kaum 
war ed der KHauptitadt ded Landes noch möglich, einen Mann 
unabhängigen Sinnes zu finden, der ſich dazu hergeben mogte, fie 
am Landtage zu vertreten, zumal das Minifterium ſich unmittelbar 
in das Wahlverfahren und deffen Leitung einmifchte. Es zeigte ſich 
ein fo gedrüdter Zuftand, wie er 1830 hervorgetreten war (S. 198); 
ja ed fchien die Stimmung vom Jahre 1806 (S. 3) zurüdgefehrt; 
denn gleich der damaligen Zeit fühlte Alles eine ängftliche Beklemmung, 
wie bei einem aufiteigenden Wetter, von dem man Verderben ahnet, 
mit immer finftererem Horizonte, unter welchem endlich das Gebäude 
zufammenftürzen müffe, das deffen Säulen nicht mehr tragen können. 
Wohin man gelangt war, machte Buttlard Vorſchlag Elar, die durch 
das Gefeg vom Jahre 1833 feitgeftelten Rechte der Jöraeliten, 
theilweife wenigftens‘, auf dad Maaß von 1816 zu beichränfen. 
Sie hatten ihm der Rechte zu viele, und, wenn er auch nur in 
einer Beziehung ihre Gleichftellung mit den Ehriften aufheben wollte, 
fo waren doch feine Gründe auf gänzliche Vernichtung der Juden» 
emancipation gerichtet. Der landjtändifhe Rechtsausſchuß räumte 
ein, daß mit diefer Emaneipation dem vielfeitigen Streben der dreißiger 
Jahre nad) möglichiter Gleichitellung und Entfernung aM’ der Hin» 
derniffe, welche diefer nur irgend entgegen ftehen Fonnten, entfprochen 
worden fei, und empfahl, die Regierung um einen Gejegentwurf 
im Sinne des Buttlarfhen Antrags zu erfuchen. Das ift ein recht 
eigentlich ftändifcher Antrag, ein Antrag, der ganz auf der Linie 
altftändifcher Defiverien fteht, jagte der Landtagscommiſſar, denn 
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es wird auf eine Erſcheinung aufmerkſam gemacht, auf die gerade 
die Stände als ſolche am erſten hinzuweiſen den Beruf haben, 
auf eine ungemeſſene Anhäufung von Privatrechten, der in irgend 
einer Weife Einhalt gethan werden müſſe. So urtheilte der Ver— 
treter der Regierung am 22. Februar 1848. Am - felbigen Tage 
fam die definitive Feitftelung der Hofpotation wieder zur Sprache. 
Denn das Finanzgefeg war zwar am 22. Januar vom Regenten 
vollzogen, aber in Rüdficht auf jene unerledigte Angelegenheit un- 
verfündigt geblieben. Sunfel beantragte, die Beſchlußnahme var: 
über zu verfchieben, bis die noch nicht zugelaffenen fünf Ständes 
mitglieder in die Berfammlung eingetreten feien. Auch das Lotterie: 
anlehn ‚bei Rothſchild ftand wieder zur Berathung (S.509). Doch 
die Forterhebung der Steuern war einjtweilen bis zum 30. Juni 1848 
genehmigt worden und fo fonnte ja nochmals Alles hinausgefchoben 
werden, was unerledigt geblieben war. Ä 

Noch einmal fam es an jenem 22. Februar 1848 zu einer Ver: 
tagung der Ständeverfammlung. Das war der Tag, der Bidel dem 
Tode entgegenführte, derfelbe, der durch eines Bankettes Verhinderung 
in Baris die Republif von Franfreich heivorrief. Die Kunde von 
diefem Ereigniſſe, welche ganz Teutfchland durchzuckte, regte den Sturm 
auch in Kurheſſen, zumal in Hanau, auf. Der Bundestag wendete 
fi) vertrauensvoll an die teutjchen Regierungen und das teutfche 
Bolk, zur Erhaltung innerer und äußerer Sicherheit Teutfchlands 
das einmüthigfte Zufammenwirfen der Regierungen und Bölfer in 
allen teutfchen Landen fordernd. „Gern werden diefer Mahnung 
auch die Unterthanen Ew. föniglichen Hoheit folgen, wenn fie nicht 
dur Ihre Regierung von des Fürſten Herz lodgeriffen werden. 
Aber fchmerzlich iſt es zu befennen, daß das ganze Land ſich in 
den theuerften Intereſſen gefährdet, einer, Zürft und Volk zugleich 
beherrichenden, religiöſen Partei ich aufgeopfert glaubt. Daß die 
Berheißungen der Berfaffung der gedeihlichen Entwidlung entbehren, 
daß. vielmehr die Äußeren Formen: der Verfaſſung benußgt werden, 
die wohlthätigen Zwecke derfelben bis zu einem Schattenbilde zu 
verfümmern, daß die Freiheit des Gewiſſens und der Religions» 
übung gefränft ift, die Verleihung der Aemter weniger durch Be: 
fühigung, als durch politifche und religiöfe Richtung, bedingt wird, 
die freie Meinungsäußerung unterbrüdt ift, die Freiheit der Preſſe 
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fehlt, daß feldft die Ständeverſammlung durch die: Hemmnifle, Die 
ihrer geſetzlichen Bervollftändigung entgegengeftellt werben, ihre 
wahre Meinung verlauten zu laffen verbindert iſt; das find die 
Beſchwerden, die von Mund zu Munde gehen. Durch die Behand: 
lung der landftändifhen Wahl- und Legitimationdfragen hat das 
Minifterium allen Glauben verloren Die. Minifter, welche jetzt 
die Regierung bilden, befigen nicht das Vertrauen des Landes; mit 
ihmen ift das einmüthige Zuſammenwirken unmöglidy, ‚welches die 
Bundesverfammlung im Namen ded ganzen Baterlandes von allen 
Teutfhen fordert. Die jegigen Minifter vermögen nicht die Ein« 
tracht zwifchen Fürft und Volk zu befeftigen. Und wann wäre 
diefe dringender und nöthiger, als im gegenwärtigen Augenblide; 
wo alle Kürften Teutſchlands, alle Stämme feiner Völker, des eng« 
ften Verbandes bedürfen, um gegenfeitig fich gegen fremde Gewalt 
und fremde Gelinnung zu ſchützen. Möge Heflen, das fchon eins 
mal fo traurige Erfahrungen machte, nicht das Beifpiel geben, daß 
ed in diefem Bunde der Eintracht fehle“ Mit folder Hin— 
weifung ‚auf die Ereigniffe von 1806, baten. die Stabtbehörden 
von Caſſel den Kurfürften, als Mittel. zur Bewahrung jener 
Eintraht mit dem Bolfe, im  Minifterrathe mit Männern fi 
zu umgeben, deren Einfidt, WBaterlandsliebe und verfafjungs- 
mäßige Gefinnung, volle Gewähr für eine durdhgreifende Aen— 
derung ded bisherigen Regierungsfyftems leiften. Durch Nebels 
thau geführt, überbrachte der Stadtrath von Gaffel, in Begleitung 
einer Deputation des Bürgerausichuffes, von großen Schaaren 
Volkes gefolgt, am 6. März jene Adreſſe in den von der: Bürgers 
wehr gefhügten Palaft des Kurfürften. Im der Nacht zuvor hatte 
Scheffer, die Stadt verlaffend, ſich außer Landes begeben, und wurde 
nun von feinem Minifteramte entbunden. Von allen Drten her 
trafen Deputationen mit Bitten und Beſchwerden ein; die der 
Bürger von Hanau in ftarf gehaltener Sprache, und diefer waren die 
dafigen Stuatsdiener in einenbeſonderen Adreſſe beigetreten, die in 
deren Namen Madelvdey (©. 505) Ye fönlic) überbrachte. Nun verſprach 
der Kurfürft Befegung ik al mit Männern, welche das 
Vertrauen des Volkes genißß * Ahltung der Cenſur, Freiheit 
der Preſſe, und Zurücziehung..der den” Boftesvienft der Teutſch⸗ 
Katholiten und Taufgefinnten hindernden Berfügungen, unter Ges 
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währung vollftändiger Religions» und Gewiflensfreiheit und deren 
Ausübung, öffentliches und mündliches Gerichtöverfahren, mit dem 
Anklageprocefie und dem Inſtitut der Gefchworenen, auch Mitwirs 
fung der Landftände bei der Befegung des Oberappellationsgerichts. 
Das zurüdgelegte Finanzgefeb kam zur VBerfündigung, und die ver« 
tagte Ständeverfammlung wurde wieder berufen. Dörnberg, Mob, 
Schmidt und Abee baten und erhielten ihre Entlaffung. 

Am 13. März trat die Ständeverfammlung von Neuem zufams 
men; Buttlar und andere Mitglieder famen nicht wieder, der Landgraf 
von Philippsthal zog feine Vollmacht für Dehn⸗-Rothfelſer zurüd, 
an Waig diefelbe übertragend, und für den Landgrafen von Barch— 
feld trat Baumbach IH. ein, an Trotts Stelle dad Präfivium über» 
nehmend. Die audgefchloffen geweſenen Deputirten fanden Zu 
laflung, auch Wippermann, der am 7. März von der gegen ihn 
erhobenen Anflage durch ein richterliches Erkenntniß freigeſprochen 
war. „Nie werden die Formen der Staatsverwaltung ſich für 
immer abſchließen; aber jene Republik in Teutſchlands Nachbarſchaft 
ſoll mich nicht einen Schritt über meine bisherige Richtung hinaus—⸗ 
bringen; ich huldige auch ferner einer conftitutionelen Monarchie 
mit wahrer Vertretung. des Volkes ; ich balte feinen Thron Europas 
ſicher, der ſich nicht aufrichtig und unumwunden dieſes ftaatöred)t- 
lihe Prineip aneignet; jetzt ift ed nothwendig, dafjelbe zu ftärfen, 
jegt ift ed an der Zeit, Imftitutionen zu fchaffen, um vaffelbe zu 
befeftigen.” Mit diefen Worten führte fi) Wippermann wieder 
bei den Rundftänden ein, denen auch Jordan, neu ftatt Haſts ge- 
wählt, fich. zugefellen fonnte, um dann als Gefandter zum Bun— 
dedtage zu: gehen. Am 17. März ward Eberhard. Miniiter des 
Innern, mit ihm Schwedes und Morig von Baumbad) für Finanzen 
und Juſtiz, Obrift Weiß für das Kriegsweſen; und Landtagscom- 
miffar an Schefferd Stelle ward Wippermann. 





Nachwort. 
1848 - 1849. 


Die Ereigniſſe der ſpäteren Zeit ſind zu neu und zu friſch im 
Gedächtniſſe, als daß ſie jetzt ſchon geſchichtlich dargeſtellt werden 
könnten oder deſſen bedürften. J 

Vollſtändige Amneſtirung aller auf Verlegung der Verfafſung 
gerichteten Unternehmungen eröffnete die Reihe der Geſetze von 
1848 und 1849. Schend zu Schweindberg (S. 450) wurde für 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten aus Sigmaringen zus 
rücgerufen und Wippermann übernahm das inanzminifterium, 
während im Kriegsminifterium ein mannigfacher Wechfel eintrat. Die 
Domanialien der rotenburger Quart gingen mit ihren Revenuen zur 
Staatöfinangverwaltung über. Die Ständeverfammlung wählt felbft 
und ohne landeöherrliche Beflätigung ihr Präſidium, entfcheidet unab- 
hängig vom Minifterium über die Legitimation ihrer Mitglieder, 
beftimmt deren Tagegelder, und verwaltet den Fonds zur Beftreitung 
ihrer Ansgaben, hat freiere Handhabung der Geſchäftsordnung fich ges 
fichert. Staatödiener bedürfen feiner Erlaubniß der vorgefegten Be: 
hörde zum Eintritt in die Stäpdeverli mirfeimg. Auch die für den Sans 
desherrn als oberften Milit firäjet gehörigen: Angelegenheiten ftehen 
unter minifterieller Verant afteis.. Die, Prefie ift frei, Preß⸗ 
vergehen find Gefchtwornen zır 9 urtheifung überwieſen. Die Frei- 
heit der Religionsübung ift geregelt“ und”gefichert, die bürgerliche 
Ehe eingeführt, die Polizeiverwaltung auf die Gemeinden überges 
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gangen, die Polizeigerichtöbarfeit aufgehoben, die körperliche Züch— 
tigung abgeichafft, die Denuntiantengebühr befeitigt, öffentliches 
und mündliches ©erichtöverfahren in Straffachen mit Anflageproceß 
und Gefchwornen eingeführt. Die PBatrimonialgerichtöbarfeit ver 
Standesherrn, deren Polizei- und fonftige Verwaltung, ift aufgehoben. 
Die Mitglieder des Oberappellationdgerichtd werden aus den von 
der Ständeverfammlung vorgefchlagenen Candidaten ernannt. Die 
GEollegialeinrichtung ift aus der Verwaltung entfernt, ein vom Bolfe 
gewählter Bezirksrath den Berwaltungsbeamten zur Seite, die 
Gensdarmerie unter ‚das: Minifteriuin des Innern geftell. Die 
Berbindlichfeit zum Kriegsdienfte ift allgemein, mit Befeitigung 
des Loofed. Die Jagdgerechtſame auf fremden Grund und Boden 
ift gegen Entfhädigung aufgehoben. Das Petitions⸗, Einigungs- 
und Berfammlungsrecht ift gefichert. Aller Lehns⸗, Leihe⸗, Meierz, 
Erbpacht⸗, oder fonftige gutsherrliche Verband ift gegen nachträg— 
liche. Eutſchädigung aufgehoben. Wollendet iſt der -Eijenbahn- 
bau, Die Bertretung der Bringen, Standesheren, Ritter. und 
Stifter in der Ständeverfammlung ift geſchwunden, directe Wahl 
der. Deputirten durch die Bevölferung der Städte und Dörfer ein- 
geführt, für die Höchitbefteuerten getrennt. Auch Landgraf Wil- 
beim, des Thrones nächfter Erbe, hat die Verfaffung anerfannt 
(S. 389). Das findErgebniffe der legt verftrihenen beiden Jahre. 
Die Grundrechte des teutihen Volkes find verfündigt, wie fie von 
der Nationalverfammlung zu Frauffurt feftgeitellt wurden; auch bie 
Reichsverfaſſung felbft, Als Legtere für Teutichland ſich nicht zur 
Geltung bringen ließ, trat Kurheffen dem Berliner Bündnig vom 
26. Mai 1849, bei, und nahm an der Reichöverfammlung zu Erfurt 
durch feine Deputirten Theil. Zum Zweck eined Wechſels der 
hieran ſich fnüpfenden Politik befam dann Eberhard mit feinen 
Eollegen am-23. Februar 1850 die Entlaffung vom Minifteramte ; 
an deſſen Stelle trat (S. 395) der Präfivent des Appellationg- 
gerichts von Greifswalde, Hand Daniel Ludwig Haflenpflug. 


Verzeichniß benußter Quellen. 


Sammlung von Gefeßen für die kurheſſiſchen Staaten, 

Verfaſſungs-Entwurf, von Kurfürſt Wilhelm 1. feinem Volke angeboten, 

Beurkundete Darftellung der kurheſſiſchen Landtags: Verhandlungen von 1815 
und 1816. 

Berlepfch, Beiträge zu den Heflen-Eaflelfchen Landtags-Verhandlungen von 
1815 und 1816. 

Berkandlungen des Landtags der Graffchaft Schaumburg. 1815. 1816. 

Verhandlungen der kurheſſi chen Landtage von 1831 bis 1848. 

Etwas über Rechte der Landjtände, und warum hat Kurhefien feine Gonftitution? 
Wiesbaden 1819. 

Pfeiffer, einige Worte über den Entwurf einer Verfaffungsurfunde für Kur: 
heſſen. Caſſel, 1830, 

Derſelbe, Geſchichte der landſtändiſchen Verfaſſung in Kurheſſen. Kaſſel 1834. 

Murhard, die kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde. 1834. 

Martin, über landſtändiſche Verfaſſung. Göttingen 1824. 

Der Berfaflungsfreund. Gaflel, 1831. 1832 

Was bedürfen, was wünfchen und was erwarten Kurheffens Bewohner von ihrem 
erhabenen Fürftenhaufe und dem auf den 16. Dectober 1830 einberufenen 
Landtage in Beziehung anf Verfaffung und Verwaltung. Pranffurt, 1830. 

Bilmar, was hofft Heflen vom nächſten Yandtage? 1831. Caffel, bei Luckhardt. 

Jordan, Actenſtücke über die Frage, ob $. 71 der Furheffiichen Verfaſſungs— 
Urfunde ıc. 

Stimme furheffiicher Städte im September 1831. affel, bei Geeh. 

Wilke, Fahnenweihe der Gafleler Bürgergarde. 1831. 

Rommel, Wilhelm I., Kurfürft von Heflen. Caſſel 1322. | 

Die Rechte des Haufes Heflen an die Berlaffenfhaft des Landgrafen Victor 
Amadäus. Berlin 1835. 

Horn, die Verſchwörung gegen Kurfürft Wilhelm MI. 

Hahn, Verfheidigung des geh. Cabinets-Archivars Müller. Caffel 1831. 

Ludwig von Manger. Quedlinburg und Leipzig. 

Urtheil in der Unterfuchungsfache gegen Bürgermeifter Scheffer x. Marburg, 1843. 

Jordan, Selbitvertheidigung. | 

Gehren, meine Verhaftung und Erportation. 

Strombed, aus meinem Leben. 1833. 

Meyerfeld, Lebens-Befchreibung. 

Hahn, Beleuchtung der Frage, vb ber Stadtrath in Baffel ıc. 

Der Miffionsverein vder die Jefuiten in Heſſen. Leipzig 1834. 

Sternberg, Teutichland und fein Evangelium. Marburg 1839, 

Bickel, über die Reform der proteftantifchen Rirchenverfaffung, im beſonderer 
Beziehung auf Kurheſſen. Marburg, 1831. 
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Derſelbe, über die Verpflichtung der evangeliſchen Geiſtlichen auf die ſymbo— 
liſchen Schriften: Caſſel, 1839. 

Meurer, ein Wort über Lehrfreiheit. 

Derſelbe, Chriſtus und die Kirche. Caſſel 1839. 

Bayrhoffer, erſte critiſche Beleuchtung der Schrift Bickels: über die Ver— 
pflichtung ꝛc. 2. Ausgabe. Leipzig, 1839. 

Derfelbe, zweite critifche Beleuchtung x. Leipzig, 1839. 

Kleinfchmidt, das Prinzip der Bewegung. Marburg, 1839. 

Henkel, einige Worte wider die Feinde der Bernunft und der Glaubensfreiheit. 
Gaflel, 1839. 

Derfelbe, erite proteftantifche. Berfammlung. Caſſel, 1839. 

Derfelbe, die neue und die alte Kirdye: Caſſel, 1839. - 

Zulius Martin, Ermwiederung auf die Schrift des O. G. Procur. Henkel: 
Einige Worte ꝛc. Caſſel, 1839. 

Beldmann, der Symbolzwang. Kiel, 1839. 

Sigismund, bie Bewegungepartei und has Kircheniymbol. Caſſel, 1840. 

—— unter Hieronymus Napoleon. Januar 1812, Braunſchweig, bel 

ieweg. 

Berlepfin tg zur Finanzgefchicyte des Königreichs Weſtphalen. 1814. 

Robert, * die Aufrechthaltung der Verfügungen des Jerome Bonaparte in 
Kurheſſen. 

Derſelbe, einige Zweifel an der Berichtigung des Verſuchs einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Prüfung der Gründe ꝛc. 1820 

Die Bortdauer der recptsbegründeten Aniprüche eines Darlehnsgläubigers an 
feinen Schuldner. — Ermwiderung gegen Medlenburg-Strelig. — 1814. 

Rotted und Welder, Staatslericon, s. v. Domainenfäufer. 

Allix, me&moire en forme de lettre adr. à la diete germ. contre l’elec- 
teur de Hesse. 1817, 

Antwort auf die durch öffentliche Blätter befannt gewordene Aeußerung des 
Herrn von Lepel. Frankfurt 1817. 

Stidel, Beitrag zu den ehren von der Gewährleiltung und der Rechtsbeitän: 
digfeit eines Zwijchenherrichers. 

Schulz, über die Unrechtmäßigfeit der von Seiten des Kurfüriten von Heflen 
gemachten Aniprüche auf völlıge Wiedereinfegung in den vorigen Stand. 1818. 

Aufruf der werphälifchen Domainenfäufer in Kurheſſen an die hohen verbün— 
deten Mächte. ©ermania. 1817. 

Zahariä, über die Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Handlungen der 

Regierung des Königreichs Weitphalen. Heidelberg 1816, 

Behr, Rantersiffenfchaftlice Grörterung der Fragen ꝛc Bunker, u. Leipzig. 1818. 

Schweifart, Napoleon und die kurheſſiſchen Capitalſchuldner. 1833, 

Herquet, die Nechte der vormals großherzoglich franffurtifchen, von Kurheſſen 
übernommenen Staatsdiener und Penſionaire. 1832. 

Pfeiffer, in wie fern find Regierungshandlungen eines Zwifchenherrichers für 
den rechtmäßigen Regenten nach deſſen Rückkehr verbindlih? 1819. 

Derfelbe, über das Recht der Kriegseroberung in Beziehung auf Staats: 
capitalien. 1823. 

Niemeyer, Caſſelſche Chronif. 1814. 

Hochhut, Erinnerungen an die Borzeit u. Gegenwart der Stadt Eſchwege. 1826. 

Duyſing, Annalen. 

Pfeiffer, practifche Ausführungen. 

Strieder (Juſti), heſſiſche Gelehrtengeſchichte. XVIII. 

Protocolle der Bundesverſammlung. 

Nachträgliche Actenſtücke der Bundesverſammlung. 

Klüber, Acten des Wiener Congreſſes. 

Derſelbe, Staatsarchiv des teutſchen Bundes. 


— 59 — 


Struve, öffentliches Recht bes teutfchen Bundes, 

Leonhardi, Aufträgalverfahren des teutfchen Bundes. 

Die Verhandlungen ber Bundesverfammlung. Heidelberg, 1846. 

Die Verhandlungen der Bundesverfammlung von den geheimen Wiener Mini: 
flerialconferengen bis zum Jahre 1845. Heidelberg bei Gruß, 1848, 

Caſſelſche allgemeine Zeitung. 

Branffurter Ober-Boflamtsrdeitung. 1833. 

Augsburger allgemeine Zeitung. 

Frankfurter Journal. 1847. 

Mannheimer Abendzeitung »1847, 

Teutfches Volksblati. Fulda, 1831. 183%. 

Politifches Wochenblatt. Berlin, 1833. 1834. 

Minerva. 1808. 1809. 

Halem und Runde, Sammlung der wichtigften Actenftüde zur neueften Zeit: 
geſchichte. Oldenburg 1807. 

Buchholz, Sournal für Tentfchland. XI. 

Denturini, Chronik des 19. Jahrhunderte. 

Dreſch, Gefchichte Teutſchlands. 

Zeitgenoſſen, neue Folge. Bd. 3. Heft 10. 

Martens, nouveau recueil de traites. 

Rheinifcher Mercur. 1814. 1815, 

Necrolog der Teutfchen. 1823. 1827. 1838. 1840. 

Regentenalmanach. 1827. 

Iſis. 1817. 1818. 1819. 

Görres, Teutichland und die Revolution. 1819. 

Müller, Archiv für die neuefte Gefekgebung. Dh. 5. 

Schmidt, Zeitfchrift für Gefchichte. Ri. 5, Berlin 1846, 

Teutſche Volfsftimme. 1832. Heft 1. 

Bender, über das mündliche und öffentliche Verfahren in Griminalfachen. 
Caſſel 1821. 

I. P., Bragmente aus einer älteren Denffchrift über die Organifation der israe- 
litifchen Gemeinden. Caſſel 1832. 


Ein hoch von mir verehrter Freund hat dem Buche fo große Aufmerffamfeit 
gewidmet, um fi zur Anfertigung eires Sach: und Namensregifters, znuächit 
um eignen Gebrauche, bewogen zn finden. Zu Danf fühle ic mich demfelben 
Kir die Erlaubniß verpflichtet, daflelbe abdruden laffen zu dürfen, da ich auf: 
merffam darauf gemacht bin, daß ein folches Regifter die Benugung des Werkes 
wejentlich erleichtern Fönne. 

C. ®. Wippermann. 


Sad: und Namen-Negifter. 


Abée, Minifterialfecretar, im geheimen Gabinet fungirend: S. 510. 511. — Der 
pietiftifchen Richtung zugelhan; S. 510, — Entlaffung: S. 523. 

Abplösbarfeit gutsherrlicher Kalten, ©. 84. 268. 348. 

©. a. Lehns- und Meier-Berhältnifle. 

Ablöfungsgeieg von 1832: ©. 263. 269. 347. 408, 467, 514. 

Abtretung von Grundeigenthum. S. Erpropriation. 

Acceifionsvertrag vom & Dee. 1813: ©. 7. 37.38. 408. 

Actuare, Normalgehalt: ©. 336, 

Amneftieverordnung von 1830: S. 203. 338. — In Beziehung auf fpätere Bälle: 
©. 415. 525, 

Amortifationsfonde. S. Reftencafle. 

Amtsdiener, Gehalt: S. 345. 

Anlehn von 1807: ©. 33; — in der weftphälifchen Zeit: ©. 479, — von 1831: 
S. 947; — feit 1933:.©. 316. 347. 414.426. 432. 466. 488. 493. 496. 

©. a. Randesichulden. 

Anwälte, Stantsdienereigenichaft: S. 279. 286. 287. — Gebühren: S.337. 399. — 

 Proviforifche Anftellung: S. 399. 514. — Unfähigfeit zur. Mitgliedſchaft der 
Staatsfchaß-Direction: ©. 487. 

Ayanage der Prinzen. S. Philippsthal. 

Appellationsfumme, Erhöhung: ©. 464. 504, 

Armeecorpseintheilung: ©. 128, 

Armenpflege, Gefebentwurf: ©. 387. 

Arnold, DO. Bürgermeifter zu Gaflel: ©. 482. — Landtags-Abgeorbneter: S. 520. 
— Berfegung zur Nordbahn-Berwaltung: ©. 520. 

Auslieferung von Verbrechern: ©. 335. 465. 

Baden, Schuld deflelben ; ©. 478. 

Bähr, Major, fandesherrlicher Bevollmädhtigter: ©. 322. 300, 392 408.420. 
432. 445. 453. 456, 460. 462. 468, 487. 493 f, 

Barchfeld, Landgraf, perfönliches Erfcheinen auf den Landtagen: ©. 226. 234. 
501. — Revers wegen ‚der Bevollmädhtigung zu den Landtagen; ‚©. 287. 
501. — Tagegelder der Bevollmächtigten: ©. 383. 

©. a. Philippsthal. 

Bauernfland, Vertretung auf den Landtagen: ©. 17. 40, 

v. Baumbach, L., (I1.), Hauptmann, Landtags:Abgeordneter: ©. 305. 331. 344. 
rg 417. 453. 485. 504. 509. 512. — Fandgräflicher Bevollmächtigter 


©. 

v. Baumbach, 8. G., Regierungsrath, Landtags-Abgeurbneter: S. 209. 234. 
287 f. — Regierungs:Gommiffar wegen der Unruhen in Hanau: ©. 254, 
256. — Praͤſident der Ständeverfammlung: S. 287. — Dirigent der höheren 
Gewerbsſchule: S. 324. 
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v. Baumbach, M., —— — — 303. — Landtags-Abgeordneter: 
©. 226. 234. 278, 501.— Präfident der — 5— ©. 37. 453. 
D. Ger. Director zu Rinteln: ©. 345. — Juſtizminiſter: ©. 524; entlaſſen: 


526. 

v. Baumbach, W., DO. Kammerrath, landgräflicher Bevollmächtigter zum Lanb- 
tage: ©. 226. 296. 

Bayrhoffer, Prof. zu Marburg: ©. 449, 498. — Suspenflon: ©. 507, 

Beanadigungsrecht : 445. 

Beholzigungegerechtfame, Ablöfung: ©. 348. 887 

Bender, Advocat, Literariiche Thätigfeit über Volitif: ©. 156. 357. 2361. 280 
284 f. 287. 290. — Aspirant zum Landfyndicat: S. 220. — Mitglied der 
Gefegcommilfion: S. 222. — Gewählt zum Landfage von 1831: ©. 230. 
— O. A. Rath: ©. 257. 2308. 

Bergen, Gräfin, Gemahlin des Kurfüriten Wilhelm II.: ©. 481. 

Dergwerfsverwaltung: &. 340, 415. 

Berliner Bündnif: S. 596. — Wochenblatt über — Zuſtände: ©. 
303. 327. 328. 342. — Kirchenconferenz: © 

Bickell, Profeffor zu Marburg, Mitwirfung Be Kirchenreform ; ©. 233, —D.N. 
Kath: ©. 7. — Pietitifche Richtung: ©. 314. 447 f. — Apologie des Pro: 
ceßaefeßes von 1834: S. 336.—D. ©, Director zu Marburg: ©. 446. — 
O. A. Ser Virepräfident: S. 497. — Juftizminifter: ©. 505 1. 8. 5i6. 
517. — Tod: ©. 522. 

v. Bodenhauſen, Landtags: Abgeorbneter: S. 352. 370. 

Brandverficherungs: —— ©. 47. 84. 155. 160. 186, 384. 420. 482%, 

Branntweiniteuer: ©, 

Braunſchweig'ſche —— ©. 47. 

Brodfrüchte, deren Anfauf aus überfeeifchen Orten: ©. 29. 139, 510. 

Buderus v. Carlshauſen: ©. €, 

Budget. S. Finanzgeſetz. Staatsgrundetat. 

Bund, teuticher, Unternehmungen gegen denfelben: ©. 273. 295. — Erſatz von 
Kriegefoften : ©. 466. 

Bundesacte: S. 455. 479, 

Bundesbeichlüfle von 1819: ©. 145; von 1824: ©, 155; von 183%: &. 277. 
280. 455; von 1834: ©, 133. 438 ff. 

Bundesfriegsverfaflung, Mitwirfung Kurheſſens dazu: ur 128. 163. 

Bundesfchiedsgericht, S. = 425 ff. 433 ff. 438. ©. Aufträgalgericht. 

Bundesta röffnung, S 100. — Einwirkung in Betreff der Domainenfäufer 
und avitalfepulbne; S. 103 ff. 125; der Kriegsverfaflung: S. 128. 163, 
276. 344 f. 468. 470. 486; ber (andftändifchen Verfaſſung: ©. 131. 171. 
173; der ftandesherrlichen Ui Verhältniſſe: S. 162. 333. 165% ber Schifffahrts⸗ 
angelegenheiten: ©. 16%; der Preßgefeßgehung: ©. 164. 173; ber ful: 
daiſchen ai. ©. — des Steuerweiens: &.178; ber Inneren Un: 





ruhen: S 201. 209. 272 Uzf. 288: des Handelsverfehrs: S. 221. 256; 
der kurh. Verfaflung: ©. ar: 226; des Aufgebots der —— © 
227; des Buchhandels: ©. es Militairetats: ©. 


468 

der DIeHRUIGER Angelegenheit: — 433 ff., 438 ff.; ir  aeultätsgee 
achten: 442; des hannöverfchen Berfaffingenreites: ©. 442; des Ham: 
badher —— Me Attentats 2: ©. 443 f. ©. a. BentralsUnter: 
ſuchungscommiſſion; mehrerer Streitigfeiten Kurheſſens —* anderen Bundes⸗ 
gliedern: S. — f.; ber Ginverleibung Krafau’s und * v. en 0er 
Anſprüche: ©. 170; der Titulatur der — — S. — Mangel 
practiſcher Wirffamf-it des Bundestags: ©. 3 

Bundestagagefandte, Furheffiihe: v. Garlshaufen: S v. fepel: ©. 101; 
v. Meyerfeld: ©. 116; v Rieß: ©. 251; ers 

Buͤrgergarde: S. 200. 233. 31. 353. 256 f. 5W-- — S. 240 
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Bürgergarbengefeh von 183%: S. 264. 268. 270. 

v. Buttlar, R., Rammerherr, Landtags: Ag bzw. landgraflicher Be— 
vollmachtigier ©. 356. 374. 380. 429. 460. 484. 487. 489. 493 f. 501, 
504. 514. 516, 520, 521. 524. 

Gabinet, geheimes: ©. 154. 166. 183. 396. 372. 483. 510. 

Gabinetscaffe: ©. 16. 32. 34. 36. 63. 72. — 

v. Canitz, preußiſcher Geſaudter: S. 303, 

Capitalien, welche von den wertubälffägen. und nd franzilfigen Machthabern erhoben 
worden: ©. 21, 119 ff. 47R. 

Carl, Landgraf, Bruder Wilhelms L: ©. 139.—BVertreten auf den Landtagen durch 
Bevollmächtiate : S. 216. 296. — Defien Sohn. ©. Friedrich. 

Garlsbader Congreß, Theilnahme Kurheſſens an demfelben: ©. 145, 

Garlehafen, Hafenbau: ©. 488. 

v. Garlshaufen, vertraut mit den Geldangelegenheiten des Kurfürften: S. 12. 
16. 36. 43. 74. — Gefandter am Bundestag und zu Darmftadt: ©. 100. 
101, — Tod: ©. 143. 

Carvacchi, mit v. Radowitz befreundet: S. 162. — Befchäftsführer des ne 
prinzen Friedrich Wilhelm: S. 183. 196.— Zeugniß über deſſen Ruf, 
241. — Eommiffar bei der Steuerdirection zu Münfter: ©. 357. 

Gaffel, Lyeeum: S. 314. 347, 361 f. — Städtifche Behörde, die Rechte des 
Landes vertretend: S. 78. 196 ff. 224. 240. 514. 522 f. Wahl eines 
Stadtſecretars: S. 361 ; deſſen Suspendirung, ©. 318 — Oberbürger: 
meiſter: ©. 481 f. 

Genforen, Gehalt: S. 487. 514. 

Genfur, deren Ausübung: ©. 148. 266. 275. 277. 220. 281. 284. 811. 848. 
384. 430. 480. 483. 5%. ©. Preßangelegenbeiten. 

GentralsUnterfuchungscommiffton, ©. 145. 164. 413.' 

— —— von 1832: ©. 303 f. 306. 

Civilliſte: ©. Fra ©. Hofvotation. 

Gombromißgericht: S. 290. 292, 300. 354 f. 391 f. 438 f. 454. 

Gontrafignatur der Tinker: SM. 

Griminalverfahren. S. Strafrechtapflege- 

Dampfichifffahrt auf der Fulda: ©. 497. \ 

December 7. 1831 : ©. 250. 515. 

Dedolph, Amimann, Landtags-Abgeordneter: ©. 229. 262. 264. 269. 274. 278. 
279. 254. 287. 288. 317, — Gewählt zum Landtage v. November 1833: ©. 318. 

v. Degenfeld, Graf, Landtags-Abgeordneter: ©. 229. 240. 260. 2 

v. Dehn:Rotfelfer, ©. N. Rath, Tandgräflicher Bevollmächtigter: ©. 511. 318, 
520. 521. 524. 

Deines, Gabinetscaffirer: S. 169. - Mitwirfung bei der Sunderung des Staats: 
und Hausvermögens: ©. 207. - Begleiter der Gräfin Neichenbah: ©. 
218 f. — Mitwirfung zur Rückkehr des Kurfürften: S. 241. = DVerbleiben 
bei demfelben: ©. 245. 

Denuneiantengebühr: ©. 60. 340, 465. 514. 520. 525. 

Diäten. S. Tagegelder. 

Domainen, Einziehung der der weſtphäliſchen Zeit veräußerten: ©. 11. % f. 
84. 106. 119. 143. 316. 479. — ee ihrer Ginfünfte zu Staats— 
bebürfniffen: S. 30. * 390. 391 f. 423. 425. 473. — Wiederanlequng 
der aus veränßerten Dom. erlöften Gapitalien: &.416. ©. Laudemialfonds. 

©. a. Rotenburger Duart. Teutfcher Orden. 

». Dörnberg, General, Leitung der Infurrection von 1809: ©.4. 14. 49. 51. 171, 

v. Dörnberg, Kammerherr, Landtags-Abgeordneter: S. 438. — Minifter des Aus- 
wärtigen: ©. 499. — Entlaffung: ©. 523. 

Drohbrief von 1823 und deſſen Folgen: ©. 166. 

Duyfing, Bürgermeifter, un €. 226. 231. 238. 262. 279, 
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"824. — Landft. Mitglied der Landescreditcaffen-Directionl;: S.268. — Miniftes 
rialreferent: ©. 412 f. 

Eberhard, Staatsanwalt, Bürgermeifter zu Hanau: ©. 182. — Landtugs-Abgeorb- 
neter: ©. 207. 209. 232. 258. 262. 267. 278. 331. 343. 346, 349, 389. 393. 
458, 460. 461. 470. 474. 477. 504, — Minifter des Innern: ©. 524; 
entlaflen: S. 526. 

Edderyoldwäfcherei: ©. 324. 

Eggena, — des Minifteriums: ©. 152. 182. — Landtagscommiſſar 
‚ im3. 1830: 199. 202. 217. 224 f.— Minifterialrath: S. 219. 222. — 
Landta —*2 im 3. 1831: ©. 230. 231. 236. 245. 415. — Miniſte⸗ 
— * ©. 251. 252. 258, 260. 262. 263. 265. 275. — Reg. Direktor 
zu Sulda: ©. 265. 313. 330. 334. 337 f. 351, 415, — Landtags-Abgeord« 
neter, ©. — 588. — Gewählt zum Landtag vom Juni 1833: ©. 296. 

Ehen, gemifchte : 138, 446 f. 491. 

Ginigungsredht, — ©. 526. 

Ginfammerfyitem: ©. 32. 65. 69. 206. 211. 327. 402. 

Einfomraenitener. ©. Glaffeniteuer. 

Gijenbahnen: S. 308 f. 393. 492 ff. 420. 526. 

Elvers, Berufung ins O. N. Gericht mit Ueberfchreitung des Normaletats: ©. 
483, — Vietiflifche Richtung: S. 498. 

nn Abgeordneter der Univerfität: ©. 322. 352, 360. 376. 379, 334. 

388, 393. 397. 398. 399. 428, 458, 
nn D. ©. Anwalt, Aspirant zum Larbfyndicat: ©. 71, — m G. Rath: 
S. 159. — Minifterialrath: & 182, — DOber-Appellationsrath: S. 216. — 
Mitglied der Gejegcommifflon von 1831: ©. 222. 

Erbmarſchall. ©. v. Riedeſel. 

Erbvachtverhältniffe, aufgehoben : S. 526. 

Erbichaftsfteuer: ©. 315. 

v. Eſchwege, Earl, Landtags:Abgeorbneter: ©. 51. 53. 55. 80. 204. 236. 260. 
263. 279. 315. 316. 355 f. 374. 334. 389. 401. 405. 407 ff. 418. 420, 
421 f. 425. 432. 437. 458. 454. 467. 471. 474 417. 

v. Ejchwege, F., Obrift, TIheiinahme am 7. Dee. 1831: ©. 252. — Landgräfl, 
Bevollmächtigter: S. 23837. 296. 453, 

Evangeliſche Kirche, an der beiden Confeſſionen: F 138. 386. — Glau⸗ 
benebefenntniß: ©. 190. 447 ff. — Gemifchte Ehen: S. 446 f. 491. — Ber: 
liner Gonferenz : ©. 497. 

Erpropriationsgefeg: S. 308. — Ansvehnung: 464, 514. 

Finanzbehörden, Umbildung : ©. 339. 

Ginanzgeie der eriten Landtagsperiode: ©. 313, 315 f.; der zweiten Periode: 

342 ff. 345. 347; der dritten: ©. 393, All ff. 421 f. 426, 428, 431 f. 
435 f.; der vierten: n:©. 465 ff. 469. 471; der fünften: ©. 485. 487; der 
festen. ©. 517. 521. 523, 

S. Recdhnungsablage. 

$euerverficherung. ©. Brandverficherung. 

Foritverwaltung, Vermehrung der Behörten: S. 485, 

Branffurt, Streit wegen Steuerfreiheit: S. 478. 2 

Franffurter Attentat vom April 1833: ©. 295. 

Franzoͤſiſche Decupation im a 1806: ©. 3. 

Freimaurer in Kurheflen : 139. 

Friedrich, Landgraf, Vater ne L: ©. 31. 45. 138. 362. 

Friedrich, Landgraf, Bruder Wilhelm⸗ I., vertreten auf den Landtagen durch 
einen „Bevollmächtigten ; ©. 226. 286. 296. — — Ableben: ©. 339, 

Friedrich, Landgraf, Sohn des Landgrafen Sarlı ©. 501, 

Friedrich Wilhelm, Kurprinz: ©. 6. 148. 153. 166. 183, 196 f. 200. 203, 216. 

— Morganatijche übe: ©. 183. 240. — Mitregent: S. 243 ff. 256, 
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198. 428. 487. 449. 468. 469. 480, 484. 492. 499. — —— 
515. 516. 521. 523, 
Sriedrich- Wilhelms: Norpbahn: S. 495. 
©. — 

Fruchtankauf. S. Brodfrüchte. 

Fulda, Bisthum, vaſfeib⸗ betreffende Anordnungen: ©. 174. 220. 359. — Ber⸗ 
wahrumg der Geiſtlichkeit * dem Verfaſſungseide: S. 220. — Streit 
zwiſchen Kirche und Schule: ©. 446. 

Fulda, Großherzogrhum, mit Kurheſſen vereinigt: ©. At. — Theilnahme am ben 
Yundtagen: ©. WB. 

v. Galen, preußischer Gefandter : ©. 499. 

Geiſtliche, Verbeſſerung ihres Cinkommens: S. 386 

Gemendeoronung: S. 262. 412. 330 ff. 337, 358 ff. 374. 

Gendarmerie: ©. 155. 160. 344. 344. 526. S. a. Landdragoner. 

Sendarmerieiteuer: ©. 140. 148, 

Gerichte, deren Selbititändigfeit. ©. Oberappellationsgericht. 

Gerichte, Geſetz uber deren Beſetzung: ©. 231 J S. Oberappellationsgericht. 

Gerling, —8 Abgeordneter der Univerfität: S. 296. 

Geſetze. S. Verordnungen. 

Geſetze und Verwaltungsuormen: ©. 382. 

Geſetzbucher, neue: ©. 10. 46. 67 70. 157. 222, 283. 399. 504 f. 

Sefegcommfion im Jahre 1805: ©. 10; 1815: ©. 46; 70; 1817: ©. 141; 
1831: 222. 253. 209. 

Geſetzgebende —— S. 455. ©. Verordnungen 

Gerhärtsordnung, landfländiiche. ©. L. 

Geſchwoͤrnengericht. S. Proceßverfahren. 

Geſtutedirector, deſſen Behalt: ©. 487. 

Sewerbs-Gonceifionen, Gehgentwurf: ©. 387, 464. 

Gewerbeordnung: ©. 388. 464, 

Gewerbſchule, höhere: S. 232. 324. 

Gewerbſteuergeſetz: ©. 341. 358. 410. 466 f. 

Biester, Polizei Director: ©. 250. 252. 280. — Landtags-Abgeordneter: ©. 438. 

Glaubensbefenntunß. ©. Evangeliſche Kirche. 

Grimm, Brüder: ©. 13. 16. 142. 403. 

Grundredhte: ©. 526. 

Grunditeuergefeg: ©. 341. 345. 355 ff. 460 ff. 466, 

©. a. Steuerbefteiung. 

Günfte, O. A. Rath, verfegt zur er Direction: ©. 497. 

Guſtav⸗Adolphs-Verein: ©. 498. 499. 

Gutsherrliche Berhältniffe. ©. Es 

Gymnafien, Ginwirfung Haffenpflugs auf diefelben: S. 314. 363. 

a Gehalt: S. 314. 347. 361. 

Hahn, D. Anwalt, Kandtags-Abgeorbneter: S. 331. 352. 362. 363, 

Hambacher Eh: ©. 272. 

v. Hammerftein, Vertreter der ſchaumburgiſchen Landſtände: S. 883 145. 191 ff. — 
Landtags-Abgeorbneter : S. 205. 207. 219. 230. 237. 248, 251. 263 
Hanau, Domainenfäufer: S. 21. — Theilnahme an den Landtagen: S. 205 — 

Kirchenunion: ©. 386. — @ifenbahn: S 495, 

Hannover, Verfaſſungsumſlurz: ©. 402. 441 f. 

v. Hanftein, Minifter des Innern: ©. 397. nn 420. 422: 427, 4283. 430, 
437. 438, 444. 447, 453. 454, 456. 457. 458. 463. — Benflonirt: ©. 482, 

Harnier, ©. Hofrath, Landtags-Abgeordneter: ©. 294. 

Haflenpflug d. ä, ng hr im $. 1815, ©. 36. 42. 44. 72. 76,78, — 
Regierungsdirector 186. 198. — Tod: ©. 326. 


Haflenvflug d. j., Regierungs:Afleflor: S. 42 — Juftijralh: S. —D.N. ©. 
Aſſeſſor: S. 15% — Ober-Appellationsrath: S. 220. — Mitglied der 
Geſetzeommiſſion: S. 222. — Minifterialreferent: ©. 257. — Minifter des 
Innern und der Juſtiz: ©. 266 bis 396. 414. — Entlaſſung als Mi: 
nifter des Innern: ©. 394; aus dem Staatsdienfte: ©. 395. — Deflen 
Regierumgsiyitem: ©. 295, — — In Sigmaringen: S. 450. — Belobt 
durch v. Ochs und Bähr: ©. 456. 

Hall, — — par Marburg, Mitglied d. Landt, v. 1815: ©. 56. 88. — Regie: 
rungsrath: 159. — Landtags-Abgeordneter: ©. 373. 374. 375. 381. 386 

512, 


387. 428. — 520. 
Hauscafle, landitändiiche: S. 36. 44. 7P. 
ar say ©. 30. — Ob die Rotenburger Quart dazu gehöre, 
. R. — Verwendung zu — ————— S. Domainen. 

— und Staatsgefeß von 1817: ©. 132. 206. 473, 

Haus: und Staatsſchatz: ©. 221. 244. 301. 475. 487, 

Haufirhandel, Gejegvorichlag: S. 

Hausjuhung: ©. 385. 405. 

Daustruppe Des Brinz-Regenten: S. 468. 

v. Haynau, Obriſt, nachher General: S. 136, 397. — Erinnerung an den Ber: 
faflungseid: ©. 255, — Bermittter zwifchen Militair und Civil; ©. 2357. 

Hentel, Po ®. Anwalt: © 210. — Lan dtags-Abgeordneter: &. 285. 296. 300. 
305. 331. 363. 374. 448. 449 f. 505. 508, 511 f. 516, — Unterſuchung 
gegen denjelben: ©. 511 f. 

Herfulesfäule, deren Herftellung aus Staatsmitteln: ©. 485. 514. 

v. Hesberg, Kriegsminifter: S. 245. 268. 277, 283. 204. 839. 344 fl. 372. 

Heflenftein, Gräfin: ©. 12. 16, 26. 153, 

v. Heydwolff, Landtags:Abgeordneter; S. 294. 370. 

Hiftorifches Recht: ©. 336. 364, 376. 377. 384, 897. 472. 

—————— Zeichen: ©. 272, 

Hofdomainenfammer ; ©. 423, 431. 435. 438. 

Hofdotation, deren Beftitellung: S. 207. 327. 841. 420. 481, 516 f. 521. 

Hoffmann, Pfarrer, * Abgeordneter: ©. 350. 362. 386. 396. 

Hoftheater, Zuſchuß: 

Holftein, Verbindung — Ba — 22. 128. 

Holz, Verkleinerung des Klaftermanßes: m 427. — Breisbeitimmung: ©. 
315. 410. 466. 

Huber, PVeofeflor zu Marburg: S. 372. — Abgeordneter der Univerfität: ©. 453. 
454 459. 460. 462. 472 ff. 476 j. 488. 

Hundeftener, Steigerung: S 464. 

Hujaren, deren Abichaffung : ©. 290. 

v. Hutten, Landtags-Abgeordneter: ©. 308. 

Hnpothefenbant ; ©. 324. 

Hppothefenwefen: © . 898. 

Jagdgerechtigkeit, Aufhebung: S. 

Inſurrection von 1809. ©. v. — 

Jordan, Profeſſor en Marburg: ©.152. —— der Univerſität: ©. 204, 
209 ff. 218 234, 243. 249, 252. 256, 258, 259, 261. 278. 276. 
278. 279. 281. 2 284. 289 ff. 206. — Angeflagt wegen revolutionärer Ums 
triebe: ©. 443 ff. 506. — Freigeiprochen: ©. 497. — Landtags-Abgeord⸗ 
neter: 524. — Bundestags-Befandter: S. 524. 

Srrenheilanftalt; ©. 394. 432. 

Iſenburg, Bereinigung mit Kurheſſen: ©. 5 

Seraeliten, Gleicykellung mit den Ghrilten: ©. 97. 179, 807 if. 399. 521. 

Zuden. ©. Ieraeliten. 

Juugk, Landtags⸗Abgeordneter: ©. 237. 
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Juſtiz und Verwaltung, deren verfaſſungsmäßige Trennung: ©. 465. 

Kammergüter. S. Domainen. 

Katholifen, gemiichte Ehen: ©. 138. 446 f. 491. — Bisthum zu Fulda: ©. 
174. — Ratholifchtheologiiche Bacultät zu Marburg: ©. 175. 258 f. 310. 
— Teutich-Katholifen. T. 

Kattenburg. S. 326. 

Kaufungen und Wetter, rilterſchaftliche Stifter: S. 26. 159. 372. 384. 

v. Keller, kurheſſiſcher Geſandter: ©. 12. 16. 

v. Keudell, Landtags-Abgeordneter : ©. 389. 420. 

Kindererziehung, religiöfe: ©. 491. 

Kirchenangelegenheiten: ©. 120. 386. 446 ff. 491.497. 498 fi. 522. 523. 525. 
©. Evangeliſche Kirche. Guftav-Apolphs-Stiftung. Katholiken. Religions: 
unterjchied. Pietiſtiſche Secte. 

Koch, Minitterialfecretar: S. 152. — Oeneralfeeretar des Minifteriums; ©. 129. 
— Minifterialreferent: S. 266. — Geh. Gabinetsrath: S. 3236. 342. 350. 
398. 438. — Minifter des Innern: S. 483. 489. 490. 491. — Ent— 
laffung, und MWiedereintritt in’s Gabinet: ©. 493. — Wiederannahme des 
Viinifteriums des Innern: S. 502. 505. 509. 510. — Austritt aus dem 
Minifterium, und Wiedereintritt in das Gabinet: ©. 513, — Nlustritt aus 
dem Gabinet und aus dem Staatsdienft: ©. 517. 

König, Landtags-Abgeorbneter: S. 266. 288. 290, — Gewählt zum Landt. von 
1839: 453, — Schriftiteller: S. 371. 

Kopfiteuer. S. Glaffenfteuer. 

v. Kopp, Steuerdirectuor: ©. 82. — FBinangmirifter: S. 190, 219. — Miniiter 
der auswärtigen Angelegenheiten; S. 238, — GEntlafjung: ©. 266. 

Kraft. Minifterialrath: S.152, 166. — Mitarbeiter am Organifationsedicte : ©. 
154. — Commiſſar bei der Schuldenverwaltung: S. 160. — Austritt: ©. 181: 

Krauß, Landtags-Abgeordreter: ©. 513. 

Kriegscafle: ©. 31. 34. 36. 72. 

Kriegsdienitverpflihtung: S. 227. 268. 270. 304. 348 f. 387. 526, 

Kriegsverfaflung. S. Armeecorps. Bundestag. Militairetat. 

Kurrürft, Titel: ©. 61. 

Kurfüriten; Wilhelm L, Wilhelm Il. und Friedrich Wilhelm. ©. W. md F. 

Kurfürftliches Hausvermögen. S. Hausichag. Staatsvermögen. 

Landdragonercorpe: S. 140. 148. | 

v. Kandesberg, Vertreter der fchaumburger Landitände: ©. 85. 193 ff. — Land 
gräflicher Bevsllmächtigter zum Landtage: S. 226. 236. 260. 264, 

Landesconftitution. S. Berfaflung. 

Landesereditcaffe, Gejeß von 1832: ©. WEB. — Benugung: ©. 824. 488 f. 
— Recynungsablage: ©. 381. — Perfonal: S. 382. — Zinsfuß: S.467. 
490. — zu. ihrer Wirkſamkeit: S. 489. 

Ländervertaufchung im Jahre 1815: ©. 60 f. 

Landesherr, Angelobung des Haltens der Verfaflung : ©. 212. 245. 515. 

Landesichulden, bis 1830: ©. 5. 10. 33. 39. 78. 80. 89, 140, 148. 181. 180. 
203; feit 1831: ©. 247. — Zinsfuß: S. 411. S. Anlehn. 

Landesfchuldeniteuer: ©. 82. 158. 203. ©. a. Landftänd, Ausichuß. 

Landesverwaltung. S. Berwaltung. 

Landfolgedienfte, Aufhebung: ©. 307. 

Landgendarmerie. S. ©. 

Landgrafen Carl, Friedrich, Wilhelm, zu PHilippsthal, zu Barchfeld, zu Noten: 
burg. ©. unter diefen Namen. | 

Landgrafen. S. Prinzen, 

Landftände. S. Landtag. Einkammerſyſtem. Repräfentativfpftem. Schaumburg. 
Standesprinzip. Staatsdiener. Wahlen. 

Landitinde, Ausgaben: und Steuerverwilligung: ©. 37. 44. 54 ff. 66. 72. 91, 
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147. 342. 345. 346. 408, 411. 414. 417 ff. 424 f. 430. 482, 436. 434. 
457. 458. 468. 469. 471. 472. 484, 517. — SHulbiaung: ©. 2317. 47. 
515. — Oberaufficht über diejelben: &. 279. 221. 460, — Legitimation: 
E. 286. 290. 202. 429. 525. — Tagegelder und Reifefuften: ©. 284. 289. 
369. 388. 454. 525. -- Gontrole der Haus- und Staatsſchatz- Ver: 
waltung: &. 221. 301, 487. — Verhaftung angeichuldigter Abgeordneter: 
©. 388, 456. — Beichränfung ihrer Verfügung über Gelpmittel: S. 420. 
463. 525. — Berathung über Bundesangelegenheitn: S. 42%. — 
Petitionen an dieſelben: S.480. — Erdrückung ihrer Wirffamfeit: ©. 498, 
— Verfolgung freifinniger Abgeordneter: S. 501. 51 1.512 517, 

Lanbfländifcher permanenter Ausfhuf: S. 246. 278 f. 0. Bi. 286. 87. 
294. 297 f. 301. 347. 250. 363 366 ff. 369 f. 372. 379. 380. 389, 416, 
— Zuziehung noch anderer Ständemitzliever: S 279. 368. — Tagegelder 
der Mitglieder: ©. 369. 379, 382. 

Landftändifcher Ausſchuß ‚in Beziehung auf die Yandesfchuldencafle: S. 82, 140. 
155. 160. — zur Gontrole des Haus: ımd Staatsſchatzes: S. 221. 

Landſtändiſche Gefchäftsordnung: S. 221, 37% 459 f. A461 525. 

Landftändiiche Hauscafle. ©. 9. 

Land ſtändiſche Verhandlungen, Deffentlichfeit derjelben: S.314. 46%. — Abdruck 
und Niederfchreiben durch Stenograbhen: ©. 43. 72 429, 462 f. 

Landiturm, Aufgebot im Jahre 1814: ©, 15. 

Landfyndicus: ©, 34. 71. 220. 350. 

Landtag. ©. a. Ständeverfammlung. 

Landtagscommiffare, Eggena: ©. 199. 230. — Meifterlin: ©. 267. 290. — 
Müller: ©. 290. — Sceffer: S. 373. — Mipyermann: ©. 524. 

Landtagsabfchiede, als Kandesverträge: ©. 55. 

Landtagsabichied, Nothwendigkeit eines jolden: ©. 78, 365 f. 397. 

Pandtagsabfchied von 1831: ©. 224; für die erſte Landtagsperiode: S. 317; 
für die zweite: ©. 363 f.; für die vierte: S 436; für die fünfte: ©. 494. 

Lantwirthichaftsgejege: ©. 334, 

Lederer, Yandtage-Abgeordneter : ©. 511. 

Lehen, Einziehung der veräußerten und allobificirten: ©. 11. 21. 95. 479. 

Lehen: und Meierverhältnif, deflen Auflöfung: ©. 269, 341.347 f. 387. 490. 526. 

Lehnsweſen überhaupt: ©. 11. 20. 25. 408. 

Lehrer. ©. Gymnafiallehrer. 

Leibeigenfchaft, Bortdauer ihrer Wirfungen: S. 387. 

Leib: nnd Ehrenwache des Landesherrn: ©. 468. 

v. Lepel, Gefandter zu Wien: S. 16; am Bundestage: ©. 101. 116. 140. — 
Minifter bes Auswärtigen: S. 372. 420f. 423. 438,441. — Entlaffung: S. 441. 

Lichtfreunde. ©. Teutſch-Katholiken. 

Literatur und Kunft, deren Grzeugniffe in Kurheſſen: S. 20. 120. 142. 327. 
323, 336. 371. 397. 299. 448. 450 f. 

v. Lußberg, Mitalied des Krieasdepartements: S. 152. — Stadteommandant, fpäter 
General: S. 203. — Kriegsminifter: S. 234. — Anfchuldigung einer Ver: 
faffungsverlegung: S. 234. — Entlaflung: ©. 245. — Nbermals Kriegs: 
minifter: ©. 372. 417 ff. 468. 

Lotterie-Anlehn. S. Rothſchild. 

Luxemburg, Mitwirkung des kurheſſiſchen Contingents: ©. 227. 234. 237. 247. 466. 

Lyceum. S, Gaflel. 

Mackeldey, Profeſſor zu Bonn: S. 240. 292, 351. 

Mackeldey d. j. D. N. Rath, Juſtizminiſter: S. 468 f. 438, 450. 464 f. 48. 
503 f. — D. Ger. Director zu Hanau: ©. 505. 523, 

Märzbewegung: ©. 522. 
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Mainbrücke: ©. 496. 

Main: .... S. Etaatseifenbahn. 

Mainz: ©. 

v. d. Wialsbura, ur) W., Ehrenftallmeifter des Könige von Weltphalen: ©. 49. 
— Lanvaräfl. Bevollmächtiater zum Landtag: ©. 296. 

v. Manger, Dber:Boligeivirector: & 139. 140. 142. 145. 154. 160. 166. 162. 

— Perbaft ına und Amtsentſetzung: S 170. — u ©. 216. 

Manne von Hanau, Landtags: Abaeordneter, ©. 428. 

Viarburg, Univerfität, Vertretung bei den Landtagen: 2 — 289 fi. 296. 305. 
322. 376 453. 487. 514. — Ab: nnd Zugang von Brofefforen: ©. 152. 183. 
273. 450. 483, 498. — Pietiftiiche Richtung: ©. 233, 314. 447. — — 
liſch⸗theol ogiſche Facultaͤt: S. 238. 310. — Geſetz über die Studienzeit: S 
311. — Prüfungen: ©. 461. — Gerichtsbarkeit: S. 464. 

Martin d. ä., Advoeat: ©. 171. 216. 350, 

Martin d. j, Bfarrer: ©. 448. 

Meierverhältniß. S. Lehen. 

Meifterlin, — Kammerrath: S. 177. 190. 238, 240. 246. — Landtagscom⸗ 
mifar: ©. 267. 270. 275. 220. 291. 307. 808. 317. 328. 325. — Binanz- 
mirifter: ©. 326. 330. 334. 339 ff. 355 f. — Abgang S.345. — Kammer: 
director: ©. 345. — Gewählt zum Landtage vun 1836: &. 373. — Sonftige 
Thätigfeit: S©. 451. 491. 495. 507. 

v. Meyer d. &., Präſident der Generalcontrole, Borftand des Finanzminifteriums: 
©. 182, — Tod: ©. 190, 

v. Meyer d. j., Legationsrath, im geb. Gabinet fungirend: ©. Lä0. 

v. Meyerfeld, Negier. Präſident Ay Rinteln , landesherrlicher Commiſſar bei ven 
fyaumb. Landitänden: ©. 86 — Bundestagsgefandter: ©. 116. 201. 208. 
224. 238. — Abgang: ©. 251. 

v. Meyfenbug. S. Rivalier. 

Militair, Cinfchreiten am 7. Dec. 1831: ©. 2350 ff. 

Militair, Verfaflungseid: ©. 217. 255. 328. 516, 

Militairaushebung. S. Recrutirung. 

Militairhevärfnife, Anfertigung außer — ©. 508. 

Militairhef, oberfter: deſſen Wirkſamkeit, S. 234 ff. 418, 528. 

Militairetat: ©. 276. 2832. 315. 348, 372, 417. 467 fe 485 f. &. a. Bun- 
dıstag. Birndesfriegsverfaflung. 

Militairgerichtsbarfeit: ©. 45. 156. 232. 239, 

Militairperionen, Uebergang in ben —— S. 42. 

Miniſt⸗ranklage, gegen v. Loßberg: ©. 234. 245; gegen Haſſenpflug: ©. 275. 
228 291 f. 204 f. 297. 300 ff 303, 205. 363.366. 397; gegen v. Motz: 
— * Rn gegen ». Ganfen: * 427. 456 f. 458 f. — Bedingungen 

erielben: 


Dinfersöontrafignatur ©. 19. 224. 277. 342. 394, 428. 437. 438. 454. 457. 469. 
499. 510. — Mit der Formel „gefehen“: S. 390. 392, er berfelben: 
gr 354. — Mit der — „auf höchſten Befehl“: ©. 423. 
Mıniftergehalt, Anweifung: ©. 271. 
Minifterverantwortlichfeit: ©. "430. 
Moller, ©. Reg. Rath, Landtags: Abgeordneter: S. 374. 375. 4238. 
er Heirath des BrinzsRegenten: S. 240; bes Kurfürften Wilhelm H.: 


v. a, Diergerihte,: rector, Finanzminiſter: ©. 238. 257. 217. 296: 308. 
318, — Juftizminifter: &. 326. 335. 339. — Abermals Finan Wr = 
' 345. 350. 351.353 ff. 358. 867 ff. 389. 400. 405. 406. 409 
415f. 422. 430. 432. 485. 438, 467. 485. 500, 508, — Gntlafiung: 1: €. 528. 
Mühlendann, Aufhebung: ©. 398. 


v. Drüldner, Seneral, Krieceminifter: &.219. — Entlaſſung: S 234. — Ausicheis 
den aus dem activen Dientt : S©.283. — Gewählt zum Landtage v. 1833: ©. 285. 
Müller, Regier. Ercretar, Landtags-Abgeorbneter: ©. 227. 231. 234. 262 — 
Abgang: ©. 266. — Landtagscommiflar: &. 290. 328. 361. 
Müller, Cabinetsſeeretar: E. 136. 166. 169. 
v. Münchaufen, Vertreter der fehaumburgiichen Landflände: ©. 85. 145. 149. 
193. 


191. 19 

Muünfcher, O. ©. Rath, Regierungscommiſſar bei der Etändeverfammlung: S&.336. - 
D A. Rath: S. 345. 388, 466, — Mital. d. Verf. Revif, Comm. u. Tod: ©. 516. 

Münzmeien: ©. 340. 3423. 400. 508, 

Myſticismus. ©. Bietiftiiche Secte. 

Nachdruck, Bundesbefchluß dagegen: ©. 173. 398. 

Napoleons Geſetzbuch. S. Weftphälifches Recht. 

Nebelthau, O. ©. Anwalt, Landtage-Abgeorbneter: ©. 374. 376, 381. 385. 
386.389. 391. 397. 399. 404 f. 407. 409. 419. 419. 420, 423 ff. 432 ff. 
454, 457. 459. 462. 468, 467, 474. 476 f. 485. 487, 490. 491. 504. 
517. 523. — Präſident der Ständeverfammlung: ©. 501. 

Normal:Befoldungsetat: &. 233. 313. 314. 336. 345. 347. 361. 424. 483. 
484, 485. 486. 487. 514. 

DOber-Appellationd-Gericht, Belegung: ©. 258. 272. 484, 523. 525. — Berufung 
einzelner Mitglieder in den Staatsrath: ©. 283. — Geichäftsüberhäufung: 
©. 336. 464. 504. — Feler der 100jährigen Einfeßung: ©,483. — Aus: 
külfe durdy temporäre Mitglieser: ©. 513. — Eutfcheidung über Gegen: 
ftände des öffentlichen Rechte: S. 96. 120. 122. 147. 184. 186. 216. 231. 
308. 357. 370. 387. 451. 477. — Ueber Minifteranflagen: ©. 301, 305 f. 
366. 456. 457. 

v. Ochs d. A., Seneral: ©. 8. 126. 129. 145. 166. 

v. Ochs d. j., Mitglied des Krieasdepartements: ©. 152. 327. — Landaräflicher 
Bevollmächtigter zum Landtage: S. 436. 437. 456. 460. 488 f. 487. 

Oetker, Dber-Berichts:Anwalt: S. 399. 450. 

Drganifationsedict von 1821: ©. 154. 

Ortsobrigkeit: 385. 

Ortsvorſtände, Beitätigung: ©. 331. 

Papiergeld: ©. 233. 315, 324. 411. 508. 

&. a. Caſſenſcheine. 

Papſt, Verhandlungen mit demfelben: ©. 174. 

Barlamentarifche Regierungsweiſe. S. Repräfentativfyftem. 

Patrimonialgerichtsbarfeit, deren Aufhebung: ©. 11. 37. 

Permanenter Ausfhuß der Landſtände. ©. 2. 

Petitionen an die Landitände: ©. 460. 

Neritionsrecht, geſetzliche Sicherfiellung: S. 524. 

Pfarrwittwencafle: ©. 464. 

Pfeiffer, B. W., O. App. Rath: 148. 152. 303. 345, -- über den Verfaſſungs- 
entwurf v. 1880: ©. 209. — Mitglied der Gefegeommiffton von 1831: 
S.222, 283, — Mitwirkung zur Berfaffung von 1831: S 224. — Landtags— 
Abgeurbneter: S. 226. 232. 234. 243. 258. 262. 264. 274. 275 j. 276 
278. 279. — Gewählt zu den Landtagen von 1333: S. 285. 206. 218 1. 
— Gefchichte der Iandftändifchen Verfaffung: S. 328. — Sonſtige literariſche 
Thätigfeit: ©. 128. 142. 3ZL. 451. 

Philivpsthal, Landgraf, Theilnahme am Landtage von 1831: ©. 226. — Revers 
w. der Bevollmächtigung zu den Landtagen: ©. 237, 296. 501. 

Philippsthal, Gefammthaus, Apanage: ©. 276. 477. 

Pietiſtiſche Secte: S. 233. 259. 273. 314. 362. 386. 447 f. 497. 510. 522. 

PVolizeigerichtebarteit: ©. 232 337. 400. 465. 525. 

PVolizeiperfonal, Vermehrung: ©. 331. 424. 432, 436. 
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Volizeiverwaltung, den Gemeinden übertragen: ©. 525. 

Polizeiwillkühr unter Scheffer: ©. 508. 

Volytechniſche Anſtalt. S. Gewerbichule. 

v. Porbeck, G. Reg. Rath, Mitglied der fuldaiſchen Organ. Commiſfſion: S. 65. 
— Vertreter am Bundestage: S. 74 — D. App. ©. Präſident: &. 152. 
— Landtagscommiffar im 3.1830: ©. 199. 204 ff. 224. — Austritt aus 
dem activen Staatsdienfte: ©. 295. 

Poftregal, zu Leben gegeben: ©. 94. 

Preßangelegenheiten: ©. 71. 96. 173. 2360 ff. 275. 277. 311. 328, 508. 522. 
523. F 


S. Cenſur. 

Preußen, Behnsverbinblichfeit: ©. 479. 

Prinzen, Vertretung auf den Landtagen: ©. 226. 286. 287. 296. 436. 511. 524. 
— Revers wegen Bollmachtsausitellung an ihre Vertreter: S. 287. 296. 
501. — Tagegelder ihrer Bevollmächtigten: ©. 383. 

©. Garl. Friedrich. Philippsthal. — Rotenburg. 

Proceßordnung, neue: ©. 222. 271. 283. 335. 504, — Geſetz v. 1834: ©. 
335 f. 399. 464 f. 523. 

Proceßverfahren, öffentliches u. mündliches: ©. 283. 335. 465. 505. 523. 525. 

v. Radowitz, Lehrer an ber Kriegsichule: S. 152. 162% — In auswärtige Gar: 
u” verwiefen: S. 166. — Beargwohnt wegen des Drohfbriefes v. 1838: 

169. 170. 


Rangordnung: ©. 181. 

Rerrutirung. S. Kriegsvienftverpflichtung. 

er e über den Staatshanshalt: ©, 35. 49. 69. 192. 339. 346. 347. 
369. 411 ff. 418. — über die Landescreditcafle: S. 381. 

Regierungsanfall durch Erbfolge: ©. 392. 

Rehm, Brof. zu Marburg, über die Berfaffungsurfunde: S. 224. — Seffifche 
Befchichte : &,451. — NAbgeorbneter der Univerfität: ©. 487. 505. 514. 

—— Gräfin, geb. Ortloͤpp: ©. 148 f. 158. 167. 169. 182. 183. 1. 108. 

195 ff. 218. 223. 225. 239 j. — Morganatifche Gemahlin des Kurfürften 

Milbelm I.: ©. 481. 

en 'S. 526. 

Religion. S. Kirchenangelegenheiten. 

Religionsunterfchieh bei Beiegung der Staatsämter: &.45. — bei gemifchten 
Ehen: ©. 138. 446 f. — Bereinigung ber beiden evangelifchen Gonferfio: 
nen: ©. 138. 386. 

Rentenanftalt: ©. 451. 

Reftencafle: ©. 316. 

v. Riedefel, Erbmarfchall: ©. 217. 279. 288. 342, 352. 413. 430. 

v. Rich, Minifterialrath: ©. 152. 168. 182. 193. 216. — Minifter d. Innern; 
©. 219. 40 — Bundestagsgelandter: S. 251. 277, 278. 296. 441. 
Ritterihaft, Aufnahme der Söhne des Prinz-⸗Regenten: ©. 342. — des v. Waitz: 

©. 512. — Statuten: ©. 342. 383, — Stifter. ©. — 
Rivalier, geh. NReferendar: ©. 16. 19. 148. — Genfor: ©. — Geh. Cabi: 
neterath: ©. 151. 154. 166. 173. 196. 211. — Minifie: S. 216. 218. 
219. 224. — Gefandter zu Wien: S. 219. — Berbleiben beim Kurfürften: 


©. 245. 

Robert d. A. — . Marb., Landtags-Abgeorbneter im 3. 1815: ©. 26. 47, 
55. 68. 70. 

Robert d. j., Re m. u. Bolizeidirector: S. 266. 327. — Minifterialreferent: 
©. 397. 464. 482. — Gabinetsraih: ©. 483, 498, — Regierungs:Director 
zu Hanau: ©. 506. 


FERN geh. Referendar: S. 12. 19. 77. 122. 148. — Oberger. Director zu 
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Rinteln: ©. 152.5; zu Gaflel: S. 216. — Wahl zum Landtag v. 1838: 


©. 285. 

Rotenburg, Landgraf, Entichädignng wegen abgetretener Gebietstheile: ©. 82. — 
nicht vertreten auf dem Landtage v. 1881: S. 2236. — Ableben: S. 296. — 
Anfprüche feiner Wittwe: ©. 477. 

Rotenburger Quart, Heimfall nach dem Ableben des legten Landgrafen: S. 296. 
350 ff. 382 ff. 420. 423. 481 ff. 438. 471 ff. 516. 525. — Anfprüce der 
Allodialerben: ©. 351. 475. 

Rothſchildſches Lotterieanlehn: S. 496 f. 509. 522. 

Ruhe, öffentliche, Sicherftellung: S. 227, 273. 277. 

Runfelrübenzuder: ©. 324. 

Salzmann, Landtags-Abgeorpneter, Verhaftung: S. 388, 

Salzhandel: ©. 340. 400. 

Salzfteuer: ©. 314. 400, 

Schantz, Landtags-Abgeordneter: ©. 445 f. 

v. Schaumburg, Freifrau, nachher Gräfin: ©. 183. 219. — deren Söhne 1 Ehe; 
S. 372. — morganatifche Gemalin des Kurfürften Briedr. Wilhelm: ©. 
240. 243. 245. 249. 

Schaumburg, Grafſchaft, Kanditände: S. 85 f. 158. 190. 200; vereint mit den 
althefflihen: ©. 205. 217. — Empfang des Prinz-Regenten: S. 332. — 
Zollſyſtem: ©. 401. — Jubelfeſt der Vereinigung mit Heflen: ©. 513. 

Scyefler, Advocat, Fürjprecher der Bürgerbewaffnung: ©. 357. 512. — Lund: 
tags = Abgevrbneter: ©. 235. 296. 300. 205. 331 3836. — Mipi- 
rant zum Landiyndicat: ©. 350. — Juſtizamtmann: ©. 350. — Ober: 
ger. Rath: ©. 372%. — Landtagscommiflar: S. 373, 377. 380. 396. 4125. 
415. 418. 422 bis 512. — Resierungefoßem unter demfelben: S. 498. 
522. — Boritand des Minift. d. Innern: ©. 513, 514. 517 ff. 528. 

Scheffer, Friedr, Landtags-Abgeorbneter: S. 508, 

Sceffer, Heinr., Bürgermeifter, Randtags-Abgeordneter: ©. 453. 455 f. 

v. Scyend zu Schweinsberg, O. N. Ger. Praͤſident: S. 20. — Mitarbeiter an 
dem Berfaflungsentwurf von 1815: ©. 65. — Regierungs-Präfivent: ©, 
152, — Staatsminifter: S. 208. 217. 219. 227, 332. — Entlaſſung: 


©. 245. 
v. Schend, d. J., Austritt aus dem Staatsdienft: ©. 450, — Minifter des 
Ausw.: S. 5%5; entlaflen ©. 526. 
Scheuch, Advocat, Landtags-Abgeordneter: S. 232. 262, 279. 374. 379, 380. 396, 
Sciedsgericht. S. Compromißgericht. 
er Kirchenunion und Feier des Jahrstags des Schmalf. Bundes: 
. 386. 

v. Echmerfeld, Minifter: S. 12. 152. 166; — Landtagscommifjar im 9. 
1815: ©. 26. 43. 44. 53. 56. 65. 67. 74. 77. 83, -- Tod: ©. 188. 
Schmidt, Obriftlieutn., fpäter General, Vertreter des Kriegsminiftes in der 

Ständeverf.: S. 276. 339. 418, — SKriegsminifter: S. 483. 509, — Ent: 
laflung: ©. 528. 
v. Schminde, Minifter: ©. 12. 152. 216 f. — Entlaffung: ©. 219. 
Schmig, Profefor: S. 314. 
Schomburg, Advocat: ©. 58. — Bürgermeifter zu Gaflel: ©. 160. 168. 198. 
280. 361. — Mitglied der ſtändiſchen Landesſchuldencommiſſion: ©. 160. 
— Landtags = Abgeordneter: S. 204. 209 ff. 217. 218. 220. 229, 230: 
-296. 305. 309. 314. 326. 828 fj. 331. 335, 342. 346. 347. 849, 350, 
360 f. 361.370, 391.396. 398, 414. 416, 426. 427. 428. 429. 435. 450, 
453. 459. 460. 463, 474. 476 f. 481. — Mitglied der a 
direction: ©. 221; der. Brandverficherungs-Commilfton: S. 482 — Präfi- 
dent der Ständeverjammlung; ©. 8374. f 





— 52 — 


Schomburg d. j., Sohn des vorigen: ©. 450: 408. 483, 

Schotten, D. Kammerrath; S. 154. — NMinifterialrath: ©.182. — Mitwirkung 
bei der Sonderung des Staats: und Hausvermögens: ©. 207. 

Schriftfleller in Kurheſſen. S. Literatur. 

Schröder, Negierungsrath, Mitwirkung zu einer Reform der Kirchenverfaflung: 
S. 33. — Mitglied der Verfaſſungsreviſions-Commiſſton: ©. 516. 

Schuldenweſen. S. Landesjchyulden. 

Schulen. S. Gewerbsſchule. Gymnaſien. Volksſchulen. 

Schwarz · Roth ·Gold, als hochverrätheriſche Zeichen: ©. 272. 

Schwarzenberg, D. ©. Anwalt, Adſpirant zum Landſydicat: ©. 71. — Mitglied 
einer Deputation wegen des Bürgergardengefeges: ©. 253, — Landtage: 
Abgeordneter: S. 285. 294. A192. 331. 352. 263. 365. 370. 404 f. 428. 
428. 450. 456. 474, 484. 488. 501. 505. 510. 517. — Präfident d. 
Ständeverfammlung: ©. 428. 431. 

Schwarzenberg d. j., Sohn bes a ©. 450. 

Schwedes, D. Bergrath: S. 328. — D. B. Director: ©. 416. — Binanzmıni- 
fer: ©. 524, 


September 15. 1830: ©. 198. 283. 

Staatsangehörigkeit: ©. 334. 

Staatsanwaltsgefeg vun 1832: ©. 270. 354. 

Staatscaffe, Einheit derfelben: S. 69. 158. — Verbeflerte Einrichtung: ©. 339. 

Staatediener, Gehalte. S. Normalbeivldungsetat. 

Staatsdiener, Genehmigung zur Theilnahme an den Landtagen: ©. 284 f. 289. 
290. 292. 296. 806. 318 f. 373. 501. 


525. 
Staatsdiener, Unterfagung der Einmiſchung in öffentliche Angelegenheiten: S. 507. 
Staatsdienftgefeg: S. 221. 452. 
Staatseilenbahn: S. 496 f. S. Eijenbahnen. 
Staatsgerichtshof. S. Oberappellatiorsgericht. 
Stantsgrundetat: ©. 422, 
S. Boranfchlag. 
Staatshaushalt. S. Finanzgeſetz. end 
Staatsrath, als allgemeine Geſetzeommiſſion: S. 283. 
Staatsſchatz, deſſen Anlegung in inländifchen Papieren: ©. 411, 49. — Di: 
rectionsmitglieder: ©. 487. ©. Hausichaß. 
Staatsihuld. S. Anlehn. Landesichuld. 
Staatsverfaffung. S. Berfaflungsurfunde. 
Staatsvermögen: S. 28. 29. 30. 31. 34. 85. 66. 72. 74. 76. 121. 472. — 
Deſſen Sonderung vom furfürftlichen Hausvermögen: ©. 29. ff. 149. 
©. a. Haus: und Staatsſchatz. 
Stadt: und Landſchulen. S. Bolfsjchulen. 
Ständehaus: ©. 44. 281. 325. 373. 380. 394. 484, 497. 
Ständeverfamminng, Gottesdienit bei deren Gröffnung: ©. 202. 225. 288, — 
Pflicht zur zeitigen Ginberufung: S. 286. 302. 366. — Entlaffung ohne 
Landtags» Abjchied: ©. 365. f. 397, 458. — Geheime.Sigungen: ©. 291. 
462. — Auflöjung: ©. 278. 292. 428, 431. 483. 510. — Zufammentritt 
nach einem Regierungswechiel: S. 302. 
S. Landftände. Landtag. 
Ständeverfammlungen: von 1815, eröffnet den 1. März: S. 26; — 1816. Fehr. 
15: ©. 53; — 1830. Det. 16: ©. 202; — 1831. April 2: ©. 2235; . 
— 1888. Mir; 8: ©. 387; — 1833. Juni 10: ©. 296; — 1839. 
Nov. 0: ©. 318; — 1836. Nov. 22: ©. 374; — 1838. April 28: ©. 
128: — 1839. Dec. 10: ©. 453; — 1842. Der. 18: ©. 484; — 1845. 
ec. 9: ©. 500: — 1847. Juni 7: ©. BL 
Standesheren, Einfpruch gegen die Steuergefepgebung: S. 162. 408; gegen das 
Judengeſetz: S. 308; gegen die Gemeindeordnung: ©. 313. 832; gegen 
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ein Geſetz w. d. Volksſchulen: ©. 333; gegen Abſchaffung ber Denuncia— 
tionsgebühren: 465. 

Standesherrn, Vertretung auf den Landtagen: S. 322. 419. 458, 526. — 
Tagegelder ihrer ger ie ©. 383. 4830. 458. 454 ff. — Aus 
— derſelben: S. 457 ff. — Gerichtsbarkeit und Polizei: ©. 328. 

334. 465. 525. 


—— bei ver Wahl der Landſtände: ©. 501. 50P. 510. 512. 518 ff. 

Standesherrliche Bezirke, Stenerbrud: S. 200. 

Standesherrliches Edict: ©. 297. 8%0 ff. 333. 

Stenographen in der Ständeverfammlung: ©. 429. 462 f. 

v. Steuber, Adjutant des Kurprinzen Friedr. Wilhelm: ©. 153. 185. 182. — Ge 
fandter in Dresden: S. 182. 323: in Wien: ©. 327. 355. — Mi 
nifter d. Auswärt. ©. 441. 475. — Tod: ©. 499. 

Steuerbefreiungen, deren Aufhebung: ©. 7. 18. 27, 37. 39. 41. 57. 66. 70. 
73. 75. 81. 21. 136. 161. 178. 184. 341. 856. 406 f. 478 

Steuerverweigerung: ©. 452. 

Steuerverwilligung, nad) Ablauf der Binanzperiode: ©. 348. 422. 428. 481. 
436. 510. 522, 

Steuerverwilligungsredht der Landſtände. ©. 8, 

Steuerweien Fe eat S. 340. 405. 466. 

©. a, Glaffenfteuer. Grundftener. 

Strafanftalten: S. 338. 393. 465, 

Strafgeſetzbuch, beiten & Ausarbeitung: ©. 141. 222. 

Strafrechtöpflege: S. 222. 283. 337. 238. 299. 464. 504 f. 523. 525. 

S. Proceßverfahren. 

Subfiviengelder: ©. 34. 

Sunfel, ——— EEE. ©. 507 f. 522, — Unterfuchung gegen benjels 
ben: 511 

Symbolifche Schriften. ©. a Kirche. 

Synode: ©. 183. 233. 449. 

Tagegelver der Landſtände. ©. L. — der Etandesherrn. ©. St. 

Taufgefinnte. ©. Teutſch-Katholiken. 

Teutichstafholifen: ©. 498 ff. 502. 505 ff. 508 f. 514. 528. 

Teutfche Reichsverfaſſung. ©. R. 

Teuticher Orben, a. ber veräufferten Güter deflelben: ©. 102. 

Teutichland, junges: ©. 

v. — d. ä. Landtags⸗ — eordueter: 3 204. 226. 4283 429 433. 435. 456. 

— BBräfivent d. Ständeverf. ©. 226. 236. 240, 243, 512. 513. 516, 
— era ©. 2357. 2358. — Minifter d. ausw. Angel. ©. 266. 
267. 268. 277. 206. 327 f. 354. — Witgt. d. Wiener Gonferenzen: ©. 
328. 444, — GEntlaflung: ©. 372, a 

v. Trott d. j. bla Nigesrineten: ©. 520. „ 

Uferbau: ©. 384. 

Union der evangelifchen Kirchen: ©. 138. 386.” 

Uuiverfität Marburg S M. !2 

Berfaflung, Berbereitung im J. 1815: ©. 27 ff. 42 f. — u. ©. 65 ff. 
— Zurücknahme: ©. 77. 134, 148. — Entwirf von 1830: ©. 206. 

Berfaflungsurfunde von ge ©: 211 ff-220. 225. 227. 277, aan 289. 290. 

297. 389, 428. 455. 515, 526. — deren Grläuterung: ©. 298 f. — Ab: 
änderung: ©. 327. 515. — authentifche Interpretation: ©. 475. — Ber: 
ein Rn deren Aufrechthaltung: S. 279. — Gefährdung im I. 1847:7©. 515 f. 
S. Repräfentativiyitem. 
Berfaffungeeid: ©. 220, 2236. 328. 428. 516. 
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Bergleichögerichte: S. 336. 
Verhaftung von Abgeordneten: ©. 388. 456. 
Berfoppelung: ©. 375. 
Berorbnungen, inwiefern ohne ſtändiſche Zufti ı ©. 458 fi. 
Berfammlungsrecht, geſetzliche Sicherftellung: S. 526. S. Boltsverfammlungen. 
v. Verichuer, Adjutant des Kurf. Wilh. I1.: ©. 153; entlaflen: S. 166. 170. — 
. Stullmeifter des KurpringensMitregenin: S. 245. — Lanbgräflicher 
Bevollmächtigter zum Landtage: ©. 2937. 296. 300. 305. 368. 
Vertrag mit den Alliirten vom 2. Dec. 1813: ©. 7. 37. 38. 408, 
Verwaltungsbehörden: &. 340. 525. 
Bietor, Advocat, Landtags-Abgeorbneter, Unteriuchung wider im: ©. Alt. 517. 
Bilmar, Gymnaftallehrer, Mitwirkung zu einer Reform der Kirchenverfaflung : 
S. 33. — Unterftäßung der römischen Hierardhie: S. 239. — Landtags: 
Abgevrdneter ©. 279. — Gymmaflaldiveetor: S. 314, 361. 
Volksſchulen: S. 333. 385. 464, 
Volksverfammlungen, Verbot im 3. 1832: ©. 273. 278, 
Bolmar, Miniiterialreferent: ©. 251. 3%. 897. 503. — Minifter des Innern: 
©. 493. 495. 497. 499. 500. 502. 514. 
Voranſchlag der Staatseinnahmen und Ausgaben: ©. 213. 815. 411. 414 f. 
435 f. 469. 471. ©. Finanzgeſetz. Staatsgrundetat. 
Mahlanfechtungen unter Scheffer: ©. 511. 517 i 
Mahlen der Landitände, Einwirkung der Regierung: ©. 294. 510. 521. 522. 
Wahlgeſetz: S. 374. — deſſen angebliche Mängel: ©. 378. — Erläuterung: 
. 429. — Verbeſſerung: ©. 526. 
S. Standesprincip. 
Waitz von Ejchen, Landtags: Abgeordneter, bezw. landgräfl. Bevollmächtigter: 
©. 209. 236. 336. 512. 518. 521. 524. 
Waldeck, Streit wegen eines Staatscapitals: ©. 478. — Lehnsverhältniß: 
©. 478. 


v. Warnsdorf, Ob. Ger. Director, gewählt zum Landt. v. 1833: ©. 296. 

Maflerbau: S: 384. 

MWeinzierl, Dr., Laudtags-Abgeordneter: ©. 520. 

Weiß, Obrift, Kriegsminifter: S. 524. 

Merthmüller, Oberger. Rath, Landt. Abgeordneter: S. 262. 268. 274, 275. 
278. 332. — Gewählt z. Landt. v. 1883: ©. 385. 296 

MWeferichifffahrtsacte: S. 176. 

MWeftphalen, Königreich, deſſen Entftehung: ©. 4. — Berfaflung: ©. 4. — 
Misderauflöfung: &. 5. — Streitige Gentralangelegenheiten: S. 479, — 
Domainenveränßerung: S. Dumainem 

MWeitphälifches Necht, deſſen Befeitigung: S. 10, 

Meftphälifche Schuld: ©. 10. 79. 426. 316. 479. — Dienftcautionen und Depo⸗ 
fiten: ©. 316. ar»s-. , 

Metter, ritterfchaftl. Stift; ©. Kaufungem .-: 

Miedemann, Landt. Abgeordneter! S. 442. 

Wiederhold, — — — u Cafſel: ©. 152. 
183: zu Rinteln: ©.- 219.” — Mitglied der Sekten. v. 1830. 
&. 222. — Lande.‘ &44&:.225. 226. 227. 231. 234. 236. — 
Mitwirfung zur Annahm RU 3 
— AJuftigminifter: S. 245, und Minifterpräfident: ©. 246. 3417. 251. 253, 
— Ableben: S. 357. 

Miener — im Jahre 1814: S. 17; im J. 1834: ©; 397. 364. 488. 

Miener Schlußacte, Theilnahme Kurheflens: S. 145. — Bezugnahme auf dies 
felbe: ©. 418 f. 438, 440 f. 450. 






45. 478, 
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MWielenverbeflerung: ©. 335. 

Wıildfchadensgeieg: S. 265. 271. 514. 526. 

Wilhelm I., Kurfürit, Rückkehr nad Caſſel: S.6. — Königswürde: ©. 16. — König: 
lihe Hoheit: S. 22. — Ableben feiner Gemahlin: ©. 149. — Giynes 
Ableben: ©. 149. 

Wilhelm IL, als Kurprinz: ©. 6. &. 14. 43. 189. — als Kurfürft: ©. 151. 
— deſſen Gemahlin: ©.6. 15. 189.216. 218 239. 245. 249 ff. 386. 444. 
480. — deflen Töchter: S. 181. 4831. — Standbild: ©. 217. 428. 516. 
— Entfernung von Gaflel: ©. 225. 229. 239 ff. — Annahme des Kur: 
prinzen als Mitregenten: ©. 243. — Mitwirkung in Beziehung auf die 
rotenburger Quart: ©. 392. — Wiedervermählung mit der Gräfin Reichen: 
bach: S. 481; mit der Gräfin von Bergen: ©. 481. — Ableben: S. 514 

Wilhelm, Landgraf, Sohn Friedrichs, des Bruders Wilhelms L: ©. 339. — 
Anerfennung der Berfaflung: S. 5236. 

Wilhelmshöhe: Herkulesſäule: |. 9. 

Milfe, Pfarrer, Reden über öffentliche Angelegenheiten: ©. 225. 252, 264. BR. 449. 

MWippermann, Landtags-Abgeordneter: &. 283, 293. 294. 300. 305. 331. 336. 
339, 343. 344. 347. 348. 352 ff. 356. 357. 361. 363. 370. 386. 389 
433. 434. 435. 450. 453. 457 f. 465. 469. 474. 477, 481. 482 f. 49. 
501. 505. 509. 512. 513. 518, — Unterfuchung wieder denjelben: ©. 517. 
— Politiſches Glanbensbekenntnig: S. 524. — Landtagscommiflar: ©. 
524. — Finanzminifter: S. 535; entlaffen: ©. 526. 

MWippermann, d. j., Bruder des vorigen: S. 450. . 

Wiß, Oypmnaflaldirector zu Rinteln: S. 138. — Mitwirkung zu einer Reform 
der Kirchenverfaflung: ©. 233. — Landags- Abgeordneter: ©. 362. — 
Rede für Aufrechtdaltung der Berfaflung: S. 403, 

v. Wigleben, Minifter: &. 12. 152. 182. — Tod: 190. 

Möhler, Advvcat, Adſpirant zum Landſyndicat: S. 34, — Obergerichtsrath: 
©. 159. — Thätigkeit Bei der Staats- und Cabinetscaſſe: S. 188%. 207. 
219. 221, 241. 420, 481. 

Zollgefeggebung: S. 403 ff. 460. 

Zollverein: S. 176. 188. 190. 227. 337 ff. 245. 249. 254. 268, 393. 367, 
401. 503. 


S. Zollgeſetzgebung. 
Züchtigung, körperliche, abgeſchafft: ©. 525. 
Zunftgerichtsbarkeit: ©. 337. 
Zunft: und Gewerbevurdnung: S. Gewerbeordnung. 





Drudfebler. 


Seite 126, 3. 9 zu leſen: Gautionäre, ftatt: Sautionen. 
„ BT, „Mon erachten, ſt.: machten. 
„ 3, Bo . em, R.: den. 
„34 „13.  »  Woürde, fl.: würden. 
„ 37, „WW nn m dab, ſt.: das. 
„ 33, „ 3» miflen, fl.: willen. 
„ 34, „14 „ „ meiftene, fl.: wenigitens. 
„ 352, „ 7» » Hausvermögen, ft.: Grundvermögen. 
„363, „ 1» „» von Dflern 1835, fl.: von 1835. 
368, „ 1 uw demfelben, fl.: denfelben. 
„ 888, „ 2» beider, ſt.: leider. 
„ 338, „32 „  „ Weibdigs, ſt.: Weidings. 
„ 43, „» 9» » bdenfelben, ft.: demfelben. 
„ 483, „dd u» »  Großgartach, ſt.: Großgarbach. 
„ 452%, „Un » der Beldgüge der Heflen, fl.: der Heilen. 
„ 466, „ 2 „ u als Regel, ft.: als Regal. 
„ 470, „MM „ » Bundesfriegsverfaflung, ft.: Landeskriegsverfaſſung. 
„ 47, „37 u m folden, R.: folche. 
„ 582, „19 „ „226, fl.: 216. 
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